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. Das theoretische System der kapitalistischen 
Wirtschaftsordnung *). | 


Von 


EDGAR JAFFE. 


Die »historische Schule«, die über ein halbes Jahrhundert 
auf dem Gebiete der national-ökonomischen Forschung das Feld 
behauptete, hat durch den Tod Gustav Schmollers ihren aner- 
kannten Führer verloren. Sein Ausscheiden bedeutet aber mehr 
als nur dieses: Es bezeichnet das Ende einer großen wissenschaft- 
lichen Epoche und damit zugleich den Beginn einer neuen. 

Das Bleibende, was die historische Schule seit Roscher und 
Knies geleistet hat, ist festes Gemeingut der Wissenschaft ge- 
worden, aber den Anspruch, die alleinfruchibare Methode der 
wirtschaftswissenschaftlicnen Forschung zu vertreten, hat diese 
Schule nicht aufrecht erhalten können. Schon seit Jahren macht 
sich das Zurückschwingen des Pendels zum Gebiet der theoreti- 
schen Analyse des wirtschaftlichen Geschehens immer stärker 
bemerkbar. Und es ist gut so, denn die bisherige Stellungnahme 
der Anhänger der historischen Richtung, der fast alle führen- 
den Lehrer der Wissenschaft im Deutschen Reiche bis heute 
angehören, bedeutet ja tetzten Endes nichts weniger als den 
Verzicht auf eine auf eigenen Füßen stehende, d. h. nach sigang 
Methode arbeitende Wissenschaft überhaupt. | 

Charakteristisch hiefür ist die Stellungnahme von Männern 
wie Max Weber und Werner Sombart, von denen ersterer — 
trotz der außerordentlichen Breite seines Wissens und der Aus- 
dehnung seiner Arbeit auf eine ganze Reihe angrenzender Ge- 
biete (Rechtswissenschaft, Erkenntnistheorie, Soziologie) — die 


®) Robert Liefmann, Grundsätze der Volkswirtschaftslehre, Stuttgart und Ber- 
lin 1917, Deutsche Verlagsanstalt; I. Band: Grundlagen der Wirtschaft, XXIV 


und 688 Seiten, 


Archiv f, Sozialwissenschaft u. Sozialpolitik. 44. 1. I 
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national-ökonomische Theorie vollkommen vernachlässigt hat 
und auch gelegentlich seine Erwartungen bezüglich möglicher 
Resultate der reinen theoretischen Forschung auf ein Minimum 
beschränkt. Sombart dagegen hat zwar die Notwendigkeit der 
theoretischen Unterbauung historischer Arbeit des öfteren scharf 
betont, aber er will unter Theorie doch eigentlich nur die histori- 
sche Typenbildung verstanden haben und lehnt Erörterungen 
über Wert, Preis usw. als vollkommen überflüssig ab. 

Diese Stellungnahme der reichsdeutschen Wissenschaft 
gegenüber der theoretischen Forschung, die —in Gestaltder Grenz- 
nutzenlehre — doch ihrerseits schon seit mehr als einer Generation 
das Feld in Oesterreich, Amerika, Italien, der Schweiz und England 
behauptet, istwohlam ehesten shistorisch« zu verstehen: aus dem 
ersichtlichen Mißerfolg dieser Lehre, die zwar aufeinem heute ziem- 
lich allgemein als richtig anerkannten Grundgedanken sich auf- 
bauend doch trotz jahrzehntelanger Arbeit keine allseitig befriedi- 
gende Theorie der verkehrswirtschaftlichen Vorgänge zu entwickeln 
imstande war. Wohl ist gerade auf Grund der zahlreichen, dem 
neuerwachten theoretischen Interesse entsprungenen Arbeiten der 
letzten Jahrzehnte eine Fülle von neuer Einzelerkenntnis zutage 
gefördert worden, aber stets mißlang deren Zusammenfassung 
zu einem einheitlichen, durchsichtigen System. Und so mußte 
sich mehr und mehr die Ueberzeugung Bahn brechen, daß im 
Aufbau der Grenznutzenlehre ein prinzipieller Fehler enthalten 
sei, der ihre endgültige Ausgestaltung verhindert. 

Am deutlichsten tritt dies vielleicht hervor gegenüber der 
ungemein geistreichen und scharfsinnigen Arbeit des bedeu- 
tendsten der Grenznutzler Boehm-Bawerck, dessen großes, mit 
ungeheurem Aufwand geistiger Kraft und Schärfe geschaffenes 
Weık schon heute irgendwie im innersten Aufbau als nicht 
endgültig genügend, selbst von seinen treuesten Schülern und 
Anhängern sanft beiseite geschoben wird. Denn niemand wird 
leugnen können, daß — wenn die von Schumpeter aufgestellte 
Zinstheorie richtig ist — sie zugleich die Abkehr von dem Boehm- 
Bawerckschen Grundgedanken bedeutet. 

Eine bedeutsame Klärung der Lage ist sodann durch die 
beiden bekannten Werke Schumpeters !) erfolgt, die in durchaus 


1) »Wesen und Hauptinhalt der theoretischen Nationalökonomie«, 1908 und 
»Theorie der wirtschaftlichen Entwicklung«, 1912. 
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selbständiger Weise den heutigen Stand der theoretischen Er- 
kenntnis zusammenfassend den Weg zu einem neuen System 
weisen. Aber auch sie bieten noch nicht das System selbst, nur 
erst wichtige Vorarbeiten zu einem solchen. — Daneben haben 
zweifellos die obligatorischen Vorlesungen über theoretische 
Nationalökonomie, wo diese wirklich ernst genommen wurden, 
was allerdings nicht allgemein der Fall ist, eine Anzahl der 
ə Jüngeren « dazu geführt, mehr oder minder geschlossene Systems- 
versuche zu entwickeln, die aber noch keinen literarischen Nieder- 
schlag gezeitigt haben. 


I. 


In diese Lage hinein tritt nun heute das Liefmannsche Werk 
mit dem Anspruch, die große Lücke zu füllen, auf Grund einer 
völlig neuen Betrachtungsweise den Gesamiaufbau eines in- 
einandergreifenden Systems und damit eine endgüllige Erklä- 
rung der tauschwirtschaftlichen Vorgänge der modernen Wirt- 
schaft zu bilden. 

Und hier könnte bereits die Kritik einsetzen, denn es ist 
niemals angenehm, ein Buch zu besprechen, das — sozusagen 
auf jeder Seite — den Anspruch erhebt, zum ersten Male allen 
Schwierigkeiten einer Wissenschaft gerecht geworden zu sein, 
alle Vorgänger als mehr oder minder auf falschem Wege begriffen 
bezeichnet und die Priorität der richtigen Erkenntnis für sich 
allein in Anspruch nimmt. Aber dieser »Schönheitsfehler« ent- 
bindet natürlich nicht von der Pflicht genauester Nachprüfung 
solcher Ansprüche und höchster Anerkennung, falls diese sich 
auch nur im einzelnen Fall als berechtigt erweisen. 

Den Ausgangspunkt der Liefmannschen Theorie bildet eine 
— gegenüber der bisherigen Lehrmeinung — völlig andersartige 
Definition des »Wirtschaftlichene. Während vordem unter 
»Wirtschaften« die Beschaffung materieller Genußbefriedigungs- 
mittel (wirtschaftliche Güter) verstanden wurden, sieht Liefmann 
das Charakteristikum der Wirtschaft in einem rein psychi- 
schen Moment, nämlich in der Vergleichung von 
Nutzen und Kosten mit Bezug auf die Ge- 
saıntheit der Beaürfnisbefriedigungsmög- 
lichkeiten des einzelnen Menschen. Diese 
Ansicht ist an sich nicht neu: sie findet sich — wie L. selbst an- 

führt — zuerst bei Gossen und entspricht ferner dem Grund- 
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gedanken der Grenznutzentheorie. Gossens Lehre, der L. mit 
Recht die größte Anerkennung zollt, ist jedoch unvollständig, 
indem sie lediglich eine »Genußlehre« darstellt, also wohl die 
Nutzenseite, aber nicht die entsprechende »Kostenseite« 
berücksichtigt. 

Die Grenznutzenlehre ihrerseits geht allerdings von einer 
rein psychischen Grundlage aus, hält diese aber nicht fest, 
sondern fällt — nach Liefmann — wieder in den hergebrachten 
Materialismus zurück, indem sie die Aufgabe der Wirtschafts- 
Wissenschaft in der Aufzeigung des quantitativen Verhältnisses 
der materiellen Bedarfsbefriedigungsmittel erblickt, mit anderen 
Worten eine »Güterlehre« ist und sich auf das Wertproblem 
als Zentrum des ganzen Fragenkomplexes versteift und daher 
den Mechanismus der tauschwirtschaftlichen Verkehrsbeziehung 
nicht eindeutig und restlos erklären kann. 

Liefmann sieht — wohl mit Recht — den Grund für diese 
verhängnisvolle Ausrichtung der Wirtschafts-Wissenschaft auf 
den materiellen Gutsbegriff in dem historischen Ausgangspunkte 
unserer Wissenschaft, die aus praktischen Gründen mit der Frage 
nach der Entstehung und Vermehrung des Volksreichtumes an- 
hob. Die Merkantilisten suchten diesen im Gelde, die Physio- 
kraten in den Produkten des Bodens, die Klassiker und ihnen 
folgend Karl Marx in den Resultaten der menschlichen Arbeit. 

Aber stets war der Blick eingestellt auf die materiellen Dinge, 
die der Bedürfnisbefriedigung dienen und so blieb auch die 
Wissenschaft kleben an der Betrachtung der Produktionsvor- 
gänge und es gelang ihr nicht, den eigentlichen wirtschaft- 
lichen Gesichtspunkt von dem rein Technischen der Güter- 
produktion reinlich zu scheiden. 

Liefmann hat sicher vollkommen recht mit der Behauptung, 
daß diese unterschiedslose Vermischung von technischen und 
wirtschaftlichen Gesichtspunkten, die sich bis zum heutigen 
Tage in den Lehrbüchern breit macht, einen der Hauptgründe 
des unbefriedigenden Zustandes der Wissenschaft bildet: 

Dieser Richtung auf das Technisch-Materielle entspricht 
die Lehre vom objektiven Wert, die Arbeitswert- und Kosten- 
theorien. | 

Gegen das Ueberwiegen desrein materiellen erhob sich zuerst 
Gossen, dann die Grenznutzentheorie, die beide die Ursache 
des Güterwertes nicht in objektiven Momenten, sondern in der 
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psychischen Einschätzung des Konsumenten finden. Letztere 
bedeutet jedoch, wie bereits oben erwähnt, keine wirkliche. Ab- 
wendung von der »materialistischen« Auffassung der Wirtschaft, 
da sie wohl die psychische Einschätzung zur Erklärung des Wert- 
phänomens heranzieht, den Kern der Wirtschaft aber immer 
noch in etwas materiellem: dem Mengenverhältnis der Güter 
erblickt. In den letzten Jahren ist diese Vermengung technischer 
und ökonomischer Betrachtungsweise ziemlich allgemein als ein 
Hindernis empfunden worden und es mehren sich die Bestre- 
bungen, eine klare Scheidung beider Begriffe herbeizuführen 
(von Gottl, A. Voigt u. a.), doch wurde bei diesen Untersuchun- 
gen eigentlich mehr für die Klarstellung des Begriffes der Tech: 
nik als desjenigen des Wirtschaftlichen geleistet. 

- Ohne sich selbst direkt mit diesem Gegensatz zu beschäf- 
tigen, ist es vielleicht S.om bart , der der Aufdeckung dessen, 
was das spezifisch Oekonomische in dermodernen 
Wirtschaft bildet, am nächsten gekommen ist: einmal in dem 
energischen Hinweis auf die enge Verknüpfung der ersten. Re- 
gungen des Kapitalismus mit dem Aufkommen der Buchführung 
im mittelalterlichen Italien, ferner in der immer wiederkehrenden 
Betonung des Momentes der Rechenhaftigkeit des 
modernen Wirtschaftslebens. Am stärksten hat Sombart das 
Kriterium für das Spezifische der Verkehrswirtschaft wohl zum 
Ausdruck gebracht in der bekannten Feststellung, daß die ökono- 
mische Zwecksbestimmung einer Schuhfabrik nicht besteht in 
dem technischen Moment der Herstellung von Stiefeln, sondern 
darin, einen Gewinn (Ueberschuß von Nutzen über die 
Kosten) abzuwerfen. 

Dies nun ist der Punkt, von dem Liefmann seinen Ausgang 
nimmt. Der Fortschritt gegenüber Sombart ist dabei ein dop- 
pelter: 

1. einmal, daß er diese Erkenntnis zum prinzipiellen Aus- 
gangspunkt eines umfassenden theoretischen Pysfenıs macht 
und 

2. daß er an der rein. psychischen Erfassung dessen, was er 
als Wirtschaften definiert, mit eiserner Konsequenz fest- 
hält und seine Lehre von jedem Rückfall ins s Technisch- 
Materielle bewahrt. 

Dies. gelingt ihm vor allem auf Grund einer weiteren Er- 

kenntnis, die eine Anzahl bisher fast unüberwindlicher Schwierig- 
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keiten aus dem Wege räumt. Er weist darauf hin, daß die Wissen- 
schaft bisher fast ausschließlich die »Erwerbswirtschaften« ins 
Auge gefaßt hat, bei denen infolge der Umsetzung aller Kosten- 
und Nutzenbegriffe in zahlenmäßige Ausdrücke, in Geld- 
summen (Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung), selbst im 
Falle der Sombartschen Schuhfabrik die Gefahr der Verdeckung 
der rein psychischen Einstellung durch Materielles (in 
diesem Falle Geldsummen) vorliegt. 

Liefmann stellt nun neben die »Erwerbswirtschaft« die 
»Konsumwirtschaft«, d. h. das System psychischer Gegenüber- 
stellung von Nutzen (Bedarfsbefriedigung) und Kosten (Auf- 
wand von Arbeit und vorhandenen Gütern), die für jeden einzelnen 
von uns eben das »wirtschaftliche« Handeln ausmacht. Hier- 
durch gewinnt er die sichere Grundlage für seinen neuen und 
völlig eindeutigen, mit keinem Atom technischer Gegenständ- 
lichkeit vermischten Begriff des »Wirtschaftlichen«, das eben 
lediglich in jener »Rechenhaftigkeit«, in dem fortlaufenden 
Vergleich von Lust- und Unlustgefühl (Nutzen und Kosten) 
nach dem »ökonomischen Prinzipe«, mit Bezugaufdie Gesamt- 
heit der Bedürfnisbefriedigung des einzelnen besteht. 

Und er zeigt ferner, daß die »Erwerbswirtschaft« in keiner 
Weise eine Ausnahme von diesem Grundprinzipe bedeuten, weil 
sieeben keine selbständig in sich abgeschlossene Wirtschaft dar- 
stellt, sondern lediglich die Einkommenseite derjenigen Konsum- 
wirtschaften, die an ihnen beteiligt sind, inihnen die Quellen ihres 
(Geld-) Einkommens finden (Typus: die Aktiengesellschaft). — 

Mit dieser eindeutigen Festlegung des Begriffes des »Wirt- 
schaftlichen« ist ein ganz ungeheurer Fortschritt erzielt, der sich 
vor allem darin zeigt, daß eine ganze Anzahl von Antinomien 
der bisherigen Lehre glatt aus dem Wege geräumt werden. 

So gelingt es vor allem, den Begriff des Kapitales, 
dessen bisherige Unbestimmtheit und damit wissenschaftliche 
Unverwendbarkeit am klarsten darin aufzuzeigen ist, 
daß zwei inhaltlich vollkommen voneinander verschiedene Dinge 
mit diesem Ausdruck belegt wurden. Man spricht von Kapital 
im privatwirtschaftlichen Sinn (Erwerbsfond) und Kapital im 
volkswirtschaftlichen Sinn (produzierte Produktionsmittel), wo- 
bei ersterer Begriff sich ungefähr mit dem Sprachgebrauch der 
Praxis deckt, der zweite aber in keiner Weise mit diesem in 
Einklang zu bringen war. 
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. Dazu kam dann, daß fast jedes Lehrbuch Umfang und In- 
halt des Begriffes volkswirtschaftliches Kapital verschieden de- 
finiert: bei dem einen gehören z. B. Lebensmittel der Arbeiter 
dazu, bei dem anderen nicht. Die Frage, ob der Boden Kapital 
sei oder nicht, konnte nie endgültig beantwortet werden und 
ob ein Mietshaus oder eine Leihbibliothek zum Kapital zu rechnen 
sei, war eine Streitfrage, die mit den Mitteln der bisherigen 
Wissenschaft einfach unlösbar war. 

Hier schon schafft die Liefmannsche Begriffsbildung vollste 
und durchsichtige Klarheit: der Begriff des volkswirtschaftlichen 
Kapitals verschwindet, an seine Stelle treten die produzierten 
Produktionsmittel als eine rein technische Kategorie, die 
mit dem Wirtschaftlichen an und für sich nichts zu tun haben; 
das Mietshaus und die Leihbibliothek, ebenso wie der Grund und 
Boden aber fallen naturgemäß unter den Kapitalbegriff als 
Kostengüter,die der Erzielung eines Geld- 
einkommens dienen. Ebenso läßt sich jetzt ohne 
Schwierigkeit die Frage entscheiden, ob die Werkzeuge des mittel- 
alterlichen Handwerkers als Kapital anzusprechen sind oder nicht: 
als produzierte Produktionsmittel waren sie es jedenfalls und 
doch widerspricht die Annahme, daß der mittelalterliche Hand- 
werker mit Kapital ausgerüstet gewesen sei aufs stärkste allem, 
was auch die wissenschaftliche Anschauung mit dem Begriff 
des Kapitals bezeichnen wollte. Nach der neuen Auffassung 
liegt auch hier kein Zweifel mehr vor: die Werkzeuge sind ledig- 
lich technisches Produktionsmittel aber nicht Kapital. 

Die von Liefmann vertretene Auffassung des »Wirtschaft- 
lichen« als eines Systems psychischer Nutzen und Kostenabwä- 
gung führt notwendigerweise zu dem Ergebnis, daß »Wirtschaften« 
nicht etwas ist, was überall und zu jeder Zeit vorhanden und 
geübt wird, sondern vielmehr eine Kulturerscheinung darstellt 
mit ziemlich scharfer, räumlicher und historisch-zeitlicher Be- 
grenzung. Viele Jahrtausende menschlicher Entwicklung kennen 
wohl die technische Güterproduktion, aber noch nicht die Wirt- 
schaft. Diese beginnt erst mit dem Augenblick, in dem es als 
Aufgabe des einzelnen erscheint, das ganze Gebiet seiner Bedürf- 
nisbefriedigung planmäßig nach dem Grundsatze der Abwägung 
von Nutzen und Kosten einheitlich zu gestalten. Wirtschaften 
in diesem Sinne beginnt also für die moderne Geschichte mit der 
Ausgestaltung dessen, was wir als Verkehrs- oder Geldwirtschaft 
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bezeichnen und auch heute noch gibt es Menschen genug, die, 
in traditioneller Weise ihre Bedürfnisse befriedigend, zwar das 
technische Prinzip des kleinsten Mittels berücksichtigen, aber 
noch nicht von dem Bestreben ergriffen sind, die Gesamtheit 
ihrer Bedarfsbefriedigungsmöglichkeiten nach dem Prinzip des 
größtmöglichsten Ueberschusses von Nutzen und Kosten zu ge- 
stalten. Sie verfahren deshalb noch nicht »wirtschaftlich«, auf 
ihre Tätigkeit ist der Begriff des Oekonomischen noch nicht 
anwendbar: sie leben noch prä- oder besser a-ökonomisch. 
+ è La 

Bereits an dieser Stelle wird sich nun aber ein anscheinend 
grundlegender Einwand gegen die gesamte Liefmannsche Theorie 
geltend machen, der bei weiterem Studium des Werkes dem Leser 
sich immer mehr aufdrängt. 

Wenn. Liefmann alle wirtschaftlichen Vorgänge auf die sub- 
jektiven Bedarfsdeckungs-Empfindungen (Lust- und Unlust- 
gefühle) der einzelnen aufbaut, so könnte man sagen, daß er wohl 
zu einer individuellen Wirtschaftslehre gelangen könne, 
nicht aber zur Aufklärung aller jener Fragen und Probleme, die 
die Volkswirtschaft als solche umfaßt. T 

Demgegenüber stellt sich Liefmann auf den Standpunkt, 
daß es eine »Volkswirtschaft« im Sinne einer einheitlich geleiteten, 
nach ökonomischen Grundsätzen verfahrenden Wirtschaft über- 
haupt nicht gibt. Volkswirtschaft ist lediglich die Zusammen- 
fassung aller in einem Lande vorhandenen Einzelwirtschaften 
durch das Band nationaler oder vielmehr staatlicher Zusammen- 
gehörigkeit. Die Volkswirtschaft umfaßt aber keineswegs alle 
wirtschaftlichen Beziehungen ihrer Angehörigen, da sich diese 
über die nationalen Grenzen hinaus in die Weltwirtschaft hinein 
erstrecken. Es kann also nach Liefmann keine Theorie der Volks- 
wirtschaft geben (konsequenterweise hätte er dann sein Buch 
»Grundsätze der Wirtschaftslehre« und nicht »Grundsätze der 
Volkswirtschaftslehre« nennen sollen), sondern lediglich eine 
solche der Einzelwirtschaft und daneben eine Wissenschaft von 
den »politisch-wirtschaftlichens« Beziehungen, wie sie sich aus 
der bewußten und planmäßigen Einwirkung der Staatsgewalt 
auf das Wirtschaftsleben (Zoll-, Handels-, Sozialpolitik) ergeben. 

Es.ist das ja überhaupt ein großer Vorteil der »Einseitigkeit« 


Das theoretische System der kapitalistischen Wirtschaftsordnung. 9 


der Liefmannschen Lehre, daß sie es ermöglicht, den ungefügen 
Komplex der bisherigen Volkswirtschaftslehre in eme Reihe 
begrifflich und inhaltlich scharf voneinander ge- 
schiedenen ‚Wissensgebiete zu zerlegen, was jedem dieser zugute 
kommen muß. . 

Neben. der Wirtschaftsgeschichte und der Statistik wären 
als solche abzugrenzen: 

I. Theoretische Wirtschaftslehre (Individual-Wirtschaftslehre). 

2. Oekonomische Technik (umfassend alles was bisher in der 
Lehre von der Produktion usw. behandelt wurde). 

3. Privat-Wirtschaftslehre (auf deren wissenschaftliche Aus- 
gestaltungsmöglichkeiten Liefmann in äußerst bemerkens- 
werten Andeutungen hinweist). 

4. Wirtschaftspolitik (Einwirkung des Staates auf die individu- 
elle Wirtschaft). 

5. Staatswirtschaft (Lehre von der Eigenwirtschaft der öffent- 
lichen Körperschaften, einschl. der Finanzwissenschaft). 

6. Bevölkerungslehre. | 

7.. Soziologie (die aus der Tatsache des gesellschaftlichen Zu- 

-~ sammenlebens sich ergebenden Fragen; hier speziell die- 
jenigen, die sich auf diesem Gebiete durch die Zusammen: 
fassung aller im Tauschverkehr miteinander Stehenden 

für deren soziale und Klassenlage ergeben). 

II. l 

Eine weitere Teog der Liefmannschen Theorie besteht 
darin, daß auch von ihr aus das ganze System der wirtschaft- 
lichen Erwägungen als in fortwährender Bewegung begriffen 
und einem labilen Gleichgewichtszustand zustrebend, aber nie 
zu einem statischen Ruhezustand gelangend begriffen wird. 

Das Leben spendende und Bewegung erzeugende Prinzip 
des Ganzen beruht auf dem funktionellen Zusammenhang aller 
Einzelwirtschaften und zwar 

I. auf dem Wechsel der. individuellen Einschätzung von 
Nutzen und Kosten, entsprechend der sich verändernden Lage 
der Einzelwirtschaft (Steigen und Fallen der Gesamtbefriedigungs- 
möglichkeit entsprechend günstiger oder ungünstiger privatwirt- 
schaftlicher Lage = Einkommenssteigerung oder Verminderung) 
— oder allgemeiner wirtschaftlicher Verhältnisse (Konjunktur. 
Mißernte, Krieg) und dem durch die eine oder andere beding- 
ten Wechsel in der Einschätzung von Nutzen und Kosten. 
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2. Auf dem durchgängigen Zusammenhang aller Preise 
(Löhne), indem die Einkommen der breiten Schichten zugleich 
Kostenfaktoren der Erwerbswirtschaften sind und sich gegen- 
seitig bedingen: steigende Löhne bedeuten einerseits erhöhte 
Produktionskosten, andrerseits eine Stärkung der Kaufkraft 
der breiten Masse, durch welche ihrerseits wieder die Lage der 
produzierenden Erwerbswirtschaften verbessert wird. Gleich- 
zeitig aber vermindern die infolge solcher steigenden Löhne 
teurer werdenden Konsumartikel den Reallohn und viceversa. 

Diesem zentralen Problem des lebendigen und stetig wechseln- 
den Zusammenhangs aller wirtschaftlichen Tatsachen und Er- 
wägungen gegenüber hat die Grenznutzlehre versagt. Sie ist 
genötigt, um eine Erklärung der Preisbildung zu liefern, An- 
gebot und Nachfrage als ein fest gegebenes zu betrachten, während 
doch das wirkliche Problem darin besteht, zu erklären, wie es 
kommt, daß bis zu einer jeweilen bestimmten Grenze Kosten 
aufgewendet werden können *). 


*, Exkurs. Wer irgendwie einmal im praktischen, kauf- 
männischen Leben gestanden hat, kann niemals diese wirklich- 
keitsfremden Voraussetzungen der Grenznutzenlehre mitmachen, 
da er weiß, daß die Dinge nicht so liegen, daß auf dem Markte 
Verkäufer mit einem begrenzten Vorrat von Waren und Käufer 
mit feststehender Bewertung eben dieser Waren zusammen- 
treffen (vgl. das berühmte Schema vom Pferdemarkt). 

Im modernen kaufmännischen Leben handelt es sich, unter 
der Voraussetzung freier Konkurrenz, viel mehr fast stets darum, 
Abschlüsse zu tätigen über noch nicht produzierte Waren, 
für die im Augenblick zu bestimmten Preisen eine Absatzmög- 
lichkeit besteht. Die Aufgabe des Händlers bezügl. des Fabri- 
kanten ist es dann, die Produktionskosten, die ja ihrerseits 
wieder nichts absolut Feststehendes sind, so zu gestalten, daß 
sie einschl. des erwarteten Gewinness unter diesem Preis- 
niveau bleiben. Die Preise, d.h. die Nutzen- und Kostenschätzung 
der Käufer sind also ausschlaggebend für die Kosten, die jeweils 
für die Herstellung einer bestimmten Warengattung verwendet 
werden können. Um kein Mißverständnis aufkommen zu lassen, 
sei noch darauf hingewiesen, daß natürlich nicht die Preise für 
eine bestimmte Warengattung dauernd feststehen. Wohl aber 
erfolgt die Inauftraggebung für neu herzustellende Ware stets 
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Der Lösung dieses zentralen Problems haben in den letzten 
Jahren besonders die amerikanischen Theoretiker ihre Aufmerk- 
samkeit gewidmet. In den Werken Clarks und anderer ist jener 
allgemeine Zusammenhang aller Preise und deren gegenseitiger 
Beeinflussung auf das Stärkste betont, aber eine voll- 
kommene Lösung des Problems wurde noch nicht erreicht. Man 


so, daß der Preis für die bestimmte Partie im Augenblicke der 
Inauftraggebung bereits feststeht; sei es, daß der Auftraggebende 
die künftig zu liefernde Ware bereits vorher fest weiter verkauft 
hat, sei es, daB er damit rechnen kann, die Ware zu dem im Augen- 
blick herrschenden oder zu einem von ihm für die Zukunft be- 
rechneten, höheren oder niederen Preis sicher verkaufen zu 
können. 

Bei näherem Zusehen können wir allerdings feststellen, daß 
diese Art der Inauftraggebung im großen und ganzen nur für 
eine bestimmte Art von Waren zutrifft. Für die gewerb- 
lich produzierten, bei denen die Herstellung auf Auftrags 
die Regel, die Produktion »auf Lager« die Ausnahme ist. 

Umgekehrt in der Urproduktion, vor allem in der Land- 
wirtschaft. In letzter wird bei uns im Frieden Jahr für Jahr 
soviel produziert, wie der Boden hergeben will, scheinbar ohne 
Rücksicht auf Nachfrage und Preis. Dies hat seinen Grund aber 
lediglich darin, daß — verglichen mit der Weltproduktion — 
der Ertrag unserer Felder so gering ist, daß sicher damit gerechnet 
werden kann, für die gesamt geerntete Menge Absatz zu finden, 
die eventuell durch Zollschutz dem Preisniveau des Weltmarktes 
angepaßt wird. Entscheidend für Menge und Preis der Welt- 
getreideernte z. B. ist ja nicht die europäische Produktion, sondern 
diejenige der überseeischen Rohstoffländer. Dort aber gilt das 
gleiche System, wie bei der gewerblichen Produktion Europas: 
der jeweils herrschende oder in Zukunft erwartete Getreidepreis 
entscheidet darüber, welche Kosten auf die nächstjährige Ernte 
verwendet werden und bestimmt demnach deren Umfang. Be- 
sonders klar ersichtlich ist dies auch bei der amerikanischen 
Baumwolle, deren Anbaufläche je nahc dem für Ronbaumwolle 
erzielbaren Preis von Jahr zu Jahr mindest ebenso stark wechselt, 
wie die Silberproduktion der Vereinigten Staaten, für welche 
der jeweilige Silberpreis entscheidet, ob mit höheren Produktions- 
kosten arbeitende Minen in Gang gesetzt oder stillgelegt werden. 
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hat zu dem Ausweg greifen müssen, die Wissenschaft in eine 
statische und eine dynamische zu zerlegen, ohne aber zu einem 
vollkommen befriedigenden, gedanklichen Zusammenschluß beider 
zu gelangen. . 

Zur Klarstellung des Problems geht Liefmann zunächst auf 
die von Gossen aufgezeigte Tatsache zurück, daß bei der Be- 
friedigung unserer Bedürfnisse jede weitere Einheit des Be- 
dürfnis- Befriedigungs-Mittels einen geringeren Genuß 
ergibt, bis zuletzt Sättigung eintritt (Gesetz des abnehmenden 
Nutzens). 

Um ein Maximum von Bedarfsbefriedigung zu erlangen, 
darf man jedes Einzelbedürfnis also nur soweit befriedigen, daß 
der durch die letzte konsumierte Einheit bereitete Genuß bei 
allen Bedürfnisarten gleich groß ist. Nennt man diesen den 
Grenzgenuß, so kommt man zu einem »Gesetz des Ausgleichs 
der Grenzgenüsse«. Liefmann weist nun darauf nin, daß in 
Wirklichkeit nicht ausschlaggebend ist die Höhe des Genusses 
an und für sich, sondern vielmehr die Höhe des Genusses, die 
verbleibt, nachdem die zu seiner Erzielung aufgewendeten Kosten 
(Unlustgefühle) in Abzug gebracht worden sind. Die Anordnung 
des Bedarfbefriedigungsschemas (mit anderen Worten der »Wirt: 
schaft«) wird also nicht erfolgen auf Grund der erzielten Genüsse, 
sondern vielmehr auf Grund der jeweiligen Differenzen 
von Lust- und Unlustgefühl. Es wird also z. B. ein hoher Genuß, 
der aber nur unter Aufwendung einer großen Menge von Kosten 
(Unlustgefühle) zu erzielen ist, zurücktreten müssen vor der Be- 
reitung eines geringen Genusses, wenn ein solcher mit verhältnis- 
mäßig niederem Aufwand an Unlustgefühlen zu erreichen ist. 

Nennt man mit Liefmann diese Differenz zwischen Nutzen 
und Kosten den Ertrag, so kommt man in Weiterbildung 
‚der Gossenschen Feststellung zueinem Gesetzdes»Ansgleichs 
der Grenzerträöge« Hiermach bestimmt sich in jedem 
Einzelfall die Höhe der Kosten, die für jedes Bedürfnis jeweils 
aufgewendet werden können: wo »wirtschaftlich« verfahren wird, 
müssen in jedem Falle diese Grenzkosten gleich hohe sein. Wel- 
cher Nutzen der letzte noch erlangte sei und welche Grenzkosten 
auf ihn verwendet werden dürfen, steht niemals im voraus fest. 
Die Entscheidung hierüber ist eben die Aufgabe des wirtschaft- 
lichen Handels, das sich nach dem Gesetz des Ausgleichs der 
Grenzerträge zu vollziehen hat, wenn es seinem Ziele der Ver- 
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wirklichung des ökonomischen Prinzipes (größter Nutzen bei 
kleinster Aufwendung) entsprechen soll. 


III. 


Aus dem Vorhergesagten ergibt sich die ausschlaggebende 
Wichtigkeit, den der Kostenbegriff im Rahmen der 
dargestellten Theorie einnimmt. Da die Kosten die Gesamtheit 
der Unlustgefühle, Opfer und Aufwendung umfassen, die dem 
zu erlangenden Nutzen gegenüber zu stellen sind, so fallen unter 
diesen Begriff alle Aufwendungen für Arbeit (Lohn), Kapital 
(Zins) und Boden (Rente). Die Kosten finden ihre materielle 
Unterlage in den beiden Kostenfaktoren: Arbeit und aufzuwen- 
dende Sachgüter. Während in der Konsumwirtschaft beide 
psychisch gewertet werden (als »Arbeitsleid« bezüglich als »Ent- 
gang anderweitigen Nutzens der Sachgüter«), wird diese psychi- 
sche Einschätzung bei den Erwerbswirtschaften überdeckt durch 
die Tatsache, daß beide, Nutzen wie Kosten, hier auf Geldaus- 
drücke gebracht und so scheinbar materialisiert werden, doch 
nur scheinbar, da hinter den Geldbeträgen die Schätzungen 
der an den Erwerbswirtschaften beteiligten Konsumenten als 
die maßgebenden bestehen bleiben. 

Diese Geldrechnungsform der Kosten stellt rein 
technisch einen ungeheuren Vorteil dar, da sie die Möglichkeit 
gibt, die an sich rein psychischen und daher unwägbaren und 
also nicht ohne weiteres vergleichbaren Nutzen- und Kosten- 
empfindungen auf einen Generalnenner zu bringen, sie somit 
vergleichbar und damit beherrschbar zu machen. 

Unser ganzes modernes kaufmännisches Buchführungswesen, 
welches das Rückgrat der Rationalisierung unseres Wirtschafts- 
lebens bildet, ebenso wie das moderne Steuerwesen, das auf Ein- 
kommens- und Vermögensfeststellung beruht, ist erst hierdurch 
möglich geworden. 

Eine der wichtigsten dieser Geldrechnungsformen ist das 
Kapital, das nicht materialistisch als »produzierte Pro- 
duktionsmittele zu verstehen ist (siehe oben), da dieser Begriff 
lediglich eine bestimmte technische Seite gewisser Teile dessen 
umfaßt, was sowohl der Sprachgebrauch wie die wirtschaftliche 
Praxis unter dem Namen Kapital zusammenfaßt. Kapital ist 
vielmehr nach Liefmann lediglich eine bestimmte Geldrechnungs- 
form der Kosten und zwar diejenige, die die Feststel- 
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lung eines Geldertrages sämtlicher auf- 
gewendeten Kosten ermöglicht. Kapital sind 
also nur diejenigen Sachgüter und Geldsummen, für die ein be- 
stimmter (jährlicher) Ertrag errechnet werden soll. Kapital 
eines Fabrikunternehmens z. B. ist, wie aus jeder Bilanz ersicht- 
lich wird, nicht der wirkliche Verkehrswert der Gebäude, Ma- 
schinen usw., sondern eine bestimmte Summe (die oft bedeutend 
kleiner ist als jener Verkehrswert), deren Ertrag jährlich als 
Dividende an die Beteiligten ausgekehrt wird und deren Ver- 
kaufswert sich nach der Höhe dieser Auskehrung richtet (Börsen- 
kurs). Hieraus ergibt sich die merkwürdige, aber allgemein als 
selbstverständlich akzeptierte Tatsache, daß das Auss:hlag- 
gebende nicht die Kapitalsumme selbst, sondern der jährliche 
Ertrag ist. Diese überragende Wichtigkeit des Ertrages gegen- 
über der nominell erscheinenden Höhe des Kapitals erweist sich 
ja auch als historisch tatsächlich bestehend: in der Zeit der Ent- 
stehung und Ausbreitung der Verkehrs- und Geldwirtschaft 
tritt zuerst die Ertragssumme als das Ausschlaggebende auf 
(mittelalterlicher Rentenkauf, Annuität) und erst viel später die 
entsprechende Kapitalsumme, wie diesz.B. in der Geschichte der 
englischen Staatsschuld klar zutage tritt. 

Eine für die Aufhellung der historischen Genesis des Kapi- 
talismus äußerst bedeutsame Feststellung hat Liefmann übrigens 
bereits vor der vollen Herausarbeitung seines Kapitalsbegriffes 
gemacht. In seinem Buche »Beteiligungs- und Finanzierungs- 
gesellschaften« (2. Auflage 1913) weist er darauf hin, daß die 
Tatsache der ziemlich plötzlichen Entstehung größerer Kapitals- 
ansammlungen um die Wende vom Mittelalter zur Neuzeit nicht 
allein auf das Einströmen der Gold- und Silberschätze der neuen 
Welt zurückgeführt werden kann, weil diese hierfür viel zu klein 
waren. Der weitaus größte Teil des neuentstandenen Kapitals 
beruht vielmehr lediglich darauf, daß eine große Menge schon 
längst vorhandener Dinge, wie z. B. Grundbesitz u. a. m., die 
vorher lediglich als Mittel zur Beschaffung eines Naturalertrages 
bewertet werden konnten, jetzt durch die Entwicklung der Geld- 
wirtschaft und die hieraus sich ergebenden neuen Verwertungs- 
möglichkeiten den Charakter des Kapitals annehmen, womit 
sich dessen sprungweise Vermehrung erklärt. 
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Mit den Erörterungen über den Kapitalsbegriff schließt 
der erste Band. Der zweite (Schluß-) Band des Liefmannschen 
Werkes soll ım nächsten Jahr erscheinen. Er wird die Preis- 
und Einkommenslehre behandeln, die in ihren Grundzügen aber‘ 
bereits in in diesem Archiv früher veröffentlichten Aufsätzen 
vorliegen. Erstere in Band 34 unter dem Titel »Die Entstehung 
des Preises aus subjektiven Wertschätzungen« (1912), letztere 
in Band 41 unter dem Titel »Konkurrenz- und Monopoltheorie« 
(1915). 

Somit ist heute schon ein Gesamtüberblick über die Trag- 
weite des Liefmannschen Werkes möglich, wenn auch natürlich 
die ausführliche Darstellung der Preis- und Einkommenslehre, 
wie sie der zweite Band bringen soll, diese erst ganz in den Rahmen 
des Systems einfügen wird, so daß deren Beurteilung besser 
zurückgestellt wird. 

Seine Anschauungen über die Lehre vom Gelde hat Liefmann 
in einem besonderen Buch »Geld und Gold« (Stuttgart und Berlin 
1916) niedergelegt, das an dieser Stelle später besprochen werden 
wird. 

IV. 


Zusammenfassend läßt sich über die Liefmannsche Arbeit 
heute schon sagen, daß sie eine ganz ungewöhnliche Leistung 
darstellt, deren weitere Auswirkung eimen großen Schritt vor- 
wärts in der Erfassung und Durchleuchtung der Tatsachen des 
modernen wirtschaftlichen Lebens bedeutet. 

In dreifacher Weise macht sich diese Leistung geltend: 

Erstens wird uns hier ein völlig einheitlich aufgebautes 
System geboten, das den komplizierten Mechanismus der tausch- 
wirtschaftlichen Vorgänge auf seine einfachsten Zusammenhänge 
reduziert und damit die Bewegung des Ganzen erklärt und ver- 
ständlich macht. 

Zum zweiten wird die wissenschaftliche Theorie ihrer bis- 
herigen Weltfremdheit entkleidet, in engste Beziehung zu den 
Tatsachen und Erfahrungen des praktischen Lebens gebracht 
und damit zugleich eine ganze Reihe bisher nicht geklärter wissen- 
schaftlicher Fragen einer befriedigenden Lösung entgegengeführt. 
Der Gewinn wird ein doppelter sein: Die Wissenschaft wird der 
Praxis näher gerückt, diese aber zugleich der Einwirkung theo- 
retischer Erkenntnis in ganz anderer Weise zugänglich gemacht, 
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als dies bisher, bei der weitgehenden Lebensfremdheit der Theorie 
und deren entsprechend mangelnden Einfluß auf die Praxis, 
möglich war. Für die Zukunft könnten hier im Zusanmimen- 
wirken beider die schönsten Erfolge winken. 

Die größte Bedeutung des Liefmannschen Werkes liegt aber 
vielleicht auf einem Gebiet, an das der Verfasser — bei seiner 
ausgesprochenen Wertschätzung der individualistischen Ver- 
kehrswirtschaft — selbst am wenigsten gedacht hat: 

Die Liefmannsche Theorie ermöglicht dank ihrem einfachen 
und klaren Aufbau eine vollkommene Durchleuchtung der kom- 
plizierten Zusammenhänge der modernen Tauschwirtschaft; sie 
deckt ihre letzten Motive und Beweggründe mit unerbittlicher 
Klarheit auf und schärft so das Urteil für den Wert oder Unwert 
dessen, was mit dem Begriff der kapitalistischen Wirtschafts- 
ordnung umschrieben zu werden pflegt. 

In dem gleichen Jahr, in dem die zweite Auflage von Som- 
barts »Der moderne Kapitalismus« die historische Entfaltung 
und Weiterentwicklung dieser Wirtschaftsform vor uns abrollt, 
wird uns hier durch Liefmann die Möglichkeit geboten, die 
innerste Struktur und die treibenden dialektischen Kräfte dieser 
großen historischen Bewegung in aller wünschenswerten Klarheit 
zu erfassen. 

Beide Werke zusammengenommen ermöglichen eine sowohl 
in die Breite wie in die Tiefe gehende Einsicht in den Charakter 
und die Wirksamkeit der modernen Wirtschaftsordnung, wie 
sie bisher nicht geboten war und so steht das Bild der Epoche 
heute klar vor unserem geistigen Auge. 

Diese anschauliche Einsicht bietet aber zugleich die Mög- 
lichkeit klarer und gerechter Beurteilung des Wesens und der 
Bedeutung des herrschenden Systems. Wir müssen gestehen, 
daß das Bild kein erfreuliches ist. 

Wenn wir uns ganz versenken in die Betrachtung dieses 
Bewegungsmechanismus, der nach der rein materiellen Seite hin 
so Großes geleistet hat, so verstehen wir recht, warum die Eng- 
länder der ersten Hälfte des ıg. Jahrhunderts die National- 
äkonomie so gern als die unheimliche und unmenschliche Wissen- 
schaft bezeichnet haben. Aber nicht die Wissenschaft als solche 
verdient dieses Prädikat, sondern der Tatsachenkomplex, den 
sie zu beschreiben sucht. Jede und alle mit der Bedarfsdeckung 
des Menschen verknüpfte Tätigkeit wird hier in steigendem Maße 
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beherrscht von dem stetigen Bestreben nach größtem Nutzen 
bei kleinstem Aufwand (»Kaufe im billigsten, verkaufe im teu- 
ersten Markt!«). Ueberall erscheint das Streben nach Gewinn, 
nach Profit als das letzte und stärkste Leitmotiv, überall wird 
die Qualität ersetzt durch Quantität, der Gebrauchswert durch 
den reinen Geldausdruck des Tauschwertes. Da kann es uns 
nicht wundernehmen, wenn als Ergebnis auf der einen Seite 
der quantitative materielle Erfolg auf das Höchste gesteigert, 
auf der anderen Seite alle qualitativen menschlichen Werte 
immer stärker zurückgedrängt werden. 

Hieraus muß zuletzt eine völlige Verschiebung aller mensch- 
lichen Wertungen erwachsen und es ergibt sich das Resultat, 
welches wir stets als das letzte und tiefste Kriterium der kapi- 
talistischen Epoche empfunden haben: die fast völlige Verschie- 
bung der Kategorien Zweck und Mittel in bezug auf die 
menschliche Bedarfsbefriedigung. 

Der letzte Zweck aller produktiven Betätigungen des Men- 
schen und seiner Bedürfnisse selbst wird fast vergessen, jeden- 
falls völlig ins zweite Treffen geschoben gegenüber der Voran- 
stellung dessen, was Mittel sein sollte und nun Selbstzweck und 
Endzweck geworden ist: die materiellen Güter. Und zuletzt 
nicht einmal mehr diese selbst, sondern lediglich deren Quantitäts- 
ausdruck und Generalnenner das Geld, in dem zuletzt jede 
menschliche Erwägung, jedes gefühlsmäßig-bodenständige, alles 
Psychische, aus dem Bedarf und Bedarfsdeckung entsteht, aus- 
gelöscht erscheint in dessen rein quantitativer Aufrechnung. 
Bis zuletzt dieses Rechnen, dieses Vergleichen, dieses gegenseitige 
Abschätzen eines zu erringenden Ueberschusses, nicht mehr von 
Bedarfsempfindungen, sondern lediglich von Geldsummen, von 
Profit und Verlust den Menschen verzehrt hat und nur eine be- 
wegte Maschine: der City-Mann auf der Dollarjagd — als letztes 
Produkt der Entwicklung übrig bleibt. 

Ja, Liefmanns Buch kommt gerade zur rechten Zeit, wo der 
Krieg uns lehrt, daß nicht das Geld , sondern das Gut, nicht 
der Tausch-, sondern der Gebrauchswert das wirklich lebens- 
wichtige ist, wo von anderer Seite ein wissenschaftliches System 
der »Naturalwirtschaft« gefordert wird, das nicht Geldsummen, 
sondern Güter und Leistungen in den Mittelpunkt der Betrach- 
tung stellen will. Da ist es gut, wenn wir das herrschende System 


klar erkennen als das was es ist: als eine ungeheuer wi aiies- 
Archiv für Sosialwissenschaft und Sozialpolitik 44. 3. 
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volle, technisch vollkommene Maschine, die sich aber aufbaut 
auf der höchsten Steigerung gerade derjenigen menschlichen 
Triebe, deren Bändigung seit jeher Religion und Ethik, Erziehung 
und Staatskunst sich zur Aufgabe machen mußten. 

Alle menschliche Kultur kann nur entstehen und leben unter 
der Voraussetzung der Zurückdrängung der rein atomistisch- 
egoistischen Triebe. Ja, man kann sagen: Kultur ist gerade das, 
was aus und für die Gemeinschaft durch die Gemeinschaftsgefühle ` 
geschaffen, die Triebe des einzelnen bändigt und jener dienstbar 
macht. 

Hier aber haben wir ein System von Kräften, das, groß- 
artig in der Energie der Breite und der Wirkungsfähigkeit, sich 
gerade auf der äußersten Steigerung anti-kultureller Triebe auf- 
baut. Ein System, das im Zaum gehalten und an seinen Platz 
verwiesen, die sichere Unterlage materieller Zivilisation zu bilden 
imstande ist, das aber, wenn es zum Endzweck erhoben und aus 
dem Diener zum Herren wird, zuletzt alle und jede wahre Kultur 
ersticken muß unter dem Schwergewicht seiner Masse. 

Ob dieses System uns unterjochen oder 
von uns beherrscht werden soll, das ist die 
große Frage der Zukunft! 
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f I. Das Problem. 


Da erst ein klarer Einblick in die Lage der lohnarbeitenden 
Klassen sowie in die Bedingungen der Lohnarbeit selbst das 
volle Verständnis für die Eigenart einer Wirtschaftsverfassung 
zumal im Bereiche der Gütererzeugung gewährleistet, so wollen 
wir versuchen, uns ein Urteil über die gewerblichen Arbeiter- 
verhältnisse im Zeitalter des Frühkapitalismus zu bilden. Zu 
diesem Behufe müssen wir uns zunächst Klarheit verschaffen 
über die bei der Lösung dieser Aufgabe zu befolgenden Grund- 
sätze. 
Die bisherigen Versuche, Licht über die Vergangenheit der 
L.ohnarbeiter zu verbreiten gewähren nur geringe Befriedigung. 

Vor allem scheint mir die am häufigsten angewandte Methode, 
die man als dielohnstatistische bezeichnen kann, nicht 
sehr fruchtbar zu sein. Danach ermittelt man möglichst viel 
Lohnsätze während einer bestimmten Zeit, zieht daraus einen 
Durchschnitt und drückt die so gewonnene Geldziffer tunlichst 
in Getreidemengen aus. 

Was bezweckt man damit? Will man den Anteil des Arbei- 
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ters am Gesamtertrage ermitteln? Dazu würde niemals das 
Material ausreichen. Oder will man auf diesem Wege zu einem 
Urteil über die »Lage« des Arbeiters in den verschiedenen Zeiten 
gelangen; willman einen Maßstab sich verschaffen, um die »Lage« 
der Arbeiter in verschiedenen Epochen messen und miteinander 
vergleichen zu können ? Dann würde man erwidern müssen, daß 
diese Ziele mittels des lohnstatistischen Verfahrens niemals er- 
reicht werden, daß der Arbeitslohn ganz und gar keinen objek- 
tiven Maßstab zur Beurteilung von Arbeiterzuständen darstellt 
und erst recht nicht geeignet ist, zum Vergleiche verschiedener 
Epochen zu dienen. 

Zunächst ist ja jener »Durchschnittslohn«, auf den alle jene 
Untersuchungen abzielen, eine schlimme Fiktion. Ist es schon 
unzulässig, solche Durchschnittslöhne auf Grund des heutigen, 
so sehr viel reicheren lohnstatistischen Materials zu bilden, so 
ist es ganz und gar unmöglich mit Hilfe des geringfügigen Ma- 
terials, das wir für die vergangene Zeit besitzen; angesichts der 
ungeheuren Verschiedenheiten, die die Löhne früher noch mehr 
als heute aufwiesen. Was besagt ein Durchschnittslohn für die 
gesamte (!) Arbeiterschaft einer Epoche, wenn wir zur gleichen 
Zeit in denselben Berufen, ja in denselben Betrieben 
Löhne finden, die wie ı zu 60 sich verhalten? In der Steck- 
nadelfabrik zu Laigle schwankten (im x18. Jahrhundert) die 
Löhne zwischen ı Sou und 60 Sous täglich !). Im Bergbau ver- 
dienten um dieselbe Zeit an der einen Stelle die Häuer 50 Sous 
oder 2 Mk. in unserm Gelde, an einer andern 66 Mk. in der 
Woche 2). 

Wollte man sich aber auch über diese Schwierigkeiten hin- 
wegsetzen, so bliebe das andere Bedenken, daß die bloße Arbeits- 
lohnziffer ja noch gar nichts über die wirkliche »Lage« des Ar- 
beiters aussagt, nicht einmal über seine ökonomische, geschweige 
denn über seine allgemein-kulturelle Lage. Da ich ja mit jener 
Ziffer in der Hand nicht weiß, ob etwa noch ein Nebenverdienst 
vorhanden war, ob der Arbeiter ein Anwesen hatte oder nicht, 
ob die Familie mit verdiente, ob der Verdienst ein ständiger 
war usw. 

Und wie soll man nun gar mit diesen dürftigen Merkmalen 
Vergleiche zwischen verschiedenen Epochen anstellen, da die 


1) Levasseur Hist. de l’Industrie 22, 837. 
3) Jars Reisen r, 56; 4, 935. 
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Lage der Arbeiter ja von grundverschiedenen Umständen in 
verschiedenen Zeiten bestimmt wird? Hier machen sich all die 
Uebelstände, auf die ich öfters bei der Kritik der Bemü- 
hungen, die »Kaufkraft des Geldes« für eine bestimmte Zeit fest- 
zustellen, hingewiesen habe, in verstärktem Maße fühlbar. Qua- 
litäten sind eben ‚inkommensurabel‘ 3). 

So steht man also vor einem scheinbar unlösbaren Problem 
und ist nun der Gefahr ausgesetzt, den fehlenden objektiven 
Maßstab durch subjektive Werturteile zu ersetzen. Die meisten 
Geschichten der lohnarbeitenden Klassen, zumal diejenigen, die 
Sozialisten zu Verfassern haben, kranken an diesem entgegen- 
gesetzten Fehler, daß sie die Zustände der Vergangenheit im 
Lichte des Sozialpolitikers unserer Tage sehen und alle Tat- 
sächlichkeiten nach dem einfachen Schema: ‚gut oder schlecht 
für den Arbeiter‘ ordnen. Es braucht nicht erst ausdrücklich 
gesagt zu werden, daß mittels eines derartigen, sagen wir ethi- 
schen, Verfahrens eine wissenschaftliche, das heißt also 
objektive, Erkenntnis erst recht nicht zu erzielen ist. 

Aus diesem Widerspruch befreit uns allein die hier befolgte 
Methode: Gegebenheiten unter dem Gesichtspunkte ihres ‚Stils‘, 
das heißt ihrer Zugehörigkeit zu einem bestimm- 
ten Wirtschaftssystem zu ordnen. In unserem Falle 
werden wir die Eigenart der Arbeiterverhältnisse im Zeitalter des 
Frühkapitalismus am besten zu erkennen vermögen, wenn wir 
ihre größere oder geringere Annäherung an diejenige Gestaltung 
der Arbeiterverhältnisse feststellen, die wir als die einem voll- 
endeten kapitalistischen Wirtschaftssysteme angemessene er- 
achten müssen \,Welche das sind, lehrt die folgende Besinnung. 


II.,Das rationale Schema des kapitali- 
stisch-proletarischen Arbeitsverhält- 
nisses. 

Damit die Arbeiterverhältnisse der Idee des kapitalistischen 
Wirtschaftssystems entsprechen, müssen folgende Bedingungen 
erfüllt sein: 

ı. ein kapitalistisches Nur-Unternehmertum muß einem 
besitzlosen Nur-Lohnarbeitertum gegenüberstehen ; 

?) Vgl. auch die vortrefflichen Ausführungen, die zu diesem Punkte H a u- 
ser, Ouvriers du temps passé, XXII ff. und öfters macht, hauptsächlich 


mit Bezug auf D’Avenels großes Werk, das zur schärfsten Kritik auf jeder 
Seite in der Tat herausfordert. 
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2. auf beiden Seiten muß eine entschlossene kapitalistische 
Wirtschaftsgesinnung herrschen: das Erwerbsprinzip und der 
ökonomische Rationalismus müssen gleicherweise vom Unter- 
nehmer wie vom Lohnarbeiter Besitz ergriffen haben. Das be- 
deutet, daß auf beiden Seiten der Wille vorhanden ist, das 
Arbeitsverhältnis unter Hinblick auf a) höchsten Profit; b) höch- 
sten Arbeitslohn zu regeln. 

Auf beiden Seiten muß dem Willen zur höchst ökonomischen 
(was gleichbedeutend ist mit höchstkapitalistischen) Gestaltung 
des Arbeitsverhältnisses die volle Beherrschung der Marktvor- 
gänge entsprechen, damit der Wille, die Marktlage nach Mög- 
lichkeit zum eigenen Vorteil auszunutzen, sich verwirklichen 
lasse; 

3. das Arbeitsverhältnis muß auf freiem Vertrage beruhen 
und muß rein vertragsmäßig auf dem Grundsatze strenger Entgelt- 
lichkeit begründet sein. Der Vertrag erstreckt sich ausschließ- 
lich auf die vom Arbeiter zu vollbringende Arbeits leistung. 
Da die Rentabilität des Unternehmens letztlich der Leitge- 
sichtspunkt für die Festsetzung der Arbeitsbedingungen bildet, 
so wird der Lohn im Hinblick auf den zu verwirklichenden Zweck 
(teleologisch), das heißt eben nach der Leistungsfähigkeit 
des Arbeiters, bemessen. Die aus der oben beschriebenen Wirt- 
schaftsgesinnung folgenden Zwecke werden am besten verwirk- 
licht bei: a) kurzen Vertragsfristen; b) reinem Geldlohn; 

4. innerhalb des Betriebes muß die Arbeit ebenfalls unter 
rein rationalem (das heißt Rentabilitäts-) Gesichtspunkte ge- 
staltet sein: über die Arbeitskraft wird in rein sachlich-zweck- 
mäßiger Weise unter Außerachtlassung aller personalen Bedürf- 
nisse verfügt. Kooperation und Spezialisation sind bis zum 
äußersten Grade des praktisch Zulässigen entwickelt. Ber Ar- 
beitsprozeß ist ein ununterbrochener (kontinuierlicher). 

Daß das Schema ein ‚rationales‘ ist, besagt, daß es nicht die 
Wirklichkeit widerspiegelt, sondern in Gedanken aufgebaut ist 
(nur in diesem Sinne gebrauche ich selbstverständlich hier das 
Wort rational, nicht etwa im Sinne eines Werturteils). Aber 
die Wirklichkeit verhält sich diesem Schema gegenüber keines- 
wegs gleichgültig. Vielmehr können wir feststellen, daß die 
kapitalistische Entwicklung auf die in jenem Schema ausge- 
sprochenen Grundsätze hinstrebt; das Schema bezeichnet also 
gleichzeitig die Richtung einer tatsächlichen Bewegung. 
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Wenn ich nun im folgenden zeigen werde, daß die Arbeiter- 
verhältnisse im Zeitalter des Frühkapitalismus einerseits Züge 
aufweisen, die ihre Gestaltung im Sinne des Schemas bedeuten, 
andererseits aber noch mehr Abweichungen von dem Idealtypus 
enthalten, so gewinnen wir damit zugleich einen Einblick in die 
geschichtliche Eigenart jener Verhältnisse, die wir in einer Um- 
bildung aus dem alten Handwerk in die hochkapitalistischen 
Arbeitsformen begriffen finden. Die unvollkommene Erfüllung 
der im Schema genannten Bedingungen bezeichnet somit nichts 
anderes als einen Zustand unvollendeter geschichtlicher Entwick- 
lung, den wir also auch auf diesem Gebiete wiederum als eine 
Eigenart des kapitalistischen Zeitalters erkennen. 

Die Gesichtspunkte, unter denen wir im folgenden die Ar- 
beiterverhältnisse betrachten, entsprechen den vier verschie- 
denen Gruppen von Bedingungen einer proletarisch-kapitalisti- 
schen Gestaltung, die ich oben aufgestellt habe, so daß wir der 
Reihe nach würdigen müssen: 

I. die soziale Stellung der Arbeiter; 

2. die Seelenverfassung der Arbeiter; 

3. die Form und den Inhalt des Arbeitsvertrages; 

4. die Arbeit und ihre Organisation im Betriebe. 


III. Die soziale Stellung der Arbeiter. 


Daß die im Dienste kapitalistischer Unternehmer stehenden 
gewerblichen Arbeiter eine bunt zusammengesetzte Schar der 
verschiedenartigsten Wesen bildeten, ergibt sich sowohl aus 
dem, was ich im 53. Kapitel des ı. Bandes der Neubearbeitung 
meines ‚Modernen Kapitalismus‘ über die Beschaffung der Ar- 
beitskräfte, insonderheit über »die Entstehung des Proletariats« 
gesagt habe, als auch aus meinen Darlegungen im 46. und 47. 
Kapitel des 2. Bandes desselben Werkes. 

Wir treffen unter den gewerblichen Lohnarbeitern während 
der frühkapitalistischen Epoche nur zum (kleinen?) Teil 

I. besitzlose Nur-Lohnarbeiter, »Proletariat« 
im technischen Sinne, an. Andere wichtige Gruppen bildeten: 

2. die Unfreien, Leibeigenen, die uns in den 
Bergwerken Schwedens, Schottlands und Oberschlesiens, in den 
Manufakturen Böhmens, Mährens und Rußlands das ganze 18. 
Jahrhundert hindurch begegnen. 

Als verwandte Gruppe gesellten sich zu ihnen 


——— 


e DO 


24 Werner Sombart, 


3. dieAnstaltsinsassen, die ebenfalls zwangsweise 
die Arbeit verrichteten und sich von freien Lohnarbeitern außer- 
dem noch dadurch unterschieden, daß sie ihren Unterhalt nur 
zum Teil aus ihrem Arbeitsverdienste zu bestreiten hatten. 

Unter den freien Personen, die gewerbliche Lohnarbeit ver- 
richteten, befanden sich 

4. die verarmten Handwerker, denen aber noch 
ein Teil der Produktionsmittel selbst ge- 
hörte, die also deshalb nicht völlig besitzlos waren. 

Endlich gab es eine große Menge unter den gewerblichen 
Lohnarbeitern, 

5. die Landbesitzer, Landwirte waren. 

Diese Gruppe ist besonders wichtig und verleiht den Arbeiter- 
verhältnissen im Zeitalter des Frühkapitalismus ein ganz eigen- 
artiges Gepräge. Deshalb möchte ich etwas ausführlicher über 
sie berichten. 


Die Verbindung gewerblicher Lohnarbeit mit der Landwirtschaft, 

Ebensowenig wie alle gewerblichen Lohnarbeiter nebenbei Land- 
wirtschaft betrieben, ebensowenig waren alle Landwirtschaft betreiben- 
den gewerblichen Arbeiter Lohnarbeiter. Das Phänomen einer Ver- 
bindung gewerblicher und landwirtschaftlicher Arbeit reicht vielmehr 
weiter. Es umfaßt außer den gewerblichen Lohnarbeitern, die uns 
hier allein beschäftigen, auch die gewerblichen Eigenproduzenten und 
die ländlichen Handwerker, die wir beide schon kennen gelernt haben. 

Wie weit die Verquickung landwirtschaftlicher und gewerblicher 
Tätigkeit in der Frühzeit ging, in welch weitem Umfange also noch 
alle Berufstätigkeiten »bodenständig« waren, lehrt eine Statistik des 
Kreises Solingen, die die Zustände der 1830 er Jahre widerspiegelt. 
(Mitgeteilt bei Georg Friedr. von Hauer, Statist. Dar- 
stellung des Kreises Solingen [1832], 29/30.) Danach lebten von 
insgesamt 9718 Familien: 


von der Landwirtschaft allein . . . 2 2 2 20200023055 
von Handel, Krämerei, Wirtschaft, Handwerk im einzelnen 1763 
vom Tagelohn . . 2. 2 2 a 0 2 0 2.2. 1599 

davon in Verbindung mit dem Ackerbau . . . . 933 
von mehreren solcher Gewerbe ohne Landbau . . . . 346 
von solcher Verbindung mit Landbau . . . . . . . 2167 


Die Verbindung gewerblicher Lohnarbeit mit der Landwirt- 
schaft dagegen finden wir zunächst bei den meisten ländlichen Haus- 
industrien: also namentlich bei der Textilindustrie und der 
Kleineisenindustrie. Ob es sich um den Wirker in der Picardie oder 
im Vogtlande, um den Weber in Yorkshire oder Schlesien, um den 
Kleineisenindustriellen bei Sheffield oder in der Auvergne oder im 
Osnabrückischen handelte: immer betrieb er eine kleine Landwirt- 
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schaft meist auf eigenem Grund und Boden nebenher, die seine Arbeit 
einen Teil, oft sogar den größeren Teil, des Jahres in Anspruch nahm 
und ihm einen Teil seines Unterhalts gewährleistete. 

Es erübrigt sich, für diese bekannte Tatsache im einzelnen Be- 
lege anzuführen und genügt, den Leser auf die Darstellung der länd- 
lichen Hausindustrien in meinem ‚Modernen Kapitalismus‘ zu verwei- 
sen: man kann ohne weiteres als Regel annehmen, daß diese in Ver- 
bindung mit landwirtschaftlicher Tätigkeit ausgeübt wurden oder daß 
doch die ländlichen Hausindustriellen wenigstens am Gemeindelande 
mit Nutzungsrechten beteiligt waren, also eine kleine Viehwirtschaft 
hatten. 

Weniger bekannt hingegen ist die andere Tatsache, daß auch die 
Arbeiter in den gewerblichen Großbetrieben, 
also die Manufaktur- und Fabrikarbeiter, in weitem Umfang nebenher 
Landwirtschaft betrieben. Das ist uns für viele Gewerbe und für 
viele Länder gleicherweise verbürgt. 

Frankreich: die Papierindustrie in der Auvergne und in der 
Dauphinee wurde nur im Winter betrieben, während die Arbeiter im 
Sommer ihre Aecker bestellen, die teilweise entfernt von den Fabriken 
lagen. M. Kowalewski, La France 2, 83f. Viele Berg- 
leute im Herrault arbeiten nur 4 Stunden am Tage, »puis vont 
travailler leurs terres. HS. bei G. Martin, Louis XV., 268 
Im Art. XVIII der Ordonnanz vom 7. Juli 1783, betr. die Feuer- 
waffen manufaktur in St. Etienne, findet sich die Bestimmung: 
sles dits ouvriers ne pourront, sans aucun prétexte, excepté le cas 
de maladie ou de soins urgents pour la culture de 
leurs terres, interrompre le travaik etc. Wortlaut in der Enc. 
meth. Man. Tome II, Suppl. p. 52/53. Ein Arrêt vom 26. Juni 1725 
verordnet, daß die Leinen- und Baum wollmanufaktur der 
Normandie, mit Ausnahme von Rouen und Darnetal, ihren Betrieb 
vom I. Juli bis 15. September einstellen, um die landwirtschaftlichen 
Arbeiten nicht zu behindern. Isambert, Rec. 21, 257. Vgl. 
noch Dutil, Languedoc, 290. 

Von der Krainer Eisenindustrie erfahren wir dasselbe: »Von 
St. Jakobi bis St. Bartholomäi (25. Juli bis 24. August) haben die 
gesamten Arbeiter theils mit Eigenem, theils andern zu Hilf ihre Feld- 
arbeit zu bestreiten, die Gebürgler aber annoch ein Monath länger, 
weil die Erdfrüchte später zeitig werden. Man braucht also viele 
Arbeit... .» Aus einem amtlichen Bericht vom Jahre 1738. Alf. 
Müller, Gesch. d. Eis. in Inner-Oesterreich I, 355. 

Für Westdeutschland berichtet uns noch aus den 1840 er Jahren 
Banfield, Industry of the Rhine 1, 51 f., von der » Association of agri- 
calture with factory labour« als der allgemeinen Regel. Der Engländer 
stellt diese Eigenart fest, diein seinem Lande fehlt. The German is stillin 
that Kind of dependence on the soil which apparently secures sub- 
sistence and consequently indepence, even if accompanied by poverty. 
Er empfindet als irrational und rückständig einen Zustand, den Eng- 
land seit ein paar Menschenaltern überwunden hatte. Vgl. noch 
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Reuter, Verhältnisse der handarbeitenden Volksklassen in den 
deutschen Gegenden des mittleren Rhein- und unteren Main- und 
Neckargebietes (Zeitschr. d. Ver. f. deutsche Statistik I, 367. 373), 
und von Reden, Die Verhältnisse der handarbeitenden Bevöl- 
kerung im Fürstentum Hohenzollern-Sigmaringen (ebenda S. 635). 


IV. Die Seelenverfassung der Arbeiter. 


Von dem geistigen Zustande des frühkapitalistischen Ar- 
beiters habe ich schon eine Vorstellung zu geben versucht, als ich 
das Problem erörterte: wie dem Kapitalismus die notwendige 
Anzahl von Arbeitskräften zuzuführen sei. Als den Grundzug 
des Wesens aller freien Arbeiter der Frühzeit erkannten wir dort ?*) 
die vollendete Irrationalität ihrer Lebensauffassung und Lebens- 
führung. Wenn selbst in den Kreisen des Unternehmertums die 
triebhaft-instinktmäßige Natur des vorkapitalistischen Menschen 
noch keineswegs durchgehends unterdrückt war, so wird es uns 
nicht in Erstaunen setzen, wenn wir wahrnehmen, daß der Pro- 
zeß der Erziehung zum homo oeconomicus in der Arbeiterschaft 
noch kaum begonnen hatte. Der Arbeiter stand also auch im 
Dienste des kapitalistischen Unternehmers noch durchaus im 
Bann der alten Nahrungs-, Entbehrungs- und Genußideen. Der 
Arbeitslohn sollte ihm zu nichts anderm dienen, als den Unterhalt 
zu beschaffen. Was mehr verdient wurde, wurde verjubelt, wenn 
man nicht vorzog, überhaupt nicht zu arbeiten. Diese natürlich- 
kreatürliche Auffassung nannte man, wie wir sahen, in fort- 
schrittlich gesinnten Kreisen die »Faulheit«, die »Genußsucht« 
des Arbeiters. Und wir müssen hier nun, nachdem wir früher 
schon von diesen Zuständen Kenntnis genommen haben, fest- 
stellen, daß sich in der geistigen Struktur des Arbeiters bis zum 
Ende der frühkapitalistischen Epoche kaum etwas änderte. Ein 
paar Zeugnisse aus der zweiten Hälfte des 18. und (für Deutsch- 
land) aus der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts werden das 
erweisen. ` 

Ein so besonnener Schriftsteller wie der ältere Mirabeau 
(Lami des Hommes I, 207) spricht sich folgendermaßen über die 
französischen Arbeiter aus: »Les Ouvriers de premier ordre, comme 
Joyalliers, Orfevres et autres, font les Dimanches et Fêtes des de- 
penses en collations, où les vins muscats, étrangers etc. ne sont pas 


épargnés .. . tout s’y consomme; et si quelque jeune Ouvrier plus 
sensé veut éviter ces sortes de dépenses, la coutûme contraire a telle- 


3a) Siehe namentlich Seite 802 ff. des ı. Bandes der 2, Auflage des 
/ Modernen Kapitalismus«. 
» 
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ment prevalu, qu’il se verroit isolé et frappé d’une sorte d’excommuni- 
cation parmi les gens de sa profession. Le bas Artisans court à la 
Guinguette.... Tout cela revient ivre et incapable de servir le lende- 
main.e Den Sonnabend wird halb, den Montag und oft auch den 
Dienstag gar nicht gearbeitet. Fallen Festtage in die Woche, so er- 
scheint der Arbeiter (der hier allerdings wohl meist der Geselle ist) 
gar nicht zur Arbeit. Dasselbe lesen wir bei Mercier (Tableau 
de Paris Ch. CCCXXXTI): »Iln’y a plus que les ouvriers qui connois- 
sent les fêtes et les dimanches . . . »ordinairement l'ouvrier fait le 
lundi, c'est à-dire, s’&Enivre encore pour peu qu'il soit en train.« Ebenso 
urteilt Galiani (Discours sur le commerce des Grains, 28) über 
den »Artisan«: »tout ce qu'il gagne, il le consomme, il le dissipe.« 
Der welterfahrene Jars bleibt demgemäß bei der Meinung, die wir 
als die Meinung aller maßgebenden Männer der früheren Zeit kennen 
gelernt hatten: »ein Arbeiter, der zu viel verdient, ist selten ein guter 
Arbeiter« Reisen 4, 935. 

Die Schilderung, die ein deutscher Reisender von den französı- 
schen Arbeitern am Ende des 18. Jahrhunderts entwirft, mag die 
Richtigkeit dieser Beobachtungen bestätigen. Die Fabrikarbeiter 
(in Nimes) sind »das liederlichste Gesindel, das auf Gottes Erdboden 
herumgehete«. 

»Die Schilderung, welche man mir von dieser Menschenklasse 
macht, ist äußerst traurig. Unmäßigkeit und Schamlosigkeit sind die 
Hauptzüge ihres Charakters, und alle möglichen Fehler, die aus diesen 
beiden Lastern folgen, machen die übrigen Nuancen aus. Ihre Weiber 
sind schlechte Haushälterinnen, träge und hoffärtig, und im Wohlstand 
zu leckeren Näschereyen gewöhnt; im Elend werden sie schmutzig; 
die jüngeren bieten sich feil, stürzen sich in die größten Ausschwei- 
fungen und sterben ein Paar Monate nachher im Spital, als ekel- 
hafte Opfer des Lasters. Die Männer sind zum Spielen, Saufen und 
Raufen geneigt. Kömmt die Not an sie, so überlassen sie ihre Weiber 
und Kinder ihrem schauervollen Schicksale, werden Soldaten oder 
mischen sich unter Räuberbanden. Die älteren ziehen als Bettler 
umher« ... usw. usw. Joh. Georg Fischer, Candidat des 
Predigtamts (!), Briefe über die ländlichen Provinzen von Frank- 
reich (1790), 57 (3. Brief). 

WwiT ucker aber, der Engländer, hielt um die Mitte des 18. Jahr- 
hunderts seinen Landsleuten die Nüchternheit der Franzosen als 
Muster vor und nennt die englischen Arbeiter schlechthin Trunken- 
bolde: »sie werden um so lasterhafter, um so anspruchsvoller und 
um so fauler, je mehr die Löhne steigen und das Leben wolfeiler wird.s 

Ueber die Lebensführung deutscher Arbeiter besitzen wir ähn- 
liche Zeugnisse. »Die meisten Arbeiter in Fabriken sind junge Leute, 
die den Gesetzen ihres Handwerks gemäß den Ort, wo sie gelernt 
haben, auf einige Zeit verlassen müssen, und eben diese mit der Kunst, 
ihre Freiheit recht zu gebrauchen, unbekannten Leute begeben sich 
am liebsten an Oerter, wo sie diese Freiheit in einem hohen Grad 
haben und fast ganz ungestraft nutzen können. Einige ganze Tage 
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und fast alle Abende in der Woche sind in den meisten solchen Häusern 
dem Trunk gewidmet, der beides den Erwerb und die Gesundheit der 
jungen Leute aufreibt . .. Den meisten Handwerker, die als Gesellen 
in ihrer Jugend lang in Fabriken gearbeitet haben, hangen die Ge- 
wohnheiten der Fabriken lebenslang an. Viele derselben sind schlechte 
Hauswirte, Trunkenbolde und unruhige Köpfe... Wie viele solche 
junge Leute bringen sich endlich nicht durch Hurerei um ihre Ge- 
sundheite usw. Ramazzini-Ackermann, Abhandlung von 
den Krankheiten der Künstler und Handwerker usw. (1780), 276/77. 
Noch um die Mitte des 19. Jahrhunderts läßt sich ein Gutachten der 
Bremer Handelskammer wie folgt aus: »Viele Arbeiter finden sich 
veranlaßt, nur vier, manche sogar, wie es heißt, nur drei Tage jeder 
Woche in ihrem Beruf tätig zu sein, eine Sitte, die sich bei näherer 
Betrachtung nicht allein als eine dem Hang der menschlichen Natur 
zu beschaulichem Müßiggange (!) oder dem patriotischen Streben 
nach einem Anteil an der öffentlichen Politik (!) entspringende offen- 
bart, sondern auch als tiefgewurzelt in der sozialen Verirrungen, die 
Deutschlands Arbeiterklasse nicht fremd geblieben sind.« Mitgeteilt 
bei W. Frisch, Die Organisationsbestrebungen der Arbeiter in der 
deutschen Tabakindustrie (1905), 13. 

Gewiß waren das viel zu sehr verallgemeinernde Urteile ab irato. 
Aber sie sind zu häufig und stimmen zu gut mit der allgemeinen Vor- 
stellung, die wir vom vorkapitalistischen Menschen besitzen, überein, 
um sie für völlig unglaubwürdig zu halten. 

Die beiden »Ideologien«, die das Leben des Arbeiters be- 
lichteten, waren die Religion und die Berufsehre. Es ist ein 
besonderes Kennzeichen der Seelenverfassung des frühkapita- 
listischen Arbeiters, daß er from m, genauer: daßer kirchlich 
ist (was sich von selbst versteht), und daß er durchaus, soweit 
er überhaupt über sein enges Ich hinaus denkt, sich noch ge- 
hoben fühlt durch die Zugehörigkeit zu einem bestimmten 
Berufe. Was also im verneinlichen Sinne bedeutet: daß 
ihm ein irgendwelches »proletarisches«, zwischenberufliches 
Klassen bewußtsein noch fehlt. Das lassen vor allem seine 
Organisationsbestrebungen und politischen Forderungen erken- 
nen. Es ist gewiß zutreffend, wenn Steffen von den frühen 
englischen Gewerkvereinen sagt *): daß ihr Geist »wurzelte in dem 
für eine kräftige Handwerkerklasse charakteristischen Verlangen 
nach wirtschaftlicher Unabhängigkeit und gesellschaftlicher Be- 
förderung, daneben aber auch noch in dem Korpsgeiste und 
der Gewöhnung an wirtschaftlich-soziale Organisation, welche 
beide durch Tradition zu den alten zünftigen Gewerken ge- 


hörten«. 
4) Steffen, Gesch. d. engl. Lohnarbeiter 1, 507. 
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Derselbe Geist spricht aus den Kundgebungen der franzö- 
sischen Arbeiter beim Ausbruch der Revolution. Nichts lehr- 
reicher als die ‚Cahiers‘ der von der Vertretung in den Assemblees 
primaires ausgeschlossenen Arbeiter 5), also der eigentlichen 
Lohnarbeiterschaft. Da wird zum Beispiel in der Petition der 
»150 000 Arbeiter und Handwerker von Paris« eine Vertretung 
in den Wahlkörpern gefordert, wohlverstanden aber nicht durch 
Männer aus den Arbeiterkreisen, sondern durch — Unternehmer 
»Wo sind«, heißt es da, »in Eurer Mitte die Männer, die gewöhnt 
sind, unsere Arbeiten zu führen, nein zu leiten ?« »Wir fordern, 
daß unter unsern Vertretern sich auch berühmte Künstler, Groß- 
kaufleute inegociants , intelligente Industrielle (manufacturiers), 
selbst ehrenhafte Handwerker befinden; es gibt deren unter 
uns... Diese Bürger, deren Geister in den Künsten und Hand- 
werken genugsam bekannt sind, haben unsere Arme in Bewegung 
gesetzt und unter ihnen hoffen wir Vertreter zu haben.« 

Der bekannte Aufstand in Paris am 27. und 28. April 1789 
wird getragen von Arbeitern der verschiedenen Handwerker- 
zünfte, die sich durch die Papierfabrik des Mr. Réveillon in 
ihren Privilegien verletzt fühlten ®). 

Das weitere gehört in die Geschichte der sozialen Bewegung, 
die uns hier nicht zu beschäftigen hat. 

Besonders greifbar tritt das rein berufliche Gemeinschaftsbewußt- 
sein der frühkapitalistischen Arbeiterschaft in der Sinnesart der 
Bergarbeiter zutage. Von diesen berichtet ein guter Beobachter 
in Deutschland noch um die Mitte des 19. Jahrhunderts, daß »Alles, 
was Bergmann heißt, seien es Bergarbeiter oder Grubenvorstände 
oder Staatsbeamte, von einem und demselben Standpunkte aus auf 
das bürgerliche Leben und alle sozialen Verhältnisse hinblickt, sich 
selbst aber in einem gemeinsamen Stande vereinigt betrachtete. P. 
Mischler, Das deutsche Eisenhüttengewerbe.. 2 Bde. 1852. 
54. I, 127. »Die Gemeinschaft in Gefahr und in Freude bei glück- 
lichen Anbrüchen, in Hoffen und Harren nach lange ersehntem Er- 
folge, eine Gemeinschaft, die Hohe und Niedere in gleichem Maße 
teilen; dies ist es, was den Bergmannssinn hervorruft, und dieser 
Sinn ist es, der den Bergmannsstand erzeugt und ihm sein eigen- 
tümliches Leben einflößte, so schildert ein anderer Kenner die da- 
maligen Zustände. Freiesleben, Darstellung der Grundlagen 
der sächsischen Bergwerksverfassung, 270. Vgl. noch Gustav 
Schmoller, Die geschichtliche Entwicklung der Unternehmung. 


5) Zusammengestellt bei Ch. L. Chassis, Les élections et les cahiers 
de Paris, Tome II (1888), p. 571 ff. 
¢) Cahiers de Paris 3, 55. 
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X. Die deutsche Bergwerksverfassung von 1400—1600 (Jabrb. XV, 
0964 — 1029), wo die durchaus handwerksmäßig gedachte ältere Arbeits- 
verfassung im deutschen Bergbau, allerdings vorwiegend im Silber- 
bergbau, eingehend dargestellt ist. »Was damals festgesetzt wurde, 
ist für Jahrhunderte bestimmend geblieben, hat den Berg- 
arbeiterstand geschaffen, wie er noch vor 30 
Jahren in Deutschland bestande (a. a. O. S. 1009). 


V. Der Arbeitsvertrag. 


1. Die beiden Wurzeln des modernen Arbeitsvertrages. 


Der moderne Lohnarbeitsvertrag ist aus zwei Wurzeln er- 
wachsen: dem Gesindeverhältnis und dem Verlagsverhältnis. 

Das Gesindeverhältnis ist eine natürliche Gestal- 
tung der Arbeitsgemeinschaft zwischen einem Herrn und einem 
Knecht. Ihm liegt in seinen ökonomischen Bestandteilen die Idee 
der Nahrung oder Unterhaltsfürsorge zugrunde, die alle frühen 
wirtschaftlichen Beziehungen der Menschen untereinander regelt. 
Derjenige, der für einen andern arbeitet, tut es zunächst ge- 
zwungen: sei es daß er ein abhängiges Familienglied, sei es daß 
er ein Sklave ist. In beiden Fällen empfängt er vom »Arbeit- 
geber« seinen Unterhalt und stellt diesem seine Arbeitskraft 
sunentgeltlich« zur Verfügung. Jede Einzelventlohnung« ist 
diesem Verhältnis fremd. 

Eine erste Neuerung tritt auf, wenn fremde Personen zur 
Arbeitsleistung g e d u n g e n werden. Dann muß eine wenn auch 
noch so einfache Abmachung über die Arbeitsbedingungen er- 
folgen: wenigstens muß die Zeitdauer festgesetzt werden, während 
welcher die Arbeit geleistet werden soll. Das ist meist eine 
längere Spanne Zeit, in der Regel ein Jahr. Während dieser 
Zeit arbeitet der gedungene »Knecht«, als wäre er ein Sklave 
oder ein Kind, und erhält dafür wie diese seinen Unterhalt, den 
»Arbeitslohn« Zunächst in Gestalt der Gebrauchsgüter, die er 
zum Lebensunterhalt benötigt: sei es, daß er in die Haus- und 
Familiengemeinschaft des Arbeitgebers ganz oder gar eingeglie- 
dert ist, sei es daß er feste Beträge an Naturalien, das »Deputat«, 
sei es daß er einen Anteil am Ertrage der gemeinschaftlichen 
Arbeit empfängt. Zur Befriedigung desjenigen Bedarfs an Gütern, 
der auf diesem Wege der naturalen Darreichung n ic h t gedeckt 
wird, erhält er einen Geldlohn. Wird er krank oder alt, so sorgt 
der Herr für ihn, als ob er ein Kind oder ein Sklave wäre. Das 
ist das alte patriarchalische Landarbeiterverhältnis; das Ge- 
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sindeverhältnis im engeren Sinne, wie es eben auch noch zum 
großen Teil die Beziehungen zwischen Handwerksmeister und 
Gesellen während des Mittelalters beherrscht. 

Nun können sich Lagen ergeben, in denen nicht eine ganze 
Arbeitskraft während eines längeren Zeitraums dauernd bedurft 
wird, vielmehr nur ihre Arbeitsleistungen während einer kürzeren 
Zeit: auf Monate, Wochen, Tage. Dann wird sie auf kürzere 
Zeit für bestimmte Arbeiten gedungen, aber die Entlohnung er- 
folgt zunächst noch nach denselben Leitideen: der Arbeiter 
erhält seinen Unterhalt, damit er während dieser Zeit seine 
Arbeit verrichten kann, die noch immer als ein Ganzes, als 
Aeußerung einer lebendigen Persönlichkeit betrachtet wird. Es 
bleibt sich gleich, ob der Lohn in Gebrauchsgütern oder in 
Geld entrichtet wird. Immer bleibt es Unterhaltslohn, 
der nach einer bestimmten Dauer der Arbeit entrichtet wird: die 
Form dieses Lohnes ist selbstverständlich der Zeitlohn. 
Löhne dieser Art sind etwa die alten Bauhandwerkerlöhne oder 
die Löhne der Störarbeiter oder auch die Gesellenlöhne, wenn 
aie alte Familiengemeinschaft zwischen Meister und Gesellen 
aufgehoben ist. ; 

Die Umbildung dieses alten Unterhaltslohnverhältnisses in 
das moderne Arbeitsverhältnis erfolgt unmerklich. Die um- 
wälzende Idee ist diese: daß der Arbeitslohn bemessen wird 
nicht nach dem Bedürfnisse des Arbeiters, sondern nach dem 
Erträgnis seiner Arbeit, daß der Arbeitslohn ein Leistungs- 
lohn wird. Ich sagte schon, daß diese aus dem Erwerbsprinzip 
folgende Auffassung das Lohnverhältnis im Rahmen der kapita- 
listischen Wirtschaft kennzeichnet. An der äußeren Gestaltung 
des Arbeitsverhältnisses braucht sich darum zunächst nichts zu 
ändern. Der neue Geist kann sich in den alten Formen be- 
tätigen, bis der Zeitpunkt kommt, in dem er diese nach seinem 
Bilde umschafft: dann tritt die Form des Akkordlohnsan 
die Stelle des Zeitlohns, weil sich in diesem naturgemäß das 
Streben nach tunlichster Uebereinstimmung zwischen Arbeits- 
leistung und Arbeitsergebnis am leichtesten befriedigen läßt. 

Wir können an einzelnen Stellen verfolgen, wie sich der 
Arbeitsvertrag während der frühkapitalistischen Epoche tatsäch- 
lich in dieser eben bezeichneten Entwicklungslinie bewegt, so- 
weit er aus dem alten Gesindeverhältnis erwachsen ist. So 
scheint beispielsweise im Bergbau überall eine Periode des 


32 Werner Sombart, 


Zeitloehns dem Akkordlohn voraufgegangen zu sein. Während 
dann in den meisten Bergwerksgebieten der Zeitlohn schon früh- 
zeitig (großenteils noch im Mittelalter) durch das gleich zu be- 
sprechende »Gedingeverhältnis«, das eine Vorstufe zum modernen 
Akkordlohn war, abgelöst wurde, hat er in andern Gegenden 
bis zu dem Zeitpunkt bestanden, da der moderne rationale 
Leistungslohn an seine Stelle trat. Das wird uns zum Beispiel 
ausdrücklich für Joachimsthal bestätigt, von dem Jars?) be- 
richtet: daß die Gedingearbeit »seit einiger Zeit« eingeführt 
worden sei, weil sie sohnstreitig die vorteilhafteste (ist), wenn 
man nicht auf reiche Erze arbeitet«. 

Der eben gemachte Hinweis auf das Gedingeverhältnis im 
Bergbau lenkt unsere Aufmerksamkeit auf die andere Wurzel 
hin, aus der der moderne Lohnarbeitsvertrag erwachsen ist: 
das Verlagsverhältnis. 

Wie im Bergbau so ist in vielen andern Gewerben, wie wir 
bereits feststellen konnten, der im engeren Sinne kapitalistischen 
Organisation der Verlag weiland-selbständiger Handwerker vor- 
ausgegangen. Hier bestand die Beziehung zwischen Geldgeber 
und gewerblichem Arbeiter darin, daß dieser seine Erzeugnisse 
jenem für eine vereinbarte Summe abzulassen verpflichtet war, 
als Entgelt für die vorgeschossenen Geldmittel. Dieses Ver- 
hältnis dauerte nun — in der Vorstellung wenigstens — fort, als 
die Handwerker aufhörten, irgendwie selbständig zu sein und 
zu Lohnarbeitern im Dienste eines kapitalistischen Unternehmers 
wurden. Man brauchte den alten Verlagsvertrag jetzt nur gleich- 
sam umzukehren, so hatte man den neuen Gedingevertrag. Statt 
daß nämlich der Handwerker-Arbeiter seine Erzeugnisse zu einem 
vereinbarten Preise verkaufte, erhielt er nun für sie eine ihrer 
Menge entsprechende Vergütung in Gestalt des Arbeitslohnes. 
Der Gedingevertrag unterscheidet sich äußerlich in nichts vom 
modernen Akkordvertrag; er ist aber aus völlig anderm Geiste 
geboren. Als nun aber kapitalistische Ideen das Arbeitsverhält- 
nis zu beherrschen anfingen, da bot er sich als eine willkommene 
Form dar, den neuen Geist aufzunehmen, das heißt den Unter- 
haltslohn in Leistungslohn zu verwandeln. Es bildete sich in 
zahlreichen Industrien eine Art von Zwischenmeistersystem (auch 
in den Großbetrieben) heraus, das zum Teil bis heute weiter 
bestanden hat. 


7) Jars, Reisen 4, 845. 
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Die tatsächliche Gestaltung des Arbeitsvertragsverhältnisses 
im Zeitalter des Frühkapitalismus wird nun dadurch gekennzeich- 
net, daß sich die verschiedenen Ideen, aus denen der Arbeits- 
vertrag geboren werden kann, im einzelnen Arbeitsverhältnis 
begegnen und kreuzen. 

Die Sachlage wird noch verwickelter dadurch, daß, wie wir 
wissen 8), das Arbeitsverhältnis während der frühkapitalis- 
tischen Epoche keineswegs der freien Gestaltung durch die 
beiden vertragschließenden Parteien anheimgegeben war, viel- 
mehr in wesentlichen Punkten der obrigkeitlichen Regelung 
unterlag: das Arbeitsrecht war, wie wir seinerzeit feststellen 
konnten, ein grundsätzlich »gebundenes«. 

In dem außerordentlich bunten Gewirre, das die Bestim- 
mungen und Festsetzungen der Arbeitsverträge jener Zeit dar- 
bieten, werden wir uns am besten zurechtfinden, wenn wir die 
verschiedenen Bestandteile sondern und auseinanderhalten, was 
der einen, was der andern Welt angehört. Wir werden das füglich 
in der Weise tun, daß wir feststellen, was der Lohnarbeiterver- 
trag, der ja seinem inneren Wesen nach der kapitalistischen 
Rationalisierung zustrebte, noch an Resten der alten vorkapita- 
listischen Arbeitsverhältnisse: des Gesindeverhältnisses und des 
Verlagsverhältnisses, mit sich trug. 

2. Die Reste des alten Gesindeverhältnisses. 

Bis in unsere Tage hinein hat der allgemein-patri- 
archalische Ton im Verkehr zwischen Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer geherrscht, der das alte Gemeinschaftsverhältnis 
kennzeichnet. Der Arbeiter wurde mit ‚Du‘ angeredet, als der 
»Knecht«, der er war. In Deutschland trat darin erst in den 
1870er Jahren der Wandel ein, wie ich mich deutlich aus meiner 
Kindheit erinnere. Das Verhältnis war nur zum Teil ein ver- 
tragsmäßiges. Oft gab es gar keinen Arbeitsvertrag. Aber wenn 
der Arbeiter tüchtig war, konnte er schon darauf bauen, daß er 
nicht in Not kam; sollte er Unglück haben und die Kartoffel- 
ernte auf seinem kleinen Stück Lande mißraten, so wußte er, 
daß der Unternehmer ihm seine Bitte um Beistand nicht ab- 
schlagen würde. Solche Zustände treffen wir noch heute in 
Ländern mit ökonomisch rückständiger Kultur an °). 
~% Siehe ‚Mod. Kap.‘ Band I, S. 832 ff. 

®) Siehe zum Beispiel für den Kreis Mark in Schweden Gustaf af 
Geijerstam, Antekningen rörande fabrikarbetarnes ställning in Marks 


härad. Lorenska skrifter. 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 44. r. 3 
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Auch die äußeren Formen, in denen sich der Verkehr zwi- 
schen Unternehmer und Arbeiter bewegte, waren freiere, lässi- 
gere, als sie einem rationalisierten Verhältnis entsprechen. Sie 
trugen noch ein mehr persönliches Gepräge. »Mit den Ausloh- 
nungen der Gruben .. . ging es ebenso traulich familiär zu als mit 
den, allesumfassenden gesamten bergamtlichen öffentlichen Re- 
gierungsausübungen. Die Schichtmeister verrichteten sie, jeder 
in seinem Hause, nach Bequemlichkeit« 19). 

Die Verträge wurden meist auf längere Zeit abgeschlossen ; 
die Kündigungsfristen waren entsprechend lange. In der G4 a s- 
industrie zum Beispiel lief der Vertrag meist für die Dauer 
eines »Feuers«, das heißt so lange, als die Oefen in Brand ge- 
halten wurden, meist 9 bis Io Monate während eines Jahres. 
Wenn der Vertrag mit seinem Ablauf nicht ausdrücklich als 
gelöst erklärt wurde, galt er als »stillschweigend« auf ein weiteres 
»Feuer« für erweitert. Später wurde eine dreimonatliche, noch 
später eine einmonatliche Kündigung eingeführt !!). Dasselbe 
wird uns vom B e r g b a u und der M on t a n industrie berichtet: 
der Kontrakt der Hüttenarbeiter wurde nach der Preuß. Hütten- 
und Kammer-Ordnung auf ein Jahr geschlossen 213). 

Nun verstand sich aber die langfristige Bindung schon von 
selbst angesichts der eigenartigen Löhnungsformen und 
Wohnweisen, die ein dauerndes Zusammenarbeiten viel- 
fach zur Voraussetzung hatten. Weit verbreitet nämlich ist in 
der frühkapitalistischen Industrie die Sitte der Naturallöhnung 
und vielfach der Gewährung eines Stückes Acker- oder Weideland 
an den Arbeiter, wenn nicht gar noch eine Beköstigung des 
Arbeiters erfolgte; weit verbreitet die Sitte der Behausung durch 
den Unternehmer. Die folgenden Beispiele werden es erweisen. 

Darreichung von Lebensmitteln, Bekösti- 
gung: im Bereiche der Seidenmanufaktur des Königs von Sizilien 
in Turin gab es (1702) eine Fleischerei, eine Bäckerei und eine Schank- 
wirtschaft. Die Arbeiter erhielten in Löhnung Marken, mittels deren 
sie sich die Lebensmittel aus den genannten Betrieben kaufen mußten. 
Geld erhielten sie keins. Nach einem zeitgenössischen Bericht G. 
Martin, Louis XIV., 317 f£. 

Der französische Duc de la Meilleraye bezahlte seine Bergleute 
ebenfalls mit Lebensmitteln. De Boislisle, Corr. des Contr. 
gener. t. II, Nr.4329. 4 | 


10) von Trebra, Bergmeister-Leben, 30. ssas. So, 7 
1) Horn, Gesch. der Glasarbeiter S. 56. ait: 
12) Siehe den Wortlaut bei Bergius, Neues}Magazin?z, 180 f. 
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Für die Arbeiter in den französischen Papierfabriken bestand bis 
1751 die Verpflichtung der Fabrikanten zur Beköstigung. Nach einer 
Denkschrift vom Jahre 1739 mußten für die Mannschaft einer Cuve 
jährlich gekauft werden: 50 barriques guten Weines, 6 Pipen gutes 
Maiskorn, ı Pipe Getreide, 6 fette Schweine, 2600 Pfd. Fleisch, 
Fische, Butter, Käse, Oel. Im Jahre 1751 setzten die Fabrikanten die 
Abschaffung der obligatorischen Beköstigung durch. P. 
Boissonnade, in der Bibl. du Pays Poitevin Nr. 9 (1899), 
p. 11/12. Die Beköstigung der Arbeiter in den Papierfabriken er- 
folgte aber in Wirklichkeit noch länger. Siehe den Küchenzettel 
für die Papierfabriken der Gebr. Montgolfier (1765) bei G. Mar- 
tin, Louis XV., 284 f. 

In den österreichischen Bergwerken erhielten die Arbeiter »raitung- 
liche (das heißt in Löhnung) ein gewisses Maß von Getreide, Käse 
und Schmalz zu sehr geringen und beständig gleich bleibenden Prei- 
sen, dem sog. ‚Kapitulationspreise‘. Der über den ‚Pfennwert‘ hinaus 
und nach andern Abzügen verbleibende Lohnrest, das sog. Freigeld, 
wurde häufig gar nicht oder erst nach jahrelangem Drängen ausge- 
zahlt. Siehe für Tirol: von Wolfstrigl-Wolfskron, a.a. 
O. S. 114. 401 f.; für Steiermark: Pantz-Atzl, a.a.0O.S. ı02f. 
Für die ältere Zeit siehe die Nachweise bei Zycha, in der Viertel- 
jahrsschrift 5, 256 f. 

Nach der oben erwähnten preußischen Hütten- und Kammer- 
Ord. erfolgte die Lohnzahlung der Hüttenarbeiter ebenfalls teils in 
barem Gelde, teils in Früchten. 

Für Schweden siehe Mor. Meyer, a. a. O. S. 338 ff. 

Bekannt ist, daß diese Darreichungen in dem Maße, wie sie ihren 
ursprünglichen Sinn verloren, vom Unternehmer zu betrügerischen 
Zwecken mißbraucht wurden und zum sog. Truck-System 
führten. Deshalb bestimmen die Bergordnungen schon frühzeitig 
(z. B. die Schwazer von 1449), daß Naturalien den Arbeitern nur 
gereicht werden dürfen, wenn sie von diesen gewünscht werden. 

Gewährung von Acker- oder Weideland: am 
16. Juli 1599 wurde für das Eisenbergwerk zu Hammereisenbach 
(Baden) folgende Ordnung gemacht: die Arbeiter waren in zwei 
Klassen eingeteilt; in der ersten durfte jeder eine Kuh, in der zweiten 
je 2 Geißen halten. In der Holzarbeit »im Gsell« waren 13 Arbeiter, 
darunter 2 Weiber, die zusammen 29 Geißen hielten. In der oberen 
Holzarbeit (Köhlerei) und beim Schmelzofen rọ Arbeiter, davon 
hatten 7 je eine Kuh, einer 2 Gänse und der Holzmeister 2 Kühe. 
Im ganzen 57 Arbeiter mit einem Viehbestande von 4I Geißen, 39 
Kühen und ı Pferd. Sie benutzten die gemeinen Weiden usw. Beck, 
Gesch. d. E. 2, 705. | 

Zeugnisse für das 18. Jahrhundert: den Arbeitern bei den Blech- 
hämmern pflegt man »ein Stückgen Feld zu Gartenwerk und Gemüse 
und etwas Wiesen, damit sie eine Kuh halten können, einzuräumen«. 
Bergius, a. a. O. I, 321. 

Im Hüttenwerk zu Thiergarten (Hohenzollern-Sigmaringen) er- 
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halten die Blechwalzmeister noch im 19. Jahrhundert neben ihrem 
Geldiohn 4 Klafter hartes Holz, 4% Morgen Ackernutzung und freie 
Wohnung; ebenso die Vorwalzer, die Schweißofenarbeiter u.a. von 
Reden in seiner Zeitschrift Ir, 638. 

Von der französischen Tuchmanufaktur von Clermont l’Herault 
erfahren wir, daß »d’ordinaire il y avait aux alentours de la manu- 
factures de vastes terrains à nourrir les ouvriers. Bei G. Mar- 
tin, Louis XIV., 14f. 

»In Schweden ist fast auf allen nur etwas beträchtlichen Hütten- 
werken, besonders aber auf degen in dieser Provinz (Dannemora) 
belegenen, der Gebrauch eingeführt, jedem Arbeiter freie Wohnung 
und ein Stück Land zu geben, auf dem er I, 2 auch 3 Kühe halten 
kann« Jars x, 216 (Ao 1769). 

Behausung. Da ein großer Teil der Industrie, wie wir 
sahen, auf dem flachen Lande betrieben wurde, oft fern von jeder 
menschlichen Behausung, so ergab sich für den Unternehmer schon 
aus äußern Gründen die Notwendigkeit, für die Unterkunft seiner 
Arbeiter Sorge zu tragen. Aber auch aus innern Gründen war der 
Unternehmer bedacht, seinem Arbeiter innerhalb der Fabrikanlage 
oder dicht dabei Obdach zu gewähren. Das folgte aus der Idee des 
alten Gesindeverhältnisses. Es gilt vor allem für Frauen und Kinder. 
»Denn dem Empfinden der Zeit dünkt es unmöglich, daß eine un- 
verheiratete Arbeiterin, die rechtlich als Dienstbote gilt, oder ein 
Fabrikkind, das als Lehrjunge behandelt wird, außerhalb des Hauses 
seines Dienstgebers wohne«, bemerkt sehr treffend von Mieses 
in der Zeitschr. für VW. usw. I4, 216. 

Daher begegnen wir in allen Ländern während der frühkapita- 
listischen Epoche häufig Arbeiterwohnungen und Ledigenheimen in 
der Nähe der Fabrik oder der Manufaktur. Für Kinder werden sog. 
Kinderhäuser, geschlossene Anstalten mit strenger Zucht, errichtet. 
In Oesterreich, für das der eben genannte Grewährsmann a. a. O. die 
Verhältnisse in anschaulicher Weise schildert, stand noch im ersten 
Viertel des ıg. Jahrhunderts jede Fabrik (außer in Wien und Prag) 
mit einem Kinderhause in Verbindung. 

In besonders umfassender Weise scheint die Behausung der Ar- 
beiter in und bei den industriellen Etablissements in Frankreich or- 
ganisiert gewesen zu sein. Hier begegnen wir häufig ganzen Ar- 
beiterstädten und Kolonien, ja förmlichen Alumnaten (für weibliche 
Arbeiterinnen). So bildeten beispielsweise die Gebäude, in denen 
die Arbeiter wohnten, große Komplexe zusammen mit den industriellen 
Etablissements bei der kgl. Manufaktur von Beauvais (siehe Tarde, 
Studien, 79); bei der Manufaktur von St. Gobain (Levasseur 
2, 804); bei den Hüttenwerken von Chagey u. a.; die Wollwaren- 
manufaktur von Violets d’Aignan et Comp. in Montauban behauste 
300 Arbeiter, fast alle in »gewölbten Zimmerne (Almanach des Né- 
gociants, 193). Ganz eigentümlich mutet uns die Schilderung der 
Tuchmanufaktur von Clermont !’Herault an, die G. Martin (Louis 
XIV., 14 f.) entwirft: dort standen auf einem von einer Mauer um- 
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gebenen Gelände kleine Häuschen, in deren jedem ein Weber mit 
Familie wohnte und arbeitete: eine seltsame Vereinigung von Haus- 
industrie und Manufaktur, von gewerblicher Tätigkeit und Haus- 
wirtschaft. Jene Alumnate, von denen ich sprach, scheinen für 
Spitzenarbeiterinnen errichtet zu sein, wie wir aus einem Kosten- 
anschlag entnehmen können, den 1699 ein Clément de Gouffreville 
für eine in St. Denis zu errichtende »Manufacture de oen- 
tellese einreichte: 


für den Faden p. a. > VE re a ER 6000 1. 
20 Betten für die maîtresses br er I0ooo >? 
200 ? » >» apprentisses et ouvrieres age er 6000 » 
400 Paar Ueberzüge dafür . . ba ec te alle oe 1600 » 
40 > » für die maltresses ea nie A 400 » 
Tischservice Dre ne le he ee ee eh A 500 > 
Tischwäsche f De ee ee ae iis 500 > 
Gage der mattresses à 200 1. ; TE ae 4000 » 
Verköstigung der apprentisses & 100 GA ©.. . . 20000» 
usw. 


Insgesamt 96 300 l. 
Bei G. Martin, Louis XIV., 240/41. 


3. Die Reste des alten Verlagsverhältnisses. 


Deutlich tritt die Ableitung des Arbeitsvertrages aus dem 
früheren Verlagsverhältnisse im Bergbau zutage. Hier hatte 
frühzeitig (meist wohl schon während des Mittelalters) der ehe- 
mals selbständige Bergmann sich genötigt gesehen, Vorschüsse 
von wohlhabenden Leuten zur Fortführung seines Betriebes ent- 
gegenzunehmen. Die Verträge, die die Geldgeber mit dem 
Bergmann schlossen, waren die sog. Kostverträge. Diese Kost- 
verträge wandelten sich im Laufe der Zeit in die sog. Gedin ge- 
verträge um: hatte ursprünglich der Bergmann dem Geld- 
geber sein Produkt verkauft, so bezahlte ihn nun dieser für seine 
Arbeit nach der Maßgabe der zutage geförderten Menge Erz 
(oder später Kohle). In dem Gedingevertrag noch des 18. Jahr- 
hunderts lebt die alte genossenschaftliche Organisation des 
Bergbaus insofern weiter, als die Verträge meist mit einer Ka- 
meradschaft (Belegschaft) von 6, 8, ro und mehr Häuern ab- 
geschlossen werden. An die alte Handwerksmäßigkeit des Ver- 
hältnisses erinnert auch noch die sehr häufige Bestimmung, daß 
die Arbeiter einen Teil der Produktionsmittel selbst liefern 
müssen, das sog. Gezähe und Geleuchte. Der Gedingevertrag 
im Bergbau ist eine allgemeine Erscheinung in allen Ländern. 


Für Deutschland hatt Ludw. Bernhard in seinem 
1902 erschienenen Buche ausführlich die weite Verbreitung des 
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Gedingevertrages im Erzbergbau und seine Ableitung aus dem Kost- 
vertrage dargetan. Ein beliebig herausgegriffenes Beispiel wird die 
Gestaltung des Gedingevertrags um die Mitte des 18. Jahrhunderts 
erkennen lassen. Von den Mansfelder Silber- und Kupfergruben, die 
er im Jahre 1766 besuchte, berichtet Jars (4, 771f.): »Alle Arbeiter 
stehen ... . im Gedinge, welches fast unveränderlich ist und durch 
ihre Geschworenen eingerichtet worden. Gewöhnlich wird dazu eine 
Knappschaft von 20 Bergleuten genommen, denen man Steiger zu 
Aufsehern gibt. Sie gewinnen gemeinhin jede Woche 5 Fuder (zu 
je 48 Centn.) Erz, ein jedes derselben wird in einigen Gruben mit 30 
bis 32 liv., in andern aber nur mit 22 bis 24 liv. bezahlt. Hiervon 
müssen sie noch das Geleuchte, das Pulver und alles erforderliche 
ezähe halten und außerdem noch die Haspelarbeiter, sowohl inner- 
halb denen Gruben als außerhalb bezahlen.«e Dieselben Verträge 
finden wir in andern Ländern in fast denselben Formen, wie bei 
Jars nachgelesen werden kann. Siehe z. B. für Großbritannien 
daselbst 2, 444. 438. 460 (Kohlengruben); 4, 914. 933 (Bleigruben). 
Daß es Fälle gab, in aenen der Zeitlohn in Bergbau herrschte, 
bis ihn der moderne Akkordlohn ablöste, haben wir an dem Beispiel 
von Joachimsthal gesehen. 


Nächst dem Bergbau war die Montanindustrie das 
Feld, auf dem der Gedingevertrag zu Hause war. Seine An- 
knüpfung an den alten Verlagsvertrag ist hier noch augenfälliger. 
Wir begegnen einer Menge von Abstufungen vom fast reinen 
Verlagsvertrag, der sich in einer Art von Pachtvertrag (der Hand- 
werker-Arbeiter »pachtete« gleichsam die Hütte) darstellt, bis 
zum fast reinen Akkordlohnvertrag. Auch tritt der Arbeiter 
noch deutlicher in seiner Handwerkerhaftigkeit in die Erschei- 
nung, sofern er als »Meister« die übrigen Hilfsarbeiter anwirbt 
und ausbezahlt. An ein paar typischen Fällen wird sich der 
eigenartige Charakter dieses Hüttengedingevertrags am ehesten 
aufweisen lassen. 

Am besten sind wir über die Gestaltung des Arbeitsvertrages auf 
den Blechhäömmern unterrichtet. Der »Prinzipalarbeitere war 
der »Blechmeister«, der die übrigen Arbeiter: den Handschmied, den 
Saumausgleicher, den Förderausgleicher, den Uhrwoller, den Lehr- 
knecht und den Kölbelaufseher anzuwerben hat. »Bei seinem Anzuge 
muß er gangbar Werk samt Inventario überkommen und solches bei 
seinem Abzug auch wieder übergeben ... Inzwischen ist er während 
der Gedingzeit schuldig, alles Geräte an Steltzen, Strichen, Schienen, 
Fröschen, Keilen, Füßen, Büchsen, Seulen, kupfernen Formen, Han- 
brey-Lehm, Schmiere u. dgl. auf seine Unkosten zu halten... Was 
aber das Hauptgebäude und die andern Sachen als Flutter, Wellen, 
Sohl-Werck, Schmiedestöcke u. dgl. betrifft, die muß der Hammer- 
herr selbst halten.« Der Blechmeister arbeitet auf Lieferung, das 
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heißt er erhält eine gewisse Menge Eisen und muß dafür eine bestimmte 
Anzahl Bleche liefern, für die er bezahlt wird. Siehe Herttwigs 
Bergbuch, 86 ff.; Allgem. Schatzkammer I, 587; Beschreibung des 
Eisen-Hütten- und Hammerwerks Burg im Voigtlande in D. Schre- 
bers Neuem Kameralmagazin 9, 200ff.; Bergius, Neues 
Kam. Magaz. ı, 319f.; Jars, Voyages ı, 85f. (Blechfabrik in 
Böhmen). 

Aehnliche Verträge beim Verzinnen der Bleche: dem Blech- 
meister entspricht der »Zinnere. Bergius, a. a. O. S. 32I; beim 
Hochofen. Jars, l. c. p. 90: »tout ce travail se fait à fort 
fait, c'est-à-dire tant par quintak; auf den Hammerwerken. 
Für diese besitzen wir aus Frankreich eine besonders anschauliche 
Darstellung eines Gedingevertrages, den der reiche Bankier Masson 
mit einem Hammermeister (marteleur) im Jahre 1724 abschließt. 
Die Bedingungen sind folgende: Herr Masson »verpachtet«e dem 
Hammermeister für 390 liv. auf ein Jahr seine Hütte. Der Hammer- 
meister erhält freie Wohnung, Heizung und den Genuß eines Hanf- 
ackers (cheneviere) sowie des Grases an den Wegerändern. Er sorgt 
für das Handwerkzeug und nimmt die Arbeiter in seinen Dienst. 
Herr Masson liefert die Roh- und Hilfsstoffe: 1600 Pfd. Roheisen 
und 314, Karren (bannes) Holzkohle für 1000 Pfd. Schmiedeeisen; 
1600 Pfd. Roheisen und 4 Karren Kohle für ro ‚Ballons‘ Stahl. Er 
bezahlt dem Hammermeister alle 14 Tage den Satz von 12 liv. 20 
sous für jede 1000 Pfd. Eisen oder Io Stahlmasseln, außerdem eine 
Prämie bei Mehrausbringung oder weniger Kohlenverbrauch. C1. 
Corbier, Les forges à Gu£ringny, l. c. p. 367. 


Kommen Gedingeverträge auch am häufigsten im Bergbau 
und in der Hüttenindustrie vor, so fehlen sie doch keineswegs 
in den andern Gewerben. | 

In der Textilindustrie begegnen wir handwerks- 
ähnlichen Arbeitsverfassungen, sofern auch in den Großbetrieben 
die einzelnen »Meister« Gesellen und namentlich Lehrlinge halten. 
Das wird berichtet für die Wollkämmer und Wollkratzer in 
Florenz 12) (obwohl es bei diesen zweifelhaft ist, ob sie schon 
großbetrieblich organisiert waren); aber auch für die großen 
französischen Tuchmanufakturen, zum Beispiel diejenige der 
Gebr. van Robais 4). 

Das Zwischenmeistersystem herrscht in den großen S p ie- 
gelfabriken: »den Gehalt deren Leuthen läßt man denen 
Meistern und übergiebt selben lieber etwas mehr« +5) ; 

in großen Gewehrfabriken: in der Spandauer Ge- 


13) Doren, Studien I, 223. 
14) Enc. meth. Man. 1, 346. 
15) Otto Hecht, Spiegelfabrik zu Neuhaus, 78 ff. 
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wehrfabrik wurden Gedingeverträge folgenden Inhalts geschlos- 
sen 1%): die Meister erhielten von den Unternehmern die erfor- 
derlichen Rohstoffe nach einer festen Taxe geliefert und legten 
die fertige Ware an einem bestimmten Schautage der kgl. Kom- 
mission vor, die sie nach bestandener Probe zu einem festge- 
setzten Preise abnahm; die Gesellen arbeiten im Dienstvertrag: 
die Meister geben ihnen Lohn und Werkzeug. 


4 Die Irrationalität der Lohnbildung. 


Angesichts der eigentümlichen Bedingungen, unter denen der 
Arbeitsvertrag geschlossen wurde, und angesichts der mannig- 
fachen Formen, die er annahm, werden wir nicht daran zweifeln 
können, daß die Arbeitslöhne sich völlig regellos gestal- 
teten. Weder waren sie durch einen bestimmten Mindestbetrag 
nach unten abgegrenzt, da sie sehr häufig nicht die einzige Ein- 
nahmequelle bildeten; noch hatten sie in allen Fällen eine be- 
stimmte Obergrenze, da sie zuweilen noch einen vollen Hand- 
werkerverdienst ausmachten; noch viel weniger wurden sie 
durch den Markt in ihrer wirklichen Höhe bestimmt, da das 
Herkommen, der Zufall entscheidend mitsprachen und von einer 
örtlichen Ausgleichung kaum die Rede sein konnte. Ein theore- 
tischer Ausdruck dieser völligen Irrationalität der Lohnbildung 
noch in dem England des 18. Jahrhunderts sind die Ausführungen 
beiAdam Smith im 8. Kapitel des ı. Buches des Wealth of 
Nations. 

Es hat deshalb, wie ich schon sagte, wenig Zweck, einzelne 
Lohnsätze anzuführen. An der Hand der reichen Fülle lohn- 
geschichtlicher Studien !?) ist es nicht schwer, beliebig lange 
Listen von Löhnen zusammenzustellen. Ich verzichte darauf, es 
zu tun, weil die einzelnen Löhne aus den angeführten Gründen 
nichts anderes besagen, als den Gemeinplatz: daß unter den be- 
sondern Umständen an dem und dem Orte, in dem und dem 
Gewerbe der und der Lohn bezahlt worden ist. Daß die Lohn- 
bildung irrational war, ist die wichtige Erkenntnis, die dazu 
dienen mag, die auf anderm Wege erkannte Eigenart der früh- 
kapitalistischen Arbeiterverhältnisse noch deatlicher wahrzu- 
nehmen. 


1¢) Festschrift des Bankhauses der Gebr. Schickler (1912), 36. 
17) Siehe die Uebersicht bei G. Schmoller, Die Tatsachen der Lohn- 
bewegung in Geschichte und Gegenwart, in seinem Jahrbuch 38. Jahrg. 1914. 
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VI. Die Arbeit und ihre Organisationin den 
Betrieben. 


Das völlige Fehlen von Vorarbeiten zu einer Geschichte der 
Lohnarbeiterschaft macht sich nirgends so fühlbar wie an dieser 
Stelle, wo wir über die innere Natur der gewerblichen Arbeit, 
über ihre Beziehung zu den sie ausführenden Personen, über 
den Aufbau der in einem Betriebe zusammenwirkenden Arbeiter- 
schaft im Zeitalter des Frühkapitalismus uns Aufschluß ver- 
schaffen möchten. Das Problem ist weitschichtig und bedarf 
gründlicher Erörterung. Die folgenden Ausführungen können 
nur den Zweck verfolgen, ganz flüchtig anzudeuten, in welcher 
Richtung die Probleme liegen. 


I1. Der Artcharakter der Arbeit, 


Der Arbeitsprozeß als Ganzes ist in dem Maße, wie gesell- 
schaftliche Großbetriebe entstanden sind, kooperativ ge- 
staltet worden. Aber wir müssen uns klar darüber sein, daß nur 
dort, wo er gleichzeitig automatisch wird, der kooperative Prozeß 
die Gebundenheit, Diszipliniertheit, Zwangsläufigkeit bekommt, 
die wir heute als sein wichtigstes Merkmal an ihm beobachten. 
Der früheren Zeit fehlt nun diese Automatisierung oft noch, und 
in dem Maße, als sie fehlt, behält die Arbeit den Charakter indivi- 
dueller Willkür, der aller Einzelarbeit anhaftet. Die persönliche 
Undiszipliniertheit jedes Arbeiters überträgt sich dann auf die 
Gesamtheit und prägt der Gesamtarbeit denselben Charakter 
der Ungebundenheit auf, der den einzelnen Arbeiter kennzeich- 
nete. 

Diese Irrationalität hat der Arbeitsprozeß auch in seinem 
Ablauf in der Zeit bewahrt: er vollzieht sich noch sprunghaft, 
mit häufigen Unterbrechungen; die Arbeit ist noch, wie man es 
nennen kann: intermittierend (nicht kontinuierlich). Das ergibt 
sich aus zahlreichen Anzeichen. 

So begegnen wir in der frühkapitalistischen Epoche noch 
immer jenem seltsamen Zustande der zeitlichen Unausgeglichen- 
heit, der uns an der mittelalterlichen Arbeit so sehr in Erstaunen 
setzt! neben endlos langen Arbeitstagen (meist von Sonnen- 
aufgang bis Sonnenuntergang auch im Sommer: die Natürlichkeit 
in der Gestaltung des Lebens tritt auch in der Bemessung der 
Arbeitszeiten in die Erscheinung) unzählige Festtage, die noch 
vermehrt werden durch die Sitte des »blauen« Montags (auch 
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Dienstags) und halbfreien Samstags: noch Vauban rechnete 
nur I8o wirkliche Arbeitstage im Jahre heraus. 

Dazu kam ein anderer Umstand, der ebenfalls die Methodo- 
disierung der Arbeit verhinderte: der beständige Wechsel zwischen 
landwirtschaftlicher und gewerblicher Arbeit. 

Dazu kam der ausgesprochene Saisoncharakter vieler In- 
dustrien (wie zum Beispiel der Hüttenindustrie). 

Dazu kam der Uebelstand, daß oft eine Unterbrechung der 
Arbeit eintreten mußte, weil die voraufgehende Stufenarbeit 
nicht fertig geworden war: das ist eine Klage, die uns zum Bei- 
spiel bei den Webern häufig begegnet: »die Hälfte der Weber 
mußte gewöhnlich feiern, weil sie kein Garn hatten« !). 

Endlich erinnern wir uns noch der zahlreichen Absatz- 
stockungen, von denen die frühkapitalistische Industrie heim- 
gesucht war. 

Das alles wirkte zusammen in der gleichen Richtung: die 
Arbeit blieb sprunghaft; die Meihododisierung fehlte noch. 

Hatte die Arbeit als Ganzes einen großen Teil ihrer früheren 
Eigenart bewahrt, so läßt sich von deneinzelnen Arbeits- 
verrichtung en das gleiche sagen: ihrem Wesen nach waren 
sie in den meisten Fällen dieselben, handwerksmäßigen, geblieben, 
die vielfach freilich zu einem Gesamtprozesse zusammengefaßt 
waren. Aber das hatte an ihrem Charakter nicht allzuviel ge- 
ändert. Die Berg- und Hüttenarbeiter, die Textilarbeiter, die 
Glas- und Tonarbeiter, die Kleineisenverarbeiter und viele andere 
Arbeiter gerade der großen Gewerbe arbeiteten im Grunde in 
derselben Weise wie früher. Auch die Maschinenarbeit war nur 
in einzelnen Fällen vermehrt worden. Im allgemeinen blieb es 
bei dem früheren Zustande: hier Handarbeit, dort Maschinen- 
arbeit; keine allgemeine Tendenz, diese auf Kosten jener aus- 
zudehnen. Unsere Ansicht von dem Artcharakter der Arbeit im 
Zeitalter des Frühkapitalismus ist getrübt worden durch die 
einseitige Hervorkehrung der vereinzelten Fälle weitgehender 
Spezialisation der Arbeit in einigen Manufakturen. Das unselige 
Beispiel der Stecknadelmanufaktur hat auch in diesem Punkte 
viel Unheil angerichtet. Wir müssen uns klar werden, daß eine 
derartige Arbeitsorganisation zu den verschwindenden Ausnah- 
men gehörte. Sie ist durchaus eine Quantité négligeable. Im all- 
gemeinen überstieg die Zerlegung des Arbeitsprozesses in Teil- 


15) Gaskell, Artisans, 24. 
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prozesse nicht den (hohen) Grad, den sie während des Spät- 
mittelalters im Rahmen des Handwerks erlangt hatte. Im allge- 
meinen erfolgte sie noch immer nach dem irrationalen Grund- 
satze der persönlichen Anpassung, nicht unter rein sachlich- 
zweckmäßigem Gesichtspunkte (wie heute). Denn es bedeutete 
keine grundsätzliche Aenderung, wenn etwa die schon im Hand- 
werk verselbständigten Teilverrichtungen nun in der Manufaktur 
um eine oder die andere vermehrt wurden: wenn etwa zu 
den schon vorhandenen Wollkratzern, Wollschlägern, Woll- 
kämmern, Wollwäschern nun noch eigene Arbeiter hinzu- 
traten, die den Webern das Spulen oder Scheren der Kette 
abnahmen. 

Nur an zwei Stellen wurde das alte Prinzip der Arbeits- 
organisation grundsätzlich durchbrochen: zwei Arbeits- 
verrichtungen wurden je mehr und mehr ausgeschieden und ver- 
selbständigt, die früher zu jeder einzelnen Arbeitsverrichtung 
(der Regel nach) gehört hatten: das war auf der einen Seite die 
leitende Arbeit, aufder andern Seite diesog.ungelernte, 
also gewöhnliche Hand- oder Maschinenarbeit. 

Sehen wir nun zu, wie diese halbfertige Umbildung des Art- 
charakters der Arbeit in der Hierarchie und Zusammensetzung 
der Arbeiterschaft ihren äußern Ausdruck findet. 


2. Die Zusammensetzung der Arbeiterschaft. 


a) Die Hierarchie der Arbeiter. 
Ich zeige zunächst an einigen Beispielen, wie sich die Ar- 
beiterschaft in einzelnen Großbetrieben zusammensetzte: 


I. Bergbau: die Belegschaft des erzgebirgischen Alte-Hoff- 
nungs-Erbstollen, die 163 Mann stark war, bildeten folgende Ar- 
beiter: 


I Obersteiger 4 Ganghäuer 

ı Schichtmeister 53 Doppelhäuer 
2 Untersteiger 33 Lehnhäuer 

ı Zimmersteiger 24 Knechte 

ı Kunststeiger 8 Ausschläger 

7 Zimmerlinge 18 Grubenjungen 
ı Kunstarbeiter 2 Wälzer 

3 Bergschmiede 2 Jungen 

2 Maurer 


Mitgeteiltnach Reitemeier bei O. Hué, Bergarbeiter. I, 242. 


2. Hüttenindustrie: die Arbeiter bei einem Eisenhütten 
werk waren: 
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. der Hochofenmeister; 

. die Aufgeber (auf der Gicht zum Kohleneinschütten); 

der Pucher: verpocht und röstet den Eisenstein; 

. der Gießer (Meister) — »hat gemeiniglich einige Pursche zur 
Hülfe« ; 

. der Kohlenmesser; 

. der Eisensteinmesser. 


»Die bisher angeführten Arbeiter sind die vornehmsten und haupt- 
sächlichsten bei einem Hüttenwerke. Außer selbigen gibt es noch 
ein oder andern geringern, als die Vorläufer, welche den Eisen- 
stein und die Kohlen auf die Gicht laufen. Läßt die Hütte diese 
Kohlen selbst um Lohn brennen, so nimmt sie eine erforderliche 
Anzahl Köhler an. Wird der Eisenstein zu Wasser angefahren, 
so unterhält sie einige eigene Kahnfahrer dazu, wie auch zu- 
weilen etlicke eigene Hüttenknechte, welche durch das 
Hüttengespann beständig Kohlen, Eisenstein, auch das rohe Eisen 
nach den Hämmern fahren« Bergius, Neues Kam. Mag. 2, 174 ff. 


3. Textilindustrie: zweifellos einer der am vollkom- 
mensten organisierten Betriebe der Textilindustrie war die Woll- 
warenmanufaktur der Gebr. von Robais in St. Maar, der wir 
schon öfters begegnet sind. Von ihr besitzen wir aus dem Ende des 
17. Jahrhunderts eine vollständige Bestandsaufnahme der Arbeiter, 
die uns wie kein anderes Schriftstück einen völlig klaren Einblick in 
die Zusammensetzung der Arbeiterschaft gewährt. Die Urkunden 
sind abgedruckt bei Levasseur 2, 421ff. Danach bestand die 
Arbeiterschaft aus folgenden Teilarbeitern: 


a) den drei Werkstätten besonders zugeteilte Arbeiter: 


aan AUNA 


Weber -re 2.2.2.0. 200 482 
Spuler o see s 69 Robineuses (?). ..... 14 
Reiniger. . ...... 79 Nopperinnen (gratteuses et 
Kämmer ......n. 53 pinseuses) . . ..... 22 
Plätterinnen (repasseuses) 81 Sticker y a a oE %.8 &-.% A 
482 522 
b) den drei Werkstätten gemeinsame Arbeiter: 
Wollwäscher . . Be ie a a TO 
für die Auslese (triage) und Abkrustung (escrotage) Bi ee ie AO 
Färberei (1 Meister, 3 Gesellen, 2 Farbholzraspler) . . na A a 6 
Radspinnerinnen (einschließlich 18 Meister und Meisterinnen) a. 822 
Seiler (einschließlich der a Be aaga Naben Az ode At Sr ee re, RE 
Saumspinnerinnen . . . e ae he de de >20 
Zettelei . . . 5 


Walkerei (einschließlich I ' Stellmacher, 2 Wagenführern, die de Ware 
von der Stadt zur Mühle fahren, und 2 Rollkutschern in der Stadt) 13 
Tuchrauher, unter einem Werkmeister, einschließlich 7 Jungens zum 
Reinigen der Karden, 3, um sie ein- und abzustellen, ı Scherer 


und ı Pigneur () . . ee 68 
Scherer (tondeurs) . . 2. nn. GI 
Schielen e u: u: a un Mae nn a a De ee ee en I 


1067 
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Vebertrag =- e cn a %. wa e wo ee 1067 
Nopper (pour les epinser), einschließlich des Meisters und seiner Frau 60 
Bereiter (aplaneurs) . 2:00 a nn 8 
Presser und Falter . . . . L h h a 8 

verschiedene Handwerker, als: Glaser, Dachdecker, Maurer, Tischler 
und 4 Portiers Ba an a a Se a a a ee ee 
1170 


Ein Gegenstück zu dem eben mitgeteilten Bilde stellt die Organi- 
sation sder Kaiserlichen Wollenfabrik in Linz+ in Oesterreich dar. 
Leider können wir nicht ganz genau die im geschlossenen Großbetriebe 
und die außerhalb arbeitenden Personen unterscheiden, können es aber 
doch mit einiger Sicherheit vermuten. Die Manufaktur beschäftigte 
( Ende der 1770er Jahre): 


Oberbeamte. . ... . 5 1565 

Wollenklauber . . . . 80 Zwirner, Sortierer und 
Kämmer ....... 400 Schweifer. ..... 130 
Kartätscher. . . ... Io Farbhelfer ...... 57 
Garn- und Wollenwäscher Io Preßhelier . ..... 68 
Wollenschläger . . . . 14 Stückwascher und Walker 312 
Spuler, Dublierer, Seiden- Weber und Webergesellen 857 
winderinnen . . . . 1046 Gehilfen (Spuler) . . . 900 
1505 3584 


Jedoch: »nebst der großen Anzahl, welche alltäglich in der 
Fabrik selbst arbeitet und sich gegen 1000.Personen be- 
läuft, sind noch 1046 Spuler, Dopplirer und Seidenwinderinnen, dann 
745 Weber Mstr., Gesellen und Gehilfen, welche in{und um Linz 
wohnen und also 2791 Personen ihren Unterhalt gewinnen.s 

Dazu kommen noch: 


in Oberösterreich . . 10852 
in Böhmen . .... 10 oan] Spinnleute unter Spinnfaktoren. 
in Mähren ..... 2172 


Insgesamt beschäftigt die »Fabrike 25 990 Personen. Schlözers 
Briefwechsel r0 (1782), 201 ff. 

Endlich sei noch der Zusammensetzung der Arbeiterschaft in der 
Zeugdruckerei Erwähnung getan, die im 18. Jahrhundert, 
wie wir sahen, in sehr großen Betrieben ausgeübt wurde. In einer 
Baseler Zeugdruckerei waren im Jahre 1766 (nach der schon öfters 
erwähnten HS. Ryhiner) folgende Arbeiter beschäftigt: 


10 Vordrucker 
14 andere gelernte Drucker 
24 Rentrierer und angehende Drucker 
42 Streicherkinder 
ı Handlangermeister 
2 Farbköche 
3 Farbkücheknaben 
20 Handlanger in der Färberei und Wascherei 
14 Handlanger in der Zu- und Ausrüsterei 
2 Schreiner 
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Siehe A. Jenny-Trümpy, Handel u. Industrie des Kanton 
Glarus 2 (1903), 107. 

Das Bild, das uns die Arbeiterschaft in einem frühkapita- 
listischen Großbetriebe gewährt, ist danach folgendes: 

I. den Kern bildet die gelernte, richtiger vielleicht noch die 
handwerksmäßig ausgebildete Arbeiterschaft. Es 
sind die verschiedenen »Meister«, denen wir schon öfters begegnet 
sind, die sich später wohl auch als »Gesellen« bezeichnen. Sie 
sind vielfach noch zünftig organisiert, wenn sie auch den eigent- 
lichen Handwerkerzünften nicht mehr angehören. Wir hören 
aber gelegentlich, daß sie Lehrlinge ausbildeten, ja sogar sich 
Gesellen halten: das Zwischenmeistersystem, das wir kennen 
lernten, begünstigte diese Gewohnheit; teilweise erzwang es sie. 

2. unter diesen »Handwerkern« (im arbeitstechnischen 
Sinne) steht eine wachsende Schar ungelernter Arbei- 
ter, die Hilfsdienste aller Art verrichten. Sie bilden die eine 
neue wichtige Gruppe gewerblicher Arbeiter, da man früher 
solche ungelernte Arbeiter, »Handarbeiter«, »Tagelöhner«, nur 
im Bauwesen und sonst außerhalb der Sphäre der gewerblichen 
Produktion gekannt hatte. 

So zählt Bergius (Neues Magazin 3, 175) als »Handarbeiter« 
oder »Tagelöhner«, das heißt »solche Leute, welche andern um ein 
gewisses Tagelohn, ohne sich bei ihnen auf gewisse Zeit und vor 


einen bestimmten Jahreslohn zu vermieten, verschiedene Dienste, die 
sie mehrenteils mit der Hand verrichten, leisten«, nur folgende auf: 


I. Arbeiter zur Erntezeit; 

2. Handlanger und Tagelöhner im Bau wesen; 

3. Handelshilfsarbeiter: Leute,. die die Waren in Ballen 

binden, tragen, aufladen oder auf Schubkarren fahren; 

4. Holzhacker. 

3. über den gelernten Arbeiter erheben sich Aufsichtsper- 
sonen (außer dem Unternehmer): Werkmeister, Contre-maitres: 
die zweite, neue und besonders wichtige Gruppe von Industrie- 
arbeitern. In diesen Werkmeistern verkörpert 
sich recht eigentlich die frühkapitalisti- 
sche Betriebsorganisation (und Technik). 
Auf ihnen und ihrer Empirie ruht der ganze Betrieb. Die Leiter 
der älteren Großbetriebe übertrugen dem Werkmeister fast alle 
Obliegenheiten der Fabrikationsleitung und Verwaltung. Er 
hatte sich um die Herbeischaffung der Rohmaterialien zu küm- 
mern, hatte das Magazin zu verwalten, die Fabrikation zu leiten, 
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die Akkordpreise festzusetzen, auf Verbesserung von Arbeits- 
methoden und Werkzeugen zu sinnen und oft sogar die Betriebs- 
buchführung mit zu übernehmen. Der Meister spielt also im 
Betriebe eine große Rolle !P). »Het vornaamste werk op den 
meesterknecht aankwam«, nämlich in den Zuckersiedereien 2°). 

Man kann die frühkapitalistische Betriebsorganisation ge- 
radezu als Werkmeistersystem bezeichnen, um ihre 
Eigenart hervorzuheben im Gegensatz einerseits zum alten Hand- 
werkertum, andererseits zum modernen Direktorial- und Assi- 
stentensystem, in dem die Betriebsleitung nach rationalen Ge- 
sichtspunkten geregelt ist. Es wäre eine außerordentlich dankens- 
werte Aufgabe, diesen Fragen nachzugehen. 

Die umstürzlerische Bedeutung des Aufkommens der »Un- 
gelernten« läßt sich besonders deutlich in einem Gewerbe mit 
besonders hochqualifiziertem Arbeitermaterial: in der Buch- 
druckerei, verfolgen. Hier treten sie zuerst gegen Ende des 
17. Jahrhunderts (in Paris) auf: als ein Ausweg für den Unter- 
nehmer, die scharfen Bestimmungen der Lehrlingsbeschränkung 
zu umgehen. Sie heißen in Frankreich »Alloues«. Während die 
Buchdrucker beim Erwerb der Meisterschaft ihre Kenntnisse im 
Latein und Griechisch nachweisen mußten, konnten diese 
»Alloues« oft nicht einmal lesen 2%). 


b) Die Arbeiter nach Geschlecht und Alter. 


Was wir erfahren möchten, ist die Ausdehnung, die die 
Frauen- und Kinderarbeit in der frühkapitalistischen Industrie 
erfahren hat. Da jede Möglichkeit einer statistischen Erfassung 
ausgeschlossen ist, müssen wir aus Einzelfällen auf die Gesamt- y 
lage schließen, also uns der induktiven statt der statistischen 
Methode bedienen. Unser Urteil, das wir auf Grund unserer 
Untersuchungen bilden können, wird ein leidlich sicheres mit 
Bezug auf die Frauenarbeit, ein weniger bestimmtes mit t Bezig 
auf die Kinderarbeit sein können. 

Frauenarbeit, das können wir mit ziemlicher Gewiß- 


1%) Richard Woldt, Vom großindustriellen Kopfarbeiter, im 
Korresp.-Blatt d. Generalkomm. d. Gewerksch. Deutschlands, 18. Jahrg., Nr. 43 
(24. Okt. 1908). In diesem kleinen Aufsatz (eines Arbeiters ?) steckt mehr Wissen 
als in manchem dicken und gelehrten Buche. 

230) Reesse, De Suikerhandel van Amsterdam goii, 138. 

2) Gut dargestellt bei Mellott&e, Hist. de l'imprimerie (1905). 
p. 243; Radiguer, Maltres imprimeurs etc. (1903) p. 34 ff. 
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heit sagen, kam in ebensoviel Gewerben vor wie heute. Und 
wenn wir die hausindustriellen Arbeiterinnen einbegreifen, so 
möchte ich sagen: war auch der Anteil der Frauen an der Gesamt- 
heit der gewerblichen (marktmäßigen) Produktion kaum geringer 
als heute. Die Ansicht: erst sdie Maschine« (die selbst eine etwas 
nebelhafte Vorstellung ist) habe die gewerbliche Frauenarbeit 
geschaffen 2®), eine Ansicht, die noch heute beinahe als die 
herrschende Meinung gelten darf, ist grundverkehrt. Sie hätte 
bei auch nur bescheidener Kenntnis der Vergangenheit niemals 
aufkommen dürfen. Denn das längst bekannte Material weist 
selbst für das Mittelalter eine weite Verbreitung der gewerb- 
lichen Frauenarbeit auf. In den Pariser Handwerkerverzeich- 
nissen, die G.Fagniez für die Jahre 1292 bis 1300 mitteilt, 
finden wir etwa 15 rein weibliche und etwa 8o gemischte Ge- 
werbe 3), in denen Frauen auch beschäftigt waren. 

In den kapitalistischen Industrien wurde natürlich die 
Frauenarbeit nicht geringer, sondern dehnte sich eher noch aus. 
In manchen Gewerben herrschte ausschließlich Frauenarbeit, wie 
etwa in der Seidenspinnerei, der Spitzenklöppelei, der Wäsche- 
industrie. Sie überwog in andern Zweigen, wie etwa der Baum- 
woll-, Flachs- und Wollspinnerei, die aber, wie wir gesehen 
haben, fast ausschließlich hausindustriell betrieben wurde. 

Sie war stark vertreten in den Großbetrieben der Textil- 
industrie. Selbst in der Tuchmanufaktur machte die Frau einen 
stattlichen Anteil von der Gesamtarbeiterschaft aus: in den 
bereits erwähnten Betrieben der Gebr. van Robais dürften die - 
Frauen etwa zwei Drittel des Arbeiterstandes gebildet haben: ich 
rechne 1064 von 1692. (Die Weberei freilich wurde noch der 
Regel nach von Männern besorgt, nur am Jacquardstuhl waren 
zum Ziehen Frauen [franz. tireuses] oder Jungens beschäftigt.) 

Aber wir finden Frauen auch in Betrieben, wo wir sie nicht 
vermuten und aus denen sie heute großenteils schon wieder 
verschwunden sind: zum Beispiel schon im 18. Jahrhundert in 
den Gewehrfabriken, auf den schwedischen Eisenerzgruben, deren 
Arbeiterschaft zu 1/5 bis !/, aus Weibern und Mädchen bestand, 


3) Mit besonderem Nachdruck wird diese Ansicht in allen Geschichts- 
darstellungen vertreten, die Frauenrechtlerinnen zu Verfasserinnen haben. 
Siehe als Muster Lily Brauns Frauenfrage 1901. 

23) G. Fagniez, Etudes sur l'industrie etc. p. 7—19. Vgl. Hau- 
ser, Ouvriers du passé, Chap. VIII. 
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als sie Jars besuchte #); auf den Blechhütten im Königreich 
Preußen 2) in den Appretieranstalten bei St. Quentin 2%) usw. 
Die »halbnackten« Arbeiterinnen in den englischen Kohlengruben 
noch im Anfang des 19. Jahrhunderts sind sattsam auch in 
weiteren Kreisen bekannt: sie gehören aber bereits der hoch- 
kapitalistischen Epoche an. 

War die allgemeine Verbreitung der Frauenarbeit im Zeit- 
alter des Frühkapitalismus nichts neues, so scheint die gewerb- 
liche Kinderarbeit in diesen Jahrhunderten erst aufge- 
kommen zu sein. Mir ist wenigstens aus der Zeit rein hanwderks- 
mäßiger Organisation kein Fall von Kinderarbeit im eigentlichen 
Sinne, das heißt in dem Sinne, daß die Kinderarbeit als Mittel 
zum Zwecke des Erwerbes benutzt worden wäre, bekannt. Wenn 
Kinder (oder jugendliche Personen) gewerbliche Arbeit verrichte- 
ten, so geschah es zum Zwecke der Ausbildung: es gab das ar- 
beitende Kind nur als Lehrling. 

An den ‚Lehrling’ scheint nun die gewerbliche Kinderarbeit 
angeknüpft zu haben: die »LLehrlingszüchterei« scheint 
die früheste Form der Kinderarbeit gewesen zu sein. Das heißt: 
unter dm Vorwande, das Kind auszubilden, wurde es als 
billigere Arbeitskraft genutzt. 

Einem der frühesten Fälle solcher »Lehrlingszüchterei« be- 
gegnen wir inder Lyoner und Pariser Buchdruckerei, wo 
diese Einrichtung schon im 16. Jahrhundert einen der Anlässe 
zum Streik der Buchdruckergesellen bot. Wir erfahren aus einer 
Beschwerdeschrift, daß die Unternehmer die Druckpressen, an 
denen je 5 Arbeiter beschäftigt waren, zuweilen von 4 Lehr- 
lingen und I Gesellen, zuweilen nur von 5 Lehrlingen bedienen 
ließen: die Gesellen beantragen, daß keinem Druckereibesitzer 
gestattet werden solle, mehr als 2 bis 3 Lehrlinge auf jede Presse 
anzunehmen ?”). 

Inder Zeugdruckerei waren besonders viel Kinder, 
wohl auch unter dem Vorwande der Lehrlingsausbildung, be- 
schäftigt: in dem oben erwähnten Betriebe machen die Kinder 
mehr als ein Drittel der gesamten Arbeiterschaft aus. 

Daß in England der Gesetzgeber selber dazu verhalf, das 


“) Jars, Reisen I, 2II. 
ss) Bergius, Neues Cam. Mag. 1, 320. 
%) Alm. des Negoc., 346. 
2) Hauser, Ouvriers du passe, 204 ff. 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 44. ı. 4 
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institut der Lehrlinge zu Erwerbszwecken zu mißbrauchen, habe 
ich an anderer Stelle bereits ausgeführt 28). 

Auch in Industriezweigen, in denen es nicht eigentlich Lehr- 
linge gab, scheint das Bedürfnis, einen geschickten Nachwuchs 
heranzuziehen, als Vorwand benutzt zu sein, Kinder arbeiten 
zu lassen. So begegnen wirim Bergbau frühzeitig (schon im 
16. Jahrhundert) einer solcherweise unter dem Schleier des Lehr- 
lingstums verborgenen Kinderarbeit: die Jungens fingen im Alter 
von Io bis 12 Jahren als »Kläuberbuben« an, wurden dann 
»Truhenläufer« und »Huntzieher«, ehe sie als ausgelernte »Häuer 
mit Schlägel und Eisen« arbeiteten 2). Noch im 18. Jahrhundert 
wird diese Fiktion des Lehrverhältnisses aufrechterhalten. So 
heißt es vom Silberbergbau, daß an den Waschherden »Berg- 
Jjungen« gebraucht werden, »die von ihrer Jugend an zur Arbeit 
gewöhnt und aus denen mit der Zeit arbeitsame Subjekte ge- 
zogen werden« 30°). Aehnlich wird die Arbeit der Kinder in den 
Mansfelder Kupferbergwerken begründet: »Kinder von 13 bis 
14 Jahren müssen das Erz aus den Streben der Bergleute heraus- 
holen, um es in die Querschläge zu bringen und von da unter 
das Füllort eines Schachtes. Hierdurch werden sie mit der Zeit 
an diese beschwerliche Arbeit gewöhnt, weil sie hernachmals in 
eben dieser Stellung und mit Bretter an Arm und Lende arbeiten 
müssen; sie binden sich das Seil von dem mit Erz beladenen 
Hunde an einen Fuß und schleppen ihn so, auf der Seite liegend, 
aus dem Gebäude« ?1). 

Aehnlich lagen die Dinge im Hüttenbetriebe. Hier 
arbeiteten die Burschen wohl zuerst als »Kiener« (Kohlenbrenner), 
ehe sie Pläsknecht (Schmelzer) wurden 33). 

Eine andere Wurzel der Kinderarbeit scheint inder Haus- 
industrie zu liegen. Hier bot sich den Eltern die willkom- 
mene Gelegenheit, ihren Verdienst zu vergrößern dadurch, daß 
sie ihre Kinder bis zum zartesten Alter hinunter mitarbeiten 
ließen. Vor allem in der Spinnerei und Weberei sowie in der 


2) Siehe ‚Modern. Kap.‘ 2. Aufl. Band I, Seite 816. 
39) Siehe Zycha, in der Vierteljahrschrift für Soc. u. W. G. , 5, 255 
Anm. 5, und die dort genannte Literatur. 
30) Jars, Reisen 4, 646. 
2) Jars, Reisen 4, 771. 
3) H. Peetz, Volkswiss. Studien, 17. In dem P.schen Buche findet 
sich auch sonst noch mancherlei Material zur Geschichte der Arbeiter auf den 
Bergwerken und in den Hütten. 
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Spitzenklöppelei finden wir die Kinderarbeit ganz allgemein ver- 
breitet. Die schon öfters herangezogene, weil jedermann ver- 
traute Schilderung, die Goethe in den »Wanderjahren« von 
der damaligen Spinnerei und Weberei entwirft, ge- 
währt den besten Einblick auch in den Zustand der Kinderarbeit. 
Wir sehen dort neben dem alten, spulenden Großvater den Enkel, 
»begierig das Spuhlrad selbst zu handhaben« Wir hören: »ein 
kleiner Junge oder Mädchen sitzt unter (!) dem Webstuhle und 
hält den Strang des Zettels stark an« usw. (das war also der 
Vorfahr der später unter der Mule-Jenny fegenden und Fäden 
anknüpfenden Kinder). Ein anderer guter Beobachter berichtet®®): 
»Man kann sich auch der Kinder von 7 bis 8 Jahren schon zum 
Spinnen bedienen, und ich habe es selbst gesehen, daß solche 
unter fleißiger Aufsicht ihrer Eltern in einem Tage 15 Fitzen 
oder 3%, Stück spinnen.« 

Dasselbe erfahren wir von der Spitzenklöppelei 
zum Beispiel im sächsischen Erzgebirge: kleine Kinder von 5 Jah- 
ren »fangen schon mit Kanten an, die durch ein Paar Kleppel 
gemacht werden, und das Gespiel eines dreyjährigen (!) Mädgens 
ist ein Kleppelsack mit vier Kleppeln zu einer Lidze« %). In der 
Spitzenindustrie bei Mons werden 9—-ıo jährige Kinder be- 
schäftigt, die schon 11—12 s. am Tage verdienen: »un commence- 
ment si heureux annonce de grands progres«, fügt unser Ge- 
währsmann hinzu 35). 

Aber auch andere Hausindustrien pflegten die Kinderarbeit: 
in der (Aachener) Nähnadelfabrikation wurden zahlreiche Kinder 
zwischen 7 oder 8 und 12 Jahren beschäftigt, weil sie allein 
die Oehre anbringen konnten, welche Arbeit eine Scharfsichtig- 
keit erheischte, die im spätern Alter verloren geht %6). 

Alle diese interessanten Probleme bedürfen noch sehr der 
Vertiefung. Man muß sich hüten, sie allzu sehr — wozu der 
Gegenstand leicht hinreißt — unter sozialpolitischem Ge-, 
sichtspunkt zu behandeln, da alsdann die Erkenntnis der ursäch- 
lichen Zusammenhänge erschwert wird. 

3) Sußmilch, Göttliche Ordnung 24, 47. 

3) Joh. Beckmann, DBeyträge zur Oekonomie ı (1779), 108 ff. 
Vgl. mein Buch, Luxus und Kapitalismus, 182. 


3) Almanach des Negocians, 182. 
3¢) Almanach des Negocians, 180. 
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Das antike Judentum *. 


I. Die israelitische Eidgenossenschaft und Jabwe 
S. 52 — Vorbemerkung: das soziologische Problem der jüdischen Religionsge- 
schichte S. 52. — Allgemeingeschichtlicbe und klimatische Bedingungen S. 59. — 
Die Beduinen S. 64. — Die Städte und die gibborim S. 67. — Die israelitischen 
Bauern S. 78. — Die gerim und die Erzväterethik S. 84. — Das Sozialrecht 
der israelitischen Rechtssammlungen S. 117. — Die Berith S. 131. — 


[Fortsetzung folgt.] 


Das eigentümliche religionsgeschichtlich-soziologische Pro- 
blem des Judentums läßt sich weitaus am besten aus der Verglei- 


*) Die nachstehende Darstellung wird hier unter Fortlassung der Erörterung 
der ägyptischen, babylonischen und persischen Verhältnisse publiziert. Bei 
einer künftigen Sammlung und umgearbeiteten (und für China mit Quellen- 
zitaten versehenen und ergänzten) Veröffentlichung dieser in Verbindung mit 
andern ältern und einigen noch unpublizierten Aufsätzen wird der fehlende Teil 
eingefügt werden. ʻi 

Die Religion Israels und des Judentums ist Gegenstand einer Literatur, 
deren wirkliche Beherrschung mehr als die Arbeit eines Menschenlebens erfor- 
dert. Vor allem auch, weil sie qualitativ überaus hoch steht. Für die altisraeli- 
tische Religion ist dabei die moderne protestantische Forschung, insbesondere 
die deutsche, anerkanntermaßen führend gewesen und bis beute geblieben. 
Für das talmudische Judentum ist die bedeutende Ueberlegenheit der jüdischen 
Forschung im ganzen nicht zweifelhaft. Wenn hier eine Darstellung der für un- 
sere Problemstellung wichtigen Seiten der Entwicklung versucht wird, so müs- 
sen die Hoffnungen, dabei selbst irgend etwas Wesentliches zur Förderung der 
Erörterung beitragen zu können, von vornherein auf ein äußerst bescheidenes 
Maß herabgestimmt werden. Allein abgesehen davon, daß sich an der Hand des 
Quellenmaterials bie und da auch jetzt vielleicht noch manche Tatsachen in 
der Art der Betonung anders einordnen lassen, als es zu geschehen pflegt, ist 
naturgemäß auch die Fragestellung in einigen Punkten eine etwas andere als, 
berechtigterweise, bei den alttestamentlichen Forschern. Eine wirkliche Schä- 
digung hat bisher die rein historische Betrachtung hier, wie überall, wo das gleiche 
der Fall ist, nur durch das Hineintragen von Werturteilen in die rein objektive 
Analyse erlitten. Fragen wie die: ob die mosaische Gotteskonzeption oder die 
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chung mit der indischen Kastenordnung verstehen. Denn was 
waren, soziologisch angesehen, die Juden? 'EinPariavolk. 


mosaische Ethik (gesetzt, wir könnten ihre Inhalte eindeutig feststellen) »höher« 
stehen als die der Umwelt, kann jedenfalls eine rein empirische, historische oder 
soziologische, Disziplin nicht beantworten. Sie sind nur von gegebenen reli- 
giösen Prämissen aus überhaupt aufzuwerfen. Ein nicht ganz unerheblicher Teil 
auch der rein empirischen Arbeit an den Problemen der israelitischen Religions- 
geschichte aber ist in der Methode der Behandlung dadurch stark beeinflußt. 
Die Frage kann natürlich so gestellt werden: ob bestimmte israelitische Kon- 
zeptionen I. gemessen an den sonst in der Entwicklung der Religionen zu finden- 
den Stufenfolgen mehr oder weniger altertümlich (primitive), oder 2. mehr oder 
weniger intellektualisiert und (im Sinn des Abstreifens magischer Vorstellungen) 
rationalisiert, oder 3. mehr oder weniger einbeitlich systematisiert, oder 4. mehr 
ader weniger gesinnungsethisch gewendet (sublimiert) erscheinen als die ent- 
sprechenden Konzeptionen der Umwelt. Es können die Anforderungen, welche 
z. B. die dekalogische Ethik stellt, mit denen andrer entsprechender Gebilde 
verglichen und, soweit beide im einzelnen unmittelbar parallel laufen, festge- 
stellt werden, welche Anforderungen dort fehlen, die anderwärts gestellt sind und 
umgekehrt. Ebenso kann die Gotteskonzeption und die Art der religiösen Be- 
ziehung zum Gott auf den Grad des Universalismus, der Abstreifung anthro- 
promorpher Züge usw. bei der ersteren, der Vereinheitlichung und gesinnungs- 
mäßigen Wendung bei der letzteren geprüft werden. Dabei ergibt sich z. B. leicht, 
daß die israelitischen Gotteskonzeption weniger universalistisch und anthro- 
promorpher ist als die ältere indische und daß die dekalogische Ethik in 
wichtigen Anforderungen nicht nur gegenüber der indischen (vor allem der 
jainistiscben) und zarathustrischen, sondern auch gegenüber der ägyptischen, 
bescheidener ist, daß ferner gewisse zentrale Probleme (z.B. die der Theodizee) 
in der israelitischen, gerade der prophetischen, Religiosität nur in einer relativ 
höchst »primitivene Form auftreten. Aber mit schlechthin unbestrittenem 
Recht würde sich ein gläubiger Jude (oder Christ) dagegen entschieden verwahren; 
daß damit auch nur das allergeringste über den religiösen Werte jener Konzep- 
tionen ausgemacht sei. Jede rein empirische Arbeit behandelt selbstverständlich 
die Tatsachen und Urkunden der israelitisch-jüdisch-christlichen Religionsent- 
wicklung ganz genau so wie die irgend einer anderen, sucht die Urkunden zu 
interpretieren und die Tatsachen zu erklären nach schlechthin den gleichen 
Grundsätzen wie jene andern, weiß daher von »Wundern« und »Offenbarungene 
hier so wenig etwas wie dort. Aber im einen wie im anderen Fall ist es gleich aus- 
geschlossen, daß sie irgend jemandem verwehren wollte oder auch nur könnte, 
die Tatsachen, welche sie empirisch, so weit dies nach Lage der Quellen möglich 
ist, zu erklären sucht, als »Offenbarungen«e zu bewerten. 

Alle alttestamentliche Arbeit fußt heute, auch wo sie noch so weit von 
ihm abweicht, auf den großartißen Arbeiten J. Wellhausens (den »Pro- 
legomena zur Geschichte Israelse, der »Israelitischen und jüdischen Geschichtee« 
und von den andern Arbeiten vor allem der »Komposition des Hexateuche), 
der seinerseits die seit de Wette, Vatke, Graf nie wieder verlassenen, von 
Dillmann, Reuß u. a. fortgeführten Methoden zu höchster systematischer Vollen- 
dung brachte und virtuos handhabte. Seine zentrale Vorstellung von der Art 
der Entwicklung der jüdischen Religion dürfte wohl mit dem Ausdruck simmanent 
evolutionistische am ehesten zu kennzeichnen sein. Die eigenen, inneren Ent- 
wicklungstendenzen der Jahwereligion bestimmen, wenn auch natürlich unter 
dem Einfluß der allgemeinen Schicksale des Volks, den Gang der Entwicklung. 
Die auffallende Leidenschaftlichkeit, mit welcher er sich gegen die glänzende 
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Das heißt, wie wir aus Indien wissen: ein rituell, formell oder 
faktisch, von der sozialen Umwelt geschiedenes Gastvolk. Alle we- 


Arbeit Ed. Meyers (Die Entstehung des Judentums, Halle 1896) wehrte, 
obwohl dieser Schriftsteller ihm in hohem Maße gerecht geworden ist, erklärt 
sich aus dieser, letztlich doch wohl religiös bedingten, Prämisse. Denn die Arbeit 
Ed. Meyers stellt, wie bei einem Universalhistoriker der Antike zu erwarten, 
das konkrete historische Schicksal und Ereignis (in diesem Fall: eine bestimmte 
politische Maßregel der persischen Politik) in den Vordergrund der kausalen Zu- 
rechnung und bevorzugt also eine, in diesem Sinn, sepigenetisches Erklärung. 
Für die zwischen beiden erörterte Frage dürfte heute Ed. Meyer nach der 
so gut wie allseitigen Meinung im Recht geblieben sein. Eine »evolutionistische«e 
Behandlung der israelitischen Religionsgeschichte kann namentlich dann leicht 
auf den Boden von Voraussetzungen treten, welche die unbefangene Erkenntnis 
trüben, wenn sie — was übrigens gerade bei Wellhausen nicht zutraf — die Er- 
gebnisse der modernen Ethnographie und vergleichenden Religionswissenschaft 
für die konkrete Religionsentwicklung Israels dogmatisiert, also annimmt: 
jene magischen und »animistischen«e Vorstellungen, welche fast über die ganze 
Welt hin bei »primitiven« Völkern beobachtet werden, müßten auch in der Re- 
ligionsentwicklung Israels am Anfang stehen und erst in deren weiterem 
Verlaufe den »höheren« religiösen Konzeptionen Platz gemacht haben. Die 
Schriften von Robertson Smith (deutsch: »Die Religion der Semiten«) und die 
zum Teil glänzenden Arbeiten sowohl alttestamentlicher wie anderer Gelehrter 
haben zwar zweifellos, wie übrigens zu erwarten, namentlich innerhalb der ri- 
tuellen Gebote und der Mythen und Legenden Israels auf Schritt und Tritt die 
Analogien mit zahlreichen sonst beobachteten magischen und animistischen 
Vorstellungen dargetan. (Daß man freilich auch Beweise für »Totemismus« 
in Israel hat finden wollen, darüber hat sicb Ed. Meyer mit Recht lustig ge- 
macht.) Allein darüber wurde zuweilen vergessen, daß Israel zwar als eine bäuer- 
liche Eidgenossenschatt sein geschichtliches Dasein begann, aber (ähnlich etwa 
der Schweiz) inmitten einer Umwelt mit längst entwickelter Schriftkultur, 
Städteorganisation, See- und Karawanenhandel, Beamtenstaaten, Priester- 
wissen, astronomischen Beobachtungen und kosmologischen Spekulationen. 
Dem ethnographischen Evolu.ıonismus trat daher der kulturgeschichtliche 
Universalismus vor allem der assyriologischen Gelehrten, in radikalster Form 
der sog. »Panbabylonisten«, entgegen. Die Vertreter dieser Geschichtsauffas- 
sung, Gelehrte vom Range Schraders (vor allem: Die Keilinschriften und das 
Alte Testament, neue Auflagen von H. Winckler) und H. Wincklers (vor 
allem: Geschichte Israels in Einzeldarstellungen, 2 Bde.) und der noch radi- 
kalere Jensen, in vorsichtigerer Art gelegentlich auch der weit maßvollere, aber 
immerhin das »Prinzip« dieser Betrachtung wahrende A. Jeremias (außer dem 
»Handbuch der altoriental. Geisteskultur«, 1913 vor allem: »Das Alte Testament 
im Lichte des alten Orients 2. A. 1916) gingen hier sehr weit. Es hat an Ver- 
suchen nicht gefehlt, die Mebrzahl z. B. aller Pentateuch-Erzählungen als astral- 
theologischen Ursprungs nachzuweisen oder etwa die Propheten zu Parteigängern 
einer internationalen vorderasiatischen Priesterpartei zu stempeln. 

Die Vorträge und Aufsätze von Fr. Delitzsch trugen dann den sog. »Babel- 
Bibel-Streit« in breite Kreise. Von ernsthaften Forschern dürfte nun heute 
wohl kaum noch, wie es zeitweise geschah, versucht werden, die israelitische Re- 
ligion aus babylonischen Astralkulten und babylonischem priesterlichem Geheim- 
wissen abzuleiten. (Von ägyptologischer Seite wäre als eine extremeParallele solcher 
Exzesse etwa die, wie mir scheint, gründlich verfeblte Schrift von D. Völter, 
Aegypten und die Bibel, Leiden 1903, zu nennen, mit welcher die sehr vorsichtigen 
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sentlichen Züge seines Verhaltens zur Umwelt, vor allem seine 
längst vor der Zwangsinternierung bestehende freiwillige Ghetto- 








Arbeiten W. Max Müllers, vor allem »Asien und Europas und die später teil- 
weise zu zitierende Spezialliteratur zu vergleichen sind.) Wenn in der nachfolgen- 
den Darstellung auch von den als unbezweifelbar anzuerkennenden Ergebnissen 
der »panbabylonistischen« Arbeiten wenig die Rede ist, so keineswegs aus Gering- 
achtung, sondern lediglich deshalb, weil für uns die praktische Etbik Israels 
im Vordergrunde steht und für das Verständnis dieser jene kulturhistorisch 
wichtigen Beziehungen, welche die Panbabylonisten interessieren, wie sich zei- 
gen wird, nicht die ausschlaggebenden sind. Die Wirkung ihrer Tbesen auf die 
Forschung war aber eine sehr bedeutende. Durch sie wurde die israelitische 
Religion zu einer Abwandlung der benachbarten Kulturreligionen gestempelt. 
Das mußte auf die Fragestellungen der Alttestamentler zurückwirken. Da sich 
starke Einwirkungen vor allem babylonischer, aber auch ägyptischer Kultur auf 
Palästina unmöglich in Abrede stellen lassen, batte die alttestamentliche For- 
schung, unter der Führung namentlich Gunkels, inzwischen schon ihrer- 
seits an dem Entwicklungsschema Wellhausens erhebliche Korrekturen vor- 
genommen. Die Tatsachen der Durchsetzung der israelitischen Religiosität mit 
magischem und animistischem Vorstellungsmaterial einerseits, die Zusammen- 
hänge mit den benachbarten großen Kulturkreisen andererseits traten nun deut- 
licher hervor und die Arbeit konzentrierte sich auf die in Wahrheit entscheidende 
Frage: worin denn nun die schließlicb doch unbezweifelbare Eigenart der 
israelitischen Religionsentwicklung gegenüber jenen teils allgemein verbreiteten, 
teils durch konkrete Kulturzusammenhänge bedingten Gemeinsamkeiten be- 
ruhe und weiter: wodurch diese historische Eigenart bedingt sei. Aber alsbald 
begann wieder die Verflechtung. mit den durch eigne religiöse Stellungnahme 
bedingten Wertungen. Die »Einzigkeite wurde bei einem Teil der Forscher 
alsbald wieder zum einzigartigen Wert und der Nachweis galt z. B. etwa einer 
These wie der: daß schon die Leistung des Mose eine an religiösem und sittlichem 
Wertgehalt alle Gebilde der Umwelt süberragende« Schöpfung gewesen sei (Bei- 
spiele dieses Typus dürften am besten manche Arbeiten des übrigens sehr ver- 
dienten Baentsch darbieten, denen namentlich Budde entgegengetreten 
ist). Wenn so die Forschung im einzelnen gelegentlich durch Wertungen von der 
rein historisch-empirischen Feststellung des Tatbestandes abgelenkt wurde, 
so sind die Ergebnisse der glänzenden Arbeit der Alttestamentler tür die Kritik 
der Ueberlieferung doch derart gewesen, daß auch die konservativsten Gelehrten 
sich ihnen nicht mehr haben entziehen können. Die Schwierigkeit einwandfreier 
positiver Feststellungen liegt namentlich in den für einen Nichtphilologen in 
aller Regel nicht nachprüfbaren Kontroversen über den oft gerade in den wich- 
tigsten Parteien verderbten oder in unbekannten Zeiten interpolierten und 
emendierten Text der Quellen. Oft hängt die Entscheidung auch an dem größe- 
ren oder geringeren Radikalismus des Zweifels an der Authentizität jener Nach- 
richten, an deren Verfälschung irgend ein Interesse der priesterlichen Redaktoren 
sich knüpfen konnte. Der Nichtfachmann wird im ganzen gut tun, alle jene 
Nachrichten, für die nicht entweder nach der übereinstimmenden Ansicht der 
maßgebenden philologischen Fachleute aus sprachlichen oder aber nach ibrem 
eigenen Inhalt aus zwingenden sachlichen Gründen eine Verfälschung anzunehmen 
ist, zunächst einmal hypothetisch daraufhin anzuseben: ob sie nicht trotz allem 
als Mittel historischen Verständnisses brauchbar sind. Das Maß von in diesem 
Sinn »konservativer«e Behandlung der Quellen ist bei den einzelnen alttestament- 
lichen Forschern ein sehr verschiedenes, neuerdings aber in Reaktion gegen 
extreme Skepsis in einem vielfach wohl schon etwas zu weitgehenden Steigen be- 
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existenz und die Art des Dualismus von Binnen- und Außenmoral 
lassen sich daraus ableiten. Die Unterschiede gegenüber indi- 
schen Pariastämmen liegen beim Judentum in folgenden drei 
wichtigen Umständen: ı. Das Judentum war (oder vielmehr 
wurde) ein Pariavolk in einer kastenlosen Umwelt. 
— 2. Die Heilsverheißungen, an welchen die rituelle Beson- 
derung des Judentums verankert war, waren durchaus andere 
als diejenigen der indischen Kasten. Für die indischen Paria- 
kasten galt, sahen wir, als Prämie rituell korrekten, d. h. kasten- 
gerechten, Verhaltens der Aufstieg innerhalb der als ewig und 





griffen. Auf einem ganz extrem konservativen Standpunkt steht z. B. das üb- 
rigens ganz ausgezeichnete ausführlichste Werk von Kittel, Geschichte 
des Volkes Israels (2 Bde. in 2. Auflage 1909 bzw. 1912). Von anderen modernen 
Darstellungen sei zur Einführung etwa die kurzgefaßte »Geschichte des Volkes 
Israele von H. Guthe (2. Aufl. 1904), der gute Abriß von Valeton in 
Chantepie de la Saussaye’s Lehrbuch der vergl. Rel. Gesch. (1897) und das die 
außenpolitische Entwicklung sehr übersichtlich gliedernde Werk von C. F. Leh- 
mann-Haupt: »Israel. Seine Entwicklung im Rahmen der Weltgeschichtee 
(Tübingen 1911) genannt. Neben dem Werk von Kayser-Marti wird man 
die Religionsgeschichte von Smend dankbar benützen. Für die wissenschaftliche 
Forschung auf dem Gebiet der ältern israelitischen Geschichte besonders unent- 
behrlich ist aber beı aller Kritik Ed. Meyers Schrift (mit Einlagen von Luther): 
Die Israeliten und ihre Nachbarstämme (Halle 1906). Für die inneren und Kultur- 
verhältnisse ist neben den Kompendien der hebräischen Archäologie von Ben- 
zinger (1893) und Nowack (1894) auch die Schrift von Frants Buhl 
(Die sozialen Verhältnisse der Israeliten) brauchbar. Zur Religionsgeschichte 
ist neben B. Sta des im einzelnen oftanfechtbarer, aber überaus gehaltvoller 
und gedrängter »Biblischer Theologie des A. Test.« (I, 1905, II, von Bertholet, 1911) 
beachtenswert, weil ebenfalls sehr präzis formuliert, das posthume Werk von 
E.Kautzsch (Die bibl. Theologie des A. T. 1911). Zur Religionsvergleichung 
die vonGreßmann in Verbindung mit Ungnad und Ranke heraus- 
gegebene Sammlung: Altorientalische Texte und Bilder zum Alten Testament 
1909 (war mir während der Durchsicht des Manuskripts leider nicht zugänglich). 
Von den zahlreichen Kommentaren zum A. T. ist für den Nichtfachmann der 
von K. Marti in Verbindung mit Benzinger, Bertholet, Budde, Duhm, Holzinger, 
Wildeboer herausgegebene besonders angenehm zu benutzen. Sehr verdienst- 
lich und zum Teil ganz ausgezeichnet ist die auch auf weitere Kreise berechnete, 
(daher teilweise etwas zu freie, vor allem auch nicht vollständige, nach Quellen- 
schriften, Gegenständen und chronologisch gegliederte) moderne kommentierte 
Uebersetzung der »Schriften des A. T.e von Greßmann, Gunkel, Haller, H. 
Schmidt, Stärk, Volz (1911 —ı4, noch in Fortsetzung begriffen). — Einzelzitate 
anderer Arbeiten nachstehend an den betreffenden Stellen. Die Literatur und 
zwar auch die qualitativ erstklassige Literatur ist derart umfangreich, daß im 
allgemeinen nur da zitiert ist, wo ein besonderer sachlicher Grund dazu vorlag. 
Es schien mir in diesem Fall die Gefahr nicht groß, daß durch eine Unterlassung 
der Anschein erweckt würde, als beanspruchte ich, hier »neue« Tatsachen und 
Auffassungen vorzutragen. Davon ist keine Rede. In gewissem Umfang neu sind 
einige der soziologiscben Fragestellungen, unter denen die Dinge bebandelt 


werden. 
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unabänderlich gedachten Kastenordnung der Welt im Wege 
der Wiedergeburt. Die Erhaltung der Kastenordnung wie sie 
war und das Verbleiben nicht nur des Einzelnen in der Kaste, 
sondern der Kaste als solcher in ihrer Stellung zu den anderen 
Kasten: dieses eminent sozialkonservative Verhalten war Vor- 
bedingung alles Heils; denn die Welt war ewig und hatte keine 
»Geschichtee. Für den Juden war die Verheißung die gerade 
entgegengesetzte: die Sozialordnung der Welt war in das Gegen- 
teil dessen verkehrt, was für die Zukunft verheißen war und sollte 
künftig wieder umgestürzt werden, so, daß dem Judentum seine 
Stellung als Herrenvolk der Erde wieder zufallen würde. Die 
Welt war weder ewig noch unabänderlich, sondern sie war er- 
schaffen und ihre gegenwärtigen Ordnungen waren ein Produkt 
des Tuns der Menschen, vor allem: der Juden, und der Reaktion 
ihres Gottes darauf: ein geschichtliches Erzeugnis 
also, bestimmt, dem eigentlich gottgewollten Zustand wieder 
Platz zu machen. Das ganze Verhalten der antiken Juden 
zum Leben wurde durch diese Vorstellung einer künftigen 
gottgeleiteten politischen und Sozialre- 
volution bestimmt. Und zwar —3: in einer ganz bestimmten 
Richtung. Denn die rituelle Korrektheit und die dadurch be- 
dingte Abgesondertheit von der sozialen Umwelt war nur eine Seite 
derihnen auferlegten Gebote. Daneben stand eine in hohem Grade 
rationale, dasheißt von Magie sowohl wie von allen Formen 
irrationaler Heilssuche freie religiöse Ethik des in- 
nerweltlichen Handelns, innerlich weltenfern ste- 
hend allen Heilswegen der asiatischen Erlösungsreligionen. 
Diese Ethik liegt in weitgehendem Maße noch der heutigen euro- 
päischen und vorderasiatischen religiösen Ethik zugrunde. Und 
darauf beruht das Interesse der Weltgeschichte am Judentum. 
Die weltgeschichtliche Tragweite der jüdischen religiösen 
Entwicklung ist begründet vor allem durch die Schöpfung des 
»Alten Testamentes«e. Denn zu den wichtigsten geistigen Lei- 
stungen der paulinischen Mission gehört es, daß sie dies heilige 
Buch der Juden als ein heiliges Buch des Christentums in diese 
Religion hinüberrettete und dabei doch alle jene Züge der darin 
eingeschärften Ethik als nicht mehr verbindlich, weil durch den 
christlichen Heiland außer Kraft gesetzt, ausschied, welche gerade 
die charakteristische Sonderstellung der Juden: ihre Pariavolks- 
lage, rituell verankerten. Man braucht sich, um die Tragweite 
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dieser Tat zu ermessen, nur vorzustellen, was ohne sie eingetreten 
wäre. Ohne die Uebernahme des Alten Testamentes als heiligen 
Buches hätte es auf dem Boden des Hellenismus zwar pneumali- 
sche Sekten und Mysteriengemeinschaften mit dem Kult des 
Kyrios Christos gegeben, aber nimmermehr eine christliche Kirche 
und eine christliche Alltagsethik. Denn dafür fehlte dann jede 
Grundlage. Ohne die Emanzipation von den rituellen, die kasten- 
artige Absonderung der Juden begründenden Vorschriften der 
Thora aber wäre die christliche Gemeinde ganz ebenso wie etwa 
die Essener und Therapeuten eine kleine Sekte des jüdischen 
Pariavolks geblieben. Aber gerade in dem Kern der aus dem 
selbstgeschatfenen Ghetto befreienden Heilslehre des Christen- 
tums knüpfte die paulinische Mission an eine jüdische, wennschon 
halbverschüttete Lehre an, welche aus der religiösen Erfahrung 
des Exilsvolks stammte. Denn ohne die höchst besondersartigen 
Verheißungen des unbekannten großen Schriftstellers der Exils- 
zeit, der die prophetische Theodizee des Leidens Jes. 40—55 
verfaßt hat, insbesondere die Lehre vom lehrenden und schuld- 
los freiwillig als Sühnopfer leidenden und sterbenden Knecht 
Jahwes wäre trotz der späteren Menschensohn-Esoterik die 
Entwicklung der christlichen Lehre vom Opfertod des göttlichen 
Heilands in ihrer Sonderart gegenüber andern äußerlich ähnlichen 
Mysterienlehren nicht denkbar gewesen. Auf der anderen Seite 
ist aber das Judentum ausgesprochenermaßen Anreger und teil- 
weise Vorbild der Verkündigung Muhammeds geworden. Wir be- 
finden uns also bei Betrachtung seiner Entwicklungsbedingungen, 
ganz abgesehen von der Bedeutung des jüdischen Pariavolks 
selbst innerhalb der Wirtschaft des europäischen Mittelalters und 
der Neuzeit, vor allem aus diesen Gründen der universalhistori- 
schen Wirkung seiner Religion an einem Angelpunkt der ganzen 
Kulturentwicklung des Occidents und vorderasiatischen Orients. 
An geschichtlicher Bedeutung kann ihm nur die Entwicklung 
der hellenischen Geisteskultur und, für Westeuropa, des römischen 
Rechts und der auf dem römischen Amtsbegriff fußenden römi- 
schen Kirche, dann weiterhin der mittelalterlich-ständischen 
Ordnung und schließlich der sie sprengenden, aber ihre Insti- 
tutionen fortbildenden Einflüsse, auf religiösem Gebiet also des 
Protestantismus, gleichgeordnet werden. 

Das Problem ist also: wie sind die Juden zu einem Paria- 
volk mit dieser höchst spezifischen Eigenart geworden? — 
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Das syrisch-palästinische Bergland war abwechselnd meso- 
potamischen und ägyptischen Einflüssen ausgesetzt. Die erste- 
ren waren durch die Stammesgemeinschaft der in alter Zeit in 
Syrien ebenso wie in Mesopotamien herrschenden Amoriter, 
dann durch den politischen Aufstieg der babylonischen Macht 
Ende des 3. Jahrtausends und dauernd durch den Einfluß der 
kommerziellen Bedeutung Babylons, als des Entstehungsgebiets 
der frühkapitalistischen Geschäftsformen, bedingt. Die ägypti- 
schen Einflüsse beruhten zunächst auf den Handelsbeziehungen 
schon des alten Reichs zur phönizischen Küste, auf dem ägypti- 
schen Bergbau auf der Sinaihalbinsel und auf der geographischen 
Nähe als solcher. Eine dauernde und feste politische Unterwer- 
fung war in der Zeit vor dem 17. Jahrhundert v. Chr. von keinem 
jener beiden großen Kulturzentren her möglich, weil die damalige 
militärische und administrative Technik eine solche ausschloß. 
Das Pferd fehlte zwar wenigstens in Mesopotamien nicht gänzlich, 
aber es war noch nicht zum Instrument einer eigenen Militär- 
technik geworden. Das geschah erst in jenen Völkerwanderungen, 
welche in Aegypten die Hyksosherrschaft, in Mesopotamien 
die kassitische Herrschaft begründeten. Nunmehr erst ent- 
stand die Wagenkampftechnik und damit Möglichkeit und An- 
reiz zu großen Eroberungsexpeditionen in ferne Gebiete. Palä- 
stina wurde zuerst von Aegypten her als Beuteobjekt gesucht. 
Mit der Befreiung von den Hyksos — unter deren Herrschern 
anscheinend der Name »Jakob« zum erstenmal auftaucht — be- 
gnügte sich die 18. Dynastie nicht, sondern drang erobernd bis 
an den Euphrat vor. Ihre Statthalter und Vasallen blieben in 
Palästina, auch als die Tendenz zur Expansion aus innerpoli- 
tischen Gründen erlahmte. Die Dynastie der Ramessiden mußte 
den Kampf um Palästina schon deshalb wieder aufnehmen, weil 
inzwischen das starke kleinasiatische Reich der Hethiter nach 
Süden vorgedrungen war und Aegypten bedrohte. Durch ein 
Kompromiß unter Ramses II. wurde Syrien geteilt, Palästina 
blieb in ägyptischer Hand und war es nominell bis nach dem 
Ende der Ramessiden, also während eines großen Teils der 
israelitischen sog. »Richterzeit«. Tatsächlich sank aber die Macht 
sowohl des ägyptischen wie des hethitischen Reichs vor allem aus 
innerpolitischen Gründen so stark, daß Syrien und Palästina vom 
13. Jahrhundert an mehrere Jahrhunderte im wesentlichen sich 
selbst überlassen blieben, bis, seit dem g. Jahrhundert, die in- 
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zwischen neugeschaffene Militärmacht der Assyrer, seit dem 
7. die der Babylonier und, nach einem ersten Vorstoß im Io. Jahr- 
hundert, im 7. Jahrhundert auch die ägyptische Macht wieder 
eingriffen und vom letzten Drittel des 8. Jahrhunderts an die 
Selbständigkeit des Gebietes Stück für Stück an die assyrischen, 
teilweise und zeitweise an die ägyptischen, definitiv dann an die 
babylonischen Großkönige verloren ging, deren Erbe die Perser- 
herrschaft antrat. Nur in jener Zwischenzeit, welche einen weit- 
gehenden allgemeinen Rückgang aller internationalen politischen 
und kommerziellen Beziehungen bedeutete und im Zusammenhang 
damit in Griechenland die sogen. dorische Wanderung sah, konnte 
auch Palästina sich unabhängig von fremden Großmächten 
entwickeln. Die Phönikerstädte und die in jener Zeit der Schwäche 
Aegyptens von der See her einwandernden Philister von der 
einen, die Beduinenstämme der Wüste von der anderen Seite, 
dann im Io. und 9. Jahrhundert das damaskenische Reich der 
Aramäer, waren Palästinas stärkste Nachbarn. Gegen die letzt- 
genannte Macht rief der israelitische König die Assyrer ins Land. 
In jene Zwischenperiode fällt, wenn nicht die Entstehung, so 
doch die militärische Höhe des israelitischen Bundes, des Reichs 
Davids und dann der Königreiche Israel und Juda. 

Wenn die politische Macht der großen Kulturstaaten am 
Euphrat und Nil damals gering war, so hat man sich doch sehr 
zu hüten, diese Epoche in Palästina sich als primitiv und bar- 
barisch vorzustellen. Nicht nur blieben diplomatische und auch 
kommerzielle Beziehungen, wenn auch erschwert, bestehen, 
sondern auch der geistige Einfluß der Kulturgebiete dauerte 
fort. Durch Sprache und Schrift war Palästina dauernd, auch 
während der ägyptischen Herrschaft, dem geographisch entfern- 
tern Euphratgebiet verbunden geblieben, und tatsächlich ist 
dessen Einfluß vor allem im Rechtsleben, aber ebenso in Mythen 
und kosmischen Vorstellungen unverkennbar. Agyptens Ein- 
fluß auf die Kultur Palästinas scheint, rein äußerlich, angesichts 
der geographischen Nähe auffallend gering. Dies hatte seinen 
Grund zunächst in der inneren Eigenart der ägyptischen Kultur, 
deren Trägern: Tempel- und Amts-Pfründnern, jeder Proselytis- 
mus fernlag. Starke Beeinflussung der palästinischen geistigen 
Entwicklung durch Aegypten ist in manchen für uns wichtigen 
Punkten dennoch wahrscheinlich. Aber sie erfolgte teils auf 
dem: Umweg über Phönizien, teils blieb 'sie mehr ein nicht 


Die Wirtschaftsethik der Weltreligionen, Das antike Judentum. 61 


ganz leicht zu fassender und meist wesentlich negativer »Entwick- 
lungsreiz«.. Denn jene scheinbar geringe direkte Beeinflussung 
folgte außer aus sprachlichen Gründen auch aus den tiefgehen- 
den Unterschieden der natürlichen Lebensbedingungen und der 
auf ihnen ruhenden sozialen Ordnung. Der aus der Notwendig- 
keit der Bewässerungsregulierung und aus den königlichen Bauten 
erwachsene ägyptische Fronstaat stand den Existenzformen der 
Bewohner Palästinas als etwas tief Fremdartiges, ein »Dienst- 
haus«, das sie als »eisernen Ofen« verabscheuten, gegenüber. 
Und die Aegypter ihrerseits betrachteten alle nicht an den, gött- 
lichen Geschenk der Nilüberschwemmungen und der königlichen 
Schreiberverwaltung teilnehmenden Nachbarn als Barbaren. 
Die religiös einflußreichen Schichten in Palästina aber lehnten 
vor allem die wichtigste Grundlage der ägyptischen Priester- 
macht: den Totenkult, als eine schauerliche Entwertung ihrer 
eigenen, in der bei nicht hierokratisch reglementierten Völkern 
typischen Art durchaus innerweltlich gerichteten Interessen 
ebenso ab, wie sich die ägyptische Dynastie selbst unter Ameno- 
phis IV. zeitweilig, aber gegenüber der schon fest verankerten 
Macht der Priester vergeblich, ihnen zu entziehen suchte. Der 
Gegensatz gegen Aegypten war letztlich in den natürlichen 
und sozialen Unterschieden begründet, obwohl auch innerhalb 
Palästinas die Lebensbedingungen und sozialen Verhältnisse 
recht verschiedene waren. 

Palästina birgt erhebliche klimatisch bedingte Gegensätze 
der Wirtschaftsmöglichkeiten ’). In den Ebenen namentlich 
des mittleren und Nordgebiets war neben Getreideanbau mit 
Rindviehzucht schon bei Beginn unserer Nachrichten auch Obst-, 
Feigen-, Wein- und Oelbau heimisch. In den Oasen der angren- 
zenden Wüste und auf dem Gebiet der Palmenstadt Jericho auch 
Dattelzucht. Bewässerung aus den starken Quellen, in den pa- 
lästinischen Ebenen Regen machte den Anbau möglich. Die 
sterile Wüste im Süden und Osten war und ist nicht nur den Bau- 
ern, sondern ebenso den Hirten ein Ort des Schreckens und der . 
Sitz der Dämonen. Nur die vom periodischen Regen bestriche- 
nen Randgebiete, die Steppen, waren und sind als Kamel- oder 

1) Ueber die Naturbedingungen Palästinas sind neben den allgemeinen 
Werken über Palästinakunde die zahlreichen Aufsätze in der »Zeitschrifte und 
den »Mitteilungen und Nachrichten des Deutschen Palästinavereinse zu verglei- 


chen. Ueber das antike Klima (Talmudzeit) H. Klein Z.D.P.V. 37 (1914) 
S. 127. ff. 
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Kleinviehweide und daneben in günstigen Jahren zum nomadi- 
sierenden Gelegenheitsanbau von Getreide brauchbar. Aller- 
hand Uebergänge bis zur Möglichkeit regelmäßigen seßhaften 
Anbaus fanden und finden sich ?2). Insbesondere war und ist die 
Art der Weiden verschieden. Zuweilen lassen sie sich als örtlich 
festbegrenzte Weidebezirke von einer Ansiedelung aus ent- 
weder nur für Kleinvieh oder daneben auch für Großvieh benutzen. 
Häufiger aber müssen gemäß dem jährlichen Wechsel zwischen 
winterlicher Regenperiode und sommerlicher regenloser Zeit die 
Weiden gewechselt werden ?). Entweder derart, daß Sommer- 
und Winterdörfer, die letzteren oben an den Berghängen liegend, 
von den Viehzüchtern abwechselnd benutzt werden und leer- 
stehen —, was übrigens auch bei Ackerbauern auf weit ausein- 
anderliegenden Feldern mit Verschiedenheit der Vegetations- 
periode vorkommt. Oder aber so, daß die Weidereviere der 
verschiedenen Jahreszeiten so weit auseinanderliegen oder in 
ihren Erträgen so wechseln, daß feste Ansiedelungen gar nicht 
möglich sind. Die Kleinviehzüchter, denn nur sie kommen in 
diesem Fall in Frage, leben dann nach Art der Kamelhirten der 
Wüste in Zelten und treiben im periodischen Weidewechsel ihre 
Herden über weite Entfernungen teils mehr von Ost nach West, 
teils mehr von Nord nach Süd, wie sich dies in Süditalien, Spa- 
nien, der Balkanhalbinsel und Nordafrika ganz ebenso findet °*). 
Beim Weidewechsel pflegt je nach Möglichkeit die Naturweide 
mit Brachweide und Stoppelweide auf den abgeernteten Feldern 
kombiniert zu werden. Oder so, daß mit Zeiten der Dorfsässig- 
keit Zeiten des Nomadisierens oder der auswärtigen Arbeitssuche 
abwechseln: dorfsässige Bauern im Gebirge Juda wohnen teil- 
weise die Hälfte des Jahres in Zelten. Die Grade der vollen 
hausgesessenen Bodenständigkeit einerseits, des Zeltnomaden- 
tums andererseits sind also durch alle denkbaren Uebergänge 
miteinander verbunden und labil. Wie in der Antike sind noch 
in der Gegenwart Uebergänge sowohl vom Nomadentum zum 
Ackerbau infolge Zunahme der Bevölkerung und damit des 


3) Im Josua-Buch (15, 19) gibt Kaleb, der Hebron zugeteilt erhalten hat, 
seiner Tochter als Mitgift »Mittagsland« (erez ba negeb) und fügt auf ihre Bitte 
»Quellen oben und unten« hinzu. — Das anbaufähige Land im Gegensatz zur 
Steppe heißt »sadeh«. 

3) S. dazu namentlich die Beobachtungen Schumachers in seinem Reise- 
bericht aus dem Ostjordanland, abgedr. in den Mitt. u. N. d. D.P. V. 1904 ff. 

3 a) Darüber jetzt die vortreffliche Arbeit von R. Leonhard: die Trans- 
humanz im Mittelmeergebiet (in d. Festschr. für L. Brentano, München 1916). 
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Brotbedarfs, wie auch das gerade umgekehrte: Uebergang vom 
Fellachentum zum Nomadentum infolge von Versandung, vor- 
gekommen. Mit Ausnahme des immerhin;eng begrenzten aus 
Quellen bewässerten Landes hängt eben das ganze Schicksal 
des Jahres von dem Maß und der Verteilung des Regens ab ®). 
Von diesem gibt es zweierlei Art. Den einen bringt der Scirocco 
von Süden in oft ungeheuer starkenGewittern mit Wolkenbrüchen. 
Ein starker Blitz bedeutet den Fellachen und Beduinen starken 
Regen. Kommt kein Regen, so ist heute wie in der Antike »Gott 
in der Ferne« und dies gilt heute wie damals als Folge von Sün- 
den, besonders solchen der Schechs ë). Für die Ackerbaukrume 
namentlich des Ostjordanlandes oft verhängnisvoll, füllt dieser 
Platzregen in der Steppe die Zisternen und ist also namentlich 
den Kamelzüchtern der Wüste erwünscht, für die deshalb der 
regenspendende Gott ein jähzorniger Gott des Wettersturms war 
und blieb. Für die Dattelpalmen und die Baumvegetation über- 
haupt ist dieser starke Regen nicht nachteilig, bei nicht allzu 
großem Uebermaß nützlich. Den milden Landregen dagegen, 
bei welchem die Ackerkrume und die Bergweiden gedeihen, 
bringt jener Südwest- und Westwind, den Elia auf dem Karmel 
vom Meer her erwartete. Für den Ackerbauer ist also jener 
Regen der erwünschteste, bei welchem der regenspendende Gott 
nicht im Gewitter oder Sturm — die auch ihm freilich oft voran- 
geben —, sondern »in stillem, sanftem Sausen« naht. 

Im eigentlichen Palästina ist die »Wüste Juda« die Ab- 
flachung des Berglands vom Toten Meer, von jeher wie heute 
ein Gebiet fast ohne feste Siedelung. Innerhalb des mittel- und 
nordisraelitischen Berglandes dagegen fällt im Winter (Novem- 
ber bis März) so viel Regen wie in Mitteleuropa im ganzen Jahres- 
durchschnitt. Daher ist in guten Jahren, d. h. wenn starke Früh- 
regen (in der Antike oft schon vom Laubhüttenfest an) und Spät- 
regen (bis Mai) eingetreten sind, gute Getreideernte in den Tälern 
und starker Blumen- und Graswuchs an den Berghängen zu er- 
warten, während allerdings beim Ausbleiben der Früh- und Spät- 
regen die absolute Dürre des Sommers, die alles Gras verdorren 
läßt, sich über mehr als zwei Drittel des Jahres erstrecken kann 


4) Beste meteorologische Beobachtungen jetzt von F. Exner Z. D. P. V. 33 
(1910) S. 107 ff. 

8) Fellachensprichwörter und Gebete, gesammelt von Dr. Cana‘an, Z. D. 
P. V. 36 (1913) S. 285, 291. 
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und dann vor allem die Schafhirten auf auswärtigen Zukauf 
von Getreide, in der Antike aus Aegypten, oder auf Fortwande- 
rung angewiesen waren. Die Existenz namentlich dieser Hirten 
ist also meteorologisch prekär und nur in guten Jahren war 
Palästina für sie ein Land wo »Milch und Honig« — es ist offen- 
bar Dattelhonig, den die Beduinen schon der Thutmose-Zeit 
kannten, vielleicht auch Feigenhonig und daneben Honig von 
wilden Bienen gemeint — »fließen« ®). 

Die naturgegebenen Kontraste der Wirtschaftsbedingungen 
haben von jeher in Gegensätzen der ökonomischen und sozialen 
Struktur sich ausgedrückt. 

Am einen Ende der Skala standen und stehen die Wüsten- 
Beduinen. Der eigentliche bedu, der sich auch innerhalb 
Nordarabiens streng vom seßhaften Araber unterscheidet, ver- 
achtete von jeher den Ackerbau, verschmähte Haus und befe- 
stigte Orte, lebte von Kamelmilch und Datteln, kannte keinen 
Wein, bedurfte und duldete keine Art von staatlicher Organi- 


©) Ueber die Frage, ob das Land Kanaan diese Bezeichnung verdient baben 
kann und was sie bedeutet, herrscht Streit. S. darüber aus der letzten Zeit 
z.B. Kraus Z. D. P.V. 32, S. 151, der das »Fließen« nach seiner Interpre- 
tation talmudischer Quellen buchstäblich, als Zusammenlaufenlassen von Zie- 
genmilch mit Fruchthonig aus Datteln, Feigen, Trauben verstehen wollte. Da- 
gegen Simonson ebenda 33, S. 44, der mit Recht es als bildlich gemeint 
ansieht. Ebenso Dalman M. u. N. D. P. V. 1905 S. 27: »Kuchen so süß 
wie Honig«, im Anschluß an die heutige Interpretation der palästinischen Juden. 
Dalman hält Palästina für von jeher vieharm. Hiergegen (die m. W. beste Ab- 
handlung) L. Bauer (ebenda S. 65), der auf den Milchreichtum noch in der 
Gegenwart hinweist (Butter und Milch die wichtigsten Nahrungsmittel) und den 
Honig auf Traubenhonig deutet, welch letztere Annahme aber Dalman 
(ebenda 1906 S. 81) als für das Altertum irrig nachweist: damals sei Dattelhonig 
die wichtigste Honigart gewesen. Häusler (Z.D.P.V. 35, ıgız S. 186) 
zweifelt, ob der Reichtum an Honig immer bestanden habe. Allein auch in den 
Amarnabriefen (Nr. 55 von Knudtzons Ausgabe) findet sich Honig als Deputat 
einer ägyptischen Garnison. Der Honig, welchen der flüchtige Aegypter Sinuhe 
in der Zeit Sesostris I. neben Feigen-, Oel- und Weinanbau als im Retenuland 
reichlich vorhanden erwähnt, war vielleicht ebenfalls Dattelhonig. Das 
Manna schmeckt (Ex. 3, 13) wie Brot mit Honig. Wenn Palästina nach der Ver- 
wüstung durch die Assyrer wieder wie die Steppe sein wird, wo statt der Wein- 
stöcke Dornen und Hecken stehen, dann werden die übrig gebliebenen Frommen 
Rahm und Honig essen, wie einstmals, verkündet Jesaja (7, 22. 23). Deshalb 
wird auch das Heilandskind Immanuel Rahm und Honig essen (7, 15). Das er- 
innert an die Nahrung des Zeusknaben auf Kreta: Rabm und Honig. Deshalb wird 
die rein eschatologische Deutung des Ausdrucks als Götterspeise von Greß- 
mann (Die israelit. Eschatologie S. 207 f., s. auch die das. unten angeführte 
Literatur) bevorzugt. Immerhin ist die Götterspeise eben doch wohl die ideale 
Menschenspeise der Reichen in einem Steppengebiet. 
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sation. Wie neben anderen namentlich Wellhausen ?) es für die 
epische Zeit der Araber geschildert hat, ist neben dem Muchtar, 
dem Haupt der Familie (d. h. der Zeltgemeinschaft) das Sippen- 
. haupt, der Schech, die einzige normalerweise perennierende 
Autorität. Zur Sippe zählt der Komplex von Zeltgemeinschaften, 
welche sich, gleichviel ob mit Recht, von einem Ahn abstammend 
wissen und deren Zelte deshalb benachbart stehen. Sie ist der durch 
strenge Blutrachepflicht am festesten zusammengekittete Verband. 
Gemeinschaften mehrerer Sippen bilden sich durch Gemeinsam- 
keit des Wanderns und Lagerns zu gegenseitigem Schutz. Der 
dadurch entstehende »Stamm« umfaßt selten mehr als einige 
tausend Seelen. Ein ständiges Oberhaupt hat er nur, wenn ein 
Mann sich durch kriegerische Leistungen oder schiedsrichterliche 
Weisheit so ausgezeichnet hat, daß er kraft seines Charisma 
als »Sayid« anerkannt wird. Sein Prestige kann dann als Erb- 
charisma auf die jeweiligen Schechs seiner Sippe übergehen, 
namentlich wenn diese vermögend ist. Auch der Sayid ist aber 
nur primus inter pares. Im Palaver des Stammes (bei kleinen 
Stämmen oft allabendlich) führt er den Vorsitz, gibt, wo sich 
die Meinungen die Wage halten, den Ausschlag, bestimmt Auf- 
bruchszeit und Lagerungsort. Es fehlt ihm aber ebenso wie den 
Schechs jede Zwangsgewalt. Sein Beispiel und Schiedsspruch 
werden von den Sippen befolgt, solange sich sein Charisma be- 
währt. Auch alle Teilnahme an Kriegszügen ist freiwillig und 
wird nur durch Spott und Beschämung indirekt erzwungen. Die 
einzelne Sippe begibt sich nach Belieben auf Abenteuer. Ebenso 
gibt sie Fremden eigenmächtig ihren Schutz. Beides kann, 
das erstere durch Repressalien, das letztere durch Rache bei 
Verletzung des Gastrechts, auf die Gemeinschaft zurückwirken. 
Diese selbst greift aber nur ausnahmsweise ein. Denn jeder Ver- 
band, der über die Sippe hinausgeht, bleibt höchst labil. Die 
Einzelsippen schließen sich nach Gelegenheit anderweit an und 
trennen sich vom bisherigen Stamm. Und der Unterschied zwi- 
schen einem schwachen Stamm und einer zahlreichen Sippe ist 
flüssig. Allerdings kann die politische Zusammenfassung eines 
Stammes auch bei den Beduinen unter Umständen zu einem 
relativ festen Gebilde werden. Dann nämlich, wenn es einem 
charismatischen Fürsten gelingt, sich und seiner Sippe eine dauern- 


?) Ein Gemeinwesen ohne Obrigkeit, Göttinger Kaiser-Geburtstagsrede 
1900. = 
Archiv f. Sozialwissenschaft u. Sozialpolitik. 44- r. 5 
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de militärische Herrenstellung zuschaffen. Das ist indessen nach 
der Natur der Sache nur dann möglich, wenn der Kriegsfürst 
entweder aus den intensiv angebauten Oasen Bodenrenten und 
Tribute oder aus den Zöllen und Geleitgeldern der Karawanen 
feste Einnahmen erlangt hat, mittelst deren er eine persönliche 
Gefolgschaft in seinen Felsenburgen unterhalten kann ®). Sonst 
sind alle Machtstellungen Einzelner sehr labil. Alle Notablen 
haben letzlich nur »Pflichten« und werden nur durch soziale Ehre, 
allenfalls durch einen gewissen Vorzug bei der Beurteilung, ent- 
golten. Trotzdem kann die soziale Ungleichheit durch Besitz 
und Erbcharisma unter den Sippen eine erhebliche sein. Anderer- 
seits besteht aber die strenge Pflicht der brüderlichen Nothilfe, 
zunächst innerhalb der Sippe, unter Umständen aber auch 
innerhalb des Stammes. Der Nichtbruder dagegen ist recht- 
los, wenn er nicht durch Speisegemeinschaft in den Schutzver- 
band aufgenommen ist. Die Weidegebiete, welche die lockere 
und labile Stammesgemeinschaft in Anspruch nimmt und schützt, 
werden aus gegenseitiger Furcht vor Rache innegehalten, wechseln 
aber je nach Machtlage, die namentlich im Kampf um das wich- 
tigste Objekt: die Brunnen, zum Austrag kommt. Appropriiertes 
Bodeneigentum gibt esnicht. Krieg und Raub, vor allem Straßen- 
raub, den gelegentlich auszuüben als Ehrensache gilt, stempeln 
den typischen beduinischen Ehrbegriff. Berühmte Abstammung, 
eigene Tapferkeit, Freigebigkeit sind die drei Dinge, die am Mann 
gerühmt werden. Rücksicht auf den Adel seiner Familie und die 
soziale Ehre seines guten Namens galten dem vorislamischen Ara- 
ber als die ausschlaggebenden Motive alles Handelns. 

Oekonomisch gilt der heutige Beduine als phantasieloser 
Traditionalist ®) und dabei als friedlichem Erwerb abgeneigt. 
Das wird insofern nur bedingt generalisiert werden dürfen, als 
hohe Zwischenhandels- und Geleitgelderverdienste die an die 
Karawanenstraßen der Wüste angrenzenden Stämme zu Inter- 
essenten an diesem Handel zu machen pflegten, wo immer er be- 
stand. Die hohe Heiligkeit des Gastrechts beruht zum Teil auch 
auf diesem Interesse anı Wanderhandel. Wie auf dem Meere 
9 So macht ein Retenenuschech im Lande östlich von Byblos (dort scheint 
nach den neueren Annahmen der Schauplatz zu suchen zu sein), der Gebiete mit 
Wein-, Oel- und Feigenanbau beherrscht, den flüchtigen Aegypter Sinuhe zu 
seinem Beamten und belehnt ihn mit Land. 


% J. Hell, Beiträge zur Kunde des Orients V. S. 161 ff. (auch zum 
Vorhergehenden). 
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Seehandel und Piraterie, so gehörte in der Wüste Zwischenhandel 
und Straßenraub zusammen, denn das Kamel ist das vorzüglichste 
aller tierischen Transportmittel 1%). Der fremde Händler wurde 
und wird beraubt, soweit nicht entweder eine fremde Macht die 
Straßen durch Garnisonen militärisch deckt oder die Kaufleute 
feste Schutzabkommen mit den die Straßen beherrschenden 
Stämmen selbst besitzen. 

Von eigentlichem Beduinenrecht zeigen nun die altisraeli- 
tischen Rechtssammlungen nichts und der Tradition ist der Be- 
duine der Todfeind Israels. Ewige Fehde herrscht zwischen 
Jahwe und Amalek. Der mit dem »Kainszeichen«, der Stam- 
mestättowierung, versehene Ahn des Keniterstammes, Kain, ist 
als Mörder von Gott zurUnstetheit verflucht und nur die furcht- 
bare Härte der Blutrache ist sein Privileg. Auch sonst fehlen 
beduinische Anklänge in der israelitischen Sitte fast ganz. Nur 
eine wichtige Spur ist da: das Bestreichen der Türpfosten mit 
Blut, als Abwehr der Dämonen, ist in Arabien verbreitet. Auf 
militärischem Gebiet könnte jene meist als rein utopisch-theo- 
logische Konstruktion der Prophetenzeit gedeutete Vorschrift 
des Deuteronomium: daß aus dem Heeresaufgebot alle die- 
jenigen, welche sich zu »feig« fühlen, ausgeschieden oder heimge- 
schickt werden sollen, wohl mit der absoluten Freiwilligkeit der 
Beteiligung an Beduinenkriegsfahrten in historische Verbindung 
gebracht werden. Indessen ist dafür nicht eine Uebernahme von 
den Beduinen, sondern es sind wohl Reminiszenzen an die den 
später zu besprechenden Viehzüchterstämmen eigenen Gewohn- 
heiten, die allerdings den beduinischen entsprechen, dieQuelle. — 

Am anderen Ende der Skala stand und steht die Stadt 
(gir). Wir müssen sie etwas näher zu analysieren suchen. Ihre 
Vorläufer waren unzweifelhaft auch in Palästina einerseits Bur- 
gen kriegerischer Häuptlinge für sich und ihre persönliche Ge- 
folgschaft, andererseits Zufluchtsstätten für Vieh und Menschen 
in bedrohten, besonders in den der Wüste benachbarten Gebieten. 
Von beiden berichtet unsere Tradition nichts ausführliches 1). 


10) „Ismaelitische«, also: beduinische. Händler kaufen den Joseph seinen Brü- 
dern ab. Gen. 37, 25. 

11) Von zablreichen Burgen des Königs Hiskia, die er gebrochen habe, 
berichtet in seinen Inschriften Sanherib. Von Burgen Hiskias erzählt auch die 
Chronistik, ebenso von zahlreichen Grenzburgen Rehabeams. Die Garnisonen 
werden Burglehen gehabt haben. Von den Städten der Amarnabriefe waren 
ein Teil offensichtlich nur derartige Burgen. Burgen besaßen auch die charis- 
matischen Häuptlinge, so David und in der Frühzeit Abimelech, 

5* 
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Die Stadt, die sie kennt, konnte ökonomisch und politisch ange- 
sehen, etwas sehr Verschiedenes darstellen. Entweder nur eine 
kleine befestigte Ackerbürgergemeinde mit Markt. ':Dann war sie 
nur graduell vom Bauerndorf verschieden. Bei voller Entwick- 
lung war sie dagegen in der ganzen orientalischen Antike nicht 
nur Marktort, sondern vor allem Festung und als solche Sitz 
des Wehrverbandes, des Lokalgottes und seiner Priester und des 
je nachdem monarchischen oder oligarchischen politischen Macht- 
trägers. Dies entspricht ganz offenbar den Analogien der mittel- 
ländischen Polis. 

Die syrisch-palästinensischen Städte zeigen in der Tat in 
ihrer politischen Verfassung ein Entwicklungsstadium, welches 
der althellenischen » Geschlechterpolis« nahesteht. Schon in vor- 
israelitischer Zeit waren die phönikischen Seestädte und die 
Städte der Philister als Vollstädte organisiert. Für die Zeit 
Thutmoses III. ergeben die ägyptischen Quellen das Bestehen 
zahlreicher Stadtstaaten in Palästina, darunter bereits solcher, 
die auch in der kanaanäischen Zeit Israels weiterbestanden (so: 
Lakisch) 12). In der Tell-el-Amarna-Korrespondenz erscheint 
unter Amenophis IV (Echnaton) neben den Vasallenkönigen 
und Statthaältern des Pharao mit ihren Garnisonen, Magazinen 
und Arsenalen in den größeren Stätten, am deutlichsten in Tyros 
und Byblos, eine statsässige Schicht, welche das Stadthaus 
(bitu) inder Gewalt hat und eine eigene der ägyptischen Herrschaft 
oft feindliche Politik treibt 12). Sie muß offenbar, gleichviel 
welches ihre sonstige Eigenart war, ein wehrhaftes Patriziat 
dargestellt haben 14). Ihr Verhältnis zu den Vasallenfürsten und 





12) Vgl. W. Max Müller Jew. Quart. R.N.S.4/1913/4) S. 65. 

19) Das bitu von Tyrus wird (Knudtzon Nr. 89) von dem bitu des vom Pharao 
eingesetzten Regenten unterschieden. Der Pharao wird vom Briefschreiber 
darauf aufmerksam gemacht, daß nicht der Regent, an den er sich immer wende, 
sondern jene Kreise, die das Stadthaus beherrschen, für die Politik von Tyros 
maßgebend seien. Der Regent wird später erschlagen. 

4) Wenn (Knudtzon Nr. 129) »GroßBes einer Stadt erwähnt werden, so bleibt 
es fraglich, ob Beamte oder patrizische Sippenälteste gemeint sind, aber jeden- 
falls beeinflußt die stadtsässige Bevölkerung die Politik. Die Leute von Dunip 
erbitten (Nr. 50) vom König einen bestimmten Mann als Statthalter. Ibrem 
Statthalter, einem Kanaanäer, sperrt, in Gemeinschaft mit dessen abtrünnigem 
Bruder, die stadtsässige Bevölkerung von Byblos die Tore. Anderwärts macht 
sie gemeinsame Sache mit den im Lande vordringenden Feinden: den Regenten 
droht der Tod. Die Stadt geht verloren, wenn die ägyptische Garnison infolge 
Ausbleibens der Lebensmitteldeputate oder Verweigerung der Fron auf den 
Dienstlehen der Statthalter und Soldaten abzieht oder etwa ihrerseits revol- 
tiert. So glaube ich die Nr. 117, 37, Nr. 138, Nr. 77, 36, Nr. 81, 33, Nr. 74, Nr. 
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Statthaltern des Pharao war offensichtlich schon ähnlich wie später 
das der stadtsässigen israelitischen Sippen zu solchen Militärfürsten, 
wie etwa Abimelech, Gideons Sohn, einer war. Und auch in einer 
anderen Hinsicht sind offenbare Gleichheiten der vorisraelitischen 
mit der israelitischen und sogar noch der spätjüdischen Zeit 
festzustellen. Noch in den talmudischen Quellen werden mehrere 
Kategorien von Ortschaften unterschieden, und zwar derart, 
daß zu jeder befestigten Hauptstadt eine Anzahl Landstädte 
und zu beiden wieder Dörfer als politische Dependenzen gehören. 
Der gleiche oder ähnliche Zustand wird aber bereits in den 
Amarnabriefen %) und dann ebenso in dem aus der Königszeit 
stammenden Josuabuch !*) (Jos. 15, 45—47; 17, II; 13, 23.128; 


125 und öfter berührten Verhältnisse verstehen zu müssen, in teilweiser Abwei- 
chung von O. Webers vortrefflicher Interpretation in Bd. II der von Knudtzon 
besorgten Ausgabe. Daß es sich bei den wegen Lebensmittelmangel abziehenden 
Leuten um »Bauern« handle, scheint mir ganz unwahrscheinlich. Zwar ist der 
gebrauchte Ausdruck der gleiche, der in Mesopotamien den sColonen« (im Gegen- 
satz zum vollfreien Patrizier) bezeichnet. Aber die pdytpor des Pharao waren 
eben der Masse nach mit sehr kleinen Leben (s»Infanteristenlehen«) beliehene 
Leute und die »huubschtschie der Urkunden sind doch wohl damit leiturgisch 
bewidmete Militärpfründner, wie sie sich in Vorderasien und Aegypten 
typisch finden. Das Feld, d. h. das Lehen, des Statthalters ist in Nr. 74 infolge 
von Verweigerung der Fronden unbestellt geblieben und deshalb leidet er Not. 
Ebenso gebt es der Garnison und deshalb fällt sie ab. Die Garnisonen sind an 
Zahl offenbar sehr klein: 50 und weniger Mann Besatzung fordern die Statt- 
halter gelegentlicb neu an. Klein sind die Verhältnisse überhaupt: ein Rinder- 
tribut des Fürsten von Megiddo beträgt 30 Stück. Unwahrscheinlich ist es, daß 
unter den Leuten, welche (Nr. 118, 36) die Stadt den Feinden ausliefern, die Bauern 
zu verstehen seien: wie sollten gerade sie das machen ? stadtsässige Leute sind 
es, die in Byblos und sonst den Abfall bewerkstelligen. Ich kann auch darin 
O. Weber (a. a. O. S. 1178) nicht beitreten: daß in Tyros und anderen Städten 
die Aristokratie ägyptisch, der Demos aber der ägyptischen Herrschaft feindlich 
gewesen sei. Ein machtvoller Demos hat damals selbst in den größeren Städten 
schwerlich bestanden. Es waren doch wohl die Patrizier, d. b. stadtsässige 
am Handel beteiligte reiche Sippen, welchen die Leiturgien und Steuern der ägyp- 
tischen Herrschaft lästig waren. Erhebliche Geldzablungen kommen in den Ur- 
kunden vor. 

18) Knudtzon Nr. 290: eine Landstadt im Gebiet von Jerusalem ist abge- 
fallen. Nr. 288 wird erwähnt, daß der Vizekönig von Jerusalem früher Schiffe 
auf dem Meer gehalten habe. Auf welchem? Meines Erachtens auf dem Schilf- 
meer im Süden. (Der Abfall von Seir in Edom wird erwähnt.) Die Karawanen- 
straßen nach dem Schilfmeer haben die Jerusalem beherrschenden Fürsten stets 
in die Hand zu bekommen versucht. Die Herrschaft der Stadt erstreckte sich 
also weit in die Wüste. 

16) Außer Jos. 15, 45—47 werden nur Dörfer (zerim), nicht außerdem noch 
Städte, als Dependenzen von Städten aufgeführt. Indessen wo von »Töchtern« 
die Rede ist, ist sicher eine Dependenzstadt gemeint, nicht ein Dorf. Vgl. über 
den ganzen Sachverhalt Sulzberger, Polity of the ancient Hebrews Jewish Quar- 
terly Review N. Ser. (1912/13) p.ı7. Für die viehzüchtenden Ostjordanstämme 
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vgl. Jud. 11, 27 und Num. 21, 25. 32) vorausgesetzt. Er hat also 
offenbar während der ganzen Dauer der für uns überblickbaren 
Geschichte überall da bestanden, wo die städtische Organisation 
des Wehrverbandes politisch und ökonomisch zur Vollentwick- 
lung gelangte. Die abhängigen Orte waren dann in der Lage 
von Periökenortschaften, d. h. politisch rechtlos. Die Herren- 
sippen waren oder galten als stadtsässig. In Jeremias Heimats- 
ort Anathot gibt es »nur kleine Leute«, die kein Verständnis für 
seine Prophetie haben (Jer. 5, 4), also geht er in die Stadt Jeru- 
salem, wo die »Großen« sind, in der Hoffnung auf besseren Erfolg. 
Aller politische Einfluß liegt in der Hand dieser Großen der 
Hauptstadt. Daß unter Zedekia auf Nebukadnezars Befehl 
zeitweise Andere als sie die Gewalt, vor allem die Aemter, inne- 
haben, gilt als eine Anomalie, deren Möglichkeit Jesaja als Straf- 
gericht bei fortdauernder Verworfenheit der Großen, zugleich 
aber als ein furchtbares Uebel für das Gemeinwesen in Aussicht 
stellte. Aber die Leute von Anathot galten weder als Metöken, 
noch als Sonderstand, sondern als Israeliten, die nur nicht zu 
den »Großen« gehörten 17). Hier ist also der Typus der herrschen- 
den Geschlechter-Polis ganz in frühantiker Art: mit politisch 
rechtlosen, aber doch als Freie geltenden Periöken-Orten entwik- 
kelt. 

Die Bedeutung der Sippen-Organisation blieb auch in den 
Städten grundlegend. Aber neben ihre ausschließliche Bedeutung 
für die soziale Organisation bei den Beduinenstämmen tritt in 
der Stadt die Beteiligung am Grundbesitz als Grundlage der 
Rechte und überwiegt schließlich jene. Die Gliederung pflegte im 
israelitischen Altertum eine solche nach Vaterhäusern (beth 
aboth): Hausgemeinschaften also, zu sein, welche als Unterteile 
der Sippe (mischpacha) galten, die ihrerseits Teile des Stammes 
(Ruben) ist charakteristisch, daß stets von »Geschlechtern, Städten und Töch- 
terne geredet wird. Hier war zur Zeit der Redaktion diese Organisation noch 
nicht voll durchgeführt. _ 

17) Es scheint mir die einzige Lücke in Eduard Meyers (sowohl in: Die Is- 
raeliten und ihre Nachbarstämme wie in »Entstehung des Judentums«) vorzüg- 
lichen Ausführungen, daß diese durch die ganze Frühantike bis zur »Demokraties 
sich binziehende Scheidung nicht betont ist. Nicht alle freien Grundbesitzer 
waren in den antiken Staaten, zumal den Stadtstaaten, Aktivbürger oder gar 
politisch gleichberechtigt, sondern nur die ökonomisch voll wehrfähigen; das 
waren in Israel die gibbore chail. Es gab in den vollentwickelten israelitischen 
Stadtstaaten sicherlich auch freie israelitische Grundbesitzer, die zu diesen 


nicht gehörten und daher wie die hellenischen Periöken und die römische 
Plebs außerhalb des Vollbürgerschaft standen, 
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(schebat) waren. Aber, wie wir sahen: die Tradition des Josua- 
buchs läßt den Stamm bereits in Städte und Dörfer, statt in Sip- 
pen und Familien, zerfallen. Ob jeder Israelit einer »Sippe« 
angehörte, könnte nach anderen Analogien fraglich sein. Die 
Quellen nehmen es an: jeder freie Israelit ist wehrfähig. Aber 
innerhalb der Wehrfähigen entstand eine zunehmende Diffe- 
renzierung. In der Tradition werden gelegentlich (in Gibeon 
Jos. ıo, 2) ausdrücklich alle Bürger (anaschim, anderwärts, 
z. B. Jos. 9, 3 josebim) einer Stadt mit den gibborim, den Krie- 
gern (Rittern) identifiziert. Aber das ist nicht die Regel. 
Unter den gibborim werden vielmehr regelmäßig die bne chail, 
die »Söhne von Besitz«, d. h. die Besitzer von Erbland verstan- 
den und »gibbore chail« genannt, zum Unterschiede 18) von den 
gewöhnlichen Mannen (‘am), deren militärisch ausgebildeter Teil 
später (Jos. 8,11; 10,7; 2 Kön.25, 4) »Kriegsmannen« (‘am hamil- 
chamah) genannt wird. Ein gibbor chail heißt Boas im Ruth- 
buche. Die fürdie Aufbringung des assyrischen Tributs von König 
Menahem mit einer Zwangsumlage von je 50 Sekel belegten 
größten Besitzer werden ebenso genannt (2. Kön. 15, 20, die 
von Ed. Meyer s. Z. mit Recht herangezogene wichtigste 
Stelle), und ebenso werden zuweilen scheinbar ganz allgemein 
alle Kriegsleute bezeichnet. Aber ein »ben chail« ist ebensowenig 
wie im spanischen, wörtlich gleichbedeutenden Ausdruck, »Hi- 


18) „‘Ame« und »gibborim«s nebeneinander finden sich in der ziemlich verderb- 
ten Stelle des Deboraliedes (Jud. 5, 13). Wenn man Kittel’s Lesart annimmt 
und am Schluß kaggibborim liest, wie Greßmann vorschlägt, ergibt sich ein klarer 
Sinn, der aber voraussetzt, daß ‘am und gibborim zweierlei sind, letztere »Rit- 
ters, erstere die israelitischen Bauern (cf. dafür Vers ıı und 14), die »wie Ritters 
gekämpft haben, aber es eben nicht sind. Dagegen scheint die Stadt Meros 
(nach Vers 23) die Verpflichtung gehabt zu haben, dem Bunde mit Rittern 
(gibborim) zu Hilfe zu kommen und es ist charakteristisch, daß das Siegeslied 
zwar diese Stadt, aber nicht die doch ebenso wie sie bundesbrüchigen 
bäuerlichen Stämme verflucht und also des Banns und der Vernichtung im 
beiligen Krieg für wert hält. Ganz regelmäßig ist gibbor, wie in Gen. 6 oder in 
den Listen der Paladine Davids, der ritterliche Recke. Farblos ist der nament- 
lich im Josuabuch, aber auch in den Königsbüchern heimische Ausdruck ’am 
hamilchamah, »Kriegsvolke. Jos. 10, 7wirdesneb en »gibborechail« gebraucht. 
Als zweierlei dürften gibbor und ‘am hamilchamah wohl Jes. 3, 3 nebeneinander 
auftreten. Als die ansche chail erscheinen die gibborim Jes. 5. 22, und daß kei- 
neswegs alle Kriegsleute schon als solcbe gibborim sind, zeigt Jer. 5, 16, wo von 
dem zur Strafe Judas herbeikommenden fremden kriegerischen Volk gesagt ist, sie 
seien alle »gibborim«, d. h. in diesem Fall: trainierte Krieger. — Wie überaus 
kostspielig die Rüstung eines gibbor in der Zeit der Entstehung des Samuel- 
buchs war, zeigt die Goliath-Erzählung. Er bedarf eines Schildträgers, wie er 
auch für Saul erwäbnt wird. 
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dalgo« jeder Besitzer von irgendwelchem Land. Sondern »bne 
chail« sind die ökonomisch kraft ihres ererbten Besitzes zur 
vollwertigen Selbstequipierung fähigen, also die 
ökonomisch voll wehrfähigen und wehrpflichtigen, deshalb 
politisch vollberechtigten Sippen. Bei diesen Sippen war überall 
und in allen Zeiten, wo kostspielige Bewaffnung und Ausbildung 
militärisch ausschlaggebend war, die politische Macht 19). 
Auch wo, wie in der frühen Antike sehr oft, ein erbcharis- 
matischer Stadtfürst (nasi) an der Spitze der Stadt stand, hatte 
er die Gewalt als primus inter pares mit den Aeltesten (sekenim) 
dieser Sippen zu teilen. Außerdem aber mit den Familienhäup- 
tern (roschi beth aboth) seiner eigenen Sippe. Die Macht dieser 
konnte so groß und zugleich das Uebergewicht der Fürstensippe 
über alle anderen Sippen der Stadt und deren Aelteste so bedeu- 
tend sein, daß die Stadt als eine Oligarchie der Familienhäupter 
der Fürstensippe erschien, wie wir dies in der israelitischen Ge- 
schichte sehr regelmäßig finden. Die Verhältnisse waren aber 
wohl verschieden. Sichem wird in den Genesiserzählungen durch 
eine reiche Sippe, die bne Chamor, beherrscht, deren Haupt den 
Titel Nasi (Fürst) führt und »Vater Sichems« heißt (Jud. 8, 28). 
Für wichtige Angelegenheiten, z. B. für die Aufnahme Fremder 
in den Bürger- und Bodenrechtsverband bedarf dieses Stadt- 
haupt der Zustimmung der »Mennen« (anaschim) Sichems. 
Neben diese alte Herrensippe trat nach dem Midianiterkrieg 
als übermächtige Konkurrentin die Sippe Gideons, welche dann 
in der Revolte gegen Abimelech wieder durch die Sippe Chamors 
verdrängt wurde. Die Sippen waren, wie in frühhellenischer 
Zeit, oft interlokal angesessen: zuweilen hatte eine Sippe die 
Vormacht in mehreren, namentlich kleineren Städten. So hatte 
in Gilead die Sippe Jairs die Macht über eine ganze Gruppe 
von Zeltdörfern, die später gelegentlich auch »Städte« genannt 
werden. Die reale Macht lag in aller Regel in den Händen der 
dAeltestene (sekenim). Diese erscheinen in allen denjenigen 
Teilen der Ueberlieferung, welche auf dem Boden der Stadtver- 
fassung stehen, also vor allem im deuteronomischen Gesetz, 
als eine sim Tor«, d. h. auf dem Marktplatz am Tor der Stadt 
sitzende, Gericht haltende und die Verwaltung regelnde ständige 
Behörde, die Sikne ha gir, deren Existenz im Josuabuch für kanaa- 


19) Daß die’s40 000« in Israel (Jud. 5, 8) als gibbore chail gegolten hätten, 
wie Ed. Meyer annimmt, erscheint ausgeschlossen. Im Deboralied werden 
gibborim gerade dort nicht, sondern bei der Stadt Meros erwähnt. 
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näische ebenso wie israelitische Städte vorausgesetzt wird. Für 
die Stadt Jesreel werden neben den Aeltesten »Edle« (chorim) 
erwähnt. Anderwärts tauchen neben den Aeltesten die Häupter 
der Vaterhäuser (roschi beth aboth) auf, die man auch in der 
Spätzeit (Esra) als Repräsentanten der Städte neben den sekenim 
und den, damals offenbar mit diesen identischen, anders bezeich- 
neten Stadtvorstehern findet. Im ersten Fall scheint es sich also 
um einen charismatischen Dauervorzug eines oder mehrerer 
Geschlechter zu handeln, welche die Stadtmagistratur stellen, 
im letzteren um die Familienhäupter aller wehrhaften Sippen 
der Stadt. Auch in den älteren Traditionen finden sich solche 
Unterscbiede. Inwieweit diesen terminologischen Verschieden- 
heiten wirklich verschiedene politische Organisationen entspra- 
chen, ist aber nicht überliefert und nicht ersichtlich. Die charis- 
matische Honoratiorenstellung einer Sippe hing natürlich vor 
allem von ihrer militärischen Macht und, was damit zusammen- 
hing, von ihrem Reichtum ab. Die Stellung dieser grundgesesse- 
nen städtischen Sippen entsprach wohl etwa derjenigen Oligarchie, 
welche aus der Darstellung Snouck Hurgronjes für Mekka be- 
kannt ist. Die gibbore chail, die besitzenden Kriegshelden, entspre- 
chen den römischen »adsidui«. Auch die philistäische Ritterschaft 
bestand aus trainierten Kriegern. Ein »Krieger von Jugend auf« 
wird Goliath genannt: das setzt Besitz voraus. Die altisraeliti- 
schen politischen Machthaber der bergsässigen Stämme werden 
dagegen gelegentlich »Stabträger« genannt, wie die homerischen 
Fürsten auch. 

Beim Vergleich der israelitischen mit den vorisraelitischen 
und mit den mesopotamischen Verhälinissen fällt auf: daß an 
Stelle des einen Stadtkönigs der Amarnazeit und noch der späten 
Ramessidenepoche und des einen Ortsältesien der babylonischen 
Urkunden in Israel niemals nur ein Aeltester, sondern stets 
deren mehrere genannt werden 2%): ein ebenso sicheres Zeichen 
der Geschlechterherrschaft wie die Mehrheit der Suffeten und der 
Konsuln. | 

Anders gestaltete sich die Lage, wenn ein charismatischer 





—— 


2$ Der Gegensatz ist nicht absolut. Im babylonischen Sintflutmythos 
werden Volk und »Aelteste« einer Stadt vorausgesetzt (Uebersetzung bei Gunkel, 
Schöpfung und Chaos S. 424 Zeile 33) und andererseits beißt Chamor der »Vatere 
Sichems, freilicb wobl nur als Geschlechtseponymcs. Ein einzelner Aeltester 
schon in den alten Texten aus Ur :N. d. Genouillac, Textes jurid. d. l’ep. d’Ur. 


Rev. d’Assyr. 8 (1911) p. 2. 
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Kriegsfürst durch Werbung einer persönlichen Gefolgschaft 
oder einer besoldeten, oft fremdbürtigen, jedenfalls nur von ihm 
abhängigen Leibgarde, durch Rekrutierung ihm persönlich er- 
gebener Beamter (sarim) aus jenen Gefolgsleuten oder auch aus 
Sklaven, Freigelassenen, politisch rechtlosen Unterklassen, es 
dahin brachte, sich als Stadtherr von der Arıstokratie der Aelte- 
sten unabhängig zu machen. Stützte er seine Herrschaft gänz- 
lich auf diese Machtquellen, so entstand jene Form des Fürsten- 
tums, welche die königsfeindliche Auffassung später mit dem Be- 
griff »Königtum« verband. Der alte legitime erbcharismatische 
»Fürst« war für sieein Mann, der auf dem Esel reitet: auf diesem 
Reittier der vorsalomonischen Zeit soll nach ihrer Ansicht daher 
auch der messianische Fürst der Zukunft dereinst wiederkommen. 
Ein »König« dagegen ist ihr ein Mann, der Rosse und Kriegswagen 
hält nach Art des Pharao. Mit seinem Hort, seinen Magazinen, 
seinen Eunuchen und vor allem mit der in seiner Menage befind- 
lichen Garde beherrscht er von seinen Burgen aus die Stadt 
und die abhängige Landschaft, setzt seine Vögte über sie, gibt 
seinen Gefolgsleuten, Offizieren und Beamten Lehen, vor allem 
wohl Burglehen — wie sie vermutlich die »Leute von der Burg 
(millo)« in Sichem hatten (Jud. 9, 6. 20), legt Fronden auf und 
erweitert dadurch den Ertrag seines eigenen Grundbesitzes. 
In Sichem hat König Abimelech seinen Burgvogt sitzen (Jud. 9, 
26—30), dem die alte erbcharismatische Autorität der bne Chamor 
hat weichen müssen. Die altisraelitische Tradition sieht solche 
persönliche Militärherrschaft eines Einzelnen als »Tyrannjs« an. 
Das Gleichnis von der Herrschaft des Dornbuschs und der 
Fluch: daß Feuer vom König Abimelech auf die Patrizier von 
Sichem und ebenso von diesen auf jenen ausgehen möge, kenn- 
zeichnet den Gegensatz zwischen charismatischer Tyrannis und 
erbcharismatischem Patriziat. Der »Tyrann« stützt sich eben, 
wie in Athen Peisistratos, auf geworbene »arme Leute« (rekim) 
und das sind »Taugenichtse« (phichasim« Jud. 9, 4): — wir werden 
von ihrer sozialen Herkunft noch zu sprechen haben. Der Ueber- 
gang zwischen Fürstentum und Stadtkönigtun war aber in 
Wahrheit natürlich durchaus flüssig. Denn in der ganzen israe- 
litischen Antike blieben die großen grundsässigen Sippen und ihre 
Aellesten in aller Regel ein auch von dem mächtigsten König 
auf die Dauer nicht zu ignorierendes Element. Wie es für die 
ältere Zeit die seltene Ausnahme ist, wenn von einem »Huren- 
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sohn«, also einem Emporkömmling (Jephta) als charismatischem 
Führer berichtet wird, so in der Königszeit bei den Beamten der 
Könige. Im Nordreiche finden sich freilich mehrere Könige ohne 
Vatersnamen, also ohne Abkunft aus vollwertiger Sippe; Omri 
trägt überhaupt keinen israelitischen Namen. Das priester- 
liche Königsrecht im Deutornomium hält es daher für nötig, 
israelitische Blutsreinheit als Vorbedingung der Königswürde 
einzuschärfen. Ueberall aber hat der König mit den gibbore chail, 
den voll wehrfähigen Grundbesitzern und den Honoratioren- 
Vertretern: den Sekenim der großen Sippen, zu rechnen, welche 
für die Redaktoren der echten politischen Tradition auch im 
Deuteronomium (Deut. Kap. 2I, 22, 25 im Gegensatz zu den 
theologisch beeinflußten Stellen 16, 18 und 17, 8. 9) die allein 
legitimen Vertreter des Volkes sind. Die Machtlage schwankte. 
Ein König kann es unter Umständen wagen, im Notfall die gibbore 
chail zu besteuern, wie Menahem für den assyrischen Tribut tat. 
Und es ist ailerdings auch zu beobachten?!), daß, im Gegensatz zu 
allenonderen Epochen, die Stadtältesten in der Zeit zwischen Sa- 
lomo und Josia in den Quellen stärker zurücktreten; ja es ist mög- 
lich, daß sie in ihrer richterlichenStellung wenigstens in denResiden- 
zen, die ja königliche Festungen waren, ganz durch die Vögte 
und Beamten der Könige verdrängt wurden und nur in den Land- 
gebieten ihre alte Stellung behielten, wie dies in fast allen Monar- 
chien Asiens der Fall war. Allein sobald die Machtstellung des 
Königtums (z. B. infolge einer Revolution, wie unter Jehu) 
sank, vollends aber nach dem gänzlichen Wegfall des Königs- 
tums in nachexilischer Zeit, treten alsbald die Aeltesten in den 
Städten wieder in der alten Machtstellung auf. Was aber noch 
wichtiger war: nur ganz ausnahmsweise spielten Königssklaven 
und Eunuchen in der Wahrnehmung amtlicher Funktionen eine 
Rolle. Fremdbürtige oder aus niedrigem Stand emporgestiegene 
Gefolgsleute, Offiziere und Beamte finden sich allerdings. Am 
meisten in den Anfängen des Aufstiegs eines neuen Fürsten. 
Vielleicht von der Zeit Davids und Salomos abgesehen, sind aber 
in normalen Zeiten die wichiigen Aemter wenigstens im judäi- 
schen Stadtkönigtum ganz überwiegend in den Händen alter 
einheimischer reicher Geschlechter. Einem solchen gehörte z. B. 


= 21) Hierüber und über die Aeltesten überhaupt die gute Leipziger Disser- 
tation von Seesemann, Die Aeltesten im A. T. (1891). Auf den Gegensatz 
innerhalb des Deuteronomium hat zuerst Puukko in der später zu zitierenden 
Schrift über dies Rechtsbuch S. 237 hingewiesen. 
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auch Davids Feldhauptmann Joab an und die Ueberlieferung (2. 
Sam. 3, 39) läßt erkennen daß gegenüber seiner mächtigen Sippe 
König David nicht in der Lage war, eine Bestrafung gegen ihn 
zu wagen und deshalb seine Rache auf dem Totenbett Salomo an- 
empfahl. Normalerweise hat kein König gegen den Willen der 
Geschlechter dauernd regieren können. Die »Sarim von Jeru- 
salem« und »von Juda«, von denen Jeremia (34, 19) spricht, gelten 
ihm zugleich, wie der Zusammenhang ergibt, als Vertreter der 
reichsten Familien des Landes. 

Wenn so die vollentwickelte altisraelitische Stadt ein Verband 
der ökonomisch wehrfähigen erbcharismatischen Sippen war, 
ganz ebenso wie die frühhellenische und die frühmittelalterliche, 
so war dieser Verband auch hier ebenso wie dort labil in seiner 
Zusammensetzung. Sippen wurden in der vorköniglichen Zeit 
neu zu vollem Recht in die Stadt aufgenommen (Jud. 9, 26), 
andere ausgetrieben, Blutrache und Fehden zwischen den Stadt- 
sippen und Bündnisse einzelner von ihnen nach außen waren offen- 
bar nichts Seltenes. Die Einzelsippe gewährte auch hier Fremden 
ein, freilich nach der Tradition oft prekäres, Gastrecht. 

Politisch entspricht dieser Zustand etwa dem, was für die 
hellenische Geschlechterstadt und für Rom in der Zeit der Auf- 
nahme der gens Claudia in den Bürgerverband gegolten haben 
muß. Nur war der Zusammenhalt eher noch lockerer. Ein förm- 
licher Synoikismos ist erst die Stadtgründung Esras und Nehe- 
mias mit ihrer festen Verteilung der Leiturgien auf die zur Ein- 
siedelung in die Stadt sich verpflichtenden Sippen. Wie dagegen 
die städtischen Lasten, auch die Heereslast, der Frühzeit verteilt 
waren, wissen wir nicht. Im Verhältnis zu den umfassenderen 
politischen Verbänden: Stamm, Bund, war die Stadt offenbar 
einem Aufgebotskontingent — wie es scheint einem Vielfachen 
der taktischen Einheit von 50 Mann 22), oft einer Tausendschaft 
— gleichgesetzt ®). Ueber die sonstigen Beziehungen zwischen 
Stammverband und Stadt lassen uns die Quellen völlig im Dun- 
keln #). Der »Stamm« war hier vermutlich eine Angelegenheit 
jener ökonomisch wehrhaften Sippen, die ihm traditionell ange- 
28) sFünfzigern« gleich »Mustern« Exod. 13, 18; Jud. 7, 17; Jos. 
1,14; 4,12 (vgl. Ed. Meyer a. a. O.) 

23) Tausendschaften Orten gleichgesetzt: Jud. 6 (für Ophra). 

4) Ueber schebatim, mischpachoth und alaphim s. Sulzberger, The polity 


of the ancient Hebrews, Jewish Q. R. N. S. 3 (1912/3) p. ı f. mit manchen anfecht- 
baren Aufstellungen. 
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hörten. Die vollfreien Plebejer dagegen gehörten wohl lediglich 
dem Ort ihrer Ansiedelung an: darauf läßt die formelle Behand- 
lung der plebs beim Synoikismos nach dem Exil schließen. Die 
Wandlung der Militärtechnik muß da mitgesprochen haben. 
Jedenfalls beruhte in den philistäischen und kanaanäischen 
Stadtverbänden auf dem Aufgebot der eisernen Kriegswagen 
der Rittersippen die militärische und politische Herrschaft des 
Patriziats über das umliegende Land und seine Bewohner und 
ebenso zweifellos in den israelitischen Städten. 

Nicht nur politisch, sondern, wie in der althellenischen und 
altitalischen Polis, auch ökonomisch beherrschten die stadtsässi- 
gen Patriziersippen das flache Land. Sie lebten von den Renten 
ihres ländlichen Grundbesitzes, den sie durch fronende oder 
zinsende Sklaven oder Hörige oder durch Colonen (Natural- 
oder Teilpächter), die in typisch-antiker Art besonders stark aus 
Schuldsklaven rekrutiert waren, bewirtschafteten und 
durch Bewucherung der freien Bauern ständig vermehrten. Die 
antike Klassenschichtung: der stadtsässige Patriziat als Gläu- 
biger, die Bauern draußen als Schuldner, bestand also auch in den 
israelitischen Städten. Die Mittel zur Bewucherung des platten 
Landes bezogen die stadtsässigen Sippen auch dort teilweise 
zweifellos durch direkte oder indirekte Einkünfte aus Handels- 
gewinsten. Denn Palästina war in geschichtlicher Zeit, soweit 
wir zurückblicken können, ein Durchgangsland für den Handel 
zwischen Aegypten, den Orontes- und Euphratgebieten, dem 
Roten und dem Mittelmeer. Im Deboralied tritt die Bedeutung 
der Karawanenstraßen für die Wirtschaft stark hervor: daßsie 
still liegen und die Reisenden auf krummen Pfaden schleichen 
müssen, wird als Folge des Konflikts zwischen dem kanaanäischer 
Patriziat und der Eidgenossenschaft ebenso stark hervorgehoben 
wie das Feiern der Bauern auf dem Felde. Sehr wesentlich auch 
um die Herrschaft über diese Straßen handelte es sich auch bei 
den Versuchen der Städte, das Bergland zu unterwerfen, und sicher 
sehr wesentlich auch um der Vorteile willen, die dieser Handel 
bot, und nicht nur wegen der Teilnahme an der politischen Herrn- 
stellung, wurde die Stadtsässigkeit hier wie in der ganzen Früh- 
antike von den mächtigen Sippen gesucht. Entweder sie selbst be- 
teiligtensichsei es am Platzhandel oder, an der Küste, am See- 
handel oder, im Binnenland, am Karawanenhandel, namentlich 
wohl in der Form der Kommenda oder ähnlicher Rechtsformen 
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von Kapitalvorschüssen, wie sie das in Israel genau bekannte 
altbabylonische Recht darbot. Oder sie hatten Stapel- und Um- 
schlags- oder Geleitrechte oder erhoben Abgaben. Wir wissen 
das nicht näher. Jedenfalls aber lieferten diese Einkünfte wohl 
wesentliche Teile der Mittel sowohl zur Landakkumulation und 
persönlichen Schuldversklavung der bewucherten Bauern als 
zur eigenen militärischen Equipierung und Ausbildung. Das 
alles sind die typischen Erscheinungen der frühantiken Polis. 
Für sie blieb hier wie überall entscheidend, daß sie Trägerin 
der damals höchstentwickelten militärischen Technik war. Denn 
der stadtsässige Patriziat war in Palästina Träger des von der 
Mitte des 2. Jahrtausends an sich über die ganze Erde, von China 
bis Irland verbreitenden ritterlichen Wagenkampfs, dessen Kosten, 
bei Selbstequipierung, nur die vermögendstenSippen aus eigenen 
Mitteln ökonomisch gewachsen waren. Dem was wir von der 
Polis der Mittelmeergebiete kennen, entspricht es denn auch, 
daß die Bauern des besten, des renten fähigen Bodens, es 
vornehmlich waren, deren Landbesitz dem Akkumulationsstreben 
in patrizischen Händen am meisten ausgesetzt und militärisch 
am wenigsten zum Widerstand in der Lage war. Wie in Attika 
die fruchtbare Pedia der Sitz der patrizischen Grundherrschaften 
war, so auch in Palästina die Ebenen. Und wie in Attika die 
Diakrioi an den militärisch für die Ritterschaft am schwersten 
zugänglichen Berghängen, auf dem rentelosen Boden, sitzen, 
so auch in Israel die freien Bauern und Hirtensippen, die auch 
ihrerseits abgabepflichtig zu machen der Stadtpatriziat mit 
wechselndem Erfolge versucht. — 

Von diesen freien in der Frühzeit Israels offenbar zum größten 
Teil außerhalb aller städtischen Verbände lebenden Bauern 
und ihrer sozialen und politischen Organisation erfahren wir nun 
in den Quellen gar nichts. Diese Erscheinung ist an sich typisch. 
Ebenso wie man infolge des Fehlens ausführlichen Quellenmate- 
rials über die freien Bauern für die römische Frühzeit geglaubt 
hat, es habe außer den Patriziern nur Klienten und für die römi- 
sche Spätzeit, es habe nur Großgrundbesitzer und Sklaven, 
für Aegypten, es habe nur Beamte und unfreie Arbeiter oder 
Bauern auf Königsland gegeben, und wie man für Sparta unwill- 
kürlich mit der Vorstellung belastet ist, als habe es nur Spartiaten 
und Heloten gegeben, so stehen die freien Bauern des alten Israels 
im tiefen Schatten des Schweigens der Quellen, aus denen eigent- 
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lich fast nichts als eben ihre Existenz und ursprüngliche Macht- 
stellung zu entnehmen ist. Diese ist freilich aus dem Deboralied, 
welches den siegreichen Kampf des israelitischen Bauernstandes 
unter Debora und Barak gegen den kanaanäischen Städtebund 
unter Siseras Führung besingt, ganz unzweifelhaft ersichtlich. 
Ihre Lebensverhältnisse aber sind sehr dunkel. 

Ganz unbekannt ist vor allem die Art ihrer politischen Or- 
ganisation. Die untereinander verschiedenen alten Bezeichnun- 
gen für ihre Führer z. B. im Deboralied sagen uns über die innere 
Struktur der politischen Verbände nichts. Ebenso nicht über Art 
und Maß der sozialen Differenzierung, welche offenbar auch unter 
den Bauern des Gebirges bestand. Die militärische Gliederung nach 
Tausendschaften scheint schon bei ihnen heimisch gewesen zu 
sein 3) — die runde Zahl von 40 000 Waffenfähigen im ganzen Israel, 
welche im Deboralied genannt wird, legt das nahe. Aber allesWeitere 
ist unbekannt. Ebenso steht es mit den ökonomischen Verhält- 
nissen. Von Feldgemeinschaft finden sich sichere Spuren nicht. 
Man hat einige Stellen darauf gedeutet und zumVergleich die heuti- 
gen Verhältnisse herangezogen, wodie vermutlich aus Abgabepäch- 
tern hervorgegangenen Grundherren in einigen Gebieten Palästinas 
gelegentlich Landzuteilungen vornehmen. Allein dies sind poli- 
tisch bedingte Verhältnisse orientalischer Sultansherrschaft, 
die nichts für die bäuerliche Frühzeit Israels ergeben. Wenn von 
Jeremia berichtet wird, daß er sich auf das Land begeben habe, 
um seinen Anteil unter seinen »Leuten« (‘am) zu empfangen 
(Jer. 37, 12), so ist diese allein wichtige, aber in ihrer Deutung 
unsichere, von den dafür angeführten Stellen wohl dahin zu ver- 
stehen: daß die großen Sippen unter Umständen über Landbe- 
sitz verfügten, sei es über dauernd gemeinsamen Sippenbesitz, 
der periodisch umgeteilt wurde, sei es über erbloses Land eines 
Genossen. Jedenfalls war Jeremia kein »Bauer«. Ob das »Sab- 
batjahr« irgendwie mit einer feldgemeinschaftlichen Vergangen- 
heit zusammenhängen könnte, ist später zu erörtern, bleibt aber, 
wie vorweg bemerkt sei, mehr als fraglich. Im übrigen läßt sich 


25) Die »Tausendschaften« scheinen auch bei den Edomitern und im Ost- 
jordanland heimisch zu sein. Gideon spricht von seiner »Tausendschaft«, dagegen 
Abimelech und Saul von ihrer Mischpacha (Ed.Meyer). Allein die Gideon-Tra- 
dition ist notorisch stark überarbeitet und die Militärverfassung des charisma- 
tischen Königreichs der Edomiter würde nichts Sicheres für die ursprünglich 
charakteristische Organisation der Nomaden und Halbnomaden beweisen. Ed. 
Meyer selbst bringt ja die Tausendschaft mit dem Kleros (chelek) in Verbindung, 
welcher der Stadtsässigkeit eigen ist. 
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die Lage der freien Bauern nur indirekt erschließen. Daß der 
altisraelitische Bund in stärkstem Maße gerade ein Bauernbund 
war, zeigt das Deboralied, welches die Bauern den kanaanäischen 
Rittern des Städtebundes entgegenstellt und rühmt „di@ß sie »wie 
gibborims gekämpft haben. Daß der Bund in historischer Zeit 
niemals nur Bauernbund war, steht ebenfalls fest. In den Heeren 
der späteren Königszeit ist von »Bauern« keine Rede mehr oder 
mindestens sind diese nicht Träger der Wehrkraft. Schon die 
Wahrscheinlichkeit spricht dafür, daß ökonomische und mili- 
tärtechnische Verschiebungen hier die gleiche Rolle gespielt 
haben wie überall sonst. Der Uebergang zur kostspieligeren Rü- 
stung schaltet, bei Geltung des Prinzips der Selbstequipierung 
des Heeres, die ökonomisch dazu nicht fähigen kleineren Grund- 
besitzer überall aus dem voll wehrfähigen Heeresverbande aus, 
zumal ihre ökonomische »Unabkömmlichkeit« schon an sich 
wesentlich geringer ist als die der Grundherrn, die von Renten 
leben. Die Heraushebung der gibbore chail aus der Masse der 
freien Krieger, der ‘am, beruht zweifellos auf diesem Umstand, 
und es ist anzunehmen, wenn auch im einzelnen nicht greifbar, 
daß der Bruchteil, welchen die Schicht der ökonomisch wehr- 
fähigen und deshalb politisch vollberechtigten Krieger in Israel 
bildete, sich mit zunehmender Kostspieligkeit der Rüstung zu- 
nehmend verminderte. In der nachexilisch redigierten Chronistik 
werden zwar die gibborim und bne Chail gelegentlich mit allen 
Männern identifiziert, welche »Schild und Schwert führen» 
und »den Bogen spannen« ?°), oder auch einfach mit »Bogenschüt- 
zen« ?7). Allein die Chronistik ist (in politischer Hinsicht) für die 
fromme Plebs eingenommen und deutet ihr Material entsprechend. 
Nach der älteren Ueberlieferung führten die gibborim als Waffe 
die Lanze, waren (vor allem) gepanzert und offenbar Wagen- 
kämpfer, im Gegensatz zu dem bäuerlichen Fußvolk, dessen 
Bewaffung zwar, nach dem Deboralied (Jud. 5, 8), ebenfalls aus 
Schild und Lanze, zuweilen aber nur aus Schleudern bestand, 
sicher aber stets wesentlich leichter war und dem namentlich der 
Panzer fehlte 28). Die Krieger des (damals) bäuerlichen Stammes 
der Benjaminiten werden im Richterbuch »Schwertträger« genannt 





23) So für die ostjordaniscben damals längst verschwundenen Stämme 
ı. Chron. 6, 18. -> ~- 

3%) So für Benjamin ı. Chron. 9, 40. 

=) David ist des Panzers mr en Goliath eın Bepanzerter 
Ritter, Ä 


ew a 
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(20, 35). Neben die Kosten der ritterlichen Rüstung trat aber 
bei dem Vollkrieger die Notwendigkeit, für die Zwecke der krie- 
gerischen Einschulung ökonomisch abkömmlich zu sein. Im 
Occident haben diese Umstände zu einer entsprechenden Stände- 
bildung geführt. In Israel ist die Entwicklung endgültig in eine 
ähnliche Bahn geraten, nachdem die großen kanaanäischen 
Städte der Eidgenossenschaft eingegliedert waren. Zwar von ei- 
nem wirklichen weltlichen Adel als besonderem Stande ist zu 
keiner Zeit in den Quellen die Rede. Die vollberechtigten Sip- 
pen standen einander gleich: der König konnte offenbar jede 
freie Israelitin heiraten. Allein nicht alle freien Sippen sind politisch 
gleichgestellt. Denn natürlich bestanden durch die ökonomische 
Wehrfähigkeit, welche Vorbedingung aller politischen Rechte war, 
und durch die auf Erbcharisma einzelner gaufürstlicher Sippen ru- 
henden politischen und sozialen Vormachtstellungen starke 
Unterschiede. Die Bedeutung einer Sippe in der vorköniglichen 
Zeit bezeichnet die Tradition stets durch die Anzahl der auf 
Esen reitenden Angehörigen, die sie zählt. Für die Zeit des zwei- 
ten Königsbuchs ist die Verwendung des Ausdrucks ‘am haarez 
für die außer den Königen, Priestern und Beamten vorhandenen 
politisch ins Gewicht fallenden Leute typisch. Gelegentlich be- 
deutet der Ausdruck einfach »das Volk des ganzen Landes«, 
nicht das »Landvolk«allein. Aber in manchen Stellen steht es offen- 
bar anders ?°). Es handelt sich um Leute, von denen eine Anzahl 


2%) Im Gegensatz zu Klamroth’s (Die jüdischen Exulanten in Babylonien, 
Beitr. z. W. v. A. T. 10, 1912, Exkurs S. 99 f.) Annahme kann ich nicht glauben, 
daß ‘am haarez ursprünglich nur entweder den »Ortsangesessenen«e oder den 
»Untertanenę, und zwar teils sin verächtlichem Sinn«, teils jedenfalls im G e- 
gensatz gegen König, Hierarchie und Aristokratie bezeichnet habe, also: den 
+Pöbel«. Richtig ist, daß außer den Priestern der König (und die Fürsten) und die 
Beamten und Offiziere von ihnen unterschieden werden. Sie sind die »Mannen«, 
und zwar die landgesessenen, ursprünglich wehrbaften Mannen. Aber zu ihnen 
werden offenbar vor allem auch die landsässigen Vollsippen gezählt, der Land- 
adele also, wenn man den Ausdruck verwenden will. Denn das — und nicht 
beliebige führerlose »Bauerne — sind die Leute, die (Esra 4, 4) den Bau in Jeru- 
salem hindern und die Esra 3, 3 als ʻammê haarezotb, als Mannen der verschie- 
denen Landgebiete, erwähnt werden. Die vorexilische und exilische Bedeutung 
ıst allerdings bei der ungenauen Ausdrucksweise der Quellen nicht leicht 
sicher festzustellen. Im Munde des Pharao in dem vermutlich spätern Zusatz 
zur jahwistischen Darstellung des Auszugs aus Aegypten (Ex. 5, 5) beißt der Aus- 
druck einfach: »das Volke (Israel). Sonst ist in der älteren Literatur der Sitz 
des Ausdruckes teils das 2. Königsbuchs, teils Jeremia und Hesekiel. Bei diesen 
beiden Propheten ist die Stellung zum ‘am haarez ausgeprägt unfreundlich. 
Eine eherne Mauer soll Jeremia (1, 18) gegen König, Beamte, Priester und ‘am 
haarez sein wenn sie gegen ihn sich wenden sollten, lautet die Zusage Jahwes 
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(anscheinend aber nicht viele) damals durch einen besonderen 
königlichen Offizier militärisch ausgebildet werden: Nebukadnezar 
findet 60 solche in Jerusalem und führt sie mit fort. Sie sind 
Gegner der späteren Propheten, Gegner der von Jeremia empfohle- 
nen Unterwerfung unter Babel und später Gegner der zurück- 
kehrenden Exulantengemeinde Jerusalems. Ganz ebenso em- 
pören sich die »bne chail« und deren Führer, die sare hachailim 
(2. Kön. 25, 23) gegen den der Prophetenpartei entnommenen 
Statthalter Nebukadneszars, Gedalja, und erschlagen ihn. Mit den 
in Jerusalem zurückgelassenen einfachen »Ackersleuten« (2. Kön. 
25, 12) sind die fortgeführten ‘am haarez (das. V. x9) nicht 
identisch. Sie dürften vielmehr zur Partei jener sare ha chailim 
gehört haben. Wo der Ausdruck »Plebs« bedeuten soll, wird 
dies durch einen besonderen Zusatz kenntlich gemacht (2. Kön. 24, 
14). -Es steht, angesichts jener Nachricht von der militärischen 
Ausbildung von ‘am haarez, zur Wahl: anzunehmen, daß der 
König damals zwangsweise aus der politisch rechtlosen Plebs Leute 
aushob und drillen ließ, daß also diese plebejische Schicht mit 
jenem Namen bezeichnet wurde. Aber ihre Beteiligung an Königs- 
bei seiner Berufung. Bei Hesekiel (22, 29) schindet der ‘am haarez den »Armene 
(ebjon) und den ger; er wird also als ein Mann von sozialer Macht vorgestellt. 
2. Kön. 25, 19 wird ein Offizier Zedekias erwähnt, der ‘am haarez zu drillen 
hat und 60 von diesen finden die Babylonier in der Stadt und führen sie mit nach 
Babylon ab. Unmittelbar vorher, bei der Belagerung Jerusalems, heißt es 
(2. Kön. 25, 3), daß der ‘am haarez nichts mehr zu essen gehabt habe 
— wie von der Garnison der Amarnabriefe — und anschließend daran (25, 20), daß 
die ‘am hamilchamah, die Kriegsleute, aus der Stadt geflohen seien. Man fühlt 
sich versucht, in den ‘am haarez die vom Lande her ausgehcbene und ausge- 
bildete freie Kriegsmannschaft gegenüber den in königlicher Menage befindlichen 
Kriegsleuten (Söldnern vor allem) zu finden. Dies bleibt freilich unsicher. Aber an 
der berith unter Zedekia wegen Freilassung der Schuldsklaven war nach dem Be- 
richt Jer. 34 19 neben Fürsten, Beamten, Priestern auch »sder ganze ‘am haareze 
beteiligt, es scheint also doch unter ihnen Schuldsklavenhalter gegeben zu haben, 
wie die Hesekiel-Stelle nahelegt. »Der ganze ’am haarez« jubelt dem König Joas 
zu (2. Kön. 11, 14), bricht die Baal-Altäre ab, der ‘am haarez erschlägt Amons 
Mörder (des. 21, 24) und setzt nach Josias Tod den Joahas zum König ein (23, 30). 
Die Sühnopferordnung ordnet nacheinander das Sübnopfer für die ganze Ge- 
meinde, einen Fürsten, endlich einen ‘am haarez (Lev. 4, 27). Mithbin ist der 
Sprachgebrauch zweifellos sehr unpräzis. Oft wird es in der Tat nur »Volke heißen 
sollen. Aber keinesfalls ist ‘am haarez ursprünglich der »Untertan«e oder der 
Pöbel im Gegensatz zum Vornehmen oder gar der »störichte Bauere: die un- 
wissenden Bauern heißen bei Jeremia (5, 4) dallim. Sondern es sind Voll-Israeli- 
ten, offenbar die wesentlich landsässigen alten Heerbannpflichtigen (von denen die 
Grundbesitzer der Städte nicht geschieden werden). Der Theorie galten sie nach 
wie vor als die Träger der Wehrmacht und daher der politischen Rechte. In dem 
Rückschlag gegen die vermutlich jahwistische Revolte gegen Amon sind sie 
offenbar Interessenten der ländlichen Kultstätten. 
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akklamationen und Contrerevolutionen spricht nicht dafür. 
Sondern man wird in ihnen dem Schwerpunkt nach die natio- 
nale, aber den damaligen jahwistischen Puritanern, den Gegnern 
der ländlichen Kulte, feindliche »Squirearchie« mit ihrem bäuer- 
lichen Anhang zu sehen haben, als welche sie nach dem Exil 
auftreten. 

Die volle Wehrhaftigkeit und also: politische Macht lag 
aber in vorexilischer Zeit in erster Linie beiden st adtsässigen 
Sippen. Die prophetischen Quellen reden von den »Großen+im Ge- 
gensatz zum »Volk« in so typischer Art, daß mit jenem Ausdruck 
ein zwar offenbar nicht rechtlich geschlossener, aber doch fak- 
tisch begrenzter Kreis gemeint sein muß. Die vorexilischen 
Geschlechtsregister haben, wenn s'e schon damals existierten, 
offenbar nur die Sippen dieses Kreises umfaßt und dienten bei 
den weltlichen Sippen zweifellos der Evidenthaltung der als 
gibborim Heerespflichtigen: »Chail«, »Vermögen«, heißt außer- 
dem auch »Heer« und (kriegerische) »Tüchtigkeit« Die »Großen« 
des prophetischen Zeitalters sind also ebenfalls jene Sippen, diein 
Waffen geübte, voll gepanzerie und ausgerüstete Krieger stellten, 
und demgemäß auch die Politik des Staates entschieden, weil sie 
Gerichte und Aemter in der Hand hatten. Offenbar ist mit zuneh- 
mendem Ausscheiden der Bauern aus dem Heer auch die Sippen- 
verfassung bei ihnen verfallen. Denn dadurch erklärt sich am 
ehesten, daß beim Synoikismos Esras so zahlreiche nicht mit 
einem Geschlecht, sondern nach der bloßen Ortsgebürtigkeit 
aufgeführten Leute auftauchen: die Geschlechtsregister umfaßten 
eben nur die voll wehrfähigen Sippen, römisch gesprochen: 
die sclassis.. — Der nicht zu diesen vollwertigen Sippen gehörige 
freie Mann gilt nun manchen angesehenen Forschern (so Ed. 
Meyer) als identisch mit dem »ger« oder stoschab« der Quellen: 
dem Beisassen, Metöken ?). Allein gerade dies ist äußerst 


3°) So pflegen die Ausdrücke übersetzt zu werden. E. Meyer hat für toschab 
die Uebersetzung »Kliente vorgeschlagen. Aber Klient setzt ein Verhältnis 
zu einem einzelnen Herrn voraus und das ist in den Quellen für toschab nicht 
sicher nachweisbar. In den Rechtsbüchern heißt, scheint es, gerade der Klient 
des einzelnen Hauses »ger« (Ex. 23, 12). Abraham wird mehrfach ger we toschab 
genannt, ohne als Klient eines Einzelnen gedacht zu sein. Der toschab eines 
Priesters soll ebensowenig wie sein Arbeiter Heiliges essen (Lev. 22, 10): in dieser 
Ritualbestimmung läge an sicb eine Deutung auf einen Klienten .nahe. Allein 
es scheint sich gerade um einen nicht Haushörigen zu handeln wie es der »sakhire, 
ein freier Tagelöhner im Gegensatz zum ‘ebed, dem Knecht, auch ist, der mit dem 
toschab, hier wohl: demInquilin, zusammen genannt wird. Lev. 25, 47 ist toschab, 
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unwahrscheinlich. Denn der nach Ausmaß seines Besitzes 
nicht als Ritter wehrfähige israelitische Bauer des Debora- 
heeres ond des Heerbanns Sauls kann schwerlich jene ri- 
tuelle Sonderstellung eingenommen haben, welche den gerim 
in älterer Zeit eignete (Fehlen der Beschneidung!). Und wo 
immer von »kleinen Leuten« im Gegensatz zu den »Großen« 
die Rede ist (so bei den Propheten, vor allem bei Jeremia) 
sind ja gerade sie die von den Großen bedrückten israelitischen 
Brüder und gelten als Träger korrekter Lebensführung und Fröm- 
migkeit. Der ökonomisch nicht voll wehrfähige israelitische 
freie Bauer wird vielmehr im wesentlichen jene Stellung einge- 
nommen haben, die wir im ganzen Altertum den Agroikoi, Perioi- 
koi und Plebeji zugewiesen sehen und die wir bei Hesiod ziemlich 
deutlich erkennen können. Persönlich frei, entbehrt er der ak- 
tiven politischen Rechte, vor allem der Teilnahme am Richter- 
amt, sei es rechtlich, sei es faktisch. Darauf eben beruhte für die 
Patrizier die Möglichkeit jener Bewucherung und Schuld-Ver- 
sklavung, der Rechtsbeugung und Vergewaltigung des bäuer- 
lichen Demos, worüber die Klagen durch die gesamte alttesta- 
mentliche Literatur gehen. Diese ökonomische Klassenschich- 
tung ist Israel mit den Städten der ganzen Frühantike gemein- 
sam. Die Schuldsklaven insbesondere sind eine typische Erschei- 
nung. Sie finden sich in der Tradition als Gefolgschaft und Reis- 
läufer bei allen charismatischen Führern, von Jephtha (Jud. I1, 
3), Saul (Sam. 13, 6: den Philistern versklavte Hebräer), vor 
allem David (1. Sam. 22, 2) angefangen bis zu Judas Makkabäus 
(r. Makk. 3, 9). Einst der Kern des Heerbanns der israelitischen 
Eidgenossenschaft im Kampf gegen den kanaanäischen wagen- 
kämpfenden Stadtpatriziat, wurde der freie Bauer so mit zu- 
nehmender Stadtsässigkeit der großen iraelitischen Sippen und 
Uebergang zur Wagenkampftechnik nun zunehmend der Plebejer 
innerhalb des eigenen Volks. 

Der Metöke, ger oder toschab, war dagegen etwas ganz anderes. 
Seine Lage muß aus vor- und nachexilischen Quellen kombi- 
niert erschlossen werden. 

In der Lage der »gerim« befanden sich vor allen Dingen große 
Teile der Handwerker und Kaufleute. Dies war in den Städten 


bier mit dem ger zusammen genannt, der reichgewordene freie Metöke.7} Was 
der ursprüngliche rechtliche Sinn jedes der beiden in den Quellen oft kumulativ 
gebrauchten Ausdrücke war, scheint nicht mehr feststellbar. 
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ganz ebenso der Fall wie draußen bei den Beduinen der Wüste. 
Innerhalb der Stammesverbände der letzteren war, nach den 
arabischen Verhältnissen zu schließen, für sie als Genossen über- 
haupt kein Platz. Gerade die für den Beduinen wichtigsten 
Handwerker, die Schmiede, haben bei ihnen fast immer die 
Stellung entweder geradezu rituell unreiner, oder (und meist) 
wenigstens vom Konnubium und gewöhnlich auch von der 
Kommensalität ausgeschlossener Gasthandwerker gehabt. Sie 
bilden eine Pariakaste, die nur traditionellen, meist: religiösen, 
Schutz genießt. Ebenso die gleichfalls bei den Beduinen unent- 
behrlichen Barden und Musikanten. Ganz entsprechend ist 
der Genesis (4, 21. 22) Kain der Stammvater; der Schmiede 
und Musikanten und zugleich (4, 17) der erste Städtegründer. 
Danach darf man annehmen, daß für die Zeit der Entstehung die- 
ses Stammbaums diese Handwerker auch in Palästina, ähnlich 
wie in Indien, als Gastvolk außerhalb nicht nur der gibborim, 
sondern außerhalb der israelitischen Bruderschaft überhaupt, 
standen. Daneben finden wir freilich die Auffassung bestimmter 
hochqualifizierter Handwerke als freier charismatischer Künste. 
Der Geist Jahwes fährt (Ex. 31, 3f.) in Bezaleel, Sohn Uris, 
Enkel Hurs, vom Stamme Juda, also: in einen Vollfreien, und lehrt 
ihn in Edelmetall, Stein und Holz zu arbeiten. Neben ihm tritt 
ein anderer Vollfreier vom Stamme Dan als Gehilfe auf. Sie 
liefern Kultparamente. Wir erinnern uns der rituell bevorrech- 
teten Stellung der Kammalarhandwerker in Indien, welche die 
gleichen Künste ausübten. Und die Aehnlichkeit geht weiter. 
Die Kammalar sind in Südindien privilegierte, von außen her 
importierte Königshandwerker. Dan ist nach der Tradition 
im Gebiet von Sidon angesiedelt und ı. Kön. 7, ı4wird von dem 
Werkmeister des salomonischen Tempelbaues, Hiram, berichtet, 
daß er ein Tyrier, nach Bericht der Tradition aber von einer 
naphtalitischen Mutter, also ein Halbblutmann gewesen sei, den 
Salomon an seinen Hof berief. Wir dürfen annehmen, daß die _ 
für Königsbauten und militärische Bedürfnisse wichtigen Gewerbe 
überhaupt als Königshandwerke organisiert waren. In der nach- 
exilischen Chronistik werden Byssosweber, Töpfer und Zimmer- 
leute als stammfremde, vielleicht als Königshandwerker der vor« 
exilischen Zeit angeführt, wie in anderem Zusammenhang zu. 
erörtern sein wird. Bei der Zerstörung Jerusalems führte Nebu- 
kadnezar außer den wehrhaften Geschlechtern auch die Hand- 
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werker, vor allem wohl die Königshandwerker, aus der Stadt fort. 
Bei der Rückkehr aus dem Exil und der Neukonstituierung des 
Gemeinwesens unter Esra und Nehemia finden sich die Gold- 
schmiede, Krämer und Salbenhändler außerhalb der alten Ge- 
schlechtsverbände als Gilden organisiert. Sie wurden damals 
zwar ihrer Stammfremdheit entkleidet und in den jüdischen kon- 
fessionellen Gemeindeverband aufgenommen. Aber noch in der 
Zeit des Sirachiden und vermutlich noch weit später galten die 
Handwerker im Gegensatz zu den altiraelitischen Geschlechtern 
als politisch amtsunfähig. Sie bildeten also jetzt einen spezifisch 
städtischen »Demos«. Diese plebejische Schicht umfaßte aber 
damals, im nachexilischen Stadtstaat, nicht nur Handwerker 
und Händler. Sondern, wie Eduard Meyer überzeugend nachge- 
wiesen hat, außerdem ı. die zahlreichen in der Liste der unter 
Kyros zurückgekehrten nicht nach der Sippe, sondern als 
Männer (anaschim) aus einem bestimmten Ort des Bezirks Je- 
rusalem, also als plebejische Ortsangehörige einer von der Haupt- 
stadt abhängigen Landstadt aufgeführten Personen und ebenso 
2. die ohne eine solche Ortsangabe mit dem Ausdruck »Söhne des 
zurückgesetzten Weibes« (bne has senua) gezählten mehreren 
tausend Leute, welche Michaelis und Eduard Meyer sicher mit 
Recht als plebejische Ortsangehörige der Stadtgemeinde Jeru- 
salem selbst ansehen. Beides sind offenbar israelitische, in den 
alten Geschlechtsregistern der gibborim nicht enthalten gewesene 
Plebejer. Die Angehörigen dieser Schicht, einerlei ob sie in frü- 
herer Zeit als israelitische Plebejer oder (wie die meisten Hand- 
werker) als Metöken gegolten hatten, wurden also nun, nach 
Eduard Meyers einleuchtend begründeter Annahme, wenn sie 
das Gesetz auf sich nahmen, mit den ihnen zugewiesenen Land- 
anteilen wie ein nach dem Heimatsort benanntes Geschlecht 
organisiert und so in die neuen Bürgerregister eingetragen. Die al- 
ten Geschlechtsregister wurden zwar dem Synoikisimos, als 
. welcher die Neukonstituierung Jerusalems vollzogen wurde, zu- 
grunde gelegt: als eine Quotenvertretung der alten Geschlech- 
ter galten die mit Häusern in der Hauptstadt sich ansiedelnden 
Familien. Aber diese Reminiszenzen an die alte Geschlechter- 
verfassung sind später verschwunden, offenbar weil ihr mili- 
tärischer Zweck in dem vorerst ganz unmilitärischen Clientelstadt- 
staat fortgefallen war. Die offizielle Vorstellung der nachexili- 
schen Chronistik (I. Chron. I0, 2) kennt neben dem vollfreien 
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Israeliten nur kultisch bedingte, positiv (wie die Priester und 
Leviten) oder negativ (wie die Nethinim) privilegierte Geburts- 
stände, aber keinen weltlichen. Selbst die bei der Rückkehr noch 
als existierend aufgezählte Davididensippe ist später verschol- 
en, denn die Stammbäume der Vorfahren von Jesus in den 
Evangelien sind Fabrikate um der alten Verheißungen willen. 
Die theoretisch fortbestehende Gliederung nach Sippen und die 
anfänglich noch vorhandene leiturgische Gliederung (von der 
bald zu reden ist) traten an Bedeutung völlig zurück hinter der 
rein persönlichen Zugehörigkeit zum »kahal« oder »cheber haj- 
jehudim«, dem jüdischen konfessionellen Verbande, und diese 
wurde nunmehr entweder durch jüdische Abstammung und Ueber- 
nahme der Ritualpflichten oder durch persönliche Aufnahme 
erworben. Zwischen diesen beiden Kategorien: den Altjuden und 
den Neujuden, bestanden nur noch einzelne Reste ständischer 
Unterschiede (vor allem im Konnubium mit den Priestern). 
Sonst standen sie gleich. Nur die ständische Sonderstellung der 
Priestergeschlechter blieb also bestehen und ist später gesondert 
zu erörtern. Daß jetzt ebenso wie die, sei es grundsässigen, 
sei es Kleinpacht-Bauern, auch alle Handwerker, wenn sie sich 
zu Jahwe bekannten, zwar amtsunfähig blieben, aber als Volljuden 
angesehen wurden, bedeutete die Entstehung eines städtischen 
»Demos«im Sinne der typischen Ständescheidung. Vor dem Exil be- 
standernicht, weildamals das Prinzip der rituellen Stammfremd- 
heit diese Ständescheidung beherrschte. Aberauchnach dem Exil 
sind die Plebejer nie als ein wirklicher »Demos« im technischen Sinn 
der antiken klassischen Polisverfassung konstituiert worden. 
Und ebenso nicht als ein »popolo«, eine »Bürgerschaft«, im Sinne 
des Mittelalters. Weder, wie in der Antike, eine Versammlung 
nach Demoi oder Tribus oder ähnlichen lokalen Abteilungen 
des politischen Wehr- und Stimmverbandes aller ansässigen 
Bürger, noch, wie im Mittelalter, eine Schwurbrüderschaft und 
Vertretung der Bürger nach Zünften trat jemals, soviel bekannt, 
ins Leben ?!). Dazu fehlten eben auch jetzt die politischen Vorbe- 





31) Man hat freilich geglaubt, in den jüdischen “am haarez eine Art von 
althebräischem Parlament sehen zu können. Dafür wird (von Sulzberger und 
besonders von Sloush, Representative government among the Hebrews and 
Pbeniciens Jew. Quart. R. N. S. 4 (1913) p. 302 ff.) die Analogie der ‘am Zor, 
‘am Zidon und ‘am Karthachdeschoth auf tyrischen, sidonischen und kartha- 
gischen Münzen angefübrt und die nach dem Beginn der Herrschaft der ‘am rech- 
nenden Aeren. Die ‘am sind in diesen Fällen Familienhäupter, wohl zweifel- 
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dingungen: die Militärorganisation des antiken Hopliten- oder 
des mittelalterlichen Bürgerheeres, welche die Grundlage der 
politischen Macht der occidentalen Plebejer wurde. 

Die faktische soziale und ökonomische Situation war, trotz je- 
ner Aenderung der Rechtslage, auch nach dem Exil im Prinzip der 
vorexilischen ähnlich. Die reichen Landbesitzer residierten meist 
in Jerusalem und verzehrten dort ihre Renten. Zwar gab es auch. 
jetzt mächtige Geschlechter, die nicht in Jerusalem selbst ansäs- 
sig waren. Auch sie aber galten normalerweise als in einer Stadt 
eingebürgert. Das Geschlecht der Hasmonäer heißt, obwohl 
ihr Mausoleum auf einem Berge nahe dem Meeresgestade auf- 
ragte, doch das vornehmste in der Stadt Modin (1. Makk. 2, 17). 
Die nicht in Jerusalem zusammengesiedelten vornehmen 
weltlichen Sippen waren in aller Regel Gegner der rituell kor- 
rekten Judengemeinde, wovon die frommen Hasmonäer, für 
die priesterliche Abstammung in Anspruch genommen wird, eben 
eine Ausnahme machten ??). Und die ökonomisch und politisch 
mächtigen Geschlechter innerhalb der Städte, namentlich auch 
innerhalb Jerusalems, bedrückten damals die Plebejer ganz ebenso 
durch Wucher und Beugung des Rechts wie dereinst jene »Großen«, 
gegen welche die vorexilischen Propheten sich gewendet hatten. 
Furchtbar hallen namentlich die Klagen und das Rachegeschrei 
der Psalmisten gegen diese Reichen oder, wie sie bezeichnend 
genannt werden, »Fetten«, die also auch im Namen ganz dem 
»popolo grasso« der mittelalterlichen italienischen Terminologie 
entsprachen. Und wie nach der Tradition einst schon um Abi- 
melech und dann um David, so scharen sich jetzt um Judas 
Makkabäus die Unterdrückten, und zwar vor allem: die Schuld- 
sklaven, als seine Gefolgschaft und schlachten mit ihm die Gott- 
losen, das sind, wie in den Psalmen stets: die »Fetten«, in allen 
Städten Judas ab (r. Makk. 3, 9). Die ökonomische Grundlage der 


los aber Veıtreter nur der stadtsässigen patrizischen Sippen. Wie in Jerusalem 
nach Nehem. 10 die Unterzeichner des religiösen Bundes, bildeten sie anschei- 
nend eine geschlossene Zahl, was dafür spricht, daß es sich um einen oligarchischen 
Wehrverband handelt, wie er in bellenischen Städten vor der Zeit der Demo- 
kratie ebenfalls vorkommt. 

33) Rituell betrachtet verhalten sich freilich die hasmonäischen Heroen 
von Anfang an ziemlich inkorrekt. Im Gegensatz zu dem frommen Volk, welches 
(1. Makk. 2, 29) in die Wüste flieht und sich am Sabbat abschlachten läßt (Vers 
38), beschließt Matthatias mit seiner Gefolgschaft, auch am Sabbat zu kämpfen 
(Vers 41). Sehr schnell nach der Befreiung galten die Hasmonäer den eigent- 
lich Frommen als verwerfliche Hellenisten. 
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Ständegliederung war also sehr konstant. Das wichtige Neue war 
dabei nur, daß im Verlauf der nachexilischen Entwicklung der 
städtischeDemos, das Kleinbürgertum, in steigendem Maße als 
eigentlicher Träger der Frömmigkeit, als »Gemeinde der Chasidim«, 
hervortriti und zunehmend eine schließlich, mit dem Aufkommen 
der Pharisäerpartei, geradezu ausschlaggebende Rolle spielte, 
obwohl formell offenbar seine politischen Rechte kaum geändert 
waren. Beides: faktische Bedeutung und formelle Rechtlosig- 
keit des Demos, hing mit der später zu erörternden theokratischen 
Eigenart des spätjüdischen Stadtstaates zusammen. Diese 
konfessionelle Grundlage des Gemeindeverbandes bedingte es auch, 
daß die alten Ausdrücke für den »Metöken« nunmehr, wo die 
alte Stammfremdheit der Gasthandwerker gegenüber den Israe- 
liten fortgefallen war, ihren alten Sinn verloren und einen ganz 
neuen später zu besprechenden gewannen (den des »Proselyten«). 
Hier interessiert uns vorerst noch weiter der alte, vorexilische 
Sinn. Denn trotz Konstanz der ökonomischen Grundlage 
war die rechtliche Position des Demos in der vorexilischen 
Zeit eine sehr abweicher.de gewesen. 

Der vorexilische Metöke (ger) ist von dem gänzlich Landfrem- 
den, dem nokri, durchaus geschieden. Der letztere ist rechtlos. 
Der ger ist zwar stammfremd, aber rechtlich geschützt. Ein Stamm- 
fremder konnte aber auf zwei Arten zu einem Schutzverhältnis 
gelangen. Entweder er wurde als Schutzgenosse eines einzelnen 
Hausvaters behandelt. Dann stand er in dessen rein persönlichem 
Schutz, welchen ja auch der ganz fremde nokri, etwa ein durch- 
reisender Gast, genießen konnte. Der Schutz gegen die Willkür 
der Stammesgenossen des Schutzherrn war aber dann nur eine 
Frage der Macht dieses letzteren. Nur das Mißfallen des Gottes 
oder die Rache seiner Stammesgenossen konnte ihn, wenn diese _ 
versagte, schützen: das Schicksal der göttlichen Gäste Loths 
in Sodom und des Leviten in Gibea zeigen die Lage. Als in die- 
sem Sinne rechtlos galt aber in einem israelitischen Stamm auch 
einineinem an deren israelitischen Stamm zugelassener Metöke, 
wie wiederum das Beispiel des Leviten in der Erzählung von der 
Schandtat von Gibea zeigt. Ebenso geht daraus hervor, daß 
auch der vollberechtigte Angehörige eines israelitischen Stammes, 
der sich bei einem anderen Stamm niedergelassen hat, auch bei 
einem als nahe verwandt geltenden wie Benjamin gegenüber 
Ephraim, dort stets nur als Metöke, nicht als Genosse galt. 
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Er war fähig, ein Haus zu erwerben, wie der Ephraimit jener 
Erzählung in Gibea, der als »Hausvater: bezeichnet wird. Ob 
auch sonstigen Grundbesitz, ist nicht ersichtlich und für die 
Frühzeit nicht wahrscheinlich, wenn auch nicht unmöglich, 
für später aber sicher: von zwei Erzvätern, die als gerim galten, 
wird es berichtet. (Es fragte sich ja nur, welcher Verband: Sippe 
oder Ortsverband oder Stamm, darüber zu befinden hatte, und 
welche sonstigen Rechte mit dem Grunderwerb verknüpft waren?®®) .) 
Die wohl aus der Zeit vor dem Exil stammende Norm Lev. 25, 
35 verfügt, daß ein »verarmter« d. h. grundbesitzlos gewordener 
Israelit als ger gehalten werden solle: darnach war jedenfalls 
— und ganz begreiflicherweise — Grundbesitzlosigkeit eines der 
normalen Merkmale des ger, wenn es auch vielleicht nicht 
universell galt. Welches aber auch seine Stellung in dieser Hin- 
sicht war, ein Beisasse, der nicht nur unter dem privaten 
Schutz eines Einzelnen und dem religiösen des Gastrechts steht, 
sondern dessen Rechtslage von dem politischen Verband 
als solchem geregelt und geschützt wurde, war was die Quellen 
regelmäßig unter ;gers meinen. Dies Rechtsverhältnis wird be- 
zeichnet mit dem Ausdruck »ger ascher bisch‘arecha« der alten 
Rechtssammlungen: :der Metöke in deinen Toren«, d. h. der 
zum Rechtssprengel der Stadt als solcher gehörige, zu ihr in 
einem geregelten Schutzverhältnis stehende Metöke ®). Weder 
also steht er nu: in einem bloßen individuellen vorübergehen- 
den Gastschutzverhältnis, wie es auch der nokri genießen kann, 
noch auch andererseits in einem persönlichen dauernden Klientel- 
verhältnis zu einem einzelnen Herrn. Er scheint den Quel- 
len als gerichtsstandsfähig zu gelten, denn vor seiner Be- 
drückung wird gewarnt: vielleicht bedurfte er eines Gerichts- 
patrons. Die nachdrückliche Vorschrift des heiligen Rechts, 
daß für den Israeliten und den ger das gleiche Recht in allem zu 
gelten habe, macht den Eindruck einer Neuerung: die konfes- 
sionelle Assimilation der gerim war im Gange, ja einige ihrer 
Kategorien gehörten, wie wir sehen werden, zu den Haupt- 


3) ts könnte dies, soweit Bauernland und nicht die, vielleicht bestebenden, 
Kriegerlose in Betracht kamen, recht gut als eine interne Angelegenheit des ein- 
zelnen Dorfs gegolten haben. Man erinnere sich, daß auch Hesiods Familie 
stammfremd nach Böotien kam, dennoch aber der Dichter dort Grundbesitzer 
— technisch: ein »Periökee — wurde. 

“) Die Stellung des hier noch nicht mit in die Erörterung einbezogenen 
Priesterstamms Levi in den »Levitenstädten« der Tradition zeigt am besten, 
wie sich die Tradition die normale Lage eines Metöken vorstellte. 
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trägern des Jahwismus. Ursprünglich konnten aber in der Rechts- 
stellung eines ger in diesem Sinn sich genau ebensogut Nicht- 
israeliten befinden- wie Israeliten aus einem anderen Stamme. 
Das erstere war die Regel: Für den ger galten die rituellen 
Vorschriften der vollfreien Israeliten ursprünglich nicht. 
Diese umfaßten zwar den ganzen Hausstand, aber auch aus- 
schließlich diesen durch Hausgemeinschaft und häusliches Kult- 
mahl verbundenen Personenkreis. Nur die Sabbatruhe galt 
in der Zeit der ältesten vorliegenden Redaktion der Rechts- 
bücher auch für den ger, vermutlich zur Verhütung der Kon- 
kurrenz ihrer Arbeit gegen die des Israeliten 35). Nicht aber, nach 
dem älteren Recht, die Beschneidung — die für ihn fakultativ 
war (Ex. 12, 48) —, welcher dagegen zur Zeit dieser Satzung 
bereits jeder Sklave unterzogen werden sollte. Deshalb konnte 
der Sklave am Passahmahl teilnehmen.® Dieser Zustand muß 
sich freilich schon lange vor dem Exil erheblich geändert haben. 
Denn wenn die Priestergesetzgebung (Lev. 17, 10; Num. 9, 14; 
15, 15. 16) den Grundsatzaufstellte, daß für Israeliten und Metöken 
in allem das gleiche Recht und die gleichen Ritualpflichten 
gelten sollten, so war dies zweifellos die Folge davon, daß in- 
zwischen zahlreiche beschnittene und rituell korrekt lebende 
gerim entstanden waren, und wir werden sehen, daß und wodurch 
dies geschah. Der Sklave scheint dagegen nach vordeuteronomi- 
schem Recht nicht der Sabbatruhepflicht unterlegen zu haben 
(2. Kön. 4, 22: die Erzählung stammt aus den Prophetenlegenden 
der Zeit der Jehu-Dynastie). 

Die rechtlichen und sittlichen Gebote der heiligen Schritten 
sprechen nun von dem ger regelmäßig wie von einem isolierten 
Individuum. Das entspricht aber, wie die Tradition erkennen 
läßt, nicht einmal den Verhältnissen des vollentwickelten Stadt- 
staates und keinesfalls denen der Frühzeit. Hier sind die als 
gerim politisch nicht zu den israelitischen Stämmen gerechneten 
Bevölkerungsteile ebenso wie die politisch nicht vollberechtig- 
ten Israeliten (Bauern) stets als in Verbänden organisiert ge- 
dacht. Die letzteren in Dörfern, die gerim teils in Ortsverbänden, 


35) Nach der Art der Begründung des Sabbatgebots in Nehemias Zeit, bei 
welcher die Unterbindung des Wochenmarktverkehrs die Hauptsache ist, war 
die Bestimmung damals zweifellos im Interesse der Israeliten (gegen unlautere 
Konkurrenz der Nichtjuden) und nicht der Fremden selbst erlassen. Aehnlich 
schon Amos und Jeremia. In älterer Zeit, wo die Ruhe der Ackerarbeit der 
allein entscheidende Sinn war, konnte dies freilich anders sein. 
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teils ohne solche in Sippen und Stämmen. Ganz ebenso bleibt 
ja auch die Stammesverfassung bestehen, wenn ein israeli- 
tischer Stamm sich einem fremden politischen Verband ein- 
ordnen muß. Zwar, daß die Daniten im Deboralied auf phönizi- 
schen Schiffen dienen, beweist dafür nichts, da es sich hier wohl 
nur um individuelle Verdingung Einzelner als Lohnarbeiter 
handelt. Aber der Stamm Issachar wird im Jakobsegen ganz 
allgemein ein »Fronknecht« genannt. Die Issachariten waren a'so 
offenbar als solche einem herrschenden fremden Stadtstaat poli- 
tisch unfreiangegliedert, hatten aber ihre Stammesorganisation be- 
halten. Ebenso kennt anderseits die Tradition die kanaanäischen 
Gibeoniten als leiturgiepflichtige aber autonome Unterworfene 
Israels, kraft eines mit ihnen von den Heeresvorständen bei der Ein- 
wanderung geschlossenen Bundes. Dies Verhältnis ist wohl zu 
scheiden von der ständischen Lage, in welcher sich nach dem Bericht 
über die Neukonstituierung von Jerusalem unter Esra und Ne- 
hemia die Torhüter, Sänger und Tempeldiener (nethini n) und außer- 
dem die »Knechte Salomos« befanden. Denn diese waren erb- 
liche, sippenmäßig gegliederte leiturgiepflichtige Gruppen von 
Juden, nicht aber gerim. Die bne Korah, deren Vorvater 
als Rebell gegen die Priester schon in der Mosestradition eine 
Rolle spielt, und die bne Asaph, beide Träger von Psalmen- 
kunst, waren derartige Sängersippen, die einmal gerim gewesen, 
jetzt aber Volljuden geworden waren. Anders die altisraelitischen 
gerim. Im Gegensatz zu den nach Geschlecht und Stamm be- 
zeichneten vollfrei israelitischen charismatischen Künstlern des 
Stiftshüttenberichts einerseits und dem ohne Sippenbezeich- 
nung genannten fremdbürtigen Königshandwerker des Tempel- 
bauberichts andererseits galten, wie wir sahen, der Genesis die 
Eisenarbeiter und Musiker als den Israeliten stammfremde Sip- 
pen mit einem Eponymos. Ebenso galten von den vermutlich 
leiturgischen Königshandwerkern jedenfalls die Byssoswe- 
ber 38) und Töpfer 3), wohl auch die Zimmerleute 38) als gerim. 

%#) ı. Chron. 4, 21: »Haus der Byssosarbeit«. Sie sind in Sippen gegliedert 
und gelten, neben anderen, als Nachfahren eines Sohnes Judas, charakteristi- 
scherweise aber ohne eigenen Eponymos. Die Abstammung von Juda dürfte 
also nachexilische Fiktion sein. 

3) 1. Chron. 4, 22. 23: Joas und Saraph, die in Moab Familienhäupter 
(baalim) waren und snach alten Berichten Lachem bewohnten. Sie waren Töpfer 
und wohnten in umzäunten Gärten beim König für dessen Arbeite. Sie hatten 


also Dienstlehen. 
38) Joab, Serujas Sohn, heißt 1, Chron. 4, 14 »Vater des Tals der Zimmer- 


. Die Wirtschaftsethik der Weltreligionen. Das antike Judentum. 93 


Als solche galten auch die bald zu besprechenden Hirten, die 
im Stammbaum (Gen. 4, 20) neben den Eisenarbeitern und 
Musikern als Nachfahren Kains aufgezählt werden: Kain, der 
soeben noch in der Brudermordslegende (Gen. 4, 2) im Gegen- 
satz zu dem Hirten Abel als Bauer, dann, nach der Verfluchung, 
als Beduine behandelt wird (4, 12), ist in diesem Stammbaum 
offensichtlich ganz allgemein der Vater aller typischen Gast- 
stämme innerhalb Israels, sein Bruder Seth aber der Stammvater 
des seßhaften weinbauenden Israel, welches Noah vertritt. 
In der noachischen Dreiteilung der Stämme gilt Kanaan als ein 
unfreier Stamm, der einerseits dem Sem, dem Stammvater 
der kontinentalen Herrenvölker einschließlich der Hebräer, 
andererseits dem Japhet, dem Stammvater der nördlichen und 
westlichen Küsten- und Inselvölker fronpflichtig ist. Japhet 
seinerseits aber »wohnt in den Hütten Semss«, ist also zweifel- 
los als freier Metöke und vermutlich als Kaufmann gedacht. 
Die Sage wird in einer Zeit scharfer Gegensätze gegen die Reste 
der Kanaanäer und freundlicher Beziehungen zu den Phönikern 
entstanden sein. Eine allgemeine Zinspflicht sämtlicher noch im 
Lande sitzenden Kanaanäer führt die Tradition (I. Kön. 9, 20) 
auf Salomo zurück ®). Es scheint danach verschiedene Arten 
von gerim gegeben zu haben; freie und fronpflichtige, über deren 
Rechtsstellung im einzelnen nichts auszusagen ist *). Wie auch 
immer aber die tatsächlichen Verhältnisse gewesen sein mögen, 
deren Ausdruck oder Reminiszenz alle diese Konstruktionen der 
Tradition waren, so bleibt jedenfalls sicher: daß die gerim 
nicht zu den sei es als gibborim sei es als ‘am hamilchama heer- 
bannpflichtigen bne Jisra&l gerechnet und daß sie vorgestellt 


leutes, eines Stadtteils von Jerusalem. Die Zimmerleute scheinen also als Ko- 
onen auf seinem Grundbesitze zu sitzen. Oder aber (und wahrscheinlicher) er 
gilt als ibr Patron und hat diese Patronage als königliche Pfründe. Bei ihnen 
fehlt die Angabe über gentilizische Gliederung. 

3 Die Tradition ist höchst fragwürdig. Die Notiz in Vers 22, daß er im 
Gegensatz zu den Kanaanäern alle Israeliten nur als Kriegsleute (ansche hamıl- 
chamah) und Otfiziere oder Beamte verwendet habe, ist tendenziös im Interesse 
der israelitischen Plebejer. Die Fronpflicht auch der gemeinfreien Untertanen 
ergibt sich klar aus 1. Kön. 5, 12, wo die Israeliten 30 000 Arbeiter zu stellen ha- 
ben. Jene Notiz zeigt aber allerdings, daß damals der nichtwehrfähige 
und nicht am freien Grundbesitz beteiligte Mann ein für allemal kein Israelit, 
sondern ein ger war. 

40) Nach r Chron. 23, ı hätte David aus sämtlichen gerim des Landes Stein- 
metzen fur den Tempelbau ausgehoben. Wahrscheinlich waren umgekehrt die 
Steinmetzen Königshandwerker und eben deshalb gerim. 
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wurden als stammfremd und als organisiert, teils 
als bodensässige Klientelstämme, teils aber als nicht bodensässige 
Gaststämme und Gastsippen. Ursprünglich waren sie rituell 
von den Israeliten geschieden und dadurch werigstens von 
eizem ebenbürtigen connubium ausgeschlossen, wie die Er- 
zählung von Sichem und Dina lehrt. — Die Erscheinung rituell 
geschiedener Gaststämme kennen wir ja eingehend aus Indien. 
D:esem Typus des eigener Bodenständigkeit entbehrenden Gast- 
stamms fügen sich nun auch die beiden für uns wichtigsten und am 
besten in der Ueberlieferung erkennbaren Beispiele von gerim: die 
Kleinvieh züchtenden Hirten und die levitischen Priester. Beide 
teilen miteinander in der Tradition die Eigentümlichkeit, am 
Grundbesitz des politisch vollberechtigten Wehrverbandes nicht 
beteiligt zusein. Beide hatten aber wie allegerim ein festes Rechts- 
verhältnis zu der ansässigen Bevölkerung. Beiden waren in den 
Stammesgebieten Israels keine Ackerländereien, wohlaber Wohn- 
grundstücke — meist zwar: vor den Toren — und Weiderechte 
für ihr Vieh angewiesen. Aus religionsgeschichtlichen Gründen 
werden wir gerade diese beiden Kategorien noch näher betrachten 
müssen. Die Hirten, weil die Tradition ihnen die »Erzväter« 
zuweist und weil sie für die Prägung der prophetischen Jahwe- 
religion eine beträchtliche historische Rolle gespielt haben. 
Die Leviten aber als Träger des Jahwekults. — 

Ueber welches Gebiet die oben geschilderte städtische 
Organisation sich jeweils erstreckte, hing von der politischen 
Machtlage und zwar insbesondere davon ab, in welchen Gebieten 
die Beduinen im Zaun gehalten werden konnten. Daher war 
sie in der römischen Kaiserzeit tief in die Wüstengebiete vor- 
gedrungen, um durch die islamische Invasion wenigstens im 
Ostjordanland, welches, im Gegensatz zum Westgebiet, von den 
bedu okkupiert wurde, wieder vernichtet zu werden. Der An- 
sturm der Beduinen gegen die städtisch organisierten Gemein- 
schaften durchzieht die ganze palästinische Geschichte. In den 
Amarnabriefen erscheinen die mit dem Ideogramm Sa Gaz, 
dessen Aussprache bisher nicht ermittelt ist, bezeichneten Krieger 
teils, und in der Regel, als Feinde, mit denen die ägyptischen 
Vasallen und Statthalter zu kämpfen haben, teils aber auch als 
Reisläufer im Dienst von Vasallen 4). Die Korrespondenz 
Hammurapis kennt die Sa Gaz als Nomaden an der Westgrenze 


41) Knudtzon Nr. 196. 
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Mesopotamiens, wo sie unter einem königlichen Vogt stehen. Die 
in Syrien und Nordpalästina einbrechenden Sa Gaz verbrennen 
die eroberten Städte *?). Oder aber sie veranlassen die ansässige 
Bevölkerung dazu, den ägyptischen Vasallen zu erschlagen, mit 
ihnen gemeinsame Sache zu machen und ı wie Sa Gaz zu sein« 43). 
Oder sie erobern die Städte, ohne sie zu zerstören, setzen sich 
also offenbar als Fronherrn des platten Landes an die Stelle 
der bisherigen ägyptischen Vasallen und Parteigänger. Frag- 
lich bleibt nun aber in all diesen Fällen: ob diese Sa Gaz *°*) wirk- 
lich Beduinen, also Kameelzüchter aus dem Wüstengebiet waren 
oder vielleicht etwas ganz anderes. 

Zwischen der bodenständigen Bevölkerung, also dem Stadt- 
patriziat und den seßhaften, teils freien, teils fron- oder zins- 
oder pachtpflichtigen Bauern, welche Korn, Früchte und Wein 
ziehen und Rinder halten, einerseits und andererseits den freien 
kameelzüchtenden Beduinen in der Mitte steht nämlich noch eine 
für alle Länder der Mittelmeergebiete bis in die Neuzeit charak- 
teristische Schicht: Die halbnomadischen Kleinvieh- d. h. Scha f- 
und Ziegenzüchter*). Die Lebensform dieser Schicht 
ist im Mittelmeergebiet überall bestimmt durch die Notwendig- 
keit und, für Kleinvieh im Gegensatz zu Rindern, auch leichte 
Ausführbarkeit ds Weidewechsels auf weite Entfer- 
nungen hin: über die Abruzzen hinweg nach Apulien, oder quer 
durch halb Spanien, und ähnlich weit in Nordafrika und dem 
Balkan. Diese in Spanien sogenannte »Transhumanz« %) be- 
dingt zweierlei: Einmal gemeinsame periodische Wanderung 
und daher, im Gegensatz zu dem formlosen Zusammenschluß 
der Beduinen, eine nach innen etwas fester geregelte Gemein- 
schaft. Dann aber, nach außen, eine fest geregelte Beziehung 
zu den Grundbesitzern der betroffenen Gebiete. Sowohl die 
Stoppel- und Brachweiderechte wie die Wanderungswege müs- 
sen fest vereinbart sein, wenn nicht die ohnehin oft gewaltsamen 
Beziehungen zu dauernden Fehden führen sollen. Denn überall 

$) Knudtzon Nr. 185. 

4) Knudtzon Nr. 74. 

a^) Die Zugehörigkeit der Chabiru zu den Sa Gaz ist nach dem Bhogaz 
köi- Fund nicht mehr fraglich. 

4) Ueber die Bedeutung der »Schafnomaden« für den Jahwekult s. jetzt 
Luther bei Ed. Meyer (Die Israeliten u. ihre Nachbarst.) S. 120. 

4) Sie ist neuestens von R. Leonhard (die Transhumanz im Mittelmeer- 


gebiet, in der Festschrift für Brentano) in verdienstvoller Art erstmalig 
zusammenfassend behandelt worden. 
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haben diese Hirten die Neigung, die ihnen zustehenden Wege- 
und Weiderechte zu überschreiten, ihre Herden vorzeitig in 
die Felder einbrechen oder die an den Wanderstraßen liegenden 
Aecker verwüsten zu lassen, wie dies Jeremia (I2, I0) von seinem 
Weinberg und Acker erzählt *#). Das Bestehen und die erheb- 
liche Bedeutung dieses Wanderhirtentums ist für alle Epochen 
Palästinas historisch sicher. Heute findet es sich auch bei Kamel- 
züchtern, die aus dem Ostjordanland ihre Herden auf Stoppel 
und Brache in Galiläa treiben. Das war aber nicht das Typi- 
‘ sche. Die klassischen Repräsentanten der Kleinviehzüchter in 
der früheren palästinischen Antike waren die Rechabiten, 
eine Genossenschaft, welche fast durch das ganze Land nord- 
südlich gewandert sein muß. Denn sie waren Keniter, und dieser 
Stamm grenzte einerseits an die Amalekiter der südlichen Wüste, 
mit denen er gelegentlich verbündet war, andererseits findet 
man ihn, im Deboralied, im Norden. Das eigentliche Weidege- 
biet der Rechabiten lag zu Jeremias Zeit offenbar im judäischen 
Gebirge, von wo sie bei Kriegsgefahr ihre Herden in den Mauer- 
ring von Jerusalem brachten. 214, Jahrhunderte vorher, bei der 
Revolution Jehus im Nordreich, wirkten sie dort entscheidend 
mit. Sie waren Kleinviehzüchter. Wie die Beduinen verschmäh- 
ten sie Häuser und feste Siedelung, verpönten den festen Acker- 
bau und tranken keinen Wein (Jer. 35). Dies galt ihnen als durch 
den Stifter des Verbandes, den Jahwepropheten Jonadab ben 
Rechab, auferlegtes göttliches Gebot. Aehnlich weit wie sie 
wanderten andere Kleinviehzüchterverbände. Der alte, später 
verschollene Stamm Simeon hatte nach der Tradition einerseits 
kontraktliche Verhandlungen über Weiderechte im Gebiet von 
Sichem angeknüpft, andererseits galten in der Tradition südliche 
Teile der Wüste Juda als sein Sitz. Neben dem reinen Typus, 
wie ihn die Rechabiten darstellten, gab es natürlich zahlreiche 
Uebergangsformen. Irgendwelchen nach Maß und Stätte mehr 
oder minder unsteten Ackerbau für den Eigenbedarf pflegen 
auch Wanderhirten oft zu treiben %). Der Uebergang zu den 
seßhaften Bauern war daher flüssig. Nur konnte bei ihnen die 
Bodenappropriation, da das Land in erster Linie Weidegebiet 
war, keine vollständige sein und der Schwerpunkt ihres Besitzes 


*) Auch Jer. 6, 3 werden die Feinde, deren Kommen prophezeit wird, 
mit Hirten verglichen, die ihre Zelte rundum aufschlagen und sich Weideplätze 
. aussuchen. 

“) Der ostjordanische Held Jerubbaal-Gideon drischt Weizen: Jud. 6, 11. 


Die Wirtschaftsethik der Weltreligionen. Das antike Judentum. 97 


lag im Viehstand. Die langsamere Beweglichkeit des Kleinviehs 
hemmte ihre Bewegungsfreiheit im Vergleich mit den Beduinen, 
deren Räubereien sie daher ausgesetzt waren. Gegen diese waren 
sie also die naturgemäßen Bundesgenossen der verstärkt in 
gleicher Lage befindlichen ansässigen Bauern: es bestand »ewige 
Feindschaft zwischen Jahwe und Amalek«. Kain, der tättowierte 
Beduine, gilt, dem Hirten Abel gegenüber, als verflucht zur 
ewigen Unrast. Aber daneben finden sich gelegentlich auch 
Bündnisse von Viehzüchtern (den Kenitern) mit Beduinen und 
wurde die Verwandtschaft mit den Edomitern stark empfunden. 
Naturgemäß war der Uebergang vom Beduinentum zur halb- 
nomadischen Viehzüchterei besonders flüssig und Kombina- 
tionen der verschiedenen Arten von Vieh kamen vor, bei den 
Erzvätern sowohl wie z. B. bei Hiob, derals Besitzer von Schafen, 
Eseln, Rindern und Kameelen, als haussässig und wein- 
trinkend vorgestellt wird. Die Abkommen des Kain, der zu- 
nächst als Wüstenbeduine gilt, die Keniter %8), sind in histo- 
rischer Zeit ein als ganz besonders gottesfürchtig gelten- 
der Viehzüchterstamm, wie die Genealogie der Genesis zum 
Ausdruck bringt. Die Midianiter haben in der Zeit Gideons 
offenbar nicht nur Kameele als Vieh. Ebenso sicher die Edomiter 
und zweifellos auch schon jener Schech, bei welchem der flüch- 
tige Aegypter Sinuhe in der Zeit des Sesostris gastliche Auf- 
nahme fand. — Aehnlich flüssig war die Grenze nach der andern 
Seite. 

Die Beziehungen der Kleinviehzüchter zu der ackerbauen- 
den ländlichen und ebenso zu der stadtsässigen Bevölkerung 
beruhten normalerweise auf kontraktlich festgestellten Weide- 
und Wegerechten: sie waren gerin. Diese Beziehungen konnten 
sehr leicht zu einer vollen Einbürgerung ihrer ökonomisch 
leistungsfähigsten Sippen in die Städte führen, sei es durch Ver- 
trag, sei es nach gewaltsamen Konflikten. Die Daniten hatten 
nach der Tradition lange kein festes Gebiet in Israel (Jud. 18, 1), 
d.h. sie waren Wanderhirten auf judäischem Gebiet, bis sie 
sich der Stadt Lajisch auf bis dahin sidonischem Gebiet bemäch- 
tigten. 

Die Wanderhirten unterlagen nun aber ganz allgemein 
bestimmten Entwicklungstendenzen. Epochen des Friedens, 
zunehmender Bevölkerung und Besitzanhäufung bedeuteten 


4) Für diese zu Unrecht gelegentlich bestrittene Identität: Num. 24, 21. 22. 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 44. ı. 7 
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stets: Einschränkung der Weidereviere zugunsten zunehmender 
Benutzung als Ackerland und nötigten damit zu steigender 
Intensität der Ausnutzung der verbleibenden Weidereviere 
selbst. Beides führte in aller Regel zu steigender Bindung der 
Hirten an festere und kleinere Weidebezirke und dadurch wie- 
der unvermeidlich zu einer Verkleinerung ihrer sozialen Ein- 
heiten. Diese waren demenisprechend labil. Die normale soziale 
Organisation der Kleinviehzüchter ähnelte derjenigen der Bedui- 
nen: die Großfamilie als Wirtschaftsgemeinschaft, die Sippe als 
Garantin der persönlichen Sicherheit durch Blutrachepflicht, 
der Stamm, ein Verband von Sippen, als Träger der militärischen 
Sicherung der Weidereviere. Diese Verbände waren, infolge jener 
Umstände, beiden Kleinviehzüchtern nicht notwendig dauerhafter 
als bei den Beduinen. Grade bei jenen scheint die Stammesbil- 
dung besonders oft nur durch charismatische Führer geschaffen 
zu sein: so wahrscheinlich der später verschwundene Stamm Ma- 
chir, ebenso vielleicht Manasse und doch wohl auch der Stamnı 
der »bne Jemini«, alles Stämme, die vom Gebirge Ephraim aus 
sich in die Bergweidegebiete nach Osten und Süden vorschoben. 
Es fehlt diesen Häuptlingen aber normalerweise an einer stabilen 
Machtgrundlage. Ein Stamm, der aus reinen Kleinviehzüchtern 
zusammengesetzt ist, ist daher durch die Natur der Lebensbe- 
dingungen eher stärkeren Chancen des Zerfalls ausgesetzt als 
eine Beduinengemeinschaft es wenigstens in dem Fall ist, daß 
sie entweder in der Beherrschung von Oasen oder von Kara- 
wanenstraßen einen Rückhalt für die ökonomische Stabilität 
ihres Stammesfürstentums findet. Ein Beispiel für die Labilität 
ınd den rein charismatischen Charakter des Kriegsfürstentums 
bei reinen Viehzüchterstämmen ist die Vorstellung der Tradition 
von der Stellung Jephthas, eines ostjordanischen Kriegshelden, 
dem von den Aeltesten des Stammes Gilead anfänglich nur die 
Würde eines »kazir«, eines Kriegsführers, dem germanischen 
»Herzog« entsprechend, für die Dauer des Befreiungskrieges 
gegen die Ammoniter angeboten wird (Jud. x1, 6). Er lehnt das 
ab und das Heer (ha‘am, die Mannen) überträgt ihm nun auf 
Antrag der Aeltesten die lebenslängliche, aber nicht ertliche, 
Würde eines »rosch« (Häuptlings, Fürsten, Obersten, Jud. 11, 11). 
Eben dahin gehören die zahlreichen ephemeren Richter (schofe- 
tim) der israelitischen Frühzeit, teils nur charismatische Kriegs- 
führer, teils vielleicht auch mit dem Charisma richterlicher Weis- 
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heit begnadet. Ihre Macht blieb rein persönlich. Der ostjordani- 
sche Held Jerubbaal-Gideon, welcher mit einer rein freiwilligen 
Gefolgschaft in den Midianiterkrieg zieht, lehnt nach der Tra- 
dition die ihm von »Einigen in Israel: angebotene erbliche Herr- 
schaft ab (Jud. 8, 23) und begnügt sich mit seinem Beuteanteil, 
aus dem er eine religiöse Stiftung macht (welche, ist anzunehmen, 
ihm und seinen Nachfahren Erträgnisse von Wallfahrten abwer- 
fen sollte). Dauerhafte politische Bildungen fanden sich meist 
gerade auf den Zwischengebieten zwischen dem eigentlichen 
Wüstenbeduinentum und den palästinischen Bergweiden im 
Osten und Süden. So das Königtum der Moabiter in Ahabs 
Zeiten, welches Inschriften hinterlassen hat, ebenso das der 
Ammoniter schon in der Jephthazeit, namentlich aber das in 
steten Beziehungen zu Juda stehende, durch eine Reihe von zehn 
aufeinander folgenden Herrschem vertretene Königtum der 
Edomiter vor der Unterwerfung durch David. Daß diese edo- 
mitischen Könige offenbar nicht erblich aufeinander folgen, scheint 
den rein persönlich charismatischen Charakter ihrer Herrscher- 
stellung anzudeuten. Bei Kleinviehzüchtern waren dagegen 
rein politische Bildungen sehr labil. Bedrohung durch Beduinen 
oder umgekehrt die Chance kriegerischer Erweiterung der Weide- 
reviere führten zu festerem Zusammenschluß im größeren Ver- 
band unter einem Kriegshäuptling. Umgekehrt bedeutete in 
friedlichen Zeiten die vorhin bezeichnete Entwicklungstendenz: 
Abspaltung einzelner Sippen und Zerfall der Stämme. Schon 
im Bericht über die Deboraschlacht finden wir den Mann der 
Heldin Jael, einen Keniter, als einen Viehzüchter erwähnt, der 
sich von seinem Stamm gesondert und kraft Freundschaftsver- 
trags seine Zelte als ger auf dem Gebiete eines kanaanäischen 
Stadtkönigs aufgeschlagen hat 4). Die alten Stämme Simeon 
und Levi sind schon zur Zeit der Zusammenstellung des Jakob- 
segens »zerteilt und zerstreut«, im noch späteren Mosessegen 
(Deut. 33) wird Simeon gar nicht mehr und Levi nur noch als eine 
Berufspriesterschaft erwähnt. Einzelne simeonitische Geschlech- 
ter kennt die nachexilische Chronistik (:. Chron. 5, 4I. 42) als 
unter den Edomitern in Seir ansässig, der Rest hat »seinen An- 
teil in Juda« empfangen, d. h. ist in diesem Stamm aufgegangen. 
Der Stamm Ruben, einst der Hegemon des Bundes, ist im 
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4) jud. 4, 17. Der zweite Halbvers kann ıreilich, wie mehrlacl: angenum- 
men wird, Einschiebung sein, beweist dann aber eben für die Zustände zur Zeit 
seiner Entstehung. 
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Jakobsegen seiner Macht entkleidet, im Mosessegen wird darum 
gebetet, daß er nicht ganz verschwinde, später ist er verschollen. 
Vom Josephstamm spalten sich Viehzüchtersippen ab: im De- 
boralied steht ein nachher verschollener Stamm Machir, später 
ein in sich wiederum geteilter Stamm Manasse neben Ephraim. 
Die Vernichtung der Stämme Simeon und Levi wird mit einem 
Verrat und gewaltsamen Konflikt gegen die Sichemiten in Zu- 
sammenhang gebracht. In der Tat kann ein kriegerischer Ver- 
lust des Viehbesitzes, ebenso aber auch dessen Dezimierung durch 
Viehseuchen einen reinen Viehzüchterstamm plötzlich zur Auf- 
lösung oder Verknechtung bei den besitzenden Nachbarn bringen. 
Aber schon die bloße Tatsache des Drucks der zunehmenden 
Seßhaftigkeit gegen die Weidereviere wirkte ebendahin. Der 
allmähliche Uebergang vom Halbbeduinentum zur Kleinvieh- 
zucht, dann zur Seßhaftigkeit und weiter zur Stadisässigkeit 
unterder Wirkung dieses Drucks spiegeltsich sowohl in den Sagen 
wie in der historischen Tradition. Abraham hält in der Sage 
außer Schafen auch Kameele und trinkt keinen Wein, sondern 
bewirtet die drei Männer der göttlichen Epiphanie mit Milch. 
Er wandert als kontraktlich weideberechtigter ger zwischen 
verschiedenen Orten und erst am Ende seines Lebens läßt ihn 
die Sage in Hebron nach langer Verhandlung ein Erbbegräbnis 
erwerben (Gen. 23, 16). Isaak zeltet kraft Kontrakts auf dem 
Gebiet von Gerar und gräbt dort Brunnen, muß aber wieder- 
holt seinen Sitz wechseln. Jakob gilt zwar, im Gegensatz zu 
dem Bauern Esau, wesentlich als in Zelten wohnender Vieh- 
züchter, wird aber als ger in Sichem seßhaft und kauft Land 
(Gen. 33, 19). Am Schluß seines Lebens gilt es als List, daß er 
sich beim Pharao als reinen Kleinviehzüchter einführt, um so 
als rituell gemiedener ger ohne Vermischung mit den Aegyptern 
leben zu können. Er betreibt Ackerbau und bedarf Getreide zur 
Nahrung. Allen Erzvätern wird Rinderbesitz zugeschrieben. 
Joseph vollends reguliert als Wesir Aegyptens die dortige Grund- 
steuer. 

In der politischen Organisation und auch militärisch 
bedeuten diese Verschiebungen tiefgreifende Wandlungen. 

In der historischen Tradition finden sich für die einzelnen 
israelitischen Stämme alle Uebergänge vom Halbbeduinentum 
zur halbnomadischen Kleinviehzucht und von beiden durch 
das Mittelstadium des Gelegenheits-Ackerbaus (Gen. 26, I2 
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bei Isaak) sowohl zur Ansässigkeit als städtische Herrensippen, 
wie zum seßhaften Ackerbau sowohl als freie wie als fronpflich- 
tige Bauern 5°). Abgeschlossen tritt dann die weitgehende 
universelle Wandlung zur Stadtsässigkeit hervor in der poli- 
tischen Geographie Palästinas, wie sie im Buche Josua gegeben 
wird. Wie Josua selbst hier mit einer »Stadt« als Lehen für seine 
Dienste entgolten wird (Jos. 19, 50), so werden alle Stämme, selbst 


50%) Dan hatte nach der Tradition (Jud. 18, 1) lange Zeit keinen festen 
Wohnsitz im Lande. Im Deboralied verdingen sich die Daniten den Phönikern 
als Ruderknechte. Die Tradition nennt diesen Stamm mehrfach nur ‚Sippe‘. 
Dem Jakobsegen ist er ein Räuberstamm, der »wie eine Schlange auf den Kara- 
wanenstraßen liegt und das Pferd in die Ferse beißt«, dem Mosessegen ein sauf- 
springender Löwe in Basan«, also im Hauran. Wahrscheinlich zur Zeit des ersten 
Vordringens der Philister, wohlschon vor der Deboraschlacht, haben die Daniten 
ihre damaligen Zeltstätten, das »Lager Danse im Gebirge Juda, mit ihren mili- 
tärischen Kräften (nach der Tradition 600 Mann) nicht behaupten können — ver- 
mutlich waren die Philister, gegen welche der danitische Held Simson focht, 
die Gegner, doch sind die betreffenden Oertlichkeiten später in judäischem Be- 
sitz —; sie wanderten daher nach Norden und ließen sich nach Einnahme und 
Ausmordung der sidonischen Bergstadt Lajis in dieser nieder. Auf diese nach 
ihm benannte Stadtgemeinde ist Dan später beschränkt und als Stamm nur noch 
fiktiv. Daß die Stadt Dan als religiös besonders korrekt galt, macht es wahr- 
scheinlich, daß die Tradition über das Wanderleben die Wahrheit berichtet. 
Denn religiöse Korrektheit setzt sie für alle alten Hirtenstämme voraus. Aus 
einem zweiten Spruch im Jakobsegen hat man wohl mit Recht geschlossen, 
daß Dan zeitweilig seiner politischen Selbständigkeit beraubt gewesen sei. Aus- 
drücklich berichtet das gleiche der Jakobsegen von dem im Mosessegen als ein 
in Zelten wohnender Stamm nur kurz erwähnten Issachar als Folge des Ueber- 
gangs zur Seßhaftigkeit: »Als er sah, wie schön die Ruhe und wie lieblich das 
Land sei, beugte er seinen Rücken zum Tragen und wurde ein Fronknecht«, 
also zweifellos: ein seßhafterBauer: Issachar saß wenigstens teilweise in der frucht- 
baren Ebene Jesreel. Der Stamm Naphthali heißt im Jakobssegen seine flüch- 
tige Hindin«, war also wohl ein Halbbeduinenstamm (wenn nicht ein bloßes 
Wortspiel mit dem Namen getrieben sein sollte). Nach dem Deboralied hat er 
seine Sitze auf den Bergen, während der Mosessegen ihn als von Jahwe gesegnet 
am Meeresstrande seßhaft und im Besitz einer Stadt (Merom) erwähnt. Der 
gleichfalls an der Meeresküste sitzende Stamm Asser, dessen durch Oelbau ge- 
wonnener Reichtum sprichwörtlich war, scheint im Jakobsegen einem phöniki- 
schen Stadtkönig für den Tafelbedarf zinsbar zu sein. Im Mosessegen werden 
dagegen seine Festungen (Riegel von Erz und Eisen) und sein starkes Heer 
gerühmt. Der Stamm Sebulon muß in der Zeit zwischen der Entstehung des 
betreffenden Spruchs im Jakobsegen und des Deboraliedes seinen Wohnsitz 
gewechselt haben (im Mosessegen Vers ı8 scheint die Lesung verfälscht). Im 
Jakobsegen sitzt er am Meer und »slehnt sich an Sidons d. b. doch wohl: ist von 
den Sidoniern abhängig, während er im Deboralied ein kriegerischer Bergstamm 
ist. Der Stamm Benjamin ist im Jakobsegen ein Räuberstamm: sein reißender 
Wolf, der morgens Raub frißt und abends Raub austeilte. Im Mosessegen ist er 
zu Ruhe und Frieden gelangt. Der Stamm Gad scheint später (zu Mesas und 
Ahabs Zeit) ein moabitischer Stamm gewesen zu sein. Sein Name war wohl 
der eines alten Glücksgottes. 
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Juda, als Inhaber von Städten mit Dörfern als Dependenzen behan- 
delt (cf. Jos. Kap. 15), in deren Bezirke das ganze Land eingeteilt er- 
scheint. Selbst für die Zeit, der diese Stelle vermutlich entstammt, 
traf dies wohl nur theoretisch zu. Denn die judäischen Südstämme 
sind politisch noch in historischer Zeit nach Art der Beduinen 
vornehmlich sippenmäßig, die Nordstämme dagegen außerdem 
(und für die Verwaltung offenbar: vor allem) nach Art der 
mesopotamischen Staaten in Tausendschaften und Fünfziger- 
schaften gegliedert. Die Tausendschaftskontingente, als die 
Aufgebots-Einheiten, konnten an sich natürlich auch auf die 
Viehzüchterstämme übertragen werden. Man konnte einen ein- 
zelnen Stamm oder Stammesteil einer oder mehreren Tausend- 
schaften gleichsetzen und ihm selbst die Art des Aufgebots über- 
lassen. Dies erfolgte dann wohl in verschiedener Art. Das De- 
boralied bezeichnet die Führer der Stammeskontingente mit sehr 
verschiedenen Ausdrücken, die doch wohl auf sehr verschiedene 
militärische Struktur schließen lassen. Die Königsherrschaft 
wird naturgemäß nach Einheitlichkeit gestrebt haben. Wie 
»Fünfzigern« später der allgemeine technische Ausdruck für 
Ausheben und Aufbieten wurde, so werden in der Tradition 
die Obersten der Tausendschaften und Fünfzigerschaften ganz 
allgemein als Leute angesehen, die auch im Frieden in ihren 
Aushebungsdistrikten Jurisdiktion haben. Dies ist indessen 
zweifellos erst Produkt der Königszeit und galt wohl selbst 
damals nicht allgemein und dauernd. Bei den viehzüchtenden, 
gentilizisch gegliederten Ostjordanstämmen, und ebenso beim 
Stamm Juda bestanden vermutlich andere Verhältnisse: als 
Friedensbeamte wenigstens kennen sie, scheint es, jene Offiziere 
nicht, sondern nur ihre Aeltesten. 

Der nach Fünfziger-- und Tausendschaften gegliederte 
Bundesheerbann ist überhaupt nicht die einzige und jedenfalls 
nicht dieälteste Art der Militärorganisation, welche die Quellen ken- 
nen. Zwei andere Arten finden sich. Für den zwischen den Nordstäm- 
menund Judasitzenden Stamm Benjamin läßt der Bericht (Jud. 21, 
21 f.) über die Vorgänge nach dem Kampf wegen des Gibea- 
frevels, — eine ätiologische Sage für die bei den Benjaminiten offen- 
bar bekannt gewesene Raubehe, — es recht wahrscheinlich erschei- 
nen, daß dieser Räuberstamm ursprünglich eine straffe fami- 
lienlose Organisation der Jungmannschaft nach Art des »Männer- 
hauses“ besessen hat: vermutlich eben hierauf wird seine trotz 
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des kleinen Gebiets zeitweise große Machtstellung beruht haben. 
Andererseits wurde bereits erwähnt, daß die eigentlichen Vieh- 
züchterstämme in der Regel die gleiche Stellung zum Kriege 
eingenommen haben, welche sich bei den Beduinen typisch findet: 
absolute Freiwilligkeit der Teilnahme, also: reiner Charismatis- 
mus. Diesen behandelt nun das Deuteronomium als die eigentlich 
klassische Art. Die Tradition läßt Gideon sein Aufgebot zweimal 
sichten: zunächst darf nach Hause gehen, wer feige ist. Dann 
aber wird auch noch jeder ausgeschieden, der an einer Furth 
in seinem Durst die Heldenwürde vergessen und wie ein Hund 
das Wasser geleckt hat (Jud. 7, 5°%°). Ersteres ist ein Para- 
digma fürdie dem später zu erörternden tendenziösen»nomadischen 
Ideal« entsprechende Konstruktion des Deuteronomiums (Ka- 
pitel 20), wonach nicht nur die Jungverheirateten und diejenigen, 
welche einen Hof oder ein Feld oder einen Weinberg neu angelegt 
haben, sondern jeder der sich fürchtet, daheim bleiben soll: 
denn — das ist die theologische Begründung — das Vertrauen auf 
Jahwe allein genügt für den Sieg. Beim Aufgebot des Judas 
Makkabäus findet sich das Paradigma wiederholt. Daß diese Vor- 
schriften, wie Schwally angenommen hat, nicht theologischer 
Konstruktion, sondern alten magischen Vorstellungen entstamm- 
ten, scheint nicht sicher. Dagegen werden wir später in der 
freiwilligen »Weihe« zum Glaubenskämpfer (Nasir) Formen der 
religiösen Heeresbildung kennen lernen, an welche diese Vorstel- 
lungen anknüpfen konnten. Aber der Ursprung lag doch wohl 
in Beduinengepflogenheiten. 

Praktisch angesehen war ein Krieg in diesen Formen ein 
reiner Gefolgschaftskrieg. In der Tat hatten fast alle Kämpfe 
der israelitischen Richterzeit diesen Charakter. Im Grunde 
nur für drei Fälle: den Deborakrieg, die (wohl legendäre) Bun- 
desexekution gegen Benjamin und den Befreiungskrieg Sauls 
ist in der Tradition das Gesamtaufgebot des Bundesheerbanns 
bestimmt überliefert. Alle diese drei Fälle gehören zum Typus 
des später zu besprechenden »heiligen: Krieges. Der gottge- 
fällige König der Priestertradition ist zwar David. Aber die Art 
wie er seine Stellung gewinnt und seine ersten Kriege führt, 
ist in der iraelitischen Geschichte das letzte, zugleich schon in eine 
neue Zeit hinüberführende Beispiel des Gefolgschaftskrieges 
und des charismatischen Fürstentums. 


$°) In der heutigen Lesung teilweise verkehrt. 
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Den Dualismus von Bauern und Hirten zeigt auch die Tra- 
dition über die ersten Könige. Saul gilt ihr als Bauer, Da- 
vid als Hirt. Saul läßt sie mit dem Aufgebot des nationalen 
Heerbanns, David mit Freischaarenkampf die Befreiung begin- 
nen. Gewisse Unterschiede in der Struktur der Herrschaft bei- 
der sind trotz des tendenziösen Charakters der jetzigen Tradi- 
tion wohl ncch erkennbar. Saul hatte als Grundlage seiner 
Macht die eigene Sippe und die Kriegsmannschaft des Stam- 
mes Benjamin hinter sich. Mit Benjaminiten besetzte er die 
wichtigsten Aemter. Immerhin finden sich unter seinen Krie- 
gern fremdstämmige Helden als persönliche Gefolgsleute. 
David stützte sich (I. Sam. 22, I ff.) zunächst auf rein persön- 
liche Gefolgschaft und diese setzte sich nach der Tradition zu- 
sammen: I. aus seiner Sippe, 2. aus »Bedrängten« und zwar 
vor allem aus Schuldsklaven, katilinarischen Existenzen 
also, und 3. aus geworbenen kretischen und philistäischen Söld- 
nern (Krethi und Plethi ı. Sam. 30, 5 und öfter). Neben diesen 
Elementen tritt nun aber bei David weit stärker als schon bei 
Saul und den Sauliden hervor: 4. die Gefolgschaft seiner eigent- 
lichen persönlichen Genossen, jener Kreis von Paladinen und 
Rittern, welche die Königstradition im einzelnen bei Namen 
kennt und deren Taten sie aufzählt. Es sind das zunächst An- 
gehörige judäischer, z. T. sehr mächtiger Sippen (Joab). Neben 
diese traten, durch Uebertritt von Paladinen Sauls (Abner) 
auch nichtjudäische und ferner auch eine Anzahl nichtisraeli- 
tischer Ritter: eine stattliche Zahl rein persönlicher »Hetairoi«. 
Der Stamm Juda als solcher, zur Zeit von Davids Abfall von den 
Philistern noch diesen untertan, stellte sich erst später geschlos- 
sen hinter David. Der Anschluß des Nordlandes an David aber 
erfolgte erst nach Ausrottung der Sippe Sauls, und zwar kraft 
eines besonderen Vertrages (berith) zwischen ihm und 
den Aeltesten der Stämme. Ein Vertrag, ein Bund also, be- 
gründete hier, und zwar erstmalig, die nationale Einheit aller 
späteren zwölf Stämme Israels unter einem Nationalkönig. Erst 
durch einen solchen Vertrag also, das ist der Standpunkt der 
Tradition, wird ein charismatischer Heerführer zum legitimen, 
nunmehr zum Heerbannaufgebot berechtigten Monarchen: Für- 
stengefolgschaft und fürstliche Soldtruppen stehen gegenüber dem 
legitimen Volksheer des durch berith eingesetzten Königs. 
Dies inmitten der judäischen Viehzüchter zunächst mit Hilfe 
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einer persönlichen Gefolgschaft und der Macht der großen judäi- 
schen Sippen begründete davididische Königtum wurde nun aber 
von Anfang an seit der Einnahme Jerusalems zum S t a d t könig- 
tum. Nachdem in den Revolten unter den Sauliden, dann unter 
Absalon, Adonia, Jerobeam der alte Gegensatz der Bauern- 
stämme gegen die Stadtherrschaft sich erhoben und schließlich 
das Reich gesprengt hatte, verfiel das Nordreich mit der Grün- 
dung von Schomrom (Samaria) unter den Omriden ganz dem 
gleichen Schicksal, an dem die Revolte Jehus im Erfolg nichts 
änderte. Das Südreich aber war seit dem Abfall der Nordstämme 
schon fast ebenso identisch mit dem Weichbild von Jerusalem 
wie die theokratische Polis nach dem Exil. 

Diese politische Entwicklung war es hauptsächlich, welche 
neben der mindestens relativ sehr starken Verminderung der 
Zahl der halbnomadischen Kleinviehzüchter auch den Zerfall 
ihrer Stämme durch Verkleinerung der Weidereviere her- 
beiführte. Die für uns wichtigste Folge war dabei die Entmilita- 
risierung der Hirten. Ihre zersplitterten Sippen waren nunmehr 
sowohl gegenüber den seßhaften Bauern wie, erst recht, gegenüber 
dem wehrhaften Stadtpatriziat die schwächeren und nur gedulde- 
ten. Den Abraham betrachtet die uns vorliegende Form als poli- 
tisch rechtlosen Metöken der Hethiter in Hebron und anderer Städ- 
te, in deren Gebiet er weilt, in Salem als Zehntpflichtigen des dorti- 
gen Priesterkönigs. Jakob wohnt nach seinem Ankauf in Sichem, 
wiealle gerim, vor den Toren der Stadt (Gen. 33, 18). ZurjZeit 
dieser Redaktion war sicherlich die Mehrzahl der noch vorhan- 
denen Kleinviehzüchter auch tatsächlich in dieser Lage. Den- 
noch gelten der Tradition die Erzväter, ebenso wie später Hiob, 
als schwer reiche Männer. Höchst wahrscheinlich traf aber 
auch dies für die Viehzüchter der späteren Zeit im allgemeinen 
nicht mehr zu. Denn für Wanderviehzüchter besteht im allge- 
meinen die Chance zu verarmen, und jedenfalls die Rechabiten 
sind dem Jeremia keine Großherdenbesitzer, sondern kleine 
Leute, ebenso wie der Judäer Amgs von Thekoa es war, der 
von Sykomorenfrüchten und seinem Vieh lebte. Im ganzen 
Mittelmeerbecken war dies überall ähnlich, mit Ausnahme ver- 
einzelter und dann freilich unter Umständen sehr großer Herden- 
magnaten. 

Diese Tatsachen sind zunächst vielleicht wichtig für die 
Frage, an welche ökonomischen Kategorien die Rechtsquellen, 
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Propheten und Psalmisten denken, wenn sie von den »Armen« 
(ebjonim) sprechen, wie dies so außerordentlich oft geschieht. 
Erst in nachexilischer Zeit kann darunter ein städtischer Demos: 
Kleinhändler, Handwerker, freie Kontraktarbeiter verstanden 
(oder doch: mitverstanden) sein. In vorexilischer Zeit gehören 
dahin offensichtlich vor allem die vom Patriziat bewucherten 
Bauern des platten Landes. Aber außer ihnen, vielleicht stärker 
als dies in den Quellen hervortritt, auch Kleinviehzüchter. 
Es wäre nun an sich nicht unmöglich, daß eine Anzahl von 
sozialethischen Vorschriften im Interesse der Armen, welche 
namentlich in spätjüdischer Zeit, in der rabbinischen Kasuistik, 
umfangreich abgehandelt werden, mit dieser Situation ursprüng- 
lich zusammenhingen. Einmal das Nachleserecht und das 
später sogen. Recht der »Armenecke«. Die israelitische Karität 
schreibt vor, die Nachlese der Stoppeln auf dem Acker zu unter- 
lassen und diesen nicht bis auf die letzte Aehre abzuernten, 
sondern für die Bedürftigen etwas stehen zu lassen. In der 
älteren Fassung, welche das Deuteronomium (24, 19) bewahrt, 
sollen vergessene Garben nicht nachträglich geholt, sondern 
den gerim, Witwen und Waisen gelassen werden. Die jüngere 
Fassung (Lev. 19, gf.) ritualisiert in der für die priesterliche 
Redaktion typischen Art dies dahin: daß Aecker und Weinberge 
absichtlich nicht voll abgelesen und daß an den Enden 
für gerim und Arme etwas stehenbleiben solle. Die ältere 
Fassung der Vorschrift ist superstitiöser Herkunft: die numina 
des Ackerbodens verlangen ihren Anteil an dessen Früchten 
und daher gehört, was liegen blieb, ihnen. Aber die offenbar 
spätere Wendung zugunsten der »Armen« läßt fragen, was unter 
diesen ursprünglich verstanden war. An dem locus classicus 
für die Praxis, im Buch Ruth, ist es eine von einem Israeliten 
geheiratete, dann verwitwete Stammfremde, der die Stoppel- 
lese zugute kommt. Sie tat, das war wohl der ursprüngliche 
Sinn, unerkannt Arbeit auf dem Acker des mit ihr verschwägerten 
gibbor Boas. Also scheinen, die Kolonen und Landarbeiter des 
Patriziats in erster Linie gemeint gewesen zu sein 51). Es ist 
aber wenigstens denkbar, daß auch das typische Verbrüderungs- 


51) Vgl. zur Frage jetzt: v. Gall Die Entstehung der humanitären For- 
derungen des Gesetzes, Zf. Altt. Wiss. 30 (1910) S. gı f., der den (an sich unzwei- 
felhaften) superstitiösen Ursprung auschließlich betont. Die Frage ist aber: 
warum blieb die sonst in Kulturländern verschwundene Bestimmung hier erhalten ? 
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verhältnis mit den als Metöken auf die Stoppelweide und Nach- 
lese angewiesenen grundbesitzlosen Kleinviehzüchtern der typi- 
sche praktische Anwendungsfall der Vorschrift gewesen sei, wie 
sie auch in Arabien, wo sie noch jetzt weit verbreitet ist, den 
grundbesitzlosen Klassen zu Gute kommt. Und die Frage muß we- 
nigstens aufgeworfen werden, ob irgendwelche Zusammenhänge 
mit solchen Kleinviehzüchterrechten auch für eine vielbesprochene, 
spezifisch israelitische sozialethische Vorschrift: das religiö- 
se Brachjahr v»Sabbatjahr«) für den palästinischen Boden 
bestehen könnten. In der jetzigen Fassung der Bestimmung 
besagt diese, daß alle sieben Jahre Aecker, Baumpflan- 
zungen und Weinberge völlig unbestellt gelassen werden, die 
freiwachsenden Früchte den Armen und eventuell den wilden 
Tieren zugutekommen sollen. In dieser schroffen Form findet sich 
die Vorschrift in der im allgemeinen ältesten Rechts- und Sitten- 
gesetzsammlung, dem sogen. Bundesbuch (Ex. 23, Io. II). Die 
Vorschrift ist, was wohl zu beachten ist, keine Rechtsinstitution 
und steht auch rein äußerlich nicht in demjenigen Teil der Samm- 
lung, welcher in leidlicher systematischer Ordnung präzise juri- 
stisch angegebene Tatbestände regelt, sondern unter den offen- 
sichtlich der religiösen Paränese entstammenden Bestimmungen. 
Sie ist eine sittliche Vorschrift, kein rechtliches Gebot. Als 
Institution hat sie aber im Spätjudentum zweifellos nicht nur 
theoretisch gegolten, sondern praktische Folgen gehabt, wie 
sowohl die zahlreichen Responsen der Rabbinen über das Ver- 
halten gegenüber dem verbotswidrig gebauten Getreide wie auch 
andere Nachrichten deutlich zeigen, und sie hat noch für die 
gegenwärtigen zionistischen Siedelungsversuche in Palästina eine 
Rolle gespielt 5). Die späteste Sammlung, das Priestergesetz, 
enthält (Lev. 25, 4—7) die Vorschrift mit ausführlichem Kom- 
mentar in der Form: daß man auf dem Land nicht arbeiten, son- 
dern die freiwachsenden Früchte nur »Speise« sein lassen solle 
für den Besitzer, seinen Knecht (‘ebed), Tagelöhner (sakir), 
Metöken (toschab) und Gäste und, wird hinzugesetzt, »für das 
Vieh und die Tiere seines Landes«. Der Sinn ist hier also ein 
etwas anderer als im Bundesbuch: die im persönlichen Schutz- 
~ 8) Die Rabbinen von Jerusalem hatten sich für die Geltung des Gebots 
ausgesprochen. Das gleiche hatten, wenn ich mich recht erinnere, deutsche 
Instanzen getan. Dagegen sollen die ostjüdischen Rabbinen die Besiedelung 


des Landes für so gottwohlgefällig erklärt haben, daß von der alten Vorschrift 
dispensiert werden könne. 
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verhältnis des Besitzers stehenden Personen sind diejenigen, 
denen die Bestimmung zugute kommen soll. Das würde die 
Deutung zulassen: daß es sich ursprünglich um ein Pacht- und 
Fron-Erlaßjahr zugunsten der Kolonen gehandelt habe. Damit würde 
die Art, wie die Schwurverpflichtung der Gemeinde der Zurück- 
gekehrten unter Esra das siebente Jahr erwähnt, gut zusammen- 
stimmen: »wir wollen das siebente Jahreseinkommen fallen 
lassen« (Neh. 10, 31). Die aus der Königszeit, zwar interpoliert, 
aber im ganzen doch in leidlicher Redaktion überlieferte deu- 
teronomische Sammlung endlich kennt — und dies ist bei dem 
Charakter gerade dieses Gesetzbuchs als eines Kompendiums 
der religiösen Ethik wichtig — das Sabbatjahr des Ackers über- 
haupt nicht, sondern eine ganz andere Institution: den sie- 
benjährigen Schulderlaß. Die Wahrscheinlichkeit einer Inter- 
polation des Sabbatjahrs im Bundesbuch aus dem Priester- 
gesetz liegt daher überaus nahe angesichts der Unwahrschein- 
lichkeit einer wirklichen Durchführung der dort gegebenen Be- 
stimmungen bei den vorexilischen Ackerbauern. Wenn sie 
trotzdem auf alte Gepflogenheiten zurückgehen sollten, könnte 
entweder eine Institution aus dem intermittierenden Ackerbau 
der Wanderhirten, also ein Rest alter zeitlicher Grenzen der 
Bodenappropriation: »Feldgemeinschaft« in diesem Sinn, zu- 
grunde gelegen haben. Oder aber irgend eine typische Bestim- 
mung über die Art der Brachweiderechte der Wanderhirten auf 
dem Lande der seßhaften Sippen. — Zweifellos ist freilich die 
Mitwirkung theologischer Konsequenzmacherei unter Einwir- 
kung der Schulderlaßbestimmung des Deuteronomiums und der 
allgemeinen Steigerung des Sabbatgedankens in der Exilszeit. Da- 
mals wahrscheinlich ist von der babylonischen Exilsgemeinde diese 
wie andere Institutionen des Spätjudentums ritualisiert und dann in 
das Bundesbuch interpoliert worden. Allesin Allem bleibt die Rolle 
des Wanderhirtentums für diese Vorschriften problematisch. 
Wichtiger als diese sehr unsicher bleibenden Möglichkeiten 
einer ökonomischen Deutung solcher einzelnen sozialethischea 
Institutionen ist aber für unseren Zusammenhang die allgemeine 
Auffassung, welche die volkstümliche Tradition der Königszeit 
von der Lage der Kleinviehzüchter hatte und welche in ihrer 
Auffassung der Erzväter zum Ausdruck kommt. Diese Auf- 
fassung ist ihrerseits eine Konsequenz charakteristischer 
Verhältnisse urd ist für das Judentum folgenreich geworden. 
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Die Erzväterlegende behandelt die Patriarchen als ganz spezifisch 
pazifistische Erscheinungen °®). Ihr Gott ist ein Gott der Fried- 
fertigen (Gen. 13, I4 f.). Sie treten als isolierte Hausväter auf. 
Von politischen Verbänden unter ihnen weiß sie nichts. Sie 
sind geduldete Metöken. Ihre Lage ist die von Hirten, welche 
familienweise durch friedlichen Kontrakt sich von der ansässi- 
gen Bevölkerung Weiderevieresichern und nötigenfalls, wie Abra- 
ham und Loth, friedlich untersich verteilen. Es fehlt ihnen jeglicher 
Zug von persönlichem Heldentum. Eine Mischung von vertrauens- 
voll gottergebener Demut und Gutmütigkeit mit einer von ihrem 
Gott unterstützten geriebenen Verschlagenheit kennzeichnet sie. 
Die Erzähler rechnen darauf, daß ihr Publikum es selbstverständ- 
lich findet, wenn die Erzväter lieber ihre begehrenswert schönen 
Weiber für ihre Schwestern ausgeben und dem jeweiligen Schutz- 
herrn preisgeben 5$), es Gott anheimstellend, sie aus dessen Harem 
durch Plagen gegen den Besitzer wieder zu befreien, als daß sie 
für ihre Frauenehre eintreten. Es erscheint ihnen direkt löblich, 
daß sie, um die Heiligkeit des Gastrechts nicht verletzen zu müssen, 
ihre eigenen Töchter statt der Gäste preiszugeben bereit sind. 
Ihre Verkehrsethik ist fragwürdig. Ein ergötzliches Spiel der 
Uebervorteilung herrscht jahrelang zwischen Jakob und seinem 
Schwiegervater, sowohl beim Feilschen um die begehrten Weiber, 
wie bei dem vom Schwiegersohn durch Knechtdienst erworb:nen 
Vieh. Heimlich geht schließlich der Stammvater Israels dem schwie- 
gerväterlichen Dienstherrn durch unter Mitnahme von dessen 
Hausgötzen, damit dieser seinen Weg nicht verrate. Sogar die 
Etymologie seines Namens wird diesen Qualitäten angepaßt 
undesscheint, daß » Jakobstrug« eine zur Zeit der Propheten sprich- 
wörtliche Wendung war. Vollends unanstößig erscheint es der 
Sage, daß ihr ausdrücklich als frommer Hirt geschilderter Held 
seinem hungrig heimkommenden, im Gegensatz zu ihm als un- 
bedachter Bauer 5) und Jäger geschilderten Bruder °°) die 


83) Ueber die Erzväterlegenden jetzt (zum Teil gegen Ed. Meyer) Greß- 
mann, Sage und Geschichte in den Patriarchensagen Z. f. Altt. Wiss. 30 (1910) 
S. gı f., der die meisten unter die Kategorie »Märchen« rückt, was angesichts der 
alten Kultorte, mit denen sie verbunden und an denen sie lokalisiert sind, wohl 
zu weit geht. Aber mit Recht tritt er der Meinung entgegen, daß die Namen not- 
wendig entweder Heroen- oder Stammesnamen sein müßten. 

84) Dreimal: Gen. 12, 13; 20, 2; 26, 7. 

$5) Denn so ist doch wohl »sisch sadeh« (Mann des Ackerfeldes« Gen. 25, 27) 
zu übersetzen und nicht, wie heut mehrfach: »Der Mann, der sich auf der Steppe 
(was sadeh nicht bedeutet) herumtreibt«. 

s) Wie Abel dem Bauern Kain so wird der sanfte Jakob dem rauhen 
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Erstgeburt um etwas Speise abfeilscht, ihn dann um den väter- 
lichen Segen mit Hilfe der Mutter betrügt, später vor dem Zu- 
sammentreffen mit ihm ein höchst jämmerliches Angstgebet an 
seinen Gott richtet (Gen. 32, Io f.), durch List und für einen 
Kriegshelden würdelose Erniedrigung sich der gefürchteten Rache 
entzieht. Spröde Tugend in Verbindung mit einer rührsamen 
Großmut gegen die Brüder, die ihn aus Neid töten wollen und 
in die Sklaverei verkaufen, weil er im Traum sich als ihren Herrn 
gefühlt hat, ist die Eigenschaft ihres bevorzugten Helden Joseph. 
Seine fiskalischen Fähigkeiten in der Ausnutzung der Notlage der 
Untertanen des Pharao qualifizieren ihn zu dessen Wesir, was 
nicht hindert, daß er seine Familie veranlaßt, seinem Herm 
halbwahre Auskünfte über ihren Beruf zu geben. Auch die See- 
räuber- und Kauffahrerethik des vielgewandten Odysseus und 
sein in Notlagen oft maßloses Jammern zur Helferin Athena 
liegt ja für uns oft außerhalb des Bereichs der Heldenwürde. 
Aber Dinge wie die zuerst angeführten werden von ihm doch nicht 
berichtet. Es sind das Züge von Pariavolksethik, deren Ein- 
fluß auf die Außenmoral der Juden in der Zeit ihrer Zerstreuung 
als internationales Gastvolk nicht unterschätzt werden dürfen 
und die mit dem sehr ausgeprägten gläubigen Gehorsam zu- 
sammen erst das Gesamtbild der von der Tradition verklärten 
inneren Haltung dieser Schicht geben. Diese aber ist eben un- 
zweifelhaft eine Schicht von, als machtlose Metöken, zwischen wehr- 
haften Bürgern sitzenden Kleinviehzüchtern. 

Die moderne Analyse, welche die religionsgeschichtliche 
Wichtigkeit gerade dieser Schicht zunehmend betont hat, neigt 
nun dazu, diesen pazifistischen Charakter der Halbnomaden 
als etwas ihnen naturnotwendig Eigenes anzusehen. Aber das 
trifft entschieden nicht zu 5°). Er ist vielmehr erst Folge jener 


Bauern Esau gegenübergestellt als sfrommer Hirt, der in den Zelten blieb«. 
Und wie Kain andererseits zum Beduinen wird, so ist Esau andererseits ein 
gieriger Jäger. 

5) Man mißverstehe das Folgende nicht. Die Entstehung der einzelnen heu- 
tigen Erzvätererzählungen selbst wird wohl mit Recht in ein hohes Alter hinauf- 
gerückt. Manches spricht dafür, daß sie teils unter der Herrschaft der Cheta 
in den Steppen zwischen Syrien und Mesopotamien, teils unter ägyptischer Herr- 
schaft in den südjudäischen Steppen entstanden. Zu jeder Zeit gab es natürlich 
Viehzüchter in der spezifisch ohnmächtigen und pazifistischen Lage, welche sie 
voraussetzen. Aber das Entscheidende: ihre Beziehung auf die Stammväter 
des Jahwebundes Israels ist unbedingt spät, weil ganz und gar unvereinbar 
mit den — gerade wenn man an die »Eroberung« Kanaans durch Israel glaubt — 
als althistorisch vorauszusetzenden Vorgängen. Manche Erzväter-Erzählungen 
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wehrlosen Zersplitterung der Xleinviehzüchter, welche bei zu- 
nehmender Seßhaftigkeit eintritt. Er fehlt durchaus, wo immer 
sie in machtvollen politischen Verbänden organisiert sind. 
Die Erzväter haben im Bewußtsein der Israeliten keineswegs 
immer ihre in der jetzigen Redaktion. der Thora niedergelegte 
Stellung eingenommen. Insbesondere Abraham und Isaak 
kennt die ältere vorexilische Prophetie als Personen nicht. 
Amos kennt die Erzväter Isaak, Jakob, Joseph nur als Volks- 
namen (7, 9. 16; 3, 13; 6, 8; 7, 2; 5, 6. 15). Abraham tritt erst 
bei Hesekiel (33, 24) als der volkstümliche erste legitime Inhaber 
des Landes Kanaan auf. Die theologischen Literatenkreise, 
speziell der sog. »Elohist« und die deuteronomische Schule, 
scheinen den jetzt in der Redaktion auf ihnen liegenden Akzent 
geschaffen zu haben. Ihr Charakter hat dabei offensichtlich 
starke Wandlungen erfahren, welche eben mit jener sozialen De- 
klassierung und Entmilitarisierung der Hirten zusammenhängen. 
In der durch die Altersfolge der Stammväter ausgedrückten 
alten Rangfolge der Stämme stehen Ruben, Simeon, Levi und 
Juda voran, lauter wesentlich halbnomadische, zugleich aber 
höchst kriegerische und als gewaltsam bekannte Stämme, von 
denen die ersten drei später zersplittert waren, Juda nach ge- 
waltsamer Erlangung der Hegemonie stadtköniglich organisiert 
wurde. Solche starken Viehzüchterstämme waren keineswegs 
in der Lage geduldeter Metöken. Die kriegerische Tradition 
kennt sie als Herren des Landes und die von ihnen abhängigen 
Städte entweder als leiturgiepflichtige Schutzverwandte, wie 
Gibeon, oder als heeresfolgepflichtig, wie im Deboralied die Stadt 
Meros. Aehnliches kennt aber auch die Erzväterlegende: Isaak 
wird der Stadt Gerar, deren Metöke er ist, mit zunehmendem 
Reichtum und steigender Klientel zu übermächtig (Gen. 26, 
14. 16). Auch Jakob ist in der ursprünglichen Tradition ein 
starker Held, der einen Gott im nächtlichen Ringkampf bezwingt. 
Das von ihm nach seinem Segen an Joseph (Gen. 48, 22) »mit 
Pfeil und Bogen« erworbene Stück Land hinterläßt er dem füh- 
renden Stamm als Vorzugserbe: es ist Sichem, der spätere Mittel- 


machen unhistorische Voraussetzungen, so die Kameelschenkung des Pharao 
an Abraham, da das Kameel damals in Aegypten noch nicht bekannt war. Stamm- 
väter des gesamten Israel konnten die Erzväter erst nach der Einigung des Reichs, 
also nach David, werden. Vorallem scheint der ursprünglich lokale Charak- 
ter der Vätersagen durch ihre Verknüpfung mit je einer bestimmten Kultstätte 
gesichert. 
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punkt Ephraims. Die später rezipierte pazifistische Tradition 
(Gen. 33, 19) aber läßt ihn dies Grundstück charakteristischerweise 
nicht erobern, sondern friedlich kaufen 58). Das vielbesprochene 
14. Kapitel der Genesis 5°) endlich kennt Abraham als kriegeri- 
schen Helden, der mit mehreren hundert Klienten ins Feld 
zieht und den verbündeten Königen Mesopotamiens, Ham- 
murapi eingeschlossen, die von ihnen im Kampf mit den kanaanäi- 
schen Stadtkönigen gemachte Beute siegreich wieder abjagt. Sehr 
klar tritt der Gegensatz von Kriegerehrgefühl und utilitarischem 
Hirtenpazifismus in der entgegengesetzten Stellungnahme des fried- 
fertigen Erzvaters Jakob einerseits, seiner kriegerischen Söhne 
Simeon und Levi andererseits, zur Schändung der Dina durch 
Sichem zutage (Gen. 34, 30. 31). Die in solchen Fragmenten 
erhaltenen ganz andersartigen Züge sind offenbar erst unter den 
Verhältnissen der späteren Zeit völlig zurückgetreten hinter 
jener pazifistischen Haltung, welche den nunmehr bestehenden 
Umständen entsprach €%). Für die unter solchen Umständen 
entstandene oder rezipierte pazifistische Tradition erst ist Ja- 
kob deshalb fromm, weil er in den Zelten bleibt und ebenso 
Abel der gute friedliche Hirt und sein Mörder Kain einerseits 
der seßhafte gewaltsame Ackerbauer, dessen fleischloses Opfer 
der Gott verschmäht hat, andererseits der zur Unstetheit ver- 
fluchte Beduine und endlich der Städtebauer: das sind die drei 
typischen Gegner der nunmehrigen machtlosen zwischen sie 
eingekeilten Kleinviehzüchter ®'). 


56) Die spätjüdische Tradition freilich glaubt in einem Dorf bei Samaria 
mit dem »Jakobsbrunnen« das Gen. 48, 22 gemeinte Grundstück zu erkennen 
(Ev. Joh. 4, 5). Die jetzige Redaktion der Ueberlieferung weiß jedenfalls 
von Landeroberungen Jakobs überhaupt nichts zu berichten. Dieser Zug wurde 
also getilgt. 

59) Das in seiner heutigen Fassung sehr späte Kapitel trägt alte Reminiszen- 
zen zu einer historischen Fabel zusammen. Daß es aber geradezu ein in Babylon 
zu hochpolitisch-legitimistischen Zwecken fabrizierter Staatsroman sei (so 
Asmussen Z. í. A. W. 34, 1914) erscheint mir allzu unwahrscheinlich. Archiv- 
studien zur Eruierung der Namensform elamitischer Könige konnten die Israeliten 
der Exilszeit nicht wohl machen. Und die Namensform Kudur (Kedor) Laomer 
ist echt. 

6) Ueber die Erzväter und die Einwanderungsfrage jetzt auch: W ein- 
heimer in der Z. D. M. G. 1912 (nicht alle Aufstellungen scheinen annehmbar 
beachtenswert aber, was über die Stufenfolge der drei Erzväter vom »Nomadens« 
Abraham bis zum »Bauer« Jakob gesagt ist). 

6) Luther (bei Ed. Meyer, Die Israeliten und ihre Nachbarstämme) nimmt 
an, daß erst der Jahwist die ursprünglich als ansässige Ackerbauern geschilder- 
ten Erzväter absichtlich zu Halbnomaden gemacht habe, dem von Budde sog. 
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Gegen den Stadtpatriziat und gegen die Beduinen standen 
aber beide Gruppen: Bauern und Hirten, im gleichen Gegensatz 
und es entwickelte sich den erstgenannten beiden Gruppen 
gegenüber daher eine Interessengemeinschaft zwischen ihnen. 
Die Amarnatafeln ebenso wie das Deboralied, der Spruch 
des Jakobsegens über Ephraim und die Tradition über 
Gideon, Jephtha und Samuel geben diese Interessenlage in 
jeweils verschiedener Art wieder und auch die Epoche noch der 
beiden ersten Könige zeigt diese Situation in ihren politischen 
Konsequenzen. 

Starke Unterschiede der Zusammensetzung zwischen den 
einzelnen Stämmen bestanden. Asser und Dan scheinen die am 
frühesten stadtsässigen, Ephraim und die Stämme Issachar, 
Sebulon, Naphthali scheinen die am stärksten mit ansässigen 
eigentlichen Bauern durchsetzten Stämme gewesen zu sein. 
Sie waren daher vor allem durch die phönikischen, philistäischen 
und kanaanäischen Stadtpatriziate in ihrer ökonomischen und 
politischen Unabhängigkeit bedroht, die Issachar früh aufgab. 
Die viehzüchtenden Ostjordanstämme dagegen wurden vor 
allem durch die Streifzüge der Beduinen der Wüste, der Midiani- 
ter und Amalekiter, gefährdet, deren Angriffe sie zwangen, sich 
wie in Gideons Zeit in Höhlen zu bergen. Von den Westjordan- 
stäömmen hatte wesentlich Ephraim unter diesen »Pfeilschützen« 
zeitweise zu leiden. Noch die Kriege der Bauernaufgebote 
Sauls gehen zur einen Hälfte gegen die amalekitischen Beduinen. 
Erst die Herrschaft Davids stellte durch Unterwerfung Edoms 
und durch die damit gesicherte Herrschaft über die Karawanen- 
straße bis zum Roten Meer für geraume Zeit das Uebergewicht 
der Ansässigen über die Wüstenstämme her. An dieser Pazi- 
fizierung der Wüste waren nun Stadtpatriziat, Bauern und 
Hirten im ganzen gleichmäßig interessiert. Im übrigen aber 
bestand ein oft scharfer Interessengegensatz. Zunächst zwi- 
schen Bauern und Viehzüchtern. Es werden zwischen den israeli- 
tischen Viehzüchterstämmen östlich des Jordan und den Ephrai- 


snomacuischen Ideale der Prophetenzeit zuliebe. Ausgeschlossen ist auch eine 
solche Wandlung an sich gewiß nicht. Unwahrscheinlich ist sie aber deshalb, 
weil doch viele charakteristische Züge der Erzählungen, namentlich ihre Ethik, 
offensichtlich inmitten von noch sehr unbefangenen Hirten entstanden sind. 
Der Ackerbau Isaaks in Gerar ist als snomadisierender« Anbau geschildert. Das 
vielbesprochene Vorkommen der Namen der Erzväter Abraham und Joseph 
in ägyptischen Inschriften scheint ziemlich zweifelhaft: W. M. Müller, M. D. V. 
A. G. 1907, 1, S. II u. 23. 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 44. 1. 8 
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miten gewaltsame Konflikte erwähnt. Die Tradition berichtet 
namentlich von einem Krieg Ephraims gegen den siegreichen 
Gideon (Jud. 8, ıf.) und einem Vergleich, der diese Gegen- 
sätze aus dem Wege räumen sollte. Die Abzweigung der 
Stämme Machir und Manasse über den Jordan nach Osten, 
der Streit Ephraims über die Vormacht zuerst mit Gilead, dann 
mit Manasse, den die Sage vom Segen Jakobs über Ephraim 
und Manasse wiedergibt, ebenso die Abzweigung des »jüngeren 
Bruderst Benjamin nach Süden zu und dann der von der späteren 
Legende aufgegriffene Kampf Ephraims mit dem Räuberstamm 
Benjamin stellen teils Vorstöße der Bauern in die am leichtesten 
anbaufähigen Teile des von Viehzüchtern bewohnten Berglandes 
dar, teils Rückstöße und Raubzüge der Viehzüchterstämme 
gegen das Bauerngebiet. Die Kämpfe Judas gegen Benjamin 
und ebenso schon weit früher die territoriale Ausdehnung Judas 
auf vorher benjaminitisches und danitisches Gebiet waren Vor- 
stöße dieses neu entstehenden Viehzüchterstammes gegen die 
altisraelitischen Stämme im Norden. Dieser Gegensatz zwischen 
Bauern und Viehzüchtern kommt in der ganzen frühisraelitischen 
Tradition zum Ausdruck. Auch in der politischen Haltung der 
Stämme nach außen. 

Der Feind, gegen welchen sich gemeinsam die bereits seß- 
haften, vor allem: die bergsässigen Bauern und die halbnomadi- 
schen Hirten, wenigstens des Westjordanlandes, zu wehren hatten, 
war der wehrhafte Patriziat der Städte in den fruchtbaren Ebenen 
und an der Küste. Männliche und weibliche Sklaven, Fronden 
und Abgaben, nach dem Deboralied namentlich schönes Hausge- 
webe, suchen die stadtsässigen Patrizier im Kriege zu gewinnen. 
Daneben, wie schon früher bemerkt, die eigene Kontrolle über 
die Karawanenstraßen. Neben der Beherrschung dieser Straßen 
und dem Gewinn, den sie brachte, erstrebten die freien Bauern 
und Hirten der Berge die Sicherung ihrer Fron- und Abgaben- 
freiheit gegenüber dem Stadtpatriziat, und suchten womöglich 
ihrerseits die Städte zu nehmen, teils um sie zu zerstören, teils 
um sich selbst als Herrenschicht darin festzusetzen. Es ent- 
spricht dieser Gegensatz, soweit solche Vergleiche Sinn haben, 
im Wesen den Kämpfen der an der Gotthardstraße sitzenden 
Schweizer Urkantone gegen Zürich, der Samniten gegen 
Rom, der Aitoler gegen die hellenischen Städtebünde und 
die Makedonenkönige. Mit geringer Ungenauigkeit kann man 
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sagen: es kämpfte dabei das Bergvolk gegen die Ebene. Dieser 
naturgegebene Gegensatz nahm erst in der Zeit des judäischen 
Königtums ein Ende. Vorher beherrscht er die ganze Geschichte 
Palästinas von Anfang unserer Kunde an. Schon in der Amarna- 
zeit bedrohen die Feinde, Sa Gaz und Chabiri, »von den Bergen 
her« die Städte in den Ebenen. In der Tradition über die Kämpfe 
um den Besitz Kanaans sind es die mit eisernen Wagen versehenen 
Städte, welche die Israeliten nicht nehmen können. Alle israeli- 
tischen Helden der sog. Richterzeit sind Angehörige landsässiger 
Sippen, die auf Eseln, den Reittieren der Berge, nicht auf Pferden 
reiten und deren Reichtum und Macht, wie wir sahen, nach der 
Zahl der auf Eseln berittenen Sippengenossen geschätzt wurde. 
Noch Sauls Residenz war ein Dorf in einem Bergtal und noch 
Davids Heerführer Joab weiß mit den Beutepferden nichts an- 
zufangen und läßt ihnen die Fesseln lähmen. Aber das Maß des 
Gegensatzes gegen die Städte war bei Bauern und Viehzüchtern 
verschieden. Die Hauptinteressenten des Kampfs gegen den 
Städtepatriziat waren die ansässigen Bauern, die der Fron- 
knechtschaft am meisten ausgesetzt waren. Der Deborakrieg 
verläuft wesentlich als ein Bauernkrieg. Daß das untrainierte 
Fußvolk der Berge doch wie Ritter (gibborim) gefochten und ge- 
siegt hat, ist es, was ihm im Liede zum höchsten Ruhm gerechnet 
wird. Einerseits die viehzüchtenden, nicht bäuerlichen, Ost- 
jordanstämme Ruben und Gilead, welche dieser Kampf nicht 
interessierte, andererseits die Bundesstadt Meros, vor allem 
aber charakteristischerweise der an der Küste früh stadtsässig 
gewordene Stamm Asser und der ebenfalls, auf sidonischem Ge- 
biet, stadtsässige Stamm Dan blieben dem Kampfe fern. Auch 
gegen die Philistäer haben die nordisraelitischen Bauern und 
die Hirten des Berglands Juda erst spät gemeinsame Sachegemacht; 
die letzteren blieben dem Kampf zunächst ganz fern und den 
Philistern treu. Der Ritterschaft der Philister stellt die Tra- 
dition daher in Saul den -benjaminitischen Bauern, welcher 
vom Pfluge weg König wird, und dann erst ihren Liebling, den 
nur mit der Schleuder bewaffneten judäischen Hirten David 
als typische Vertreter des beiden Kategorien von Israeliten 
gegenüber. In Wahrheit freilich war David anfänglich ein berg- 
sässiger Gefolgschaftshäuptling des üblichen katilinarischen 
Charakters und Lehensmann der Philister, von denen er sich 


erst unabhängig machte, als er Stadtfürst von Jerusalem 
ge 
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wurde: der Kampf eines seiner Recken mit Goliath fand erst 
statt, als er schon König war. 

Die Schaffung einer einheitlichen Militärmonarchie mit einem 
Aufgebot wagenkämpfender Ritter entschied dann das Schicksal 
des Heerbanns der freien Bauern und Hirten Israels. Die ben- 
jaminitische Herrschaft blieb wesentlich ländliche Stammes- 
hegemonie, obwohl immerhin schon Saul nach der Tradition sich 
eine persönliche Gefolgschaft, teilweise von Stammfremden, hielt. 
Aber der Esel war noch für Saul das charakteristische Tier. 
Gegen Davids Stadtkönigtum erhoben sich stets erneut die 
altbäuerlichen nordisraelitischen Gebiete. Unter Salomo wurde 
dann die königliche Kriegsmacht mit Rossen und Wagen organi- 
siert, die er (wenn die Lesung nicht verderbt ist) aus dem ihm 
durch Heirat verbundenen Aegypten bezog. Sofort setzte — 
wie später näher zu besprechen ist — die Opposition ein, 
welche bis in die Rabbinenzeit hinein Salomos Beurteilung zu 
einer höchst zwiespältigen gemacht hat. Nach seinem Tode 
erhoben sich gegen sein Stadtkönigtum die noch nicht städtisch 
organisierten Stämme, um nach wenigen Generationen mit der 
Gründung von Schomrom (Samaria) ebenfalls in ein, wiederholt 
von landsässigen Usurpatoren bedrohtes, Stadtkönigtum mit 
den in der Tradition und in den assyrischen Inschriften erwähnten 
zahlreichen Kriegswagen der Omridendynastie auszumünden. 
Die bisher wesentlich nebeneinander gelagerten sozialen Ge- 
bilde: Viehzüchterstämme, Bauernstämme, Städte werden nun 
in Eins geschmolzen, die Hauptstadt und die in ihr ansässigen 
Herrensippen politisch ausschlaggebend. In der Zeit vor Salomo 
lag dagegen der eigentliche Kern des alten Bundes in den an Zahl 
zunehmend überwiegenden Bauern des Berglandes einerseits 
und den an relativer Bedeutung langsam abnehmenden Viehzüch- 
tern der Steppengebiete andererseits, zu welchen einzelne Markt- 
flecken und Landstädte in den Bergflußtälern und an den Paß- 
straßen, erst sekundär aber und allmählich zunehmend auch 
starke Festungsstädte hinzutraten. Eine starke Zunahme der 
Viehzüchter einerseits, der stadtsässigen Bevölkerung anderer- 
seits muß der Hinzutritt des großen judäischen Gebiets unter 
David gebracht haben. Politisch und sozial kam er nur der Macht 
des Patriziats zugute, welches nun ausschlaggebend wurde. 
Aber innerhalb der plebejischen Schichten bestand der alte 
innere Gegensatz der seßhaften Bauern einerseits, die im Nor- 
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den überwogen, der Kleinviehzüchter andererseits, die im Süden 
vorherrschten, weiter und hat, wie wir sehen werden, auch für 
die religiöse Entwicklung Folgen gehabt. Allein zunehmend 
war an Stelle der alten Gliederung Israels in wehrhafte bäuer- 
liche Grundeigentümer- oder Hirtensippen einerseits, schutz- 
verwandte Gastsippen von Handwerkern, Tagelöhnern, Musikern 
andererseits die ganz andere getreten: auf der einen Seite stadt- 
sässiger grundherrlicher Patriziat als Träger der ritterlichen 
Kriegerschulung, auf der anderen verschuldete oder ganz land- 
los gewordene, also proletarisierte, Israeliten und zum Jahwe- 
Ritual bekehrte Metöken, welche nun eine, rein mit den 
Augen der Priester angesehen, einheitliche Schicht von »Armen« 
gegenüber dem Patriziat bildeten. Sie waren keine sozial oder 
ökonomisch einheitliche Schicht, sondern umfassen alle nicht 
zu den wehrhaften Sippen Gehörigen. 

Diese sehr komplexe und überdies sehr wechselvolle, aber 
allmählich sich in der Richtung der Beherrschung des flachen 
Landes durch das Stadtpatriziat verschiebende soziale Zusam- 
mensetzung der Israeliten spiegelt sich nun in eigentümlicher 
Art in den Rechtssammlungen wieder, die uns aus 
vorexilischer Zeit erhalten sind. Mehr in einzelnen Symptomen 
und in dem »Geist«: der Art der Stellungnahme zu den typischen 
Gegensätzen, äußert sich die soziale Umwelt, als in der formellen 
Eigenart und dem Inhalt der Sammiungen. Denn in diesen zeigt 
sich der maßgebende Einfluß des Umstands: daß Palästina von 
Anfang an ein von lebhaftem Handel durchzogenes, mit Städten 
ziemlich stark durchsetztes, dem Einfluß der großen Kultur- 
länder mit alter ökonomischer Entwicklung stark ausgesetzten 
Gebiet war. Der Gegensatz von verschuldeten Bauern gegen 
stadtsässige Gläubiger war von Anfang an vorhanden. Dies 
zeigt sich schon in der unter dem Namen »Bundesbuch« 
(Ex. 21, 21—22, 20) bekannten alten Zusammenstellung unbe- 
kannten, aber sicher über die erste Königszeit hinausgehenden 
Alters, — einer systematisch geordneten Darstellung vor- 
wiegend rechtlichen Inhalts mit Anhängen vorwiegend paräne- 
tisch-verkehrssittlichen Charakters). Beduinenrecht findet sich 
darin ebensowenig wie an anderen Stellen der uns erhaltenen 


e2) Darüber die bekannte Schrift von Baentsch über das Bundesbuch, und 
die gemeinverständliche Darstellung von Adalbert Merx in den »Religionsge- 
schichtl. Volksbüchern«. 
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Satzungen. Weder Brunnenrechte noch das Kameel oder die 
Dattelpalme kommen als Rechtsobjekte vor. Die Zisternen 
spielen im »Bundesbuch« (Ex. 2I, 33) nur insofern eine Rolle, 
als Vieh durch Hineinfallen verunglücken kann. Aber das 
Recht des Bundesbuchs ist auch kein solches von Halbnomaden 
oder überhaupt von vorwiegenden Viehzüchtern. Das Vieh 
kommt zwar häufig vor als ein Hauptobjekt beweglichen Ver- 
mögens. Aber: vor allem das Rindvieh, erst hinter ihm die Schafe. 
Archaistisch ist es gewiß, daß der stößige Ochse selbst als ver- 
antwortlich gesteinigt wird 3). Aber es handelt sich dabei ganz 
offensichtlich um Viehbesitz von Bauern und um Schutz von 
Bauern gegen das Vieh anderer. Schädigung von Aeckern und 
Weinbergen durch Vieh wird geregelt (22, 5), aber als Besitzer 
des schädigenden Viehs wird ein ansässiger Landbesitzer, nicht 
ein Halbnomade, vorausgesetzt. Das Pferd kommt nicht vor. 
Rinder und Schafe stellen den Viehstand dar. Die Interessen 
der in Dörfern und Städten seßhaften Ackerbauern kümmern 
das Recht fast allein. Es wird vom Einbruch in Häuser gehandelt 
(22, 7) und die Haftbarkeit des Hauswirts gegenüber dem Mieter 
geregelt (22, 8). Auch formell ist das Recht durchaus nicht 
primitiv. Denn der Grundsatz der Talion, der auch in Babylon 
bestand und keineswegs ein an sich primitives Prinzip ist, wird 
im Bundesbuch (21, 22 ff. 6) nur für den Fall der Schädigung 
bei einer offenen Rauferei aufgestellt, dagegen, was oft übersehen 
wird, nicht für Körperverletzungen anderer Art oder gar grund- 
sätzlich für alle Verbrechen. Die Blutrache besteht, daneben 
aber schon ein ziemlich entwickeltes Wergeld- und Bußesystem 
und zum Teil auch ein eigentliches Kriminalrecht mit Unter- 
scheidung von Mord und Totschlag, von Verschulden und Zufall. 
Ebenso leidlich rationale Prinzipien der Risikoverteilung. All 
dies repräsentiert ganz wesentlich vorgeschrittenere Stadien, 
als etwa dasjenige der lex Salica. Daß es sich um eine von Baby- 
lonien sehr stark beeinflußte Kultur handelt und daß auch das 
Recht selbst von dort her bestimmend beeinflußt war, zeigt 
sich nicht nur in den zweifellosen Parallelen in Hammurapis 


*) Reste ähnlicher Auffassung finden sich in der altrömischen actio de 
paupere. 

63a) Anders in den späteren Rechtssammlungen, bei charakteristischen 
Abweichungen. 
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Gesetz %), sondern vor allem in der entwickelten Geldwirtschaft®). 
Neben der Naturalleihe (22, 14) und der Viehkommenda (22, Io) 
steht das Gelddarlehen (22, 25) und das Gelddepot (22, 7). Die 
Leistung der Wergelder und Bußen erfolgte in Geld. Das Faust- 
pfand, der Sklavenkauf, insbesondere der Verkauf eigener 
Kinder (21, ıf.) und zweifellos auch der eigenen Person ®) 
in die Schuldknechtschaft bestehen. Auch die als Teil der Par- 
änese an die eigentlichen Rechtssatzungen angehängte Fest- 
ordnung (23, ı4f.) ist durchaus die eines seßhaften Ackerbau- 
volkes. Das später universell rezipierte große Fest der Schaf- 
züchter: das Passah, findet gar keine Erwähnüng. Vielmehr 
findet sich allein das später mit dem Passah verbundene Fest 
der ungesäuerten Brote, also ein Bauernfest. Und auch die 
übrigen Feste schließen sich an Ackerarbeit und Ernte an. 
Besonders charakteristisch für den »Geist« der Sammlung 
ist nun das Prozeß-, Sklaven- und Metökenrecht. Diese Teile 
des Rechtsbuchs und seiner paränetischen Anhänge sind am 
ehesten zu vergleichen mit den von hellenischen Aisymneten und 
den römischen Dezemvirn zur Ausgleichung der Kämpfe zwi- 
schen dem Patriziat und der Plebs, ähnlich aber von den mesopo- 
tamischen Herrschern, welche priesterlich beeinflußte Wohl- 
fahrtspolitik trieben, über die gleichen Punkte gegebenen Gesetzen. 
Die weitestgehenden Bestimmungen gehören allerdings der Par- 
änese an. Es sollen keine Geschenke genommen werden (23, 8), 
es sollen weder (23, 6) die Rechte des Armen (ebjon) zugunsten 
des angesehenen Mannes noch — und dies wird vorangestellt 
— das geltende Recht (23, 2) den Wünschen der Menge ent- 
sprechend gebeugt werden. Dies letztere war offenbar nur mög- 


“) Die Art der Formulierung der Talion (Hammurapi $ 196), der Gefähr- 
dung einer Schwangeren ($ 210), vor allem aber die Behandlung stößiger Rin- 
der ($ 251) ist bei Hammurapi so ähnlich, daß ein Zufall ausgeschlossen ist. 
(Auch die Behandlung der von der kinderlosen Ehefrau dem Manne beigelegten 
Kebse ($ 145) stimmt genau mit der Hagar-Erzählung.) 

3) Nur ist gegen Baentsch zu berichtigen, daß von geprägtem Geld im 
Bundesbuch keine Rede ist. Das Geld wird natürlich dargewogen. Aber, daß 
das kein »primitiver« Zustand ist (wie Procksch meint), daran sollte, abgesehen 
von der alten, schon lange vor der eigenen Münzprägung Handelsverträge mit 
Uebersee abschließenden Handelsstadt Rom, der Umstand erinnern, daß z. B. 
eine Handelsstadt wie Karthago die Münze erst mit dem Uebergang zum aus- 
ländisch rekrutierten Soldheer annahm. Die ganze Handelsexpansion der Phöni- 
ker geschah ohne Münze. 

“) Denn dies ist 21, I f. gemeint, sonst könnte die Bestimmung ja durch 
Weiterverkauf umgangen werden. 
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lich, wenn die Menge (rab) eine an den Aemtern nicht beteiligte, 
aber zu den Vollfreien gehörige Plebs war. Der Metöke (ger) 
soll nicht geschunden (22, 21), noch (im Prozeß) ungerecht be- 
handelt werden (23, 9). Der Sabbath, der ja für reine Vieh- 
züchter keinen rechten ökonomischen Sinn gehabt hätte, wird 
ausdrücklich als ein Tag des Ausruhens für das Arbeitsvieh, 
die Sklaven (»Söhne der Magd«) ©) und Metöken motiviert 
(23, 12). Es muß angenommen werden, daß unter diesen Metöken 
hier außerhalb des Stadtverbandes stehende Kolonen als Be- 
arbeiter der Felder gedacht sind. Von dem in seiner jetzigen 
Fassung entweder interpolierten oder in seinem Sinn entstellten 
Sabbatjahr war schon die Rede ®). Am radikalsten ist aber 
das Schuld- und das Sklavenrecht, welches mit dem Schuldrecht 
unmittelbar zusammenhängt. Denn der Sklave gilt in erster 
Linie als Schuldsklave, sei es daß er sich selbst oder daß ihn seine 
Eltern in der Not verkauft (römisch: in mancipium gegeben) 
haben. Zwar die paränetische Pfändungsschranke (Verbot der 
Pfändung der Kleidung: 22, 26) geht in der israelitischen Samm- 
lung nicht soweit, wie bei Hammurapi (Verbot der Pfändung 
des Arbeitsviehs). Dagegen ist das in der Paränese enthaltene 
sehr folgenreiche Verbot, beim Leihen an einen armen Volksge- 
nossen diesen zu Schaden zu bringen und Zins (neschech) °°) 
von ihm zu nehmen (22, 25) — die Quelle der Scheidung von 
Binnen- und Außenethik im Judentum — dem babylonischen 
Recht ganz fremd. Es entstammt primär der alten Brüderlich- 
keitsethik des Nachbarschaftsverbandes mit seiner Pflicht zins- 
loser Nothilfe. Die sehr allgemeine unpräsize Fass:ıng schließt 
es aus, daß die Vorschrift dem praktischen Rechtsleben ent- 
stammte. Sie war ein religiöses Gebot und bildet die paränetische 


*) Juristisch sehr korrekt formuliert, da das Recht an der Mutter ent- 
scheidet. 

6) Die Bestimmungen über das Sabbatjahr in ihrer jetzigen Fassung spre- 
chen im Gegensatz zu denen über den Sabbattag wesentlich abstrakter von 
armen Stammesgenossen (ebjonej‘am, — ‘am ist in den älteren Quellen der Aus- 
druck für die wehrhafte Mannschaft), denen die Früchte zugutekommen sollen. 
Dies und die doktrinäre Bestimmung: daß eventuell das Wild die Früchte fres- 
sen soll, macht spätere theologische Konstruktion wahrscheinlich. 

**) Der später häufige Ausdruck sribbith« für Zins ist offenbar erst aus 
Babylonien übernommen worden. Dort war er aus der Begriffsphäre »Steuers 
oder »Untertanentribut« in die privatrechtliche Sphäre eingedrungen, vermut- 
lich, weil der ursprüngliche privatrechtliche Zins auch hier in der Regel kein 
fester Zins war, sondern ein Anteil an der Ernte oder am Gewinn. Lev. 2 5, 36 
37 kommt s»marbit« für s»Wuchers« vor. 
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Ergänzung für diejenigen rechtlichen Vorschriften, welche, als 
für die Tendenz der ganzen Sammlung besonders wichtig, an 
die Spitze aller ihrer Satzungen gestellt sind. Nämlich (21, 2 f.): 
I. ein hebräischer Knecht, ein Schuldsklave also, muß nach 
6 Dienstjahren freigelassen werden, es sei denn, daß er ein Weib 
aus dem Hausstand des Herrn genommen hat und, um sie zu 
behalten, freiwillig in dessen dauernder Knechtschaft zu bleiben 
wünscht, was dann durch eine religiöse Zeremonie (Öhrdurch- 
löcherung vor dem Hausgötzen) bezeugt werden muß. Ferner: 
2. eine hebräische Schuldsklavin wird frei, wenn der Herr sie nicht 
entweder zu seinem \Weibe oder zum Weib seines Sohnes macht 
und wenn er sie im ersteren Fall gegenüber später genommenen 
Frauen in Nahrung, Kleidung oder Sexualverkehr zurücksetzt. 
Diese durchaus präsizen Vorschriften waren zweifellos altes 
praktisches Recht. Die ersterwähnte Bestimmung hat auch das 
Gesetzbuch Hammurapis mit sogar noch kürzerer Frist (3 Jahre) 
für den Fall, daß nicht Selbstverkauf, sondern Verkauf der Ehe- 
frau oder der Kinder durch den Hausvater für dessen Schulden 
vorliegt. Einen Verkauf der Ehefrau kennt das israelitische 
Recht überhaupt nicht. In ihm treten gegenüber dem babyloni- 
schen Recht Bestimmungen zum Schutz der Person des Sklaven 
dazu: schwere Körperverletzung durch den Herrn begründet 
(21, 26. 27) den Anspruch auf Freilassung, Totschlag (21, 20) 
Kriminalstrafe, wenn der Tod sofort eintritt, während anderen 
Falls der Grundsatz gilt: daß der Herr ja nur sein eigenes Be- 
triebskapital geschädigt hat und der Sklave rechtlos ist (2I, 21). 
In Hammurapis Gesetz (116) finden sich Schutzbestimmungen 
dagegen, daß der Gläubiger den Schuldknecht — auch hier stets 
als Sohn oder Knecht des Schuldners gedacht — durch Ent- 
behrungen oder Mißhandlungen sterben läßt. 

Alles in allem trägt diese Rechtssammlung den Stempel 
von Verhältnissen an sich, welche zwar weit engere und dürftigere, 
im Rahmen von Kleinstädten sich bewegende ökonomische Zu- 
stände darstellen als diejenigen der altbabylonischen Gesetz- 
gebung, nicht aber prinzipiell von diesen verschiedene. Wichtige 
Gegensätze finden sich. Der Hirt der babylonischen Gesetze 
ist ein angestellter Hirte des Königs oder ein privater Dienstmann 
großer Herdenbesitzer (wie Jakob in der Legende bei Laban), der- 
jenige des Bundesbuchs ist ein Bauer. Individualbesitz an Land 
wird (22, 5) als selbstverständlich vorausgesetzt, im übrigen frei- 
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lich über das Bodenrecht nicht gehandelt. Der Bauer ist in 
Babylonien im allgemeinen Kolon, Schuldknecht, Sklave, Päch- 
ter, besonders oft Teilpächter eines stadtsässigen großen Grund- 
herrn. Kolonen gab es in Palästina auch. Aber das Gesetz 
interessiert sich für sie nicht: sie sind gerim. Der Grundbesitzer 
des Bundesbuchs ist dagegen ein mit einigen Knechten, Mägden 
und eventuell auch mit Schuldsklaven oder politisch rechtlosen 
Kolonen wirtschaftender, sein Land nicht, wie sehr häufig der 
babylonische Grundherr, durch Administratoren, sondern per- 
sönlich verwaltender Ackerbürger oder mittelgroßer Landwirt. 
Es fehlt ferner der Großhändler und große Gelddarleiher Baby- 
lons. Die Kaufleute sind wohl teils als Fremde, teils als Metöken 
zu denken; das Rechtsbuch erwähnt sie nicht. Alle diese Ver- 
hältnisse dürften von denen der Zeit des Deboraliedes vor allem 
insofern prinzipiell abweichen, als die freien Bauern jetzt Plebejer 
unterhalb der sich entwickelnden stadtsässigen Patriziate ge- 
worden sind. Eben auf den dadurch hervorgerufenen Gegen- 
sätzen innerhalb Israels hat zweifellos das Bedürfnis nach dieser 
Kodifikation beruht. Die Zustände der ostjordanischen und der 
zur Zeit dieser Rechtssammlung vielleicht noch gar nicht zu 
Israel gezählten Südstämme bleiben völlig außer Betracht. 
Die Rechtssammlung könnte sehr wohl auf ephraimitischem 
Boden, etwa in Sichem, entstanden sein. Der Ausdruck Nasi 
für den Fürsten, den zu beschimpfen verboten wird (22, 27) 
— die einzige politische Paränesee — paßt ebenso wie der 
Gebrauch von »Elohim« für die Gottheit eben dahin und die ganzem 
Zustände in die Zeit etwa bei Beginn der Königsherrschaft. 
Nicht unwesentlich verschobene Verhältnisse setzt die 
aus der Zeit, als das Reich Juda in Wahrheit schon nahezu mit 
der Polis Jerusalem nebst den von ihr politisch abhängigen 
Kleinstädten und Dörfern identisch war, stammende Umar- 
beitung des Bundesbuchs voraus, welche in dass deutero- 
nomische »Lehrbuch« aufgenommen ist (besonders 12—26). 
Inwieweit diese aus mindestens zwei verschiedenen Bestand- 
teilen (I2—Ig und 20—25) zusammengesetzte Sammlung dem 
unter Josia (621) von den Priestern »aufgefundenen« und dann 
durch den König auf ihre Veranlassung als verbindlich oktroy- 
ierten angeblichen mosaischen »Sefer hattorah« von Anfang an 
zugehört hat, kann hier dahingestellt bleiben 7%). Wiedergabe 


10) Darüber s. aus der neuesten Literatur namentlich A. F. Puukko, 
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und Amendierung praktisch geltenden Rechts, theologische Lehr- 
haftigkeit und sittlicher Utopismus sind in diesen Satzungen 
die gleiche Verbindung eingegangen, wie in den meisten über- 
lieferten derartigen Sammlungen Israels überhaupt. Aber es 
ist doch die Beziehung zur realen Umwelt eines lebendigen Rechts 
fühlbarer als in den späteren rein priesterlichen Sammlungen der 
Exilszeit. Nach wie vor spielt der Viehbesitz (Rinder und Schafe) 
eine bedeutende Rolle und werden weder Kameele noch Pferde — 
welche letztere vielmehr nur als Kriegspferde des Königs in 
Betracht kommen — als Gegenstand des Privatverkehrs er- 
wähnt. Reichtum ist zwar in erster Linie Ueberfluß an Getreide, 
Most, Oel, Feigen, Granatäpfeln, Honig, Vieh (Deut. 7, 13; 
8, 8) aber auch (8, 13) an Silber und Gold. Der Erzbergbau im Lan- 
de wird als einer von dessen Vorzügen erwähnt (8, 9). Die Brun- 
nen bedeuten in den Bergen von Juda zwar viel (6, 11), aber als 
wichtiger, auch für die Beziehung zum Gott bedeutsamer, Unter- 
schied gegenüber Aegypten wird erwähnt: daß man dort das 
Land besäen und selbst bewässern müsse, »wie einen Gemüse- 
garten: (II, Io), während auf den Bergen und Auen Palästinas 
der von Gott gesendete Regen die Ernte gebe (11, 11). Die ge- 
stiegene Bedeutung des Grundeigentums tritt in dem schweren 
Fluch gegen Grenzverrückung (27, II vgl. 19, 14) hervor, die 
Abschwächung sowohl der alten patriarchalen Stellung des Haus- 
vaters wie der alten Geschlossenheit und Solidarhaftung der 
Sippen nach außen in dem Verbot der Antastung des Vorzugs- 
erbteils des ältesten Sohns (21, 16) einerseits und der Beseitigung 
der Strafhaftung der Familienglieder füreinander andererseits 
(24, 16). In diesem Punkt ist das Rechtsbuch ziemlich modern; 
die Praxis selbst wird in einer (wohl deuteronomistischen) Tra- 
dition übrigens schon König Amazia zugeschrieben (2. Kön. 
14, 6). Die Blutrache besteht nach wie vor (Ig, 6), aber das 
ProzeBrecht einschließlich des Beweisrechts ist, namentlich durch 
das (noch in unserem‘ kanonistischen Kriminalprozeß nachwir- 
kende) Gebot des Zweizeugenbeweises verhältnismäßig weitge- 
hend rationalisiert. i 


Das Deuteronomium (Bsitr. z. W. v. A.T. ), welcher gerade diese Partieen 
davon ausschließen möchte. Ich halte diese Annahme für einen Teil der Rechts- 
satzungen, nämlich für das sehr charakteristische Königsrecht, aus politischen 
Gründen für derart unwahrscheinlich (s. später), daß mir auch für andere Be- 
standteile dieses Abschnittes die Zugehörigkeit zu Josias Sefer hattorah sehr 
wahrscheinlich erscheint. Wellhausen (Komp>sition des Hexateuch S. 189 f.) 
hatte geradezu Kap. 12—26 als das Urdeuteronomium angesehen. 
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Das ethische Brüderlichkeitsgebot, welches im Bundesbuch 
und den angehängten paränetischen Ermahnungen mehrfach 
in etwas allgemeinen (dabei meist gerade in den der Interpol- 
lation am meisten verdächtigen) Stellen behandelt wird, ist zu 
weitgehenden sozialen Schutzbestimmungen für Witwen, Waisen, 
Knechte, Arbeiter, Metöken, Kranken fortentwickelt, von denen 
noch in anderem Zusammenhang unten zu reden ist. Der Fluch 
gegen das Geschenknehmen der Richter (27, 25), gegen das 
Beugen des Rechts der soeben genannten schutzbedürftigen 
Personen (27, 19) und das Verbot jeder Art von Bedrückung 
gegen sie (24, 17) steht neben dem Fluch gegen die Irreleitung 
von Blinden (27, 18) und der Wiederholung des älteren Gebots, 
das verlaufene Vieh des Nächsten ihm zurückzustellen (22, I. 3). 
Von der Witwe darf gar nicht (24, 17), von den Armen nur be- 
schränkt Pfand genommen werden (24, Io. 12). Den Knecht 
darf man nicht schinden (23, 17) und — eine sehr weitgehende 
Bestimmung: — einen Arbeiter, der seinen Herrn verläßt, diesem 
nicht wieder ausliefern (23, 16). Dem Arbeiter, auch dem Metöken 
als Arbeiter, ist der Lohn am selben Tage zu zahlen (24, 15. 16). 
Die steigende Bedeutung freier Tagelöhner tritt in all diesen 
Bestimmungen hervor. Der Sabbat gilt auch jetzt (5, 14) als 
Ruhetag im Interesse der Bauern selbst. Es werde, heißt es, 
zwar immer Arme im Volk geben (15, 11), aber es sollte eigent- 
lich keine israelitischen Bettler geben (15, 4): auf diesem Grund- 
satz beruhen die sozialen Bestimmungen, denen fast sämtlich 
eine ziemlich geringe Präzision und also die Herkunft aus reli- 
giöser Paränese nicht: geltendem Recht eignet. 

Das Brachjahr für den Acker kennt die Sammlung, wie frü- 
her bemerkt, nicht: ein sehr starker Beweis für dessen nachträg- 
liche Interpolation im Bundesbuch, auf welchem ja das Deutero- 
nomium sonst fußt. Dagegen wird, und zwar im Interesse 
der Witwen und Waisen und der Metöken, die Nachlese auf dem 
Acker, im Wein- und Oelgarten untersagt (24, 19 f.) und gestattet, 
von den Früchten des Ackers und Weinbergs eines anderen 
seinen Hunger zu stillen (23, 25. 26). Beides sind Reste alten 
Nachbarschaftsrechts zwischen Grundherren und Fronpflichtigen, 
vielleicht auch ein Reflex der üblichen Beziehung zwischen 
ansässig gewordenen Bauern und nichtansässigen Kleinvieh- 
züchtern. 

Schon das Vorstehende zeigt, daß das Pfand- und Schuld- 
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recht das eigentliche Gebiet auch dieses Sozialrechts ist, noch 
weit mehr als schon im Bundesbuch. Statt des Brachjahrs für 
den Acker kennt das Deuteronomium ein jenem noch unbe- 
kanntes radikales Schuldrecht. Ueber die wiederholt eingeschärfte, 
schon dem Bundesbuch bekannte sechsjährige Zeitgrenze der 
Schuldknechtschaft hebräischer Schuldner (15, 12) hinaus sta- 
tuiert es die Pflicht, den entlassenen Schuldknecht, da er ja 
»Mehrwert«+ erarbeitet habe, mit einem Zehrpfennig in Naturalien 
auszustatten. Vor allem aber die Kassierung aller Schulden 
eines Volksgenossen — im Gegensatz zum Fremdbürtigen — im 
»Erlaßjahr« (schnath schmitta, genauer: schmitta kesafim). 
Während nun aber für das Sabbatjahr (schmitta karka’oth) 
in spätisraelitischer Zeit Beweise praktischer Geltung vorliegen, 
ist trotz der sehr nachdrücklichen Drohungen des Gesetzes gegen 
alle Umgehungen und trotz der Einschärfung im Schwurbund 
unter Nehemia (Neh. 10, 32) schon früh, endgültig durch Hillel, 
eine Form (der sogen. Prosbul) gefunden worden, welche ge- 
stattete, die Erlaßjahrbestimmung kontraktlich außer Wirk- 
samkeit zu setzen. Nie findet sich eine sichere Spur ihrer An- 
wendung. Sie war paränetischen Ursprungs und blieb utopisch. 
Aber auch die nicht paränetisch, sondern gesetzlich gebotene 
Freilassung der Schuldsklaven, die das Bundesbuch ebenso wie 
das babylonische Recht kannte, ist nicht einmal unter Zedekia 
innegehalten worden, trotzdem in der politischen Not damals 
(Jer. 34, 8f.) ein besonderer feierlicher Beschluß (berith), dies 
zu tun, gefaßt war (dessen Bruch Jeremia zu den schwersten 
Unheildrohungen veranlaßte). Es ist also fraglich, ob und welche 
Tragweite die Vorschriften des Schuldrechts, insbesondere 
des Erlaßjahrs, ursprünglich gehabt haben, und es scheint nicht 
unwahrscheinlich, daß hier eine gelegentliche Maßregel der 
Schuldentlastung zugrundelag, die dann von den theologischen 
Redaktoren institutionell festgelegt und mit dem in der Exils- 
zeit steigend wichtig gewordenen Sabbatgedanken in Beziehung 
gesetzt worden ist. Denn der Sache nach handelt es sich um 
eine »sSeisachthie«, wie wir sie aus den antiken Mittelmeer- 
städten kennen und wie sie ja auch jener Beschluß unter Ze- 
dekia darstellte. Daß mit wachsender Geldbesitz-Akkumulation 
durch den Handel der stadtsässige Patriziat und die von ihm 
bewucherte Bauernschaft als typische Klassengegensätze galten, 
beweist im Deuteronomium besonders deutlich die unmittelbar 
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an jenes Gebot des Erlaßjahres anschließende berühmte Ver- 
heißung (15, 6): Du wirst vielen Völkern leihen und wirst 
von niemand borgen«, mit dem gleichbedeutenden Zusatz: »Du 
wirst über viele Völker herrschen und über dich wird niemand 
herrschen.« Daß das allsiebenjährige allgemeine Erlaßjahr selbst 
und diese im Zusammenhang damit stehende Stelle theologi- 
sche Interpolationen der Exilszeit sind, wird durch das Vorhan- 
densein eines Doppelgängers in der jetzigen Redaktion höchst 
wahrscheinlich. Nach Wiederholung der Verheißung (28, 12) 
wird hier die genau entsprechende Drohung (28, 43. 44) für den 
Fall des Abfalls von Jahwe ausgesprochen: »Der ger bei dir wird 
über dich steigen und oben sein, du aber wird heruntersteigen und 
immer unten sein, er wird dir leihen, du wirst borgen, er wird 
das Haupt, du wirst der Schwanz sein, — Ankündigungen, 
die wir dem Sinne nach bei den Propheten wiederfinden werden. 
Diese — wegen der Art der Erwähnung des ger — offenbar 
vorexilischen Stellen bestätigen aber zugleich auf das deutlichste, 
daß jener Klassengegensatz zugrunde lag. Der mittelalter- 
liche und moderne Geld- und Pfandwucher der Juden, diese 
Karikatur, in welcher sich jene Verheißung erfüllt hat, war 
mit der Heilsverheißung wahrlich nicht gemeint. Nein, die 
Verheißung sollte bedeuten: Israel wird, in Jerusalem seßhaft, 
der Patriziat der Welt sein, die anderen Völker aber in 
der Lage politisch untertäniger und verschuldeter Bauern draußen 
vor den Toren, genau so wie in jeder typischen Polis der gesamten 
Frühantike, von der sumerisch-akkadischen Zeit angefangen, 
das Verhältnis zwischen den Stadtbürgern und dem Lande war. 
Noch in talmudischer Zeit wird dabei die ebenfalls für die ganze 
Antike typische Lage vorausgesetzt: daß der verschuldete Bauer, 
der seinen Erbbesitz dem Gläubiger hat überlassen müssen, als 
Pächter, also als Kolone, auf dem früher ihm selbst ge- 
hörigen Acker sitzt. So soll aber das Verhältnis der israelitischen 
Stammesbrüder untereinander nicht sein dürfen: das ist der 
Sinn des sozialen Schuldrechts und der zugehörigen Paränese. 
Daß der Kaufmann ursprünglich stets, und auch damals 
noch oft, ein Metöke war, zeigt die Art des Auftretens des ger 
in der deuteronomischen Unheilandrohung. Aber so tief hatte 
doch schon die Entwicklung zur Stadtsässigkeit der Israeliten 
selbst gewirkt, daß jetzt die Klassenlage des Stadtpatriziats als 
ihre selbstverständliche Zukunftsverheißung auftritt. Israeliti- 
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sche, im Ausland (Damaskus) ansässige Kaufleute, werden erst- 
malig in dem Vertrag Ahabs mit Benhadad (r. Kön. 21, 34) 
erwähnt. In den israelitischen Städten selbst sind sie natürlich 
erst recht schon längst dagewesen. Auch heute bildet der Ge- 
treidehandel in Palästina die Quelle schwerer Bewucherung 
der Fellachen. — Daß es sich im Deuteronomium durchaus um 
städtische Verhältnisse handelt, zeigt auch der sonstige Inhalt 
des Gesetzes. Bestimmungen über die Sicherung des Hausdachs 
durch eine Brüstung, damit niemand herabfällt (22, 8), Asyl- 
städte für den Totschläger (19, 3), die Gerichtsstätte »in den 
Toren« (16, 8), das Gebot rechten MaBes und Gewichts (25, 14. 15) 
gehören alle dahin. Den armen Bruder darf man nicht bewuchern 
(23, 20), man soll ihm bereitwillig leihen (15, 8): ein Bestandteil 
des alten Nothilfegebots der typischen Nachbarschaftsethik. 
Dieser arme Bruder ist aber hier im Zweifel immer ein Mann 
in einer Stadt (15, 7), d. h. zweifellos ein in einem Stadtbezirk 
(der jetzt als selbstverständlich politische Einheit gilt) und wohl 
in aller Regel als Kleinbauer, ansässiger Israelit. 

Die jetzigen Rechtsnormen des Deuteronomium dürften 
zwar aus der vorexilischen Zeit des Stadtkönigtums stammen, 
sind aber sicherlich im Exil von Theologen überarbeitet worden. 
Vermutlich ähnliches, nur mit ganz wesentlicher Verstärkung 
des Anteils der Arbeit der Exilstheologen gilt von dem sog. 
»Heiligkeitsgesetz« 7!). Die in dieser Sammlung und ebenso 
in der ganz im Exil entstandenen sogen. »Priestergesetzgebung« 73), 
welche die Masse des Stoffs des heutigen 3. und 4. und Teile 
des 2. Buches Mose schuf, enthaltenen sozialen Vorschriften 
sind teils ihrem Alter, teils der Realität ihrer Geltung nach pro- 
blematisch. Theologische Konsequenzmacherei schuf sie, unter 
Anknüpfung an Reminiszenzen aus der Vergangenheit, für ein 
» Jahwe heiliges Volk«, ein Volk von »Metöken Jahwes« auf dem 
diesem gehörigen heiligen Boden, auf welchen man von ihm zu- 


71) Dieser Name für die Sammlung Lev. 17—26 rührt bekanntlich von,Klo- 
stermann her. Vorexilisch ist sie, weil ihr Grundstock anscheinend Priester 
und Leviten nicht scheidet, nachexilisch überarbeitet aber deshalb, weil (Lev.21} 
der Hohepriester (mit gesonderten kultischen Reinheitspflichten) existiert und 
mehrfach eine kleine Kultgemeinde vorausgesetzt wird (s. dazu aus neuerer 
Zeit: Puukko, Das Deuteronomium S. 49). 

13) Die Priesterschrift zeigt ganz unverkennbare Beziehungen zu Hesekiel. 
Da aber die Aaroniden, nicht die Zadokiden (s. später) es sind, die sie auf den 
Schild hebt, ist sie sicherlich jünger, dem Esra näherstehend, als die Prophetie 


Hesekiels. 
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rückgeführt zu werden hoffte. Wir begegnen neben dem Wucher- 
verbot und der vermutlich hier zuerst in ihre jetzige Form ge- 
brachten und von da aus in das Bundesbuch interpolierten 
Sabbatjahrsbestimmung zunächst einer weiteren Abwandlung 
der Schuldhaftnormen. Einen israelitischen Schuldhäftling soll 
man (Lev. 25, 39.46) nicht wie einen Leibeigenen, sondern wie einen 
freien Tagelöhner halten, für welchen (19, 13) die deuterono- 
mische Bestimmung über die Lohnzahlung wiederholt wird. 
Als Leibeigene darf ein Israelit nur Heiden oder Metöken be- 
sitzen (Lev. 25, 44. 45), denn alle Israeliten sind Leibeigene 
Gottes (Lev. 25, 42). Hat sich ein Israelit einem Metöken ver- 
kaufen müssen, so soll ihn seine Sippe oder er sich selbst jeder- 
zeit auslösen dürfen (25, 48). Alle iraelitischen Schuldhäftlinge 
aber sollen jedenfalls alle siebenmal sieben Jahre, im sogen. 
Halljahr, frei werden. In diesem unter Posaunenschall auszu- 
rufenden Freijahr soll aber auch jedes Grundstück, welches — 
es wird als selbstverständlich angenommen (vgl. Lev. 25, 25): 
aus Not — verkauft worden ist, wieder frei an den Verkäufer 
zurückfallen (25, I3 f.), falls nicht der nächste Sippenbruder 
es schon vorher einlöst (25, 25), wozu er jederzeit das Recht hat. 
Denn ein Verkauf von Land auf ewige Zeiten soll nicht zulässig 
sein, da das Land Gottes Eigentum, die Israeliten aber darauf 
nur Gottes Metöken sind: auch ein Beweis, daß als Kennzeichen 
der Metöken das mangelnde Bodenrecht galt. Nur Häuser inner- 
halb einer ummauerten Stadt dürfen für ewig verkauft werden 
und sind nur innerhalb eines Jahres einlösbar (25, 29). Eine 
weitgehende Kasuistik regelt die bis zum Halljahr anzurech- 
nenden Jahresraten. — Es steht fest, daß das Halljahr selbst 
eine nie praktisch gewordene theologische Konstruktion der 
Exilszeit war, und die Art der Motivierung der anderen Vor- 
schriften laßt für sie das gleiche vermuten. Aber es fragt sich 
immerhin, ob nicht dennoch im lebenden Recht Anknüpfungs- 
punkte vorhanden gewesen waren. Zunächst läßt die Erzäh- 
lung von der Schuldsklavenfreilassung unter Zedekia (Jer. 34, 
8 f.) in Verbindung mit der bei Trito- Jesaja (61, 2) vorkommen- 
den Prophezeiung von einem »Gnadenjahr (schnath razon) 
Jahwes« erkennen, daß die öffentliche Verkündigung eines »Frei- 
lassungsjahrs« für alle Schuldversklavten offenbar nicht nur in 
jenem Einzelfall, unter Zedekia, stattgefunden hatte, sondern ein 
typischer Vorgang war, vermutlich in Kriegsnot, wo man aller 
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Wehrhaften benötigte und wo ähnliches auch. bei den Hellenen 
vorkam. Dann aber könnte auch in dem Rückfall des Bodenbe- 
sitzes an die Sippe eine Reminiszenz alten Rechts stecken. 
Denn es muß auffallen, daß innerhalb der Rechtssammlungen 
nur an dieser Stelle von Kauf und Verkauf von Grund und Boden 
die Rede ist, von welchem sowohl das Bundesbuch wie das Deu- 
teronomium schweigen. Es fragt sich also, ob und unter welchen 
Voraussetzungen eine dauernde Veräußerung von Boden in 
Altisrael zulässig war. Im babylonischen Recht ist der alte 
Retraktanspruch der Sippe erst allmählich überwunden worden. 
Aus Jeremias Orakeln wissen wir, daß im Fall der Absicht einer 
Veräußerung von Erbland ein Vorangebot an einen Sippen- 
genossen mindestens durch die Sitte vorgeschrieben und daß es 
für den Berechtigten eine ungern abgelehnte Anstandspflicht 
war, den Acker zu erwerben, damit er nicht an Fremde falle. 
Der Himmel möge verhüten, daß er seinen Erbacker verkaufe, 
erwidert in der Tradition auch Naboth dem König Ahab auf des- 
sen Kaufangebot. Das zeigt, daß zur Zeit dieser Redaktion der 
Geschichte der Verkauf ohne Befragung der Sippe zwar an sich als 
rechtlich möglich galt, — wie dies übrigens die zahlreichen gegen 
die Bodenakkumulation der Reichen eifernden Stellen der Prophe- 
ten beweisen, — daß er aber für das Erbland durch die Sitte 
mißbilligt wurde. Das Priestergesetz ist, abgesehen von einer 
schon erwähnten Stelle des Deuteronomium, auch die einzige 
Rechtsquelle, welche das Bodenerbrecht erörtert. Indirekt 
spielte dieses freilich eine Rolle bei der alten Institution der 
sogen. Leviratsehe. Denn das Recht und die Pflicht, die kinder- 
lose Witwe des Bruders zu heiraten, um ihm »Samen zu erwecken«, 
brachte Recht und Pflicht zur Uebernahme seines Landbe- 
besitzes mit sich, welcher im Falle der Ablehnung durch den 
nächststehenden an denjenigen entfernteren Anwärter fiel, 
der sich der Ehepflicht unterzog. Oder vielmehr, nach der Art 
der Auffassung der Tradition (Ruth 4, 1 f.), gerade umgekehrt: wer 
aus der Sippe das Land des kinderlos Verstorbenen haben wollte, 
mußte die Witwe heiraten. Aus der gesamten Tradition geht 
hervor, daß mindestens in der Zeit der Redaktion der Erzväter- 
legende es als üblich galt, daß der Hausvater vor dem Tode 

er wenn er sich (wie dies bei dem Sirachiden erwähnt wird) 
auf das Altenteil zurückzog, mit ziemlich weitgehender Frei- 
heit die Verteilung seines Besitzes unter die Kinder regelte 
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und dabei offenbar durch feierlichen Segen und Fluch seinen 
Verfügungen Nachdruck verlieh. Daß als Erben des Landes 
hier wie in allen militärischen Verbänden der Antike nur die 
Söhne in Betracht kamen, verstand sich von selbst. Das Deu- 
teronomium suchte, wie erwähnt, den ältesten Sohn zu schützen 
gegen Antastung seines Vorzugsanteils durch den Vater, der 
ja sehr leicht unter dem Einfluß einer Lieblingsfrau die Kinder 
ungerecht behandeln konnte, wie sich das in ägyptischen Er- 
zählungen findet. Das Priestergesetz führte die Bindung weiter. 
Es statuiert die Erbfähigkeit der Töchter am Grund und Boden 
hinter den Söhnen (Num. 27, 8—ıo) und bestimmt im Zu- 
sammenhang damit, daß solche Erbtöchter, damit das Land nicht 
dem Stamm entfremdet werde, nur innerhalb des Stammes 
heiraten sollen. Diejenigen Mädchen, zu deren Gunsten nach 
der Legende Moses die Bestimmung erläßt, heiraten daraufhin 
Vettern, also Sippengenossen. Stamm und Sippe werden nicht 
immer scharf geschieden und es liegt nahe anzunehmen, daß 
hier die Sippe und nicht der Stamm gemeint war. Denn wenig- 
stens nach altem Recht scheint, wie wir sahen, der Ungenosse 
des Stammes überhaupt als ger und also als unfähig zum Boden- 
erwerb gegolten zu haben 73). 

Allerdings wäre es möglich, daß außer der alten Sippen- 
gebundenheit auch noch andere Gewalten in die Gestaltung des 
Grundbesitzes eingegriffen haben und wir in diesen Bestimmungen 
Reste davon vor uns haben 74). Wir finden in den hellenischen 
Städten den »Kleros« teils durch Sippenansprüche, teils durch 
militärische Veräußerungsbeschränkungen gebunden. Das alt- 
hellenische Erbtochterrecht entstammte, wenn nicht allein, so 
jedenfalls auch militärischen Interessen. Dem hellenischen Aus- 
druck für Kleros entsprach aber, wie Ed. Meyer mit Recht 
bemerkt, der israelitische für Landlos: »Chelek«, der die Neben- 
bedeutung »Beuteanteil« hat, also keineswegs agrarkommunisti- 
schen oder sippenmäßigen, sondern militärischen Ursprungs 
ist 75); wo immer die Heeresmacht auf der Selbstequipierung 


733) Nach Ruth 4, 3 beerbten zur Zeit der Redaktion dieser Legende auch 
Mütter ihre kinderlosen Söhne. Die ganze Erzählung ist freilich juristisch un- 
präzis. 

74) Sulzberger a. a. O. ist, so viel ich sehe, der Einzige, der ähnliche Zusam- 
menhänge vermutet. Nur hat er meines Erachtens eine ganz unwahrscheinliche 
Vorstellung von der Macht des israelitischen Bundes nach Innen, der doch nur 
intermittierend reagierte und gar keine Organe besaß. 

78) Gerade die Derivate des Zeitworts nachal, welches serben«, »zum Be- 
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der freien Grundbesitzer ruhte, war der Landbesitz Funktion 
der Wehrhaftigkeit. Ebenso hatte der bei der Leviratsehe und 
den verwandten Institutionen maßgebende Wunsch, den »Na- 
men« der Sippe in Israel zu erhalten, neben später zu besprechen- 
den religiösen wohl auch militärische Grundlagen: das Geschlechts- 
register der ökonomisch wehrfähigen Sippen war Grundlage des 
Aufgebots.. Aus dem Deboralied scheint hervorzugehen, daß 
der Sollbestand des Bundesheerbanns (40 000) in runden Tau- 
sendschaftsziffern festgelegt war — wie dies der späteren Rolle 
der Tausendschaften als der Normalkontingente entspricht — 
und aus der Nachricht über das Aufgebot gegen den Stamm 
Benjamin ergibt sich, daß man in Quoten dieses Sollbestandes: 
in diesem Falle z. B. (Jud. 20, 10): einen von zehn, aufbot. 
Da die Tausendschaften zweifellos auf die einzelnen Bundesglie- 
der fest verteilt waren, so hatte schon deshalb der kontingent- 
pflichtige Stamm, neben dem eigenen Interesse an seiner Wehr- 
kraft, auch ein durch diese Bundeskriegsverfassung bedingtes 
Interesse an der Erhaltung der Kriegerlose. Es ist also immerhin 
möglich, daß er zu ähnlichen Maßregeln griff, wie die hellenischen 
Städte, bei welchen es bekanntlich nicht leicht auszumachen ist, 
welche von den in Resten überlieferten Bindungen des Kleros 
alten Sippenrechten und welche vielmehr Interessen des Mili- 
tärverbandes entsprangen. Die verschiedenen Institutionen, 
deren teils rudimentäre, teils theologisch entstellte Reste uns 
in den Quellen entgegentreten, von den für uns ganz unkennt- 
lichen Sabbatjahrs- und den Seisachthiebestimmungen angefangen 
bis zum Levirat und Erbtöchterrecht, dem Vorzugsanteil des 
Aeltesten (als des Kleros-Erben) und den Resten des Sippen- 
retrakts bei Erbgütern, könnten dann in solchen militaristisch 
bedingten Eingriffen eine ihrer Quellen gehabt haben. Eben- 
dahin würde es dann gehören, daß in Ermangelung von Leibes- 
erben nach der Abraham-Geschichte (Gen. 15, 2. 3) der Groß- 
knecht (in diesem Fall sogar ein aus Damaskus stammender 
Kaufsklave) in das Erbe einrückt: daß ein Erbe für den Kleros 
da ist, nicht: wer es ist, daran ist diese Auffassung interessiert. 
Andererseits: Wer verarmt ist, d. h. wer seinen Grundbesitz 
in der Not hat aufgeben müssen, verliert die Qualität als Voll- 
Israelit und soll — nach dem Heiligkeitsgesetz (Lev. 25, 35) — wie 


sitz erhalten« und dessen Hiphil »zum Erben .machen«, sdas Erbe austeilen«e, 
sin Besitz geben« bedeutet, werden vom kanaanäischen Lande gebraucht; das 
sErbes sowohl wie das »Besitztum« heißen nachalah. 

9* 
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ein ger gehalten werden. Durch alle diese verschiedenen In- 
stitutionen sollte verhütet werden, daß eine Sippe aus der Schicht 
der ökonomisch voll Wehrfähigen in die Masse der zur Aufbrin- 
gung der Kosten der Equipierung nicht Fähigen (römisch gespro- 
chen: der »proletarii«, »Nachkömmlinge«) oder gar der ganz 
Grundbesitzlosen (gerim) hinabsank. Wir werden später, bei 
Besprechung des Nasiräats, noch auf einige mit solchen Mög- 
lichkeiten im Zusammenhang stehende andere Hypothesen 
zu sprechen kommen. Doch bleibt dies alles unsicher. Auch 
könnte es jedenfalls schwerlich universell gegolten haben. Schon 
deshalb, weil die eben erwähnte Bundeskriegsverfassung des 
Deboraliedes und der historischen Literatur für Nordisrael ja 
nicht unbedingt notwendig zu solchen Einrichtungen führen 
mußten. Denn die Aufbringung des Kontingents war vermutlich 
innere Angelegenheit des einzelnen Stammes und dieser konnte 
darin vielleicht verschieden verfahren. 

Dem Gesamteindruck nach bedeutet die Abfolge dieser 
Rechtssammlungen eine steigende Theologisierung des 
Rechts ?®). Ehe wir die Quelle und die Eigenart dieses Prozesses 
näher verfolgen, müssen wir die äußeren Formen, in welcher 
diese Theokratisierung der irsaelitischen Sozialordnung sich 
vozllog und die Gewalten, welche sie beförderten, kennen lernen. 
Eine Eigentümlichkeit der israelitischen Sozialordnung spricht 
sich schon in dem Namen des ältesten Rechtsbuchs aus: Sefer. 
ha berith, »Bundesbuch«. Der wichtige Begriff der »berith« 
ist es, der uns daran interessiert 7°). 

Ein »Schwurbund« von Gegnern der ägyptischen Herr- 
schaft findet sich schon in den Amarnabriefen erwähnt 78). Auch der 
Name »Chabiru« für die Feinde der ägyptischen Statthalter 
in den Amarmatafeln, den man mit ‘Ibri (Hebräer) identifi- 
zieren wollte, wird, angesichts gewisser sprachlicher Schwierig- 


70) Höchst merkwürdigerweise hat noch ein so verdienter Forscher wie 
Procksch den Versuch gemacht, wenigstens für das Deuteronomium im Ver- 
hältnis zum Bundesbuch das gerade Gegenteil zu verfechten (Die Elohimquelle 
S. 263 ft.). 

17) Darüber die in vielem von Nachstehendem abweichende Arbeit von 
Kraetzschmar, Die Bundesvorstellung im A. T. Marburg 1896 (war mir 
während des Abschlusses dieser Arbeit nicht zugänglich). Stade, der das erst 
späte Hervortreten der Bundesvorstellung behauptet, will letztlich nur sagen, 
daß die berith des Mose nicht die Form einer Gesetzgebung gehabt habe, 
was sicherlich zutrifft. Aber die beherrschende Bedeutung des berith-Gedankens 
wird sich stets erneut zeigen. 

78) Knudtzon Nr. 67. 
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keiten, neuerdings zuweilen mit dem jüdischen Ausdruck »Chaber«- 
»Genosse«, zusammengebracht, der in nachexilischer Zeit den 
rituell korrekten Volljuden ebenso wie »Cheber«: »Genossenschaft«, 
auf den Münzen der Makkabäer 7°?) die volljüdische Gemeinschaft 
bezeichnet und der auch in der älteren Tradition gelegentlich 
(z. B. Jud. 20, 11) verwendet wird für die Bundesarmee (a. a. O. 
in einem heiligen Krieg wegen Religionsfrevels) ®). Die Ab- 
leitung von Chabiru aus diesem Wort bleibt freilich unwahrschein- 
lich 81). 

Daß die verschiedensten unter göttlichen Schutz gestellten 
Verbrüderungen die israelitische Geschichte durchziehen, wäre 
an sich nichts ihr Spezifisches. Jedes politische Bündnis, aber auch 
fast jeder privatrechtliche Vertrag pflegte ja in der Antike eid- 
lich, d.h durch Selbstverfluchung bekräftigt zu werden. Son- 
dern das Eigenartige ist zunächst die überaus weite Erstreckung 
der religiösen »berith« als der wirklichen (oder konstruierten) 
Grundlage der verschiedensten rechtlichen und sittlichen Bezie- 
hungen. Vor allem war Israel selbst als politisches Gemeinwesen 
eine Eidgenossenschaft. Ein Israelit, auch ein Angehöriger eines 
anderen Stammes. der zu den Angeredeten nur im Verhältnis 
eines ger steht, redet Israeliten daher als »Brüder« (achim) an, 
etwa so, wie jeder Schweizer Redner bei offiziellen Gelegenheiten 
zu Schweizer Landsleuten als »Eidgenossen« zu reden hat. Und 
wie David nach der offiziellen Tradition durch berith legitimer 
König wird, so läßt diese auch mit seinem Enkel Rehabeam die 
Aeltesten der Nordstämme über seine Anerkennung nach Art 


7%) Die Münzumschrift der makkabäischen Priesterfürsten heißt: »kohen 
ha gedol w cheber hajjehudim«: »Hoher Priester und Genossenschaft der Juden«. 

s%, Im Krieg gegen Benjamin wegen des Frevels von Gibea. Sonst kommt 
das Wort namentlich bei Jesaia (47, 9. 12) für die Genossenschaften der Zauberer 
und der Räuber, bei Hosea (6, 9) für die Genossenschaft der Priester, Prov. 21, 9 
und 25, 24 für die Hausgemeinschaft, in den Psalmen (119) für den Glaubens- 
bruder vor. Das Wort wurde damals etwa gleichbedeutend gebraucht mit dem 
in der alten Tradition benutzten Ausdruck für Freund, Nächster: »rea‘«, welches 
charakteristischerweise von ra‘ah, sweiden«, Piel: re‘ah, szum Gefährten nehmen«, 
gebildet ist, also doch wohl von der Lagergemeinschatt der Beduinen- oder 
Viehzüchtersippen abgeleitet ist. 

ı) S, jetzt die Ausführungen von Böhl (Kanaanäer und Hebräer, Beitr. 
z. Wiss. v. A. T. 9. Lpz. 1911) S. 85. Die Identifikation mit ‘Ibrim scheint dar- 
nach doch möglich und wahrscheinlich. Jedenfalls fehlt aber der Begriff des 
»Glaubensbruders« der vorisraelitischen Zeit nicht, wie ein später zu erwähnender 
Brief eines Kanaanäers aus dem 15. Jahrhundert zeigt. In der Anrede an den 
Mitisraeliten wird aber nicht der Ausdruck chaber, sondern anscheinend stets 
sache (Bruder) gebraucht. 
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einer Wahlkapitulation verhandeln. Aber auch die Einbür- 
gerung von Viehzüchtersippen in eine kanaanäische Stadt, oder 
umgekehrt die Angliederung etwa der Gibeoniten als fronpflich- 
tiger Gemeinde an Israel erfolgt stets durch eine, berith genannte, 
Schwurverbrüderung. Alle gerim, auch die Erzväter, befinden 
sich in ihrer Rechtslage durch berith 83}. Die Schwurverbrüderun- 
gen läßt die Tradition rituell unter Herstellung der Speise- 
gemeinschaft der sich Verbrüdernden vor sich gehen 
(Gen. 26, 30 vgl. mit Jos. 9, 14). Die von Mose im göttlichen 
Auftrag verkündete Rechtssammlung wird (Ex. 24, 7) »Buch 
des Bundes« (sefer ha berith) genannt ®) und ebenso heißen auch 


83) Abraham ist durch berith ein ger in Beerseba (Gen. 21, 31. 34): Isaak 
schließt einen Schwurbund mit Abimelech von Gerar (Gen. 26, 28). Abimelech 
erscheint dabei trotz der v. 31 betonten Beiderseitigkeit der Verpflichtung ganz 
ebenso allein als derjenige, welcher die berith »smacht« (26, 8) wie später Jahwe ge- 
genüber Israel, weilin beiden Fällen derandere Teil der schwächere, minderberech- 
tigte ist (Israel ger Jahwes!). Ebenso Israel gegenüber Gibeon (Jos. 9, 6 ff.). Kraft 
Vertrages zeltet im Deboralied der Mann der Jael als ger auf kanaanäischem 
Königsgebiet. König Asa sendet kraft berith dem Benhadad Tribut (1. Kön. 15, 
19); Ahab und der von ihm gefangene Benhadad schließen eine berith (1. Kön. 20, 
34) wie Jonathan mit David (1. Sam. 18, 3; 20, 8); David mit Abner (2. Sam. 3, 
12); Jabes erbittet eine solche von Nachas (r. Sam. 1r, 1). In allen diesen Fällen 
handelt es sich wie zwischen Jahwe und Israel um ein sfoedus iniquum« zwischen 
Ungleichstehenden; dagegen ist die berith zwischen Jakob und Laban ein 
sfoedus aequum« (Gen. 31, 44). Schon aus diesen Beispielen folgt aber unter allen 
Umständen, daß berith mit vollem Recht durch »Bund« übersetzt wird und 
Kautzsch (Bibl. Theologie des A. T. S. 60) durchaus im Unrecht ist, wenn er 
diesen für die ganze altisraelitische Religion absolut zentralen Sinn leugnet. 
David wird 2. Sam. 5, 3 genau im gleichen Sinn durch berith mit den Aeltesten 
König von Israel wie früher Jahwe dessen Gott. Daß die Septuaginta berith mit 
datan, nicht mit ovvYixn, übersetzt, entspricht der Auffassung ihrer Zeit, 
nicht der althistorischen. Der Gotteskonzeption der priesterlichen Redaktion 
(»P«), wie sie z. B. bei der Darstellung von GottesVerheißung an Noah, Abraham, 
Pinehas (Num. 25, 12) zum Ausdruck kommt, entspricht allerdings die Auffas- 
sung von berith als einer einseitigen, nur durch besondere Feierlichkeit und 
äußere Zeichen verbürgten privilegartigen Zusage Gottes; es ist nun eine 
berith auch für Tiere (Gen. 9, 10) möglich. (Vgl. dazu u. A. Holzingers Genesis- 
Kommentar S. 129£., vor allem aber die sehr eingehenden Untersuchungen 
des Sprachgebrauchs von Valeton Z. f. A.T. W. XII. X (1892) S. 1 f. 224.) Im 
Sinn von »Privileg« steht berith Num. 18, 19, im Sinn von »Vorschrift« (»Salz- 
berith«) Lev. 2, 13. Das Sinaigesetz nennt P niemals »berith«e, während bei J 
der Horebbund und die berith auf den Gefilden Moabs typische bilaterale foedera 
sind. Der Ausdruck »karah berith« entspricht, wie oft bemerkt ist, durchaus 
dem »foedus icere«, &pxıx tälvsıv der Römer und Hellenen. Bei Nehemia 
ist der Sprachgebrauch verblaßt und wird (Neh. 10, ı) amanah statt berith ge- 
braucht. 

83) Es bleibt freilich für das Bundesbuch sowohl wie für diese Bundesworte 
fraglich, auf welchen Bestandteil der Sammlungen sich die Ausdrücke der äl- 
testen Tradition bezogen. Die a.a. O. jetzt Bundesbuch genannte früher be- 
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jene religiösen Vorschriften, welche er nach göttlichem Geheiß 
auf zwei Tafeln schreibt (Ex. 34, 28) »Worte des Bundes« (dibre 
ha berith). Ebenso wird der deuteronomische sefer hattorah, 
das »Buch der Lehre«, als welches es zunächst (2.Kön. 22) auftritt, 
in dem anschließenden Bericht über seine Annahme als Gesetz 
unter Josia (2. Kön. 23, 2) »Buch des Bundess, sein Inhalt » Worte 
des Bundes« genannt. Im Josuabuch ist eine Tradition aufbe- 
wahrt, wonach Josua nach vollendeter Eroberung des Landes 
einen Bund (berith) mit dem Volke gemacht und den Inhalt in 
das »Buch der Thora Gottes« niedergeschrieben habe. An welche 
der verschiedenen Rechtssammlungen der Referent dabei ge- 
dacht hat, ist nicht feststellbar. Dagegen ist (Jud. 9, 4) über- 
liefert, daß in Sichem zu Abimelechs Zeit ein »Haus« eines »Bun- 
desbaal« (Baal berith) bestand, dessen Tempelschatz zugleich 
als Schatz der Stadt benutzt wurde. Und die deuteronomische 
Tradition (Hauptstelle: Deut. 27, 14 f.) 3) kennt eine feierliche 
Zeremonie, welche angeblich erstmals bei Eroberung des Landes, 
nach der späteren Vorstellung unter Assistenz von Vertretern 
von sechs Stämmen auf dem Berge Garizim, von sechs anderen 
aufdem Berge Ebal (zwischen denen Sichem liegt) vollzogen wurde. 
Die (vier bis fünf) Varianten der Erzählung ergeben folgendes 
Bild. Gegen den Garizim hin oder auf ihm wird durch die Prie- 
ster für diejenigen, welche die heiligen Gebote halten, ein feier- 
licher Segen gesprochen, gegen den Ebal hin oder auf ihm ein 
feierlicher Fluch gegen die, welche sie verletzen. Von diesen 
Geboten wird dabei (Deut. 27, 2 f) erwähnt, daß sie auf getünch- 
ten Steinen aufgezeichnet seien (was beweist, daß jedenfalls bereits 
nicht mehr die Keilschrift herrschte; im übrigen ist das Alter 


sprochene Rechtssammlung wird in ihrem eigenen Text, in welchem das Wort 
»Bunds gar nicht vorkommt, niemals so bezeichnet, während dagegen die rituellen 
Vorschriften Ex. 34 sich ausdrücklich als berith einführen und auch durch die 
Zweiseitigkeit der Versprechungen dem Charakter eines Bundes besser entspre- 
chen als jene anderen Sammlungen, die im wesentlichen einseitige Vorschriften 
(mischpatim) enthalten. Die »Worte des Bundes« Ex. 34, 28 identifiziert der 
vermutlich spätere Zusatz: »Die zehn Wortes mit dem Dekalog. Aber ursprüng- 
lich bezog sich der Ausdruck offenbar auf die soeben erwähnten unmittelbar 
vorhergehenden rituellen Vorschriften (s. zu der ganzen Frage Baentsch a. a. O.). 

%) Das betreffende Kapitel (27) des Deuteronomium gilt allerdings für 
eine junge Kompilation und Einschiebung. Aber das ursprüngliche Material 
dafür kann unmöglich jungen Ursprungs sein. Die starken Widersprüche des 
Berichts und die Repräsentation der ız Stämme durch je einen Mann kommen 
wohl auf Rechnung des Redaktors, ebenso der unklare Wechsel des Standorts 
(auf dem Ebal oder unten im Thal bei Sichem). Das Fragment gilt wohl 
mit Recht als elohistischen Ursprungs. 
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freilich problematisch). Auf die Zeremonie wird in der Tradition 
an noch mehreren Stellen Bezug genommen (Deut. II, 26 f.; 
Jos. 8, 30 f.; 23, 1 f.). Im Wesen der Sache wird sie wohl trotz 
der späten (deuteronomistischen) Ueberlieferung schon in älte- 
rer Zeit so oder ähnlich bestanden haben, weil die dabei erwähn- 
ten Kultstätten auf den Bergen gerade diesem Redaktor wenig 
sympathisch sein mußten, zumal dort nach den Ueberlieferungen 
Malsteine (ein von den Puritanern verworfener Brauch) und die 
alten Orakelterebinthen (ebenfalls bedenklich) standen, die 
Gebeine Josephs (Grabkult) lagen und sogar (nach einem anschei- 
nend babylonischen Ritus) Götterbilder vergraben waren. Die 
überlieferte Fluchformel (Deut. 27, 15 f.), der sogen. »sexuelle 
Dekalog«, zählt zwölf bestimmte Sünden auf: Idolatrie, Fluch 
gegen die Eltern, Grenzverrückung, Irreführung eines Blinden, 
Beugen des Rechts der Metöken, Waisen und Witwen, sexuelle 
Sünden (Inzest und Bestialität), Mord (= heimlicher Tod- 
schlag), Bestechlichkeit des Richters. Wenn auch das Alter 
unsicher bleibt, so besteht angesichts ihres Zusammenhangs 
mit den Vorschriften des Bundesbuchs doch die größte Wahr- 
scheinlichkeit, daß der »Bundesbaal« derjenige Funktionsgott war, 
welcher auf Grund der offenbar regelmäßig wiederholten Ver- 
fluchungen diese vom Volk feierlich auf sich genommenen Sat- 
zungen schützte ®). Sein Kult aber gilt einer allerdings stark 
verunstalteten Tradition als eingeführt in Sichem im Anschluß 
an eine Auseinandersetzung und Verständigung Gideons und 
der Ostjordanstämme mit Ephraim während des Midianiter- 
kriegs (Jud. 8, ı. 33); der Bundesbaal war also doch wohl der 
Garant eines jener Bundesschlüsse, durch welche Israel neu kon- 
stituiert wurde. 

In immer wiederholten rituellen Bundesschlüssen sehen wir 
sich nun auch in historischer Zeit die innerpolitische Geschichte 


8) Die Schwierigkeit, daß der Bundesbaal einen Tempel hat, die Zeremonie 
aber anscheinend vom Hain (oder Gottesbaum) More ausgeht, ist wohl nicht un- 
überwindlich. Der Zusammenhang mit dem Kult in Hainen und auf Bergen 
spricht für das Alter und die Bedeutsamkeit der Zeremonie, welche, obwohl sie zur 
Zeit des Deuteronomium nur noch Reminiszenz sein konnte, doch von dessen 
allen jenen Kulten feindlichen Redaktoren nicht fortretouchiert worden ist. 
Möglich ist, daß ihr Sinn sich inzwischen dem Geist des Deuteronomium ent- 
sprechend gewandelt hatte: Ursprünglich wohl eine feierliche Dämonenverflu- 
chung in Verbindung mit Anrufung des Gottessegens, dürfte sie für die Auffas- 
sung der damaligen Zeit die feierliche Abwälzung der religiösen Solidarhaftung 
des Volkes für die Sünder auf diese allein durch ihre feierliche Van 
bezweckt haben. 
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Israels bewegen: Die Herstellung des reinen Jahwekults 
in Jerusalem unter Joas und später die Annahme des deuterono- 
mischen Gesetzes unter Josia erfolgen nach der Tradition durch 
berith 8%), ganz ebenso der Beschluß unter Zedekia, die Schuld- 
sklaven dem Gesetz gemäß freizulassen (Jer. 34, 8 f.), und dann 
wiederum die feierliche Annahme der Gemeindeordnung unter 
Nehemia, bei welcher, wie bei jener Fluchzeremonie, eine Anzahl 
besonders wichtiger Satzungen herausgegriffen und der inzwi- 
schen üblich gewordenen Beurkundungspraxis entsprechend 
von den synoikisierten Geschlechtshäuptern feierlich untersiegelt 
wurden (Neh. Io). Das für unsere Zusammenhänge Entschei- 
dende war nun aber dabei dies: gerade die älteren, vorexilischen, 
von diesen Fällen von Recht schaffender berith ds G esam t- 
volks Israel und für dieses als solches sind, in deutlichem Gegen- 
satz zu den berith-Schlüssen unter Einzelnen oder mit Metöken 
nicht nur Kontrakte und Verbrüderungen der beteiligten Parteien 
untereinander, welche unter den Schutz des Gottes als Zeugen 
und Rächers von Meineid gestellt werden. Sondern sie galten 
gerade der alten, vor allem der durch den sog. » Jahwisten« ver- 
tretenen, Auffassung als Bundesschließungen mit dem Gott 
selbst, der also bei der Rache des Bundesbruchs seine eige- 
nen verletzten Vertragsrechte, nicht nur die seinem Schutz emp- 
fohlenen Ansprüche der vertragstreuen Partei vertritt 8). 
Diese sehr wichtige Konzeption hat die Entwicklung der is- 
raelitischen Religiosität überaus stark beeinflußt. Auf die Ver- 
letzung der ihm persönlich, als Vertragsschließenden, durch Eid 
angelobten Vertragstreue gründet der Gott der Propheten seine 
furchtbaren Unheilsdrohungen. Die ganze Beziehung schon der 
legendären Vorväter Israels zu Gott hatte sich für die spätere 
durch die Exilspriester bestimmte Auffassung von Anbeginn 
an in immer neuen Bundesschließungen realisiert: in dem Bunde 
mit Noah, dem mit Abraham, mit Isaak und schließlich dem 
Sinaibund. Zwar hatte sich inzwischen die anthropomorphe 
Auffassung von einem zweiseitigen Pakt mit dem veränderten 
Gottesbegriff in die einer göttlichen, nur durch besondere Zu- 


86) Allerdings hier durch eine berith »vor« Jahwe, nicht durch eine berith 
mit Jahwe. Dies erklärt sich zwanglos aus der Fiktion, daß es sich nur um 
erneute Verpflichtung des einen Vertragsteils: des Volkes, auf den alten Bund 
mit dem Gott, den es nicht gehalten habe, handelte. 

”) Der einseitige Treuschwur des Volkes unter Nehemia wird nicht 
berith genannt, sondern amanah (Neh. 10, 1). 
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sage verbürgten Verfügung abgeschwächt, aber auch die Zu- 
kunftshoffnung des Jeremia geht letztlich dahin, daß Jahwe künf- 
tig mit seinem Volk abermals einen Bund, aber unter gnädige- 
ren Bedingungen als mit den Vätern, abschließen werde. — 
Woher stammt nun diese Besonderheit der israelitischen Kon- 
zeption ? Einige allgemeine politische Sachverhalte und ein be- 
sonderes religionsgeschichtliches Ereignis trafen zusammen, um œ 
sie entstehen zu lassen. 


(Fortsetzung folgt.) 
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Eine methodologische Abhandlung 


von 
GUSTAV RADBRUCH. 


Zu schweigen in dieser Zeit, schweigend warten zu dürfen, 
bis die Seele sie zum Bilde geformt hat, ihrer mählichen Form- 
werdung nicht durch voreilig bindendes Wort störend vorzu- 
greifen, diese Wohltat ist von denen, welche nicht der Forde- 
rung des Tages verpflichtet waren, sondern der Pflege langsam 
reifender Wahrheit, nicht immer tief genug gewürdigt worden. 
Es waren ihrer viele, welche, als kaum noch das Ungeheuerliche, 
noch jetzt Unausdenkbare und Unaussagbare in unser Leben 
getreten war, es ehrfurchtlos nicht abwarten konnten, sich auf 
die Bühne zu stürzen, um sei es den Triumph lang gehegter 
Meinungen, sei es die kaum einen Tag alte Bekehrung von jahr- 
zehntelang unerschütterten Gesinnungen der Welt zu verkünden. 
Es sei ferne von uns, diesen Festrednern des Krieges uns zu 
gesellen. Nur dies scheint uns heute schon erlaubt und geboten, 
die Spiegel unseres Geistes zu schleifen, rein zu halten und bereit 
zu stellen für das Bild unserer Zeit, das sich ihnen einmal doch 
wird darbieten müssen; die mannigfach verschiedenen Be- 
trachtungsweisen sorgfältig zu sondern, die in den voreiligen 
Kriegsphilosophien unserer Tage oft verwirrend sich miteinander 
verschlingen; das System der Fragen, der Gesichtspunkte, der 
Kategorien, welche uns zur allseitigen Erfassung unseres der- 
zeitigen Erlebens befähigen, erschöpfend zu entwickeln. Wenn 
dabei aber etwa doch nicht nur Beurteilungsweisen dargelegt, 
sondern auch Urteile gefällt würden, so geschähe es mit dem 
vollen Bewußtsein ihrer Vorläufigkeit und nur, um den leeren 
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Denkformen durch ein Beispiel ihrer inhaltlichen Erfüllung 
lebhaftere Anschaulichkeit zu verleihen ?). 

Alle Erörterungen, alle Gedanken über diesen Krieg sind 
Antworten auf eine einzige, in zahllose Einzelprobleme sich 
verzweigende Frage, die seit so vielen Monaten in immer wieder- 
kehrenden heftigen Wortkämpfen, in der stummen Zwiesprache 
mit den erregenden Nachrichten der Stunde, in der Grübelei 
schlafloser Nächte an unsere Seele pocht, unabweislich, unauf- 
hörlich, immer, immer: Mußte es denn sein? — Mußte es denn 
sein? fragten wir uns, wenn wir immer von neuem unsere Er- 
innerung an der Kette der Ereignisse rückwärts gleiten ließen, 
die, was wir jetzt erschüttert erleben, mit der Tat von Serajewo 
letzten Endes verbindet. Aber auch wer die unheimlich gewalt- 
same Logik dieser Geschehensfolge restlos nacherlebt hat, die 
sich in atemberaubendem Tempo an angstvoll widerstrebenden 
Menschen, die dennoch ihre Träger waren, unwiderstehlich 
vollzog, wird sich dadurch von der quälenden Frage nach der 
Notwendigkeit des Geschehenen schwerlich erlöst fühlen. Wohl 
gibt es eine Aberklugheit und gleichsam Schadenfreude des 
Geistes, welche sich darin gefällt, die größten Wirkungen aus 
den kleinsten Ursachen abzuleiten, nachzuzeichnen, wie alles 
»an einem dünnen Faden hing«, oder »auf des Messers Schneide 
stand«. Aber, was wir jetzt erleben, ist zu furchtbar, als daß 
solch spielender Uebermut daran sich zu üben und etwa die Tat 
eines Gymnasiasten für die zureichende Erklärung eines Welt- 
brandes auszugeben sich erkühnen möchte. Nur, daß, was ge- 
schehen ist, jetzt und so, nicht daß es überhaupt ge- 
schah, kann auf solche Weise erklärt werden; nicht die wirken- 
den, sondern nur die auslösenden Bedingungen werden damit 
aufgezeigt, der »Anlaß« nur, nicht die »Ursache«. 

Dem Juristen ist mehr als dem Historiker, der doch ständig 
mit ihr arbeitet, die Problematik dieser Unterscheidung bewußt. 
Die hypertrophisch entwickelte strafrechtliche Kausaltheorie, 
die eben deshalb anderen Wissensgebieten mannigfache An- 
regung zu bieten vermag, weigert sich vielfach, Anlässe und 


1) Diese Betrachtungen wurden abgeschlossen im Juni 1916. Entsprungen 
sind sie aus dem Bedürfnis einer Auseinandersetzung mit dem bestrickenden 
Werke Schelers »Der Genius des Krieges und der deutsche Kriege und 
dem gründlichen und redlichen Buche von Gomperz »Philosophie des 
Kriegese. Die mannigfachen Anregungen dieser Schriften, Zustimmung und 
Widerspruch, im einzelnen zu markieren, ist der Verfasser zu seinem Bedauern 
jetzt außerstande. 
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Ursachen zu unterscheiden, verficht die Gleichwertigkeit aller 
Bedingungen eines Ereignisses, weil gleichermaßen beim Weg- 
fall einer jeden von ihnen, der scheinbar bedeutendsten wie der 
scheinbar bedeutungslosesten, das Ereignis ungeschehen ge- 
blieben wäre. Mag nun aber auch in der Tat zu einem Ereignis 
in seiner konkreten Beschaffenheit, in seinem Sosein und Jetzt- 
sein, jede seiner Bedingungen den gleichen ursächlichen Beitrag 
leisten, so treten doch diese Bedingungen in zwei deutlich unter- 
schiedene Gruppen auseinander angesichts der Frage, ob sie 
nur dieses Ereignis in seiner Besonderheit herbeiführen 
halfen oder zur Herbeiführung eines Ereignisses solcher 
A rt allgemein geeignet sind, ob sie nur in einem »zufälligen« 
oder aber in einem generellen, typischen, »adäquaten« Zusam- 
menhang mit diesem Ereignis stehen. Die innerhalb der Rechts- 
wissenschaft entwickelte Lehre von der »adäquaten Verur- 
sachung« ist also das Werkzeug, mittels dessen die Geschichts- 
wissenschaft es vermag, Ursachen von bloßen Anlässen zu 
unterscheiden 2). 

Aber auch gegenüber einer erschöpfenden Darlegung der 
Ursachen, vermöge deren der Krieg »kommen mußte«, selbst 
ohne die Tat von Serajewo unausbleiblich gekommen wäre, 
auch gegenüber einer noch so überzeugenden Darlegung etwa 
der Dynamik der Entente- und Dreibundspolitik, vermag, außer 
vielleicht bei einigen fachbornierten Historikern, die Frage 
nicht zum Schweigen zu kommen: »Mußte es wirklich sein ?« 
Hinter der Notwendigkeit einer einmaligen Tatsachenverknüp- 
fung begehrt sie die tiefere Notwendigkeit eines allgemeinen 
Gesetzes zu finden. Es genügt ihr nicht, daß dieser 
Krieg notwendig war, sie ergibt sich erst vor dem Nachweise, 
daß je und je Kriege notwendig sind, daß der Krieg in der 
Ordnung der Dinge angelegt, durch die Grundbedingungen der 
Natur oder der Gesellschaft notwendig gegeben sei. So wird 
der Krieg von einer biologischen Theorie als eine Erscheinungs- 
form des »Kampfes ums Dasein«, von der materialistischen 
Geschichtsauffassung als eine Auswirkung der kapitalistischen 
Konkurrenz aufgefaßt, während eine rein politische Denkrich- 
tung ihn aus dem Wesen des Staatensystems, aus der imperia- 


2) Ueber die Verwendbarkeit der Lehre von der adäquaten Verursachung 
für die historische Kausalität Max Weber in einem seiner methodologischen 
Aufsätze im Archiv für Sozialwissenschait. 
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listischen Dynamik einer Mehrheit souveräner Machtgebilde, 
restlos zu begreifen versucht. 

In allen diesen an sich rein wissenschaftlichen Bemühungen, 
in ihrer Intensität und in der Ungeduld, die sich unbeendeten 
und noch unübersehbaren Geschehens bereits geistig zu be- 
mächtigen strebt, kündigt sich deutlich ein überwissenschaft- 
liches Interesse an, die Absicht, hinter dem Anlaß dieses Krieges 
mit seiner Ursache, seinem Gesetz zugleich auch eine Bedeu- 
tung, einen Sinn zu erkennen. In unmerklichem Ueber- 
gange fügen sich den Untersuchungen über die Entstehung des 
Krieges Gedanken über Grundgegensätze der nationalen Kul- 
turen als die letzten, tiefsten Ursachen der Ereignisse an, Ge- 
danken, welche in Wahrheit schon nicht mehr forschend die 
Ursachen, sondern auslegend die Bedeutung der Ereignisse zu 
erfassen streben. Vollends aber dienen die Erörterungen über 
die natürlichen oder soziologischen Gesetze kriegerischer Ver- 
wicklungen dem offenkundigen Zweck, zugleich diesen Krieg 
als sinnvoll oder sinnlos zu erweisen. Wobei dann freilich die 
gleiche gesetzliche Bedingtheit den Krieg oft den Einen als 
sinnvoll, den Anderen gerade als sinnlos erscheinen läßt. So 
dient die biologische Auffassung des Krieges als einer Form des 
Kampfes ums Dasein bald dazu, ihm auch eine überkausale 
Notwendigkeit beizulegen, bald genau umgekehrt dazu, ihm 
als einer kontraselektorischen, gerade die Tauglichsten hin- 
raffenden Entartungsform des Daseinskampfes jede Berech- 
tigung abzustreiten. So glaubt ein Schriftsteller dem Kriege 
mit seiner ökonomisch kapitalistischen Erklärung das schärfste 
Urteil zu sprechen, einem zweiten wird gerade die Leugnung 
dieser Kausalität zur Verneinung jeder, sei es auch nur ökono- 
mischen Bedeutung, während genau umgekehrt ein Dritter 
diese nicht wirtschaftliche, sondern rein politische Verursacht- 
heit für die tiefste Rechtfertigung dieses Krieges hält 3). Solche 
Widersprüche zeigen schon, daß die Ergründung von Bedeutung 
und Sinn des Krieges in keinerlei notwendiger Verbindung mit 
seiner kausalen Erklärung steht. »Bedeutung« legen wir einem 
Ereignis bei, wenn es dabei »um Werte geht«. »Sinn« wenn 
daraus Werte hervorgehen; ein Krieg, in dem für eine »gute 


3) Die erste Ansicht vertritt Max Adler (sPrinzip oder Romantik«), 
die zweite Emil Lederer (sSoziologie des Weltkrieges im Archiv für 
Sozialwissenschaft), die dritte Scheller. 
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Sache« gekämpft wird, ist auch, wenn diese unterliegt, bedeu- 
tungsvoll, wenngleich nicht sinnvoll. Bedeutungs- und Sinn- 
zusammenhänge sind nun keineswegs durch Kausalzusammen- 
hänge bedingt. Wenn es erlaubt wäre, von weltanschaulichen 
Dingen in mathematischer Sprache zu reden, könnte man den 
folgenden Lehrsatz aufstellen: Ein Krieg hat immer, aber 
nicht nur, wenn seine Ursachen bedeutend sind, Bedeutung; 
nur, aber nicht immer, wenn seine Wirkungen sinnvoll sind, 
Sinn. Mag auch einem aus »bedeutenden« Ursachen hervor- 
gegangenen Kriege stets auch seinerseits Bedeutung zugesprochen 
werden müssen, so schließen doch umgekehrt unbedeutende 
Anlässe eines Krieges nicht aus, ihm selbst Bedeutung beizu- 
legen, z. B. einem rein ökonomisch bedingten Kriege die Be- 
deutung eines Austrages von Kulturgegensätzen. Mag auch 
andererseits einem Kriege Sinn nur innewohnen, wenn seine 
Wirkungen sinnvoll sind, so ist er doch umgekehrt nicht schon 
um solcher sinnvoller Wirkungen willen auch selber sinnvoll; 
wenn z. B. die durch einen Krieg erwachsenen Steuerlasten zu 
inneren Kämpfen und dadurch zu einer Umbildung des Staats- 
wesens in der Richtung der Demokratie und des Sozialismus 
führten, so würde auch der überzeugte Sozialdemokrat nur 
dieser erwünschten Wirkungen wegen noch nicht bereit sein, 
dem Kriege selbst einen Sinn zuzugestehen, — weil zwar eine 
kausale, aber nicht eine sinnvolle, eine bedeutungshafte Ver- 
knüpfung vorliegt. Nicht durch den Kausalzusammenhang sind 
also Sinn und Bedeutung mit den Ereignissen verbunden, sie 
sind überhaupt nicht in den Seinszusammenhang als seines- 
gleichen verflochten, nicht möglicher Gegenstand irgend einer 
Seins-, einer Erfahrungswissenschaft, vielmehr der Erkennt- 
nisweise, welche nicht das Sein, sondern den Sinn der Dinge, 
nicht wie sie erscheinen, sondern was sie bedeuten, nicht was 
sie sind, sondern was sie wert sind, zum Gegenstande hat: der 
Philosophie. Wenn also unsere Frage: mußte es denn sein? 
sich mit einer kausalen Erklärung nicht zufrieden gibt, wenn 
sich in Wahrheit hinter ihr die andere Frage verbirgt: durfte 
es denn, sollte es vielleicht sogar sein? ist dieser Krieg not- 
wendig, nicht nur im Sinne der Unvermeidlichkeit, sondern im 
Sinne sittlicher Gebotenheit, ist er ein »gerechter«, vielleicht 
sogar ein »heiliger« Krieg? ist diese Zeit eine »große Zeit«, 
weil sie voll Bedeutung, und nicht etwa nur, weil sie voll Ge- 
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schehen, erfüllt von einem Unglücksfall weltumfassender Di- 
mension ist? — so ist zur Beantwortung jener Frage offenbar 
die Philosophie zuständig, und zwar, wie schon die Mannig- 
faltigkeit der gegebenen Formulierungen andeutet, mit mehreren 
ihrer Disziplinen, mit allen jenen nämlich, welche die Bewertung 
menschlichen Handelns zur Aufgabe haben, also der Ethik, der 
Rechtsphilosophie, der Geschichtsphilosophie, der Religions- 
philosophie. 

Daß alle diese Disziplinen in einer nicht näher zu schildern- 
den Weise letztendig einheitlich orientiert sind *), schließt den- 
noch scheinbar gegensätzliche Bewertungen des Krieges unter 
verschiedenen Gesichtspunkten nicht aus. Ein Krieg kann 
z. B. ethisch verwerflich, aber zugleich geschichtsphilosophisch 
berechtigt erscheinen. Die Ethik bemißt den Wert der Tat 
nach der Art des Willens, aus dem sie hervorging; die Geschichts- 
philosophie gehört umgekehrt zu jenen Bewertungsweisen, die 
den Willen und die Tat an dem Werke messen, das sie hervor- 
brachten. In diesem Unterschied ethischer und geschichts- 
philosophischer Bewerlungsweise entspringt eine Quelle der 
Tragikomödie: Der Held, der anachronistisch eine verlorene 
Sache vertritt, erscheint je nach der überwiegend geschichts- 
philosophischen oder ethischen Einstellung des Betrachters 
komisch oder tragisch, als Don Quichote oder als »letzter Rit- 
tere. Gegenstand der Ethik ist die Handlung, die noch vor uns 
steht; das vollendete Werk tritt unter Beurteilungsnormen 
völlig anderer, etwa eben geschichtsphilosophischer Art. So 
erklärt es sich z. B., daß die biographische Erfassung eines ab- 
geschlossenen Lebens unter anderen Gesetzen sich vollzieht 
als die Stellungnahme zu ihm, da es noch gelebt wurde: die 
sittliche Wertbetonung verstummt und der Glanz des Werkes 
strahlt gleichgültig gegen sittliche Wertunterschiede auf alles 
zurück, dessen es zu seiner Vollendung bedurfte. Nur dem Genie 
eignet die Fähigkeit und deshalb die Befugnis, das »Urteil der 
Geschichte« vorwegnehmend, schon ihr Handeln unter das 
Gesetz des Werkes zu stellen, das erst werden soll, und sich der 
ethischen Gesetzgebung, die unbestechlich durch das Zukünf- 
tige nur das Gegenwärtige sehen will, zu entbinden — hier 


t) Darüber wie überhaupt über die letzten Ausgangspunkte der hier dar- 
gelegten Gedankengänge hat sich der Verfasser in seinen »Grundzügen der 
Rechtsphilosophiee ausgesprochen. 
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keimt der viel erörterte Gegensatz von Moral und Politik. Zwei 
Eigenschaften treffen sich in dieser Kraft, sich selbst schon im 
- Handeln der Geschichte einzureihen: das Genie empfindet sich 
»dämonisch« als das seines Erfolges über alle Berechenbarkeit 
gewisse Werkzeug überpersönlicher Mächte und ist, soweit es 
dabei doch Mensch und von der Gewißheit des Zukünftigen 
ausgeschlossen bleibt, zugleich mit der heroischen Stärke der 
Seele begabt, sein Haupt unter das Urteil des Erfolges zu beu- 
gen, den er glauben, aber doch nicht zwingen kann, je nach der 
Entscheidung von seinem Willen und von seiner Kraft unab- 
hängiger Mächte Heiland oder Frevler zu sein. Diese Fähigkeit, 
eine Bürgschaft zu übernehmen, deren Tragweite nicht, wie 
die der sittlichen Haftung, nach Maßgabe der klaren Sprache 
des Gewissens, im voraus voll übersehbar, vielmehr einer dunklen 
Zukunft anheimgegeben ist, meint Bismarck mit dem Mut zur 
Verantwortung, den er immer wieder, mit der Verwunderung, 
die der selbstverständliche eigene Besitz verleiht, bei andern 
.„vermißt und den er selbst bei der sogenannten »Fälschung der 
Emser Depesche« in fast übermenschlicher Stärke betätigte. 
Es ist die furchtbarste Erscheinung dieses furchtbaren Krieges, 
daß es diesmal keinen Giganten gibt, der bereit ist, eine Welt 
voll Jammer auf seinen Schultern zu tragen oder von ihr zer- 
malmt zu werden, sondern nur Männer von respektablem Mit- 
telmaß, von denen jeder diese Last auf den anderen hinüber- 
zuwälzen strebt. 

Nicht ganz ohne Berechtigung. In der Tat können wir 
selbst bei denen, welchen wir die Schuld am Kriege beimessen, 
wohl kaum den eindeutigen Willen zum Krieg, strafrechtlich 
gesprochen: nicht die Absicht, sondern höchstens den dolus 
eventualis des Krieges annehmen, — der aber in noch so feiner 
Verdünnung jeglichem diplomatischen Schritte innewohnt. So- 
lange es Kriege gibt, ist alle Politik an der Möglichkeit des Krie- 
ges orientiert. Daß nach jenem bekannten Wort der Krieg nur 
die Fortsetzung der Politik mit anderen Mitteln ist, gründet 
nicht sowohl darin, daß der Krieg durch die Politik als darin, 
daß die Politik durch den Krieg in ihrem Wesen bestimmt wird, 
sich zu ihm verhält, wie die Bedrohung mit der Gewalt zur 
Gewalt selber. Wie die Geltung der Banknote, ohne daß die, 
durch deren Hände sie geht, meist auch nur entfernt daran 
denken, auf dem Goldbestande der Bank beruht, so schöpft 


Archiv f. Soszialwissenschaft u. Sozialpolitik. 44. 1. 10 
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auch der geringfügigste diplomatische Schritt, mag ihn auch 
kein Gedanke an die ultima ratio begleiten, seine Wirksamkeit 
aus dem Vorrat an Menschen und Flinten, an Pferden und Ka- 
nonen, die zu seiner Durchsetzung notfalls eingesetzt werden 
können. Die Politik verhält sich zum Kriege wie die Börse zum 
Markt, wie das Parlament zur Barrikade. Nicht als entfernte 
Analogien wollen diese drei Begriffspaare aufgefaßt werden, 
vielmehr als Auswirkungen eines und desselben psychologischen 
Gesetzes: mit zunehmender Differenzierung steigt die intellek- 
tuelle Sensibilität dermaßen, daß Wirkungen, die ursprünglich 
nur die brutale Tatsächlichkeit ausübte, schon durch bloße 
Symptome, ja bloße Symbole ihrer hervorgerufen werden. Die 
Preisbildung fordert nicht mehr den Markt mit seiner anschau- 
lichen Konfrontation von Warenvorrat und Kauflust, vollzieht 
sich vielmehr auf Grund einer rein spekulativen Abschätzung 
ihres Verhältnisses, und der Gewinn, der einstmals sich an den 
wirklichen Austausch von Ware und Preis knüpfte, hat im Dif- 
ferenzgeschäft zu dieser seiner ursprünglichen Grundlage nur. 
noch eine fiktive Beziehung. Ganz entsprechend repräsentieren 
Parlamentswahlen und Parlamentsabstimmungen das Verhält- 
nis der Massen, welche im Falle eines Bürgerkrieges um die zur 
Frage stehende politische Entscheidung auf dieser und auf jener 
Seite der Barrikaden stehen würden, und die Majorität der 
Stimmen genügt, um Wirkungen hervorzurufen, welche sonst 
die Majorität der Gewehre herbeiführen müßte. So hat auch 
die Diplomatie mannigfache Formen erfunden, um die Ueber- 
legenheit der Waffen geltend zu machen, ohne sie wirklich zu 
führen. Eine Flottendemonstration, eine Probemobilisierung, 
eine Monarchen-Entrevue sind zureichend, um ein Zurück- 
weichen des Gegners herbeizuführen — und damit sind nur die 
gröblicheren Ausdrucksmittel diplomatischer Formensprache 
namhaft gemacht. Der Uneingeweihte muß in dieser seltsamen 
Welt symbolischer und dennoch real wirksamer Handlungen 
sich inmitten eines Spieles glauben, das sich nach verwickelten, 
unter den Mitspielern verabredeten, ihm selbst aber unbekann- 
ten Regeln vollzieht. Diese Formen der Geltendmachung poli- 
tischer Macht gewinnen schließlich ein so selbständiges Leben, 
daß man darüber ihrer realen Grundlage, der Möglichkeit des 
Krieges, fast vergißt. Das Schwert scheint nur noch da zu sein, 
um in die Wagschale geworfen, nicht um im Kampfe geschwungen 
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zu werden, um daran, nicht um damit zu schlagen. Bis 
eines Tages die Realität gegen das Symtol, das sie nicht mehr 
adäquat auszudrücken vermag, revoltiert. Wenn die Speku- 
lation das reale Verhältnis von Vorrat und Bedarf zu kraß ver- 
kannt hätte, haben wir die Wirtschaftskrise; wenn das Volk 
in der Zusammensetzung und Beschlußfassung des Parlaments 
nicht mehr das verkleinerte Abbild, sondern nur noch eine Ka- 
rikatur seiner Schichtung und seiner Wünsche zu erkennen ver- 
mag, tritt letzten Endes die Barrikade in ihr altes Recht; und 
der Krieg bricht aus, wenn dem diplomatisch-symbolischen 
Ausdruck der Macht die Anerkennung versagt wird, die er nach 
Maßgabe des wirklich vorhandenen Machtvorrats beanspruchen 
zu können glaubt. Die Politik war zu einem Spiel drohender 
Gesten geworden, die ernst genommen werden wollten, ohne 
letzten Endes ernst gemeint zu sein: Si vis pacem, para bell- 
lum! — nun entziebt sich die eine oder andere Partei der Spiel- 
regel, ernst zu nehmen, was sie nicht ernst gemeint weiß, und 
zwingt so ihren Gegner wider Willen damit ernst zu machen — 
der Krieg ist da, den niemand gewollt hat. Sie wollten ja alle 
nur die Drohung, nicht die Gewalt, die kriegerische Redeblume 
wohl, doch nicht die kriegerische Wirklichkeit, die Einkreisung 
zwar, aber beileibe nicht den Krieg, schreien jetzt wehe über 
die Barbarei, die aus dem höflichen Spiel gegenseitiger diplo- 
matischer Bedrohungen ohne Zivilisation und Formeneinn 
plumpen Ernst gemacht hat, und zeigen die Ehrlichkeit ihrer 
Entrüstung dadurch, daß sie, auch nachdem der Ernst begonnen ` 
hat, den liebenswürdigen Glauben an die Geltung der alten 
Spielregeln festhalten und, wo nur mehr das Gesetz der Gewalt 
gilt, durch Demonstrationen wirken zu können glauben. Eine 
Politik, deren Wesen es ist, durch Bedrohung mit dem Kriege 
den Frieden erhalten zu wollen, muß eben auch gegen den Willen 
aller derer, die ihre Träger sind, mit derselben Notwendigkeit 
schließlich zum Kriege führen, welche auch sonst die unwirksam 
bleibende Drohung zur Gewalt werden läßt. 

Der unpersönlichen Entstehungsweise dieses Krieges ent- 
spricht nun die Art der sittlichen Rechtfertigung aller Kriegs- 
parteien: Nicht: Ich hab’s gewagt! heißt es überall, sondern: 
Ich hab’ es nicht gewollt. Nicht die feste Stimme des Rechtes 
vor dem Richterstuhl der Geschichte, sondern bewegliche Be- 
teuerungen sittlicher Selbstentlastung werden auf allen Seiten 
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vernehmlich. Nicht über das Recht zum Kriege, sondern über 
die »Schuld am Kriege« wird gestritten, der Krieg an sich also 
von allen Seiten als Unrecht empfunden und nur für die sitt- 
liche Schuldlosigkeit an seinem Ausbruche plaidiert, weil er 
»aufgezwungen« sei. Und indem jede Partei gleichermaßen 
erklärt, den Krieg nicht gewollt zu haben, entsteht das grauen- 
hafte Bild eines von Menschen getragenen und doch ihrer Len- 
kung entzogenen Ereignisses, eines gespenstischen Dinges, das, 
wie jene Tonfigur, durch das in ihren Rachen geratene kabba- 
listische Pergament, auf rätselhafte Weise eine selbsttätige 
Seele empfangen hat, die nun ein blindes, täppisches und grau- 
sames, aber übermächtiges Leben entfaltet. In der Sprache 
der Methodologie aber kann die Ursache dieser Erscheinung 
dahin ausgedrückt werden, daß die Ethik dieses Krieges sich 
meist nicht an der Geschichtsphilosophie, sondern, mittels des 
Notwehrgedankens, an der Rechtsphilosophie orientiert. 

In der Tat scheint zunächst der Rechtsphilosophie 
auf die Frage nach dem »gerechten« Krieg das erste Wort zu 
gebühren. Seit Hugo Grotius haben immer wieder »Rechts- 
theorien« des Krieges das Kriterium des gerechten Krieges darin 
gesucht, daß er Reaktion auf erlittenes oder bevorstehendes 
Unrecht, Vergeltung, Erfüllungszwang, vor allem Notwehr sei. 
Diese Auffassung beherrscht heute noch dermaßen die öffent- 
liche Meinung, daß ähnlich wie zur Zeit des Siebenjährigen 
Krieges überall als offizielle Rechtfertigungen des Krieges, 


- »Verteidigungsideologien« für nötig befunden wurden, wir 


haben sogar eine italienische Verteidigungsideologie erlebt; wir 
dürfen auch auf eine portugiesische gefaßt sein. Diese all- 
seitige Geltendmachung des Notwehrrechtes mußte, sollte es 
so vielfältigen Anforderungen genügen, zu einer völligen 
Knochenerweichung des Notwehrbegriffs, zu einer unaufhalt- 
samen Verflüssigung der Grenze zwischen Verteidigung und 
Angriff führen. Ueber das Schlagwort, daß der Hieb die beste 
Parade sei, über die Unterscheidung der »Wahl des Zeitpunkts« 
für den jedenfalls unvermeidlichen Krieg, von seiner Verur- 
sachung gelangt man unversehens dazu, den »Präventivkrieg«, 
den noch Bismarck als eine vermessene Vorwegnahme der un- 
berechenbaren Zukunft weit von sich wies, zu einem Verteidi- 
gungskriege zu machen — Thcmas Mann) hat diese Vieldeutig- 








5) in seinem Buche »Friedrich und die große Koalition«. 
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keit des Begriffes »Verteidigungskrieg« in glänzender Dialektik 
aufgezeigt. Nach solchen Erfahrungen und nach den Meinungs- 
verschiedenheiten zwischen den Zentralmächten und Italien 
über die Auslegung des Dreibundvertrages wird man wohl schwer- 
lich jemals wieder die Voraussetzung eines Verteidigungskrieges 
wie eine feste Größe in einen Bündnisvertrag aufnehmen. 
Aber nicht nur an der juristischen Praktikabilität, auch 
an der rechtsphilosophischen Rechtfertigung des völkerrecht- 
lichen Notwehrbegriffs dürfte während dieses Krieges gar man- 
cher irre geworden sein. Auf allen Seiten erheben Verhaltens- 
weisen, die das Völkerrecht als rechtswidrig kennzeichnet, als 
Maßregeln der Abwehr oder Vergeltung fremden Unrechts den 
Anspruch, als Recht anerkannt zu werden, und geben ihrerseits 
dem Gegner, der in ihnen nicht Verteidigung, sondern unbe- 
gründeten Angriff findet, Anlaß, sie durch Maßregeln gleicher 
Art noch zu überbieten. Recht und Unrecht sind in ihrem Wesen 
ununterscheidbar geworden, Blut und Feuer dieses wie jenes, 
unterscheidbar nur noch nach ihrem Anlaß, nach Maßgabe der 
ihrerseits kaum lösbaren Frage: wer hat angefangen? Keine 
Zeit war mehr befugt an dem Gedanken der Notwehr, der Greuel 
auf Greuel zu häufen gestattet, zu verzweifeln, keine so ver- 
sucht, mit Tolstoi zu dem rechtsverneinenden sittlichen Radi- 
kalismus des erschütternden Wortes ihre Zuflucht zu nehmen: 
Ich aber sage Euch, daß Ihr nicht widerstreben sollt dem Bösen. 
Wie dem aber auch sei, auch wenn man das Notwehrrecht 
im allgemeinen anerkannt, auch wenn man dic Gegebenheit 
seiner Voraussetzungen im speziellen Falle zweifelfrei festge- 
stellt hat, besitzt der Notwehrbegriff die Leistungsfähigkeit 
nicht, welche die Rechtstheorie des Krieges ihm zumutet. Wäre 
der gerechte Krieg wirklich nichts anderes als Notwehr gegen 
Unrecht, so wäre der Widerstand des Gegners, da Notwehr 
gegen Notwehr widersinnig ist, ein weiteres Unrecht, der Krieg 
eine Strafexpedition gegen einen sittlich minderwertigen Gegner, 
der Feind ein Verbrecher, und der Ritterlichkeit der Krieg- 
führung, die nur verbürgt ist, wenn das Recht sich ein nicht 
minder achtenswertes fremdes Recht gegenüber weiß, jede 
ideelle Grundlage entzogen. Kein Zweifel, daß an der Gehässig- 
keit der heutigen Kriegführung der Umstand Anteil hat, daß die 
Rechtfertigung dieses Krieges einen höheren Standpunkt als den 
der Verteidigungsideologien meist zu gewinnen nicht vermocht hat. 
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So wenig wie der Kriegspolitik des Staates vermag der 
Notwehrgedanke übrigens auch dem Verhalten des einzelnen 
Kriegers die sittliche Basis zu verleihen. Man hat dem Soldaten, 
und zwar ohne Rücksicht auf die Gerechtigkeit der Kriegs- 
erklärung seines Staates, ohne Rücksicht darauf, ob der Krieg 
für diesen ein Verteidigungs- oder ein Angriffskrieg ist, die 
Position der Notwehr zugestehen wollen. In Wahrheit darf man, 
will man nicht zugleich den Widerstand des Gegners zum Un- 
recht stempeln, auf beiden Seiten höchstens Notstand annehmen 
— und die Entschuldbarkeit wegen Notstandes dürfte doch 
wohl kaum eine zur erschöpfenden Erfassung kriegerischen 
Heldentums ausreichende Kategorie sein. Jedenfalls aber würde 
der Kriegsfreiwillige sich auf den von ihm nach juristischer 
Betrachtungsweise ja »selbstverschuldeten« Notstand nicht be- 
rufen können. Er jedenfalls muß, um sein persönliches Ver- 
halten ethisch rechtfertigen zu können, die Verantwortung für 
die Gerechtigkeit des ganzen Krieges auf sich zu nehmen bereit 
sein, und wehe ihm, wenn er etwa, mit einem zerstörten Leben 
heimgekehrt, an der Bedeutung der Sache, welcher er sich 
geopfert hat, irre würde — hier liegt das eigentliche Problem 
des »Kriegsprimaners«. 

Wäre nun aber der Notwehrgedanke auch tragfähiger als 
er sich uns erwiesen hat, so würden dennoch diejenigen, welche 
mittels seiner den Krieg zu rechtfertigen suchen, an ihm wohl 
kaum ihr Genüge finden. Das Recht zum Kriege von erlittenem 
oder drohendem Unrecht abhängig machen, heißt, da das Recht 
immer auf Seite des Bestehenden ist, es immer nur demjenigen 
zusprechen, der die Erhaltung, niemals dem, der die Abänderung 
des überlieferten Staatensystems erstrebt, heißt der historischen 
Zufälligkeit der jeweils gegenwärtigen Teilung der- Erdober- 
fläche von Rechts wegen Unabänderlichkeit für alle Zeiten 
beilegen, heißt dem Kriege gerade die Funktion absprechen, 
um derentwillen seine Bejaher ihn vorzüglich preisen: als »Be- 
weger des Menschengeschicks.« 

Wäre der Krieg wirklich nichts anderes als die Erledigung 
von Rechtsfragen, dann wäre er schließlich für jeden, der nicht 
an eine prästabilierte Harmonie von Recht und Macht glaubt, 
dazu das denkbar untauglichste Mittel, eine Form der Prozeß- 
führung, welche der bürgerliche Rechtsstreit schon seit der 
Beseitigung des gerichtlichen Zweikampfes weit hinter sich 
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gelassen hat. Aehnlich wie die Anhänger des Duells immer 
mehr davon abstehen, den Zweikampf als Beweis vorhandener 
Ehre aufzufassen, immer häufiger geneigt sind, ihn als Ver- 
hütung drohenden Ehrverlusts zu deuten, setzen auch die neueren 
Kriegstheorien den Krieg zum Rechte nicht in ein deklaratori- 
sches, sondern in ein konstitutives Verhältnis: nicht bestehendes 
Recht zu beweisen, vielmehr neues Recht zu schaffen ist seine 
Aufgabe. Auch das geltende Völkerrecht hat sich die Rechts- 
theorie des Krieges nicht zu eigen gemacht, das »Recht zum 
Kriege« nicht an die Voraussetzung fremden Unrechts und 
überhaupt nicht an begrenzte Voraussetzungen geknüpft, es 
vielmehr in das freie Ermessen jedes Staates gestellt, aus dem 
Friedens- in den Kriegszustand überzugehen. Der Krieg ist 
ihm nur Tatbestand, nicht Rechtsfolge. 

Das Recht zum Kriege, welches gerechte von ungerechten 
Kriegen zu unterscheiden ermöglicht, ist also überjuristischer 
Art, ist ein »höheres« Recht, dessen Begründung nicht die 
Rechtsphilosophie, sondern — vielleicht die Geschichts- 
philosophie zu erweisen hätte? Man hat dem kultur-, 
dem lebenskräftigeren Volke ein Recht zu kriegerischer Ex- 
pansion zugesprochen. Aber dieses Recht kann nicht wohl 
anders erhärtet werden, als eben durch den Sieg — wäre eine 
andersartige, möglicherweise abweichende Erhärtung möglich, 
so wäre jeder Krieg schon deshalb ungerecht. Vorher ist es 
Gegenstand des Glaubens zwar, aber nicht der Erkenntnis, 
subjektiv ethisch die einzig mögliche Rechtfertigung des Krieges, 
objektiv geschichtsphilosophisch aber unerfaßbar. Das Recht 
auf den Sieg wird erst durch den Krieg bewiesen — die Frage 
nach dem »gerechten Krieg« will aber nicht erst durch den 
Krieg, sondern schon vor dem Kriege beantwortet sein. Das 
»Recht zum Kriege«, nach dem sie fragt, kann also nicht das 
Recht auf den Sieg sein, sondern nur das Recht, in den Kriegs- 
zustand zu treten. Damit tritt zugleich an die Stelle der über- 
kommenen Auffassung vom gerechten Krieg, die stets nur die 
Anwendung auf eine oder die andere Partei zuließ, der Begriff 
des beiderseits gleichermaßen gerechten Krieges ®). So gefaßt 
ist gerecht ein Krieg, wenn es in ihm »um Werte geht«, und 
zwar nicht bloß für die Partei, die, wie ja erst der Sieg beweisen 
soll, den überwiegenden Wert vertritt. Erst wenn so die Ge- 
9 Scheler prägt diesen Begritft. 
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rechtigkeit des Krieges wirklich auf den Krieg in seiner Ganzheit, 
und nicht nur auf die Stellung der einen oder der anderen Kriegs- 
partei bezogen wird, ist die Achtung des Feindes, die Ritter- 
lichkeit der Kriegführung gedanklich fundiert. Die Kategorie 
des gerechten Krieges bejaht dann nach der früher festgestellten 
Terminologie nur die »Bedeutung«, nicht den »Sinn« des Krieges. 
Die Bedeutung des Krieges, die »Kriegsgewichtigkeit« der 
Sache, um die es in ihm geht, ist aber, wie gleichfalls früher 
gezeigt wurde, unabhängig von seiner zufälligen Ursache und 
vollends seinem Anlaß, und so hat sich in diesem Kriege neben 
der zeitgeschichtlichen Erforschung der »Schuld am Kriege« 
eine über sie sich hoch erhaben dünkende geschichtsphilosophische 
Spekulation aufgetan, welche in souveräner Verachtung der 
Entstehung des Krieges seine tiefere Bedeutung aufzuzeigen, 
mittels ihrer auch wohl die vielberufene Frage, wer der Haupt- 
gepner sei, zu beantworten unternimmt. Hierher gehören 
insbesondere die auffallend beliebten Konfrontierungen der 
»Zivilisation« unserer Gegner mit dem, was man hüben unsere 
»Kultur«, drüben unsere Barbarei, spöttisch auch wohl »la 
Kultur« nennt. 

Ob so diesem Kriege die Bedeutung eines Ideenkampfes 
untergeschoben werden kann, ist nun aber davon abhängig, ob 
grundsätzlich im Siege die Entscheidung solcher Ideenkämpfe 
gefunden werden kann. Dem Kriege kann eine Frage nur ein- 
gedeutet werden, wenn der Sieg die Antwort auf sie zu sein 
vermag. Nur wenn im Siege ein »Sinn« liegt, kann dem Kriege 
»Bedeutung« zugesprochen werden. Wir sehen uns also auf 
die Prüfung des früher hypothetisch aufgestellten Satzes zurück- 
verwiesen, daß sich im Siege ein Recht auf den Sieg realisiere, 
das durch den Verlauf des Krieges nicht erst geschaffen, sondern 
nur bewiesen wird, auf. die Frage also, ob die militärische Ueber- 
legenheit noch etwas jenseits ihrer selbst beweise, ob etwa die 
Macht als Maßstab der Kultur dienen könne? 

Kein Zweifel daran, daß militärische Ueberlegenheit der 
Exponent mannigfacher Kulturmächte ist, daß sie den Höhen- 
grad der Naturwissenschaft und der Technik, der Wirtschafts- 
und Verkehrsorganisation, des Bildungswesens und der Sozial- 
ethik zum Ausdruck zu bringen vermag. Schon um bloßer 
Rechts- und Militärstaat zu sein, mußte der moderne Staat zum 
Kulturstaat werden. Dennoch ist es unmöglich, eine notwendige 
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Kongruenz zwischen Macht und Kultur anzunehmen, den Krieg 
als das allumfassende examen rigorosum der Völker anzuer- 
kennen. Man hat mehrfach ausgesprochen, daß zum Unter- 
schied von den Kriegen des 19. Jahrhunderts heute nicht sowohl 
Nationen als Staaten miteinander ringen, und damit eine Er- 
scheinung angedeutet, der dann Emil Lederer?) deutlicheren Aus- 
druck verliehen hat. Das Antlitz, das die Staaten nach außen, 
gegen einander, wenden, zeigt, zumal im Kriege, überall über- 
raschend gleiche Züge. Es ist ein Symbol, daß an die Stelle der 
vielfältigen Buntheit des. militärischen Gepränges früherer Tage 
überall gleichermaßen die Farbe der Erde getreten ist. Man 
muß sich der Kampfesweise des Gegners, eben um sie zu über- 
winden, seinerseits anpassen, und so sind es schließlich völlig 
gleichartige Organisationen, höchstens von verschiedener Stärke, 
die miteinander kämpfen, nicht mehr artverschiedene Nationen. 
Soll Kultur sich in Macht ausdrücken lassen, so müßten also 
die differentiellen Qualitäten der Nationen, an denen ihr ver- 
schiedener Kulturwert wesentlich haftet, sich restlos in ent- 
sprechend verschiedene Quantitäten militärischer Energie um- 
setzen lassen. So wenig nun aber die quantifizierende Betrach- 
tungsweise der Naturwissenschaft die den Qualitäten zuge- 
wandte Betrachtung der Kulturwissenschaften überflüssig zu 
machen vermag, so wenig kann in dem Quantitätsgrad mili- 
tärischer Leistungsfähigkeit die Kulturqualität zu erschöpfen- 
dem Ausdruck kommen. Nicht jede Kulturenergie läßt sich in 
militärische Energie transponieren, ja es gibi Kulturfähigkeiten, 
deren Besitz der Ausbildung militärischer Fähigkeiten gerade 
hinderlich ist. 

Schon eine grobe, grundsätzliche Klassifizierung der Kul- 
turen vermag dies zu verdeutlichen. Man kann — offenbar 
ohne damit zugleich Wertunterschiede zu setzen — kontemplative 
und aktive Kulturen und, beinahe aber nicht ganz gleichbe- 
deutend damit, statische und dynamische Kulturen unter- 
scheiden. Wenn eine kontemplative Kultur, die ihre höchste 
Verkörparung in mystischer Versunkenheit und weltabgewand- 
ter Weisheit, im Heiligen und im Mönch fände, der militärischen 
Ueberlegenheit aktiver Kulturen unentrinnbar unterliegt, so 
ist die Sinnhaftigkeit einer solchen Niederlage ebensowenig 
selbstverständlich wie die freilich meist gedankenlos geglaubte 

7) In der oben in Anm. 6 zitierten Abhandlung. 
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Wertüberlegenheit europäischer Aktivität gegenüber orien- 
talischer Kontemplation. Und ebensowenig selbstverständlich 
ist die Minderwertigkeit statischer im Verhältnis zu dynamischer 
Kultur. Der dynamische Gedanke, daß mit dem Wesen der 
Kultur auch der Kulturfortschritt notwendig gesetzt sei, daß 
eine Kultur, um überhaupt zu leben, ständig wachsen müsse, 
ist viel jünger als seine Selbstverständlichkeit uns vermuten 
läßt. Der Blick des Mittelalters war so sehr auf die ungeheure 
Kluft zwischen diesseits und jenseits, zwischen Zeit und Ewigkeit 
eingestellt, welche sich nur überspringen, nicht in allmählichem 
Fortschritt überschreiten läßt, daß angesichts dieses absoluten 
Gegensatzes der Wandel irdischer Zustände als ein wertblindes 
Anders- und Wiederanderswerden erschien und weder als Fort- 
schritt aufgefaßt, noch auch nur der Forderung des Fortschritts 
unterstellt wurde. Erst als einer säkularisierten Weltanschau- 
ung das Ideal nicht mehr als ein durch einen metaphysischen 
Sprung erreichbares Jenseits, vielmehr als eine in langsamem 
Bemühen schritt- und nur annäherungsweise erfüllbare unend- 
liche Aufgabe erschien, gewöhnte man sich, seinen Blick rela- 
tivistisch vergleichend auf die verschiedenen Stufen dieser An- 
näherung, auf den Fortschritt zu richten, und zugleich forderte 
der neu hervortretende Kapitalismus und Militarismus den 
Fortschrittsgedanken: den Wetteifer zwischen den Einzelnen 
in Gestalt der Konkurrenz, zwischen den Staaten in Gestalt 
des Wettrüstens entfesselnd, führten sie eine in immer rasenderem 
Tempo sich überstürzende Zielstrebigkeit herauf. Die Zeit, 
ehemals der Gegensatz zur allein werthaften Ewigkeit, tritt 
jetzt in merkwürdig positive Beziehungen zum Werte, als sein 
Vehikel, als unser »Acker« und »Erbe« — Zeit wird Geld. Aber 
es hat zu großer Kulturleistung immer wieder einer gewissen 
Verachtung und Verschwendung von Zeit bedurft. Die Natur 
verschwendet Millionen Keime, damit ein einziger sich ent- 
wickle — fast so vieler absichtslos versonnener, verträumter, 
auf Markt und Straße verschlenderter, scheinbar leerer, in Wahr- 
heit von unbewußter Arbeit der Seele tief erfüllter Stunden 
bedarf es, um die eine schöpferische Stunde zu ermöglichen. 
Ein gotischer Dom, dem man die Sucht ansähe fertig zu werden, 
ein persischer Teppich, der nicht die ganze zeitvergessene Lust 
‘seines Schöpfers an seinem Werke verriete, ein Sokrates, der 
mit Fontanes Wort ein Uhrenzieher gewesen wäre, und noch 
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ein Goethe, der dem rasenden Rhythmus unserer Zeit eingefügt 
wäre, sind unvollziehbare Vorstellungen. Und so läßt es sich 
wohl denken, daß eine Kultur den unrastvollen Gedanken des 
Fortschritts bewußt von sich wiese, daß ein Kulturwille bewußt 
statisch und nicht dynamisch wäre. Die Kunstgeschichte unserer 
Zeit gewöhnt sich, was man früher auf eine geringere Kunst- 
fähigkeit zurückführte, als einen anderen Kunstwillen zu deuten, 
— ob nicht manches, was uns als ein Kulturmangel erscheint, 
wie gerade auch der selbstzufriedene fortschrittsfeindliche Still- 
stand einer Kultur, aus der unbewußten Weisheit eines dem 
unseren entgegengesetzten Kulturwillens abgeleitet werden kann ? 
Eine solche statische Kultur würde nun aber einer dynamischen 
Kultur, an deren Entstehung der Militarismus ja wesentlich 
beteiligt ist, notwendig militärisch unterliegen — wiederum 
ohne daß in ihrer Niederlage ein Beweis kultureller Minder- 
wertigkeit zu finden wäre. 

Und schließlich dürfte eine individualistische Staatsauf- 
fassung, welche die Dienstbarkeit des Staates gegenüber den 
Interessen seiner Mitglieder, den außer- und überstaatlichen 
Wert der Einzelpersönlichkeit betont, dadurch noch nicht wider- 
legt sein, daß sie einer organischen Staatsgesinnung, die den 
Einzelnen seinem Volke bedingungslos einfügt, an kriegerischer 
Potenz offenbar nachsteht und deshalb auch wohl angesichts 
des Krieges, wie wir es in so zahlreichen Fällen erleben mußten, 
plötzlich in ihren organischen Gegensatz umschlägt. 

Daß trotz so offenbarer Inkongruenzen zwischen Sieg und 
Kultur die Geschichte einem zum Ideale aufwärts immer höher sich 
türmenden Stufenbau von Kriegen und Siegen gleicht, erklärt 
sich einfach daraus, daß unsere heutige »politische« Geschichts- 
schreibung die Realisierung der Macht als ihr eigentliches Thema 
und letztes sichtbares Ideal anzuerkennen methodologisch ver- 
pflichtet ist. Politische Geschichte ist nichts anderes als die 
Geschichte von Machtkämpfen, und der Sieg in diesen Kämpfen 
verknüpft sich stets dem Verdienste, weil es unter diesem ein- 
seitigen methodologischen Gesichtspunkt nur ein Verdienst 
gibt: die Schaffung von Machtgebilden und die geschickte 
Handhabung von Machtmitteln. Wie die zunächst überraschende 
Lehre der Biologie vom Ueberleben der Tauglichsten ihren ein- 
fachen Grund darin hat, daß die Wissenschaft vom Leben — 
ihrer methodologischen Eigenart gemäß — keine andere Taug- 
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lichkeit kennt als eben die Tauglichkeit zum Ueberleben, genau 
so stellt sich auch die durchgängige Verkettung von Verdienst 
und Glück in der politischen Geschichtsschreibung als eine 
selbstverständliche Folge des Prinzips dar, welches Auswahl 
und Anordnung des von ihr erfaßten Tatsachenmaterials be- 
stimmt. Wenn es einmal eine Kulturgeschichtsschreibung geben 
wird, die sich nicht mehr dem von der politischen Geschichte 
entworfenen Fortschrittsschema nach Art einer umrankenden 
Arabeske kritiklos fügt, vielmehr den Verlauf der Geschichte 
statt nach dem politischen Machtprinzip, nach ihrem eigenen 
Kultur-Prinzip zu gliedern unternimmt, dann erst kann die 
Bedeutung des Krieges für die Kultur sichtbar hervortreten. 
Für die politische Geschichte ist der Krieg der Träger des Fort- 
schritts. Die Kulturgeschichte bedient sich einerseits der Kate- 
gorie des Fortschritts nur für die Kulturgüter zweiten Grades 
oder eigentlich Unterlagen der Kultur, für Zivilisation, Technik, 
Naturwissenschaft; die höchsten Erzeugnisse der Kunst, Welt- 
anschauung, Religion eines jeden Kulturkreises sind dagegen 
unüberholbar und unveraltbar, sind rein qualitativ, quantitativ 
unvergleichbar und deshalb für die Fortschrittskategorie un- 
erfaßbar (weshalb übrigens die Kulturgeschichte auch zu der 
Anschauungsform der Zeit in einem wesentlich andersartigen, 
viel weniger innigen Verhältnis steht als die politische Geschichte). 
Andererseits würde eine solche reine Kulturgeschichte zwar 
mannigfache kausale Beziehungen des Krieges zu den Um- 
schwüngen oder Fortschritten der Kultur aufzeigen, aber eben 
nur kausale, unter dem spezifischen Gesichtspunkt kulturge- 
schichtlicher Betrachtung zufällige, nicht sinnvolle und bedeu- 
tungsmäßige Beziehungen. Der Krieg würde sich zur Kultur 
in ähnlichem Verhältnis zeigen wie Geburt und Tod zum Inhalt 
eines Lebens: als eine brutale Tatsächlichkeit, die eine sinn- 
volle Entwicklung auslöst oder abschließt, ohne selber ihr mit- 
anzugehören. 

Zugunsten des Krieges könnte die Geschichtsphilosophie 
nur geltend machen, daß ein sinnvolleres, d. h. durch den Wert 
einer Kultur, nicht bloß durch die zufällige Macht der Kultur- 
nation bestimmtes Mittel, einer Kultur den ihr zukommenden 
»Platz an der Sonne« zu erkämpfen oder zu erhalten, bisher 
nicht erfunden wurde. Restlos verschwinden würde der Krieg 
nur in einem Weltbundesstaat, — dessen Aufbau aber von der 
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vorherigen Entscheidung eben der Fragen bedingt wird, deren 
Lösung wir dem Kriege zu überantworten gezwungen sind. 
Das Maß des Anteils jeder Nation an dem Leben eines solchen 
Weltstaates, die Verteilung der »Stimmen im Bundesrat«, nach 
Maßgabe ihrer Kulturleistungen zu bestimmen, ist keine denk- 
bare Aufgabe irgend einer menschlichen Organisation, deren 
Zusammensetzung aus Vertretern verschiedener Nationen ja 
die Erledigung eben dieser Aufgabe schon voraussetzen würde, 
sondern nur eines Subjekts mit übermenschlicher Sanktion: 
nur ein »Statthalter Gottes« oder Gott selbst könnte sie lösen 
— wenn man nicht den Papst als Statthalter oder den Krieg 
als Urteil Gottes auffaßt, ist sie unlösbar. Freilich hat sich die 
Geschichte mit genau so unlösbaren Aufgaben schon abgefunden, 
wenn auch in bewußter grobschlächtiger Ungenauigkeit. In 
den Verfassungen der heutigen Bundesstaaten mußte ja die 
unlösbare Frage des Anteils der Gliedstaaten dennoch gelöst 
werden, und jegliche Staatsverfassung löst die nicht minder 
unlösbare Frage des Anteils der einzelnen Staatsbürger: zwischen 
den Individuen bestehen ebenso in doppeltem Sinne unermeß- 
liche Kultur-Unterschiede wie zwischen den Staaten, und den- 
noch, ermißt man sie, unvollkommen genug freilich, bei der 
Ausgestaltung des Wahlrechts. Das gleiche Wahlrecht der 
Einzelnen ist nur scheinbar eine rationellere Lösung als im Welt- 
staate die gleiche Beteiligung jedes Staates, des größten wie 
des kleinsten, oder etwa auch die proportionale Beteiligung 
jedes Staates, des kultiviertesten wie des kulturlosesten nach 
Maßgabe der Bevölkerungsziffer, und eine Abstufung der Rechts- 
macht der Staaten nach ihrem Kulturgrade macht im Welt- 
staate zwar ungeheure, aber nicht größere Schwierigkeiten als 
im Einzelstaat die Frage des Pluralwahlrechts. Es ist Geschmack- 
sache, ob man einer approximativen Lösung des Problems den 
Verzicht auf jegliche Lösung vorziehen will, in unserem Falle 
den Krieg. 

So entläßt uns die Geschichtsphilosophie ohne die Mög- 
lichkeit, im Kriege etwas anderes als einen Machtstreit, mög- 
licherweise mit kulturellen Konsequenzen zwar, aber ohne selbst- 
eigene kulturelle Bedeutung zu finden. Wem der Egoismus 
auch dadurch, daß der individuelle sich dem kollektiven Egois- 
mus selbstlos einordnet, noch nicht zu einem »heiligen« Egoismus 
wird, wer um den Krieg zu ertragen, einer höheren Weihe bedarf 
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als die ihm das Wort »right or wrong, my country« zu geben 
vermag, kann sie also nur noch aus jener Quelle erwarten, aus 
der allem Seienden letzten Endes auch eine Weihe und ein Wert 
zufließt: aus der Religion®). Auch dem Kriege wie allem 
Sein gegenüber ist ja ein dreifaches Verhalten möglich: das 
wertblinde Verhalten der Wissenschaft, das wertende Verhalten 
der Philosophie und das wertüberwindende Verhalten der Re- 
ligion. Blind gegen seinen Wert oder Unwert erforscht (oder 
sollte erforschen) die Wissenschaft den Anlaß, die Ursache, die 
Gesetzlichkeit des Krieges. Bewertend sucht die Philosophie 
die Kriterien des »gerechten Krieges« festzustellen. Aber die 
Religion findet auch noch in dem ungerechtesten Kriege einen 
Wert höherer Art. Es ist ihr Wesen, allem Gegebenen, auch 
dem Wertwidrigsten, doch wieder eine letztendige Verklärung 
zuteil werden zu lassen: dem Irrtum, der Häßlichkeit, ja sogar 
der Sünde. Wer könnte in jenen Gleichnissen, die den bekehrten 
Sünder über den von jeher Gerechten stellen, eine positive 
Bewertung sogar der Sünde verkennen, die tiefe Ueberzeugung, 
daß nur ein großer Sünder ein großer Heiliger werden könne, 
und daß, wer keine Sünde und also auch kein Verdienst auf- 
zuweisen hat, nicht einmal der Hölle, sondern nur jenes ver- 
ächtlichsten Aufenthalts würdig sei, in den Dante »dies Jam- 
mervolk, das nie lebendig war« verweist! Daß den Kindern 
Gottes alles zum Guten dienen müsse, ist das religiöse Grund- 
gefühl; oder ohne jeden Anklang an traditionelle religiöse 
Wendungen: Religion ist die schöne Läßlichkeit — nicht die 
stumpfe Gleichgültigkeit gegen den Kontrast zwischen Wert 
und Wirklichkeit, sondern die edle Gelassenheit, in der gerade 
schmerzlichstes Gefühl dieses Kontrastes Heilung suchen — 
und immer nur vorübergehend finden, nur immer von neuem 
suchen darf; Religion ist der lächelnde Positivismus, der über 
alle Dinge der Welt trotz alledem — aber immer nur »trotz 
alledem« — sein Ja und Amen spricht. Das religiöse Verhalten 
überwindet den Gegensatz zwischen Wert und Unwert und 
damit überhaupt den Dualismus der beiden Reiche der Werte 
und der Wirklichkeit, den Dualismus bewertender und wert- 
blinder Betrachtungsweise. Denn die Religion tritt zwar da- 
durch, daß sie (nach einem Worte des Angelus Silesius) »alles, 


8) Die folgende Kennzeichnung der Religion ist des Verfassers »Grundzügen. 
der Rechtsphilosophies wörtlich entnommen. 
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gleiche schätzt« alles gleichermaßen schätzt, zu der dif- 
ferenzierenden Wertbetrachtung, aber eben dadurch, daß sie 
alles gleiche schätzt, auch zu dem wertblinden Verhalten 
in Gegensatz. Sie ist die zweite Unschuld, nicht diejenige der 
Wertindifferenz, welche der Scheidung von Wert und Unwert 
vorangeht, sondern die, welche ihr nachfolgt und sie überwindet. 
Die bereits als Wert oder Unwert abgestempelten Seinsgebilde 
werden im religiösen Verhalten einer nochmaligen, letztendigen 
und nun gegensatzlos positiven Bewertung unterzogen. 

Es gehört zu den paradoxesten Zügen der menschlichen 
Natur, daß in ihr der metaphysische Optimismus der religiösen 
Einstellung gerade dann überraschend emporquillt, wenn jede 
rein empirische Betrachtung verzweifelnden Pessimismus ge- 
bietet. Das Glück trägt zu sehr einen scheinbaren Wert in sich 
selbst, als daß es die Frage nach seinem eigentlichen metaphysi- 
schen Werte zu wecken vermöchte, aber das Unglück regt gerade 
dadurch, daß es ihm zunächst zu widersprechen scheint, die 
allem Menschentum eingestiftete religiöse Anlage mächtig an. 
So hat auch dieser Krieg entgegen den Erwartungen derer, die, 
flach genug, den von allen Nationen gleichermaßen um den 
Sieg angeflehten Gott zu einem Spotte geworden glaubten, das 
religiöse Fühlen tief belebt oder vielmehr zu klarerem Selbst- 
bewußtsein, zu unbefangenerer Selbstbejahung gebracht. Reli- 
giöser Art sind alle jene starken Empfindungen von dem — 
trotz alledem — Segen dieses Krieges, das beglückende Gefühl, 
wie diese Zeit uns wieder mit der Gemeinschaft, in der wir leben, 
mit Gott, mit dem Tode und dadurch erst recht eigentlich mit 
dem Leben vertraut gemacht, uns das Leben in seinem rela- 
tiven Werte, aber auch in seinem relativen Werte gezeigt, 
Männer wieder ganz zu Männern und Frauen wieder ganz zu 
Frauen gemacht, uns die Sachen wieder nach ihrem Wert statt 
nur nach ihrem Preis schätzen gelehrt hat °). Aber man darf 
niemals vergessen, daß die Theodizee, wenn das vermeßne Wort 
erlaubt ist: eine Rechtfertigung Gottes, nicht eine Rechtferti- 
gung der Menschen, daß Religionsphilosophie keine Ethik, daß 
die religiöse Abfindung mit dem fait accompli keine nachträgliche 
Rechtfertigung seiner Verursacher ist. Das berühmteste Kapitel 
in Voltaires »Zadig« versucht den Gedanken der Vorsehung 


®) Diese Wirkungen des Krieges sind das Thema der schönsten Partien 
des Schelerschen Buches. 
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dadurch ad absurdum zu führen, daß es den schließlich guten 
Ausgang ironisch als die Rechtfertigung der blutigsten und 
schmutzigsten Umwege preist, die zu ihm führen. Dagegen 
zeigt das Wort des Evangeliums über Judas, welches das Aerger- 
nis für notwendig erklärt und doch über den, der es anstiftete, 
sein Wehe ruft, daß die Tat und das Tun völlig verschiedenen 
Gesetzen der Bewertung unterstehen. Die religiöse Betrachtung 
verhält sich zum Kriege wie zum Schmerze, den sie wegen seiner 
reinigenden Kraft heilig preist, und dessen Zufügung sie dennoch 
verdammt. 

Sir Edward Grey hat kürzlich (Mai 1916) von einer »deut- 
schen Theorie, daß ein von Zeit zu Zeit wiederkehrender Krieg 
heilsam und selbst wünschenswert sei«, gesprochen, behauptet, 
»die deutsche Philosophie lehre, daß ein permanenter Friede 
zur Auflösung und Degeneration führt und die heldenhaften 
Eigenschaften des Menschen zerstört«, und diese deutsche 
Philosophie als die wirkende Kraft ewiger Sorge und Unruhe, 
ewigen Wettrüstens und des Stillstandes in der Entwicklung 
der Zivilisation und der Menschlichkeit bezeichnet. Unter den 
Denkerworten — von Schiller bis zu Nietzsche — zum Preise 
des Krieges, deren sich unsere Gegner zum Beweise unserer von 
jeher vorhandenen Kriegslust bedienen, dürften viele sein, die 
als religiöse Aussprüche über ein unvermeidliches Ereignis be- 
rechtigt sind und nur als ethische Rechtfertigungen seiner Her- 
beiführung gemeint oder verstanden frevelhaft wären. Nur 
die Religion darf auch im Kriege seinen Segen finden, jeder 
anderen Betrachtung muß er immer ein sinnloser und bedeu- 
tungsfremder Unglücksfall bleiben, bestenfalls die darum nicht 
weniger wertwidrige Ursache erwünschter Wirkungen, das des- 
halb doch selber noch keineswegs preiswürdige Mittel wertvoller 
Zwecke, ein notwendiges Uebel allerhöchstens, aber ein Uebel 
in jedem Falle. Jede außer der religiösen Betrachtungsweise, 
der es allein gegeben ist, uns von allem Uebel zu erlösen, darf 
im Kriege nur ein Uebel und noch im Siege nur das geringere 
von zwei Uebeln erblicken. 
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Die Weitanschauungen der Völker und ihre Politik. 


Von 


KARL PRIBRAM. 


Es gehört zu den bittersten Folgen des großen Krieges, daß er 
zugleich mit dem Kampfe der blutigen Waffen auch ein Maß der 
geistigen Feindschaft zwischen den Gegnern erzeugt hat, das, von 
den Religionskriegen abgesehen, in der Geschichte seinesgleichen 
nicht findet; es ist, als wären tiefe, durch Jahrzehnte friedlichen 
Nebeneinanderlebens der Völker zurückgehaltene Gegensätze 
plötzlich mit elementarer Gewalt hervorgebrochen, alle Dämme 
der Vernunft und der ruhigen, klaren Besinnung zerreißend. 
Haben wir es hier wirklich nur, wie eine weitverbreitete Meinung 
anzunehmen scheint, mit einem absichtlichen, böswilligen gegen- 
seitigen Nichtverstehen-Wollen zu tun, oder sind die Wurzeln 
dieser für den Ausblick auf einen künftigen Frieden so beklem- 
menden Erscheinung nicht tiefer zu suchen ? In grundlegenden 
Verschiedenheiten des Denkens der Völker über die letzten Ziele 
sozialen und politischen Sollens ? Hugo Preuß hat diese Frage ganz 
ähnlich gestellt 1): »Es handelt sich bei alledem gar nicht um 
streitige Rechte, ja in der Hauptsache gar nicht um die Bestreitung 
von Tatsachen; vielmehr sieht der Deutsche dieselbe unbestrittene 
Tatsache anders als der Engländer oder der Franzose. Diese 
Verschiedenheit des Sehens, der Anschauung ist ein Ausfluß der 
Verschiedenheit in der politischen Individualität der Staats- 
völker.... .« | 

Ist diese Frage einmal aufgeworfen, so führt sie von selbst 
dazu, in dem geistigen Leben der Völker, das nicht zuletzt in 
ihrem politischen Wollen seinen — oft furchtbaren — Ausdruck 
findet, nach jenen letzten, grundlegenden Glaubenssätzen zu 


1) Das Deutsche Volk und die Politik, 1915 S. 37. 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 44. 1. II 
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forschen, die sich allenthalben zu geschlossenen Gedanken- 
systemen verdichten, in Weltanschauungen münden. Arbeiten 
und Pflichten anderer Art verhindern den Verfasser, dieses große 
Problem heute schon in seiner vollen Tiefe zu erfassen und zu 
behandeln. Die schwere Zeit des Krieges aber ist geduldigem 
Reifenlassen abhold, überall lauert die bange Sorge, Unvollendetes 
niemals vollendet zu sehen. So mag vielleicht schon der schwache 
Versuch, ein großes Problem in seinen Umrissen zu weisen, die 
Bedeutung dieser Fragestellung und ihre besonderen Formen für 
einzelne wichtige Erscheinungen im politischen Leben der Gegen- 
wart zu zeigen, ein gewisses Verdienst für sich in Anspruch 
nehmen. Eine besondere manchem vielleicht sehr bedenklich 
erscheinender Lücke sei endlich von vornherein gerechtfertigt: 
daß im folgenden auf jede Erörterung jener tiefen Zusammen- 
hänge verzichtet wird, die zwischen den Weltanschauungen der 
Völker und den Erscheinungsformen ihres sozialen und wirt- 
schaftlichen Lebens selbst bestehen. Eine idealistische Kon- 
struktion des geschichtlichen Werdens wird diese Lücke nicht als 
unheilbaren Mangel empfinden; aber auch der Anhänger einer 
materialistischen Geschichtsauffassung, dem das geistige Leben 
nicht als das Primäre, Bestimmende erscheint, wird es zum 
mindesten als eine Reflexwirkung, als ein Spiegelbild des mate- 
riellen anerkennen müssen. Auch von seinem Standpunkte aus 
mag eine Untersuchung dieser Reflexwirkungen willkommen 
„sein, wie uns eine Beobachtung gewisser Lichterscheinungen, deren 
Quelle uns verborgen ist, als Gegenstand berechtigter Forschung 
dienen kann. 


I. 


Das einzige Mittel, uns in der Fülle der Tatsachen zu orien- 
tieren, die uns das geistige Leben der Völker auf dem Gebiet der 
Politik bietet, ist wie bei aller soziologischer Untersuchung die 
Zurückführung dieser Tatsachen auf möglichst wenige einfache 
Typen, die sich im Flusse des lebendigen Werdens nirgends 
in völliger Reinheit finden, für die aber die Erscheinungen der 
Wirklichkeit Annäherungswerte darstellen. Die entscheidende 
Frage im politischen Leben eines Volkes geht dahin, wie das Verhält- 
nis der politischen Gesamtheit vorab des Staates, zu den Einzelnen 
aufgefaßt wird. Es scheint nun, daß sich die hier in der Gegen- 
wart beobachteten, sehr mannigfaltigen Formen der Auffassung in 
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der Hauptsache auf drei verschiedene Typen zurückführen lassen. 
Der erste Typus sei mit dem Ausdrucke»autoritäres Staat- 
prinzipe bezeichnet; diesem ist es eigentümlich, daß es den 
Staat als eine Einheit mit absolutem Selbstzweck begreift, den 
Staat mit dem Anspruch auf unbedingte Unterordnung seiner 
Angehörigen unter diesen höchsten Zweck ausstattet. 

- Den Gegensatz zu dieser Anschauungsform zeigt uns das 
individualistische Staatsprinzip, dasin völliger 
Umkehrung des Verhältnisses den Staat, wie überhaupt jeden 
Verband der Menschen, als Mittel zur Erfüllung der Einzelzwecke 
seiner Glieder betrachtet, als ein im wesentlichen technisches, 
wenn man will, juristisches Gebilde. In der Mitte zwischen beiden, 
als eine Art Synthese steht eine dritte Auffassung, die in dem 
Staate eine Kollektivpersönlichkeit erblickt; in allen seinen 
Gliedern wurzelnd, sie gleichzeitig zu einem höberen Ganzen ver- 
bindend erhebt sich hier der Staat über alle Einzelnen zur Macht 
einer höheren Einheit, die eigene Zwecke gewinnt, auf Grund deren 
sie sich die einzelnen mit ihren Sonderinteressen unterzuordnen 
vermag. Wir wollen diese Auffassung als das nationale 
Staatsprin zip bezeichnen, weil sie gerade aus den nationalen 
Bestrebungen der Gegenwart ihre eigentümliche Kraft gesogen 
hat 2). 

Für das autoritäre Prinzip wurzelt der Staat als absolutes 
Wesen in einer transzendentalen Ordnung, die ihm allein seine 
Zwecke vorzuschreiben vermag; umgekehrt leitet die individua- 
listische Anschauung den Staat aus dem Wollen der Einzel- 
menschen her, die ihm, bestimmt von Erwägungen der Zweck- 


2) Unter den wissenschaftlichen Staatstheorien ist‘ es die” Auffassung! des 
Staates als einer Verbandseinheit, die ungefähr dem oben genannten dritten 
Typus entspricht. Vgl. Jellinek, Allg. Staatslehre, 3. Aufl., 1914, S. 159. In 
weitgehender Uebereinstimmung mit unserer Gliederung bemerkt Jellinek an 
anderer Stelle (S. 173): »Alle Versuche, den Staat zu erklären, sind entweder 
individualistisch oder kollektivistisch geartet. Jenesich realistisch ( ?)oder empi- 
risch dünkenden Lehren sind nichts anderes als Konsequenzen der Anschauung, 
die das Individuum für die einzig reale, unabhängig von unserer subjektiven 
Synthese existierende Größe hält... . Die kollektivistische Einheit hingegen, 
welche Einheit des Ganzen mit Selbständigkeit der Glieder verbindet, liegt der 
organischen Staatslehre, der Tbeorie von der Verbandseinheit und der juristi- 
schen Lehre vom Staate als Rechtssubjekt zugrunde .. . Für die gesamte 
Staatswissenschaft ist von hoher Bedeutung das Ergebnis, daß der Gegensatz 
in den prinzipiellen Anschauungen vom Staate zurückzuführen ist auf den 
großen Gegensatz der beiden Weltanschauungen: der individualistisch-ato- 
mistischen und der kollektivistisch-universalistischen«. 
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mäßigkeit und Nützlichkeit seine Ziele setzen; der nationale 
Gedanke endlich läßt den Staat aus dem als Einheit erfaßten 
Gesamtwillen seiner Angehörigen hervorwachsen und vindiziert 
diesem Gesamtwillen das Recht, die Aufgaben des Staates zu 
bestimmen. | 

Soll die hier versuchte Gliederung der Staatsauffassungen 
einen über ein willkürlich gewähltes Schema hinausgehenden 
Erkenntniswert besitzen, so muß sie sich zwanglos in ein geschlosse- 
nes System der sozialphilosophischen Denk- 
formen einordnen lassen, d. h. es muß jeder der drei Typen 
eine bestimmte Art der Weltanschauung entsprechen. In der 
Tat zeigt die grundsätzliche Kritik, die jede der drei Auffassungen 
an den leitenden Gedanken der beiden anderen übt, daß die 
Gegensätze, die hier zutage treten, tiefer in den allgemeinen 
Grundlagen des Denkens verankert sind, als es auf den ersten 
Blick den Anschein haben mag. Das politische und soziale 
Wollen ist aufs innigste mit der Form der Erkenntnis verwachsen, 
mag man nun das erstere als das primäre, 'bestimmende ansehen, 
weil es mit stärkerer Macht in Erscheinung tritt, oder umgekehrt, 
der Art der Erkenntnis einen maßgebenden Einfluß auf das 
die Bildung des Willens zubilligen °). 

Das autoritäre Prinzip, das dem Staate die 
unbedingte Herrschaft über seine Glieder einräumt, das neben 
dem Staatszwecke selbständige Eigenzwecke der Individuen an- 
zuerkennen sich beharrlich weigert, erinnert an jene philosophische 
Kategorie, die Aristoteles als die Entelechie bezeichet; 
nach welchen das Ganze früher vorhanden ist als seine Teile, seine 
Kraft und Gewalt daher nicht von den letzteren gewinnen kann. 


s) Vgl. dazu meine Entstehung der individualistischen Sozialphilosophie 
Leipzig 1912 Einleitung und passim. In der neuen deutschen Kriegsliteratur 
wurde dieser Zusammenhang zwischen den politischen Grundauftassungen 
und den allgemeinen Denkformen namentlich von Plenge in der Schrift #1789 
und 1914 (Berlin 1916 S. 92) erkannt: »Diese zweite Frage: wie verhält sich 
das Einzelne zum Allgemeinen, geht zunächst auf die Natur des Denkens und 
seiner Begriffe, denn das Denken ist die immer neue Vereinigung von Einzel- 
beiten zu allgemeinen Erkenntnissen. Aber es ist offenbar nur die ganz ent- 
sprechende Fassung unserer eigenen politischen Frage: wie steht das Individuum 
im staatlichen Ganzen. Beide Male handelt es sich um »geistige Einheit aus 
Teilene. Wo also in der Philosophie von dieser Frage die Rede ist, wird in all- 
gemeinster Form von dem Verhältnis des Individuums zum Ganzen gespro- 
chen.... Es scheint für den oberflächlichen Blick, daß von den knifflichsten 
logischen Fragen die Rede ist, die mit dem Staat nichts zu tun haben. Aber 
es handelt sicb hier wie dort um geistige Gebilde von äbnlicher Struktur.« 
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Der Gedanke des Gottesgnadentums, der Ableitung der Herrscher- 
gewalt von einer überirdischen Macht — sei es mit, sei es ohne Ver- 
mittlung der Kirche — bringt diese Vorstellung am reinsten zum 
Ausdrucke. Daher auch die innige geistige Verwandtschaft dieses 
Prinzips mit religiösen Vorstellungen, seine Tendenz, weltliche und 
geistliche Macht in einer Persönlichkeit, dem Oberhaupte des 
Staates zu vereinigen, wie dies am vollendetsten in der russisch- 
orthodoxen Welt gelungen ist. Erkenntnistheoretisch entspricht 
dieser Auffassung die in der Geschichte der Philosophie als die 
Lehre von den »Unversalia ante res bezeichnete Lehr- 
meinung ?), die ganz ähnlich wie die Individuen in Unterordnung 
unter das Kollektivum vorgestellt werden, auch alle konkreten 
Einzeldinge als Abbilder der über und jenseits von ihnen in 
Realität existierenden Ideen begreift. Wie das die Individuen 
vereinigende, sie mit seinen Zwecken beherrschende Kollektivum 
als eine absolute Einheit erfaßt wird, so auch die Idee als Inbegriff 
aller ihr entsprechenden Einzeldinge, die sie zu einer höheren 
Einheit verbindet und denen sie die ihr innewohnenden Zwecke 
als anzustrebendes Ideal setzt. Jedes Kollektivum muß nach 
dieser Auffassung wie die realisierte Idee, seinen eigenen, absoluten 
Zweck in sich tragen, der nicht von dem Willen dem Individuen 
abgeleitet werden karn, sondern dem Kollektivum immanent ist, 
den aber die Leiter des Kollektivums erkennen und durch ihren 
Willen zum Ausdruck bringen. Jener absolute Zweck der Kollektiv- 
persönlichkeit aber ist durch einen transzendentalen Weltplan 
von vornherein gegeben, als dessen Auswirkung eben der Wille der 
Kollektivpersönlichkeit erscheint — eine wahrhafte voluntas 
universalis ante voluntates singulares. Mit der Annahme und 
Anerkennung des transzendentalen Weltplanes von absoluter 
Bestimmtheit ist jede Kritik des Willens der Kollektivpersönlich- 
keiten unvereinbar; sie erfüllen das Gebot der Schöpfung, das sie 
so und nicht anders handeln heißt. 

In schroffem Gegensatze zu dieser Erfassung des Kollektivums 
als einer Eigenpersönlichkeit mit absolut. bestimmtem Selbst- 


4) Für manche mag die Bezeichnung moderner Ideenrichtungen mit den 
Ausdrücken einer scholastischen Terminologie etwas abschreckendes haben. 
Es mangelt uns aber an neueren Bezeichnungen, die mit einer ähnlichen Klar- 
heit die Gegensätze der Denkformen auseinanderhalten würden. Leider ist 
die Verwirrung im Sprachgebrauche der heutigen Sozialwissenschaften — man 
denke nur an Worte wie Realismus, Universalismus, Kcllektivismus — bedauer- 
lich groß. 
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zweck hat sich der Individualismus entwickelt, der 
dem Staate, der Kirche, kurz jedem Verbande der Menschen den 
Anspruch der Einzelindividuen als selbständiger, mit Eigen- 
zwecken begabten Persönlichkeiten entgegengestellt, diese Ver- 
bände selbst als Mittel zur Erfüllung der Sonderinteressen der 
Individuen auffaßt. In seinen reinen Formen verrät der Indivi- 
dualismus deutlich eine mit dem erkenntnistheoretischen N o- 
minalismus übereinstimmende Denkweise. Nur das In- 
dividum ist ihm im sozialen Leben wirklich, der Staat, der Ver- 
band lebt nur in der Vorstellungswelt der Menschen, ganz ebenso 
wie dem Nominalismus nur das konkrete Einzelding, niemals aber 
der Allgemeinbegriff eine Realität bedeutet 5). Spricht er den 
Kollektivgebilden jede Existenz außerhalb des Bewußtseins der 
Menschen ab, so ist ihm der Staat lediglich ein Produkt des Willens 
seiner Angehörigen oder der Ausdruck eines bestimmten Herr- 
schaftsverhältnisses, die Nation, soweit sie sich nicht ebenfalls 
im Willen fundieren läßt, ein bloßes nomen, eine Zusammen- 
fassung von Individuen auf Grund ihrer gemeinsamen Eigen- 
schaften (gleiche Sprache, Geschichte, Recht, Sitte usw.). Von 
einer selbständigen, den Individuen übergeordneten Existenz 
der Kollektivgebilde, von einer eigenen Persönlichkeit der letzteren 
kann nach dieser Auffassung ebenso wenig eine Rede sein, wie von 
einer selbständigen Realität der Gattungsbegriffe, in denen die 
nominalistische Erkenntnislehre vielmehr lediglich universalia post 
res, Abstraktionen, Hilfsmittel des Denkens erblickt, um in der 
verwirrenden Fülle der Erscheinungen gewisse Gruppen der 
letzteren, die gemeinsame Eigenschaften zeigen, zusammen- 
zufassen. Die Dinge müssen also in der » Abgeschlossenheit und 
Fertigkeit ihrer Existenz« gegeben sein, damit sich der Allgemein- 
begriff als ein bloß psychologischer Prozeß ergeben kann; ebenso 
wird die soziale Allgemeinheit zur Einheit, also zur Vorstellung 
eines Konkreten, erst in der Betrachtung desjenigen, der die 
Wechselwirkungen der Individuen unter einen mitgebrachten 
Begriff zusammenschließt! ®). Wie die Dinge der Außenwelt eine 


6) »Der Realismus wahrt dem Denken seinen objektiven Inhalt, er hält 
an dem objektiven, allgemeingültigen Charakter der Wahrheit fest, und macht 
eine metaphysische Weltanschauung möglich. Der Nominalismus hingegen 
negiert den objektiven, allgemeingültigen Wert der Wabrheit,...er führt zum 
Subjektivismus und Individualismus (Grabmann, Geschichte der scholastischen 
Methode, Freiburg i. B. I, 1909, S. 309). 

¢) Vgl. Simmel, Einleitung in die Moralwissenschaft II, S. 122, 123. Simmel 
hat diesen Zusammenhängen der soziologisch-ethischen Weltanschauungen und 
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weitgehende Uebereinstimmung der Eigenschaften zeigen, die es 
logisch rechtfertigt, sie zu einem Allgemeinbegriffe zu vereinigen, 
so kann auch der Wille der in einer Gemeinschaft lebenden 
Individuen oder bestimmter herrschender Gruppen der letzteren 
unter dem Einfluß bestimmter Verhältnisse eine deutliche Rich- 
tung auf ein bestimmtes Ziel erkennen lassen; allein aus dieser 
Willensübereinstimmung ergibt sich nichts Höheres, nichts von 
den Einzelwillen Verschiedenes, nichts die letzteren unbedingt 
Zwingendes, die vielmehr nur in denInteressen undUeberzeugungen 
der eigenen Persönlichkeit die Ziele ihresStrebens finden können. 

Fordert das autoritäre Staatsprinzip von dem einzelnen 
Unterordnung und Gehorsam, so nimmt der Individualismus für 
ihn die freie Durchsetzung seiner Eigeninteressen in Anspruch, 
und anerkennt Grenzen dieses Rechtes nur insoweit, als sie sich 
aus der notwendigenRücksicht aufdivergierende Interessen anderer 
Individuen ergeben. Das erstere ist die Weltanschauung des 
Gehorchenden und Dienenden, der letztere jene des frei Ur- 
teilenden und Handelnden. 

Inmitten zwischen beiden stehend hebt sich von, der undiffe- 
renzierten Menge der übrigen Staatsauffassungen ganz deutlich 
erkennbar jene dritte ab, die wir als die nationalistische 
bezeichnet haben. Dies ist nicht in dem Sinne gemeint, daß etwa 
nur rein »nationales« Fühlen die Grundlage dieser eigenartigen 
Weltanschauung bilden könnte, die wir vielmehr vielfach auch 
dort beobachten, wo die »Staatsnation«, also gerade das national 
nicht einheitliche Volk in Bildung begriffen ist. Es bedarf ferner 
kaum einer besonderen Hervorhebung, daß die nationalen 


der Erkenntnistheorie eine eingehende Darstellung gewidmet, ohne indes, wie 
wir, einen unbedingten Parallelismus anzunebmen. Die grundsätzliche Iden- 
tität der Gegensatzpaare »Individualismus und Absolutismus« (!) einerseits, 
»Nominalismus und Realismus« andererseits betont neuestens auch Joël (Neue 
Weltkultur, Leipzig 1915, S. 29). Auch Lederer scheint (Zur Soziologie des Welt- 
kriegs, Archiv tür Sozialwiss. Maiheft ı915,°S. 359 f.) derartigen Gedanken- 
gängen nicht ganz ferne zu stehen, wenn er den Gegensatz zwischen dem abso- 
luten Staate und dem modernen dahin charakterisiert: »Der absolute Staat 
war Allmacht seinem Begriffe, seiner Idee nach . . . können wir den Staat 
früherer Epochen (cum grano salis) als ungebrochene Einheit auffassen, so bietet 
uns die letzte Entwicklung das Bild einer Differenzierung. Wir haben festzu- 
stellen, daß der Staat im Innern immer mehr Ausdruck gesellschaftlicher und 
wirtschaftlicher Machtverhältnisse wird, so daß es eine spezifische, soziale 
Natur des Staates überhaupt nicht gibt, es nichts gibt jenseits der 
Gesellschaft, alle Auffassung des Staats als eigene soziale Form (Jellinek) als 
Begriffsrealismus erscheint . . .« 


168 . Karl Pribram, 


. Probleme ebensogut einer Erfassung vom Standpunkte des 
autoritären und des individualistischen Stastsprinzips aus zu- 
gänglich sind. Jene Benennung ist vielmehr a fortiori gewählt: 
die nationalistischeStrömung,vor allem in Mitteleuropa, zeigt in der 
Gegenwart, soweit sie sich der Eigenart ihrer Weltbetrachtung be- 
wußt zu werden beginnt, ganz deutlich die Züge jener Synthese, 
welche die Vorstellung von einer selbständigen Persönlichkeit des 
Kollektivverbands, von eigenen Zwecken und eigenem Wollen des 
letzteren, mit dem Gedanken verbindet, daß diese Zwecke und 
dieser Wille ihre Fundierung nicht in irgendeinem absoluten, rein 
metaphysisch hergeleiteten Prinzip, sondern in dem Wollen der 
Einzelindividuen finden. »Die Nationalität« meint Jerusalem’), 
bindet anders als der Staat.... Der Staatistmehr über uns, die 
Nationalität mehr in uns.«e Im Sinne unserer Dreiteilung müßte 
diese Antithese lauten: Dem autoritären Prinzip steht 
der Staat über uns, dem nationalistischen wohnt 
er in uns, dm individualistischen ister für uns. 
Der Nationalgedanke mit seiner Ideenwelt darf 
sich nicht auf die Weltanschauung des autoritären Staats- 
prinzips berufen, wenn er den Versuch unternimmt, das Streben 
der Nation nach politischer Organisation im Gegensatz zu dem 
kraft traditionellen Rechtes bestehenden Staate zur Geltung zu 
bringen. Die Nationalidee tritt erst verhältnismäßig spät in der 
geschichtlichen Entwicklung der Völker als wirkende Kraft auf, 
vielfach in scharfem Widerspruche mit dem historisch gewordenen 
Staate; sie ist viel zu tief im Bewußtsein der Individuen selbst 
verankert, als daß sie darauf verzichten könnte, in den einzelnen 
die Wurzeln ihres Wirkens zu finden. Nicht vor den Individuen 
kann die Nation vorhanden sein, sondern nur in ihnen und 
durch sie; aber die Annahme eines Lebens der Nation b 1o B in 
dem Willen der Individuen kann ihre Bedeutung nicht erschöpfen, 
insoferne wir beobachten, daß ihre Existenz nicht von den Ein- 
zelnen abhängig ist, sondern unbekümmert um deren Wechsel 
durch Generationen dieselbe bleibt. Von dieser in Wesen gleich- 
bleibenden Form strahlt dann auf die einzelnen eine bestimmte 
Wirkung aus, die ihrerseits eine qualitative Gleichheit der Indivi- 
duen in Sprache, Recht, Sitte, Lebensbedingungen, zur Folge hat. 
Von dieser qualitativen Gleichheit wird der einzelne erfaßt und 
derart in das Ganze eingefügt, daß das letztere eben in der Ent- 


7) Krieg im Lichte der Gesellschaftslehre. Stuttgart 1915, S. 75. 
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wicklung dieser Erscheinungsformen unbekümmert um den ein- 
zelnen seinen eigenen Zweck erhält. So geht diese Auffassung 
zwar von dem Individuum aus, erschöpft aber ihre Betrachtung 
nicht in ihm, sondern verleiht den aus den Beziehungen zwischen 
den Individuen sich ergebenden Erscheinungen den Charakter 
selbständiger Realitäten, die ihrerseits bestimmend auf die ein- 
zelnen zurückwirken, deren Existenz aus der isolierten Be- 
trachtung der einzelnen garnicht zu gewinnen ist. In den Aus- 
drücken Volksgeist, Nationalidee, nationale Ideale u. dgl. hat 
diese Auffassung ihre bezeichnenden Schlagworte erhalten und 
in der Politik wie in der Staats- und Rechtslehre einen großen 
Kreis von Anhängern vereinigt; die erkenntnistheoretische 
Fundierung ihrer eigenen Ansicht ist ihnen freilich oft genug ver- 
schlossen geblieben. Denn im wesentlichen zeigt diese Kon- 
struktion des sozialen Geschehens einen deutlichen Parallelismus 
mit jener philosophischen Grundanschauung, die als die Theorie 
von den Universalia in re bezeichnet wird, und in der 
Auffassung des Weltbildes das Daß der Dinge, ihre Materie, ihr 
Sein, von dem Was, dem So sein, der Form unterscheidet, die in der 
Existenz das schlechthin einzelne, in der Form, die den Gattungs- 
charakter begründet, das Allgemeine erblickt ®). Wie sich für 
diese Denkform über und jenseits der konkreten Einzeldinge der 
Allgemeinbegriff als Realität erhebt, der doch gleichzeitig in ihnen 
wurzelt und nur als realisierte Form ihnen gegenüber tritt, so ist 
der Gesamtwille der Nation für diese Auffassung des National- 
bewußtseins gewissermaßen die selbständig gewordene Form, von 
welcher der Wille jedes einzelnen, der zur Nation hinstrebt, Inhalt 
und Ziel empfängt. Die passive Unterordnung, die das autoritäre 
Staatsprinzip fordert, ist hier ersetzt durch die bewußte Ein- 
gliederung des einzelnen in die höheren Zwecke des Kollek- 
tivums, durch das Gefühl, jenem Gesamtwillen nicht nur passiv, 
sondern als ein mitschaffender Teil gegenüberzustehen °’). 

®% Vgl. Simmel a. a. O. S. 122, 123. 

9) Auch diese dritte Form der Staatsauffassung deutet Lederer an (a. a. O. 
S. 371), wenn er meint, daß aus dem Antagonismus von Kapital und Arbeit 
in der Wirtschaftsverfassung der Gegenwart ein neuer Begriff des Staates im 
Bewußtsein aller Klassen entsteht, derart, laß der Staat auch in seiner Er- 
scheinungsform als abstrakter Machtstaat gleichbedeutend mit Gesellschaft 
gefaßt wird, daß sich die Gesellschaft auch dort, wo sie schon Objekt des Staates 
ist, noch immer als Gesellschaft, also als Subjekt aktiv, fühlt... . Dieses 
Bewußtsein einer aktiven Einheit (in der Aktion des Staats) ist dann, in unserer 
Auffassung, eine Ideologie«. Vgl. ebda. S. 375. 
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In drei charakteristischen Erscheinungsformen treten uns 
neben zahlreichen weniger eindeutig bestimmten Mischbildungen 
die hier in großen Umrissen geschilderten Gegensätze der Welt- 
anschauungen im Leben der Völker heute entgegen, jede unbe- 
wußt in der ihr eigenartigen Form des Erkennens verankert, 
jede eine bestimmte Deutung des Weltgeschehens heischend, jede 
von ihren Anhängern eine bestimmte Art des Handelns fordernd. 
Das mit der Erkenntnislehre von den universalia ante res innig 
verknüpfte autoritäre Staatsprinzip ist heute verkörpert in 
dem Staaisgefühldes russischen Volkes; der indivi- 
dualistische Nominalismus charakterisiert die 
Weltanschauung der Briten, dass Nationalbewußt- 
sein des deutschen Volkes verrät jene Züge, die wir 
als bezeichnend für die Erkenntnistheorie der Universalia 
in re hervorgehoben haben. Der Kampfder Völker mit den Waffen 
ist gleichzeitig ein blutiges Ringen um die tiefsten Formen mensch- 
lichen Denkens. 

Es ist selbstverständlich, und bedarf keiner besonderen 
Hervorhebung, daß sich in jedem Staate und Volke Vertreter aller 
Auffassungsformen finden. Wie der individualistische Nominalis- 
mus in Deutschland eine große Zahl von Anhängern aufweist, so 
war schon vor dem Kriege der Nationalgedanke in England in 
starken, lebenskräftigen Ansätzen erkennbar. Inwieweit in der 
kürzlich in Rußland zum Ausbruche gekommenen revolutionären 
Bewegung tatsächlich, wie dies einzelne Stellen in den ersten 
Manifesten der neuen Regierung vermuten lassen, individua- 
listische Strömungen zum Siege gelangt sind, läßt sich heute aus 
der Ferne nicht erkennen. Noch weniger läßt sich voraussehen, ob 
dieser jähe Wechsel der Verfassung im Widerspruche mit allen 
bisherigen Urteilen über das geistige Leben Rußlands, eine 
dauernde Abkehr von den Grundsätzen des autoritären Prinzips 
bedeutet. Nicht dies ist indes für unsere auf die Herausschälung der 
Typen gerichtete Betrachtung entscheidend. Wie alle Erschei- 
nungen im Leben der Menschen, so ist auch ihre Staats- und 
Weltauffassung einem ständigen Wandel unterworfen, und 
mancher Umschwung mag in der gewaltig gespannten Atmosphäre 
der Kriegszeit sich rascher und schroffer vollziehen als in der 
gleichmäßig temperierten Periode friedlichen Wettbewerbs der 
Völker. Es mag uns daher genügen, im allgemeinen jene Eigenart 
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der Staats- und Weltanschauung festzustellen, wie sie sich vor dem 
Kriege in den breiten Massen der Bevölkerung Rußlands, Eng- 
lands und Deutschlands trotz aller Unklarheit volkstümlichen Den- 
kens doch zu geschlossenen Bildern formte. Wollen wir diese 
charakteristischen” Merkmale im Denken der Völker über die 
sozialen Dinge erfassen, so bleibt uns nichts übrig als — um nicht 
alles durch die Brille des vielleicht getrübten eigenen Urteils zu 
sehen — die Aeußerungen unbefangener Beobachter zusammen- 
zustellen, und das Ergebnis dieser von unserer Schematisierung 
völlig unbeeinflußter Aeußerungen an dem Systeme unserer 
apriori gewählten Typen zu prüfen. Mag auch die Häufung 
wörtlich angeführter Belegstellen über das Maß des sonst Ueb- 
lichen hinausgehen, so dürfte dieser Vorgang doch in der von uns 
gewählten Methode der Darstellung seine Rechtfertigung er- 
halten. . 

Beginnen wir mit Rußland, das uns den Typus des autoritären 
Staatsprinzips verkörpern soll. » Der Altrusse (Pobjedonoszew)«, so 
charakterisiert- Kjellén 1), die Psyche des Großrussen 
»glaubt den besserenTeilgegenüber Europa erwählt zu haben. In der 
Kultur des Westens sieht er nur schlimme Seiten, geldgierigen 
Industrialismus, sittenverderbenden Individualismus, staats- 
umwälzenden Parlamentarismus, vor deren Ansteckung er 
»svätaja Rossija«, sein heiliges Rußland, bewahren will... Das 
Bewußtsein einer Welteroberermission dürfte hier tiefer in die 
große Masse eingedrungen sein als anderswo und die ganze 
Stärke einer primitiven Religiosität bewahrt haben, die unbe- 
grenzte Geduld verleiht zum Tragen und Warten, aber geringen 
Impuls zum Schaffen. ... Der bürgerliche Individualismus... war 
im Problem Rußland lange Zeit ein geradezu unbekannter 
Faktor . . .« Im wesentlichen damit übereinstimmend ist die 
Charakteristik des russischen Nationalgefühls, die Ruedorffer 
entwirft !!): »Es ist zunächst in dem russischen Nationalismus 
der unbedingte Glaube an das russische Volk, seine welterlösende 
Mission. KeineReflexion über irgendwelche Mißstände des heutigen 
Rußland kann diesen unbedingten Glauben irgendwie berühren. 
Das kommt daher, daß der Russe felsenfest an die Ewigkeit 
Rußlands glaubt..... Diese Ueberzeugung ist aufgebaut auf dem 
Bewußtsein des ungeheuren Raumes, den das russische Reich 


10) Kjellén, Die Großmächte der Gegenwart. 5. Aufl. 1915, S. 164. 
11) Grundzüge der Weltpolitik der Gegenwart S. 70. 
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einnimmt. Der russische Bauer steht hinter seinem Pfluge und 
sieht die unendliche Ebene, und alles ist Rußland. Es ist der 
Himmel des russischen Gottes, er umspannt die Welt. Und 
überall herrscht der Zare. Ist es nicht, als ob die Weltauf- 
fassung, welche erkenntnistheoretisch in der Lehre von den 
Universalia ante res gipfelt, hier geschildert würde ? 
In der Empfindung jedes einzelnen von der Uebermacht des in 
dem staatlichen und gleichzeitig religiösen Oberhaupt verkör- 
perten Kollektivums, das trotz seiner Unendlichkeit als Einheit 
gefühlt wird, als Einheit, der sich der einzelne bedingungslos, 
passiv, als dienender Teil unterordnet, nicht als aktiv an ihr 
teilhabendes Glied, weil sie längst vor ihm vorhanden war, und 
ewig ist, wie die absolute Idee? Der schroffe Gegensatz in welchem 
diese Weltanschauung zu jener des Individualismus steht, muß 
kaum besonders hervorgehoben werden, denn er ist mit den 
Händen zu greifen. Ganz scharf ausgeprägt ist aber auch ihr 
Unterschied von jenem spezifisch deutschen Nationalbewußt- 
sein, das den Gedanken der nationalen Mission als aktives Willens- 
element gleichzeitig in die Seele jedes einzelnen Volksgenossen 
verlegt, und aus ihr erst entstehen läßt. Man hat wiederholt auf die 
Abhängigkeit der russischen Ideenentwicklung von der deutschen 
idealistischen Philosophie hingewiesen 1%); den Grundcharakter 
der russischen Weltanschauung hat sie nicht zu verändern ver- 
mocht, die nur einen Gesamtwillen kennt, als Willen der Kollektiv- 
persönlichkeit, des zarischen Reiches selbst, während der Wille die 
einzelnen sich bedingungslos jenem unterordnet. Vom Stand- 
punkte des einzelnen aus betrachtet heischt also sein Nationalis- 
mus von ihm Glauben und Dienen, nicht aktives Wollen und 
Handeln. Der Geist des Individualismus hat hier keine Spuren 
hinterlassen 13). 

13) Vgl. Leuthner, Russischer Volksimperialismus (Berlin 1915, S. 17), 
der das »sachlich Unterscheidende« der beiden Geistesströmungen freilich in 
dem äußerlichen Umstande erblickt, daß »Fichtes Auserwählungsgedanke wie 
der der nachexilischen Juden eine Flucht aus der Wirklichkeit ın das Reich 
des Ideals iste, während die russische Allmenschlichkeit .... die mystisch- 
religiöse oder rassentheoretische Verklärung und im Endergebnisse die Natio- 
nalisierung des russischen Erobererreiches, sozusagen die »Volkwerdung des 
zarischen Imperialismus« sind. 

12) Vgl. auch Hoetzsch, Rußland: Eine Einführung auf Grund seiner Ge- 
schichte, Berlin 1913, S. 87: »Daher darf die Formulierung .. . wiederholt wer- 
den, daß das Zeitalter des Individualismus in der russischen Geschichte bisher noch 


nicht erreicht ist, während die im Volkscharakter und in der geographischen 
Lage liegenden Vorbedingungen für eine Konservierung mittelalterlichen We- 
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»Der Staatsnationalismus ist zum Volke herabgestiegen« 1%), 
nicht umgekehrt, der nationale Staat aus dem flammenden 
Bewußtsein seiner Glieder geboren worden. Auch der Panslavismus 
wie ihn der Großrusse erfaßt, bedeutet schlechthin Unterordnung 
aller slavischen Völker unter die »heilige Dreiheit: Zar, groß- 
russisches Volk, Orthodoxie« H. Preuß meint sogar 15): »Daß der 
Panslavismus nur die bewußt unwahre Verhüllung russischer 
Staatspolitik ist, begreift man glücklicherweise nachgerade nicht 
nur bei uns, sondern bei vielen slavischen Völkern.« Ganz ähnlich 
schreibt Joel!%): »Nicht erst der Zar, nein, schon die russische 
Seele, die ihr »Väterchen« auf Händen trägt, ist absolut. Statt 
intensiver Kultur sucht sie unendliche Expansion bis zur Allum- 
fassung. Sie kann nicht anders, sie muß alle russische Erde sam- 
meln, und darüber hinaus kann sie nicht ruhen, bis Puschkins 
Wort erfüllt ist, daß, »alle slavischen Völker sich ins russische 
Meer ergießen« . . . sie muß sich ergießen, bis alles ein Meer wird, 
ein russisches Meer unter einer Macht — Und die Masse ebbt und 
flutet in stummem Gehorsam unter der Einheitsgewalt«. ... . 

Bringt der Nationalismus des russischen Volkes den Geist und 
die Denkformen des autoritären Prinzips zum schärfsten Aus- 
drucke, so jener des britischen die Weltanschauung des 
Individualismus!”). Das Denken der Engländer steht seit 
sens, der psychischen Gebundenheit hier außerordentlich gesteigert worden 
sind durch den Inhalt der politischen Geschichte und seine Wirkung. In seiner 
wirtschaftlichen, sozialen und geistigen Entwicklung bewegte sich das russische 
Volk jahrhundertelang sehr langsam vorwärts... Durch all dies sind jene konser- 
vierenden Bedingungen noch außerordentlich viel lebenskräftiger und wirkungs- 
voller als in entsprechenden Perioden der westeuropäischen Geschichte ... 
Schließlich aber werden diese Vorbedingungen dadurch noch künstlich erhalten, 
als sie durch die Geschichte mit der Existenz, mit der ganzen Idee des russischen 
Staates, wie er auch heute noch trotz aller Erschütterungen der Revolution vor 
uns steht, auf das innigste verbunden sind.« 

14) Leuthner a. a. O. S. 25. 

18) H. Preuß, Das deutsche Volk und die Politik S. 25. 

10) Joël, Neue Weltkultur. Leipzig 1912, S. 13. 

17) Auch die Weltauffassung der Franzosen ist als prinzipiell individualistisch 
zu kategorisieren, wenngleich sie den Geist der nominalistischen Erkenntnis- 
lehre nicht mit der gleichen Klarheit ausgeprägt hat. Sie hat im wesentlichen 
die Traditionen des philosophischen Materialismus fortgesetzt, der im Stoffe 
das allein Wirkliche erblickt und von diesem Standpunkte aus niemals zu einer 
über die konkreten Einzeldinge hinausgreifenden Realisierung der Allgemein- 
begriffe gelangen kann; daher auf dem Gebiete der Sozialphilosophie die An- 
nahme eines den Einzelwillen sich unterwerfenden Gesamtwillens ablehnen 
muß. Denn die Anerkennung einer vom Stoffe getrennt existierenden Form ist 
die Voraussetzung für die Annahme einer selbständigen Wirklichkeit des Allge- 
meinbegriffs. 
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dem Ende des 18. Jahrhunderts unter dem Banne der auch erkennt- 
nistheoretisch durch ihre Philosophenschulen tief begründeten 
Auffassung, daß nur dem Einzelinteresse und dem Einzelwillen 
eine Wirklichkeit beizumessen sei; die besten Köpfe bemühten 
sich hier um das Problem, wie sich aus dem Wirrsal der zahlreichen 
divergierenden Einzelinteressen die Wohlfahrt des sozialen Ganzen 
ergeben könne. In dem Gedankenkreise des Utilitarismus, der be- 
zeichnend genug das größte Glück der größten Zahl als das Ziel 
des gesellschaftlichen Lebens bestimmte — der Gemeinschaft 
mithin einen durchaus individualistischen Zweck setzte, hat dieses 
Problem für Jahrzehnte des englischen Geisteslebens seine ent- 
scheidende Formulierung gefunden und vielleicht bis zum heutigen 
Tage ohne tiefgehende Veränderung bewahrt. So wird in der 
Weltanschauung des Briten ganz deutlich die dem Nominalismus 
eigentümliche Tendenz wirksam, den Willen der einzelnen als ein in 
erster Linie durch Motivationen des Eigeninteresses Bestimmtes 
aufzufassen, und dieser charakteristische Zug kehrt auch in 
dem britischen Nationalgedanken wieder. Der Nationalstaat 
ist für diesen Vorstellungskreis nichts apriori gegebenes, keine 
mit einem Selbstzweck begabte Persönlichkeit. Seine Aufgabe 
ist es vielmehr, der Freiheit der einzelnen, ihren wirtschaftlichen 
und geistigen Bestrebungen, dem Schutze ihrer Interessen zu 
dienen — durchaus individualistische Ziele. Umgekehrt setzt die 
Bestimmung den einzelnen durch das Medium seines Staates unmit- 
telbar in Beziehung zu der ganzen Menschheit. Das englische Natio-. 
nalgefühl ist nach der Charakteristik von Schulze-Gävermnitz 18). 
szugleich Kosmopolitismus: der Dienst an der eigenen 
Nation erscheint als Dienst an der Menschheit. Denn die eigene- 
Nation gilt als Verwalterin der höchsten Kulturgüter, zu denen die 
übrigen Völker bewundernd und nachahmend aufblicken.e Und 
an anderer Stelle 1%): »Die britische Flagge gilt ihm (dem Eng- 
länder) als die Trägerin des Friedens und des gleichen Rechtes 
für alle; sie scheint ihm persönliche Bewegungsfreiheit und demo- 
kratische Selbstregierung zu gewährleisten. Indem er seine Insti-- 
tutionen verbreitet, glaubt der Engländer der Menschheit zu. 
dienen.« 

Man hat dem britischen Kosmopolitismus in neuester Zeit 
vielfach den Vorwurf gemacht, daß er unecht sei, daß er unter dem. 


18) Britischer Imperialismus und englischer Freihandel. Leipzig 1906, S. 49._ 
19) Ebenda S. 85. 
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Vorwande einer Förderung der höchsten Kulturgüter der Mensch- 
heit im Grunde doch nur das Interesse der Briten verfolge, und 
das was diesem entspreche, als höchstes Ideal menschlichen 
Strebens hinstellt 20%). Das ändert, auch wenn es richtig ist, natür- 
lich nichts an der Tatsache der durchaus individualistischen 
Fundierung dieser Weltanschauung, die so sehr von der Gewalt 
des eigenen Selbstinteresses erfüllt ist, daß sie das letztere zum 
Range eines Interesses der Menschheit zu erheben vermag. 

Auch die Erscheinungsformen der englischen Sitte lassen den 
Zusammenhang mit ihrer Denkmethode deutlich erkennen: 
»Inhalt dieses Lebens«, so charakterisiert Joël 2!) die englische 
Eigenart, »das als Konkurrenz in Sport und Geschäft gefaßt wird, 
bleibt das individuelle Interesse; aber der Individualismus wird 
sozial paktierend, und die selbständigen einzelnen erkennen ein 
allgemeines an — nicht so sehr über sich als zwischen sich als 
geltende Verkehrsform, als Spielregel, als bis zum cant zu respek- 
tierende Konvention, ... . als gültige Münzen, als die ja die eng- 
lischen Denker auch die allgemeinen Begriffe auffassen.« 

Die dritte moderne Erscheinungsform nationalen Fühlens, 
jene, die erkenntnistheoretisch in der Lehre von den universalia in 
re wurzelt, tritt uns in ihrer vollendetesten Gestalt in jenen Formu- 
lierungen entgegen, in denen die Ideen der geistigen Führer des 
deutschen Volkes heute nach Selbstbesinnung und Klarheit ringen: 
es ist die tiefe Ueberzeugung von einem nationalen Gesamtwillen, 
der sich zu eigener Kraft, zu eigenen Zielen aus dem gleich ge- 
richteten Wollen aller Volksgenossen auswirkt, und dann, auf die 
einzelnen zurückstrahlend, sie in den Bannkreis seiner Forde- 
rungen zieht. In der deutschen idealistischen Philosophie werden 
die ethischen Grundlagen dieser Unterwerfung des einzelnen 
unter den höheren Willen des Kollektivmus aufgespürt. 

»Die Bedeutung des neueren deutschen Idealismus liegt in 
erster Linie darin«, so erklärt Wundt ?3), „daß er, nachdem ebenso 
die Begründung der Moral auf die Religion, wie die andere der 
Religion auf die Moral durch die Verselbständigung beider 
hinfällig geworden, die in der Gemeinschaft wirksamen W illens- 
kräfte als die schöpferischen Mächte des sittlichen Lebens 

2%) Vgl. neuestens besonders Scheler, Der Genius des Kriegs und der deutsche 
Krieg, S. 385 und 414. 

21) Joel, Neue Weltkultur, S. 33. 

3) Wundt, Die Nationen und ihre Philosophie. Ein Kapitel zum Weltkrieg. 
Leipzig 1915, S. 85. 
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erkannt hat, wobei die Willensantriebe einen imperativen Cha- 
rakter überall dadurch empfangen, daß sie von einem dem 
Einzelwillen übergeordneten Allgemein- 
willen ausgehen, während ihre bindende Kraft von der 
Höhe der Werte abhängt, auf die der gebietende Allgemeinwille 
gerichtet iste. Diese Formulierung entspricht völlig jener Denk- 
form, die wir oben als charakteristisch für die Auffassung des 
Nationalismus bezeichnet haben; tatsächlich wird in der deut- 
schen Literatur, in Reden, Gesprächen und in der Presse das 
innere Wesen des Krieges auf deutscher Seite regelmäßig im 
Sinne einer Hervorhebung der beiden Geistesmächte Idealismus 
und Nationalismus ausgedeutet ??); ihr tiefer innerer Zusammen- 
hang wird freilich mehr gefühlt, als erkenntnistheoretisch klar 
erfaßt. 

Ganz deutlich grenzt sich so der deutsche Idealismus mit 
seinem Pflichtbewußtsein, das die Motivation des Einzelwillens 
durch den übergeordneten Gesamtwillen fordert, einerseits von 
dem autoritären Prinzip, anderseits von dem Gedankenkreise des 
Individualismus ab. Von dem ersteren insoferne als dieses keinen 
Gesamtwillen kennt, sondern den absoluten Anspruch auf Unter- 
werfung des einzelnen unter die Zwecke des Kollektivmus erhebt, 
dem einzelnen also keinen Anteil an der Willensbildung des 
letzteren gestattet; von der individualistischen Weltauffassung 
insoferne, als deren Ethik im Grunde weit mehr ein Problem 
der Erkenntnis, eine Frage nach der Entstehung eines sozialen 
Willens aus den auseinanderstrebenden Einzelwillen ist, die 
schließlich in eine Harmonie, eine Versöhnung ausklingen müssen, 
wenn die Gemeinschaft nicht auseinanderfallen soll; während sich 
für den deutschen Idealismus in dem den Gesamtwillen ver- 
körpernden Staate bzw. der Nation ein neues mit Eigenzwecken 
ausgestattetes, über den einzelnen stehendes Ganzes erhebt, das 
mit seinem Willen die Glieder beherrscht. Leopold v. Wiese, 
der in seinem Herzensgrunde offenbar stark zum Individualismus 
hinweist, bemerkt in seinem feinen Buche sehr zutreffend, es 
erscheine vielfach »den Anhängern der idealistischen Philosophie 
deren Sieg über andere Weltanschauungen als Primat des Willens 
und der Spekulation über die (kausale Zusammenhänge auf- 
suchende) Erkenntnis« 24). Primat des Willens, das heißt eines 


22) Vgl. L. v. Wiese, Gedanken über Menschlichkeit. München und Leipzig 
IgI5, S. 4. 
24) A, a. O. S. 6. 
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Gesamtwillens, den es nicht nur zu erkennen, den es auch bewußt 
zu organisieren und dem es freudig zu dienen gilt; Primat der 
Spekulation, das heißt, des schöpferischen Strebens nach einer 
Synthese der Einzelwillen zu einer neuen, ihnen übergeordneten 
Einheit mit eigenen Zielen, eigenem Willensinhalte, eigenem 
absolutem, in einem großen Weltplane begründeten Werte, im 
Gegensatze zu der vorwiegend analytischen Betrachtung des 
Nominalismus, der über die konkreten Einzeldinge hinaus nichts 
wirklich Existierendes erkennen, sie also lediglich zu gedank- 
lichen Schemen ohne jede Reflexwirkung auf die einzelnen ver- 
einigen kann. 

Der tiefe Gegensatz zwischen der Denkform des dartschen 
Volks und jener seiner westlichen Nachbarn scheint auch Fichte 
vorgeschwebt zu haben, als er in seinen heute vielberufenen 
Reden an die Deutsche Nation es als höchsten Vorzug der Deut- 
schen, als Zeichen ihrer kulturellen Ueberlegenheit bezeichnete, dad 
sie die ihnen ursprünglich angestammte Sprache bewahrt haben; 
daher auch ihren Begriffen ihre ursprüngliche Lebendigkeit, 
ebenso den an diese Begriffe sich knüpfenden Gefühlen ihre ur- 
sprüngliche Innigkeit. Die Ausländer dagegen, zu denen er ver- 
mutlich auch die Engländer rechnet %), haben eine ihnen ur- 
sprünglich fremde Sprache angenommen, dadurch haben alle ihre 
Begriffe etwas Totes erhalten, dadurch ist auch der lebendige 
Zusammenhang zwischen Begriff und Gefühl ertötet worden. Das 
nominalistische Denken, so können wir diese Beobachtungen 
in unsere Terminologie umprägen. kann um so leichter Wurzel 
fassen, je mehr die Begriffe im Volksbewußtsein den Zusammen- 
hang mit allen realistischen Elementen verloren haben. Neuer- 
dings hat Schmitz 2°) darauf aufmerksam gemacht, daß in Eng- 
land die Schlagwörter der Nützlichkeitsphilosophie und des 
Parlamentarismus fast ausschließlich der fremden, lateinischen 
Sprache entnommen und darum so»unwahrhaft« sind ; richtiger aus- 
gedrückt, sie sind echte Abstraktionen, während in der ursprünglich 
angestammten Sprache der Zusammenhang der Abstraktionen 
mit der sinnlichen Welt, der sie einst entlehnt wurden, niemals 
völlig verloren gehen kann, daher hier immer ein tiefer Rest von 
Begriffsrealismus übrig bleibt 2°). 


25) Vgl. Gomperz, Philosophie des Krieges in Umrissen. Gotha 1915, S. 27. 
26) Schmitz, Das wirkliche Deutschland, 3. Aufl. 1915, S. 86. 
27) Sehr fein und treffend sind auch die Bemerkungen, die der alte Rümelin 
(Zur Theorie der Statistik I 1863 in »Reden und Aufsätze« S. 250) an die Erörte- 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik, 44. 1. 12 
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In Ergänzung dieser Betrachtungen seien noch zwei Stellen aus 
der deutschen philosophischen Kriegsliteratur angeführt, die den 
erwähnten Gegensatz in das schärfste Licht rücken. Rudolf 
Eucken 28) führt aus: »Die englische Philosophie neigt dahin, 
Religion und Wissenschaft von einander gänzlich zu trennen, sie 
gestattet es, hier und dort grundverschiedene Richtungen einzu- 
schlagen; die französische stellt beide Gebiete leicht in schroffsten 
Gegensatz und zwingt, zwischen ihnen zu wählen; die deutsche 
möchte jedem sein Recht zuerkennen, beide aber in innere 
Verbindung bringen, und das eine durch das andere fördern.« 
Eine innige Verknüpfung zwischen Religion und Wissenschaft her- 
stellen heißt aber, da der Glaube niemals Gegenstand reiner Er- 
kenntnis sein kann, auch die letztere in irgendwelchen, jenseits der 
Erfahrung in Realität existierenden Begriffen des Glaubens ver- 
ankern. Und was Joël in der folgenden Stelle das »organische 
Prinzip« nennt, das ist nichts anderes als jene Denkform, die in 
dem Vorstellungskreise der universalia in re wurzelt 2): »Frei 
und doch fromm, selbständig und doch untertan der Pflicht — so 
fordern es die deutschen Lehrmeister. Der Mechanistiker kanns 
nicht verstehen; ihm gilt nur entweder das absolute Ganze, dem 
die Teile als tote Masse dienen, oder ihm gelten die Teile für sich, in 
der Atomisierung, in der sich das Ganze anarchisch zersetzt. 
Dem organisch Denkenden aber sind die Teile lebendige Glieder 
eines lebendigen Ganzen; denn das Ganze lebt ihm in den 
Gliedern, wie die Glieder im Ganzen. Das organische Prinzip.... 
ist der tiefste Sinn und Kern des deutschen Denkens in der 
Mystik wie beim Cusaner, bei Leibniz wie bei Kant, bei Fichte wie 
bei Hegel, bei Schelling, wie bei Schopenhauer. ... Das deutsche 
Leben bildet beständig Vereine und Genossenschaften wie die 
deutsche Musik Zusammenklänge, wie die deutsche Sprache 
Wortzusammensetzungen und das deutsche Denken Synthesen... .« 


À III. 


Drängt die nationalistische Staats- und Welt- 
auffassung zur Synthese, indem sie die Einzelwillen zu 
einem übergeordneten Gesamtwillen vereinigt und nun für diesen 


rung aer Bedeutung des deutschen Wortes #Zustande und der ihm entspre- 
chenden romanischen Bildungen »status, état, stateę knüpfte. Vgl meinen Auf- 
satz: Die Statistik als Wissenschaft in Oesterreich S. ıı in den »Beiträgen zur 
Geschichte der Statistik in Oesterreich« 1913. 
*) Rud. Eucken, Die Träger des deutschen Idealismus. Berlin 1915. S. 20. 
2%) Joël, Neue Weltkultur S. 72, 73. 
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in einem transzendentalen Weltplane einen Platz zu bestimmen 
sucht, so ist die Denkmethode des Individualismus 
eine durchaus analytische. Ein Wille des Staates als 
solchen ist ihr ebenso unbegreiflich wie ein Wille des Volkes, der 
Nation als einer Gesamtheit. Wollen können nur Einzelpersonen, 
ihr Wille erhält durch Einflüsse mancherlei Art seine Richtung 
und seine Ziele; für große Gruppen kann sich unter dem Drucke 
gleichartiger Verhältnisse eine weitgehende Uebereinstimmung in 
diesen Zielen ergeben. Aber über diesen Willen hinaus läßt sich 
in der Erfahrung keine Instanz auffinden, die ihn — etwa als 
Emanation eines metaphysischen Planes — mit einem absoluten 
Inhalte erfüllen könnte. Für die individualistische Anschauung 
gibt es daher, — soweit sie nicht im Bereiche der reinen Forschung 
bleibt, und im Wege der Abstraktion jene Willensübereinstimmung 
als tatsächlich gegeben feststellt, sondern sich zu politischen 
Postulaten entschließt — nur eine mögliche Forderung: daß 
jene Ziele des Willens einer überwiegenden Majorität von Volks- 
genossen ihre Verwirklichung finden. Nur nebenbei sei hier auf 
den aus dem Wesen der Analyse sich ergebenden durchaus relati- 
vistischen Charakter dieser Formung politischer Postulate hinge- 
wiesen. In diesem Sinne fordern die liberalen Kreise Englands 
und Frankreichs eine Aufteilung Europas nach dem Nationalitäten- 
prinzip. »Das Staatengebäude entspricht den Forderungen der 
Nationalitäten nicht — so charakterisiert Kjellén ?%) diese 
namentlich in England weitverbreitete Meinung —, »deshalb ist es 
entzwei gegangen; Europas Karte muß neu gemacht werden, 
das ist die Erklärung zu dem was jetzt geschieht.« Mit ebensoviel 
analytisch-statistischem Eifer wie mangelndem Verständnis für 
die innige Verflechtung der slawischen Völker Mittel- und Süd- 
europas in die sie umgebende germanische Welt entwerfen in 
England Seton Watson und Toynbee, in Frankreich Seignobos 
Grundrisse zu einer politischen Gestaltung Europas auf Grund der 
Nationalitätenstatistik schlechthin, — vielleicht in Erinnerung an 
jenen größten Triumph der individualistischen Auffassung in der 
Politik, da den Bewohnern von Nizza und Savoyen für ihre 
Lande die Option der Staatszugehörigkeit freigestellt wurde — 





30) Kjellén, Die politischen Probleme des Weltkriegs S. 46. In einer An- 
merkung ebenda S. 47 erwähnt er die Entstehung einer schwedischen Schule, 
die das ganze Nationalitätenprinzip für kaum mehr als seinen überlebten libe- 
ralen Aberglauben anzusehen scheint«. 

12% 
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ein schier unbegreiflicher Vorgang im Sinne einer kollektivistischen 
Weltanschauung, der eine derartig isolierende Betrachtung eines 
kleinen Volks- oder Landesteiles unter Verzicht auf seine Ein- 
ordnung in die Synthese des Weltgeschehens unfaßbar ist. 
Setzt der Individualismus seine Analyse immer bis zum 
Einzelwillen fort, so besteht für ihn kein Anlaß zu einer Aende- 
rung der Gebote des Sollens, wenn eine Handlung im Namen einer 
Gemeinschaft erfolgt; mit anderen Worten, es gibt für den 
Individualismus keine von der allgemeinen Moral verschiedene 
Staats- oder Volksmoral. Letzten Endes strebt alle Individualethik 
dahin, anstelle der Bindung des Willens durch absolut giltige 
Gebote oder Normen, wie dies der universalistischen Denkweise 
mit ihrer Anerkennung absoluter Begriffe und absoluter Zwecke 
entspricht, eine Bindung des Willens bloß durch den eigenen 
ausdrücklich erklärten Willen zu setzen: der Vertrag ist derGrund- 
pfeiler aller konsequent individualethischen Systeme; hat doch 
auch unter dem Zeichen des Staatsvertrags der Individualismus 
seinen siegreichen Einzug in die Sozialphilosophie gehalten. 
Dagegen lehnt die universalistische Staatsauffassung — das 
autoritäre Staatsprinzip ganz ebenso wie das nationalistische — die 
Anwendung individualethischer Normen auf das Verhalten der 
Kollektiva ab; ihr durch eine absolute Weltordnung gesetztes 
Ziel kann in seiner Erfüllung nicht durch eine erklärte Willens- 
meinung irgendeiner zufälligen Regierung oder Vertretung des 
Volkes gehindert werden. Wie diese Auffassung keine unbe- 
dingte Bindung des Staats- oder Volkswillens durch geschlossene 
Verträge gestattet, so folgert sie aus der Absolutheit des Zweckes 
des Kollektivums dessen schrankenloses Recht auf Wachstum, 
Erweiterung der Grenzen, Unterwerfung fremder Gebiete, An- 
gliederung der in einem anderen Staate lebenden Volksgenossen °’) 
31) Vom Standpunkte des strengen Individualismus aus ist ein derartiges 
Verhalten freilich unfaßbar und unverständlich: »So bietet sich uns denn ein 
merkwürdiges und wenig erbauliches Schauspiel dar: in den Beziehungen zwi- 
schen den Staaten und Völkern erscheinen Anschauungen vor dem Urteile gei- 
stiger Führer der Menschheit gerechtfertigt, die im Verhältnisse der Menschen 
innerhalb eines Staates oder Volkes durchaus verwerflich sind. Ja noch mehr: das- 
selbe, was hier als unsittlich und verbrecherisch gebrandmarkt wird... .. erscheint 
dort nicht nur zulässig, sondern unter Umständen geboten und daher für den 
Staatsbürger Pflicht. Da aber die Beziebungen zwischen den Staaten bei aller 
sozialen Eigenart derselben schließlich doch menschliche Beziehungen sind; 
d. b. da es derselbe einzelne Mensch ist, in dem sowohl die Beziehungen inner- 


halb des Staates als die zwischenstaatlichen Beziehungen ihre letzte Veranke- 
rung finden, so ergibt sich hier ein seelischer Konflikt von unerhörter Spannung, 


Die Weltanschauungen der Völker und ihre Politik. 181 


u. dgl. Mit Vorliebe wird dabei mit flachen biologischen Argu- 
menten operiert, Staat oder Volk wird als Einheit dem lebendigen 
Organismus der Natur mit seinem ungehemmten Anspruch auf 
Wachstum gleichgesetzt. Die philosophisch gebildeten Anhänger 
des Universalismus suchen dagegen die Rechtfertigung für eine 
Differenzierung zwischen Kollektiv- und Einzelmoral eben in 
jener Synthese, die jedem Kollektivum, vorab dem eigenen, einen 
bestimmten Platz im Weltgeschehen anweist. Wie tief trotz 
alledem die individualistische Ethik in der öffentlichen Meinung 
Wurzel geschlagen hat, beweist die Tatsache, daß Staatsmänner u. 
Politiker ebenso wie die Wortführer namentlich der städtisch- 
bürgerlichen Presse, das Handeln des eigenen Staats als mit den 
Grundsätzen der Individualmoral übereinstimmend darzustellen 
suchen, jede Verletzung dieser Grundsätze auf der Gegenseite mit 
den schärfsten Ausdrücken brandmarken. Nichts konnte vollends 
dem individualistischen Denken des britischen Volks die Be- 
rechtigung, ja Verpflichtung Englands zum Anschlusse an die 
Gegner Deutschlands einleuchtender machen, als der Hinweis auf 
die Verletzung der belgischen Neutralität, die sich als Vertrags- 
bruch auffassen ließ. | 

Jene analytische Betrachtungsweise des Individualismus ge- 


sobald er nur einmal zum Bewußtsein gekommen ist. Und es ist nur dem wenig 
beachteten Umstand zuzuschreiben, daß die allermeisten Menschen gar kein 
wirkliches persönliches Leben führen, sondern im Typischen dahinleben, daß 
sie nach dem treffenden Ausdruck Schillers bloß so dahingehen wie die einmal 
aufgezogenen Taschenuhren, wenn es den Anschein hat, als sei das Mißverhält- 
nis von P5litik und Moral nur ein philosophisches Problem und nicht vielmehr 
das praktische Grundproblem des sozialen Lebens überhaupt. (Max Adler, 
Politik und Moral im »Kampf« Jahrg. IX, Heft 9, S. 325.) Wenn das geschil- 
derte Mißverhältnis »vor dem Urteile geistiger Führer der Menschheit« nicht 
besteht, so kann wohl kaum der Mangel an »persönlichem Leben« als zureichen- 
der Grund dafür angesehen werden, daß es der Mehrzahl der Menschen nicht 
zum Bewußtsein gelangt; es sei denn, man faßt den Ausdruck »persönliches 
Leben« so, wie Max Adler ihn vielleicht verstanden wissen will: als Bekenntnis 
zum Individualismus. An einer späteren Stelle des gleichen Aufsatzes (S. 331) 
betont dann Adler selbst sehr scharf den Gegensatz der beiden Denkformen: 
»Was immer wieder den Unterschied zwischen Staatsmoral und Privatmoral 
für so selbstverständlich erscheinen läßt, ist dasjenige, was man als die Meta- 
physik des Staatsbegriffes bezeichnen muß... .. Die Vergesellschaftung des Den- 
kens..., die nur eine Art unseres geistigen Lebens darstellt, unserer Art, soziale 
Erfahrungen zu machen, verselbständigt sich in einem Kollektivgebilde, das 
nun nicht bloß als wesenhafter Gegenstand, sondern als höhere Person dem 
Einzeldenken und -Wollen gegenübertritt.... Aus einer gesellschaftlichen Be- 
ziebung, die dem Einzelwesen zukommt, verwandelt sich die Staatlichkeit, 
die Volklichkeit in ein übergreifendes persönliches Wesen selbst, das nun frei- 
lich nicht nur eigenen Willen, sondern auch eine eigene Moral haben kann... .« 
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stattet aber auch eine Kritik des Einzelwillens, seine Prüfung an 
dem Maßstabe des Vernünftigen, d. h. des dem Interesse des 
Willensträgers Entsprechenden. Der Gedanke einer Vermeid- 
barkeit des Krieges durch Vernunftgründe, die auf die einzelnen 
zu wirken vermögen, ist nur der individualistischen Auffassung 
möglich, die in diesem Sinne zur Trägerin der pazifizistischen 
Bewegung geworden ist: von der zunehmenden, die einzelnen 
Volksgenossen beeinflussenden Aufklärung wird die tiefe Einsicht 
in den Widerspruch zwischen dem Kriege und den eigenen 
Interessen und in weiterer Folge die Abschaffung aller Rüstungen 
erwartet. | 

Voraussetzung für diese Ansicht ist die Erbringung des 
Nachweises, daß die mit den Mitteln des Krieges verfolgten 
Ziele lediglich dem Interesse und dem Wollen einzelner im Be- 
sitze der Herrschaft befindlicher Persönlichkeiten oder kleiner 
Gruppen entsprechen, die mächtig genug sind, die große Masse 
ihrer Staats- u. Volksgenossen ihrem Willen zu unterwerfen. Mit 
Hilfe einer derartigen analytischen Betrachtung findet sich der 
Individualismus mit der traurigen Wirklichkeit des Krieges ab, 
die er nicht in Abrede stellen, deren Bedeutung und Einfluß auf die 
Entwicklung des sozialen Geschehens er aber skeptischen Er- 
örterungen unterziehen kann, indem er ihn gleichzeitig in die 
Sphäre des Irrationalen verweist 33). Oder aber es wird die Be- 
freiung von aller Not des Krieges für alle Zukunft von der end- 
gültigen Beseitigung der Klassengegensätze erwartet, weil nur 
diese -revolutionäre Umgestaltung des Wirtschaftslebens die 
Macht der den Kampf der Staaten immer von neuem erregenden 
kapitalistischen Interessen zu brechen vermag. Dies ist der 
Standpunkt des individualistisch orientierten Zweiges des 
Marxismus: »In der Idee«, so sagt z. B. Max Adler ®), »ist der 
Staat ein einheitliches, solidarisches Ganzes, in der Wirklichkeit 
ist er vom Klassengegensatz durchwühlt; in der Idee ist er die 
Sphäre eines allgemeinen Willens, der zugleich Ausdruck der 
Freiheit eines jeden seiner Bürger ist; in der Wirklichkeit ist er 
die Machtorganisation des Willens einer Klasse... . Der feindliche 


83) Sehr bezeichnend ist jene Ansicht Lederers (a. a. O. S. 383), daß der 
»größte Krieg der Weltgeschichte der unwesenhafteste von allene ist; daß — mit 
einer sctwas waghalsigen Hyperbel gesprochen«, eine Geschichtschreibung, 
welche die Dinge der Welt ihrer inneren Wesenhaftigkeit nach abschätzt, 
diesen Krieg in einer Anmerkung erledigen könnte.« 

33) Max Adler, Politik und Moral im »Kampf«. IX. Jahrg. S. 330. 
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Gegensatz der Staaten... . fließt dann gar nicht aus dem Willen 
des Ganzen, wie dies so scheint, sondern. aus dem Willen ihrer 
herrschenden Klassen, die sich für das Ganze halten, und auch 
dafür gehalten werden. Nicht die »Staaten« oder »Völker« 
wollen dies oder jenes, nicht »England« oder »Rußland« oder 
»Deutschland«, sondern die führenden und herrschenden Klassen 
dieser Staaten« Da eine Auseinandersetzung mit den vom 
Sozialismus beeinflußten Deutungen des Krieges den Rahmen 
dieser Abhandlung sprengen würde, so wollen wir uns mit der 
Anführung dieser einen Belegstelle begnügen. 

Jene grundsätzliche Anschauung des Individualismus haben 
sich übrigens auch die liberalen Kreise Englands zu eigen ge- 
macht, wenn sie heute für die schärfste Fortsetzung des Krieges 
eintreten, und von seiner siegreichen Beendigung erwarten, daß 
sie die Welt und das deutsche Volk selbst von dem preußischen 
Militarismus, von der Herrschaft einer kleinen, an der territorialen 
Expansion, an der Erlangung einer Weltmacht interessierten 
Klasse erlösen werde 34). 

Diese Meinung beruht auf einem tiefen Mißverstehen der 
Denkform des deutschen Volkes; sie setzt voraus, daß dieses, 
wie der britische Liberalismus, im Geiste des Individualismus 
denkt und fühlt, dem jeder Zwang, jede Unterordnung des 
Eigeninteresses unter die Zwecke des Ganzen — des Staates, der 
Nation — grundsätzlich widerstrebt. Wäre diese Annahme 
richtig, dann würde freilich die Beseitigung der Obrigkeitsgewalt 
jene freie Entfaltung der individualistischen Tendenzen herbei- 
führen, die mit einem strengen militärischen System ebenso 
unvereinbarlich ist, wie mit einer starken Staatsgewalt. Allein 
das Denken des deutschen Volkes erkennt von vornherein jeden 


%) Als ein Ausdruck dieser Auffassung sei beispielsweise eine Stclle aus 
der bekannten Zeitschrift Econcmıst angeführt, die damals (Heft vom ı. Mai 1915, 
S. 859) noch durchaus in friedensfreundlichem, altliberalem Sinne redigiert 
war. Der Artikel (The war spirit in Germany) kommt zu dem Ergebnis, sthat 
tbe defeat, or, at least, the repulse of Germany is necessaryto civilisation, and, 
above all, is necessary to the people of Germany if they are to become morally, 
intellectually and politically free. This portent of a ccnscript nation marching 
with automatic enthusiasm to a conflict which its rulers could so easily have 
prevented is a portent and a problem so strange, terrible and incredible in itself 
and in its consequences. . . .It is in fast at once the greatest triumph and the grea- 
test condemnation of military discipline; and if any good is to come to mankina 
from this horrible slaughter, it will be the defeat of tbe military sytem, and 
of the tyranny of the State over the individual. We must hope for a revolution 
of opinion and sentiment in Germany — and there are already signs of it — 
which will make for a durable peace and for a future reconciliation.s 
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einzelnen als mittätigen aber doch untergeordneten Teil des 
Ganzen; das Ganze aber muß sich in einer starken Obrigkeit 
manifestieren, die dem einzelnen den Inhalt seines Wollens vor- 
schreibt und zwar im Unterschied von der Herrschaft des autori- 
tären Prinzips nicht in Form eines Wollens einer absoluten 
Staatsallmacht, nach dem Motto sic volo, sic jubeo — sondern als 
klar erkennbaren Ausdruck eines Gesamtwillens. Diesen Ge- 
danken betont mit großer Schärfe der Reichskanzler v. Bethmann- 
Hollweg in seiner Reichstagsrede vom 27. Februar 1917: »Die 
Zeiten sind vorüber, wo in den Regierungen die Kabinettspolitik 
herrschte, und die freiheitlichen Strömungen mehr oder weniger 
kosmopolitisch waren. Damals leuchtete der nationale Gedanke 
nur in wenigen Köpfen. Heute hat er das ganze Volk in allen 
seinen Schichten über jeden Stand und jede Partei hinweg erfaßt 
und zu einer untrennbaren Einheit zusammengeschweißt .... 
Die Briands, Lloyd-Georges usw. wollen die Welt glauben machen, 
daß ihr Ziel sei, Deutschland vom preußischen Militarismus zu 
befreien und dem deutschen Volke demokratische Freiheiten 
zu schenken. Nun, wo wir zu befreien sind, da werden wir es 
selbst besorgen, und was den Militarismus anlangt, so wissen wir 
alle, vor dem Kriege hat es selbst Herr Lloyd George gewußt, 
daß. unsere geographische Lage immer an das Wort Friedrichs des 
Großen gemahnt: Toujours en vedette. Wirksamer als in Ein- 
richtungen, die auf festem monarchischen Boden ruhen, kann 
die Wacht nicht ausgeübt werden. Durch nichts wirksamer als 
durch eine Monarchie, die ihre Wurzeln im Volk, in seinen breiten 
Schichten hat und aus diesem nie versiegenden Lebensquelle, aus 
der Liebe des freien Mannes ihre Kraft schöpft. Und nichts 
anderes ist Sinn und Wesen des deuischen Kaisergedankens wie 
des preußischen Königtums«. 

Von diesem Standpunkte des deutschen Nationalismus aus 
ergeben sich dann jene philosophischen Betrachtungen und Aus- 
deutungen des Weltkriegs, die allesamt in dem Ideenkreise der 
Universalia in re wurzeln, und sich insoferne in zwei Gruppen 
sondern lassen, als die Synthese bald bei dem engeren Probleme 
des deutschen Nationalgeistes und Nationalwillens stehen bleibt 
und hier abbricht, bald die Einordnung dieses Geistes als eines 
entscheidenden Kulturfaktors in die Völkergemeinschaft Europas 
versucht. Die erstere Richtung knüpft vornehmlich an Fichtes 
Forderung der nationalen Selbständigkeit durch Abschließung 
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von fremden Einflüssen an, die letztere an Hegels großes System 
der Geschichtsphilosophie, das jedem Volksgeist seine bestimmte 
Stellung um den Thron des Weltgeistes zuweist. »Wie die einzelne 
Persönlichkeit aufgeht in der nationalen Gemeinschaft, in der 
sie ihren Wert für sich hat, zugleich aber gebend und nehmend an 
dem geistigen Besitz des Volkes teilnimmt, in das sie hinein- 
geboren ist, so lebt jedes Volk sein Leben für sich, getragen von 
der Kulturgemeinschaft der Völker, aber dieser mit reichen 
Zinsen zurückgebend, was es von ihr empfangen hat«®). Einem 
Volksgeist aber, so argumentiert der deutsche Nationalismus von 
dieser Grundanschauung ausgehend im Anschlusse an Hegel 36) 
weiter, ist jeweils eine beherrschende Stellung in der Entwicklung 
des Weltgeistes bestimmt. » Jedes große Volk, so charakterisiert 
Troeltsch diese Weltauffassung ?7), habe seinen großen Tag in der 
Geschichte, und nun beginnt der deutsche Welttag, die Weltherr- 
schaft des deutschen Geistes, der deutschen Arbeit und der 
deutschen Kultur. Alles, worauf der deutsche Geist in Jahrhunder- 
ten hingearbeitet hat, drängt zusammen auf den gegenwärtigen 
Augenblick, um den deutschen Geist an Stelle der erschöpften und 
ausgelebten alten Mächte treten zu lassen, oder doch ihm seine 
große Stunde zu sichern ehe die des heute vielleicht noch nicht 
reifen Slaventums beginnt... .« 

Alle anderen ähnlichen Konstruktionen weit übertreffend 
hat Max Scheler, dem der Weltkrieg der eigentlich deutsche 
Krieg ist, in einer großen Synthese den Kampf um die Weltherr- 
schaft als einen Kampf der Nationen als geistiger Kollektiv- 
persönlichkeiten zu erfassen versucht. Jedes seiner Worte atmet 
jenen Geist, den wir oben als den eigentlich nationalen Kollek- 
tivismus charakterisiert haben. Die Wurzel des Krieges ist ihm 
»das dem individualistischen Prinzipe übergeordnete Prinzip des 
Universalismus des Lebens, wie es sich in der Staatsbildung als der 
Bildung eines in allen Individuen identisch gemeinsamen, selb- 


—— 


35) Wundt a. a. O. S. 96. 

s) Vgl. Hegel, Rechtsphilosophie § 345: »In der Weltgeschichte erhält 
dasjenige notwendige Moment der Idee des Weltgeistes, welches gegenwärtig 
seine Stufe ist, sein absolutes Recht, und das darin lebende Volk und 
dessen Taten erhalten ihre Vollfübrung und Glück und Ruhm.« Die Ueber- 
zeugung von der Berufung des eigenen Volkes zu besonderen Aufgaben ist ein 
integrierender Bestandieil der nationalistischen Vorstellungswelt, die auch in 
diesem Punkte ihre tiete Verwandtschaft mit dem Gedankenkreise der großen 
religiösen Ideologien verrät. 

3) Troeltsch, Imperialismus in der Neuen Rundschau 1915, I. Heft, S. 3. 
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ständigen, über alle Individualinteressen und -neigungen real 
erhabenen, die Zeitinteressen der Generationen real überdauernden 
Lebenswillens des Staatswesens und seiner vernünftigen Regelung 
verkörpert« ?®2). Er macht es Fichte zum Vorwurf, daß für diesen 
»der nationale Staat als konkrete Kollektivpersönlichkeit noch 
kein letztes metaphysisches Recht hat — er ist noch nicht nur 
sich selbst und Gott verantwortlich, — er behält für ihn nur den 
Wert einer Einrichtung der »göttlichen Erziehung des Menschen- 
geschlechts« (Lessing) zur Verwirklichung dessen, was sein Lehrer 
Kant, noch unmittelbarer als er selbst, als Maßstab an dieGeschichte 
anlegte: Zur Realisierung der Idee der Weltrepublik« 39)! Man 
kann die Auffassung der Nation als einer mit absolutem Selbst- 
zwecke begabten Kollektivpersönlichkeit nicht schärfer zum 
Ausdruck bringen, als es hier in der schroffen Ablehnung jeder 
Unterordnung der Nationalidee unter ein Menschheitsideal 
geschieht. 

Plenge hat in jener Formulierung, die er den» Ideen von IQI4« 
— in scharfem Gegensatze zu den individualistischen des Jahres 
1789 — gibt, dielogischeVerbindung zwischen der universalistischen 
Denkform und der nationalistischen Staatsauffassung und zwar 
mit vollem Bewußtsein, vielleicht am reinsten vollzogen. Ueber 
Hegel hinausschreitend will er »die einfache Formel« heraus- 
bringen, »daß, wo ein vernünftiges Ich ist, geistiges Zusammenleben 
des Menschen, also ein Viel-Ich ist: geistiges Ganzes, das alle 
geistigen Lebenstatsachen, wie Sprache, Schrift, Staat, Kunst usw. 
als dieses Ganze aufbaut. Ein Ganzes, das seiner Natur nach in 
seiner Gliederung in Teile lebt, die eigene Gestalt und eigenen 
Willen haben, aber trotz dieser Selbständigkeit ihrer Zwecke und 
Handlungen, die bis zur Hinübergliederung in ein anderes Ganze 
geht, doch immer nur eingegliederte Teile bleiben«*%). Diese 
philosophische Grundauffassung hat nun in der Kriegszeit ihre 
praktische Verwirklichung im Deutschen Reiche erfahren: » Wir 
mußten, ob wir wollten oder nicht, in den geschlossenen Handels- 
staat Fichtes hinein, und wir haben ihn in seiner Grundlage zu der 
höchsten Verwirklichung des Hegelschen Staatsgedankens auf- 
gebaut. Ein starker Nationalstaat, in dem dieselbe Kraft eines 
zu jedem Opfer bereiten Vaterlandsgefühls alle Teile durchdringt, 


39) Max Scheler, Der Genius des Krieges und der deutsche Krieg. Leipzig 
1915, S. 42. 

39) Ebenda S. 55. 

40) Plenge. 1789 und 1914, Berlin 1916, S. 99. 
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und in dem alle Einzelglieder durch ihre in freiem Zusammen- 
schluß geschaffenen Organisationen bei der Durchführung der 
nationalen Angelegenheiten mitwirken« *). In seiner Synthese des 
Weltgeschehens weist natürlich auch Plenge dem deutschen Volke 
für die nächste Zukunft den ersten entscheidenden Platz an %): 
»In uns ist das 20. Jahrhundert. Wie der Krieg auch endet, wir 
sind das vorbildliche Volk. Unsere Ideen werden die Lebensziele der 
Menschheit bestimmen. Die Weltgeschichte erlebt gegenwärtig das 
ungeheure Schauspiel, daß bei uns ein neues, großes Lebensideal 
zum endgültigen Siege durchdringt und daß gleichzeitig in 
England ein weltgeschichtliches Prinzip endgültig zusammen- 
bricht... .« 

Steigen wir von den Höhen philosophisch verankerter 
Geschichtskonstruktionen herab in die Regionen des landesüblichen 
Denkens der Gebildeten Deutschlands, so begegnet uns, wenn- 
gleich verflacht, und in bewußter Zuspitzung auf ein bestimmtes 
politisches Ziel im Wesen die gleiche synthetische Grundstimmung 
in jenem Buche, dem seit Beginn des Krieges vielleicht der größte 
Erfolg beschieden war, das also am sichersten in den Geleisen der 
in Bildung begriffenen allgemeinen Meinung sich bewegte, in 
Naumanns »Mitteleuropa«. Auch dieses Zukunftsgebilde ist eine 
Synthese, es ist die territoriale Grundlage für die Auswirkung des 
deutschen Volksgeistes, den auch Naumann als eine reale Einheit 
erfaßt: »Diese lebendige Volksmaschine geht ihren Gang, ob der 
Einzelmensch lebt oder stirbt, sie ist unpersönlich oder über- 
persönlich, hat ihre Reibungen und Störungen, ist aber als 
Ganzes etwas, was gerade so vorher nie vorhanden sein konnte, un- 
ser geschichtlich gewordener Charakters $3). Und an einer anderen 
Stelle: »Fichte und Hegel nicken von den Wänden: der Deutsche 
wird erst recht nach dem Kriege staatlicher Wirtschaftsbürger mit 
Leib und Seele, sein Ideal ist und bleibt der Organismus (?), nicht 
die Willkür; die Vernunft und nicht der blinde Kampf ums 
Dasein. Das ist unsere Freiheit, unsere Selbstentfaltung. Damit 
werden wir unseren Geschichtstag erleben wie es andere sieghafte 
Völker mit anderen Künsten und Tüchtigkeiten in anderen 
Zeitaltern taten... Für dieses unser Vaterland sind unsere Toden 
im Felde gestorben: Deutschland in der Welt voran«! 


4) Ebenda S. 121; der Schlußsatz vom Autor gesperrt. 
3) Ebenda S. 20. 
43) Naumann, Mitteleuropa. Berlin 1915, S. ıIz, 113. 
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Es ist aus dieser Grundstimmung des Denkens im deutschen 
Volk auch erklärlich, warum hier die einzelnen einem Wechsel 
ihrer politischen Ueberzeugung weit leichter zugänglich sind als 
individualistisch orientierte Naturen. Wiese *) spricht gelegent- 
lich von den » Virtuosen des Umlernenst, er beklagt mehr noch als 
die bewußte Abweichung von der persönlichen Ueberzeugung die 
»tatsächliche innere Anpassungsfähigkeit, dieses Knien vor dem 
starken Willen der übermächtigen öffentlichen Meinung«. Auch 
diese Erscheinung ist, wie schon aus den eigenen glücklich ge- 
wählten Worten Wieses hervorgeht, eine Folge eben jener eigen- 
artigen Verfassung des Denkens, die dem einzelnen zwar die 
Bildung eines Willens gestattet, ihn aber gleichzeitig veranlaßt, 
auf jede selbständige Regung zu verzichten, sobald ein Gesamt- 
wille in der öffentlichen Meinung aufscheint, dem der einzelne 
sich pflichtgemäß unterzuordnen hat. Weit schärfer verallge- 
meinernd bringt Meinecke diesen Wesenszug zum Ausdruck, 
den der Nationalismus übrigens mit allen überwiegend univer- 
salistisch orientierten Denkformen teilt, wenn er meint %): »Der 
Nationalismus kann keine freie, mannigfaltige, differenzierte, 
sondern nur eine schematisierte und konventionelle nationale 
Kultur gebrauchen ..... es bildet sich eine geistige Schwielenhaut, 
die gut sein mag zum augenblicklichen Dreinschlagen mit der 
Faust, aber unfähig macht für feinere Empfindungen und Tätig- 
keiten.« | 

Es läßt sich auch nicht verkennen, daß der vom Nationalis- 
mus als Einheit postulierte Gesamtwille einer Bevölkerung, deren 
Umfang entweder durch historische Tradition oder durch eine 
bestimmte gleichartige Gesinnung charakterisiert ist, mit seiner 
Beschränkung auf rein irdische Zwecke ein dürftiges Produkt der 
kulturellen Entwicklung ist, gemessen an den grandiosen, die 
diesseitige wie die jenseitige Welt in unbegrenzter Expansionskraft 
umspannenden religiösen Konzeptionen der Vergangenheit; daß 
anderseits das System der individualistischen Sozialphilosophie, 
bei allen logischen Schwierigkeiten, welche seine konsequente 
Fortbildung bereiten mag, sich in seinen konstruktiven Ele- 
menten doch durch die größte Klarheit und Einfachheit aus- 
zeichnet, während jenes Nationalbewußtsein, gleichzeitig im 
Individuellen und im Kollektiven wurzelnd, bald die Wesenszüge 


4) Wiese, Gedanken über Menschlichkeit S. 52, 53. 
45) Meinecke, Die deutsche Erhebung von 1914, S. 91. 
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der einen bald jene der anderen dieser Geistesrichtungen in 
stärkerem Maße annimmt. Die Widersprüche, die sich daraus er- 
geben, veranlassen manche Denker, die im übrigen großesVerständ- 
nis für den nationalen Gedanken zeigen, wie z. B. Meinecke 46), den 
Staatsverband schlechthin über den Volksverband zu stellen, 
und damit im Grunde für die politische Betrachtung das nationale 
Prinzip wiederum durch das autoritäre zu ersetzen. 
IV. 

Ist es allzu gewagt, die entscheidenden Züge dieser drei 
großen Weltanschauungen auch in der auswärtigen Politik der drei 
Staaten zu suchen? Dem autoritären Prinzip, das die Kollektio- 
persönlichkeit mit einem mächtigen, einheitlichen, nach innen wie 
nach außen gleich zweck- und zielbewußt wirkendenWillen ausstat- 
tet, entspricht eine mit großen Zielen erfüllte Politik, deren Träger 
nur als Funktionäre eines durch sie handelnden überpersönlichen 
Subjektes, des Staates, der Nation, auftreten. Mit Individual- 
wünschen und Sonderinteressen einzelnerGruppen oder Klassen der 
Bevölkerung hat eine solche Politik nichts tun. Sie wird auch 
nicht von den breiten Massen der Bevölkerung gemacht, deren 
Willen ja an dem Willen des Staates keinen Anteil hat; sie wird dem 
Volke verkündet, das sich bedingungslos dem Gebote des Herr- 
schers unterwirft. Solcher Art ist die auswärtige Politik Rußlands. 
»Oft genug sind die Motive (der russischen Expansion) genannt 
worden: der Zug nach dem Westen und das Streben nach der 
natürlichen Grenze, zu den eisfreien Häfen und Zugängen des 
Weltmeeres . . . . Getragen wurde diese Expansion nicht vom 
Volk, sondern vom Staat, von weitblickenden Herrschern und 
einer Diplomatie, die, oft nichtrussischen Ursprungs, unheimlich 
und zielsicher wie eine Geheimgesellschaft zu arbeiten schien, und 
einer Armee, die nach einem Worte Wittes das unermeßBliche 
Rußland geschaffen hat, das jetzt vor allem an seinem Umfange 
krankt« %4). Ganzähnlich ist die Auffassung eines anderen Beobach- 
ters der russischen Politik $8). »Gewiß, die letzten Jahrzehnte 
und ihre Zollpolitik lassen einen nicht unbedeutenden Einfluß 
wirtschaftlicher, industrieller Interessenkreise erkennen. Aber 
die ungeheure Ausbreitung des russischen Staates, mitsamt der 


“) A. a. O. S. 8o. 

4%) Erich Marcks, Die imper. Idee der Gegenwart, in »Männer und Zeiten« 
S. 282. 

4) Hoetzsch, Rußland S. 26. 
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besiedelnden und zivilisierenden Wirkung, die er im Osten übt, 
ist doch klärlich vor allem eine politische Erscheinung, poli- 
tische und militärische Kräfte haben sie geleitet und sind ihre 
wirklichen Urheber gewesen. Dahinter steht der Anteil der 
Nation, soweit eine solche in Rußland nur irgend besteht; das 
Ganze erscheint der Betrachtung, die die Zeitalter und die Räume 
überschaut, wie ein großer, gleichmäßig fortschreitender Natur- 
vorgang, und sein Mittelpunkt ist diejenige Gewalt, die alles rus- 
sische Leben um das Staatsleben herumgebildet hat, das Zaren- 
tum. Religion und Kirche, Nationalität und eine Art von grobem 
Rassenbewußtsein, eine Art von grober Kulturgemeinschaft 
wirken wohl — trotz der ursprünglichen Zusammengesetztheit des 
Reichskörpers — mit, ein elementares Gesamtgefühl; der Führer 
ist doch das Großmachtsgefühl, der uralte staatliche Ehrgeiz und 
Machttrieb. Und dieser ist über alle die halben liberalen An- 
wandlungen, die eine Weile lang dem Zarentum anflogen, längst 
wieder zum unbedingten Herrn geworden« .... Gleich absoluten 
Glaubenssätzen sind, dem Geiste des Universalismus entsprechend, 
die Ziele der auswärtigen Politik Rußlands in einem mystischen, 
Jahrhunderte alten Testamente des größten aller Zaren nieder- 
gelegt; ihre religiöse Begründung läßt sie gleichzeitig als ein 
Gebot göttlichen Willens erscheinen. So steht diese Politik, rein 
logisch betrachtet, in schroffem Gegensatze zu der Politik Eng- 
lands, mit der sie durch das ganze 19. Jahrhundert hindurch auch 
tatsächlich auf das schärfste rivalisierte, bis es der überlegenen 
Kraft des britischen individualistischen Denkens gelang, jene 
Sphäre scheinbar gemeinsamer Interessen aufzufinden, in wel- 
cher der Absolutismus in den Dienst seines Gegenpoles ge- 
zwungen wurde. 

Dem rückwärts gewendeten Blicke einer Geschichtsbetrach- 
tung, die in den Kausalreihen des historischen Werdens überall 
zweckbewußte Politik aufzuspüren vermeint, mag freilich die 
Entwicklung des englischen Weltreichs — ganz ebenso wie jene des 
Zarentums — als das Ergebnis eines einheitlichen, durch Gene- 
rationen hindurch verfolgten Planes erscheinen, dessen großes 
Ziel den Trägern der Staatsgewalt in jedem Augenblicke ihres 
Handelns völlig klar vor Augen steht — in Wirklichkeit ergab 
sich für die englische Politik das Bewußtsein der Bedeutung 
territorialer Expansion erst aus einer kritisch-analytischen 
Betrachtung der Entwicklung des britischen Kolonialbesitzes und 
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der großen, vornehmlich wirtschaftlichen Interessen, die innig 
damit verknüpft waren. Die Vorstellung von einer grundlegenden 
Einheitlichkeit und Zielsicherheit der englischen Auslandspolitik 
ist erst eine Entdeckung der jüngsten Zeit, seit Seeley, ohne selbst 
jene Auffassung zu teilen, »in Englands Ausdehnung mit ein- 
drucksvoller Einseitigkeit den eigentlich lebendigsten Inhalt eng- 
lischer Geschichte nachgewiesen hat %)«. Eine unbefangene Be- 
trachtung aber zeigt, daß den englischen Staatsmännern ihre 
Ziele von der Expansionstendenz der britischen Industrie, des 
britischen Handels gesetzt wurden, daß ihre Erfolge ihnen fast 
wider Willen in den Schoß fielen 5%). Das lehrt die Geschichte der 
englischen Kolonialpolitik von der Erwerbung Indiens durch eine 
Handelskompagnie angefangen, über die politische Unterwerfung 
Aegyptens hinweg bis zur Erwerbung der südafrikanischen Be- 
sitzungen durch Cecil Rhodes in der neuesten Zeit. In jener liberalen 
Periode englischer Politik, die vor allem durch das Ministerium 
Gladstone bezeichnet ist, stand diese Expansionstendenz sogar 
im Gegensatze zu der herrschenden individualistischen Ueber- 
zeugung °}). 

Darin vor allem besteht die Eigenart der großen englischen 
Staatsmänner, daß sie die von den lebendigen Herrschaftsbe- 
strebungen der Industrie und des Handels ihnen gestellten Auf- 
gaben mit vollendeter Staatskunst erfaßten und zu lösen ver- 
suchten — immer galt das Wort: english policy is english 
trade. Darum gab es auch für die englische Politik keine anderen 
Ziele als jene, welche die Individualinteressen des Wirtschafts- 
lebens ihr diktierten: Behauptung des Erworbenen, kluge Anpas- 
sung an das jeweils Erreichbare unter Vermeidung aller absoluten, 
dogmatischen Forderungen; wie dies der allem individualistischen 
Denken eigenen relativistischen Auffassung der Dinge entspricht. 
Wurde doch das Handeln und Entscheiden »von Fall zu Fall« als 
eine hervorstechende Eigenschaft im Nationalcharakter der 
Engländer bezeichnet 52). Erst in neuester Zeit scheint sich hier 

4%) Marcks, Die imper. Idee der Gegenwart S. 277. 

s0) „Das Weltreich selber ist, wenn man dem klassischen Dolmetsch dieser 
Expansion, Seeley, glauben darf, gleichsam im Vorübergehen geschaffen worden, 
in einer spontanen Entwicklung, wo die eine Aufgabe von selbst aus der anderen 
bervorwächst«. (Kjellén, Die Großmächte der Gegenwart, 5. Aufl., S. 95.) 

sı) Vgl. dazu Marcks, Die Machtpolitik Englands in Deutschland und der 
Weltkrieg« S. 303 f. 

ss, Vgl. Kjellén a. a. O. S. 95. Aehnlich mit scharfer Betonung der eigen- 
artigen Rückwirkung nominalistischer Denkweise auf die praktische Lebens: 
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mit der Entwicklung des Gedankens einer Umbildung des eng- 
lischen Weltreichs zu einer geschlossenen Einheit unter dem 
Drucke der von außen drohenden Gefahren ein Umschwung der 
grundsätzlichen Auffassung vorzubereiten. 

Und Deutschlands auswärtige Politik? Der Mangel an klar 
erkannten und bewußt verfolgten Zielen wurde in den letzten 
Jahren vor dem Kriege und in der schweren Zeit, die seit dem 
4. August 1914 verflossen ist; immer wieder beklagt. Er rührt 
nicht daher, weil die Träger der Politik den Bestrebungen der 
Einzelindividuen die Beantwortung der Frage zu überlassen 
willens sind, wohin das Streben des Reiches nach Machter- 
weiterung sich richten soll, sondern weil sie auf die glückliche 
Stunde des Aufleuchtens eines nationalen Gesamtwillens warten. 
»Die verantwortlichen Leiter«, so meint Naumann ®) »sind nicht 
in der günstigen Lage, in der Bismarck im Winter 1870/71 war, daß 
er von vornherein ungefähr wußte, was er wollte, denn dieser 
ungeheure Krieg erschien im Sommer 1914 ungewollt und diplo- 
matisch unvorbereitet. . . . Soviel darf mit Sicherheit gesagt 
werden, daß beide mitteleuropäischen Reiche kein fertiges Kriegs- 
ziel besaßen, weil sie überhaupt nur zur Verteidigung gerüstet 
waren. Der Krieg wurde nicht begonnen um dieses oder jenes zu 
erreichen. Deshalb fehlte ihm die innere Einheitsidee und den 
zum Kriege aufrufenden monarchischen und ministeriellen Kund- 
gebungen fehlte etwas Programmatisches .... 

Ganz anders stand es freilich um die Ziele der auswärtigen 
Politik, als Bismarck, der sich als den gewaltigen Vollstrecker des 
nationalen Gesamtwillens fühlte, vielfach gegen die Wünsche des 
konservativen, das autoritäre Staatsprinzip verkörpernden Alt- 
preußentums den Kampf um die Gründung des Deutschen Reiches 
vorbereitete und siegreich vollendete. Damals fühlte man das 
Wehen des nationalen Geistes, konnte ihn als einen Gesamt- 
willen erfassen und den Inhalt seiner Ziele klar erkennen. Das 
nationale Wollen befand sich damals übrigens in glücklichster 
Uebereinstimmung mit den Individualinteressen der erwerbenden 
führung Boutmy, Psychologie du peuple anglais: »Le peuple britannique est 
reste et rester individualiste très peu capable de sympathies . . . enclin à diviser 


le questions, à les morceler même, indifférent à les réunir dans l'harmonie d’une 
vaste synthèse. « 

53) Mitteleuropa S. 8/9. Aehnlich spricht Meinecke (Die deutsche Erhe- 
bung von 1914 S. 22) von einer etwas unruhig flackernden Auslandspolitik und 
faßt sein Urteil dabin zusammen: »Etwas Volles und Rundes war es immer noch 


- nicht.« 
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Klassen, denen die Herstellung eines einheitlichen Wirtschaft- 
gebietes durch den Zollverband große Vorteile gebracht hatte; 
diese zunächst in problematischen Verträgen begründete wirtschaft- 
liche Einigung erhielt nun ihren festen unzerstörbaren politischen 
Kitt. ; 

Mit der Erreichung dieser Ziele schien das größte nationale 
Wollen befriedigt zu sein; was sich auf dem Gebiete der aus- 
wärtigen Politik geltend machte, waren überwiegend Individual- 
interessen von Handel und Industrie, hinter welche, allezeit zur 
Unterstützung und zum Kampfe bereit, die Macht des Reiches 
trat, um alsbald wieder schwankend und unsicher zu werden, weil 
der Ruf des nationalenGeistes zu fehlen schien. Sehr scharf charak- 
terisiert Troeltsch 5?) diesen Zustand der auswärtigen Politik: 
»Die nationale Idee hörte auf, die leitende Schwungkraft zu 
sein, weil sie Wirklichkeit war. Dem aus den Nationalstaaten 
entspringenden Imperialismus gegenüber aber waren wir ohne 
Idee und Ziel, konnten nur versuchen, hier und dort die schnüren- 
den Bande zu lockern, einen Streubesitz an den verschiedensten 
Orten zu erwerben und die drohende Krise bis zur vollen Er- 
starkunghintanzuhalten.« Ausdieser Eigenart der Weltanschauung 
des deutschen Volkes erklärt sich auch die Entstehung, die An- 
ziehungskraft und der Erfolg der unter dem Schlagworte »Mittel- 
europa: zusammengefaßten politischen Forderungen, die vor allem 
in jener charakteristischen Form, die Naumann ihnen gegeben 
hat, ihre Herkunft aus dem Geiste nationalen Fühlens ganz 
deutlich verraten. Die deutsche Nation, nicht das deutsche 
Reich als Staat bildet den eigentlichen Kern jener geplanten 
neuen Einheit, die Aussicht, vor allem Oesterreich-Ungarn für sie 
zu gewinnen, gründet sich auf die Hoffnung einer dauernden 
politischen und kulturellen Vorherrschaft des Deutschtums in der 
Donaumonarchie. Das zu schaffende »überstaatliche Gebilde« 
soll denn auch aus dem begeisterten Gesamtwillen des deutschen 
Volkes entstehen und von ihm getragen sein. Die nationalen 
Schatten der Vergangenheit werden beschworen, um Gefühl und 
Phantasie der breiten Massen der Gebildeten für diesen Plan zu 
gewinnen, der insoferne auch seinen inneren Zusammenhang mit 
der universalistischen Vorstellungswelt nicht verleugnet. Denn 
Naumann ist ein Politiker, der, wie kein zweiter, das Sehnen des 
Volkes nach national gefärbten Zielen erkannt hat. 


s) Die Ideen von 1914 in der Neuen deutschen Rundschau 1916, S. 621. 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 44. 1. 13 
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Der autoritären wie der individualistischen Staatsauf- 
fassung ist der Gedankengang, der zur Konzeption eines politisch 
und wirtschaftlich fest verketteten mitteleuropäischen Verbandes 
führt, gleichermaßen fremd, fast unverständlich. Das autoritäre 
Prinzip strebt nach Behauptung und Steigerung der Staatsmacht; 
ihm widerspricht jene starke Bindung und Beengung des Staats- 
willens, die eine Voraussetzung für die Existenz eines überstaat- 
lichenGebildes wäre. Der Individualismus hingegen fragt durchaus 
rationalistisch nach den klaren Vorteilen einer jeden politischen 
Neuerung, und sucht sie nach Möglichkeit rechnungsmäßig zu 
erfassen. Vor allem das Wirtschaftsleben, dessen Beeinflussung 
durch die gemeinsame Handelspolitik, durch Zollunion, Vorrats- 
wirtschaft u. dgl. im Mittelpunkte des ganzen Zukunftsprogramms 
steht, kommt für die Abwägung der Vor- und Nachteile in Frage. 
Es sind indes, wie Naumann selbst einräumt und wie auch die vom 
Vereine für Sozialpolitik veranlaßten Untersuchungen wohl zur 
Genüge dargetan haben, gar nicht eigentlich wirtschaftliche 
Erwägungen, die für die Schaffung dieses Gebildes sprechen. 
Nichtwirtschaftliche Erwägungen — d. h. das privatwirtschaft- 
liche Interesse, das den Anhängern des Individualismus den 
unverrückbaren Ausgangspunkt der Betrachtungen bietet,ist nicht 
daran beteiligt. In den Reihen der Gegner seines Gedankens 
findet Naumann — soweit Deutschland in Betracht kommt — denn 
auch den »kapitalistisch Liberalen«, dem alles an der ungestörten 
Entfaltung der Industrie und des Handels gelegen ist 55). Da- 
neben erblickt er als zweiten Gegner den »konservativen, herr- 
schaftsstarken Altpreußen«, den Anhänger des alten preußischen 
autoritären Prinzips, der »klare Herrschaftsverhältnisse willę. 
Die Gegnerschaft einer dritten Gruppe, jener großdeutschen 
Richtung, die »aus nationalen Gründen zwar mit den Deutschen 
Oesterreichs und Ungarns engste Fühlung und Gemeinschaft 
‚sucht, aber keine sprachfremden Bestandteile in das deutsche 
Staatsgebilde aufnehmen willk«, entbehrt einer gleichen prin- 
zipiellen Gegenstellung, sie deutet nur die Aussichten einer An- 
gliederung weiter, von anderen Nationen bewohnter Gebiete an die 
Länder des Deutschtums pessimistisch, und nicht zukunftsreich 
für das Deutschtum selbst. Es ist ein Unterschied weniger der 
Ziele als des Temperaments. 

Gerade aus dem Gegensatze gegen den, dem deutschen 


55) Mitteleuropa S. 15. 
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Volke stets wesensfremden kapitalistischen Individualismus 5%) 
erklärt sich die große Anziehungskraft, welche die Idee des geeinig- 
ten Mitteleuropa auf breite Schichten der Bevölkerung übte. Die 
Abkehr von jedem individualistischen Streben ins Weltbürger- 
liche, in die unermeBliche Weite kolonisatorischer und merkantiler 
Expansion, die Rückkehr der politischen Ziele zu den alten, mit 
romantischen Phantasien verwobenen Gedanken des mittelalter- 
lichen Kaisertums mußte allen jenen willkommen sein, die 
innerlich nach einemGegengewicht gegen manche in der auswärtigen 
Politik der letzten Jahrzehnte so deutlich fühlbare individualisti- 
sche Tendenzen verlangten. 

»Erst der Ausbruch der Spannungen in den Weltkrieg«, sagt 
Troeltsch 57), »setzte uns frei, eine politische Zukunftsidee zu 
fasen, und gab uns in dem Donaublock die politischen Wirklich- 
keitsgrundlagen für eine solche Idee. Dabei ist nun wieder von 
Wichtigkeit, daß diese Idee zugleich in der Linie unserer 
alten politisch-ethischen Ideale liegt: keine 
Weltherrschaft und keine Gewalt- und Monopolpolitik, sondern 
freie gegenseitige Ergänzung nationaler Geister bei gleichzeitiger 
selbständiger Entfaltung jedes einzelnen . . . Ein solcher Block 
bedeutet dann natürlich in gewissem Sinne eine deutsche Führung, 
aber keine deutsche Herrschaft. . . .« 

Daß es in den politischen und namentlich in den mit starker 
kapitalistischen Interessen innig verknüpften industriellen und 
kaufmännischen Kreisen Deutschlands nicht an zahlreichen über- 
zeugten Anhängern des Individualismus fehlt, muß kaum be- 
sonders betont werden. Insbesondere in jenem Teile der Kriegs- 
literatur, in welchem rein wirtschaftliche Fragen behandelt werden 
— vor allem in der Diskussion über die zukünftigeHandelspolitik— 
haben sich die wissenschaftlichen Vertreter dieser Denkrichtung 
in größerer Zahl zum Worte gemeldet; denn diese Fragen liegen 
in einer weniger erhitzten, von einer gefühlsmäßigen Behandlung 
leichter frei zu haltenden Zone des Denkens ®8). 
 %) Der während des Krieges viel gelesene Schriftsteller Schmitz, der die 
in Deutschland allgemein herrschende Stimmung geschickt zu formulieren weiß, 
drückt diese Abneigung recht klar in den Worten aus: »Wer bereits darauf 
sinnt, im Frieden wieder eine Kultur auf dem Individualismus aufzubauen, ist 
ein rückschrittlicher Dunkelmann.«e (Schmitz, Das wirkliche Deutschland. 
3. Aufl. 1915, S. 35.) 

#7) Die Ideen von 1914. Neue deutsche Rundschau 1916, S. 621. 
s) Vgl. meinen Aufsatz Handelspolitik und auswärtige Politik in der Zeitschr. 


für Volkswirtschaft, Sozialpol. und Verwaltung 1916. 
13 * 
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Der tiefe Gegensatz der Denkformen, der inder Differenzierung 
von Staatsauffassung und Weltanschauung zum Ausdrucke 
gelangt, steht eben nicht nur trennend zwischen den Völkern, er 
bildet auch innerhalb der äußerlich als geschlossene Einheiten 
erscheinenden Nationen deutlich voneinander geschiedene 
Gruppen, die trotz allen Burgfriedens den geistigen Kampf fort- 
setzen. So kommt es, daß nicht nur die feindlichen Völker in 
fremder Sprache miteinander reden, sondern daß auch die Ange- 
hörigen des gleichen Volkes einander nicht verstehen, sobald die 
Voraussetzungen ihres Denkens nicht die gleichen sind. Die 
Sprache hat regelmäßig nur einerlei Ausdruck für einen Begriff, 
den gleichwohl die verschiedenen Weltanschauungen mit ver- 
schiedenem Inhalte füllen. Der Begriff der Nation z. B. ist ein 
anderer für das autoritäre Staatsprinzip, das damit den Ge- 
danken an eine durch objektive Merkmale vor allem der Rasse und 
Sprache charakterisierte Gruppe von Menschen verbindet; ein 
anderer für den Individualismus, dem die Nation das Ergebnis einer 
Abstraktion aus der Beobachtung des gleichgerichteten Willens-, 
Gefühls- und Kulturlebens einer Gruppe ist; für den Nationalis- 
mus endlich beruht das Wesentliche des Nationsbegriffs in der Ent- 
stehung eines Gesamtwillens als einer von der Summe der Einzel- 
willen verschiedenen Einheit. Daß die Ethik im Sinne der gegen- 
sätzlichen Denkformen eine durchaus differenzierte Ausdeutung 
findet, wurde schon oben erwähnt. In großer Zahl ließen sich der- 
artige Beispiele von Begriffen anführen, die so reich fazettiert sind, 
daß sie das Licht des Denkens unter ganz verschiedenen Brechungs- 
winkeln widerstrahlen, je nach der Denkform die sie verwertet. 
Namentlich in die früher scheinbar so geschlossene Weltan- 
schauung des marxistischen Sozialismus ist der Gegensatz natio- 
naler und individualistischer Betrachtungsweise zersetzend 
eingedrungen, und hat hier jene theoretisch so interessante und 
praktisch so folgenschwere Spaltung hervorgerufen, die vielleicht 
entscheidend für die Zukunft der sozialistischen Bewegung werden 
kann. 

Wird diese, hier nur in plumpen Umrissen angedeutete Fülle 
von Konsequenzen, zu denen jene Gegensätze der Weltanschauung 
hinleiten, vor unserem geistigen Auge lebendig, so durchzuckt es 
uns fast wie eine Ahnung, daß parallel mit dem Kampfe der Waffen 
ein Kampf der Denkformen sich vollzieht, so scharf und tief, als 
er nur je die Welt in ihren Grundlagen aufzuwühlen vermochte. 
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Der Geist des Nominalismus, verkörpert in England, verbündet 
mit dem autoritären Universalismus Rußlands — wie überall die 
Gegensätze sich leichter vereinigen als näher Verwandtes — im 
Streite mit dem nationalen Idealismus Deutschlands: ein Kampf 
in den Lüften des Denkens, vergleichbar jenem der Geister auf den 
katalaunischen Gefilden. Aber derartige Betrachtungen führen 
hinweg vom festen Boden soziologischer Wirklichkeit in die 
luftige Sphäre metaphysischer Spekulation .... 
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Zur Klassifikation der Geldtheorie. 


Von 


LUDWIG von MISES. 


I. Die Erscheinung des Geldes ragt so auffällig aus den 
übrigen Erscheinungen des Wirtschaftslebens hervor, daß über 
sie auch von Menschen, die den Problemen der Wirtschafts- 
theorie weiter keine Aufmerksamkeit schenken, und schon zu 
einer Zeit, der eine eindringliche Untersuchung der Tausch- 
vorgänge noch ferne lag, gegrübelt wurde. Das Ergebnis dieses 
Nachdenkens war verschieden. Die Kaufleute und ihnen folgend 
die Juristen, die dem kaufmännischen Verkehr nahestanden, 
führten den Gebrauch des Geldes auf die Eigenschaften der 
Edelmetalle zurück; der Wert des Geldes beruhte auf dem Wert 
der Edelmetalle. Die weltfremde kanonistische Rechtslehre er- 
blickte die Quelle des Geldgebrauches im staatlichen Befehl; 
der Geldwert war valor impositus. Wieder andere suchten das 
Problem durch Gleichnisse zu umschreiben. Sie verglichen das 
Geld in biologischer Redeweise mit dem Blute; wie das Blut 
durch seinen Kreislauf den Körper belebe, so belebe der Geld- 
umlauf den Organismus der Volkswirtschaft. Oder sie vergli- 
chen es mit der Sprache, deren Funktion es gleichfalls sei, den 
»Verkehr« unter den Menschen zu erleichtern. Oder sie bedien- 
ten sich einer juristischen Redeweise und nannten das Geld 
eine Anweisung von Jedermann auf Jedermann. 

Alle diese Auffassungen haben ein Gemeinsames; sie lassen 
sich in kein System, das die Vorgänge des wirtschaftlichen Ver- 
kehrs beschreibt, einfügen. Es ist schlechterdings unmöglich, 
sie als Bausteine für eine Theorie der Tauschbeziehungen zu 
verwenden. Der Versuch ist auch kaum unternommen worden. 
Es ist jaklar, daß man kläglich scheitern müßte, wenn man etwa 
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versuchen wollte, die Lehre vom Gelde als Anweisung in Ein- 
klang mit irgend einer Erklärung der Preise zu bringen. Will 
man für diese Versuche, das’Geldproblem zu deuten, eine ge- 
meinsame Bezeichnung wählen, dann empfiehlt es sich, sie 
akatallaktisch zu nennen, weil für sie in der Katallaktik kein 
Platz zu finden ist. 

Die katallaktischen Geldtheorien hingegen sind Teile einer 
Theorie der Austauschverhältnisse. Sie suchen das Wesen des 
Geldes in der Vermittlung des Tauschverkehres, sie erklären 
seinen Wert aus den Gesetzen des Tauschverkehres. Jede Wert- 
theorie muß auch eine Geldwerttheorie bieten können, und 
jede Geldwerttheorie muß sich in eine allgemeine Wertlehre 
einfügen lassen. Daß eine allgemeine Werttheorie oder eine 
Geldwerttheorie diesen Bedingungen entspricht, ist noch lange 
kein Beweis ihrer Richtigkeit. Aber eine Theorie, die diesen 
Bedingungen nicht entspricht, kann das, was man von ihr ver- 
langen muß, unmöglich leisten. 

Es erscheint auffällig, daß die akatallaktischen Ansichten 
über das Geld nicht durch das Aufkommen der katallaktischen 
Geldlehre völlig a wurden. Die Gründe dafür waren 
mannigfach. 

Die theoretische Nationalökonomie kann ihre Aufgabe nur 
dann bewältigen, wenn sie die Probleme der Preisbildung (Wa- 
renpreise, Lohn, Grundrente, Kapitalzins usf.) zunächst unter 
der Annahme bespricht, als ob direkter Tausch stattfinden 
würde, und den vermittelten Tausch vorerst außer Acht läßt. 
Es ergibt sich daraus eine Gliederung der Theorie der Katallak- 
tik in zwei Teile: in die Lehre vom direkten und in die vom 
indirekten Tausche. Nun ist aber die Fülle und die Schwierig- 
keit der Probleme der reinen Theorie eine so große, daß man 
froh war, einen Teil wenigstens vorläufig beiseite schieben zu 
können. So kam es, daß die Mehrzahl der Forscher in den letz- 
ten 40 Jahren der Theorie des indirekten Tausches entweder 
gar keine oder nur wenig Beachtung schenkten; jedenfalls war 
sie das am meisten vernachlässigte Teilgebiet unserer Wissen- 
schaft. Die Folgen dieser Versäumnis waren recht beklagens- 
wert: sie äußerten sich nicht nur auf dem Gebiete der Theorie 
des indirekten Tausches, der Geld- und Banktheorie, sondern 
auch auf dem Gebiete der Theorie des direkten Tausches. Es gibt 
Probleme der Theorie, deren volles Verständnis nur durch die 
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Lehre vom indirekten Tausche erschlossen werden kann. Strebt 
man die Lösung dieser Probleme, zu denen z. B. das Krisen- 
problem zählt, allein mit den Mitteln der Theorie des direkten 
Tausches an, dann muß man fehl gehen. 

Die Geldlehre blieb unterdes den Akatallaktikern über- 
lassen. Selbst in den Schriften mancher Theoretiker finden 
sich einzelne Ueberreste akatallaktischer Ansichten; es begeg- 
nen uns dort mitunter Behauptungen, die mit den sonstigen 
Lehren des Verfassers über Tausch und Geld nicht übereinstim- 
men, die offenbar nur darum übernommen worden waren, weil 
sie herkömmlich waren und der Verfasser den Widerspruch 
zwischen ihnen und seinem System nicht bemerkt hatte. 

Anderseits war wegen des Währungsstreites das Interesse 
für die Fragen der Geldlehre niemals größer als gerade zu der 
Zeit, da die aufsteigende moderne Theorie ihr nur wenig Beach- 
tung schenkte. Viele »Praktiker« versuchten sich auf diesem 
Gebiete. Der Praktiker, der ohne allgemeine nationalökono- 
mische Vorbildung über Geldprobleme nachzusinnen beginnt, 
sieht zunächst nur diese und schränkt seine Untersuchung auf 
ein enges Gebiet ein, ohne auf den Zusammenhang der Dinge 
zu achten; seine Geldlehre kann daher leicht akatallaktisch 
werden. Daß der »Praktikers«, auf den der bestallte »Theoretiker® 
stolz herabsieht, von der Untersuchung der Geldprobleme aus- 
gehend zu den tiefsten Erkenntnissen der nationalökonomischen 
Theorie vordringen kann, dafür ist der Entwicklungsgang Ri- 
cardos der beste Beweis. Die Jahre, von denen wir sprechen, 
haben einen solchen Aufstieg nicht gesehen. Aber sie haben 
Schriftsteller hervorgebracht, die in der Geldlehre alles das 
leisteten, was die Geldpolitik der Zeit benötigte. Es genügt aus 
der großen Zahl zwei Namen zu nennen: Bamberger und Soet- 
beer. Einen beträchtlichen Teil ihres Wirkens machte der Kampf 
gegen die Lehren zeitgenössischer Akatallaktiker aus. 

Gegenwärtig finden akatallaktische Geldlehren willige Auf- 
nahme bei jenen Nationalökonomen, die die »Theorie« ablehnen. 
Wer die Notwendigkeit theoretischer Untersuchung offen oder 
uneingestanden leugnet, kann von einer Geldliehre nicht ver- 
langen, daß sie sich in ein System der Theorie einfügen lasse. 

II. Das gemeinsame Merkmal aller akatallaktischen Geld- 
lehren ist negativ: sie lassen sich in keine Theorie der Katallak- 
tik einfügen. Das heißt nicht, daß ihnen jede Anschauung über 
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den Geldwert fehlt. Ohne eine solche wären sie ja überhaupt 
nicht Geldlehren. Aber sie bilden ihre Geldwerttheorie nur im 
Unterbewußtsein, sie sprechen sie nicht unverblümt aus, sie 
denken sie nicht durch. Denn würden sie sie folgerichtig bis 
zu Ende denken, dann, müßten sie zur Erkenntnis ihres inneren 
Widerspruches kommen. Eine bis zu Ende gedachte Geldtheo- 
rie muß in eine Verkehrstheorie münden, sie hört damit auf 
akatallaktisch zu sein. 

Für die ursprünglichste und naivste der Akatallaktischen 
Auffassungen fällt der Geldwert mit dem Werte des Geldstoffes 
zusammen. Sobald man aber weiter zu gehen versucht und nach 
den Gründen der Schätzung der Edelmetalle zu fragen beginnt, 
gelangt man bereits zur Aufstellung von katallaktischen Syste- 
men. Man sucht die Wurzel des Wertes der Güter entweder 
in der Nützlichkeit oder in der Schwierigkeit der Erlangung. 
In jedem Falle hat man den Ausgangspunkt auch für eine Geld- 
werttheorie gefunden. So führt diese naive Auffassung, folge- 
richtig entwickelt, von selbst zu den Problemen hin. Sie ist 
akatallaktisch, aber sie leitet zur Katallaktik über. 

Eine andere akatallaktische Lehre sucht die Geltung des 
Geldes durch Befehle der Staatsmacht zu erklären. Der Wert 
des Geldes beruht auf der Autorität der höchsten Gewalt, nicht 
auf der Wertschätzung des Verkehres !). Das Gesetz befiehlt, 
der Untertan gehorcht. Diese Lehre kann auf keinerlei Weise 
in eine Tauschtheorie eingefügt werden. Denn sie hätte doch 
wohl nur dann einen Inhalt, wenn der Staat die konkrete Höhe 
der Geldpreise aller wirtschaftlichen Güter und Dienstleistun- 
gen etwa durch allgemeine Taxen festsetzen würde. Da dies 
nicht behauptet werden kann, muß sich die staatliche Geld- 
theorie auf die These beschränken, der staatliche Befehl setze 
nur die Geltung in nominellen Einheiten, nicht aber die Gel- 
tung dieser nominellen Einheit im Verkehre fest. In dieser 
Einschränkung liegt aber ein Verzicht auf jeden Versuch, das 
Problem des Geldes zu erklären. Indem die Kanonisten den 
Gegensatz zwischen valor impositus und bonitas intrinseca her- 
vorhoben, machten sie es scholastischen Spitzfindigkeiten zwar 
möglich, das romanisch-kanonistische Rechtssystem mit den 


1) Vgl. Endemann, Studien in der romanisch-kanonistischen Wirt- 
schafts- und Rechtslehre bis gegen Ende des 17. Jahrhunderts. Berlin 1874/83 
II. Bd., S. 199. 
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Tatsachen des Wirtschaftslebens zu versöhnen. Aber sie ent- 
hüllten zu,leich die innere Nichtigkeit der Lehre vom valor 
impositus, sie zeigten die Unmöglichkeit, mit ihrer Hilfe die 
Vorgänge des Marktes zu erklären. 

Nichtsdestoweniger verschwand die nominalistische Geld- 
lehre nicht aus der Literatur. Die Fürsten, die in der Geldver- 
schlechterung ein wirksames Mittel zur Besserung ihrer Finanz- 
lage .rblickten, bedurften dieser Theorie zu ihrer Rechtferti- 
gung. Hielt sich die aufstrebende Wissenschaft der National- 
ökonomie in ihrem Bestreben, eine geschlossene Theorie der 
menschlichen Wirtschaft aufzubauen, vom Nominalismus frei, 
so fand der Fiskus doch noch immer genug Nominalisten. Noch 
zu Beginn des Ig. Jahrhunderts haben Adam Müller und Gentz 
im Dienste der österreichischen Geldpolitik der Bankogzettel- 
periode den Nominalismus literarisch vertreten. Dann wurde 
der Nominalismus von den Inflationisten zur Begründung ihrer 
Forderungen benützt. Seine Wiedergeburt aber sollte er in der 
deutschen »realistischen«e Nationalökonomie des 20. Jahrhun- 
derts erleben. 

Für die empirisch-realistische Richtung in der. National- 
ökonomie ist eine akatallaktische Geldtheorie eine logische Not- 
wendigkeit. Da diese Schule, aller »Theorie« abhold, darauf 
verzichtet, ein System der Katallaktik aufzustellen, so muß sie 
sich gegen jede Geldlehre sträuben, die in ein solches System 
überleitet. Sie hielt sich daher zunächst von jeder Behandlung 
des Geldproblems fern; soweit sie es behandelte, (so auch in 
ihren oft trefflichen Arbeiten über Münzgeschichte oder in ihrer 
Stellungnahme zu den Fragen der Politik) bielt sie an der über- 
kommenen Werttheorie der Klassiker fest. Allmählich aber 
glitten ihre Ansichten über das Geldproblem unversehens in jene 
oben gekennzeichneten ursprünglichen akatallaktischen Ideen, 
die im Edelmetallgeld ein »an sich« wertvolles Gut erblicken, 
über. Das war nun nicht folgerichtig. Für eine Schule, die den 
Etatismus auf ihre Fahne geschrieben hat, der alle volkswirt- 
schaftlichen Probleme als Verwaltungsaufgaben erscheinen, ist 
die staatliche Theorie des Nominalismus angemessener ?). Knapp 
hat diese Verbindung vollzogen. Daher der Erfolg seines Buches 
in Deutschland. 

Daß Knapp über das Geldproblem der Katallaktik, über 


23) Vgl. Voigt, Die staatliche Theorie des Geldes (Zeitschrift für die 
gesamte Staatswissenschaft. 62. Jahrgang), S. 318 f. 
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die Kaufkraft, nichts zu sagen weiß, kann ihm vom Standpunkte 
einer Lehre, die die Katallaktik verwirft, die von vornherein 
auf jede kausale Erklärung der Preisbildung verzichtet hat, 
nicht zum Vorwurf gemacht werden. Die Schwierigkeit, an der 
die älteren Nominaltheorien gescheitert waren, bestand für ihn, 
für den nur die »realistische« Nationalökonomie und ihr Anhang 
als Publikum in Betracht kam, nicht; er konnte, ja mußte im 
Hinblick auf sein Publikum jeden Versuch, die Geltung des 
Geldes im Verkehr zu erklären, beiseite lassen. Wären freilich 
in den auf das Erscheinen des Knappschen Werkes zunächst 
folgenden Jahren in Deutschland größere währungspolitische 
Fragen auf der Tagesordnung gestanden, dann hätte die Unzu- 
länglichkeit einer Lehre, die über den Geldwert nichts zu sagen 
weiß, bald auffallen müssen. 

Nur durch den mißglückten Versuch, die Währungsge- 
schichte vom Standpunkte der Akatallaktik zu behandeln, hat 
sich die neue staatliche Theorie gleich bei ihrem Auftreten kom- 
promittiert. Knapp selbst hat im vierten Kapitel seines Werkes 
die Geldgeschichte Englands, Frankreichs, Deutschlands und 
Oesterreichs kurz geschildert; von Mitgliedern seines Seminars 
folgten dann Arbeiten über einige andere Länder. Alle diese 
Darstellungen sind rein formal. Sie bestreben sich, das Knapp- 
sche Schema auf die Verhältnisse der einzelnen Staaten zu über- 
tragen. ‚Sie geben eine Geldgeschichte in Knappscher Termino- 
logie. Es konnte kein Zweifel darüber obwalten, zu welchem 
Ergebnis diese Versuche führen mußten. Sie decken die Schwä- 
chen der »staatlichen Theorie«e auf. Währungspolitik ist Geld- 
wertpolitik und eine Lehre, die über die Kaufkraft des Geld.s 
nichts auszusagen weiß, ist nicht geeignet, währungspolitische 
Fragen zu klären. Knapp und seine Schüler zählen Gesetze 
und Verordnungen auf, wissen aber über ihre Motive und Wirk- 
ungen nichts zu sagen. Daß es währungspolitische Parteien 
gegeben hat, wird nicht erwähnt. Sie wissen nichts oder nur 
Nebensächliches über Bimetallisten, Inflationisten, Restriktio- 
nisten. Für Goldwährung war man aus »metallistischem Aber- 
glauben«, gegen Goldwährung, wer von »Vorurteilen« frei war. 
Jede Erwähnung der Warenpreise und Arbeitslöhne, der Ein- 
wirkungen der Geldverfassung auf Produktion und Verkehr 
wird auf das ängstlichste gemieden. Die Beziehungen zwischen 
Währung und Außenhandel, dieses Problem, das in der Wäh- 
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rungspolitik eine große Rolle gespielt hat, werden nicht einmal 
gestreift; ein paar Bemerkungen über den »festen Kurs« sind 
alles. Nie hat es ärmlichere, inhaltslosere Darstellungen der 
Währungsgeschichte gegeben. 

Durch den Weltkrieg haben die währungspolitischen Fra- 
gen wieder große Bedeutung erlangt. Nun sieht sich die »staat- 
liche Theorie« genötigt, auch über währungspolitische Zeitfra- 
gen etwas vorzubringen. Daß sie darüber nicht mehr zu sagen 
weiß als über die Währungsfragen der Vergangenheit, zeigt 
Knapps Abhandlung »Die Währungsfrage bei einem deutsch- 
österreichischen Zollbündnise im ersten Teil der vom Verein 
für Sozialpolitik herausgegebenen Arbeiten über »Die wirtschaft- 
liche Annäherung zwischen dem Deutschen Reiche und seinen 
Verbündeten«; die Meinungen über diesen Aufsatz dürften kaum 
geteilt sein. 

Zu welch’ absurden Ergebnissen die nominalistische Geld- 
lehre gelangen muß, sobald sie sich mit den Problemen der Geld- 
politik zu befassen beginnt, zeigen die Ausführungen Bendixens, 
eines Anhängers von Knapp. Bendixen hält den Umstand, daß 
die deutsche Währung während des Krieges im Auslande unter- 
wertig geworden ist, für »in gewissem Grade sogar wünschens- 
wert, weil es uns den Verkauf fremder Effekten zu günstigen 
Kursen ermöglicht«®?). Diese ungeheuerliche Behauptung ist 
vom nominalistischen Standpunkte nur folgerichtig. 

Bendixen ist übrigens nicht bloß Anhänger der staatlichen 
Theorie des Geldes; er vertritt gleichzeitig auch die Lehre, die 
im Gelde eine Anweisung erblickt. Die akatallaktischen An- 
schauungen lassen sich eben nach Belieben kombinieren. So 
ist Dühring, der im übrigen im Edelmetallgeld eine »Einrich- 
tung der Naturs« erblickt, ein Vertreter der Anweisungstheorie, 
während er den Nominalismus ablehnt ô). 

III. Die Aufgabe dieser Zeilen ist nicht die Wiederauf- 
nahme der Polemik gegen die nominalistische Geldtheorie. Für 
die theoretische Nationalökonomie ist diese Sache längst erle- 
digt, und die Währungsprobleme, die der Krieg mit sich ge- 
bracht hat, werden wohl auch das deutsche Publikum über die 

3») Vgl. Bendixen, Währungspolitik und Geldtheorie im Lichte des 
Weltkriegs. München und Leipzig 1916, S. 37. 

“) Vgl. Dühring, Cursus der National- und Sozialökonomie. 3. Aufl. 
Leipzig 1892, S. 42 ff., 401. 
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Bedeutung der »wertfreien« Geldtheorien aufklären. Uns han- 
delt es sich hier lediglich um die Berichtigung von dogmenge- 
schichtlichen Irrtümern, die durch den jüngsten Streit um den 
Nominalismus großgezogen wurden. Es ist der Gebrauch des 
Ausdruckes »Metallismus«, gegen den wir uns wenden. 

Der Ausdruck »Metallismus« stammt von Knapp. »Jene 
Schriftsteller, welche mit dem Gewicht und Feingehalt anfan- 
gen und in dem Stempel nur eine Beglaubigung dieser techni- 
schen Eigenschaften sehen«, nennt Knapp Metallisten. »Der 
Metallist definiert die Werteinheit als eine bestimmte Metall- 
menge«®). Diese von Knapp gegebene Definition des Metallis- 
mus ist durchaus unklar. Daß es wohl kaum einen nennenswer- 
ten Schriftsteller gegeben haben wird, der sich die Werteinheit 
als eine Metallmenge vorgestellt hat, dürfte bekannt sein. Frei- 
lich ist mit Ausnahme der nominalistischen Geldtheorie keine 
Schule so genügsam in der Deutung der Wertvorstellung ge- 
wesen wie Knapp, für den die Werteinheit »nichts anderes ist 
als die Einheit, in welcher man die Größe der Zahlungen aus- 
drückt« 6). ` 

Was Knapp sich unter Metallismus denkt, ist allerdings 
leicht zu erkennen, wenn er es auch nirgends ausdrücklich sagt. 
Metallismus sind für ihn alle Geldtheorien, die nicht nominali- 
stisch sind 7); und da er das nominalistische Dogma scharf formu- 
liert, so ist damit ganz klar, was er unter Metallismus versteht. 
Daß die nicht nominalistischen Geldtheorien keine einheitliche 
Erscheinung darstellen, daß es unter ihnen katallaktische und 
akatallaktische gibt, daß jede dieser Gruppen wieder in ver- 
schiedene widerstreitende Meinungen zerfällt, weiß er nicht oder 
übersieht es geflissentlich. Ihm sind alle nicht nominalistischen 
Geldtheorien eine Einheit. Nirgends findet sich in seinen Schrif- 
ten ein Hinweis darauf, daß er von der Existenz anderer Geld- 
lehren als der, die im Metallgelde die »an sich« wertvolle Materie 
erblickt, eine Kenntnis hätte. Auch von der Existenz der natio- 
nalökonomischen Werttheorien, nicht einer bestimmten, son- 
9 ve.K na pp, Staatliche Theorie des Geldes. Leipzig 1905, S. 287; Die 
Beziehungen Oesterreichs zur staatlichen Theorie des Geldes (Zeitschrift für 
Volkswirtschaft usw. XVII. Bd.), S. 440. 

© Vgl. Knapp, Staatliche Theorie a. a. O., S. 7. 
7) sAlle unsere Nationalökonomen sind Metallistene. Knapp, Uebef 


die Theorien des Geldwesens. (Jahrbuch für Gesetzgebung usw. XXXIII. 
Jahrgang), S. 432. 
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dern aller, nimmt er nirgends Notiz. Er polemisiert immer nur 
gegen die ihm allein bekannte Geldtheorie, von der er glaubt, 
daß sie die einzige ist, die dem Nominalismus entgegensteht, 
und nennt sie Metallismus. Darum ist seine Polemik nutzlos, 
da sie immer nur jener einen akatallaktischen Lehre gilt, die 
die Nationalökonomie mit allen anderen akatallaktischen Theo- 
rien, auch mit dem Nominalismus, schon seit langem überwun- 
den hat. _ 

Jeder Schriftsteller muß sich in der Polemik Beschrän- 
kungen auferlegen. Es geht nicht an, auf einem viel bearbeite- 
ten Gebiete alle gegenteiligen Ansichten zu widerlegen. Man 
muß die wichtigsten, die typischen Gegenmeinungen auswählen, 
die, welche man für die eigene Auffassung am gefährlichsten 
erachtet; die anderen übergeht man mit Stillschweigen. Knapp 
schreibt für das deutsche Publikum der Gegenwart, das im 
Banne der etatistischen Auffassung der Nationalökonomie. nur 
akatallaktische Geldlehren — und unter diesen auch nur die 
von ihm als metallistisch bezeichnete — kannte. Der Erfolg, 
den er hier gefunden hat, zeigt, daß er recht hatte, als er seine 
Kritik allein gegen diese, in der Literatur kaum vertretene Auf- 
fassung richtete, hingegen Bodin, Law, Hume, Senior, Jevons, 
Menger, Walras und alle anderen ignorierte. 

Knapp sucht gar nicht festzustellen, was die Wissenschaft 
über das Geld sagt. Er fragt nur: »Was denkt sich der gebildete 
Mensch, wenn er nach dem Wesen des Geldes gefragt wird« 8) ? 
Gegen die Auffassung des »gebildeten Menschen«, also wohl des 
Laien, richtet er dann seine Polemik. Das Recht dazu wird 
ihm niemand abstreiten. Aber es geht nicht an, dann hinter- 
her jene Auffassung des gebildeten Menschen als die der wissen- 
schaftlichen Nationalökonomie hinzustellen. Das tut aber Knapp, 
indem er die Geldlehre von Adam Smith und David Ricardo 
als »durchaus metallistisch« bezeichnet und hinzufügt: »Dort 
wird gelehrt, daß die Werteinheit (Pfund Sterling) definierbar 
sei als eine Gewichtsmenge Metalls«®). Das Gelindeste, was 
man über diese Behauptung Knapps sagen kann, ist das, daß 
sie völlig aus der Luft gegriffen ist. Sie steht in schroffstem 
Widerspruch zu Smiths und Ricardos werttheoretischen An- 


D —— 

®) Vgl. Knapp, Die Währungsfrage vom Staat aus betrachtet. (Jahr- 
buch für Gesetzgebung usw. XXXI. Jahrgang), S. 1528. 

°’) Vgl. Knapp, Ueber die Theorien des Geldwesens a. a. O., S. 430. 
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schauungen, sie findet in keiner ihrer Schriften den mindesten 
Anhaltspunkt. Wer die Wertlehre der Klassiker und ihre Geld- 
theorie auch nur flüchtig kennt, muß sofort sehen, daß Knapp 
hier einen unbegreiflichen Irrtum begangen hat. 

Die Klassiker sind aber auch nicht in dem Sinne »Metalli- 
stene, daß sie über das »Papiergeld« weiter nichts vorzubringen 
wüßten als »Entrüstung«!%). Adam Smith hat wie kaum ein 
zweiter Schriftsteller vor ihm oder nach ihm die Vorteile dar- 
gelegt, die für die Volkswirtschaft aus der »substitution of paper 
in the room of gold and silver money« erwachsen #!). Ricardo 
aber war es, der in seiner 1816 erschienenen Schrift »Proposals 
for an Economical and safe Currency« diese Auffassung ver- 
tiefte und eine Geldverfassung vorschlug, in der das Edelmetall- 
geld aus dem effektiven Ufnlauf des Inlandes völlig ausgeschaltet 
sein sollte. Auf diesem Ricardoschen Entwurf beruht das Ende 
des vorigen Jahrhunderts zuerst in British-Indien, dann in den 
Straits-Settlements, in den Philippinen, schließlich in Oester- 
reich-Ungarn eingerichtete Geld-System, das man heute als den 
Gold Exchange Standard zu bezeichnen pflegt. Knapp und die 
mit ihm für smoderne Geldtheorie« schwärmen, hätten die Fehler, 
die sie in der Beurteilung der von der Oesterreichisch-Ungarischen 
Bank zwischen 1900 und IgıI befolgten Politik begangen haben, 
leicht vermeiden können, wenn sie diese Zusammenhänge be- 
achtet hätten 12). 

IV. Knapps dogmengeschichtliche Irrtümer haben be- 
dauerlicherweise bereits Aufnahme bei andern Schriftstellern 
gefunden. Den Ausgangspunkt hiefür gab das Bestreben, Knapps 
Theorie möglichst wohlwollend auszulegen, d. h. ihre Schwächen 
milde zu beurteilen und ihr womöglich ein Verdienst in irgend 


10, Ebenda S. 432. 

11) Vgl. A. Smith, Wealth of Nations. Ausgabe Basel 1791, II. Bd., 
S. 20, 78. 

12) Aus der obenerwähnten Schrift von Ricardo sei nur folgende Stelle 
zitiert: »A well regulated paper currency ist so great an improvemeni in com- 
merce, that I should greatly regret if prejudice should induce us to return to 
a system of less utility. The introduction of the precious metals for the pur- 
poses of money may with truth be considered as one of the most important 
steps towards the improvement of commerce and the arts of civilized life: but 
it is no less true, that with the advancement of knowledge and science, we dis- 
cover that it would be another improvement to banish them again from the 
employment to which, during a less enlightened period, they had been so advan- 
tageousiy applied«e. (Works, Second edition. London 1852, S. 404.) So sieht 
Ricardos »metallistische Entrüstung« in Wahrheit aus. 
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einer Richtung zuzubilligen. Das war nun allerdings nicht mög- 
lich, ohne in die Staatliche Theorie Dinge hineinzulegen, die in 
ihr schlechterdings nicht zu finden sind, ja ihrem Gedanken- 
gang und Wortlaut geradezu widersprechen, und anders.its 
Knapps dogmengeschichtliche Irrtümer zu übernehmen. 

Da ist zunächst Wieser zu nennen. Wieser stellt zwei Geld- 
theorien einander gegenüber. »Für den Metallisten hat das 
Geld einen selbständigen Wert, aus sich heraus, aus seinem 
Stoffe heraus, für die moderne Richtung ist sein Wert aus dem 
der Tauschobjekte, der Waren abgeleitet«1?). An anderer Stelle 
wieder führt Wieser aus: »Der Wert des Geldstoffes fließt aus 
zwei verschiedenen Quellen zusammen. Er ist zusammenge- 
setzt aus dem Gebrauchswerte, welchen der Geldstoff durch 
seine mannigfachen industriellen Verwendungen empfängt — zu 
Schmuck, zu Geräten, zu technischen Verwendungen aller Art — 
und aus dem Tauschwerte, welchen das Geld als Mittel der Preis- 
zahlungen empfängt ..... Die Wirkung des Dienstes, welchen 
die Münze als Tauschmittel leistet, und die Wirkung, welche 
das Geld durch seine industriellen Verwendungen leistet, fließen 
zu einem gemeinsamen Anschlage des Wertes zusammen ..... 
Wir können ..... behaupten, daß jeder der beiden Dienste so 
selbständig ist, daß er weiter bestehen könnte, auch wenn der 
andere wegfiele. Geradeso wie der Gebrauchsdienst des Geldes 
nicht aufgehoben wäre, wenn man aufhören wollte, Gold auszu- 
münzen, so würde sein Gelddienst dadurch nicht aufgehoben 
sein, wenn der Staat seine industrielle Verwendung verbieten 
wollte, weil er alles Gold für die Ausmünzung in Beschlag nimmt 
ET Die herrschende metallistische Anschauung urteilt anders. 
Für sie ist der Stoffwert des Geldes gleichbedeutend mit dem 
Gebrauchswerte des Geldstoffes, er hat nur die eine Quelle der 
industriellen Verwendungen, und wenn der Tauschwert des 
Geldes mit dem Stoffwert übereinstimmt, so gibt er also schlecht- 
hin den Gebrauchswert des Geldstoffes wieder. Ein Geld aus 
wertlosem Stoff ist nach der herrschenden metallistischen Auf- 
fassung nicht denkbar, denn das Geld, so sagt man, könnte den 
Wert der Waren doch nicht messen, wenn es nicht selber durch 
seinen Stoff Wert hätte« 1%. 


13) Vgl. Wieser, Ueber die Messung der Veränderungen des Geldwerts. 
(Schriften des Vereins für Sozialpolitik, 132. Bd.), S. 542. 

14) Vgl. Wieser, Theorie der gesellschaftlichen Wirtschaft. (Grundriß 
der Sozialökonomik. I. Abteilung. Tübingen 1914), S. 316. 
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Wieser stellt hier zwei Geldwerttheorien einander gegen- 
über. Die moderne und die metallistische. Die Theorie, die er 
die moderne nennt, ist die Geldtheorie, die logisch aus jeder 
Werttheorie folgt, die den Wert auf den Nutzen zurückführt. 
Da nun die Nutzentheorie erst in den letzten Jahrzehnten ihre 
wissenschaftliche Ausgestaltung erfahren hat (wozu beigetragen 
zu haben eines der großen Verdienste Wiesers ist), da sie heute 
unzweifelhaft als die herrschende (was im Gegensatz zu Wieser, 
der die metallistische Lehre als die herrschende bezeichnet, 
festzustellen ist) Lehre angesehen werden kann, so mag es wohl 
angehen, eine auf ihr beruhende Geldwerttheorie als die moderne 
Auffassung xat ESoxtjv zu bezeichnen. Man darf aber darüber 
nicht vergessen, daß so wie die subjektive Wertlehre auf eine 
lange Geschichte zurückblickt, so auch die ihr adäquate Geld- 
werttheorie schon eine mehr als zweihundertjährige Geschichte 
hat. So hat ihr z. B. schon im Jahre 1705 John Law in seiner 
Schrift Money and Trade einen klassischen Ausdruck verliehen. 
Wer die Ausführungen Law’s mit denen Wieser’s vergleicht, 
wird die Uebereinstimmung der Grundanschauung feststellen 
können 15). | 

Aber diese Lehre, die Wieser hier als die moderne bezeichnet 
ist durchaus nicht die Lehre Knapps; bei Knapp findet sich von 
ihr nicht die leiseste Andeutung. Sie hat mit seinem Nominalis- 
mus, der das Problem des Geldwertes ignoriert, nichts gemein 
als daß sie auch nicht »metallistisch« ist. 

Daß seine Theorie mit der Knapps nichts zu schaffen hat, 
darüber ist sich Wieser auch vollkommen klar. Er übernimmt 
aber bedauerlicherweise von Knapp die Meinung, daß für die 
herrschende metallistische Anschauung« der »Stoffwert des 
Geldes gleichbedeutend ist mit dem Gebrauchswerte des Geld- 
stoffese. Da unterlaufen gleich mehrere schwere dogmenge- 
schichtliche Irrtümer. 

Zunächst ist festzustellen, daß Wieser unter Metallismus 
etwas anderes versteht als Knapp. Wieser stellt die smoderne« 
Geldwerttheorie der »metallistischen« gegenüber und umschreibt 
genau, was er darunter versteht. Danach sind die beiden An- 
schauungen einander entgegengesetzt, die eine schließt die andere 

15) Vgl. die französische Ausgabe; Consideration sur le nume£raire et le 
commerce, (bei Daire, Economistes financiers du XVIIIe siècle. Deuxième 


édition. Paris 1851), S. 447. 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 44. 1. 14 
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aus. Knapp aber sieht die Lehre, die Wieser die moderne nennt, 
gleichfalls als metallistisch an. Daß dem so ist, kann man un- 
schwer zeigen. 

Knapp nennt in seinem Hauptwerk überhaupt keine Namen 
von Schriftstellern, die sich mit dem Geldproblem beschäftigt 
haben, er führt dort auch kein Werk an, das darüber handelt. Nir- 
gends richtet sich seine Polemik gegen einen der in der reichen 
Geldliteratur üblichen Gedankengänge. Er kämpft immer nur 
gegen den »Metallismus«, den er als die allgemeine Ansicht über 
das Geld hinstellt. Doch im Vorwort bezeichnet Knapp zwei 
Schriftsteller ausdrücklich als Metallisten : Hermann und Knies 18). 
Sowohl Hermann als auch Knies bekennen sich aber zu der von 
Wieser vorgetragenen »modernen« Lehre. Das kann nicht son- 
derlich auffallen; standen doch beide auf dem Boden der sub- 
jektiven Wertlehre 17), aus der folgerichtig jene Lehre über den 
Geldwert folgt, so daß beide die Wurzel des Gebrauchswertes 
der Edelmetalle in ihrer doppelten Verwendung zu Geldstücken 
und für sanderweitigen« Gebrauch erblicken 18). Zwischen Wieser 
und Knies besteht nur insoweit ein Unterschied, als es sich um 
die Rückwirkung der Möglichkeit des Fortfallens des »ander- 
weitigen« Gebrauches für die Geldfunktion handelt. Doch kann 
Knapp unmöglich darin das entscheidende Merkmal erblickt 
haben, sonst hätte er es doch irgendwie erwähnen müssen. Er 
weiß aber darüber ebenso wenig zu sagen wie über die anderen 
Geldwertprobleme. 

Man sieht nun, wie wenig es sich empfiehlt, mit Wieser die 
Lehre, daß der Wert des Geldstoffes nur aus der industriellen 
Verwendung herstamme, als die herrschende zu bezeichnen. 
Darf man eine Anschauung über das Geld, die von Knies abge- 
lehnt wird, als die herrschende ansehen 1%)? Davon, daß die 
ganze Geldliteratur, so weit sie sich auf die Ergebnisse der mo- 
dernen Grenznutzentheorie stützt, auch nicht metallistisch in 





19) Vgl. Knapp, Staatliche Theorie a. a. O. S. V und VII. 

17) Vgl. Zuckerkandl, Zur Theorie des Preises mit besonderer Be- 
rücksichtigung der geschichtlichen Entwicklung der Lehre. Leipzig 1899, S. 98, 
115 f. 

18) Vgl. Hermann, Staatswirtschaftliche Untersuchungen. 2. Aufl. 
München 1870, S. 444. Knies, Das Geld. II. Aufl. Berlin 1885, S. 324. 

19) Adolf Wagner nennt bei Besprechung der Geldliteratur das Knies- 
sche Werk in seiner 1909 erschienenen »Sozialökonomischen Theorie des Gel- 
des und Geldwesens«. (S. 112): »das deutsche theoretische Hauptwerk, auch 
gegenwärtig noch«. 
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jenem Sinne ist, ebensowenig übrigens wie alle anderen katal- 
laktischen Geldtheorien, gar nicþt zu reden. 

Wieser ist eben durch die Uebernahme des Ausdruckes 
»Metallismus« zu einer schiefen Beurteilung der Geldwerttheorien 
seiner Vorgänger gelangt. Das ist ihm selbst nicht entgangen, 
denn er ergänzt seine oben zitierten Ausführungen durch fol- 
gende Worte: »Die herrschende Lehre wird sich selber untreu, 
indem sie..... eine eigene Theorie vom Tauschwert des Geldes 
entwickelt. Wenn der Geldwert immer durch den Gebrauchs- 
wert des Geldstoffes gebunden wäre, welchen Einfluß könnten 
dann die Tatsachen des Geldbedarfs, der Umlaufsgeschwindig- 
keit oder der Menge der Kreditsurrogate noch üben« 2%)? Die 
Lösung dieses scheinbaren Widerspruchs ist in der Tatsache zu 
suchen, daß zwischen dem, was Wieser als die herrschende 
metallistische Lehre bezeichnet und den katallaktischen Geld- 
werttheorien, die seine eigene Theorie vom Tauschwert des 
Geldes entwickeln« der schärfste Gegensatz besteht. 

Ebenso wie Wieser stellt auch Philippovich zwei Geldwert- 
theorien einander gegenüber, die nominalistische (von Adam 
Müller, Knapp u. A. vertretene, auch Adolph Wagner rechnet 
Philippovich zu dieser Gruppe) und die, welche die nomina- 
listische Auffassung ablehnt; als Vertreter dieser zweiten An- 
sicht nennt er nur meine »Theorie des Geldes und der Umlaufs- 
mittel«. Er fügt dazu die Bemerkung, bei Erörterung des Geld- 
wertes müßte ich doch zugeben, daß für die Geldwerttheorie 
der Wert des Sachgeldes nur insoweit in Betracht komme, als 
er auf seiner Funktion als allgemeines Tauschmittel beruht *). 
Philippovich verfällt hier, indem er den dogmengeschichtlichen 
Ansichten Knapps folgt, denselben Irrtümern wie Wieser. 

Während aber Wieser die Chartal- und Nominaltheorie des 
Geldes ablehnt, erklärt sich Philippovich als ihr Anhänger, gibt 
ihr jedoch einen besonderen Inhalt, der den Unterschied zwischen 
der katallaktischen und der nominalistischen Auffassung ganz 
verwischt. Er erklärt einerseits: »Das Wesen der Münzeinheit 
(Geldeinheit) ist ihre nominelle Geltung als Werteinheit«. Ander- 
seits wieder: »Die Geldeinheit (Münzeinheit) ist tatsächlich nicht 
jene technisch bestimmte Menge edlen Metalles, sondern deren 

20) Vgl. Wieser, Theorie der gesellschaftlichen Wirtschaft a. a. O. S. 317. 

2) Vgl. Philippovich, Grundriß der politischen Oekonomie. I. Bd. 


(11. Aufl.) Tübingen 1916, S. 275. R 
14 
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Kauf- (Zahlungs-) Kraft« 2). Das sind zwei Thesen, die unver- 
einbar sind. Die erste ist uns oben als die Knappsche Definition 
begegnet, die zweite ist der Ausgangspunkt aller katallaktischen 
Geldtheorien. Man kann sich kaum einen schärferen Gegensatz 
denken. 

Daß die Gleichsetzung von Kaufkraft und Geldeinheit nicht 
Knapps Ansichten ausdrückt, vielmehr ihnen vollständig wider- 
spricht, geht aus zahlreichen Stellen seiner Schriften deutlich 
hervor %). Darin liegt ja gerade das charakteristische des Nomi- 
nalismus — wie überhaupt jeder akatallaktischen Theorie —, 
daß sie vom Geldwert, von der Kaufkraft des Geldes nicht 
spricht. Wie unverträglich jene beiden von Philippovich auf- 
gestellten Thesen sind, kann leicht gezeigt werden. Knapp ist 
formal im Sinne seiner Theorie im Recht, wenn er die Mark 
definiert: »Die Mark ist der dritte Teil der vorausgegangenen 
Werteinheit, des Talers« 2). So nichtssagend diese Definition 
auch ist, sie enthält keinen Widerspruch in sich selbst. Anders 
ist es, wenn Philippovich erklärt: »Die Mark in Silber, als der 
dritte Teil eines Talers, war die Einheit des Geldes, mit der man 
bisher rechnete und welche nach den Erfahrungen der Wirt- 
schaftenden eine bestimmte Kaufkraft darstellte. Diese Kauf- 
kraft soll in der Münzeinheit aus dem neuen Geldstoff beibehalten 
werden, d. h. die Mark als Goldmünze soll dieselbe Wertmenge 
repräsentieren, wie früher die Mark in Silber. Die technische 
Fixierung der Münzeinheit hat daher den Zweck der Auf- 
rechterhaltung der Werteinheit des Gel- 
d e sę %). Diese Sätze ergeben in Verbindung mit den früher 
zitierten wohl nur den Sinn, daß die Reform des deutschen 
Geldwesens eine Fixierung der historisch überlieferten Kauf- 
kraft des Talers beabsichtigt habe. Das kann aber doch wohl 
nicht die Ansicht Philippovichs sein. - 

Noch einen anderen dogmengeschichtlichen Irrtum über- 
nimmt Philippovich von Knapp, nämlich den, daß die katallak- 


22) Ebenda. 

33) Vgl. so auch besonders K na pps Aeußerungen in den Schriften des 
Vereines für Sozialpolitik, 132. Bd., S. 560 ff.; ferner Erläuterungen zur staat- 
lichen Theorie des Geldes (Jahrbuch für Gesetzgebung usw. XXX. Jahrgang). 
S. 1695 ff. 

2) Vgl. Knapp, Art. »Geldtheorie, staatlichee im Handwörterbuch 
der Staatswissenschaften. III. Aufl., IV. Bd., S. 611. 

36) Vgl. Philippovich,a.a.O. 
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tische Geldlehre »die Wirklichkeit, die Beispiele genug für staat- 
liches Zwangspapiergeld hat«, übersehe 2%). Jede beliebige Schrift 
eines Katallaktikers — auch meine »Theorie«, die Philippovich 
an jener Stelle allein erwähnt — beweist das Gegenteil. Man 
kann behaupten, die Katallaktiker hätten das Problem des 
staatlichen Zwangspapiergeldes nicht befriedigend gelöst. — 
darüber läßt sich immerhin noch streiten —, aber es geht nicht 
an, zu erklären, sie hätten seine Existenz übersehen. Diese 
Feststellung ist deshalb besonders wichtig, weil schon heute 
Stimmen laut werden, die meinen, die katallaktischen Geld- 
theorien seien durch die Papiergeldwirtschaft der Kriegszeit 
widerlegt worden. Als ob sich nicht seit Ricardo alle Geld- 
theorien mit diesem Problem befaßt hätten. 

Wenn die Knappschen Irrtümer über die geldtheoretischen 
Anschauungen derälteren und zeitgenössischen Nationalökonomen 
bei zwei so hervorragenden Kennern der Geschichte und Lite- 
ratur der politischen Oekonomie wie Wieser und Philippovich 
Aufnahme gefunden haben, so darf man nicht staunen, wenn 
die Mehrzahl der deutschen Bearbeiter der Geldprobleme sich 
heute dogmengeschichtlich ausschließlich an Knapp orientiert. 

Es hätte keinen Zweck, sich hier mit diesen Schriften, die 
mitunter eine überraschende Unvertrautheit mit den Grund- 
lehren der Nationalökonomie verraten, näher zu befassen. Nur 
einer Arbeit soll Erwähnung getan werden, nicht nur, weil ihr 
Verfasser, Lansburgh, als wirtschaftspolitischer Schriftsteller 
mit Recht geachtet wird, sondern vor allem deshalb, weil sie 
einen neuen dogmengeschichtlichen Irrtum in Umlauf bringt. 
Lansburgh setzt nämlich die metallistische Theorie dem currency 
principle gleich und bezeichnet die Chartaltheorie als seine Ab- 
art des alten banking principle« 2). Das ist eine völlige Ver- 
kennung des Wesens der Probleme, um die sich jener berühmte 
Streit drehte. Sie haben mit dem, was den Gegensatz von Me- 
tallismus und C'hartaltheorie ausmacht, nichts zu tun. Ich kann 
an dieser Stelle darauf nicht weiter eingehen; in meiner Theorie 
des Geldes und der Umlaufsmittel habe ich den englischen 
Bankstreit ausführlich behandelt 28). 


s6) Ebenda, S. 272 ff. 

237) Vgl. Lansburgh, Die Kriegskostendeckung und ihre Quellen. 
Berlin 1915, S. 52 ff. — Auf den übrigen Inhalt dieser Schrift, auch soweit er 
geldtheoretisches Interesse bietet, kann hier nicht eingegangen werden. 

38) S. 405, 437 ff. 
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Zur Frage der Bankrate und des Geldwertes. 


Von 
SIEGFRIED BUDGE. 


Im 41. Bande dieser Zeitschrift (S. 745 ff.) hat Professor Knut 
Wicksell-Lund unter dem Titel »Hinauf mit den Bankraten!« eine 
Abhandlung veröffentlicht, in welcher er das hohe Preisniveau und 
den ungünstigen Stand der Valuten in den kriegführenden Ländern 
auf die »Einsperrung des Goldes« und auf den zu niederen Stand des 
Bankdiskontes zurückführt. Auf diese Abhandlung ist bereits im 42. 
Band S. 202 ff. eine Erwiderung von Walter Federn erschienen, 
die zu dem Ergebnisse gelangt, daß Preisstand und Valuta in den krieg- 
führenden Staaten mit der Höhe des Bankdiskontes in keinem Zusam- 
menhange stehen. Ich stimme darin mit Federn durchaus überein. 
Seine Ausführungen sind indessen, wie er selbst betont, wesentlich 
vom Standpunkte des Praktikers aus gehalten. Es fehlt ihnen die 
eingehendere theoretische Fundamentierung. Es ist daher vielleicht 
in Anbetracht der großen Wichtigkeit der von Wicksell angeschnittenen 
Frage nicht ganz überflüssig, wenn hier versucht wird, die Wicksell- 
schen Darlegungen mit Argumenten vorwiegend theoretischer Natur 
zu entkräften. Es dürfte dies um so eher angebracht sein, als die Wick- 
sellsche Argumentation äußerst geschickt und auf den ersten Blick 
bestechend ist und ferner auf einer Theorie beruht, die bereits seit 
einer Reihe von Jahren in den Debatten über das Problem des Geld- 
wertes und der Preise eine Rolle gespielt hat !). 

Wicksell gehört zu den führenden Vertretern einer modernen 
Abart der alten Quantitätstheorie. Nach dieser Theorie werden bekannt- 
lich die Geldpreise letzten Endes immer durch die Menge der umlaufen- 
den Tauschmittel multipliziert mit deren Umlaufgeschwindigkeit ohne 
Rücksicht auf einen etwa vorhandenen inneren Stoffwert des Wäh- 
rungsgeldes reguliert in der Art, daß die Menge der zirkulierenden 
Tauschmittel stets das primäre, verursachende Moment, die Preise 
das verursachte passive Element darstellen. Wicksell erkennt diese 
Theorie im Prinzip an. Aber er erkennt zugleich, daß die zirkulieren- 
den Tauschmittel heute zum weitaus größten Teile im Wege der Kre- 


1) Cf. Wicksell, Geldzins und Güterpreise. Jena 1898. 
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diterteilung seitens der Banken in den Umlauf hineingeworfen werden, 
und daß der Umfang dieser Krediterteilung in engstem Zusammen- 
hange steht mit der Höhe des Bankdiskontes, insbesondere des Dis- 
kontsatzes der Zentralnotenbank, welcher erfahrungsgemäß letzten 
Endes für die Höhe des Zinsfußes innerhalb einer Volkswirtschaft 
maßgebend ist. So gelangt Wicksell zu der Meinung, es müsse das jewei- 
lige allgemeine Preisniveau mit der Höhe des Bankdiskontes, »des 
Geldzinses« in irgend einem Zusammenhange stehen. Und diesen 
Zusammenhang erblickt er darin, daß das Preisniveau das Mittel ist, 
die notwendige Uebereinstimmung zwischen »Geldzins« und snatür- 
lichem Kapitalzins«, d. h. dem Zins, wie er sich aus Angebot von und 
Nachfrage nach »Naturkapital« ergeben würde, herzustellen. Steht 
der Bankdiskont unter dem natürlichen Kapitalzins, so wird der 
Kredit zu leichteren Bedingungen erteilt, als es der wirklichen Sach- 
lage entspricht; die Unternehmer machen infolgedessen anomale 
Gewinne, die Nachfrage nach Arbeit und nach Gütern aller Art wird 
dadurch angespomt, mit dem Warenangebot wird zurückgehalten, 
das Preisniveau steigt. Umgekehrt: Steht der Bankdiskont über dem 
natürlichen Kapitalzins, so bedeutet das eine Erschwerung des Kredits, 
die Güternachfrage läßt nach, man wirft Waren auf den Markt, um 
dafür bares Geld zu erhalten: das Preisniveau sinkt. 

Diese Theorie besticht durch ihre Einfachheit, sie leidet aber an 
einem schweren inneren Fehler. Sie läßt nämlich die Bewegung und 
den Stand des allgemeinen Preisniveaus von einem Faktor mitbeein- 
flußt werden, welcher niemals imstande ist, dasselbe zu beeinflussen: 
Dem Stand von Angebot von und Nachfrage nach gewissen Güter- 
kategorien, eben denjenigen, welche Wicksell unter dem Begriff des 
snaturalen Kapitalse zusammenfaßt. Es liegt auf der Hand, daß für 
das allgemeine Preisniveau — und eben dessen Bestimmungsgründe 
will Wicksell erklären — niemals der Wert einzelner Güter oder Güter- 
arten maßgebend sein kann, sondern nur der Wert desjenigen Gutes, 
in welchem alle Güter geschätzt, an welchem der Wert aller Güter 
gemessen wird, der Wert des Geldes. Denn steigen bei stabilem Geld- 
wert einzelne Güter im Preise, so müssen andere sinken und umgekehrt. 
Steigen die Urprodukte im Preise, so sinken die Preise der gewerb- 
lichen Produkte; steigen die Güter des notwendigsten Bedarfs, so 
sinken die Güter, die dem Luxus und Komfort dienen; steigen die 
produzierten Produktivgüter, so sinken die gleichzeitig mit ihnen 
auf dem Markte befindlichen Genußgüter. Merkwürdigerweise betont 
Wicksell selbst am Eingange seines für seine Theorie grundlegenden 
Werkes, daß die »Warenseite« mit dem allgemeinen Preisniveau nichts 
zu tun habe; schließlich aber läßt er dieses allgemeine Preisniveau 
dann von einem der Warenseite angehörenden Faktor, dem matür- 
lichen Kapitalzins« mitbestimmt werden. Schon auf Grund dieses 
inneren Widerspruchs kann die Wicksellsche Theorie und können 
demnach auch die praktischen Schlußfolgerungen, welche Wicksell 
aus dieser Theorie für das Verhältnis des in den kriegführenden Staaten 
gegenwärtig bestehenden Bankdiskonts zum Stande des natürlichen 
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Kapitalzinses in denselben und für den Einfluß dieses Verhältnisses 
auf Preisniveau und Valuta zieht, nicht richtig sein 2). 

Der Irrtum Wicksells scheint mir in der Annahme zu liegen, es 
könne während einer einigermaßen längeren Zeitperiode zwischen 
dem Bankdiskont (worunter ich stets den Diskontsatz der Zentral- 
notenbank verstehe) und dem natürlichen Kapitalzins, von ganz 
vorübergehenden Schwankungen des Diskontsatzes abgesehen, eine 
Differenz bestehen. Dem ist nicht so, und es bedarf daher auch, ausge- 
nommen in einem später zu erörternden Spezialfall keiner Aenderung 
des Preisniveaus, um eine Uebereinstimmung zwischen beiden Zins- 
raten herbeizuführen. Dementsprechend würde mein Beweisthema 
für die zur Diskussion stehende Frage das Folgende sein: ı. Der derzeit 
in den kriegführenden Staaten bestehende Zinsfuß entspricht dem 
tatsächlichen Verhältnis von Kapitalangebot und Kapitalnachfrage; 
2. folglich hätte auch, wenn die kriegführenden Staaten die Einlösungs- 
pflicht der Notenbanken aufrecht erhalten hätten, der Zinsfuß der 
gleiche sein müssen; 3. der Stand des Preisniveaus und der Valuten 
in den kriegführenden Staaten hat mit dem Satze des Bankdiskonts 
nichts zu tun, entspringt vielmehr anderen Ursachen. 


I. 


Wir sagten schon vorhin, daß der durchschnittliche Bankdiskont 
für eine gewisse Periode mit dem volkswirtschaftlichen Zinsfuß 
stets übereinstimmt. Woher aber, so müssen wir fragen, diese Ueber- 
einstimmung ? Sind doch die äußeren Bestimmungsgründe für beide 
Raten völlig verschieden. Der volkswirtschaftliche Zinsfuß hängt in 
seiner Höhe von Angebot und Nachfrage nach Kapital, der Bankdiskont 
unter normalen Umständen von dem Verhältnis der umlaufenden Bank- 
noten zu ihrer Deckung in Währungsgeld ab. Die Antwort auf obige 
Frage kann nur die sein, daß auf die Dauer zwischen den Bestim- 
mungsgründen beider Raten ein inniger Zusammenhang bestehen 
muß. Um diesen Zusammenhang erläutern zu können, betrachten 
wir eine Volkswirtschaft im Friedenszustande, in welcher Goldwährung 
herrscht. 

In einer solchen Volkswirtschaft muß sich bei gegebener Um- 
laufsgeschwindigkeit der Tauschmittel und bei gegebenem Werte des 
Goldes die Menge der umlaufenden Tauschmittel der Summe der 
Preise der der Volkswirtschaft zur Verfügung stehenden, in Gold ge- 
schätzten Güter anpassen. Mit dem gleichen Rechte können wir sagen, 
die Tauschmittelmenge muß bei gegebenem Goldwert und gegebener 
Umlaufsgeschwindigkeit zu — oder abnehmen, je nachdem die 

2) Wicksell wird gegen diese Ausführungen einwenden, daß er ja die Bewe- 
gung des allgemeinen Perisniveaus nicht auf die Preise bestimnfter Warenkate- 
gorien zurückführe, sondern auf das Verhältnis von Geldzins und natürlichem 
Kapitalzins. Da er aber den letzteren vom Angebot von und Nachfrage nach 
gewissen Warenkategorien abhängig sein läßt, so wird dadurch an dem inneren 
Widerspruch, an welchem die Wicksellsche Theorie krankt, nichts geändert. 
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Menge der angebotenen Güter zu- oder abnimmt. Denn jedes verstärkte 
Güterangebot bedeutet nichts anderes als verstärkte Nachfrage nach 
anderen Gütern. Es wächst mithin in diesem Falle die Gesamtgüter- 
nachfrage, damit der Gesamtwert und die Gesamtpreissumme (nicht 
etwa das Preisniveau). Dabei ist aber noch zu beachten, daß 
eine große Kategorie von Gütern, nämlich sämtliche Produktivgüter 
einen selbständigen Wert nicht repräsentieren ; sie sind nicht nur Güter 
erzeugende, sondern auch Güter verzehrende Güter; es steckt in ihnen 
der bereits früher vorhanden gewesene Wert verzehrter Genußgüter. 
Wir gelangen demnach zu dem genaueren Resultat, daß die zirkulie- 
rende Tauschmittelmenge in ihrer Zu- und Abnahme bei gegebenem 
Goldwerte sich der Zu- und Abnahme der einer Volkswirtschaft 
zur Verfügung stehenden Genußgütermenge anzupassen hat. Zu diesem 
Zwecke bedarf die Volkswirtschaft einer Tauschmittelart oder auch 
mehrerer Tauschmittelarten, welche elastisch genug sind, um diese 
Anpassung herbeizuführen, ohne daß dadurch der Bedarf nach Gold 
und damit der Wert desselben allzu sehr alteriert wird. Solche Tausch- 
mittel hat die moderne Zahlungstechnik in den Banknoten und den 
eDepositenumlaufsmitteln«, d.h. den Bankguthaben, über welche 
mittels Checks verfügt werden kann, geschaffen. Diese körperlichen 
und unkörperlichen Tauschmittel werden nun aber in den Umlauf ge- 
bracht im Wege der Erteilung verzinslichen Kapitalkredits durch die 
Banken. Dies erscheint zunächst nach unseren vorangegangenen 
Ausführungen als paradox. Auf der einen Seite behaupten wir, die 
umlaufende Tauschmittelmenge passe sich der Menge der zur Verfü- 
gung stehenden Genußgüter an, auf der anderen Seite gestehen wir zu, 
daß diese Tauschmittel als »Kapital« ausgegeben werden, d.h. nicht 
zu Zwecken des Konsums, sondern der Produktion Und unter »Ka- 
pitale im volkswirtschaftlichen Sinne des Wortes pflegt man meist 
gerade einen Teil derjenigen Güter zu verstehen, welche unserer Be- 
hauptung nach nicht als Equivalent neu kreierter Tauschmittel 
in Frage kommen sollen. Indessen des Rätsels Lösung ist sehr einfach. 
In den modernen Volkswirtschaften dienen die meisten Genußgüter 
nicht nur dem Konsum, sondern mittelbar auch der Produktion. Sie 
werden dem Unterhalt produktiver Arbeiter zugeführt, welche zu- 
sammen mit ihren Angehörigen in jeder kapitalistischen Volkswirt- 
schaft den weitaus größten Teil der Bevölkerung bilden. Janoch mehr: 
Diese dem Unterhalt produktiver Arbeiter zuzuführenden Genuß- 
güter stellen das wahre und primäre »Naturalkapital« dar, ohne dessen 
Vorhandensein weder irgend welche Arbeit, die nicht von der Hand 
in den Mund lebte, noch irgend welches produzierte Produktionsmittel 
und infolgedessen auch keinerlei produktive Ausnutzung des Grund 
und Bodens, von dem Sammeln der primitivsten Bodenfrüchte abge- 
sehen, denkbar wäre. Ist dem aber so, so muß die Höhe des volks- 
wirtschaftlichen Zinsfußes im engsten Zusammenhange mit dem Ange- 
bot von und der Nachfrage nach solchen Genußgütern stehen, und es 
muß infolgedessen auch wiederum ein weiterer Zusammenhang vor- 
handen sein zwischen der Höhe des Zinsfußes und der zirkulierenden 
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Tauschmittelmenge. Es fragt sich nur noch, auf welchem Wege sich 
dieser Zusammenhang herstellt. 

Betrachten wir zunächst den Verlauf bei gegebener Kapital- 
nachfrage und vermehrtem Kapitalangebot. Es nimmt die produk- 
tiver Arbeit zur Verfügung stehende Genußgütermenge zu, während 
die Zahl der sich anbietendenden produktiven Arbeiter die gleiche bleibt. 
Wir sahen: vermehrtes Güterangebot ist gleich vermehrter Güter- 
nachfrage und zwar genügt schon eine potentielle Vermehrung dieses 
Angebots, um eine Steigerung der Nachfrage herbeizuführen ; die not- 
wendige Folge ist, daß die Wert- und Preissumme des nationalen Pro- 
duktes steigt. Damit entsteht ein vergrößerter Bedarf nach Tausch- 
mitteln und dieser Bedarf wird vorläufig dadurch befriedigt, daß die 
Zahl beziehungsweise die Beträge der auf Warenlieferung basierten 
Wechsel steigen. Diese Wechsel werden bei den Banken zum Diskont 
eingereicht und ihr Betrag den Inhabern als umlaufsfähiges Guthaben 
gutgeschrieben. Mit der Preissumme des nationalen Produktes aber 
steigt auch die Gewinnmasse und damit bei gegebenem Sparsinne der 
Bevölkerung, den wir ruhig voraussetzen dürfen, die Höhe der den 
Banken und letzten Endes der Zentralnotenbank zufließenden Er- 
sparnisse, und zwar gelangen diese Ersparnisse an die Bank in der 
Form »baren Geldes«, entweder in Gold oder in Banknoten. In bei- 
den Fällen verbessert sich das Verhältnis von Golddeckung und Noten- 
umlauf. Entweder es fließt der Zentralbank mehr Gold zu, oder es 
kehren mehr Noten zur Zentralbank zurück. Dieselbe ist daher in der 
Lage den Diskont herunterzusetzen, um so mehr als der Mehrzahl 
der bei ihr eingereichten Wechsel reale Werte zugrunde liegen. Die 
Kreditgewährung wird erleichtert, die Unternehmungslust ange- 
stachelt, und es werden in der Form von Banknoten dem gestiegenen 
Bedarf entsprechend neue zirkulationsfähige Tauschmittel ausge- 
geben. Gleichzeitig steigt die Nachfrage nach Arbeit und damit die 
Geldlöhne der Arbeiter, der volkswirtschaftliche Zinsfuß aber sinkt 
entsprechend dem vergrößerten »Kapitalangebot«. 

Anders bei gegebenem Kapitalangebot und vermehrter Kapi- 
talnachfrage. In diesem Falle werden die dem Unterhalt produktiver 
Arbeit dienenden Güter in gleicher Menge wie seither zu Markte ge- 
bracht, während die arbeitende Bevölkerung und damit die Nachfrage 
nach solchen Gütern zunimmt. Die Folge muß sein, daß der Andrang 
auf dem Arbeitsmarkte wächst und damit zunächst die Geldlöhne 
der Arbeiter sinken®). Das bedeutet die Minderung eines wichtigen 
Produktionskostenelements, die Unternehmungslust wird angeregt, 
die Kreditgesuche nehmen zu, während an der Höhe der den Banken 
zufließenden Ersparnisse nichts geändert wird. Um die überhand- 
nehmenden Kreditansprüche abzuwehren, bleibt zunächst den Privat- 
banken, dann aber auch der Zentralbank kein anderes Mittel, als den 
Diskont heraufzusetzen, dies um so mehr, als im Gegensatz zum ersten 
Fall in dem nunmehr geschilderten Fall unter den zum Diskont einge- 
reichten Wechseln die sogenannten Finanzwechsel eine eiheblichere 

3) Immer gegebenen Wert des Geldes vorausgesetzt. 
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Rolle spielen, denen vorläufig keine realen Werte zugrunde liegen, 
sondern lediglich die Aussicht auf Schuldtilgung aus dem künftigen 
Ertrag der Produktion. Natürlich sind die hier geschilderten Fälle 
nur die alleräußersten und nur der Veranschaulichung halber gewählt. 
In Wirklichkeit werden bei normalen Verlaufe der Dinge Bevölkerung 
und Kapital zunehmen, und die Höhe des Diskonts und des volks- 
wirtschaftlichen Zinsfußes wird von dem Verhältnis der Zunahme 
beider Faktoren abhängig sein. Aus alledem folgt, daß in einer normal 
funktionierenden Volkswirtschaft, in welcher Metallwährung herrscht, 
und die Preise daher an den Wert dieses Metalls gebunden sind, der 
durchschnittliche Bankdiskont, man könnte auch sagen das Diskont- 
niveau, innerhalb einer bestimmten Zeitperiode die Tendenz hat, 
sich dem volkswirtschaftlichen Zinsfuß gleichzustellen. Noch mehr: 
Jede Aenderung des volkswirtschaftlichen Zinsfußes äußert sich 
zunächst in einer Aenderung des Diskontsatzes. Um eine Ueberein- 
stimmung zwischen beiden Sätzen herbeizuführen, bedarf es keines- 
wegs einer Aenderung des allgemeinen Preisniveaus. Werden in Zeiten 
spekulativer Erhitzung, so insbesondere bei beginnender Hochkon- 
junktur seitens der Banken zeitweilig mehr Tauschmittel in die Zir- 
kulation geworfen, als den Bedürfnissen des Warenmarktes entspricht 
und wird damit vorübergehend fiktive Kaufkraft geschaffen, hinter wel- 
cher keine realen Werte stehen, so treten, lange bevor eine Erhöhung 
des allgemeinen Preisniveaus sich hätte durchsetzen können, krisen- 
hafte Störungen innerhalb der Volkswirtschaft ein, welche so lange 
andauern, bis das Gleichgewicht wieder hergestellt ist. 

Ein Fall allerdings ist denkbar, in welchem bei künstlicher Nie- 
drighaltung des Bankdiskonts ein Ausgleich zwischen »Geldzins« 
und natürlichem »Kapitalzins« nur durch eine Erhöhung des Preis- 
niveaus geschaffen werden könnte. Freilich kann auch dieser Fall 
niemals beim Vorhandensein einer Metallwährung eintreten. Wohl 
aber bestände die Möglichkeit, daß eine Zentralbank im Falle des 
Vorhandenseins einer stoffwertlosen Währung unter ständiger Niedrig- 
haltung des Diskonts für längere Zeit hinaus eine fortgesetzt sich ver- 
größernde Menge der stoffwertlosen Tauschmittel in die Zirkulation 
werfen würde. Da in diesem Falle das Tauschmittel gleichzeitig 
allgemeiner Wertmesser wäre, so gäbe es für seine Kaufkraft und 
damit für das Preisniveau keinen anderen Regulator mehr als seine 
Menge. Das Preisniveau müßte steigen und infolgedessen der Geld- 
wert des »Naturalkapitalse. Die Folge davon müßte sein, daß nicht 
nur das Angebot von, sondern auch die Nachfrage nach »Geldkapital« 
zunähme, und es müßte der »Geldzins« auf die Höhe des »natürlichen 
Kapitalzinses« hinaufschnellen. In diesem Falle freilich wäre die Stei- 
gerung des Preisniveaus verursacht durch eine über die Bedürfnisse 
des Warenmarktes hinausgehende Kreditverteilung. Ob ein solcher 
Zustand in der Friedenswirtschaft lange andauern könnte, ist minde- 
stens sehr fraglich. Sicher ist, daß der soeben geschilderte Fall nicht 
auf die Verhältnisse, wie sie zurzeit in den kriegführenden Staaten 
herrschen, zutrifft, obgleich Wicksell dies anzunehmen scheint. Zwar 
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finden wir in sämtlichen kriegführenden Staaten, von England abge- 
sehen, Papierwährung. Denn sobald einmal für die Zentralbanken 
die Verpflichtung, ihre stäglich fällig werdenden Verbindlichkeiten« 
in Gold einzulösen, entfällt, ist jeder Zusammenhang zwischen dem 
Wert des Goldes und dem der zirkulierenden Tauschmittel erloschen. 
Korrekter ausgedrückt, es besteht ein solcher nur noch insofern, als 
die Wertbewegung des Papiergeldes von dem bei Aufhebung der Ein- 
lösungsverpflichtung bestehenden Goldwert ihren Ausgang nimmt. 
Wir finden ferner auch erhebliche Preissteigerungen und zwar bei 
einer so großen Anzahl von Gütern, daß man wohl ohne weiteres ver- 
muten darf, es handle sich nicht nur um die Steigerung einzelner 
Preise, sondern es sei das allgemeine Preisniveau in die Höhe gegangen. 
Wir finden endlich einen Zinsfuß, der nicht unerheblich über dem 
Satze steht, wie er vor dem Kriege in Geltung war. Würde nun ein 
Zusammenhang zwischen Zinsfuß und Preisniveau vorhanden sein, 
wie Wicksell annimmt, so müssten zum mindesten häufige Schwan- 
kungen des Zinsfusses bemerkbar sein. Die gestiegenen Preise müssten 
ihn in die Höhe schnellen, während die Banken durch weitere Niedrig- 
haltung des Diskonts ihn immer wieder herabdrücken würden. Aber 
wir sehen nichts von alledem. Der Zinsfuß hat sich seit zirka zwei 
Jahren auf dem gleichen Niveau gehalten; er ist den fortgesetzten 
Preissteigerungen gegenüber gänzlich indifferent geblieben‘). 

Die Ursache von alledem liegt, kurz gesagt, darin, daß der Krieg 
die Zusammenhänge, wie sie in der Friedenswirtschaft zwischen Genuß- 
güterangebot, Ansammlung der Ersparnisse bei den Banken, Diskont- 
und Zinsfuß bestanden haben, durchbrochen hat. Die den krieg- 
führenden Staaten zur Verfügung stehenden Genußgüter wurden 
sofort mit Kriegsbeginn zum großen Teil nicht mehr dem produktiven 
Konsum der Arbeiter, sondern dem unproduktiven Konsum des 
Heeres zugewandt. Noch mehr: Ein erheblicher Prozentsatz der noch 
im Inland beschäftigten Arbeiter, auch der Frauen, die teilweise an 
die Stelle männlicher Arbeitskräfte getreten sind, wurden und werden 
in Betrieben beschäftigt, die nicht der Versorgung der Volkswirtschaft 
mit Gütern, sondern der Erzeugung von Kriegsmaterial dienen. Sie 
sind sozusagen unproduktive Produzenten; ihre Produktion ist, vom 
Standpunkte der Volkswirtschaft betrachtet, ertraglos. Damit aber 
haben alle dem unproduktiven Konsum der Angehörigen des Heeres 
im weitesten Sinne des Wortes und der unproduktiven Produktion 
der für den Kriegsbedarf tätigen Arbeitskräfte zugeführten Genuß- 
güter aufgehört »Kapital« zu sein. Es hätte also, selbst wenn die ange- 
botene Genußgütermenge in den kriegführenden Staaten die gleiche 
geblieben wäre, eine erhebliche Abnahme des Kapitalangebots statt- 


t) In England freilich ist der Diskont kürzlich auf 6% erhöht worden. 
Diese Erhöhung scheint, wie die Ausgabe von 6% igen Schatzscheinen beweist, 
dem derzeitigen volkswirtschaftlichen Zinsfuß in England zu entsprechen. Da- 
mit ist aber natürlich nicht gesagt, daß etwa der seitherige Stand des Diskonts 
ein zu niedriger gewesen wäre. Auch ist ja England das einzige kriegführende 
Land, in welchem die Goldwährung beibehalten worden ist. 
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finden müssen. Sie ist aber nicht die gleiche geblieben, sondern in 
allen kriegführenden Ländern beträchtlich zusammengeschrumpft. 
Der Grund ist einmal der, daß trotz Frauen- und Gefangenenarbeit 
voller Ersatz für die der Produktion entzogenen Kräfte nicht beschafft 
werden kann, sodann daß die gewohnte Güterzufuhr von außerhalb 
gehernmt ist, bei den Zentralmächten durch die Absperrung der Meere, 
bei den Mitgliedern der Entente infolge zunehmender Knappheit an 
Frachtraum und wachsender Unsicherheit der Zufuhrwege zur See. 
Gleichzeitig wird ein erheblicher Teil des vorhandenen »fixen Kapitals« 
den unproduktiven Zwecken des Krieges dienstbar gemacht und ver- 
braucht, ohne daß die Möglichkeit bestände für dasselbe Ersatz zu 
beschaffen. Und dazu kommt noch die Zerstörung vorhandener 
Produktiv- und Genußgüter durch die kämpfenden Heere. 

Aber während so das Kapitalangebot einschrumpft, schrumpft 
gleichzeitig, wenn auch nicht in demselben Grade, die Nachfrage nach 
Kapital zusammen. Entfallen doch als Nachfragende sowohl die un- 
produktiven Konsumenten des Heeres als die unproduktiven Pro- 
duzenten der industriellen Kriegsbetriebe. Damit aber ist ein ganz 
erheblicher Teil der Bevölkerung aus der Reihe der Kapitalbedürftigen 
ausgeschieden. Konnte man im Frieden das Verhältnis von Kapital- 
angebot und Kapitalnachfrage annähernd dem Verhältnis von Be- 
völkerung und Gütervorrat gleichsetzen, so besteht im Kriege dieser 
Zusammenhang nicht mehr. Der weitaus größte Teil der vorhandenen 
Güter dient dem unproduktiven Konsum. Nach außenhin stellen 
sich diese Zusammenhänge wie folgt dar: 

An Stelle der zahlreichen privaten Gesuche nach produkti- 
vem Kredit tritt das Bedürfnis der Staaten nach reinem Konsumtiv- 
kredit. Damit aber ist auch der Zusammenhang der im Frieden zwi- 
schen der Ausgabe neuer Tauschmittel seitens der Banken und der 
Höhe des volkswirtschaftlichen Zinsfußes bestand, zerrissen. Die 
bankmäßige Ausgabe von Tauschmitteln erfolgt im Kriege wesent- 
lich zum Zwecke der Befriedigung des rein konsumtiven Zahlungs- 
mittelbedarfes der Staaten. Infolgedessen ist der Diskont der Zentral- 
notenbanken nicht mehr wie im Frieden nach außenhin, das die Höhe 
des volkswirtschaftlichen Zinsfußes bestimmende Moment; er wird 
sich vielmehr in seiner Höhe wie in seiner Bewegung nach dem Zins- 
fuß richten, der sich auf dem freien Markte bildet. Dieser Zinsfuß aber 
ergibt sich in seiner Höhe als Resultante sowohl eines eingeschrumpften 
Kapitalangebots, als auch, was das wesentliche ist, einer erheblich 
zusammengeschrumpften Kapitalnachfrage. Er wird höher sein 
müssen als vor dem Kriege, denn das Kapitalangebot, d. h. das Angebot 
an Gütern zur Unterhaltung und Beschäftigung produktiver Arbeiter 
hat sicherlich mehr abgenommen, als die Nachfrage des noch produktiv 
tätigen Teils der Bevölkerung nach solchen Gütern, aber er braucht 
nicht entfernt so hoch zu sein wie Wicksell annimmt, denn wie wir 
sahen, ist auch die Kapitalnachfrage ganz ungeheuer zusammenge- 
schrumpft. 

Das ist der Punkt, an welchem der Fehler der Wicksellschen 
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Argumentation liegt. Er hat übersehen, daß durch den Krieg der 
Zusammenhang zwischen Zinsfuß und Tauschmittelausgabe seitens 
der Banken durchbrochen, und daß im Kriege als Folge davon der 
Bankdiskont aus einem aktiven zu einem passiven Element geworden 
ist. Die Tatsache, daß kreditierte Summen nicht mehr in großem Um- 
fange in produktive Betriebe investiert werden, und daß der Staat 
stets soviel »Bargeld« erhalten kann als er braucht, um seine Soldaten 
und seine Lieferanten zu zahlen, so daß auch diese letzteren wiederum 
nicht in erheblichem Maße auf Bankkredit angewiesen sind, führt 
ohne weiteres dazu, daß sich bei den Privatbanken fortgesetzt große 
Beträge flüssigen Geldes ansammeln. Es besteht daher für die Banken 
keinerlei Veranlassung, für das von ihnen kurzfristig ausgeliehene 
Geld exorbitant hohe Zinsen zu verlangen. Die Folge ist, daß auch die- 
jenigen, welche geneigt sind Geld gegen Hypotheken zu verleihen, in 
ihren Zinsforderungen sich entsprechende Beschränkung auferlegen 
müssen. Und dem Staat wird es gar nicht einfallen einen Zinsfuß von 
ıo oder gar 15 % zu bewilligen, wenn bei den Privatbanken Geld für 
4%, bis 5% zu haben ist, und der Kurs seiner Anleihen sich fortgesetzt 
so stellt, daß deren effektive Rentabilität sich auf 5 bis 5% % beläuft. 
Wenn dem aber'so ist, so wird auch der Diskont der Zentralbanken 
sich auf diesem Satze halten müssen. 


II. 


Indessen und damit gelangen wir zu unserem 2. Beweisthema, 
Wicksell könnte einwenden, daß die soeben geschilderte Geldflüssig- 
keit ohne die Aufhebung der Goldwährung und das Bestehen der Papier- 
währung unmöglich gewesen wäre. Wären die kriegführenden Staaten 
bei der Goldwährung geblieben, so hätte an Stelle von Geldflüssigkeit 
Geldknappheit herrschen müssen, der Bankdiskont wäre in die Höhe 
gegangen. Es ist nicht ganz leicht, gegen diese Ansicht zu polemisieren, 
weil es meines Erachtens wenigstens abgesehen von England, keinem 
der kriegführenden Staaten möglich gewesen wäre, die Goldwährung auf- 
recht zuerhalten. Auchin England war dies wohl nur dadurch möglich, 
daß dieses Reich in der Lage war, sich von Kriegsbeginn an die Gold- 
schätze der ihm untertanen Gebiete und teilweise auch seiner Ver- 
bündeten dienstbar zu machen. Bei dem ungeheuren Bargeldbedarf, 
wie er bei Kriegsbeginn herrschte, war eine Steigerung des Betrags der 
umlaufenden Banknoten unvermeidlich. Ebenso unvermeidlich aber 
bei dem fortdauernden und teilweise gesteigerten Bedarf an Gütern 
aus dem Auslande (für die Ententestaaten insbesondere auch der 
Munition) und der gleichzeitig verminderten inländischen Produktions- 
fähigkeit, war derExport von Gold. Auch wenn die Goldwährung zu- 
nächst beibehalten worden wäre, so wäre es unmöglich gewesen, 
selbst bei der größten Opferwilligkeit der Bevölkerungen die gesetz- 
lichen Deckungsvorschriften einzuhalten. Damit wäre aber auch die 
Einlösungsmöglichkeit gefährdet worden und es hätte infolgedessen 
schon die Herabsetzung der vorgeschriebenen Golddeckung eine Ent- 
wertung der Banknoten dem Golde gegenüber herbeiführen müssen. 
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Die weitere Folge hätte dann sein müssen, daß das Greshamsche 
Gesetz zur Wirksamkeit gelangt und das Gold erst recht aus dem Lande 
getrieben worden wäre. Aus alledem hätte sich schließlich immer 
die Aufhebung des Einlösungszwanges und damit der Ersatz der Gold- 
durch Papierwährung von selbst ergeben müssen. Daran hätte auch ein 
noch so hoher Diskont nichts zu ändern vermocht, da der Bargeld- 
bedarf der Staaten ebenso wie die Notwendigkeit einen großen Teil 
der zu importierenden Waren mit Gold zu bezahlen, unter allen Um- 
ständen vorhanden gewesen wäre. 

Aber machen wir einmal Wicksell die Konzession und nehmen 
den unsern Erachtens ganz unmöglichen Fall an, es hätte sich die 
Goldwährung aufrecht erhalten lassen. Dann freilich mußten die Zentral- 
banken versuchen, ihren Goldschatz durch einen hohen Diskont zu 
schützen. Voraussetzung dafür, daß dies möglich gewesen wäre, hätte 
sein müssen, daß der Diskont die gleichen Funktionen hätte ausüben 
können, wie in Friedenszeiten. Es hätte also infolge der Diskonter- 
höhung nicht nur das vorhandene Gold im Inlande bleiben, sondern es 
hätte durch die hohe Verzinsung gelockt, Gold aus dem neutralen Aus- 
lande hereinströmen müssen. Die Folge wäre gewesen: Sinken des 
Diskonts im Inlande, Steigen des Diskonts im neutralen Auslande, 
dadurch verursacht Umkehrung der seitherigen Goldbewegung, aber- 
maliges Steigen des Diskonts im Inland, Sinken im neutralen Ausland. 
Das Ergebnis hätte doch wohl schließlich das sein müssen, daß der 
durchschnittliche Diskontsatz in sämtlichen Ländern annähernd sich 
auf dem Niveau festgestellt hätte, das heute in Kraft ist. Dabei ist 
noch folgendes zu beachten: Infolge des hohen Diskontsatzes wären 
die kriegführenden Mächte genötigt gewesen, in der Verzinsung ihrer 
Anleihen entsprechend hinaufzugehen. Ein befriedigendes Zeichnungs- 
ergebnis der Anleihen war aber immer nur dann möglich, wenn aus- 
reichend »flüssiges Geld« zur Verfügung stand, und zwar, wie ich 
Wicksell gegenüber ausdrücklich betonen möchte, gleichgültig ob 
die Fristen, innerhalb welcher sich der Staat kreditsuchend an das 
Publikum wandte, lang oder kurz waren. Denn je kürzer die Frist, 
je geringer zwar der angesammelte Geldvorrat, je geringer aber auch 
der momentane Staatsbedarf bei ohnedies geringem Privatkreditbedarf. 
Geldflüssigkeit bei den Banken aber bedeutet niederen Privatdiskont. 
Hätte wirklich der Staat sich und damit auch seine Bürger mit den 
drückendsten Verpflichtungen für die Zukunft belasten sollen, wäh- 
rend gleichzeitig die Banken in der Lage waren, Geld zu mäßigem Zins- 
fuße auszuleihen ? Ein Unterschied allerdings wäre, das muß man 
Wicksell zugeben, bei der Goldwährung, im Vergleich zur Papierwährung 
vorhanden gewesen. Die bei den Banken deponierten Summen hätten, 
in der Rechnungseinheit der Mark ausgedrückt niedriger sein müssen. 
Aber gleichzeitig wären auch die Kreditansprüche, ebenfalls in Mark 
ausgedrückt, infolge des niedrigeren Preisstandes geringer gewesen. 
Einer Aenderung des Privatdiskonts hätte es mithin nicht bedurft. 
Mit anderen Worten: Wicksell hat Recht, wenn er das Bestehen eines 
Zusammenhangs zwischen den Preisen und der Aufhebung der Gold- 
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währung konstatiert. Er irrt aber, wenn er in der zuniederen Höhe des 
Bankdiskonts den Faktor erblickt, welcher diesen Zusammenhang 
vermittelt. 


II. 


Man bestreitet vielfach, daß der heutige Stand der Preise mit dem 
Geldwerte irgend etwas zu tun habe. Von einer Steigerung des allge- 
meinen Preisniveaus sei keine Rede. Unstreitig seien gewisse Güter 
im Preise stark in die Höhe gegangen, aber dafür sei die zunehmende 
Knappheit dieser Waren eine ausreichende Erklärung. Bei den Mittel- 
mächten speziell brauche man ja nur, von der ohnedies gehemmten 
inländischen Produktion abgesehen, auf die Absperrung vom Meere 
und die dadurch behinderte Warenzufuhr hinzuweisen. Die Anhänger 
dieser Anschauung betonen gerne, keineswegs seien alle Preise ge- 
stiegen, es seien vielmehr die Preise einzelner Güter, insbesondere 
des städtischen Grund und Bodens, ferner die Wohnungsmieten und 
die Kurse einer ganzen Anzahl von Wertpapieren gesunken. Dieser 
letztere Einwand beweist nun freilich gar nichts. Denn niemand wird 
bestreiten wollen, daß auch bei gesunkenem Geldwert, und dement- 
sprechend gestiegenen Preisniveau, die Preise einzelner Güter fallen 
können. Naturgemäß kreuzen sich stets mit den von der Geldseite 
her auf das allgemeine Preisniveau ausgeübten Einflüssen Einwir- 
kungen, welche von der Warenseite her die relativen Preise einzelner 
Güter treffen. Kommt eine Ware aus der Mode, so wird sie im Preise 
zurückgehen, mag gleichzeitig auch der Geldwert abgenommen haben. 
Nimmt die Bevölkerung ab, oder stagniert auch nur ihre Zunahme 
so läßt die Nachfrage nach Grund und Boden nach, derselbe kann auch 
bei abnehmendem Geldwert im Preise sinken, und auch die Wohnungs- 
mieten werden dann zurückgehen. Aber sowohl die Bodenpreise wie 
die Mieten wären noch stärker zurückgegangen, wenn nicht gleichzeitig 
auch der Geldwert abgenommen hätte. Was aber die Effekten anlangt, 
so stellen sie ja lediglich Forderungen auf Geld dar, ihr innerer Wert, 
wie der jeder Schuldurkunde wird stets von dem Geldwerte abhängig 
sein. Gänzlich unabhängig von dem Geldwerte ist aber der Börsen- 
kurs der Wertpapiere. Derselbe hängt ausschließlich ab einmal von 
dem Verhältnis ihrer gleichfalls in Geld berechneten Rentabilität zu der 
Höhe des volkswirtschaftlichen Zinsfußes und andererseits von ihrer 
Bonität, d.h. der Höhe der über die übliche Verzinsung hinaus zu 
zahlenden Risikoprämie. 

Aus einer Tatsache indessen dürfen wir schließen, daß in den 
kriegführenden Staaten nicht nur einzelne Waren im Preise gestiegen 
sind, sondern daß gleichzeitig der Geldwert in denselben gesunken 
und damit das allgemeine Preisniveau in die Höhe gegangen ist. Diese 
Tatsache ist der Tiefstand der Valuten in diesen Staaten. Freilich ist 
auch diese Ansicht in hohem Maße bestritten. Man glaubt vielfach, 
daß bei der heutigen Sachlage der Stand der Valuta nicht das Mindeste 
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mit dem inneren Werte des Geldes zu tun habe 9). Er hänge ausschließ- 
lich mit den völlig anomalen Verhältnissen des Außenhandels zu- 
sammen. Für die Gestaltung der Valuta und der Wechselkurse bei den 
Zentralmächten insbesondere sei ausschließlich die Gestaltung ihrer 
Zahlungsbilanz verantwortlich zu machen. Sie seien genötigt, eine 
ganze Anzahl von Rohstoffen und Genußgütern fortgesetzt einzu- 
führen, ihr Export hingegen sei nahezu völlig unterbunden, einmal 
infolge der englischen Blockade, dann aber auch infolge der Ausfuhr- 
verbote auf gerade die wichtigsten seitherigen Exportartikel. Zudem 
sei ihnen die Verfügung über ihre ausländischen Guthaben gesperrt, und 
auch die Aufrechnung mit den Preisen für Frachtführerdienste sei 
hinfällig geworden. Mit der Währung habe diese Gestaltung der Dinge 
nur insofern zu tun, als infolge des Goldausfuhrverbots die Wechsel- 
kurse über die durch die beiden Goldpunkte gesetzten Grenzen steigen, 
bzw. sinken konnten. 

Indessen, wer so argumentiert, der übersieht, daß auf die Dauer 
doch ein Zusammenhang bestehen muß zwischen dem innnere Werte 
des inländischen Geldes und seiner Bewertung im Ausland. Und wenn 
dem so ist, so kann dieser Zusammenhang nur darin liegen, daß auch 
der Stand der inländischen Zahlungsbilanz irgendwie von dem Werte 
des inländischen Geldes abhängig sein muß. Und dies ist in der Tat der 
Fall. Sind nämlich in- und ausländische Währung ihrem Werte nach 
gleich, die inländische Zahlungsbilanz aber steht vorübergehend un- 
günstig und es läßt sich nicht ermöglichen, mit Hilfe von Goldexport, 
Wertpapierenausfuhr oder Aufnahme einer Valutaanleihe einen Aus- 
gleich zu erzielen, so wird sich der Stand der Wechselkurse derart ge- 
stalten, daß der Warenexport angeregt, der Warenimport eingeschränkt 
wird. Dies aus dem einfachen Grunde, weil der inländische Exporteur 
nunmehr teurer im Auslande als im Inlande verkaufen, der ausländi- 
sche Importeur seine Ware billiger aus dem Inlande wie in seinem Hei- 
matlande beziehen kann. Andererseits muß der inländische Impor- 
teur vom Auslande teurer kaufen als seither. Die dadurch verursachte 
Forcierung des Exports und Hemmung des Imports wird so lange 
andauern, bis die Parität der Valuten wieder hergestellt ist. Dies gilt 
unter allen Umständen, mag der Außenhandel frei oder erschwert 
sein. Es hat wenig Wert, immer wieder darauf hinzuweisen, daß wir 
gewisse Güter unbedingt importieren müßten, während der Export 
unterbunden sei. Nicht nur die Ausfuhr, sondern auch die Einfuhr 
ist gehemmt. Den Ausfuhrverboten der kriegführenden Staaten ent- 
sprechen Verbote neutraler Staaten. Der Schleichhandel steht ebenso- 
wohl der Ausfuhr wie der Einfuhr zur Verfügung, sofern nur vorteil- 
hafte Preise winken und ferner: Mögen noch so viele frühere Export- 
güter vom Ausfuhrverbot betroffen sein, so bleibt noch eine Reihe von 
Gütern, die ausgeführt werden könnten, sofern die Ausfuhr vorteil- 


6) Auf diesem Standpunkte steht insbesondere Otto Heyn in seinen neue- 
sten, der Frage der Valuta gewidmeten Aufsätzen. Conrads Jahrbücher, III. 
Folge, Band 5ı, S. 376 ff. Bankarchiv, 15. Jahrgang, S. 305 ff. und 439 ff. 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 44. r. I5 


226 Siegfried Budge, 


haft wäre. Die Ausfuhr aber muß bei Parität der Währung um so vor- 
teilhafter werden, je tiefer der Wechselkurs gesunken ist. Es braucht 
sich ja nun nicht mehr ausschließlich um Güter zu handeln, deren Pro- 
duktions- oder Beschaffungsbedingungen im Inlande bessere sind als 
im Auslande. Der Vorteil im Preise rührt lediglich von dem Angebot 
‚inländischer Wechsel im Auslande, bzw. von der Nachfrage nach aus- 
ländischen Wechseln im Inlande her. Ja, es könnte sich sogar die Aus- 
fuhr von Gütern als vorteilhaft erweisen, die ihren Produktionsbedin- 
gungen nach im Inlande teurer sein müßten als im Ausland, wofern 
nur die Differenz der Beschaffungsbedingungen durch die Differenz 
der Wechselkurse gegenüber dem Parikurse überkompensiert wird. 
Ein beträchtlicher Teil der noch zur Verfügung stehenden Arbeit und 
des Kapitals hätte sich der Herstellung von Gütern für die Ausfuhr 
zugewandt. Aber auch hochwertige Seltenheitsgüter: Perlen, Juwelen, 
Kunstgegenstände aller Art wären aus dem Privatbesitz hervorgelockt 
worden und ins Ausland gewandert ®). Gleichzeitig hätte der Import 
derartiger Güter erheblich nachgelassen. 

Wenn also trotz alledem die Ausfuhr unterblieb, so bleibt nur ein 
Schluß übrig, der nämlich, daß der Export keinen Vorteil bot. Und 
ein solcher Vorteil war dann nicht vorhanden, wenn der Wert des 
inländischen Geldes nicht nur gegenüber den Wechseln auf ausländisches 
Geld, sondern auch gegenüber den inländischen Waren gesunken war. 
Dann freilich lag keine Veranlassung zur Ausfuhr vor; denn der Ver- 
käufer konnte nunmehr seine Ware in inländischem Gelde berechnet 
ebenso teuer absetzen wie im Auslande. So ist es denn kein allzu ge- 
wagter Schluß, wenn wir annehmen, daß die Unterwertigkeit der Va- 
luten in den kriegführenden Staaten ebenso wie der dauernd ungünstige 
Stand ihrer Zahlungsbilanz in allererster Linie veranlaßt worden ist 
durch die Unterwertigkeit ihrer Währung, durch das Sinken des Wertes 
ihres Geldes. 

Es klingt nun sehr einfach und plausibel, wenn man diese Ent- 
wertung des Geldes kurz und bündig auf den Ersatz der Goldwährung 
durch die Papierwährung oder auf die sübermäßige« Ausgabe von Papier- 
geld zurückführt. Ganz so einfach ist indessen der Sachverhalt nicht. 
Zunächst ist keineswegs gesagt — darin haben die Anhänger der 
Chartaltheorie ohne Zweifel recht — daß Papierwährung schon ohne 
weiteres und als solche eine Unterwertigkeit des Geldes bedeute. Vor 
allem darf man das »Vertrauensmoment« nicht zu sehr überschätzen. 
Ist durch Staatsbefehl einem stoffwertlosen Gelde allgemeine Zahl- 
kraft zu einem Zwangskurs verliehen worden, so daß dasselbe von 
jedermann in Zahlung gegeben und genommen werden muß, so ist das 
Vertrauen zu diesem Gelde, mag es auch einen Augenblick lang wankend 
sein, doch sehr rasch wieder hergestellt. Die Erfahrungen zu Beginn 
dieses Krieges haben das zur Genüge bewiesen. Die Höhe der bei den 
Zentralbanken lagernden Goldschätze scheint mir daher im Bewußt- 

*) Dafür, daß dem so hätte sein können, spricht, daß jetzt ernstlich davon 
die Rede ist, zur Verbesserung unserer Valuta den Verkauf solcher Güter ins 
Ausland von oben her zu forzieren. 
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sein der meisten, die das Papier hingaben und nahmen, längst nicht 
die Rolle gespielt zu haben, die man ihr so gerne zuerkennt. Tritt 
neukreiertes Papiergeld auf der Basis des im Moment seiner Kreation 
vorhandenen Metallgeldwertes lediglich an die Stelle seither zirkulieren- 
den Metallgeldes oder seither im Umlaufe befindlicher Geldsurrogate, 
ohne daß im Bedarf nach Tausch- und Zahlungsmitteln eine Aenderung 
eintritt, so tritt eine Entwertung des Papiergeldes nicht ein. Ebenso 
wenig aber wird eine solche Entwertung eintreten, wenn zwar über die 
seither zirkulierende Geld- und Geldsurrogatmenge hinaus Papier- 
geld in den Verkehr gebracht wird, gleichzeitig aber auch der Geld- 
bedarf steigt. Ein gesteigerter Geldbedarf aber war in den kriegfüh- 
renden Staaten bei Kriegsbeginn fraglos vorhanden. Eine erhebliche 
Veränderung des Güterstandes war noch nicht eingetreten; die Einbe- 
rufung zahlreicher Männer zum Heere hatte nur zur Folge, daß sie 
als Angehörige des Heeres verzehrten, was sie sonst als Zivilisten ver- 
zehrt haben würden. Zwar glaubte ein Teil der Zivilbevölkerung sich 
schon zu Anfang des Krieges gewisse Einschränkungen auferlegen zu 
‚müssen. Insoweit aber dadurch einzelne Preise sanken fand eine 
erhebliche Ueberkompensation statt, infolge der enormen, sogleich 
dem Staate zur Verfügung gestellten Gütermengen des speziellen 
Kriegsbedarfs und der Preise derselben. Es trat also das neugeschaffene 
Papiergeld einmal auf der Basis des seither bestehenden Goldwertes an 
die Stelle teils seither zirkulierenden Goldes, teils anderer Kredit- 
geldsurrogate, sodann befriedigte es einen tatsächlich vorhandenen 
Bedarf nach einer Vergrößerung der Geldmenge. Trotz alledem aber 
mußte notwendigerweise im Laufe der Zeit eine Entwertung dieses 
Papiergeldes eintreten und ist auch eingetreten. 

Die Ursache dieser Erscheinung liegt kurz gesagt darin, daß die 
vermehrte Geldmenge geschaffen wurde, zunächst nicht als Tauschmit- 
tel, sondern lediglich als Zahlungsmittel für Güter und Dienste, welche 
außerwirtschaftliche Bedürfnisse befriedigten und außerhalb des 
volkswirtschaftlichen Kreislaufes konsumiert, bzw. geleistet wurden, 
daß diese Geldmenge sodann aber zu einem großen Teile in den volks- 
wirtschaftlichen Kreislauf eintrat, obwohl inzwischen innerhalb dieses 
Kreislaufs der Bedarf nach Tauschmitteln auf der Basis des seitherigen 
Geldwertes nicht nur nicht zu-, sondern recht erheblich abgenommen 
hatte. Der normale Kreislauf der Volkswirtschaft vollzieht sich in 
einem Austausch von Gütern und Diensten, welche schließlich alle 
dem individuellen Komsumbedarf der einzelnen Angehörigen der Volks- 
wirtschaft zu dienen haben. Die Güter aber, welche zu Kriegszwecken 
erzeugt, und die Dienste, welche für die Zwecke des Krieges geleistet 
werden, haben mit dem Konsum der Bevölkerung nichts zu schaffen. 
Die Folge ist, daß die Produzenten dieser Güter und Dienste zwar aus 
dem Gütervorrat der Volkswirtschaft versorgt werden, hingegen außer- 
stande sind, ihrerseits irgend welche Equivalente an Gütern in die 
Zirkulation hineinzuwerfen. Sie haben als wirtschaftliche Gegen- 
leistung nichts zu bieten als die Papierzettel, mittels welcher der Staat 
sich seiner Schuld ihnen gegenüber entledigt hat. Indem der Staat 
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durch seinen Befehl diesen Zetteln Zwangskurs verliehen hat, hat er 
sie zum allgemeinen Tauschmittel, und indem er die Zentralnotenban- 
ken von der Verpflichtung, sie in Gold einzulösen entbunden und ihren 
Wert damit von dem Werte des Goldes losgelöst hat, zum allgemeinen 
Wertmesser erklärt. Sie sind damit Geld im wahren Sinne des Wortes 
geworden und das heißt, sie repräsentieren Kaufkraft. Ein Teil dieses 
Geldes wird zwar dem Staat in der Form der Zeichnung von An- 
leihen immer wieder von neuem zur Verfügung gestellt. Aber eben nur 
ein Teil. Ein anderer Teil dieser vergrößerten Geldmenge erscheint 
Nachfrage entfaltend auf dem Warenmarkt, begehrt Stücke des 
wirtschaftlichen Gütervorrats. Dieser Gütervorrat aber ist, wie wir 
schon sahen, erheblich zusammengeschmolzen aus Gründen, die schon 
früher erörtert worden sind, und die mit dem Kriege aufs engste zu- 
sammenhängen. Also steigende, ausschließlich durch Geldrepräsentierte 
Güternachfrage bei abnehmendem Güterangebot. Damit sind alle 
Vorbedingungen der sInflation« gegeben. Das viel verspottete Wort 
Ricardos, daß Ueberfülle an Tauschmitteln und Mangel an Gütern 
im Grunde dasselbe sei, kommt zu Ehren. Von der Basis des bei 
Kriegsbeginn vorhandenen Goldwertes aus mußte eine Entwertung 
des Papiergeldes eintreten und damit eine Erhöhung des allgemeinen 
Preisniveaus. Denn dieses Geld ist von jedem Stoffwert losgelöst; 
für seinen Wert gibt es keinen anderen Regulator als einmal die Menge, 
in der es zirkuliert, und sodann der Bedarf nach Tauschmitteln. 
Bei stoffwertlosem Gelde aber wird schließlich auch der Geldbedarf 
immer von der Geldmenge bestimmt, denn da dieses Geld nicht nur 
Tauschmittel, sondern auch Wertmesser ist, der Wert aber bei ge- 
gebenem Bedarf ausschließlich von der zirkulierenden Menge abhängt, 
so ändert sich das Preisniveau entsprechend der geänderten Geldmenge. 
Es steigen beispielsweise, wenn die Menge des umlaufenden Geldes 
zunimmt, die Preise gewisser Produktivgüter, welche der Erzeugung 
von Gütern des Kriegsbedarfs dienen, und es steigen ferner die Preise 
der Genußgüter, welche dem Konsum des Heeres zugeführt werden. 
Die Folge ist, daß der kriegführende Staat sich genötigt sieht, eine 
stetig wachsende Papiergeldmenge zu creieren, bzw. durch die Zentral- 
notenbank creieren zu lassen und gleichzeitigschrumpft, wie wir sahen, 
der Gütervorrat der Volkswirtschaft mehr und mehr zusammen. Daraus 
ergibt sich, daß die ursprüngliche Inflation die Tendenz hat, aus sich 
selbst heraus fortdauernd neue Inflationen zu erzeugen. Dabei darf 
nicht übersehen werden, daß neben den Banknoten in einer Reihe 
von kriegführenden Staaten noch andere Sorten von Papiergeld 
zirkulieren, so beispielsweise in Deutschland die Reichskassenscheine, 
die durch keinen naturalen Wert gedeckt sind, und die Darlehenskas- 
senscheine, deren Creierung auf einem bereits vorher vorhandenen 
nicht aber auf einem neu geschaffenen Werte beruht. Die vorhandene 
Inflation muß naturgemäß auch dadurch verstärkt werden. 

So erkennen wir: Der hohe Preisstand in den kriegführenden 
Staaten ist zum großen Teil einer Inflation und damit einer Erhöhung 
des allgemeinen Preisniveaus zuzuschreiben. Natürlich ist der Einwand, 
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auch in den Goldwährungsländern mache sich eine Steigerung der Preise 
bemerkbar, nicht durchschlagend, denn einmal ist ja auch in einem 
großen Teile dieser Länder als Folge des Krieges allgemeine Warenknapp- 
heit eingetreten ; ferner aber lassen die gestiegenen Ziffern der Goldpro- 
duktion in den letzten Jahren darauf schließen, daß die Produktions- 
kosten desGoldes während des Krieges weiterhin gesunken sind, dasGold 
also gleichfalls eine Entwertung erfahren hat. Und diese Entwertung 
des Goldes mußte sich um so schärfer geltend machen, als das Gold 
nur in einem Teile der Länder, in die es sich in Friedenszeiten zueergießen 
pflegte Aufnahme fand und sich in diesen daher ohne Rücksicht auf 
den Bedarf aufstaute. Daher die Tatsache, daß heute bereits eine An- 
zahl neutraler Länder den ihnen in überreichem Maße zuströmenden 
Goldsegen mit recht bedenklichen Augen betrachten. Naturgemäß 
aber ist der Wert des Goldes bei weitem nicht in dem Maße gesunken, 
wie der des Papiergeldes der kriegführenden Länder. 

Im Anschlusse an diese Ausführung möchte ich noch kurz 2 Fragen 
streifen, welche zurzeit bei uns in Deutschland im Mittelpunkte der 
Erörterung stehen. Die eine ist die, ob es denn nicht gelungen sei, 
durch Festsetzung von Höchstpreisen für nahezu sämtliche Güter 
des dringlichsten Bedarfes der Erhöhung des Preisniveaus zu wehren. 
Wer den obigen Darlegungen aufmerksam gefolgt ist, wird ohne weite- 
res zu der Schlußfolgerung gelangen, daß das unmöglich der Fall sein 
kann. Das allgemeine Preisniveau wird, wie wir sahen, nicht durch die 
Preise einzelner Güter, sondern durch den Wert des Geldes bedingt, 
und es kann daher keine Rede davon sein, daß die Festsetzung von 
Höchstpreisen imstande wäre, dasselbe zu beeinflussen. Die Wirkung 
der Höchstpreise kann nur die sein, auf der Basis eines gegebenen 
Preisniveaus die Höhe der für das betreffende Gut aufzuwendenden 
Produktionskosten zu limitieren. Das bedeutet aber, sofern die Pro- 
duktion nicht durch Staatsbefehl erzwungen wird, Einschränkung der 
Produktion selbst, und damit Einschränkung des Angebots. Daher die 
so häufig beobachtete Erscheinung, daß unmittelbar nach der Fest- 
setzung von Höchstpreisen für gewisse Waren dieselben vom Markte 
verschwinden. Ist die Nachfrage nach den im Preise limitierten Waren 
sehr dringlich, erweist sich mithin die Aufwendung höherer Kosten 
für ihre Beschaffung als unumgänglich, so bleibt nichts anderes übrig, 
als die Höchstpreise hinauf zu setzen, wie dies ja auch vielfach gesche- 
hen ist. Ist die Nachfrage minder dringlich, so wird die durch die 
künstliche Niedrighaltung einzelner Preise freigesetzte Kaufkraft 
mit um so größerer Wucht sich auf diejenigen Güter werfen, für welche 
Höchstpreise nicht bestehen. Besonders werden alle Güter des Luxus- 
bedarfes in einem Maße im Preise heraufgehen, wie es an sich durch 
das Preisniveau nicht bedingt wäre. Das aber wiederum wirkt auf den 
ungünstigen Stand der Zahlungsbilanz und der Valuten noch ver- 
schärfend ein. Denn je höher der Inlandspreis dieser Güter, um so 
mehr wird ihre Ausfuhr ins Ausland gehemmt. 

Die zweite zu erörternde Frage ist die, inwieweit eine ausgiebi- 
gere Benutzung des sogenannten »bargeldlosen Zahlungsverkehrs« der 
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Inflation und ihren Folgen entgegenwirken könne. Gemeint ist damit 
der möglichst weitgehende Ersatz des zirkulierenden Papiergeldes durch 
Bankguthaben, über welche mittels Checks verfügt wird. Es sollen im 
Großverkehr die von der Reichsbank ausgegebenen Noten so wenig wie 
möglich in den volkswirtschaftlichen Güterumlauf eintreten, anstatt 
mittels ihrer sollen alle irgend erheblichen Zahlungen durch Verrech- 
nung auf Bankkonto oder Postscheckkonto geleistet werden, während 
die Noten zur Bank zurückfließen. Die Ansicht, es lasse sich dadurch 
der Inflation und ihren Folgen für die Preisgestaltung entgegenwirken, 
ist irrig. Sie beruht auf der Verkennung der Tatsache, daß das vom 
Stoffwert eines Metalls losgelöste umlaufsfähige Bankguthaben ebenso- 
gut Geld, d. h. Tauschmittel und Wertmesser ist, wie die uneinlösliche 
Banknote. Kein Zweifel, daß diese Zahlungsmethode im Vergleich zur 
Zahlung mit körperlichem Geld technische Vorteile bietet. Indessen 
scheinen mir diese Vorteile durch den Nachteil einer erheblich verstärk- 
ten Inflationsgefahr aufgewogen zu werden. Diese Gefahr beruht darauf, 
daß die Grenze, welche der Papiergeldemmission immerhin durch die 
gesetzlichen Deckungsvorschriften (die allerdings auch jederzeit ge- 
ändert oder ganz außer Kraft gesetzt werden können) gesetzt ist, für 
die Creierung von Bankguthaben nicht besteht. Soweit diese Gut- 
haben durch Papiergeld gedeckt sind, bleibt alles wie bisher, d.h. es 
ist so, als ob das Papiergeld selbst sich im Umlauf befände. Insoweit 
aber solche Guthaben im Wege reiner Kreditgewährung geschaffen 
werden, ist zu befürchten, daß die Inflation noch ganz andere Dimen- 
sionen annehmen wird als vorher, denn wer, statt mit barem Gelde 
zahlen zu müssen, in der Lage ist, sich des unkörperlichen Bankkredits 
zu bedienen, wird leichter geneigt sein, seine Gebräuche zu erhöhen. 
In Ländern mit Goldwährung, in denen das umlauffähige Bankguthaben 
das hauptsächlichste Geldsurrogat bildet, wie in England und Nord- 
amerika, liegt das Korrektiv für diese Gefahr darin, daß diese Guthaben 
jederzeit auf Verlangen in Gold eingelöst werden müssen, und die 
Banken daher genötigt sind um ihre Liquidität nicht zu gefährden 
in der Gewährung von »Depositencredit« mit äußerster Vorsicht zu 
Werke zu gehen. Anders aber liegen die Dinge naturgemäß, wenn das 
zirkulierende Bankguthaben von jedem Metallwert losgelöst ist, und 
es für seinen Wert keinen anderen Regulator mehr gibt als die Menge 
der umlaufenden Tauschmittel. 

Fassen wir das Ergebnis unserer Untersuchung noch einmal kurz 
zusammen, so ist es das folgende: Weder der hohe Stand der Preise, 
noch der ungünstige Stand der Valuten in den kriegführenden Staa- 
ten hat mit der Höhe des Bankdiskonts irgend etwas zu tun. Der 
Bankdiskont steht auf der Höhe, die durch Angebot von und Nach- 
frage nach Kapital bedingt ist. Nur ist er nicht wie in Friedenszeiten 
nach außenhin bestimmend für die Höhe des volkswirtschaftlichen 
Zinsfußes, sondern wird durch diesen, wie es sich auf dem freien Markte 
bildet, bestimmt. Der Grund hierfür liegt darin, daß der Krieg den 
Zusammenhang zwischen der Erteilung von Produktivkredit und 
der Ausgabe von Tauschmitteln durch die Zentralnotenbank, wie er 
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im Frieden bestand, zerstört hat. Der hohe Stand der Preise ist zum 
großen Teil durch Entwertung des Geldes infolge einer Inflation verur- 
sacht. Es sind nicht nur einzelne Preise, sondern es ist das allgemeine 
Preisniveau in die Höhe gegangen. Diese Geldentwertung hängt aller- 
dings mit dem Ersatz der Goldwährung durch die Papierwährung zu- 
sammen. Aber nicht die Papierwährung als solche hat die Entwertung 
herbeigeführt, sondern dieselbe ist veranlaßt durch die eigenartigen, 
von den Bedürfnissen des Krieges bestimmten Umstände unter denen 
das Papiergeld creiert worden und dann in den volkswirtschaftlichen 
Güterumlauf eingetreten ist. Durch die Entwertung des Geldes verur- 
sacht ist der ungünstige Stand der Zahlungsbilanz, und dadurch wie- 
derum der Tiefstand der Valuta. Derselbe ist demnach in der Tat die 


Folge des gesunkenen inneren Wertes des Geldes in den kriegführenden 
Staaten. 
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Fortschritte der Haushaltungsstatistik nach den Er- 

gebnissen einer Erhebung des österreichischen Ar- 

beitsstatistischen Amtes über ııg Wiener Arbeiter- 
familien. 


Von 
VIKTOR HELLER. 


Die Veränderungen, welche der Krieg in dem Gefüge der Wirt- 
schaft und Gesellschaft herbeigeführt hat, dürften auch die Methoden 
zur statistischen Erhebung gesellschaftlicher Zustände nicht unbe- 
rührt lassen, insbesondere auch jeneder Verbrauchsstatistik 
nicht. Man kann sagen, daß erst infolge der Kriegswirtschaft die Be- 
deutung dieses jüngsten und bisher am wenigsten ausgebildeten 
Zweiges der Sozialstatistik voll begriffen worden ist. Dadurch ist auch 
zutage getreten, wie wenig die Verbrauchsstatistik den Anforderungen 
entspricht, welche die volkswirtschaftliche Verwaltung stellen muß, 
wenn auch, seitdem Le Pla y mit der Veröffentlichung seiner »ouvriers 
europeens« den Grund zur Statistik der Haushaltungsrechnungen 
gelegt hat, manches für die Verfeinerung ihrer Technik und für die 
Vertiefung der Darstellung ihrer Ergebnisse geschehen ist. 

Beachtenswerte Fortschritte weist in dieser Beziehung auch die 
jüngst publizierte Erhebung des österreichischen Arbeitsstatistischen 
Amtes über »Wirtschaftsrechnungen und Lebensverhältnisse von 
Wiener Arbeiterfamilien in den Jahren 1912 bis 1914« auf. Zwar ist es 
nach ihrem Umfang nur eine kleine Erhebung, denn sie umfaßt nur 
119g Familien, beschränkt sich auf Wien und auf Arbeiterfamilien und 
erfaßt nur eine Oberschichte der Arbeiterschaft, da dem Arbeits- 
statistischen Amt überwiegend nur gelernte, den Gewerkschaften 
angehörende Arbeiter erreichbar waren. Die Bearbeitung hat aber mit 
Erfolg die geringere Extensität der Erhebung durch außerordentliche 
Sorgfalt und liebevolle Behandlung des Materials ausgeglichen. 

Das ist schon aus Aeußerlichkeiten, nämlich aus Umfang und 
Gliederung des Werkes, erkennbar. Die zusammenfassende Dar- 
stellung umfaßt 73 Seiten Großfolioformat und gliedert sich in 6 Unter- 
abschnitte: Methode und Umfang der Erhebung und der Darstellung 
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der Haushaltungen nach ihrer persönlichen Zusammensetzung und 
nach anderen charakteristischen Momenten; die Geldeingänge mit 
Einschluß des Geldwertes der Naturalbezüge; die Geldausgänge mit 
Einschluß des Geldwertes der Naturalbezüge; Gegenüberstellung der 
Aktiva und Passiva der Haushaltungen; die verbrauchten Mengen der 
Nahrungs- und Genußmittel. Es folgen auf 116 Seiten die ziffer- 
mäßigen Ergebnisse für die einzelnen Familien und für Gruppen von 
solchen. Hier wird zunächst eine Darstellung gewisser, für die soziale 
Lage der einzelnen Familien charakteristischer Momente gegeben. 
Das Tabellenwerk selbst enthält die Jahresrechnungen, Forderungen 
und Schulden für jede der 11g Familien, ferner für 100 Familien die ver- 
brauchten Nahrungs- und Genußmittel nach Mengen und Einheits- 
preisen; den Schluß bilden Einkommen und Verbrauchsausgaben nach 
Haushaltungsgruppen. 

Auf alle Verbesserungen und Verfeinerungen, welche die öster- 
reichische Erhebung hinsichtlich der Vorbereitung und Durchführung 
der Erhebung und bei der Bearbeitung des erhobenen Materials auf- 
weist, können wir hier im einzelnen nicht eingehen; dies erübrigt sich, 
auch im Hinblick auf die sehr ausführlichen Aufschlüsse, welche der 
Leiter der Erhebung und Bearbeitung Univers. Prof. Dr. Walter 
Schiff darüber a. a. O. gegeben hat!). Wir beschränken uns 
auf die Hervorhebung der wichtigsten. 

Einen Hauptvorzug der österreichischen Erhebung bildet die 
sorgfältige buchhalterische Behandlung der 
einzelnen Einnahme- und Ausgabeposten. Sie 
führt zunächst zu einer durchgängigen Ausscheidung der Er- 
werbskosten aus den Familienrechnungen und in weiterer 
Konsequenz zu einer Berechnung der Selbstkosten bei der so häufigen 
Untervermietung eines Teiles der Wohnung, bei Bett- oder Kostab- 
gabe und zur Reduktion einerseits der Bruttoeinnahmen aus Unter- 
vermietung anderseits der Ausgaben für Wohnung und Kost um den s9 
berechneten Selbstkostenbetrag. Dieses Verfahren ist neuartig. Denn 
bei früberen ähnlichen Erhebungen, z. B. der des Kaiserl. Statistischen 
Amtes im Jahre 1897, war auch im Falle der Untervermietung der ganze 
Untervermietungszins als Einnahme, der ganze Wohnungszins als 
Ausgabe angesehen worden; das läßt sich vielleicht dort rechtfertigen, 
wo es sich um ganz kleine Wohnungen, mit nur einem Wohnraum 
handelt und wo das Opfer des Vermieters vielleicht nicht in einem 
Mehraufwand an Miete, sondern in der Einbuße an Bequemlichkeit 
besteht; in der Regel aber sind die in Betracht kommenden Woh- 
nungen mehrräumig und werden gerade im Hinblick auf die beab- 
sichtigte Untervermietung genommen oder behalten. Noch klarer 
ist es bei der Kostabgabe, daß ein Teil der Ausgaben der Familie für 
Nahrungsmittel als Erwerbskosten, ein Teil der Einnahmen außer 
Kostabgabe nur Ersatz jener Erwerbskosten sind. In welcher Weise 








1) sMethode und Technik der Haushaltungsstatistike in »Annalen für 
Soziale Politik usw.« Bd. III, ı. und 2. Heft. 
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die Bearbeitung die österreichische Erhebung die schwierige Aufgabe 
gelöst hat, die Höhe jener Selbstkosten zu berechnen oder zu schätzen, 
ist in der methodologischen Einleitung ausführlich mitgeteilt. Daß 
man dabei manche Fehlerquelle mit in den Kauf nehmen muß und nur 
zu Näherungswerten gelangen kann, wird vom Verfasser der Einleitung 
selbst hervorgehoben; man darf ihm aber wohl zustimmen, daß man 
gleichwohl auf diese Weise den Tatsachen viel näher kommt, als beim 
herkömmlichen Verfahren. 

Durch eine Reihe von technischen Vorkehrungen ist der öster- 
reichischen Erhebung auch eine vollständige Erfassung 
sämtlicher Einnahmen gelungen. Dadurch kann ein Ein- 
blick in die Einkommensverhältnisse der beobachteten Familien und in 
die Bedeutung der verschiedenen Einkommensquellen für das gesamte 
Familieneinkommen gewonnen werden. 








Durchschnitte 


b) jener Familien, welche 







a) aller 117 die betreffende Ein- 
Einkommensquellen Familien nahmeart, bzw. Abzugs- 
post tatsächlich aufweisen 
pro Zahl pro 
Fami- | in % |derFa-| Fami- | in % 
lie K milien | lie K 




















Arbeit aus Hauptberuf brutto. I — 117| 1911,2 _ 
n di a ei = aus Nebenerwerb brutto 46,5 — 46 i 118,2 = 
nn eS | davon Erwerbsausgaben 12,2 | — 38 37 _ 
Nr Nettoverdienst ........ 1945,5 79,5 117| 1945,55 | 79,5 
i Bruttoverdienst ...-... 212,7 — 93| 267,6 — 

2. Arbeits- | 

i davon ab Erwerbsaus- | 

verdienst der | 
as gaben ne 7,9 — 3I | 30,0 | 2 
Nettoverdienst ........ 204,8 8,4 93| 257,6) 10,4 
B ienst ....... I ? Sr 6 ‚2 Zuges 

s Aman ruttoverdienst 49,5 31 | 564,2 | 

davon ab Erwerbsaus- i 

verdienst der | | 
Kinder gaben. 5. 0,2 — 4 6,0 — 
Nettoverdienst ........ 149,3 6,1 311 563,5 19,8 

BE EEE 
4. Aus Unterver-g Bruttoeinnahmen ...... 80,1 — 38) 246,8 | — 
mietang u. Kost. ayon ab Selbst- f Wohnung) aga] | a6) Ss) > 
abgabe...... GEWInR ne 26,8 L,I 34 | 92,1 | 3,9 
5. Einnahmen aus Versicherung. ....... 42,8 1,7 60 | 83,6 | 3,5 
6. Bezogene Kapitalszinsen ............ 15,2 0,6 57 31,2 | 1,2 
7. Unentgeltliche Zuwendungen ........ 58,1 2,4 85 80,0 3,3 
8. Sonstiges Einkommen .............. 6,1 0,2 59 12,2 0,5 




















Zusammen Einkommen... 2448,6 | 100,0 = 


darunter Geldwert der Naturalbezüge ... 41,2 1,7 66. 731 | 3,0 
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Die vorstehende Uebersicht läßt erkennen, wie selbst bei diesen, 
eine Oberschicht der Arbeiter repräsentierenden Familien, der Miter- 
werb von Frauen und Kindern eine verhältnismäßig nicht 
unbedeutende Rolle spielt und sie gibt einen Maßstab für die Ein- 
schätzung gewisser, neben dem Arbeitseinkommen in Betracht kom- 
menden Einkommensquellen, welche in der deutschen Erhebung nicht 
oder nicht genügend zur Geltung gekommen sind, wie z.B. der Ein- 
nahmen aus Untervermietung, aus Versicherung usw. 

Durch die lückenlose Erfassung des gesamten Einkommens in 
Verbindung mit der schon erwähnten genauen buchhalterischen 
Durchdringung der ganzen Haushaltungsrechnung ist es der öster- 
reichischen Erhebung ferner möglich gewesen, auch die Frage des 
Auskommens mit dem Einkommen der Familien zu 
beantworten. Zu diesem Zwecke wird eine Teilung sowohl der Geld- 
eingänge wie der Geldausgänge nach ihrem wirtschaftlichen Charäkter 
vorgenommen. Bei den Geldeingängen wird das Einkommen, das 
ohne Schmälerung des Vermögens zur Konsumtion veıwendet werden 
kann, von solchen Geldeingängen gesondert, welche eine bloße Umwand- 
lung von Vermögensteilen in Geldform darstellen, wie die Flüssig- 
machung von Kapitalien und die Aufnahme von Schulden; in analoger 
Weise bei den Geldausgängen die eigentlichen Verbrauchsausgaben 
von solchen Geldausgängen, die bloß eine Umwandlung von Geld in 
eine andere Vermögensform bedeuten, wie die Anlegung von Kapi- 
talien und die Tilgung von Schulden. Auf Grund dieser mit großer Sorg- 
falt durchgeführten Scheidung zerfällt die gesamte Geldrechnung einer- 
seits in die »Verbrauchs- oder Wirtschaftsrechnung«, anderseits in die 
sVermögensrechnung®. Wenn dieses Verfahren gewiß auch wiederum 
manchenFehlerquellen unterworfen ist, diein dem arbiträren Charakter 
mancher Rechnungsposten — wie z. B. bei den Ausgaben der Raten- 
käufe — ihren Ursprung haben, so springt doch der bedeutende Fort- 
schritt, welchen die Anwendung dieses Verfahrens mit sich bringt, in 
die Augen, sobald man ihre Ergebnisse mit denen früherer Erhebungen 
in Vergleich stellt. Die österreichische Erhebung gibt auf die Frage des 
Auskommens mit dem Einkommen eine klare rechnerische 
Antwort. 


pro Familie pro Konsum- 


einheit 
Die Verbrauchsausgaben . . ..... 2480.2 898.2 
Das Einkommen .......... 2472.8 895.5 
Der Ueberschuß der Verbrauchsausgaben 2.4 2.7 


Einkommen und Verbrauch decken sich wohl in der Summe aller 
Familien fast vollständig; im einzelnen obwalten Verschiedenheiten; 
die Wirtschaftsrechnung ergibt einen positiven Saldo bei 50 Familien, 
und zwar von durchschnittlich 95.92 K oder 3.6%, einen negativenSaldo 
bei 69 Familien und zwar von durchschnittlich 82.29 K oder 3.4%. Die 
_ Zahl der Haushaltungen mit größerem Verbrauch als Einkommen über- 
steigt also die der Haushaltungen mit kleinerem Verbrauch. Die 
Wirtschaftsrechnung schließt in etwa der Hälfte der Familien mit 
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einem positiven oder negativen Saldo von höchstens 50 K ab, in '/, der 
Familien mit einem höheren Ueberschuß, in ®/,, mit einem höheren 
Manko. Diese Saldi sind oft das Ergebnis einer umfangreichen, aus 
zahlreichen Transaktionen sich zusammensetzenden Geldgebarung, 
der Anlegung oder Flüssigmachung von Ersparnissen, Aufnahme oder 
Rückzahlung von Schulden, Darlehensaufnahmen und Darlehens- 
gewährungen, einer Gebarung, in welche die darauf bezüglichen 
Abschnitte der Darstellung der österreichischen Publikation ebenfalls 
einen sehr interessanten Einblick gewähren. 

Aus ihrem Verfahren die letzte buchhalterische Konsequenz ziehend, 
stellt die österreichische Bearbeitung den Aktiven der ııg Haus- 
haltungen die Passiven gegenüber. 


a) Aktiven: 
Summe der Durchschnitt 


119 Familien pro Familie 


Guthaben bei Sparkassen Banken u. dgl.. . . 18 523 K. 1556 K. 
Forderungen an sonstige Personen . . . .. . 1298 >» 109 >» 
Wertpapiere (Kurswert) u. dgl. . ...... 3652 » "307 >» 
Vorräte an Lebensmitteln und Brennstoffen . 340 >» 29 » 
Bareld a ai u 20: a we Ran 5 802 » 488 » 
b) Passiven: 
Schulden aus Ratenkäufen . . . . . ..... 71173 >? 602 » 
Schulden an Pfandleihanstalten . . . .... 2080 » 175 >» 
Vorschüsse vom Arbeitgeber . . . . 2... 774 >» 65 >» 
Schulden an sonstige Personen . . .....» 7778 » 654 >» 
Darunter für unberechtigte Borgkäufe . . . . 5I5 » 43 >» 
Es betragen: 


Summe der Durchschnitt 
119 Familien pro Familie 


sämtliche Aktiven . - - » 2 2 2 2 200. 29615 K. 2489 K. 
sämtliche Passiven . . . . 2 22202000. 17 805 » 1496 »> 
daher Ueberschuß der Aktiven . ...... II 810 » 993 » - 


Der Bearbeiter der österreichischen Erhebung betont, daß diese 
Gegenüberstellung nicht den Anspruch erbeben will, eine förmliche 
Bilanz im buchhalterischen Sinne des Wortes zu geben, sondern nur 
Anhaltspunkte für die Beurteilung der Frage des Auskommens mit dem 
Einkommen. 

Gewiß werden manche Posten der obigen Gegenüberstellung von 
Aktiven und Passiven auch bei noch so sorgsamer Durchführung der 
Erhebung und der Aufarbeitung immer nur Näherungswerte darstellen. 
Dennoch gibt sie ein für die Gesamtlage der beobachteten Schichte 
charakteristisches Bild und bei entspiechender Fortbildung und 
Verallgemeinerung könnten solche Gegenüberstellungen vielleicht für 
die Erkenntnis sozialwirtschaftlicher Tatsachen, beispielsweise für die 
Beurteilung der Unterschiede, welche hinsichtlich der größeren oder 
geringeren Wirtschaftlichkeit verschiedener sozialerGruppen 
einer und derselben Nation oder auch zwischen Nationen im ganzen 
obwalten, fruchtbar gemacht weıden. 
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Einen methodologischen Vorzug der österreichischen Erhebung 
bildet auch die Artder Gruppenbildung. 

Als naheliegendste Gruppierungsmomente bieten sich die Kopfzahl 
einerseits, das Familieneinkommen anderseits. Die Bemessung der 
Größe der Haushaltungen nach der Kopfzahl hat aber den Fehler, 
daß dabei das kleine Kind ebenso wie der erwachsene Mann in gleicher 
Weise als Einheit gezählt wird, während in Wiıklichkeit das Ausmaß 
des Konsums je nach dem Alter und Geschlecht der einzelnen Per- 
sonen starke Verschiedenheiten aufweist. Diesem Umstande pflegt 
die Haushaltungsstatistik dadurch Rechnung zu tragen, daß die ein- 
zelnen Mitglieder der Haushaltungen mit Verhältniszahlen, die nach 
der Größe ihres normalen Konsums abgestuft sind, in Rechnung 
gestellt werden, wobei verschiedene Skalen vorgeschlagen und ver- 
wendet worden sind. Diese Verhältniszahlen sind nun allerdings nicht 
empirisch festgestellt, sondern beruhen auf mehr oder weniger will- 
kürlichen Schätzungen. Trotz der damit gegebenen Fehlerquellen 
lassen die Erfolge, welche die österreichische Erhebung auf diese 
Weise erzielt hat, ihre Anwendung gerechtfertigt erscheinen. Die 
Verwertung der Konsumeinheiten kommt vornehmlich darin zum 
Ausdruck, daß für die Familiengröße nicht nach der Kopfzahl’sondern 
nach der Zahl der Konsumeinheiten bestimmend ist und daß als Maß- 
stab für die Wohlhabenheit nicht die Höhe des Familien- 
einkommens, sondern das Einkommen per Konsumeinheit angenom- 
men wird. Ebenso werden die Ausgaben nicht bloß nach der Höhe 
der Gesamtausgaben per Familie, sondern nach der Höhe der Aus- 
gaben pro Konsumeinheit gruppiert. Diese Bestimmung der Wohl- 
habenheit nach dem Einkommen per Konsumeinheit und die Ver- 
wertung dieses Maßes als Gruppierungsmoment ist neu. Für den 
Durchschnitt aller Familien ergibt sich dabei zunächst die aus der fol- 
genden Uebersicht zu entnehmende Einkommensverwendung. 


Verbrauchsausgaben 
Verbrauchsausgaben für pro Familie pro Konsum- in % des 
in K. einheitin K. Einkommens 

Nahrungsmittel . . .. 2... 1253.5 454.0 50.7 
Genußmittel . . . . : 2 2 2.0. 160.9 58.3 6.5 
Wohnung usw... . e.a.’ 339.1 122.9 13.7 
Heizung und Beleuchtung. . . . 106.2 38.4 4.3 
Bekleidung, Wäsche und Bettzeug 210.1 76.0 8.5 
Sonstige Zwecke . . . . 2... 410.4 148.6 ‚16.6 

Zusammen Verbrauch 2480.2 898.2 100.3 


Rund die Hälfte des Einkommens dient demnach der Beschaffung 
der Nahrung; für Wohnung wird etwas mehr als % des Einkommens 
ausgegeben, mit Einschluß von Heizung und Beleuchtung über !/,, 
für Bekleidung und Hausrat ungefähr !/,,. Für sonstige Ausgaben, die 
hauptsächlich Kulturzwecken dienen, bleibt also im Durchschnitt der 
ııg Familien nur rund % des Einkommens, bzw. der gesamten Ver- 
brauchsausgaben übrig. 

Hinsichtlich der Ausgaben für Nahrungsmittel er- 
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gibt die Gruppierung der Familien nach der Wohlhabenheit Ziffern, die 
dem bekannten Engelschen Gesetz entsprechen: 


Kon- | Ein- Nahrungsmittel- 
















ausgaben 
Einkommen pro pro pro | % des 
K inhei Fami- Kon- ` 
onsumeinheit amı Fa- Ein- 
lien milie an ae kom- 
4 in K en ert | mens 
in K 


bis 800 K. 
800 —I000 » 
L000 —I200 >» 
über I200 » 
Interessant sind die Veränderungen in den Nahrungsmittelaus- 
gaben, wenn man die Familien nach der Anzahl der Konsumeinheiten 


gruppiert. 












Du _ —— a niao- 
Durch- Durch- Durchschnittliche 







Anzahl 
































Zahl der der Verbrauchsausgaben 
Konsumein- Zahl der |Einkommen pro 
heiten Haos Konsum pro pro K 
- o% onsum- 
haitungen einheiten Familie Familie einheit 
4 5 6 











2287.4 





2.3 2162.3 939.7 
2.8 2593.9 953.1 
3.8 2839.8 744-3 


Von der 1. bis zur 4. Stufe steigt zwar der Nahrungsmittelaufwand 
pro Familie um 49.2 %, aber die Nahrungsmittelausgaben pro Kon- 
sumeinheit fallen um 26.4% und es beansprucht die schlechtere Er- 
nährung in den größeren Familien gleichwohl eine höhere Quote des 
Einkommens. Es rührt dies daher, daß im Durchschnitt der beobach- 
teten Familien mit zunehmender Familiengröße auch das Gesamtein- 
kommen zwar im allgemeinen steigt — von der I. bis zur 4. Stufe um 
24.2 % — aber doch langsamer als die Anzahl der Konsumeinheiten 
(100 %,) so daß die Wohlhabenheit um 39 % sinkt. 

Auch für die Wohnungsausgaben hat die durchgängige 
wertung der »Konsumeinheiten« ähnliche Vorzüge, wie hinsichtlich 
der Nahrungsausgaben aufzuweisen. Die folgende Gruppierung nach 
der Wohlhabenheit 


Ein- Kon- Mietzinsausgaben 
kom- Ein- sum- pro 
Einkommen pro Anzahl men pro kom- ein- pro Kon- % des 
Konsumeinheit der Kon- men pro beiten Familie sum- Ein- 
Fa- sum- Familie pro in K. einheit kom- 
milien einheit Familie in K. mens 
bis 800 K. 38 667 2142 3-2 316 9 14.8 
800 —I000 >» 42 898 2601 2.9 333 115 12.8 
1000—1200 » 20 1075 2468 2.3 318 138 12.9 


über 1200 » 19 1392 288 2.1 360 175 12.6 
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läßt auch hier wiederum eine schon bekannte Erscheinung, das soge- 
nannte Schwabe’sche Gesetz, mit größerer Schärfe hervor- 
treten als andere Darstellungen. Die kleine Abweichung, welche die 
dritte im Vergleich mit der zweiten Wohlhabenheitsstufe aufweist, 
dürfte darauf zurückzuführen sein, daß die genaue Anpassung der Woh- 
nungen und damit der Wohnungsausgaben an die Verschiedenheiten 
der ökonomischen Verhältnisse schwerer ist, wie bei der Ernährung. 

Die Verwertung der Kensumeinheiten für die ganze Darstellung 
läßt schließlich auch die Unterschiede in dem Verhalten der ver- 
schiedenen Ausgaben gegenüber der Wohlhabenheit schärfer hervor- 
treten. Faßt man die wichtigsten Ausgabengruppen ins Auge, so zeigt 
sich, daß im Gegensatz zu den Ausgaben für Nahrung und Wohnung 
(s. o.) die Ausgaben für Kleidung, alkoholische Getränke und sonstige 
Zwecke, beispielsweise für geistige Zwecke, rascher als die Wohlhaben- 
heit zunehmen. 








Ausgaben für Kleidung, Ausgaben für al-| Ausgaben für 
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bis 800 K ||2.142 
800 —1000 » ||2.60I 


667 138.2 
898 246.6 | 85.1|9.5 |129.7|44.8| 5.0 |129.5|44.6] 4.9 
1000—1200 » |į2.468| 1.075 204.1 | 88.9|8.3 |135.7159.2| 5.5 |I117.9|51.4| 4.8 
über 1200 » ||2 858| 1.392 279.4 |136.1|9.8 |152.9|74.4| 5.3 |180.7|88.0| 6.3 
Mit anderen Worten, mit steigender Wohlhabenheit wird eine ver- 
hältnismäßig immer größere Quote des Einkommens für jene Be- 
dürfnisse ausgegeben, die man mit gewissen Vorbehalten als K u 1t u r- 
bedürfnisse bezeichnen darf. 

Die österreichische Erhebung läßt nicht nur den Einflaß der Wohl- 
habenheit und der Familiengröße auf die Ausgaben schärfer erkennen 
als frühere Erhebungen, sie ist auch in materieller Beziehung reich- 
haltiger. So hat sie, wie bereits angedeutet wurde auch die Mengen 
der verbrauchten Nahrungsmittel für roo Familien vollständig er- 
faßt. Das Gesamtergebnis für den Durchschnitt von roo Familien ist 
für einige Hauptnahrungsmittel in der Uebersicht auf der nächsten 
Seite oben zusammengestellt. Neben den Reduktionszahlen auf die- 
Konsumeinheit sind hier auch Kopfquoten angegeben. 


Die genaue Feststellung der Mengen hat die Berechnung der 
durchschnittlicen Ausgaben pro Mengeneinheit und 
damit einen interessanten Einblick in den Einfluß der Wohlhabenheit 
auf die Verfeinerung der Ernährung gestattet. Die 
folgende Zusammenstellung zeigt die Ergebnisse dieser Berechnungen 
für einige Hauptnahrungsmittel. Von Eiern und von Zucker ab- 
gesehen, ist bei allen Nahrungsmitteln ein, wenn auch manchmal unter- 
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Jahresverbrauch 
Art der Nahrungs- und Einheit pro pro Kon- pro Kopf 
Genußmittel Familie sumeinheit 
Fleisch (auch Innerei) . . . . kg 133.0 50.5 28.5 
Wurstwaren . . s.s.s.’ ’ 32.4 12.3 6.9 
Eier g a. Be a Stk. 465.1 176.6 99.6 
Milch > iess es 2.8 u l 665.6 252.8 142.5 
Butter (auch Kunstbutter) . . kg 10.1 3.8 2.2 
Käse (auch Topfen) . . . . . > 5.7 2.2 1.2 
Fette ios a Ware eS , 47-4 18.0 Io.1 
Mehl und sonstige Mahlprodukte > 114.3 43.4 24.5 
Brot und sonstiges Gebäck » 413.8 157.1 88.6 
Kartoffeln . . . 2.2.2 2.% » 163.7 62.2 35.1 
Zucker (auch Honig) ; » 65.0 24.8 14.0 
Alkoholische Getränke . . .. 1 266.5 101.2 57.1 


brochenes Steigen der durchschnittlichen Ausgaben pro Konsumein- 
heit mitzunehmender Wohlhabenheit zu verzeichnen; allerdings bei den 
einzelnen Nahrungsmitteln in sehr verschiedenem Maße. Mit anderen 
Worten: Zunehmende Wohlhabenheit führt nicht nur 
zum Verbrauch von größeren Mengen sondern auch 
von besseren und teueren Nahrungsmitteln. 


Durchschnittliche Ausgaben pro Mengeneinheit 
in Hellern 
Haushaltungen mit Fleisch Wurstwaren Eier Milch Butter Käse Fette 
Mehl Brot und sonstiges Gebäck Kartoffeln Hülsen- 
früchte Obst Zucker 
Einkommen pro 
Konsumeinheit 
bis 800 K. 205 170 8 29 338 137 178 47 40 13 48 36 92 
800 —I000 230 201 8 29 372 132 180 49 43 13 43 39 92 


? 
1000—1200 » 238 199 8 30 374 147 187 53 45 13 45 39 93 
über 1200 » 255 234 8 30 367 192 183 72 46 15 50 48 9ı 


Unsere bisherigen Betrachtungen haben eine ganze Reihe von 
wertvollen methodologischen Neuerungen aufgezeigt, dank deren die 
österreichische Erhebung die Wirtschaftsrechnungen korrekter erfaßt 
und dargestellt und aus diesen richtigere Schlüsse gezogen hat, als 
frühere Erhebungen ähnlicher Art. 

Noch viel weitergehend und grundsätzlicher ist dagegen eine andere 
Neuerung, die der österreichischen Erhebung eine eigenartige Note und 
einen besonderen Reiz verleiht: daß sie sich nämlich nicht damit be- 
gnügt, die Einnahmen und Ausgaben der Haushaltungen festzustellen, 
sondern darüber hinaus diekonkreten Lebensverhältnisse der beobachte- 
ten Familien zu erfassen trachtet und es so unternimmt, die beiden in der 
Sozialwissenschaft getrennt angewendeten Methoden, die der Erhebung 
von Wirtschaftsıiechnungen und die der Familienmonogra- 
phie, organisch miteinander zu verbinden. 

Zu diesem Zwecke wird eine ganze Reihe von Tatsachen fest- 
gestellt, welche Einblick in die persönlichen, sozialen und ökonomi- 
schen Verhältnisse der Familien gewähren. So werden die Krankheiten, 
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die Fälle von Arbeitslosigkeit cder sonstigem Lohnentgang, die Ent- 
bindungen, die Todesfälle, der Umfang der Beköstigung von haus- 
haltungsfremden Personen (z. B. Gästen), die Verpflegung von Haus- 
haltungsmitgliedern auswärts u. dgl., der Beruf der Familienmit- 
glieder, ihr Verhältnis zum Haushaltungsvorstand erhoben. Weitere 
spezielle eingehende Feststellungen betreffen die Erwerbs-, die Woh- 
nungsverhältnisse, die tägliche Speisenfolge, die hygienischen, sani- 
tären, moralischen Zustände in der Familie u. dgl. Endlich erfolgt 
auch’ eine Inventarisierung des gesamten Besitzes. | 

Durch diese Hilfsmittel wird der Darsteller in die Lage versetzt, 
eine Fülle von interessanten Streiflichtern auf allerlei für die Klassen- 
lage, die Lebensgewohnheiten und den Kulturgrad der beobachteten 
Schichte charakteristischen Momente zu werfen, wobei mitunter 
originelle Darstellungsmethoden mit Erfolg angewendet werden, so 
z. B. die Kombinierung der Anzahl der Schlafstellen mit der Zahl, dem 
Geschlecht und Alter .der Bewohner. 

Abgerundete monographische Bilder oder auch nur eine ge- 
schlossene Darstellung der allgemeinen Lebensverhältnisse der beobach- 
teten Arbeiterschichte, wie es das Arbeitsstatistische Amt ursprünglich 
in Aussicht genommen hatte, sind damit freilich nicht gegeben. Dieses 
weist diesbezüglich darauf hin, daß die Kriegsverhältnisse einschnei> 
dende Einschränkungen des Aufarbeitungsprogrammes notwendig ge- 
macht haben. Infolgedessen bleibt dje Frage offen, ob jenes ursprüngliche 
Ziel praktisch überhaupt der amtlichen Statistik erreichbar ist. Handelt 
essich doch dabei darum, mit sozialpolitischen: Blick, persönlichem Takt 
und Geschicklichkeit eine Fülle von subjektiven Einzelheiten zu be- 
obachten und darzustellen, eine Aufgabe, die über den gewöhnlichen 
Rahmen der amtlichen Massenerhebung hinausgeht Schon der Um- 
stand, daß bei diesen Massenerhebungen die Beobachtung und Dar- 
stellung notwendigerweise verschiedenen Personen obliegen, bildet eine 
besondere Schwierigkeit. Vielleicht wäre diese bei der österreichi- 
schen Erhebung geringer gewesen, als sonst, weil das Arbeitsstati- 
stische Amt einen Stab ven sogenannten »Hilfsorganen« besaß, 
welche einerseits die rechnungführenden Familien immer wieder 
besuchten, um die richtige Durchführung der Erhebung zu sichern und 
die doch anderseits auch in persönlichem Kontakt mit dem Amte selbst 
standen. Es ist zu bedaueın, daß es dem Arbeitsstatistischen Amte 
nicht vergönnt war, zu zeigen, inwieweit ihm auch dieses hochgesteckte 
Ziel erreichbar sei. 


Archiv f. Sozialwissenschaft u. Sozialpolitik. 44. 1. 16 


242 


Weltkrieg, Demokratie und Deutschlands 
Erneuerung *) **). 


Von 


HUGO PREUSS. 


Setzen wir einmal den Fall, eines der feindlichen Länder Eng- 
land oder Italien oder Frankreich befände sich einer so gehässigen 
Stimmung der internationalen Meinung gegenüber, wie Deutschland 
seit Ausbruch des Weltkrieges. Und nun erhöbe sich in einem wich- 
tigen neutralen Lande, aus der Mitte der Parteirichtungen, die die 
Hauptträger jenes feindlichen Geistes sind ein hochangesehener Ge- 
lehrter, Schriftsteller und Parlamentarier, der in Worten und Werken 
unermüdlich und rückhaltlos für das gute Recht des von aller Welt 
angefeindeten Volkes eintritt, der unerschrocken seine heimische 
Popularität und seine politische Stellung für die ihm gerecht erschei- 
nende Sache in die Schanze schlägt. Wie würde England, wie vollends 
Italien oder Frankreich solchen Mann feiern?! Sein Name wäre auf 
aller Lippen; und der Ruhm, den ihm das Zujauchzen eines ganzen 
Volkes schaffte, gäbe seinem Wirken zum Nutzen jenes Volkes einen 
um so mächtigeren Widerhall. 

Der Schwede Gustaf F. Steffen hat all das für Deutschland getan. 
Ein anerkannter Führer der wissenschaftlichen Soziologie, durch 
eigene Lebenserfahrung in England wie in Deutschland wohl be- 
wandert, in seiner Heimat Mitglied nicht nur der ersten Kammer, 
sondern auch der geistigen Pairie, ist Steffen seit Kriegsausbruch 
persönlich und literarisch mit rücksichtsloser Offenheit für die deut- 
sche Sache und gegen die ihr feindliche öffentliche Meinung fast 
der ganzen Welt eingetreten. Er hat sich infolgedessen mit seinen 
bisherigen politischen Genossen, die der deutschfeindlichen Richtung 
Brantings folgen, überworfen und seiner Ueberzeugung ohne Zaudern 


*) Gustaf F. Steffen, Demokratie und Weltkrieg (Politische Bibliothek XV), 
Jena 1916, Eugen Diederichs. (252 Seiten.) 

Wolfgang Heine, Zu Deutschlands Erneuerung (Politisches Leben, Heft 3), 
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seine politische Stellung zum Opfer gebracht. Wie wertvoll solche 
Wirksamkeit gerade in Schweden für die deutsche Sache sein muß, liegt 
auf der Hand. Und der Widerhall in Deutschland? Nun, man hat 
Steffens Kriegsbücher, wie übrigens auch seine früheren Schriften, 
recht gut ins Deutsche übersetzt, was wohl der Regsamkeit des Ver- 
legers Eugen Diederichs zu verdanken ist; und die deutsche Presse 
hat wirklich etliche anerkennende Besprechungen und ehrende Er- 
wähnungen gebracht. Damit ist der Fall erledigt, wie es in allen ähn- 
lichen Fällen des Landes so der Brauch ist. Unsere Presse versteht 
es nun einmal nicht, den ihr günstigen politischen Anschauungen 
und — was dazu gehört — den Namen ihrer Träger volltönende 
Resonanz und damit nachhaltige und machtvolle Wirksamkeit zu 
schaffen. Mit einem günstig besprechenden Artikel und gelegentlichen 
freundlichen Erwähnungen glaubt sie ihre Pflicht getan zu haben, 
während sie sich auch mit recht unbedeutenden Gegnern unablässig 
herumbalgt und dadurch ihre Namen und Meinungen eifrig in das 
Gedächtnis der Leser einpauckt. So sind die Namen von allerlei 
deutschfeindlichen Hetzern des Auslandes in Deutschland ziemlich 
bekannt; dagegen kann man bei Leuten, die nach deutschen Begriffen 
für politisch interessiert gelten, wohl auf die Frage stoßen: Wer 
ist Steffen? Ach, das Wort: »Travailler pour le roi de Prusse« tut 
dem Könige von Preußen Unrecht; er vermag den Verfechtern seiner 
politischen Interessen wirksameren Dank zu erweisen, als das deutsche 
Volk den seinen. Dabei bin ich mir bewußt, vermutlich mit Steffen 
selbst in Widerspruch zu geraten. Er wird jene Tatsache mit seinem 
stilen Lächeln hinnehmen; ja darin nur einen Fehler der Vorzüge 
sehen, die er am deutschen Volke liebt; und um Dank und Lohn kämpft 
er nicht. Aber für uns selbst liegt die Sache anders; denn sie steht 
in engstem Zusammenhange mit den Gründen unserer politischen 
Schwäche, mit den Ursachen, die uns und unseren wenigen Freunden 
den Kampf gegen eine Welt von Feinden so schwer machen. Deshalb 
können wir um unserer politischen Kräftigung willen auf die scharfe 
Selbstkritik, die Steffen als deutschen Wesenszug rühmt, auch gegen- 
über den Anschauungen eines solchen Freundes nicht verzichten; wir 
müssen strenger gegen uns selbst sein als der Freund. 

Seinen zwei früheren Kriegsbüchern: »Krieg und Kulturę und 
»Weltkrieg und Imperialismus« hat Steffen als drittes: »Demo- 
kratie und Weltkrieg« folgen lassen. Allen dreien gemein- 
sam ist das Leitmotiv, die Unwahrhaftigkeit der die’ öffentliche Mei- 
nung der Welt beherrschenden Behauptung darzutun, daß Deutsch- 
lands brutale Eroberungsgier und Weltherrschaftsstreben den idylli- 
schen Frieden der Staatengesellschaft gestört habe und also die allei- 
nige Schuld an diesem ungeheuren Kriege trage. Mit beißendem 
Spott und bitterem Ernst geißelt er den heuchlerischen Widersinn, 
daß die völlig auf gewaltsamen und gewaltigsten Eroberungen aufge- 
bauten Imperien England, Rußland und Frankreich über die Er- 
oberungssucht des jungen deutschen Reiches zetern, dessen unsag- 
bar bescheidene Kolonialversuche mit der ungeheuren Ausdehnungs- 
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politik der anderen gar nicht verglichen werden können. »Deutsch- 
land hat den Weltkrieg nicht gewollt. Aber Deutschland ist die 
jüngste Großmacht — eine noch nicht fünfzigjährige neben ihren 
Nebenbuhlerinnen, die zwei, drei und vier Jahrhunderte alt sind — 
und mußte seine Weiterentwicklung zu dem Maße an Ausdehnung, das 
eine Bedingung der Lebenskraft seines Volkes ist, wollen. Kein Volk 
hat das Recht, ein Aufhören seines eigenen Wachstums zu wallen, 
am allerwenigsten im Kraftalter der ersten Jugend.« »Der Weltkrieg 
war eine geschichtliche Notwendigkeit, weil Deutschlands Welt- 
stellung als politische, wirtschaftliche und kulturelle Macht im Jahre 
1914 in Petrograd, London und Paris als offene Frage und gemein- 
same Interessenfrage angesehen wurde. Eine Interessenfrage, deren 
endgültige Lösung man in einer den Ansprüchen der russischen, eng- 
schen und französischen Machterweiterung günstigen Richtung zu 
erzwingen beschlossen hatte; wenn möglich mit den Mitteln der Diplo- 
matie, der Kriegsrüstungen und der Koalitionsdrohung, nötigenfalls 
aber auch durch Krieg.« Diesem klaren machtpolitischen Sachver- 
halt tritt jedoch eben die Behauptung entgegen, daß der deutsche 
Militarismus einen Angriffskrieg vom Zaun gebrochen und damit 
seine unmenschliche Brutalität offenbart habe. Aber nicht nur als 
das brutalste würde er damit gekennzeichnet, sondern auch als »das 
wahnsinnigste auf der Welt, indem er sich durch eiñen gänzlich un- 
motivierten Anfallskrieg gegen fast ganz Europa, ja gegen beinahe die 
ganze Welt, freiwillig seinen eigenen Untergang bereitet, wobei er 
sich jedoch mit teuflischer List den ihm selbst günstigsten und den 
armen Opfern ungünstigsten Augenblick zu dem Ueberfall ausgesucht 
hat«! Diese Auffassung, die »seit dem ersten Tage des Weltkrieges 
über den ganzen Erdball ausgetrommelt nnd ausposaunt ist«, bezeich- 
net Steffen kurz und gut als »Blödsinn«, im besonderen als »demokrati- 
schen« Blödsinn. Denn das Erstaunliche und Bedeutsame sei, »daß der 
Humbug nicht nur von den kriegführenden west- und osteuropäischen 
Demokratien mit gierigem Appetite verschlungen worden ist, sondern 
auch von Europas und Amerikas neutralen Demokratien, ja in einiger 
Ausdehnung sogar auch innerhalb demokratischer Kreise in Deutsch- 
land selbst. Hier liegt der Kern des speziell psychologischen Problemes 
des Weltkrieges. Von diesem Ausgangspunkte muß die Frage über 
Krieg und Kultur und über Deutschlands Stellung in der Welt er- 
forscht und behandelt werden«. 

Von einer im Wesen sehr ähnlichen Problemstellung bin ich in 
meinem Buche: »Das deutsche Volk und die Politik« ausgegangen 
und habe versucht ihrer Lösung durch eine Analyse der Entwicklung 
und Art deutscher politischer Struktur näherzukommen. Steffen 
verfolgt das gleiche Ziel auf dem anderen Wege einer Analyse der 
Demokratie in ihrem Verhalten zu den nationalen und internatio- 
nalen Machtfragen und damit zu den eigentlichen Triebkräften des 
Weltkrieges. In ‘der Hauptsache befaßt er sich allerdings mit der 
Sozialdemokratie, während andere demokratische Richtungen nur 
nebenher gestreift werden. Das erklärt sich leicht aus der Bedeutung, 
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die das Verhalten der sozialdemokratischen Parteien in den verschie- 
denen Ländern zu diesem Kriege, namentlich das der deutschen Sozial- 
demokratie gewonnen hat. Es hat aber die für eine volle Erfassung 
des Problems ungünstige Folge, daß von vornherein die allgemein- 
politischen Gesichtspunkte allzusehr hinter die spezifisch sozialpoli- 
tischen zurücktreten. Steffen selbst hat während seiner parlamentari- 
schen Wirksamkeit der schwedischen Sozialdemokratie angehört, 
wie vielfach ein eigen gerichteter Geist einer Partei angehört, weil er 
sich einer anderen noch weniger anschließen kann. Er ist nicht Sozial- 
demokrat in dem Sinne, den man bei uns unwillkürlich damit ver- 
bindet; näher steht er etwa den englischen Fabiern, insonderheit 
Bernard Shaw. Er sympathisiert mit unseren früheren Revisionisten;; 
nur ist er noch weit revisionistischer, als sie es wenigstens waren. 

Steffens Anschauung von der äußeren Machtfunktion des Staates 
scheidet ihn von vornherein nicht nur von der sozialdemokratischen, 
sondern auch von bürgerlich-pazifistischen Stimmungen und Strö- 
mungen. »Was einen Staat zum Staate unter anderen Staaten macht, 
das ist dies, daß er als Staat den eigenen Willen zum Leben hat, und 
daß er diesen Willen in gewissen Fällen dem anderer Staaten nie 
und nimmer unterordnet. Staaten wie Menschen existieren nicht, um 
zu existieren, sondern um etwas zu wollen — um etwas auf Leben und 
Tod zu wollen. Wäre dem nichtso, dann wären Leben und Tod gleich 
sinnlos, und der Weltkrieg wäre allerdings a priori ein Wahnsinn.« 
Deutschlands besseres Recht in diesem Krieg sieht er eben darin, 
daß die Entente es an einer Entfaltung hindern will, die Deutschland 
als Staat auf Leben und Tod wollen muß. Angesichts solcher staat- 
lichen Lebensfragen macht sich aber die Solidarität der Volksgesamt- 
heit mit elementarer Kraft geltend; insonderheit die nationale Soli- 
darität der Arbeiterklasse mit der Kapitalistenklasse desselben Staates. 
Von diesem Standpunkte aus entwickelt Steffen seine treffende Kritik 
der international-politischen Lehren des Marxismus, beginnend von 
dem kommunistischen Manifest mit seinen Schlagworten: »Die 
Arbeiter haben kein Vaterland. Man kann ihnen nicht nehmen, was 
sie nicht haben«; ihr Heil liegt in der internationalen sozialen Revo- 
lution; denn sdie Proletarier haben nichts in ihr zu verlieren als ihre 
Ketten. Proletarier aller Länder, vereinigt euch!« Die wahre Kriegs- 
ursache schlechthin sei danach die kapitalistische wirtschaftliche 
Expansionsbegierde, die im Grunde nach der Natur des Kapitalismus 
eine Expansionsnotwendigkeit sei. Die Proletarier als solche gehen aber 
diese Interessenkonflikte der Ausbeuter nichts an. Steffen deckt 
den inneren Widerspruch dieser Lehre gerade nach der eigenen Logik 
des Marxismus auf. »Wenn es geschichtlicher Notwendigkeit und 
soziologischem Gesetze zufolge noch keine andere Art zu produzieren 
und zu leben gibt als das privatkapitalistische System, und wenn dies 
System notwendigerweise imperialistisch ist, Kolonialkriege, Er- 
oberungskriege, Handelskriege und Militarismus mit sich bringt, 
dann wird wohl ein soziologischer Determinist unmöglich leugnen 
können, daß das Proletariat sein allerdings tragisches Interesse bis 
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auf weiteres mit jenem Imperialismus, Unfrieden und Militarismus 
verflochten sieht — gleichwie mit dem Bestehen und der Entwick- 
lung des Privatkapitalismus überhaupt.« Daß übrigens Marx selbst 
und Engels sich gegenüber einem wichtigsten praktisch-politischen 
Gegenwartsproblem von der Enge ihrer Doktrin freizumachen wußten, 
das zeigt Steffen an Stellen ihres Briefwechsels aus dem August 1870, 
in denen beide die doktrinäre Stellung Liebknechts zum deutsch- 
französischen Kriege verwerfen. Marx bewährt hier das ihm zuge- 
schriebene Wort: »Ich bin nicht Marxist.e Die Hoffnung von Engels 
freilich, daß der deutsche Sieg den französischen Chauvinismus ge- 
hörig auf den Kopf hauen und dadurch künftig einen dauernden 
Frieden zwischen Deutschland und Frankreich ermöglichen werde, 
hat sich zum Schaden beider nicht erfüllt. Allerdings sahen Marx 
und Engels sogleich in der Annexion von Elsaß-Lothringen sdas 
größte Unglück, welches Europa und ganz spezifisch Deutschland 
treffen könntee, indem sie zunächst ein Bündnis zwischen Frankreich 
und Rußland gegen Deutschland zur Folge haben müsse. Steffen 
bezweifelt wohl mit Recht, daß sich die Ursachen der europäischen 
Konstellation und damit des gegenwärtigen Weltkrieges sso eng be- 
grenzt konstruieren«e lassen. 

Lag also schon von vorn herein in der Marxistischen Lehre vom 
Wesen internationaler Politik ein innerer Widerspruch, so hat sich 
die Vereinfachung und Vergröberung einer Idee oder Theorie, die 
sich bei ihrer Uebertragung aus dem Denkleben des Erfinders in 
das der großen Masse unwillkürlich einstellt«, auch hier vollzogen. 
Steffen zeigt dies an recht charakteristischen Stichproben der in 
Resolutionen, Kongreßverhandlungen und programmatischen Be- 
schlüssen niedergelegten Auslandspolitik der deutschen Sozialdemo- 
kratie und der Internationale vor dem Weltkrieg. Immer wieder sieht 
man sich vor der Alternative, die gerade die Marxistische Soziologie 
als eherne Notwendigkeit erkennen müßte: »Entweder muß die 
Arbeiterklasse so lange, wie die privatkapitalistische Gesellschaft 
noch in völlig typischer Gestaltung existiert, auf praktische Politik 
verzichten, oder sie muß diese praktische Politik ehrlich in dem Rahmen 
der volkspsychologischen, wirtschaftlichen und politischen Mög- 
lichkeiten, welche das Wesen und die Bewegungsgesetze der privat- 
kapitalistischen Gesellschaft vorschreiben, bleiben lassen. « Aber immer 
wieder suchen orthodoxe Marxisten wie Revisionisten um diese Alter- 
native herumzukommen durch »Phrasenmacherei, eine nicht sehr 
ehrliche Idealisterei, Zurechtdrechseln hohler seinigender« Kongreß- 
beschlüsse, die als bindende Prinzipien ausgegeben werden. 

Das geht so fort bis zu den Kongressen der Internationale 1910 
und IgI2 in Kopenhagen und Basel, die beide schon, namentlich der 
letztere, unter der schaudernden Vorahnung des herannahenden Welt- 
krieges stehen. Es ist nicht ohne prickelnden Reiz, wenn uns Steffen 
gerade jetzt ins Gedächtnis zurückruft, wie sich die Entrüstung der 
sozialdemokratischen Internationale, Franzosen und Engländer voran, 
noch damals vor allem gegen den russischen Zarismus richtete: » Jeder 
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Sieg, den der Zarismus davonträgt, ist eine Niederlage für die Zivili- 
sation. Der Zarismus ist der Tod.« IgI2 wird angesichts des Balkan- 
krieges die unersättliche Eroberungsgier Rußlands gebrandmarkt, 
die sich heuchlerisch hinter dem Vorwand einer Beschützung der Balkan- 
völker verbirgt. »Denn der Zarismus ist die Hoffnung aller reak- 
tionären Mächte Europas und der rücksichtsloseste Feind der Demo- 
kratie auch unter den vom Zarismus selbst beherrschten Völkern — 
ein Feind, dessen Untergang anzustreben die ganze Internationale 
als eine ihrer vornehmsten Aufgaben ansehen muß.« Dem stimmten 
Franzosen und Engländer noch unmittelbar vor dem Weltkriege be- 
geistert zu. Und in Kopenhagen hatten Vaillant und Keir Hardie 
als Mittel zur Verhinderung eines Krieges die Proklamation des Ge- 
neralstreiks, insonderheit für alle Kriegsindustrien angeregt. Auch 
sonst stehen die Kongreßbeschlüsse, die den internationalen sozial- 
demokratischen Krieg gegen den Krieg organisieren sollen, durchaus 
im Banne abstrakter Deklarierungssucht und des Dogmas, daß die 
internationale Solidarität der Arbeiterklassen stärker sei und sich 
mächtiger zeigen werde als die feindlichen Gegensätze ihrer Staaten 
d. h. der herrschenden Ausbeuterklassen; sie bekunden in der Tat 
eine völlige Unkenntnis der wirklichen Machtverhältnisse und der 
nationalen Massenempfindungen. Insoweit wird man Steffen zu- 
stimmen müssen, wenn er den Schluß zieht, »daß die Politik der So- 
zialdemokratie noch in erster Reihe eine Agitationspolitik ist, die 
politischer Sachlichkeit und wirklichem politischen Verantwortlich- 
keitsgefühl nur sehr eng zugemessenen Spielraum gewährt. Die 
Massen zu politischem Selbstbewußtsein und Organisationswillen 
hinaufzuagitieren, ist eine Sache. Ihr tagespolitisches Handeln 
zu leiten, ist eine ganz andere Sache. Beides ist notwendig. Aber 
die groben Uebertreibungen, Einseitigkeiten und Unsachlichkeiten, 
die entschuldbar sein können, wenn es sich nur um Agitation zum 
Massenanschlusse an ein allgemeines Programm handelt, werden zu 
vollständig bloßstellenden Unfähigkeitsbeweisen, wenn die realen 
Fragen der Tagespolitik zur Erreichung positiver Ergebnisse behan- 
delt werden sollen. Die Phrasenpolitik hat ihre Aufgabe im politi- 
schen Leben — denn der Mensch ist nun mal so. Doch die Sozialdemo- 
kratie hat die Grenze der zulässigen Anwendung der Phrasen- 
politik nicht genug beachtet.« Daher ist denn auch beim Ausbruch des 
Weltkrieges alles, national und international, so ganz anders gekommen, 
daß die soziologische Dogmatik der Kongreßbeschlüsse von den Tat- 
sachen völlig über den Haufen geworfen zu sein scheint. Aber die eben 
angefünrten Worte Steffens geben zugleich einen Erklärungsgrund 
für jenen gewaltigen Wandlungsprozeß der Sozialdemokratien zu- 
einander und insonderheit zu Deutschland und zur deutschen Sozial- 
demokratie an die Hand; einen Erklärungsgrund, den Steffen selbst 
wohl nicht genügend beachtet, jedenfalls nicht deutlich hervorhebt. 

"Gewiß ist das Entscheidende der Gegensatz einer bloßen Agi- 
tations- und Demonstrationspolitik zur verantwortlichen Mitarbeit 
in der praktischen Politik. Aus jenem Gegensatz erklärt sich schon 
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das wesentlich andere Verhalten der Arbeiterorganisationen, die sich 
ausschließlich mit der praktischen Arbeiterpolitik in der gegenwärtigen 
Wirklichkeit befassen und hier unter eigener Verantwortlichkeit 
Entscheidungen zu treffen haben. Und dieser praktisch nüchterne, 
vom Bewußtsein der Verantwortlichkeit getragene Charakter der 
Gewerkschaften hat sich auch auf ihre internationale Föderation 
übertragen im Gegensatz zu der abstrakten Deklarationssucht der 
politischen Internationale; wie auch Steffen anerkennt: »Die So- 
zialdemokratie ist bisher ihrer Idee nach zuerst international und 
nachher national gewesen, während hinsichtlich der Fachgenossen- 
schaftsbewegung das Gegenteil gilt; obgleich diese letztere in gewissen 
Ländern in sehr großem Umfange von der Sozialdemokratie groß- 
gezogen und geleitet worden ist.«e Auf die Führung der auswär- 
tigen Politik ihrer Staaten war die Sozialdemokratie überall von 
geringem oder gar keinem Einflusse; daher erging sich ihre Internatio- 
nale, frei vom Bewußtsein praktischer Verantwortlichkeit, in boden- 
losen Resolutionen. Dennoch unterschied sich die Stellung der deut- 
schen Sozialdemokratie von der der englischen und französischen zu 
ihrem Staate; ein Unterschied, der sich aus der Verschiedenheit 
der innerpolitischen Strukturenergab. Als Sozialisten 
mochten sie alle der kapitalistischen Gesellschaft ihrer Länder nach 
ihrem theoretischen Glaubensbekenntnis gleichermaßen fremd und 
ablehnend gegenüberstehen; aber als politische Demokra- 
ten mußten unwillkürlich Engländer und Franzosen sich mit ihren 
innerpolitisch demokratisierten Staaten solidarischer und für deren 
Handlungen eher mitverantwortlich fühlen als die Deutschen, deren 
Staatswesen die politische Demokratie geflissentlich und mit scharfer 
Betonung auch von innerpolitischem Einfluß ausschloß. So sagt auch 
Steffen: »Im wirklichen Leben wurde es hauptsächlich das Los der 
deutschen Sozialdemokratie, den Internationalismus zu praktizieren, 
während besonders die französische sich mehr an die nationale Praxis 
hielt, und zwar in einem Stile, der sich oft dem der Bourgeoisie 
genähert hat.« Ihr Zusammenhang mit der nationalen Praxis, die 
innerpolitische Solidarität und also Mitverantwortlichkeit war hier 
eben doch eine andere als bei uns, wo einmal das Obrigkeitssystem 
die politische Demokratie überhaupt vom Staate ausschloß, und sich 
überdem noch die »bürgerlichen« Parteien und die Sozialdemokratie 
unter geflissentlicher Verleugnung jeder politischen Solidarität von- 
einander schieden. Daraus erklärt sich immerhin, was Steffen mit 
Recht tadelt: »Mißtrauen und Haß führen das Wort, wenn es sich 
um die Machthaber des eigenen Landes, Deutschlands, handelt; 
aber die naivste Leichtgläubigkeit und der blindeste Eifer, alles aufs 
beste zu deuten, sobald es Deutschlands Feinden, Frankreich und 
England, gilt.« Daß der Kampf für die Demokratisierung Deutschlands 
smehr phrasenpolitisch als realpolitisch, mehr agitatorisch als in allem 
ernst gemeint« geführt wurde, ist nur allzu wahr; aber steht dies nicht 
nach Steffens eigenen Darlegungen in fataler Wechselwirkung mit 
der geflissentlichen Ausschließung von der entscheidenden prak- 


Weltkrieg, Demokratie und Deutschlands Erneuerung. 249 


tischen Arbeit und der damit verbundenen Verantwortlichkeit? Nicht 
minder wahr ist leider, daß mit alledem im »Auslande eine falsche, 
Deutschlands Weltstellung in gefährlicher Weise herabsetzende Vor- 
stellung« von den deutschen Verhältnissen erzeugt worden ist. So 
entstand draußen in der Welt der verhängnisvolle Wahn von einer 
so gefährlichen Ueberspannung der inneren Gegensätze, daß Deutsch- 
land bei Ausbruch des Weltkrieges auseinanderfallen müsse. Aber 
wenn Steffen die Schuld an dem Großzüchten dieses Wahnes im Aus- 
lande einseitig der deutschen Sozialdemokratie zuschreibt, so ist 
dies doch nur die Hälfte der Wahrheit. Denn von der entgegenge- 
setzten Seite ist der gleiche Wahn in autoritativster Weise bestätigt 
und gekräftigt worden durch die immer wieder hinausgeschriene Be- 
hauptung von der Vaterlandslosigkeit der Sozialdemokratie, die 
Deutschland in der Gefahr im Stich lassen würde, womit eben ihre 
grundsätzliche Ausschließung vom Staate gerechtfertigt werden sollte. 
Es ist immer dieselbe fatale Wechselwirkung zwischen dem’ obrig- 
keitlichen Ausschließungs- und Unterdrückungssystem und dem 
verantwortungslosen radikalen Nihilismus. 

Damit war freilich jenem erstaunlichen Umschlag von der An- 
klage gegen den Kapitalismus als elementare Kriegsursache in die 
Anklage gegen den preußischen Militarismus als solche wirksam - 
vorgearbeitet. »Die typische Schwenkung dieser Art fand in Frank- 
reich statt. Für die französische Sozialdemokratie gab es jetzt keine 
Teufelsmaske des Kapitalismus mehr, die das Antlitz des 
Nationalstaates entstellteund verdeckte. Dies Antlitz wurde 
nun auf einmal rein und heilig. Aber um so gräßlicher grinste der 
scheußliche Dämon des Kapitalismus sie jetzt in der widerlichen Ge- 
stalt des Feindes, Deutschlands an .. .. Je länger der Krieg ge- 
währt hat, desto mehr hat sich diese neue Form des Deutschenhasses 
verbreitet. Diese haßbetonte Manie, alle wirklichen und eingebildeten 
Abscheulichkeiten der Kapitalistengesellschaft in Deutschland, und 
am liebsten allein in Deutschland, vereinigt sehen zu wollen, mit 
bemäntelnden, mildernden Urteilen über nicht nur England, Frank- 
reich, Belgien und Italien, sondern sogar über Rußland, obwohl dort 
das Elend und die Brutalität bekanntlich nicht bloß kapitalistisch 
sind. Diese fixe Idee, daß Deutschland der Schuldige und die anderen 
mehr oder weniger unschuldige Lämmer seien, ist ein Gemeingut der 
Sozialdemokraten und ihrer politischen Gegner in den kriegführenden 
Ländern geworden. Sie hat sich auf Sozialdemokraten und andere 
in den neutralen Ländern erstreckt. Sie hat vom ersten Tage des 
Weltkrieges an auch in Deutschland selbst eine gewisse Verbreitung 
gefunden — hauptsächlich in sozialdemokratischen und ihnen nahe- 
stehenden Kreisen.« Letzteres galt zunächst jedenfalls nur von einer 
ganz verschwindenden Minderheit der deutschen Sozialdemokratie. 
Ihre große Mehrheit tat beim Ausbruche des Völkerkrieges das gleiche, 
was die Sozialdemokratien der anderen Länder taten: sie stellte sich 
mit rückhaltloser Entschlossenheit zu ihrem kämpfenden Volke und 
Staate. Es war dies überall die elementare Folgerung aus der natür- 
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lichen Solidarität der Arbeiterklasse mit ihrer Volksgesamtheit in 
einem äußeren Kampfe um deren staatliches Dasein. Soweit war ja 
nicht einmal die doktrinäre Weltfremdheit der Internationale gegan- 
gen, diese natürliche Solidarität für einen solchen Fall zu leugnen; 
sie hatte sie vielmehr noch auf ihrem Stuttgarter Kongresse ausdrück- 
lich anerkannt. Und trotzdem ist der alte Satz: wenn zwei das gleiche 
tun, ist es nicht immer das gleiche, auf diesen Fall mit besonderem 
Nachdruck und erstaunlichem Erfolg angewendet worden. Was bei 
der englischen und französischen Sozialdemokratie als selbstverständ- 
lich fast stillschweigend hingenommen wurde, ward der deutschen 
Sozialdemokratie mit wildesten Flüchen als verräterischer Abfall 
vorgeworfen, nicht nur in den feindlichen Ländern, sondern auch in 
nahezu allen neutralen, sogar in Deutschland selbst von einer Minder- 
heit, die heute bei der langen Kriegsdauer und dem innerpolitischen 
Beharrungszustande leider nicht mehr so geringfügig ist wie im An- 
fange. Bitter ungerecht bleibt dieses zweierlei Maß gewiß; es wäre 
völlig unbegreiflich ohne jene Verschiedenheit der innerpolitischen 
Strukturen und deren Folgen für das Verhältnis der Sozialdemokratie 
als eines Elementes der politischen Demokratie zu ihren Staaten 
und deren Regierungen. Als Sozialisten machten sie sich alle 
angesichts der gewaltigen Katastrophe von dem Dogma frei, das den 
Staat und seine Interessen mit der Kapitalistenklasse und deren 
Ausbeutungssucht schlechtweg identifizierte; aber als politische 
Demokraten mußten die Deutschen außerdem noch über die bis 
dahin herrschende Anschauung hinwegkommen, die den Staat und 
seine Politik mit der Obrigkeitsregierung und deren Entschlüssen 
identifizierte. Ihr Weg war also in der Tat weiter und schwieriger, 
erforderte die größere Selbstüberwindung, was die Feindessprache 
Verrat nennt. Daher gibt zur Erklärung für die Stellungnahme der 
Demokratie aller Länder gegen Deutschland die bisherige internatio- 
nale Doktrin der Sozialdemokratie nur die eine Seite, die ohne ihre 
Ergänzung durch die andere Seite, die Verschiedenheit der politischen 
Strukturen, die Frage nicht zu lösen vermag. 

Aber ist denn die Voraussetzung richtig, daß die deutsche po- 
litische Struktur, selbst unter demokratischem Gesichtswinkel be- 
trachtet, gegenüber der englischen und französischen zurückstehe ’? 
In diesem Punkte hat sich bei uns seit Kriegsausbruch die Meinung 
eigentümlich verschoben. Vorher konnten unsere Staatserhaltenden 
gar nicht laut und scharf genug betonen, daß wir Gott sei Dank gegen 
alle Demokraterei seuchenfest seien; Herr, ich danke dir, daß du uns 
nicht geschaffen hast wie jene da. Auf der Linken in ihren verschiedenen 
Schattierungen sah man in der westlichen, namentlich der englischen 
Gestaltung eine fortgeschrittenere politische Entwicklung, der zu 
folgen freilich Deutschland wegen seiner besonders gefährdeten 
äußeren Machtstellung vorläufig verzichten müsse. Zur nicht geringen 
Verblüffung vieler Geister, die sich als auserlesene Realpolitiker 
gebärdet hatten, hat nun der Weltkrieg die ungeheure machtpoliti- 
sche Werbekraft der demokratischen Losung offenbart, wobei es 
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für die realpolitische Wirkung unerheblich ist, ob jene Losung ehr- 
lich gemeint war oder nicht. Seitdem verkündet man bei uns von rechts 
und links, namentlich von links, ein neues Dogma: die deutsche Staats- 
struktur ist mindestens ebenso demokratisch wie die der Westländer, 
nur von anderer, und zwar höherer Art; denn sie wirkt sich nicht in 
parlamentarischer Parteiherrschaft, sondern in der ausgleichenden 
Gerechtigkeit sozialpolitischer Organisationen aus. Das sublimiert 
man dann zu dem Begriff einer spezifisch deutschen Freiheit im 
Gegensatz zu dem Freiheitsbegriff der übrigen: Welt, der »Ideen von 
19144 im Gegensatz zu den sIdeen von 17894. »Deutsche Staatsge- 
sinnung, deutscher Staatsidealismus ist an sich mächtiger, autori- 
tativer und organischer als englisches oder französisches Staatsbe- 
wüßtsein«; das sich einordnende Pflichtgefühl dort steht hoch über 
dem Rechte heischenden Individualismus hier usw. Auch Steffen 
nähert sich diesen Gedankengängen. »Wenn französische und englische 
Demokraten über Demokratie reden, so meinen sie natürlich demokra- 
tische Einrichtungen der französischen und englischen Typen. Und 
wie verschieden diese auch sind, so müssen sie doch als wesentlich gleich- 
artig und als der demokratische Typus überhaupt gelten. Diese Anschau- 
ung teilen Demokraten aller Länder der Welt — auch deutsche. Stößt 
man auf eine national deutsche Abart des Demokratismus, die stark 
von dem westeuropäischen abweicht, dann wird sie also nicht als 
Demokratismus erkannt, weil man den englisch-französischen Maß- 
stab anlegt. Die von den deutschen Sozialdemokraten an den Ein- 
richtungen ihres eigenen Landes und seinem Staatsgeiste geübte 
Kritik scheint mir oft an gerade diesem Fehler zu leiden — an dem 
Anlegen eines ausländischen Maßstabes unter der Vorstel- 
lung, daß er universal sei, und an dem Vernachlässigen der 
Nachforschung nach dem eigenen nationalen Maßstabe des 
Demokratismus . .. Es ist wahrscheinlich, daß Deutschland sich 
vor einer mit den nationalen Verschiedenheiten des Demokratis- 
mus rechnenden Kritik als ein weit weniger undemokratisches Land 
erweisen wird, als man annehmen muß, wenn man, ohne es selbst 
zu merken, die Antwort auf die ungereimte Frage sucht: ist Deutsch- 
land ebenso demokratisch nach französisch-englischem Muster wie 
Frankreich und England? ..... Sollte nicht ein Sozialist 
von deutschem Staatsgeiste etwas mehr lernen können, als von eng- 
lischem oder französischem ?« 

Steffen spricht hier natürlich von der deutschen Sozialdemokratie 
vor dem Kriege. Seitdem hat ihre Mehrheit jenen Meinungswandel 
besonders eifrig mitgemacht, der nirgend rückhaltloser verkündet 
wird als in dem bekannten Buch von Lensch. 

Es ist richtig, daß der aus englisch-französischen Wurzeln er- 
wachsene Typus einer politisch demokratischen Entwicklung als der 
universale Typus galt; aber war dies ein Denkfehler der Doktrin oder 
nicht vielmehr der einfache Niederschlag des geschichtlichen Tatbe- 
standes? Tatsache ist doch, daß sich jener Typus eben auf sämtliche 
Völker und Staaten des ganzen europäisch-amerikanischen Kultur- 
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kreises und darüber hinaus ausgedehnt hat mit der alleinigen Ausnah- 
me Deutschlands und Oesterreichs ohne Ungarn. Daß hier die Grenze 
zwischen beiden Typen mitten durch die Doppelmonarchie geht; 
daß sie den Teil, der jahrhundertelang in engerer Verbindung mit 
Deutschland und unter Führung eines deutschen Stammes stand, von 
dem magyarisch bestimmten Teile trennt, kann doch kein Zufall 
sein. Gewiß sind die Wesenszüge im Staatsleben all jener Völker 
höchst verschiedenartig und von der Volksindividualität bestimmt, 
wie ja auch die englische und französische Verfassungs- und Staats- 
struktur keineswegs gleichartig sind. Aber über alle Verschiedenheiten 
hinaus sind sie sämtlich durch einen herrschenden Charakterzug ver- 
bunden, der sie zugleich vom deutschen Staatstypus trennt. Dieser 
Charakterzug läßt sich nur schwer in eine einfache Formel fassen. 
Parlamentarismus ist das praktisch am nächsten liegende Schlag- 
wort, trifft aber die Sache nicht voll; denn das parlamentarische 
System herrscht nicht überallin jenen Staaten und ist in vielen mannig- 
fach modifiziert. Auch Demokratismus deutet das Wesen der Sache 
wohl an, ohne es völlig genau zu treffen. Gerade das parlamentarische 
System hat sich geschichtlich von aristokratischen Grundlagen aus am 
kräftigsten entwickelt; und wenn es auch überall die demokratisierende 
Entwicklungstendenz in sich aufgenommen hat, so bewahrt es doch 
vielfach mehr oder minder starke Spuren seines Ursprungs. Aber eine 
politisch parlamentarische Aristokratie ist eben eine andere Spezies 
als eine dynastisch obrigkeitlich bestimmte; ein englischer Lord 
oder ein ungarischer Magnat ist ein anders geartetes politisches Lebe- 
wesen, als ein Mitglied des deutsch-slavischen Hochadels in Oester- 
reich oder ein Junker des preußischen Herrenhauses. Ich selbst habe 
den entscheidenden Gegensatz als den von Volksstaat und Obrig- 
keitsstaat bezeichnet; und fast scheint diese Bezeichnung sich ein- 
bürgern zu wollen, trotz der dagegen erhobenen mehr oder minder 
gewichtigen Einwände. Diese Einwände richten sich stärker gegen den 
Begriff des Volksstaates als gegen den des Obrigkeitsstaates; denn die 
Realität des letzteren ist doch gar zu handgreiflich; es ist der Typus 
der Staatsstruktur, wie er in Deutschland nebst dem cisleithanischen 
Oesterreich und nur hier noch wirklich ist. Gerade auf diesen 
Gegensatz von obrigkeitlicher und nichtobrigkeitlicher Staatsstruk- 
tur kommt es ausschließlich an. Volksstaat ist lediglich der zusam- 
menfassende positive Ausdruck für alle die nicht obrigkeitlich be- 
stimmten politischen Strukturen. Daher bleibt das rein praktische 
Wesen der Sache ganz unberührt von den theoretischen Einwendungen, 
die sich gegen den Begriff Volksstaat wie gegen den der Demokratie 
leicht genug erheben lassen: daß nirgends das Volk selbst und unmiittel- 
bar herrscht, daß es überall geführt werden müsse und geführt wird usw. 
Die tatsächliche Auslese der politischen Führung ist schließlich das 
Entscheidende. Man kann, von allen Verfassungsparagraphen und 
staatsrechtlichen Formen absehend, die Sache auch so formulieren: 
wird die politische Führung und werden die politischen Führer von einer 
starken Öffentlichen Meinung bestimmt und ausgelesen oder von einer 
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in sich selbst ruhenden Obrigkeit? In sich selbst ruhen kann frei- 
lich eine Obrigkeit nur dann, wenn eine starke und tatkräftige öffent- 
liche Meinung nicht vorhanden ist, sondern der Zustand, der einst 
dem unglücklichen Forster den Stoßseufzer entriß: in Deutschland 
gibt es siebentausend Schriftsteller und keine öffentliche Meinung. 

Bei aller Verschiedenheit der staatsrechtlichen Formen und der 
Einzelgestaltung des Verfassungslebens ist es ihr gemeinsamer Grund- 
zug in der ganzen modernen außerdeutschen Staatenwelt, daß sie 
die Beeinflussung der Politik und vor allem die Auslese der politischen 
Führer durch die öffentliche Meinung organisieren wollen. Nur für 
die deutsche politische Struktur ist oder war jedenfalls bisher die 
gerade entgegengesetzte Tendenz charakteristisch, den Einfluß der 
öffentlichen Meinung auf die politische Führung und vor allem auf 
die Auslese der politischen Führer nach Möglichkeit auszuschalten. 
Nichts pflegt die Stellung eines Ministers wirksamer zu befestigen 
als heftige Angriffe gegen ihn in Parlament, Presse und öffentlicher 
Meinung; und wenn die öffentliche Meinung einen Politiker etwa mit 
besonderem Nachdruck als berufenen Führer hervorhebt, so gilt 
das als so verhängnisvoll für seine Ministrabilität, daß man geneigt 
ist darin einen geschickten Kunstgriff seiner Feinde zu erblicken. 
Nur in Deutschland ist es die beste Empfehlung für die staatsmänni- 
sche Laufbahn, sich politisch möglichst wenig hervorgetan zu haben. 
Gewiß liegt es nahe, dies aus dem Mangel einer starken und tatkräf- 
tigen Öffentlichen Meinung in politischen Dingen, der daraus sich 
ergebenden unfruchtbaren Parteienzersplitterung usw. zu erklären; 
wobei freilich die Frage offen bleibt, was Ursache und was Wirkung 
ist, und ob es sich nicht auch hier um eine organische Wechselwirkung 
handelt. Die von keinem Bewußtsein ernster politischer Verantwort- 
lichkeit beherrschte Zerfahrenheit, Unklarheit und doktrinäre Zer- 
splitterung der öffentlichen Meinung macht sie politisch einflußlos ; 
aber ihre politische Einflußlosigkeit läßt das Bewußtsein praktischer 
Verantwortlichkeit nicht aufkommen, und nötigt die Parteien sich 
in unfruchtbarem Dogmenstreit gegenseitig zu paralysieren, da ihnen 
die Verantwortlichkeit der praktischen politischen Macht doch un- 
erreichbar bleibt. Indessen ist es hier ja nicht die Aufgabe, den Ur- 
sachen des tatsächlichen Zustandes nachzugehen; vielmehr nur 
die Tatsache festzustellen, daß ein entscheidender Gegensatz der 
deutschen politischen Struktur nicht etwa bloß zur englischen und 
französischen wirklich besteht, sondern zu der aller Völker und Staaten 
unseres Zivilisationskreises. Mag man diesen Gegensatz als den des 
Obrigkeitsstaats zum Volksstaat oder zum Parlamentarismus oder 
Demokratismus oder wie sonst bezeichnen; mag man meinetwegen sich 
der Stahlschen Terminologie vom Prinzip der Revolution und der 
Majorität gegen Obrigkeit und Autorität bedienen; — Tatsache ist 
jedenfalls, daß ein solcher wesentlicher Gegensatz im wirklichen Staats- 
leben besteht und von der gesamten internationalen öffentlichen 
Meinung als solcher empfunden wird. Und weil dem anderen Typus 
ringsum in der alten und der neuen Welt monarchische und republi- 
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kanische Staaten, germanische, romanische, slavische Völker und deren 
Mischungen angehören, auch Völker, die ethnisch und kulturell dem 
deutschen Volke am nächsten stehen, so ist dieser Typus nicht bloß der 
englisch-französische, sondern der allgemeine Typus moderner poli- 
tischer Entwicklung unseres Zivilisationskreises, dem innerhalb dieses 
Kreises einzig und allein der deutsche Obrigkeitstypus als Sonderart 
gegenübersteht. 

Mit bitterem Grimm und beißendem Spott haben wir bisher seit 
dem Ausbruch des Weltkrieges auf den himmelschreienden Wider- 
spruch hingewiesen, daß die Weststaaten ihren angeblichen Kreuz- 
zug der Demokratie gegen den »preußischen Militarismus« im innigsten 
Bunde mit dem russischen Zarismus führten. Auch Steffen drückt 
begreiflicherweise immer wieder auf diese schwache Stelle, um die 
Deutschfeindlichkeit der internationalen Demokratie ad absurdum zu 
führen. Wir wollten auch den Einwand nicht gelten lassen, daß eben 
der Bund mit den demokratischen Staaten den Zarismus überwinden 
müsse, weiler die Kräfte entbinden werde, die in Rußland unvergleich- 
lich stärker und zielbewußter als in Deutschland auf die politische 
Demokratisierung hinarbeiteten. Und nun? Gewiß wäre es sehr vor- 
eilig, den Beweis für die letztere Behauptung durch den vorläufigen 
Erfolg der russischen Revolution als erbracht anzusehen, wenngleich 
sie dadurch immerhin wirkungsvoll bekräftigt wird. Noch haben wir 
das Ende nicht gesehen. Vielleicht auch mögen sich die freundlichen 
Hofinungen erfüllen, daß durch eine seltsame Ironie der Geschichte ge- 
rade die Demokratisierung Rußlands die Pläne der Entente zuschanden 
mache und endlich den Frieden bringe; vielleicht! Jedenfalls zeigen 
doch diese Ereignisse, wie mächtig die Strömungen sind, die nun 
sogar auch Rußland dem Typus des staatlichen Lebens zudrängen, 
den einzig und allein Deutschland nicht teilt. Wenn möglich, empfinden 
wir es jetzt noch deutlicher und handgreiflicher als bisher schon: mit 
jener unserer Eigenart sind wir allein, mutterseelenallein auf der Erde! 
Noch ist es gar nicht lange her, seit dort drüben mit alles übertönen- 
der Stimmgewalt die Lehre verkündet wurde: die Einrichtungen des 
sfaulen Westens« hätten dem heiligen Mütterchen Rußland nichts 
zu bieten; sie würden im Gegenteil seine höhere, freiere und glück- 
lichere Eigenart in den Sumpf ziehen. Daran erinnern die heute 
bei uns so beliebten Lehren von der spezifisch deutschen Freiheit, 
die durch den senglisch-französischen Typus« des faulen Westens nur 
erniedrigt und entmannt werden würde. Und noch eine andere fatale 
Erinnerung aus unserer eigenen Geschichte taucht dabei auf. In 
dem Zeitalter, da ringsum sich der große Nationalstaat als Typus 
der allgemeinen Entwicklung bildete, war Deutschland in den Jammer 
der Kleinstaaterei versunken. Doch auch diese ward als wertvolle 
Eigenart deutscher Freiheit, steutscher Libertät« von Interessenten 
und — Gelehrten gepriesen. Wie furchtbar hat Deutschland bis auf 
den heutigen Tag an den Folgen dieser eigenartigen Freiheit gelitten, 
die es in Gegensatz zu der allgemeinen Richtung staatlicher Ent- 
wicklung brachte. 
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Und darauf allein kommt es hier an. Bei uns wird die Frage da- 
gegen vielfach als ein Suchen nach dem abstrakten »besten Staate 
behandelt; und es werden dabei die seltsamsten abstrakten Regeln 
und Rezepte zutage gefördert; nicht zuletzt von denen, die sonst den 
Glauben an ein Staatsideal nicht genug verhöhnen können. Auch 
an den wohlfeilen, aber um so selbstsichereren Prophezeiungen von 
dem unaufhaltsamen und endgültigen Niedergange des anderen, 
des feindlichen Typus fehlt es natürlich nicht. Von den Tages- 
leistungen der Kriegspsychose soll gar nicht die Rede sein, auch wenn 
sie von Männern herrühren, die einen guten Namen zu verlieren hatten; 
sie stehen auf einer Stufe mit den feindlichen Wutausbrüchen über 
die »Mentalität der deutschen Barbaren« und mögen mit ihnen gemein- 
sam die friedliche Ruhe des Papierkorbes finden. Aber wie oft ist, seit 
vor etlichen sechzig Jahren Lothar Bucher seine bittere Enttäuschung 
über den Gang der deutschen Bewegung von achtzehnhun- 
dertachtundvierzig in der geistreich galligen Kritik des englischen 
Parlamentarismus entlud, von sehr emsthaften Leuten der unauf- 
haltsame Niedergang einerseits der britischen Macht und anderer- 
seits des parlamentarischen Systems »bewiesen« worden. Ach, wäre 
die Macht Englands in dieser Epoche, statt niederzugehen, nicht 
so unheimlich angewachsen, hätten wir heute leichtere Arbeit. Und 
der Parlamentarismus oder Demokratismus oder Volksstaat oder 
wie man den anderen Typus sonst nennen mag, hat seitdem, allen 
gelehrten Prophezeiungen zum Trotz, einen unahnbaren Siegeszug 
über die Erde gemacht, nur freilich immer um Deutschland herum. 
Wie sollte das französische Volk unter seiner Regierung von Advo- 
katen und Journalisten zur Kriegsuntüchtigkeit degeneriert sein! 
Verfiel doch sogar Bismarck aus seiner preußischen »Mentalität« heraus 
dem Wahne, der republikanische Radikalismus werde Frankreich 
bündnisunfähig machen, seine koloniale Ausdehnung werde es in 
Europa schwächen! Das Gegenteil von alledem hat sich in der fürch- 
terlichen Probe des Weltkrieges als Wahrheit und Wirklichkeit 
herausgestellt; zugleich aber auch die ungeheure Belastung, die für un- 
sere internationale Lage jener Gegensatz unserer Staatsstruktur zu 
dem allgemeinen Typus der politischen Entwicklung bedeutet. 

Selbstverständlich ist es nicht wahr, daß alle sechs Großmächte 
mit ihrem Anhang den Krieg gegen uns führen, um die Welt und uns 
vom Obrigkeitssystem zu befreien und auch uns demokratisch zu be- 
glücken. Solche Ideale als Kriegsziele sind natürlich niemals wahr; 
denn nur für reale Machtinteressen kann ein Staat Krieg führen; 
das gilt auch für die Vereinigten Staaten unter Wilsons Führung. 
Aber deshalb ist es realpolitisch doch keineswegs gleichgültig, welche 
Ideale in Kriegsproklamationen als Ziele ausgerufen oder meinet- 
wegen vorgelogen werden. Man sucht sich dafür den Kampfruf aus, 
der die schwächste und verwundbarste Stelle des Gegners trifft, der 
den stärksten Widerhall bei allen Völkern ringsum zu wecken ver- 
spricht. Und daß in diesem Punkte wenigstens die Rechnung unserer 
Feinde gestimmt hat, läßt sich leider nicht leugnen. Die Hauptsache 
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ist nicht einmal, ob jener Gegensatz unserer Staatsstruktur zu der 
allgemeinen politischen Entwicklung in voller Schärfe wirklich be- 
steht, sondern, daß er allgemein als solcher empfunden wird. Dies 
war aber schon längst vor dem Kriege der Fall; das Bewußtsein dieses 
Gegensatzes hat uns Völker unseres eigenen Blutes, deren Staats- 
wesen jedoch sich der allgemeinen politischen Entwicklung ange- 
schlossen hat, entfremdet und sie stets von uns ferngehalten. Es 
ist also ein Moment, das politisch stärker wirkt als Blutsverwandt- 
schaft. Die schon längst im stillen treibende Kraft hat nun der Welt- 
krieg unter der eifrigen Agitation unserer Feinde überall zu unserem 
Schaden aufs höchste gesteigert. Mit alledem wird die in Steffens 
Darstellung schlechtweg unbegreiflich scheinende und vielfach ge- 
wiß unlogische Stimmung der Demokratie in aller Welt gegen Deutsch- 
land, wenn auch nicht gerechtfertigt, so doch begreiflich. 

Hat sich erwiesen, daß das rein politische Moment die Gemein- 
samkeit der Stammverwandtschaft und Sprache, der Religion und 
Kultur überwiegt, so ist es eine falsche, nämlich eine durchaus un- 
politische Rechnung, daß es seinerseits von dem sozialen Moment 
überkompensiert werden könne. Darauf läuft es aber hinaus, wenn 
man von der Demokratie erwartet, daß sie ihr Augenmerk mehr auf 
die soziale Gesetzgebung als auf die politische Struktur Deutschlands 
lenke. Das meint ja auch Steffen mit der Frage: »Sollte nicht ein 
Sozialist von deutschem Staatsgeiste etwas mehr lernen können als 
von englischem oder französischem ?« Und in all den abstrakten De- 
duktionen aus dem besonderen deutschen Freiheitsbegriff ist schließ- 
lich das soziale Moment das einzige einigermaßen wesenhafte. In- 
dessen lehrt uns wiederum die bittere Erfahrung des Weltkrieges, 
daß jene Erwartung nicht bloß von der politischen Demokratie, 
sondern sogar von der Sozialdemokratie, mit alleiniger Ausnahme 
der deutschen, durchaus enttäuscht wird. Es ist also wieder der- 
selbe Gegensatz, der eben politisch und nur politisch bestimmt ist. 
Der bei uns herrschenden Meinung ist es schlechtweg selbst verständ- 
lich, daß der Proletarier eines sozjalpolitisch arg rückständigen Landes 
unseren sozialen Einrichtungen, die ihm unmittelbar zugute kommen 
müßten, weitaus den Vorzug geben müsse vor der wirklichen oder 
vermeintlichen politischen Freiheit seiner Staatsstruktur, die ihm 
unmittelbar kaum etwas zu bieten scheint. Und doch haben wir allzu 
reichliche Gelegenheit gehabt, uns vom Gegenteil zu überzeugen. 
Achtungsvolle, doch kühle Anerkennung finden wir damit wohl; aber 
nirgends fühlt man für die Heimat der Sozialversicherung jene dank- 
bar warme Zuneigung wie für die der großen Revolution oder des 
Parlamentarismus. Das scheint uns Phrase, Lüge oder heillose 
Verkehrthejit; den anderen allen ist es einfach selbstverständlich. 
Das ist kein Unterschied des Intellekts oder der Ethik, vielmehr 
der einer eingewurzelt unpolitischen zu einer ebenso eingewurzelten 
politischen Anschauungsweise. Die dogmatische Einseitigkeit der 
materjalistischen Geschichtsauffassung mit ihrer Unterschätzung 
der rein politischen Motive charakterisiert Marx und Engels noch 
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stärker als echte Deutsche wie als Sozialdemokraten. Und ihre Gegen- 
füßler aus der vermeintlich goldenen Zeit des deutschen Liberalismus 
haben unbewußt im Geiste der materialistischen Geschichtsauf- 
fassung gehandelt, wenn sie wähnten, daß eine wirtschaftliche Libe- 
ralisierung eine Umschichtung der politischen Machtverhältnisse 
selbsttätig bewirken könne. Sie haben sich ebenso schwer getäuscht 
wie diejenigen, die für Deutschland eine weltwirtschaftliche Ent- 
faltung ohne eigentlich weltpolitische Umgestaltung für möglich hielten. 
In allen Verschiedenheiten immer der gleiche deutsche Charakterzug der 
Unterschätzung und Verkennung des rein politischen Moments. 
Jene Solidarität mit ihrem Staate, die Steffen den Arbeitern 
nachweist, kann wirklich in Fleisch und Blut übergehen, kann zur 
selbstverständlichen Gesinnung werden nur auf Grund staatspoli- 
tischer, nicht lediglich sozialpolitischer Betätigung. Der Weltkrieg 
hat dies Solidaritätsgefühl mit elementarer Wucht erweckt; wie denn 
kein anderes Agens so stark auf das Bewußtsein der Zusammenge- 
hörigkeit wirkt wie das Bewußtsein des Gegensatzes gegen andere. 
Darin liegt ja eben auch die Kraft und Wucht des Koalitionsprin- 
zips und der Organisationen in den sozialpolitischen Kämpfen; hier 
aber schließt das soziale Solidaritätsgefühl Genossen des gleichen 
Volkes, Bürger desselben Staates gegen einander ab. Und es ist ein 
bedenklicher Schwächezustand des Staatslebens, wenn es erst einer 
kriegerischen Bedrohung von außen bedarf, um die sozialen Gegensätze 
durch das stärkere Gefühl staatsbürgerlicher Solidarität zurückzu- 
drängen, statt daß es in normalen Friedenszeiten aus der politischen 
Betätigung im Volksstaate erwächst. So hoch man immer den Wert 
unserer sozialen Gesetzgebung anschlagen mag, höher noch hat sich 
der Wert ihrer Begleiterscheinung bewährt: die Selbsttätigkeit der 
Arbeiterschaft im Ausbau und Wirken ihrer Organisationen. Diese 
Organisationen haben sich so kräftig entwickelt ohne und zum guten 
Teil gegen den Willen der Staatsgewalt in Gesetzgebung, Verwaltung 
und Rechtsprechung und heute ist die Erkenntnis ziemlich allgemein 
geworden, daß hierin die Staatsgewalt falsche Wege gegangen ist. Aber 
so berechtigt die Forderung ist, daß sich diese Beziehungen künftig 
grundsätzlich wandeln, ebenso bedenklich wäre doch der Irrtum, 
daß dies eine innere Umgestaltung des staatspolitischen Lebens 
irgendwie ersetzen könne. Die sozialen Koalitionen und der sie be- 
seelende Solidaritätsgeist wurzeln in sozialen und wirtschaftlichen 
Interessengegensätzen, in der Idee des Klassenkampfes nach der 
Terminologie der reinen Lehre. Man mag hoffen, daß Verbreitung 
und Vertiefung sozialer Einsicht im Fortschritt zu höheren Organi- 
sationsformen die Art des sozialen Klassenkampfes läutern und mil- 
dern wird. Dennoch bleibt es auf dem Boden der wirtschaftlichen 
und sozialen Interessengegensätze seiner Natur nach immer ein 
Klassenkampf; das durch ihn erzeugte und gestärkte Solidaritäts- 
bewußtsein bleibt notwendig ein soziales Klassenbewußtsein. Steht 
ihm kein auf dem Boden staatspolitischer Selbsttätigkeit erwachsenes 
Staatsbürgerbewußtsein kraftvoll gegenüber, so muß jener ar 
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satz das innerpolitische Leben beherrschen und es mit Unfruchtbar- 
keit schlagen. Das ist der Gegensatz der »bürgerlichen Parteien« 
zur Sozialdemokratie. Es ist das ärgste Hemmnis volksstaatlicher 
Entwicklung, deren Voraussetzung die Gemeinsamkeit eines politischen 
Staatsbürgerbewußtseins bildet, innerhalb deren sich die Parteien 
nach staatspolitischen Gesichtspunkten und Zielen im freien Wett- 
kampf um die politische Macht gruppieren. 

Da erkennen wir nun einen fehlerhaften Kreis. Wird das poli- 
tische Leben von den sozialen und wirtschaftlichen Interessen- 
gegensätzen und ihrem Klassenbewußtsein ohne das Gegengewicht 
staatspolitischer Ziele und ihres Staatsbürgerbewußtseins einseitig 
beherrscht, so findet das staatspolitische Einheitsprinzip tatsächlich 
keine andere Zuflucht als bei einer in sich selbst ruhenden Obrigkeit. 
Der Obrigkeitsstaat wird zum notwendigen Uebel, das man durch die 
Fiktion erträglich zu machen sucht, daß die Obrigkeit »über den 
Parteien stehe«s und in einem sozial luftleeren Raume schwebe. 
Erweist sich diese Fiktion in der Wirklichkeit des politischen Lebens 
immer wieder als unhaltbar, so tritt mit logischer Notwendigkeit 
die Entfremdung der Klassen vom Staate ein, die sich von der Obrig- 
keit ausgeschlossen fühlen, bis etwa eine kriegerische Gefährdung 
des Staates von außen die im Frieden allseitig hingenommene Identi- 
fizierung der Obrigkeit mit dem Staate ad absurdum führt. Und 
doch kann wiederum der Obrigkeitsstaat nur unter der Voraussetzung 
entbehrlich und also auch überwunden werden, daß sich auf dem 
Boden staatspolitischer Betätigung im freien Wettkampf um die 
politische Macht ein allgemeines Staatsbürgerbewußtsein entwickelt, 
das ein genügend starkes Gegengewicht zum sozialen Klassenbewußt- 
sein bildet. Nur so kann auch in Alltagszeiten, wenn die Gefährdung 
des staatlichen Daseins nicht gerade offensichtlich ist, der Staat 
alsrespublica aller sozialen Klassen und Gruppen empfunden werden. 
Nur so ist die Möglichkeit einer selbsttätigen Auslese aller geeigneten 
Kräfte der Volksgesamtheit für die wirkliche und verantwortliche politi- 
sche Führung im Wechsel der staatspolitischen Aufgaben gegeben. 
Nur so entsteht eine ständige und lebendige Fühlung der öffentlichen 
Meinung mit den Zielen der inneren wie der auswärtigen Staatspolitik. 
Deshalb kann eine einseitig sozialpolitische Entwicklung niemals 
Ersatz für die staatspolitische bieten; ja sie muß im Gegenteil durch 
ihre Einseitigkeit die letztere hemmen, weil sie ohne staatspolitisches 
Gegengewicht den Obrigkeitsstaat festigt. Darin liegt die ernste 
Gefahr für unsere politische Zukunft, wenn jetzt so vielfach das sozial- 
politische Moment gegenüber dem staatspolitischen gerade für Deutsch- 
land in den Vordergrund gerückt wird. 

Teilweise geschieht dies auch seitens der Richtung, von der 
Steffen zuversichtlich erwartet, daß sie in der deutschen Sozialdemo- 
kratie endgültig die Führung übernehmen werde, worin er allein Mög- 
lichkeiten zu fortschreitender Demokratisierung deutscher Politik 
und zu fortschreitendem politischen Heranreifen der deutschen 
Demokratie sieht. Es ist die früher als Revisionismus bezeichnete Rich- 
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tung; heute kann man nach mancherlei Verschiebungen herüber 
und hinüber etwa von der Mehrheit innerhalb der sozialdemokratischen 
Mehrheit sprechen. Ein Wortführer dieser Richtung, der sich selbst 
durchaus treu geblieben ist, und dem die Begleiterscheinungen des 
Weltkrieges nur den Anlaß boten, mit seinen Anschauungen noch 
rückhaltloser hervorzutreten, ist Wolfgang Heine. Seine Anschau- 
ungen entsprechen in allem Wesentlichen den Forderungen, die 
Steffen an die politische Einsicht einer sozialen Demokratie stellt. 
In der Schrift: »Zu Deutschlands Erneuerung« vereinigt Heine 
eine Auslese von politischen Reden und Artikeln, die er im Verlaufe 
des Krieges in Zeitungen und Zeitschriften veröffentlicht hat, und 
zwar nicht nur in sozialdemokratischen, sondern auch in »bürgerlichen«. 
Auch darin ist er sich treu geblieben; denn er hat dergleichen schon 
gewagt, als es noch für eine tollkühne Ketzerei gelten mußte. Die 
Aufsätze fallen in die zwei Jahre von Ende 1914 bis Ende 1916. An- 
schauungen und Ziele sind im ganzen und im einzelnen mit treuer 
Beharrlichkeit festgehalten; jedoch unverkennbar ändert sich die 
Stimmung in dem Maße, wie die Zeit abläuft, ohne daß irgendeine der 
Voraussetzungen für Deutschlands Erneuerung sich aus Hoffnung und 
Wunsch, aus Forderung und Versprechung in Wirklichkeit wandelt. 
Heine folgt gern der Neigung zu optimistischer Bejahung; und aus den 
ersten Aufsätzen spricht noch die frohe Zuversicht, daß die gewaltigen 
Erlebnisse mit elementarer Kraft den stumpfen Widerstand besiegen 
müssen, der sich Deutschlands Erneuerung entgegensetzt. Aber von 
Monat zu Monat wird die Zuversicht schwächer, der Zweifel stärker, 
die Stimmung düsterer. Im Anfange sieht er böse Vorurteile und 
Ausschließungen als im wesentlichen schon überwunden an. » Jetzt 
oder nie müssen wir den Nutzen daraus ziehen. So lange das ganze 
deutsche Volk noch im Feuer ist, so lange das Eisen noch heiß ist, 
müssen wir es schmieden« — so heißt es im Februar 1915. Doch 
schon im Dezember desselben Jahres bemerkt er im Heere wie hinter 
der Front das Wiederaufleben des alten Jammers, den »Geist des 
Nichtlernenwollens«. Und je näher dem Ende der Sammlung, desto 
weniger kann sein Streben, die Zuversicht trotz alledem festzuhalten, 
die sorgenvolle Frage zurückdrängen: wenn die Hoffnungen dieser 
ungeheuren Zeit wieder in die große Enttäuschung münden, was 
dann? 

Von allen Vorwürfen, die Steffen gegen den verantwortungslosen 
Phrasendoktrinarismus und die niemals ernstlich zu Ende gedachte 
Revohızerei der Demokratie und insonderheit der Sozialdemokratie 
erhebt, trifft kein einziger die Anschauung Heines. Im Gegenteil 
übt er an alledem eine ebenso scharfe Kritik wie jener; über Natio- 
nalität und Internationalität, über die Solidarität der Arbeiter mit 
ihrem Staate vertritt er gegen den Marxismus die gleiche Ueberzeu- 
gung wie Steffen. Gleich ihm betont Heine den gehässigen Wider- 
spruch: » Jedes Volk verlangte für sich die Anerkennung seiner na- 
tionalen Persönlichkeit und Kraft; nur bei uns Deutschen hat 


man sich gewundert, als wir dasselbe für uns forderten.« Wohl ge- 
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hört Heine zu den Sozialdemokraten, die solche Ansichten am ent- 
schiedensten und rückhaltlosesten verfechten; aber in der Anfangszeit 
des Krieges überwogen sie doch in der ganzen Partei so, daß der Wider- 
spruch dagegen von geringer Bedeutung war. Wenn nun seitdem die 
beginnende Enttäuschung eine zunehmende Abbröckelung herbei- 
führt, wenn sogar die eifrigste Neigung zu bejahender Zuversicht den 
nagenden Zweifel kaum mehr zu verhüllen weiß, so liegt darin doch 
wohl ein weiterer Beweis dafür, daß die von Steffen wie von Heine 
bekämpften demokratischen Fehler und Schwächen jedenfalls nicht 
der alleinige Grund jenes beklagten und für Deutschland so schädlichen 
Zustandes sein können; daß sie vielmehr nur die eine Seite der 
Erscheinung darstellen, von der es noch dahinsteht, ob sie Ursache 
oder Wirkung ist. 

Die Ziele, die Heine zur Erneuerung Deutschlands als notwendig 
erkennt, sucht er keineswegs nur auf sozialpolitischem Gebiet, viel- 
mehr auch auf staatspolitischem. Indessen nehmen doch auch bei 
ihm nur die ersteren einigermaßen greifbare Gestalt an, während die 
anderen im Halbdunkel ganz allgemeiner Andeutungen bleiben. 
Daraus ist ihm kein Vorwurf zu machen, da er nach Lage der Dinge 
kaum anders handeln kann. Gerade als sehr gemäßigter Sozialist 
muß er für die Wirkung seiner Worte um so mehr Wert darauf legen, 
durchaus als Sozialist zu sprechen; und das kann er gegenwärtig nur, 
indem er sich mit seinen genauer präzisierten Forderungen auf dem 
Boden der Sozialpolitik hält. Gewiß sind diese sozialpolitischen For- 
derungen, deren Kernstück die Sicherung und Ausgestaltung des 
Koalitionsrechts bildet, -von der Art, daß die sozial Einsichtigen 
auch außerhalb der Arbeiterklasse sich ihnen nicht verschließen soll- 
ten. Aber wie das Koalitionsrecht seine besondere Bedeutung als 
— berechtigtes und notwendiges — Kampfmittel der sozialen und 
wirtschaftlichen Interessengegensätze hat, so stehen alle diese Dinge 
im Zeichen des sozialen Klassenkampfes, in Zukunft hoffentlich eines 
gemilderten und geläuterten Klassenkampfes, der aber auch als sol- 
cher das politische Parteileben in den alten ausgefahrenen Geleisen 
festhalten muß, so lange ihn nicht ein Gegengewicht in der Gemein- 
samkeit staatspolitischer Ziele und praktischer staatspolitischer Arbeit 
überkompensiert. Allerdings befürwortet Heine lebhaft eine Zu- 
sammenarbeit der Sozialdemokratie mit anderen Parteien für die ihnen 
zunächst gemeinsamen politischen Ziele. Wenn er dabei die führende 
Rolle der Sozialdemokratie zuteilt, so ist auch dies unter mancherlei 
Gesichtspunkten ganz begreiflich. Aber aus denselben Gründen, 
die es begreiflich machen, ergibt sich die Unwahrscheinlichkeit, auf 
diesem Wege zur Ueberwindung des Grundübels, des Gegensatzes 
von Sozialdemokratie und »bürgerlichen« Parteien zu gelangen. Dieser 
Gegensatz projiziert den natürlichen sozialpolitischen Klassengegen- 
satz auf das staatspolitische Gebiet, wo er der Natur der staatspoli- 
tischen Aufgaben zuwiderläuft und daher zu Lähmung und Unfrucht- 
barkeit führt. Heine fordert für die politischen Kämpfe in der Nation 
seinen gedanklichen Boden, auf dem sie nicht zur Lähmung und Zer- 
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störung, sondern zur Erzeugung neuer Kräfte dienen können« Dieser 
gemeinsame Boden kann eben nur ein staatspolitischer sein, auf dem 
sich die Parteien nach ihrer staatspolitischen Willensverschiedenheit 
scheiden. Solche Gestaltung ergibt sich jedoch nicht aus der Gegen- 
überstellung dogmatischer Parteiprogramme, die vielmehr wie alle 
Theoreme die Tendenz zur Spaltung bis auf den tiefsten Grund haben, 
sondern nur aus der Notwendigkeit, die Verantwortung für die prak- 
tische Lösung der unmittelbar drängenden staatspolitischen Aufgaben 
selbst zu übernehmen. Das heißt aber: solche Gestaltung setzt einen 
Zustand voraus, für dessen Herbeiführung sie selbst wieder die Vor- 
aussetzung ist. Es ist immer wieder der fehlerhafte Kreis. 
»Klassenkämpfe gibt es in jedem Staate der heutigen kapitali- 
stischen Gesellschaft«, sagt Heine: »swarum aber sind nirgends . . . 
diese Kämpfe gegen die Arbeiterschaft so gehässig geführt worden 
wie im Deutschen Reiche? Denn nirgends ist das Koalitionsrecht, 
das Vereins- und Versammlungsrecht so bedrängt und bedroht worden 
als bei uns. Ja, woher kommt das?« Die Ursache sieht Heine in: 
dem bis zum Kriege herrschenden Dogma von der Staatsfeindlichkeit 
der Sozialdemokratie, die in der Stunde der Gefahr das Vaterland 
im Stich lassen würde. »Dahinter steckte viel bewußter Schwindel, 
aber auch mancher gutgläubige Irrtum.« Dieser Irrtum sei hervorgeru- 
fen und genährt worden durch die verantwortungslose Phrasenpolitik 
der reinen Klassenkampfdoktrin, die mit »diesem« Staate nichts ge- 
mein zu haben wähnte. Gewiß; aber sie war doch wiederum die 
Reflexwirkung einer politischen Struktur, in der die sozialen Klassen- 
gegensätze keinerlei Gegengewicht durch die Gemeinsamkeit staats- 
politischer Wirksamkeit fanden. An anderer Stelle weist Heine treffend 
darauf hin, wie der verhüllte oder unverhüllte Absolutismus des 
Bureaukratenstaates durch den Gegensatz von ZRegierenden und 
Regierten, von herrschenden Klassen und beherrschter Masse die 
Nation auseinanderreißt. »Das demokratische Staatsideal kennt einen 
solchen Bruch nicht, sondern hat die Einheit des Staatsgefühls des 
ganzen Volkes zur Voraussetzung. Daß der von der Staatsgewalt 
verfolgte und unterdrückte, von der Mitwirkung am Staatsleben aus- 
geschlossene Arbeiter diesem Staat feindlich gegenüberstehen muß, 
ist selbstverständlich;; es ist ein Anzeichen, daß die alte Staatsform 
sich überlebt hatte.« Wenn er jedoch fortfährt: »Aber dieser alten 
Staatsform gilt die Feindschaft, und nicht der Staatsidee als 
solcher, die erst zur Erfüllung zu bringen vielmehr die eigentliche 
Aufgabe der Sozialdemokratie ist« — so stellt er mit den letzten Wor- 
ten auch das staatspolitische Leben wiederum in den Bann des Gegen- 
satzes von Sozialdemokratie und »bürgerlichen« Parteien und damit 
in die Atmosphäre des sozialen Klassenkampfes. Und doch läge es 
in der Natur jener durchaus staatspolitischen Bestrebungen, daß 
sich Anhänger und Gegner des Zieles und der zu seiner praktischen 
Durchführung erforderlichen Maßnahmen eben nach diesen staats- 
politischen Gesichtspunkten gruppieren auf der Grundlage "eines 
gemeinsamen staatsbürgerlichen Bewußtseins, das auch den Arbeiter 
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einschließt und ein Gegengewicht seines sozialen Gegensatzes zum 
Kapitalisten bildet. Andernfalls gibt es auf staatpolitischem Boden 
in der Tat keinen anderen Integrationspunkt als die, vermeintlich 
sozialneutrale, bureaukratische Obrigkeit, die sich naturgemäß mit 
dem Staate identifizieren und die ihr staatsfeindlich erscheinenden Ele- 
mente vom Staate ausschließen muß. Das ist aber eben die Ver- 
ewigung jenes Zustandes, der in dem gelobten Lande der Sozial- 
politik die sozialen Klassenkämpfe gehässiger erscheinen ließ als in 
sozialpolitisch rückständigeren, aber staatspolitisch demokratisierten 
Staaten. Deshalb machen alle die schönen Argumente, die unsere 
sozialpolitisch bestimmte »deutsche Freiheit« den unsozialen politi- 
schen Demokratien als überlegen entgegenstellen, in der übrigen Welt 
so gar keinen Eindruck, weder bei Kapitalisten noch bei Arbeitern. 

Wie unvermeidlich nach Lage der Dinge und der Parteiverhält- 
nisse bei uns der staatspolitische Integrationspunkt in die regierende 
Obrigkeit fallen muß, dafür ist es bezeichnend, daß Heine die »Taten 
der Einheit« zu Deutschlands Erneuerung schließlich vom Reichs- 
kanzler erwartet oder, wenn nicht mehr erwartet, doch noch fordert. 
Er sieht keine andere Möglichkeit bewegender politischer Kraftaus- 
lösung in Deutschland; — und ich wüßte keinen, der sie sieht. Auf 
eine Programmvereinigung politischer Parteien setzt er keine Hoffnun- 
gen; und wie könnte er das, da er selbst keinen Ausweg aus der Sack- 
gasse des Gegensatzes von Sozialdemokratie und »bürgerlichen« 
Parteien findet. »Wer so von der ernsten Notwendigkeit durchdrungen 
ist, den Bau des Reiches neu zu gestalten, wie der Kanzler es ausspricht, 
der darf nicht warten, was andere ihm vorschlagen werden, und welche 
Kräfte man ihm zur Verfügung stellt; sondern es ist seine Aufgabe, 
voranzugehen, dem Volke Ziel und Weg zu zeigen und sich die Kräfte, 
die er dazu braucht, zu schaffen.« Also Ueberwindung des Obrigkeits- 
systems von Obrigkeits und Amts wegen; das ist wirklich die Art, wie 
Reformen in Deutschland, wenn überhaupt, zustande zu kommen 
pflegten. Auch hat Heine darin Recht, daß es weniger auf die Pro- 
gramme ankommt als auf die Personen und auf die Möglichkeit, ihre 
Tüchtigkeit im Interesse des Ganzen in die Bahnen zu lenken, wo sie 
wirken kann. »Gewiß werden neue Männer für die neuen Bahnen da 
sein; aber die Zügel befinden sich noch in den Händen der alten. 
Seit Jahrzehnten müssen die politischen Führer des deutschen Volkes 
ihre Kraft in Reden erschöpfen, in denen alles sich selbstverständlich 
viel ganzer und voller ausnimmt, als in den unvermeidlichen Uneben- 
heiten der Ausführung, und in denen es um: so kühner und schöner 
klingt, je mehr jeder nur zur Befriedigung für sich und seine Partei- 
gänger redet und nicht an die anderen zu denken braucht, auf die 
. er bei praktischer Zusammenarbeit Rücksicht nehmen müßte. Es 
ist ganz begreiflich und nicht als Vorwurf für die Einzelnen aufzu- 
fassen, wenn aus solcher Generation kein lebendiges Handeln wachsen 
will.« Das ist nur allzu wahr ; nur daß es sich nicht um eine, sondern ach 
um viele Generationen handelt. »Um das deutsche Volk nicht zu 
trennen, sondern um es zu einigen für die ungeheure Aufgabe der 
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Abwehr des Feindes und die Stärkung nationalen Bewußtseins, müßte 
der Kanzler schon jetzt mit starker Hand eine neue schöpferische 
innere Politik in Angriff nehmen und die Männer und die Kräfte 
dafür suchen, wo er sie findet.« Aber es ist über die Maßen schwer, 
solche Männer und Kräfte zu suchen und zu finden aus einem politi- 
schen Getriebe, das sich immerdar in verantwortungslosem Reden 
erschöpft hat, und das deshalb gerade staatsmännische Kräfte weder 
anziehen noch emporheben konnte. Es hat mit Notwendigkeit durch- 
aus antiselektorisch gewirkt im Gegensatz zu der praktisch wichtig- 
sten Funktion volksstaatlichen Lebens: der selbsttätigen Auslese 
politischer Talente für die Verantwortlichkeit staatlicher Macht. 
Dazu muß aber diese Macht und ihre Verantwortlichkeit wirklich 
der Kampfpreis für Parteien sein, die sich eben deshalb wesentlich 
nach staatspolitischen Gesichtspunkten gruppieren. Die damit ge- 
gebene Möglichkeit des staatspolitischen Aufsteigens auch ihrer 
politischen Talente zur Macht gibt der Masse erst das lebendige Ge- 
fühl ihrer wahrhaften Solidarität mit ihrem Staate über die sozialen 
Gegensätze hinaus. In dieser Hinsicht wirkt eine Laufbahn wie die 
Lloyd Georges und viele ähnliche ganz anders suggestiv auf die all- 
gemeine Stimmung als die trefflichste Sozialversicherung. 

Wie man bei uns die eigentliche Stärke des anderen, des all- 
gemeinen modernen Staatstypus vielfach gründlich verkennt, so ver- 
kennen die Gegner völlig die eigentliche Natur unseres politischen 
Andersseins. Die Vorstellung, daß das große und hochentwickelte 
deutsche Volk von irgend einer kleinen Kaste politisch unterdrückt 
werde, ist ebenso grobschlächtig wie widersinnig. Woher sollte einem 
solchen Volke gegenüber unter heutigen Verhältnissen einer Kaste die 
Macht zur Unterdrückung kommen? Unterdrückungs- und Aus- 
schließungstendenzen sind Folgeerscheinungen, aber nicht Ursache 
eines Obrigkeitssystems. Dies selbst ist eine immanente Notwendig- 
keit überall da, wo sich andere regierungsfähige Potenzen mit dem 
Willen zur verantwortlichen staatspolitischen Macht aus dem Volke 

heraus nicht entwickelt haben. Unser Obrigkeitssystem ist alsonicht die 
“ Ursache, sondern die Wirkung des staatspolitischen Andersseins unse- 
res Volkes, wenngleich es in Wechselwirkung dieses Anderssein ver- 
stärkt und erhält. 

Steffen zitiert eine bemerkenswerte Aeußerung des Cambridger 
Historikers J. Holland Rose aus dessen Vorlesungen von 1914: »The 
Origins of the War.« Rose meint von dem Mißglücken der deutschen 
Einheitsbewegung von 1848: »Daß der demokratische Imperialismus 
in diesem Lance erfolglos blieb, das ist eines der größten Unglücke des 
neunzehnten Jahrhunderts. Denn die damals beabsichtigte Föde- 
ration hätte sowohl die Forderung der nationalen Einheit wie auch die 
der Volkssouveränität befriedigt. Außerdem hätte das deutsche Volk, 
nachdem es so eine passende politische Organisation erhalten, auf einen 
Anteil an den überseeischen Gebieten, die damals leicht zu erlangen 
waren, Beschlag legen können. In solchem Falle wäre wohl das briti- 
sche Imperium nicht ganz so groß geworden, wie es jetzt ist, aber wir 
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hätten wahrscheinlich auch nicht den gegenwärtigen Weltkrieg zu 
erleben brauchen .. . .e Man wird den Wert solcher Konjekturen 
nicht allzu hoch schätzen; immerhin wird hier ein bedeutungsvolles ent- 
wicklungsgeschichtliches Moment an einem Einzelpunkt berührt, 
das viel weitere Geltung hat. Die staatspolitische Gestaltung ist 
in Deutschland nicht bloß hinter der allgemeinen Entwicklung des 
Auslandes, vielmehr auch hinter seiner eigenen sozialen Entwicklung 
zurückgeblieben. In der Zeit der Bildung der großen Einheitsstaaten 
entfaltete sich die besondere deutsche Freiheit in der Kleinstaaterei. 
Hier fehlte der Nährboden zur Entwicklung eines kräftigen Bürger- 
tums, wie es sich in den Einheitsstaaten auch unter absolutistischer 
Hülle bildete. Dann streifte es diese Hülle ab und übernahm die staats- 
politische Führung zu einer Zeit, da es in Deutschland noch allzu 
schwach war und nur mühsam unter absolutistischer Führung aus 
der Kleinstaaterei herausstrebte. Als dieses Ziel einigermaßen er- 
reicht wurde, waren die großen Einheitsstaaten schon zur aktiven 
Weltpolitik übergegangen und vollendeten ihre weltpolitische Aus- 
breitung, während Deutschland noch in den Anfängen großstaatlicher 
Gestaltung stand. Zugleich fand dort der soziale Aufstieg der Ar- 
beiterklassen die voll entfaltete staatspolitische Gestaltung des Bür- 
gertums vor, in die er sich, ausdehnend und umgestaltend, doch im- 
merhin einfügte. In Deutschland jedoch überholte in rascher wirt- 
schaftlicher Entwicklung die soziale Differenzierung weitaus den 
staatspolitischen Aufstieg des Bürgertums, der infolgedessen nach 
Weise der anderen Staaten kaum mehr möglich scheint. Und doch 
ist die Notwendigkeit, durch eine staatspolitische innere Erneuerung 
aus der völligen weltpolitischen Isolierung herauszukommen, in 
den Erlebnissen des Weltkrieges auch der widerwilligen Einsicht 
nähergerückt. Ist aber das Notwendige auch möglich ? 
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ı. Enzyklopädien, Sammelwerke, Lehrbücher. 


2. Sozial- und Rechtsphilosophie. 


Bauch, Prof. Bruno, Der Begriff der Nation, ein 
Kapitel zur Geschichtsphilosophie. Berlin 1916, 
Reuther u. Reichard. M. —.8o. 

Der bekannte Jenenser Philosoph bietet in seinem schönen Vor- 
trage eine feinsinnige, an der Gedankenwelt Kants und Fichtes orien- 
tierte Untersuchung des Nationalitätsbegriffes. Seine beiden Bestand- 
teile, die »Naturgegebenheit«und die »Kulturgegebenheit« werden analy- 
siert ; erstere liegt in der Blutsverwandtschaft und im Boden, letztere in 
Kultur und Geschichte. Zwischen diesen beiden Bestandteilen besteht 
eine enge Beziehung, aber keine Identität. Der Staat ist nicht die 
Nation, aber ihre Lebensbedingung; ohne ihn könne die geschichtlich- 
völkische Einheit nicht existieren. (Der Verfasser hat hier den ein- 
heitlichen Nationalstaat im Auge; auf den sogenannten Nationalitäten- 
staat paßt seine These nicht.) Treffend wird der dynamische Charakter 
der Nation hervorgehoben: »Von der Natur befähigt, durch die 
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eschichtliche Gewordenheit zu künftigen Zielen und Aufgaben 
Berufen. geht die Nation ihren Gang durch die Geschichte, ihre kultür- 
liche Einheit sich stets erarbeitend.« Daraus leitet der Verfasser 
zwei »Forderungen« ab: Es muß die Kraft und Fähigkeit der Nation 
mit den ihr zu steckenden Zielen in Einklang gesetzt werden; es muß 
auch die Reinheit und Selbständigkeit des nationalen Charakters 
möglichst gewahrt werden. Mit diesem Postulate der Wahrung des 
Volkstums, wie der spezifisch nationalen Werte sei jedoch keinesfalls 
eine Isolation der Völker gegeben; der kräftigste Patriot wird, wie 
Fichte einmal gesagt hat, auch immer der regsamste \Veltbürger 
sein. » Je stärker eine Nation in ihrem eigenen nationalen Kulturkreise 
wirkt, um so tiefer wird sie ungewollt und ungekünstelt und schließlich 
auch ohne alle kosmopolitische Verschwommenheit auf die ganze 
Kulturarbeit der Menschheit wirken.« (Menzel.) 


Mendelssohn Bartholdy, Albrecht, Professor der 
Rechte in Würzburg, Bürgertugenden in Krieg und 
Frieden. Tübingen 1917, J. C. B. Mohr. 100 S. M. 1.80. 

Dieses seltsame, doch schöne Buch, mehr bekennerisch zum 
Gemüt als beweisend zum Verstande sprechend, in einer persönlichen 
und ergriffenen, mit auserlesenen Zitaten aus entlegenen Quellen gern 
sich schmückenden Redeweise gehalten, gesellt sich den glücklicher- 
weise allmählich sich wieder hervorwagenden Zurückweisungen der 
politischen Machtmoral Treitschkes und seiner Gefolgschaft, findet 
den sittlichen Sinn des Krieges darin, daß er durch den Frieden ver- 
borgene Schwächen unserer Gemeinschaftsethik vor allen Augen 
offen legt, und unternimmt es, die Tugendlehre des Bürgers — nicht 
sowohl ganz allgemein des Staatsbürgers als speziell der bürgerlichen 

Bevölkerungsklasse — den Herzen seiner Leser einzuprägen. In 

einer religiösen und am Vorbilde des Mittelalters ausgerichteten 

Gesinnung, wie sie sich jetzt aller Orten in auffälliger Aehnlichkeit 

zu zeigen scheint, stellen diese Laienpredigten der Erdenflüchtigkeit 

des Mönchs, der Herrenmoral des Ritters, dem Eigensinn der Bauern 
und der neuernden Unstetheit des Arbeiters als die vier Grundtugenden 
des Bürgerstandes Heimatliebe, Rechtlichkeit, Gemeinsinn und 

Beständigkeit gegenüber und finden in diesem Rahmen u. a. ein- 

dringliche Worte gegen den Imperialismus, gegen die völkerrechtliche 

Lehre und Praxis von der Vergeltung Unrechts mit Unrecht, gegen 

die vielfältigen Nachfolger des biblischen Paares Ananias und Sap- 

poa in diesen Tagen der Ernährungsschwierigkeit. Aber ein Referat 
ann bestenfalls nur die Lust zur Lesung dieses Bekenntnisses er- 
wecken, dessen Eindruck an die Kraft seiner Form und die Wärme 

seiner Gesinnung unlöslich gebunden ist. (G. R.) 


Peretiatkowicz, Dr. A. v, Die Rechisphilosophie 
des J. J. Rousseau. Wien 1916, Alfred Hölder. 40 S. 
(Separat-Abdruck aus Grünhuts Zeitschrift XLII. Band.) 

ie vorliegende Schrift ist ein Auszug aus der in polnischer 

Sprache erschienenen Habilitationsschrift und bietet auch als Auszug 

einen wohl gelungenen Ueberblick über die Rousseausche rechts- 

hilosophische Gedankenwelt. Diese hat zwar in den umfangreicheren 
Nerken von Höffding, Liepmann und Haymann in der neueren deut- 
schen rechtsphilosophischen Literatur eine umfassende Durchleuch- 
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tung bereits erfahren, daneben aber behauptet dieser kurze Abriß 
seinen selbständigen Platz. Ausgehend von der nicht immer beachteten 
Erkenntnis, daß der Wert der Rousseauschen Philosophie weniger 
auf der Geschlossenheit des Systems als vielmehr auf dem Reichtum 
an Ideen beruht, arbeitet Peretiatkowicz den Rousseauschen Natur- 
begriff, die Lehre vom Gesellschaftsvertrag, ihre Einwirkung auf die 
weitere Entwicklung dieser Idee, den Inhalt des Gesellschaftsver- 
trages, die Lehre von dem Gemeinwillen und der Volkssouveränität 
in flüssigem und klarem Stile heraus. Bei der folgenden Darlegung 
der Voraussetzungen des Rousseauschen Systems stellt Peretiatkowicz 
zwar den Bürger von Genf, den Nichtjuristen dem theoretischen 
Politiker, dem sozialen Reformator gegenüber und gewinnt so bis 
zu einem gewissen Grade berechtigte und auch fruchtbare Ansätze 
einer Kritik. Diesæ läuft auf den Nachweis eines inneren Dualismus 
des Rousseauschen Systems hinaus, in welchem empirische und 
überempirische Gesichtspunkte vermengt erscheinen ohne Unter- 
scheidung dieser zwei trachtungsweisen. Allein Peretiatkowicz 
vermeidet es, diese Art von Weltbetrachtung als Naturrecht anzu- 
sprechen, obwohl nur durch eine klare und scharfe Erfassung der 
naturrechtlichen Elemente jener Dualismus der Rousseauschen 
Rechtsphilosophie zu überwinden ist. (F. A. Müller-Eisert.) 


Wendland Johannes, Handbuch der Sozialethik, 
Die Kultiurprobleme des Christentums. Tübingen, 
J. C. B. Mohr. 1916. XI. 355 S. ; 

Das Handbuch von Wendland ist für Studierende und Pfarrer 
der protestantischen Kirchen in erster Linie bestimmt, deren Ethik 
bisher den Problemen der modernen sozialen Lage sehr hilflos gegen- 
über gestanden hat. Entweder wiederholte man die patriarchalische 
Gesellschafts-Ethik der Reformatoren oder man bewegte sich in den 
höchst spiritualistischen Humanitätskonstruktionen des Schleier- 
macher-Hegelschen Zeitalters, das sein Wesen gerade in der Abwesen- 
heit des modernen soziologischen Realismus und in der ungehinderten 
Geistigkeit einer nicht allzubreiten, damals modernen Bildungs- 
schicht hatte. In den letzten Jahrzehnten hat der christliche Sozialis- 
mus und die Auseinandersetzung mit den Sozialdemokraten aller- 
dings zu zahlreichen Erörterungen dieser Themata geführt, aber bei 
der Abneigung der kirchlichen Behörden gegen diese Studien und bei 
der Neigung der Geistlichen zu wesentlich homiletischer Behandlung 
ist nicht viel Solides herausgekommen. Die »Freunde der Dorfkirche« 
haben die Landfrage behandelt und dabei das verhältnismäßig Beste 
geleistet. Die Proletarier- und Großstadtfrage ist von einigen mit 
kundigen und hellen Augen betrachtet worden, aber das sind Aus- 
nahmen geblieben. Die Hauptsache ist, daß der. offizielle theologische 
Unterricht und die Arbeit der ethischen Systematiker diese Themata 
nicht zentral berücksichtigt, weder in der Konstruktion der ethischen 
Ideen selbst noch in der Analyse der tatsächlichen sozialen Wirklichkeit. 
Es fehlten ja auch Beziehungen zu so stark interessierten Kreisen, 
wie es die — überwiegend katholischen — christlichen Gewerkschaften 
im Verhältnis zur katholischen Theologie sind. Den Hintze und 
Pieper hat der Protestantismus nichts an die Seite zu stellen, obwohl 
etwas derartiges sehr nötig wäre und auch der Behandlung und Ge- 
staltung des sozialen Problems wichtige und wertvolle Kräfte zu- 
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führen würde. Auch im englischen Protestantismus liegen die Dinge 
viel günstiger, wo ein Cunningham eine kirchliche Pfründe besitzt, 
in der er sich zum ersten Wirtschaftshistoriker Englands ausbilden 
konnte und von wo aus er verschiedentlich mit seinen enormen Kennt- 
nissen in die Tagesfragen wertvoll eingegriffen hat; wie stark sich 
die Geistlichkeit au h sonst dort an sozialer Arbeit und Theorie be- 
teiligt, ist ja bekannt. 

Ein Anfang zur Besserung der Verhältnsse bei uns, die nicht 
bloß im Interesse der protestantischen Kirchen, sondern auch im 
Interesse der allgemeinen Arbeit an diesen Dingen liegt, ist die Schaf- 
fung von Handbüchern, die die ethischen Probleme der modernen 
sozialen Lage besonders herausheben, zunächst einmal die ganz neue 
Situation klar machen und dadurch die Voraussetzung für eine ent- 
sprechend ethische Begriffsbildung und Normierung schaffen. Ich 
würde solche Handbücher allerdings nicht Handbücher der »Sozial- 
ethik« nennen, da in der allgemeinen Terminologie die Sozialethik das 
Korrclat der Individualethik ist und mit dieser im engsten Zusammen- 
hang das ganze große Gebiet der Gemeinschaftsbeziehungen überhaupt 
— und zwar, wie es der christlichen Idee zunächst und vor allem ent- 
spricht, die ganz persönlichen und universalen Gemeinschaftsbeziehun- 
gen — behandelt. In Wahrheit handelt es sich bei den modernen sog. 
sozialen Fragen doch nur um einen engeren und sehr konkreten Aus- 
schnitt aus diesem allgemeinen Thema, um die Stellungnahme zu 
den von der modernen Entwicklung besonders betonten neuen Gestal- 
tungen des Sexual- und . Familienlebens, der Wirtschaft und der 
Klassenbildung, schließlich des Staates und der modernen inneren 
Verfassungs und äußeren Machtpolitik. An diesen Dingen haftet durch 
einen etwas zufälligen und eigensinnigen Wortgebrauch das Wort 
»sozial« nun einmal in besonders enger Weise, vor allem an der zwei- 
ten Problemgruppe, weil diese heute das spezifische soziale Problem, 
die eigentliche Gefährdung und Umbildung der modernen Gesellschaft, 
ist. Das Gebiet des Sozialen, vor allem im christlichen Sinne, 
reicht natürlich viel weiter und tiefer ; aber auch rein soziologisch 
genommen hat es an sich einen erheblich größeren Umfang. Daher 
habe ich in meinem großen Buche auch nicht von »Sozialethik«, 
sondern »Soziallehren« gesprochen, womit eben die Theorien und 
Stellungnahmen zu den sich praktisch besonders stark herausheben- 
den drei genannten Gruppen gemeint sind. 

Mit dem neuen Handbuch von Wendland liegt ein solcher Ver- 
such vor, die Probleme nicht, wie ich es getan, bloß historisch in 
ihren verschiedenen Lösungen darzustellen, sondern auf Grund dieser 
historischen Einsichten eine Gegenwartslösung zu unternehmen. 
Erst durch die historische Klarlegung ist ein solches Unternehmen 
möglich geworden, aber es stellt natürlich ganz neue und äußerst 
schwierige Aufgaben. Das ist der Unterschied dieses Buches von 
dem verworrenen Werk des von Nathusius, daßes eine geklärte Unter- 
lage historischer Erkenntnis voraussetzen kann. Auf dieser Unter- 
lage galt es nun den tatsächlichen soziologischen Bestand der Gegen- 
wart scharf zu charakterisieren und zu umreißen, dann die grund- 
sätzliche Stellungnahme der christlichen Idee zu allen derartigen 
innerweltlichen Kulturproblemen aus dieser selbst zu entwickeln, 
und schließlich von dieser Grundsätzlichkeit aus zu den Tatsachen 
eine praktisch normierende Stellung zu nehmen. 
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Die erste Aufgabe hat der Verfasser nach bestem Wissen gelöst. 
Leider ist dabei die Darstellung des Sexualproblems und der Familie 
sehr dürftig ausgefallen. Hier fehlen merkwürdigerweise alle eigent- 
lich soziologischen Probleme und Schwierigkeiten, die Bevölkerungs- 
lehre, die Frauenbewegung, die Abhängigkeit der Eheschließung 
von der realen Lebensbewegung, die nicht-ehelichen Bewältigungen 
des Sexualproblems und die daraus entspringenden überaus schwie- 
rigen Fragen. Hier ist er im Homiletischen hängen geblieben. Sehr 
viel vollständiger ist dann die Darstellung der Wirtschafts- und Klassen- 
bildungsprobleme und der staatlichen Probleme, obwohl man auch 
hier manches vermissen kann. Die Arbeit ist wohl etwas zu rasch 
abgeschlossen worden. Immerhin ist für die Unterweisung von Studen- 
ten und Pfarrern damit schon manches gewonnen, die Sprache leicht 
verständlich und gewandt, das Bild zwar unvollständig, aber nicht 
falsch gezeichnet. Damit ist ein guter Anfang gemacht, dem man 
einen immer feineren Ausbau wünschen darf. 

Noch wichtiger ist dem Verfasser und erst recht für den Leser 
dieser Zeitschrift der zweite Punkt. Er wächst sich ja ganz von selbst 
zu der Frage nach dem Verhältnis der christlich-religiösen Idee zu 
der innerweltlichen Kultur überhaupt aus, weshalb der Verfasser 
dem Buche den Untertitel »sdie Kulturprobleme des Christentums« 
gegeben hat; von hier aus ist es auch zu erklären, wenn auch nicht 
zu rechtfertigen, daß er in zwei Kapiteln auch Wissenschaft und 
Kunst in sein Buch aufgenommen hat, die mit der »Sozialethik« und 
vollends mit den »Soziallehren« nichts oder nur ganz indirekt zu tun 
haben. Wendland betont nun hier aufs stärkste den utopisch-aske- 
tischen Charakter des Christentums, das von Hause aus auf ein Gottes- 
reich abzielt, das jenseits der gegenwärtigen irdischen Verhältnisse 
liegt und gerade deren Motive und Kräfte verneint, um sie durch 
andere zu ersetzen und aus diesen anderen ein Reich der in Gott 
verbundenen gottgeeinigten Seelen aufzurichten. Insofern ist das 
Christentum eine der großen A der Menschheit, keine politische 
oder wirtschaftliche oder philosophisch-spiritualistische, sondern 
eben eine religiöse Utopie, die auf einen grundsätzlich anderen Stand 
der Dinge ausgeht, indem sie die irdischen Selbstsuchtsmotive durch 
religiöse Motive der Gottes- und Menschenliebe ersetzt, die eben 
deshalb aber auch weiß, daß es das Reich einer überirdischen oder 
gar außerirdischen Zukunft ist und darum bis zu seinem Eintritt 
dem Gang der Dinge in der Welt sich fügen muß. Freilich ist diese 
Utopie nicht bloß eine Zukunftsidee und Hoffnung, sondern zugleich 
jetzt schon eine seelische Kraft, die Pflanzung der neuen Motive in die 
Seele kraft einer gläubig vertrauenden Vorausnahme des Zieles und einer 
in dieser Vorausnahme zu gewinnenden seelischen Stärke und Gottge- 
borgenheit. Dadurch wirkt die Utopie doch auch schon mächtig und 
innerlich verändernd in die Gegenwart hinein. Aber gerade diesesGegen- 
wartswirken ist nun nicht eine einfache vorläufige Welterklärung, son- 
dern zugleich ein starker Weltgegensatz, eine innere Ueberhöhung der 
Weltinteressen und eine, Konzentration der Seelen auf das allein 
Wahrhafte, Wertvolle und Göttliche, die von den Weltinteressen in ho- 
hem Maße die Seelen unabhängig macht und sie oberhalb dieser Gegen- 
sätze in einer höheren Gemeinschaft innerlich verbindet. Man pflegt 
das heute asketisch zu nennen, obwohl das Wort eine engere Bedeu- 
tung hat; aber da aus solcher Lebenshaltung die Askesein der Tat 
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leicht folgen kann, so kann man die Bezeichnung bei der nötigen 
Vorsicht sich gefallen lassen. Die notwendige Folge von alledem ist 
nun aber die Unmöglichkeit jedes Begriffes einer christlichen Kultur, 
wenn diese eine Auswirkung der christlichen Idee in direkter und die 
Idee erschöpfender Weltgestaltung und nicht etwa bloß eine mehr 
oder minder starke, bald direkte und öfter indirekte christliche Beein- 
flussung bedeuten soll. Die sehr weittragenden Folgen dieser prinzipi- 
ellen Sätze sind von Wendland nicht ganz entwickelt. Sie bedeuten über- 
haupt die Vielspältigkeit des Ethischen, was ich allerdings für eine sehr 
wichtige Erkenntnis halte, und die wesenhafte innere Uneinheitlichkeit 
insbesondere der modernen Kultur. Sie sind für die Einheitstheore- 
tiker aller Art, seien es christliche, marxistische, utilitarische, antikisch- 
heidnische usw., im höchsten Grade revoltierend. Aber sie sind, wie 
ich glaube, richtig und entsprechen dem Wesen einer reifen, auf sehr 
vielfache Ueberlieferung zurückblickenden und die religiöse Ver- 
tiefung des Christentums erfahren habenden Kultur. 

Der Gedanke ist hier nicht weiter zu verfolgen. Auch über die 
dritte Gruppe, die praktische Anwendung dieses Grundsatzes auf die 
reale Lage, ist imeinzelnen unmöglich genau zu berichten. Der Verfasser 
erstrebt eine von Ehrfurcht und Gottvertrauen, persönlicher Verinnerli- 
chung und humaner Liebesbereitschaft beseelte und eingeschränkte reali- 
stische Lebenshaltung. Esist ein grundsätzlicher Kompromiß, der sich 
im einzelnen stets als von der realen Lage und ihren Möglichkeiten her be- 
dingt weiß, der aber auch die harten Nötigungen der Wirklichkeit 
immer wieder durch eine höhere, innere Welt zu überbauen strebt. 
Das bedeutet den ewigen, immer neu auf Grund neuer Lagen zu 
schlichtenden Kampf. Aber Kampf, Uneinheitlichkeit, Vorwärts- 
streben und Unabschließbarkeit gehören fürden Verf. zum irdischen Le- 
ben. Im allgemeinen habe ich gegen die von ihm auf dieser Grundlage ent- 
worfenen Folgerungen, gegen die derart für die Gegenwart herzu- 
stellende Mittellinie, nichts einzuwenden. Sie ist praktisch und ver- 
nünftig, erkennt den Zwang der Lagen an, ohne sich ihm ee 
los zu unterwerfen, macht die religiösen Kräfte mobil ohne sich in Dekla- 
mationen und Utopien zu verirren. Schade ist nur, daB er zuviel 
Raum für die Polemik gegen die Schweizer Religiös-Sozialen und 
gegen die demokratisch-pazifistische Bekämpfung des deutschen 
Staatswesens verwendet. Das gibt dem Buch eine Aktualität, die 
mit der Aufgabe nicht gegeben ist, und darüber kommt die positive 
Aufgabe manchmal etwas zu kurz. Auch ist dabei den inneren Schwie- 
rigkeiten des preußischen Staatstypus, der dem Verf. im Grunde 
doch als der normale erscheint, zu wenig Rechnung getragen. Hier 
geht er nirgends in die Tiefe und hat er sich die innneren Motive 
und äußeren Notwendigkeiten anderer Staatstypen nicht genügend 
klar gemacht. Hier ist er auch meinen historischen u 
sehr wenig gefolgt, ist aber selbst vielfach ein Beispiel für das 
was ich als den eigentümlichen Charakter der Soziallehren des Luther- 
tums dargestellt habe. 

Alles in allem: es ist ein Poa Anfang, brauchbar mehr für 
Theologen als für Soziologen und in dem Hauptpunkt doch nur An- 
deutung nicht Ausführung, aber immerhin eine vom christlichen 
Standpunkte aus ernsthafte und brauchbare Inangriffnahme der 
sozialethischen Aufgabe, die auch für Vertreter anderer Standpunkte 
nicht ohne Interesse ist. (Troeltsch.) 
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Goldscheid, Rudol]: Slaatssozialismus oder 
Staatsk a? italismus. Ein finanzsoziologischer Beitrag zur 
Lösung des Staatsschuldenproblems. Anzengruber Verlag, Brüder 
Suschitzky, Wien-Leipzig, 1917. 185 Seiten, Preis geb. M. 4.—. 

Die neueste Schrift des bekannten Wiener Soziologen zerfällt 
in zwei Teile, die allgemein-theoretische Einführung in die Finanz- 
soziologie und den praktischen Teil mit der ausführlichen Begründung 
des Vorschlages zur Tilgung der durch den Krieg enorm gewachsenen 
Staatsschulden durch umfassende Konfiskation des werbenden Ver- 
mögens durch den Staat. Beide Abschnitte des Werkes stehen aber 
in engster Wechselbeziehung, da die praktischen Vorschläge sich aus 
der Staatstheorie des Verfassers ergeben, und auch bei der Begrün- 
dung der staatswirtschaftlichen und politischen Forderungen des Ver- 
fassers mit den in der theoretischen Einführung entwickelten Begriffen 
operiert wird. Als Ziel seiner theoretischen Untersuchungen bezeichnet 
Goldscheid die Grundlegung einer neuen Staatswissenschaft, deren 
Tendenz er mıt den Worten umschreibt: 

».. . hat uns die Staatswissenschaft ein lebensgetreues Bild des 
Staates in seiner bluterfüllten Wirklichkeit gegeben? Mit dieser 
bedeutsamen Frage beschäftigt sich mein Buch. Es sucht nach der 
Basis für eine neue Staatswissenschaft, die den Staat 
nicht mehr zu einem bloß formal-juristischen Gebilde verblassen läßt. 

Undes findet diese auf einem Boden, wo sie scheinbar am wenig- 
sten zu vermuten war: Aus seiner finanziellen Bedingtheit glaube 
ich den notwendigen Charakter des Staates am reinsten begreifen zu 
können. Seine Bedürftigkeit sehe ich als dasjenige Moment an, das 
seine innersten Lebensnotwendigkeiten schafft. Weil man bisher 
nicht genügend beachtete, ein wie schroffes Mißverhältnis sich all- 
mählich zwischen dem unausgesetzt wachsenden politischen 
Machtapparat des Staates und der durch seine Besitzlosigkeit 
verursachten wirtschaftlichen Ohnmacht herausge- 
bildet hatte, wollte man in ihm auch dann noch zuvörderst einen Faktor 
bloß äußerlicher Regelung erblicken, als er gerade wegen dieses uner- 
re Widerspruches gezwungen war, in Fleisch und Bein, in Feuer 
und Eisen wie eine aller Menschlichkeit fremde Grundgewalt des ge- 
samten gesellschaftlichen Seins und Werdens zu wirken. 

Finanzen und Leben — was scheint weiter auseinander zu liegen! 
und doch nichts durchdringt einander so tiefgreifend, wie öffent- 
liche Finanzen und staatliches Leben. Nurdie Finanz- 
soziologie vermag darum vollen Einblick in das wahre Wesen 
des Staates zu gewähren, nur sie ist imstande, sowohl für seine kraft- 
vallsten Leistungen, wie für sein mannigfaches folgenschweres Ver- 
sagen die ausschlaggebenden Grunde aufzuspüren.« S. VII und VIII. 

Dieser Finanzsoziologie will Goldscheid im vorliegenden Buche 
eine vorläufige Begründung geben. Es geht ihm dabei aber wie so 
vielen Entdeckern auf wissenschaftlichem Gebiet, er ist von seinem 
neuenGesichtspunkte so fasziniert, daß er wichtige andere Momente 
gar nicht sieht und von der Einseitigkeit der bloßen Finanztechnik 
nun in ein anderes Extrem verfällt. Sicherlich kann die Finanzsoziolo- 
gie sehr viel leisten und muß schon aus praktischen Gründen jetzt 
sehr gepflegt werden, aber es geht doch nicht an, den Staat nur aus 
seiner Finanzwirtschaft begreifen zu wollen, um so weniger, da die 
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Gestaltung des Staatshaushaltes und die finanzielle Kraft des Staates, 
sein Finanzbedarf, seine wirtschaftliche Funktion, sein Einfluß auf 
die Gesamtwirtschaft usw. nur begriffen werden können, wenn man 
die Struktur der jeweils herrschenden Produktionsweise auf Grund 
exakter theoretischer Analyse kennt. Diesen Zusammenhang zwischen 
Produktionsweise und Staat erwähnt Goldscheid zwar häufig, aber 
seiner grundlegenden Bedeutung ist er sich nicht bewußt. Die augen- 
blickliche Situation der enormen Staatsverschuldung erklärt diese 
Ueberschätzung zur Genüge, es ist aber nicht angängig, Ergebnisse 
einer bestimmten Epoche ohne weiteres verallgemeinernd anzuwenden 
und andere Phasen des Kapitalismus oder sogar sie auf vergangene 
Wirtschaftsformen zu übertragen. Aehnliches gilt von den neuen 
Definitionen, die Goldscheid in diesem Buche entwickelt und anwendet. 
Ihr Grundfehler ist der Mangel eines exakten Kapitalbegriffs. Gold- 
scheid verzichtet darauf, sich zu einer bestimmten Kapitaldefinition 
zu bekennen und sucht nur den Kapitalbegriff zu differenzieren, in- 
dem er vom negativen Kapital der Staatsverschuldung spricht, vom so- 
zialen Kapitalim Gegensatz zum privaten Kapital und nicht zuletzt vom 
organischen Kapital. Unter diesem Begriff versteht Goldscheid die bio- 
logischen Kapazitäten, die physischen und psychischen Produktions- 
kräfte der Menschen. Diese Vermischung biologischer und ökonomischer 
Begriffe muß entschieden abgelehnt werden. Gerade wenn man eine wis- 
senschaftlich fruchtbareVerbindung von Biologie und Sozialwissenschaft 
wünscht, ist eine Vermengung von Definitionen und Bezeichnungen 
aus den beiden Wissensgebieten zu vermeiden, wie sie Goldscheid 
vor allem in seinem großen Werke »Höherentwicklung und Menschen- 
ökonomie«übt. »Kapital« im Marxschen Sinne bezeichnet ein bestimm- 
tes soziales Verhältnis, eine historisch bestimmte Form der Erzeu- 
gung und Aneignung des Mehrprodukts, der am meisten gebräuchliche 
nicht- marxistische Kapitalbegriff ist mit Produktionsmittel im allge- 
meinen gleichzusetzen, aber mit der biologischen Fähigkeit des Men- 
schen, mehr zu produzieren, als zur Erhaltung seiner Arbeitskraft 
notwendig ist, hat dieser Begriff nichts zu tun, obgleich er natürlich 
diese Fähigkeit voraussetzt. Bei dem allgemeinen Wirrwarr, der 
ohne dies durch die Vieldeutigkeit der Bezeichnung Kapital heute noch 
herrscht, kann Goldscheids »Organisches Kapital« nur zu weiteren 
Mißverständnissen Anlaß geben. Auch der Begriff snegatives Kapital« 
erscheint mir wenig glücklich formuliert, und die Unterscheidung von 
eldwirtschaftlichem und naturalwirtschaftlichem Denken beı der 
trachtung heutiger Finanzprobleme ist insofern inkorrekt, als wir 
gewohnt sind, mit Naturalwirtschaft eine bestimmte Wirtschafts- 
form zu bezeichnen, Eigenproduktion mit ge.inger Güterzirkulation 
im Gegensatz zur Warenproduktion. Selbst wenn man von den häufig 
nur fiktiven Besitztiteln absieht, und sein Augenmerk auf die tech- 
nischen und biologischen Produktionsfaktoren de. heutigen Wirtschaft 
richtet, sind diese doch wirksam im Rahmen der heute herrschenden 
kapitalistischen Warenproduktion, und es ist daher irreführend, 
von naturalwirtschaftlicher Betrachtung zu sprechen. 

Durch diese begrifflichen Unklarheiten leiden auch die den prakti- 
schen Problemen gewidmeten Ausführungen des Buches, um so mehr, 
da nur bei voller begrifflicher Eindeutigkeit all jene mannigfachen 
Wechselbeziehungen scharf herausgearbeitet werden können, die u. - 
streitig zwischen Staatsschulden, Haushaltplan, allgemeiner Struktur 
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des Staates und ihren Rückwirkungen auf die Gesamtwirtschaft 
bestehen. 

Nun zum praktischen Vorschlag: zur Staatsschuldendeckung. 
Die Höhe der durch den Krieg allen Staaten aufgebürdeten Kriegs- 
schulden läßt eine Verzinsung und Amortisation auf dem Wege der 
Besteuerung nicht zu, und daher verlangt Goldscheid die staatliche 
Zwangsenteignung eines Drittels des gesamten werbenden Vermögens 
unter Freilassung der Zwergbetriebe. Ergänzt muß diese Maßnahme 
werden durch ein Vorkaufsrecht des Staates unter Zugrundelegung 
des Durchschnittsertrages der Betriebe während des verflossenen Jahr- 
zehnts. Natürlich soll der Staat nicht ein Drittel der gesamten Pro- 
duktion übernehmen, sondern es ist näher zu untersuchen, welche 
Betriebe vom Staate direkt bewirtschaftet werden sollen. Bei den 
Aktiengesellschaften wäre ducch eine Uebertragung eines Drittels 
des Aktienbesitzes auf den Staat die Konfiskation leicht durchzuführen, 
viele Privatbetriebe könnten ihre Abgabe in Geld entrichten, da ein 
Einfluß des Staates sich bei ihnen aus mancherlei Gründen verbietet, 
wie z.B. bei der Presse, den Genossenschaften usw. Durch diese 
energischen Eingriffe könnte der Staat seine Schulden tilgen, er er- 
hielte maßgebenden Einfluß auf die Gesamtproduktion, in die regelnd 
einzugreifen ihm dann leicht möglich wäre. Die planmäßige Organi- 
sierung der verschiedenen Industriezweige und auch der dwirt- 
schaft, die Anpassung der Gütererzeugung an die Bedürfnisse der 
Nachkriegszeit und vor allem die Steigerung der technischen Leistungs- 
fähigkeit der Produktion müßte dann vom Staate mit den Mitteln 
seiner machtvollen Organisation planmäßig gefördert werden. Die 
Verstaatlichung des Außenhandels würde die le der echäd- 
lichen Schutzzölle gestatten und eine derartig innige Verflechtung 
der verschiedenen Staatswirtschaften herbeiführen, daß schon durch 
diese Tatsache die Kriegsgefahr bedeutend gemindert würde. Dazu 
kämen großzügige soziale Reformen als Grundlage der Wieder-Her- 
stellung der menschlichen Arbeitskraft. Für diese Reformen hätte 
der mächtige Kapitalstaat dank seiner Entschuldung die nötigen Geld- 
mittel, kurz, die Kapitalkonfiskation würde die soziale Frage lösen 
oder sie ihrer Lösung rasch entgegenführen. Die Demokratisierung 
des Staates, die parlamentarische Kontrolle der ungeheuer ausge- 
dehnten Staatswirtschaft sind naturgemäß unerläßliche Voraussetzun- 
gen der Umwandlung des Schuldnerstaates in einen kapitalkräftigen 
Besitzstaat. Dabei denkt Goldscheid aber anscheinend an die Bei- 
behaltung der Warenproduktion, an eine eigenartige Mischung von 
Staats- und Privatwirtschaft, die den Uebergang zur sozialisierten Gü- 
tererzeugung, zur Vergesellschaftung der Produktionsmittel bilden 
soll. Nicht zu verwechseln ist diese Staatswirtschaft mit der jetzt 
so eifrig propagierten Monopolisierung bestimmter Industriezweige, 
gegen die Goldscheid mit Recht schwerwiegende Einwände erhebt, 
da sie nur Notbehelf und durch die zu hohe Abfindung der Privatbe- 
sitzer auch zv finanziellem Fiasko verurteilt sei. Zur Tilgung der Staats- 
Schulden könne dieses Mittel nicht in Betracht kommen. 

Dem Grundgedanken des Goldscheidschen Programms, Kon- 
fiskation anstatt Steuern, stimmt Referent zu, doch ist es fraglich, 
ob eine derartige schematische Konfiskation im heutigen Staat prak- 
tisch durchführbar und ersprießlich ist und ob Goldscheid die Schwie- 
rigkeiten nicht unterschätzt. Auf die Kritik des politischen Verhal- 
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tens der Sozialdemokratie in der Frage der Budgetbewilligung und der 
Aufstellung eines Minimalprogramms für die Einnahmezeit des 
Haushaltplanes soll hier nicht eingegangen werden, da ich an anderer 
Stelle darauf zurückkomme. Bemerkt sei nur, daß angesichts der 
Staatsallmacht während des Krieges Goldscheid den Herrtschafts- 
charakter der Staatsorganisation zu wenig berücksichtigt und trotz 
der Betonung der wirtschaftlichen Fundamente einer Art Staatsmeta- 

hysik verfällt, wie wir sie häufig bei den von ihm so scharf bekämpften 
Nurstaatsrechtlern antreffen. 

In seinen »Ausblicken« scheint mir Goldscheid reichlich optimi- 
stisch. Es ist zwar zutreffend, daß trotz der ungeheuren Kriegsver- 
luste an Menschen und Produktionsmitteln, trotz der Verringerung 
der menschlichen Arbeitskraft und der verminderten Leistungsfähig- 
keit der noch vorhandenen Arbeitsmittel durch technische Rationaliı- 
sierung und schnelle Weiterentwicklung der Produktion, durch plan- 
mäßige Organisation von Austausch und Konsumtion unter Vermei- 
dung alles unnötigen Luxus die wirtschaftlichen Schäden des Krieges 
sehr gemildert werden können. Es ist aber fraglich, ob diese techni- 
schen und organisatorischen Maßnahmen mit der nötigen Schnellig- 
keit und Rücksichtslosigkeit getroffen werden. Ihre Durchführung 
hängt von den politischen Machtverhältnissen in den Jahren nach dem 
Kriege ab, von jenem »Antagonismus der historischen Triebkräfte«, 
auf den Goldscheid am Schlusse seines Werkes selbst energisch hin- 
weist. Man darf vor allem nicht verkennen, daß durch die Konkur- 
renz der Jungen Industriestaaten Ostasiens und vor allem Amerikas 
das wirtschaftliche Wiedererstarken des erschöpften Europas schwer 
bedroht wird. 

Bei dem Fehlen exakter wissenschaftlicher Grundlagen ist aber 
die Beurteilung solcher Zukunftsfragen mehr Stimmungssache. Gold- 
scheid besitzt einen beneidenswerten Optimismus. 

t Diese Bemerkungen konnten keine erschöpfende Würdigung des 
trotz der aufgezeigten Mängel gedankenreichen Werkes bieten, dessen 
Bedeutung mir vor allem darin zu liegen scheint, die Diskussion des 
Staatsschuldenproblems vielseitig anzuregen, sowohl durch den prak- 
tischen Vorschlag der Vermögenskonfiskation als auch durch den 
immer wiederholten Hinweis, daß eine wirkliche Lösung der bren- 
nenden Finanzfrage nur auf Grund eingehender wissenschaftlicher 
Analyse des Charakters und der Funktion des Staates und des Staats- 
budgets möglich ist. Die Finanzwissenschaft ist heute, man möchte 
sagen, wissenschaftliche Steuertechnik geworden, und es ist notwendig, 
der soziologischen Betrachtung in ihr weit mehr Raum zu gewähren, 
wobei allerdings nicht vergessen werden darf, daß die Aufdeckung 
gesellschaftlicher Zusammenhänge nicht zur Vernachlässigung allge- 
mein-theoretischer Untersuchungen führen darf. Eine fruchtbare 
soziologische Behandlung finanzwissenschaftlicher Fragen ist nur 
möglich in Verbindung mit abstrakt theoretischen Untersuchungen 
ihrer Probleme unter Heranziehung der Werttheorie und der allge- 
meinen Analyse kapitalistischer Produktion, wie sie durch die Namen 
Smith, Ricardo, Marx bezeichnet ist. (O. Jenssen.) 
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Aereboe, Friedrich, Die Bewirtschaftung von 
Landgütern und Grundstücken. Ein Lehrbuch für 
Landwirte, Volkswirte, Verwaltungsbeamte und Studierende. I. 
Teil. Allgemeine landwirtschaftliche Betriebslehre. Berlin 1917, 
Paul Parey, 8°. XV und 655 S.*). 

Von den verschiedenen Teilen der »Speziellen Volkswirtschafts- 
lehre« hat die Agrarpolitik in den letzten Jahrzehnten am wenigsten 
wissenschaftliche Förderung gefunden. Wir sind nicht erheblich über 
das herausgekommen, was 1892/93 Buchenberger in seiner »Agrar- 

olitik« zu sagen hatte. Das ist um so auffallender, weil das, was 
uchenberger bot, doch mehr eine, wenn auch gewiß recht verdienst- 
liche, mit selbständiger Kritik verbundene Sammlung wirtschafts- 
politischer Rezepte als eine unbefangene Darstellung des Seins und 
seiner kausalen Zusammenhänge war. Die bedeutendste wissenschaft- 
liche Studie zur Agrarpolitik nach Buchenberger ist vielleicht Eduard 

Davids Buch über »Sozialismus und Landwirtschaft« (1. Band 1903) ; 

aber diese Untersuchung blieb nicht nur unvollständig, sie ließ sich 

auch zu sehr durch eine bestimmte politische Tendenz beeinflussen. 

Der Grund für diese im ganzen wenig befriedigende Sachlage lag 

ewiß hauptsächlich daran, daß es der Volkswirtschaftslehre an einer 
ür ihre wissenschaftlichen Zwecke brauchbaren landwirtschaftlichen 

Betriebslehre fehlte. Die bisherigen Darstellungen der landwirt- 

schaftlichen Betriebslehre befriedigten uns deshalb wenig, weil die 

Verfasser zu wenig Gewicht darauf legten, die landwirtschaftlichen 

Betriebe als ein organisches Ganzes zu betrachten, das seinerseits 

wieder mit tausend Fäden in die gesamte Volks- und Weltwirtschaft 

eingegliedert ist. 

Das längst Entbehrte bietet nun die neue sAllgemeine land- 
wirtschaftliche Betriebslehre« Aereboes. »Das Allgemeingültige zu 
erkennen, nicht vielerlei Kenntnisse, sondern Verständnis zu über- 
mitteln«, das ist das Ziel des Buches — trotz seines großen Umfanges. 


+) Inzwischen erschien bereits die 2. Auflage. 
ı8 * 
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Schon vorher hatte Aereboe durch seine »Beiträge zur Wirtschafts- 
lehre des Landbaus« (1905) und durch sein groß angelegtes Werk 
»Ueber die Taxation von Landgütern und Grundstücken« (1912) auf 
dem von ihm gepflegten Wissensgebiet in einem Maße eingewirkt 
wie vordem kaum irgendein anderer seiner Fachgenossen. Sein neues 
Werk scheint berufen zu sein, nicht nur der landwirtschaftlichen 
Betriebslehre, sondern auch der Agrarpolitik eine ganz neue Grund- 
lage zu geben. 

Aereboe versucht, die Landgutswirtschaft »biologisch« zu be- 
trachten, indem er bei allen irgendwie wichtigen Erscheinungen der 
Privatwirtschaft fragt, wie die einzelnen Einflüsse der Umwelt z. B. 
wirtschaftliche Lage, Bodenbeschaffenheit, Niederschläge, Rechts- 
verhältnisse auf die Landgutswirtschaft im ganzen und auf die Maß- 
nahmen der Landwirtschaft im einzelnen eingewirkt haben und ein- 
wirken sollen. Thünen ist Aereboes Vorbild; mit ihm hat er gemeinsam 
eine große Fähigkeit, komplizierte Verhältnisse klar und lebendig zu 
veranschaulichen, das Wesentliche überall und manchmal in ganz 
überraschenden Formeln herauszuarbeiten. Dabei braucht er sich 
aber nicht wie einst Thünen auf den engen Beobachtungskreis einer 
einzelnen Gutswirtschaft zu stützen, Aereboe kommt vielmehr zugute, 
daß er im In- und Auslande bald als führender Praktiker, bald als 
Hochschullehrer (in Bonn, Berlin, Breslau) eine außerordentlich große 
Fülle von Beobachtungen sammeln konnte, die sich freilich weit mehr 
auf die größere Gutswirtschaft als auf die wissenschaftlich noch fast 
gar nicht erforschte Bauerngutswirtschaft beziehen. Da unser Autor 
außerdem ungewöhnliche pädagogische Fähigkeiten besitzt und über 
ein lebhaftes Temperament verfügt, dem ängstliche Kompromisse 
nicht liegen, wird die Lektüre seines Buches zu einem Genuß, den 
sich kein Volkswirt entgehen lassen sollte. 

Der Nutzen, den die Volkswirtschaftslehre aus Aereboes Unter- 
suchungen ziehen kann, ist besonders deshalb groß, weil er, wie ich 
glaube, mit Recht davon ausgeht, daß auf großem Raume und auf 
die Dauer der EinfluB wirtschaftlicher Verhältnisse auf 
die Landwirtschaft viel weitgehender ist als die Folge der natürlichen 
Bedingungen. Das une ihn, namentlich die Preisverhältnisse in 
ihrem Einfluß auf die Form der Bodennutzung sehr eingehend zu 
untersuchen mit der Folge, daß er da, wo es bis jetzt erst einige Bau- 
steine gab, ein klar durchdachtes Lehrgebäude herstellt. Auch das, 
was Aereboe über die Entlohnung der menschlichen Arbeitskräfte 
in der Lanawirtschaft zu sagen weiß, namentlich seine Ausführungen 
über die Lohnberechnungsweise, ist meist neu oder doch neuartig 
formuliert. Einen Satz spricht er in diesem Zusammenhange aus, 
den sich auch die so arg vernachlässigte soziale Fürsorge auf dem 
Lande zum Leitsatze wählen könnte: »Alles Wissen nützt in der 
Landwirtschaft nichts, wenn das Können der menschlichen Behand- 
lung und menschlichen Anstellung daneben fehlt........ Die Land- 
wirtschaft wird im Laufe der Zeit immer schwieriger, weil sie immer 
persönlicher wird.« Noch reizvoller ist für den Volkswirt das Kapitel 
über den Arbeitslohn im Verhältnis zu den Preisen der Erzeugnisse 
und der Erzeugungsmittel, wobei Aereboe den Satz in den Mittel- 

unkt stellt: »Erst wenn der Anteil des Landes wächst, den der 
andwirt zur Entlohnung eines Arbeiters benötigt, steigen die Opfer, 
die er für diese Entlohnung zu bringen hat.« 


10. Argrarwesen, Landarbeiterwesen. 277 


Mit besonderer Sorgfalt verweilt der Verfasser bei der Betrach- 
tung des Einflusses der Besitzverhältnisse auf die Form und die Lei- 
stungen der landwirtschaftlichen Betriebe. Sowohl die volkswirt- 
schaftlichen wie die privatwirtschaftlichen Leistungen des Groß-, 
Mittel- und Kleinbetriebes werden mit überragender Sachkunde und 
ruhiger Objektivität geprüft. Vom volkswirtschaftlichen Standpunkte 
ist für Aereboe das Wichtigste nicht die Marktleistung, die übrigens 
beim Klein- und Mittelbetriebe, wie eingehend nachgewiesen wird, 
für je roo ha Landes nicht geringer ist als die des Großbetriebes, 
sondern die Hervorbringung von Menschen. Daß in dieser Beziehung 
der Mittel- und Kleinbetrieb der Volkswirtschaft Dienste von grund- 
legender Bedeutung leistet, betont hier der Privatwirtschaftslehrer 
ebenso nachdrücklich, wie es die unbefangenen Volkswirte und Sozial- 
politiker stets betont haben. Ueberraschend aber und, wie ich glaube, 
unwiderlegbar sird die folgerden Bemerkungen, die Aereboe mit 
dieser Feststellung in Verbindung bringt: »Solange der Großbetrieb 
größtenteils mit ausländischen Wanderarbeitern arbeitet, wirkt er 
geradezu zersetzend auf die Bevölkerungsverhältnisse ein, weil die 
ausländischen Wanderarbeiter die heimischen Landarbeiter unter- 
bieten und damit den Abfluß derselben zur Stadt verstärken. Man 
kann es ruhig zugeben, daß Mangel an einheimischen Arbeitskräften 
der Anlaß gewesen ist, um mit der altbismarckischen Auffassung zu 
brechen, die ausländischen Wanderarbeiter nicht über die Grenzen 
zu lassen. Trotzdem ist es nicht zu bestreiten, daß sie nachher den 
Mangel an einheimischen Landarbeitern wesentlich verstärkt haben. 
Hätten wir die Zulassung der ausländischen Wanderarbeiter nie erlebt, 
so würde besonders der uns nach dem Kriege drohende Arbeitermangel 
viel geringer sein.«e Da nun auch noch die privatwirtschaftliche un- 
bedingte Ueberlegenheit des Großbetriebes von Aereboe bestritten 
werden muß, die Ueberlegenheit seiner Meinung nach vielmehr wech- 
selt je nach den natürlichen und besonders nach den persönlichen 
Verhältnissen, ergibt sich die agrar-politisch wichtige These von 
selbst: »Der Großbetrieb in Form einzelner großer Güter kommt den 
Leistungen des Klein- und Mittelbetriebes nur dann gleich, wenn er 
in nicht zu großer Zahl neben den Klein- und Mittelbetrieben vor- 
handen ist und für letztere eine Führerrolle ausfüllt. Landwirtschaft- 
licher Latifundienbesitz steht mit seinen volkswirtschaftlichen Lei- 
stungen gegenüber allen anderen Größenklassen weit zurück.« 

Es versteht sich von selbst, daß man das so umfangreiche Werk 
eines Verfassers, der gewillt ist, seine eigenen Wege zu gehen, nicht 
vom Anfang bis zum Ende lesen kann, ohne hier und da zum Wider- 
spruch gereizt zu werden. Diese kurze Anzeige bietet keinen Raum für 
wissenschaftliche Auseinandersetzungen, aber auf eins möchte ich doch 
hinweisen: Sehr wertvoll für die Erfassung der Tatsache, daß infolge 
des Gesetzes vom abnehmenden Bodenertrage dem Menschen 
entgegengewirkt wird, ist der nachdrückliche Hinweis Aereboes darauf, 
daß alle Bedürfnisse der Menschen, soweit sie nicht Nahrungsmittel 
betreffen, in steigendem Maße aus dem Erdinnern befriedigt werden. 
Die Erdoberfläche könne daher immer einseitiger zur Nahrungs- 
mittelgewinnung benützt werden. Aber es ist meines Erachtens 
irreführend, wenn nun der Verfasser ein »Gesetz« von dem fort- 
schreitenden Ersatz der Bodenoberfläche glaubt aufstellen zu können, 
das dem Gesetz vom abnehmenden Bodenertrag als gleichwertig 
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net werden müßte. Man kann gewiß diesen eigenartig 
ortschreitenden Ersatz ein »Gesetz+ nennen, aber im Gegensatz zum 
Bodengesetz nur in dem Sinne einer Feststellung, daß »eine be- 
stimmte Verhaltungsweise unter bestimmten Umständen von den 
Gliedern einer sozialen Gruppe erwartet werden kanns (Marshall); 
aber es bleibt doch eine von dem Wollen und dem Können der Men- 
schen abhängige Möglichxeit. Auch hat Aereboe wohl über- 
sehen, daß das Gesetz vom abnehmenden Bodenertrage schon in der 
ersten Formulierung, die es durch Turgot fand, lediglich etwas über 
die Produktionsbewegungen auf der gleichen wissenschaftlich-tech- 
nischen Stufe sagen wollte. Seine Lehre von dem fortschreitenden 
Ersatz der Bodenoberfläche durch die Bodensubstanz, die sich über 
eine bestimmte technische Entwicklung äußerte, steht also keines- 
wegs en dem Gesetz von dem abnehmenden Bodenertrage in Wider- 

spruch. 
Indessen derartige Meinungsverschiedenheiten sind von unter- 
eordneter Bedeutung. Die bahnbrechende Leistung Friedrich Aere- 

s muß in jedem Falle anerkannt werden. (Adolf Weber.) 


— mm 


1I. Gewerbliche Technik und Gewerbepolitik. 


Wirz, Dr. Wilhelm, Voraussetzungen derQuali- 
tätsproduktton. Die deutsche Tapetenindustrie unter dem 
Einfluß der Qualitätsbewegung. Zürich und Leipzig 1916. 

Ein Buch wie das vorliegende, das über Qualitätsfragen handelt 
und volkswirtschaftlich ernst zu nehmen ist, bedeutet demjenigen 
entschieden ein Ereignis, der die massenhaft vorhandene Literatur 
auf diesem Gebiete verfolgt und daher weiß, wie herzlich wenig davon 
einem kritischen Denken standhält. Hier ist nun einmal der Versuch 
gemacht, die schwierigen und flüssigen Begriffe der Qualitätsbe- 
wegung theoretisch einzufangen und mit den Werkzeugen der öster- 
reichischen ‚Schule in das S stem der subjektiven Wertlehre ein- 
zugliedern. Wie aber schon der Titel sagt, beschränkt sich die Arbeit 
nicht auf das theoretische Gebiet. Sie ist vielmehr ein Mittelding 
zwischen Monographie und Theorie und insofern nicht befriedigend. 
Wir lassen die Beiden ersten Hauptteile über Geschichte des Qualitäts- 
gedankens und über die deutsche Tapetenindustrie beiseite und 
wenden uns gleich dem dritten Teile zu. Er läßt leider, wie auch die 
andern, die sprachliche Klarheit und Durchsichtigkeit vermissen, die uns 
ein Bol wendiger Bestandteil derartiger Darstellungen zu sein scheint. 
Nun aber zur Sache. Verfasser versteht unter »Qualität« »Brauch- 
barkeiten« und es ist wichtig zu wissen, daß dieser Begriff nicht, 
wie man meinen könnte, subjektbezogen gefaßt wird, sondern die 
dem Gut innewohnenden dinglichen Eigenschaften bedeutet, während 
auf sein Relevantwerden für das Subjekt der »Nutzen«begriff ange- 
wandt wird. Mit dieser Unterscheidung hat sich Wirz gleich auf den 
richtigen ökonomischen Standpunkt gestellt. Er betrachtet nun’ das 
Qualitätsgut im Gegensatz zum gewöhnlichen Gut als Träger zusätz- 
licher Brauchbarkeitselemente und unterscheidet die intensive Qua- 
lität, bei der sich gleichartige Brauchbarkeiten häufen von extensiver, 
die ungleichartige in sich vereint. Die Kernfrage lautet nun: unter 
welchen Voraussetzungen finden die vom gewöhnlichen Gut unter- 
scheidenden zusätzlichen Elemente, die dem Qualitätsgut eignen, 
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einen Markt, wobei angenommen wird, daß sich der Unterschied der 
Qualitäten im Preis bemerkbar macht. Die primitivsten Bedingungen, 
Zugänglichkeit und Erkennbarkeit, werden rückblickend auf die 
Tapetenindustrie kurz behandelt. Darnach kommt das eigentlich 
Interessante, nämlich das Auffinden der Grenzen mit den Werkzeugen 
der subjektiven Werttheorie. Hier leistet das Gesetz des Ausgleichs 
der Grenznutzen in der Wieserschen Formulierung wertvolle Dienste. 
Indem die Güter gleicher Art aber verschiedener Qualität als ver- 
schiedene Güterarten gefaßt werden, kann das »selbständige Markt- 
schicksal« der einzelnen Qualitätselemente analog dem Marktschicksal 
verschiedener Bedürfnisgruppen behandelt werden. Es wird ent- 
schieden durch sden momentanen Bedürfnisaufbau der betreffenden 
Wirtschaftseinheit einer, durch ihren momentanen Dürftigkeits- 
grad (ausgedrückt im ihr eigentümlichen Grenznutzen des Geldes) an- 
dererseits«. Und schließlich werden die Kosten wiederum entsprechend 
der modernen Wertlehre subjektiviert und auf den entgehenden 
Nutzen reduziert. Dies das Wichtigste in rohen Umrissen. Es muß 
nun betont werden, daß diese Methode, den schwankenden Qualitäts- 
begriff theoretisch zu determinieren, außerordentlich glücklich scheint. 
Sie ermöglicht tatsächlich ein Erfassen dieser schwierigen Materie, 
wenn auch selbstverständlich unter Vergewaltigung des populären 
Begriffes Qualität, der lediglich die dingliche Brauchbarkeit be- 
zeichnet und nicht die damit keineswegs immer parallel laufende 
Preiskurve. 

Jedoch scheint uns, als ob eine erschöpfende Bewältigung der 
Materie so nicht möglich wäre. Auch Wirz sah sich veranlaßt, seine 
Ausführungen mit soziologischen Gedanken zu vermengen, um etwa 
die Bedeutung seelischer Momente ausdrücklich anzuerkennen. Dies 
aber nicht in der Weise, daß hier bewußt, um das Schema zu ergänzen, 
eine andere Methode zur Geltung gebracht würde, sondern er arbeitet 
hier recht durcheinander und daher eigentlich ohne daß dem Leser 
dies Wechseln der Standpunkte gerechtfertigt erschiene. Neben eine 
scharfe und klare Schematisierung aber, deren Aufgabe auf diesem 
Gebiete darin besteht, daß im eigentlichen Sinne des Wortes definiert 
werde, müßte gerade hier die soziologische Methode treten. Sie näm- 
lich wendet sich bereits an einen relativ konkreteren Menschen, und 
nicht mehr an ein völlig isoliertes wirtschaftliches Prinzip. Dadurch 
aber wird erst die gedankliche Konstruktion von Gruppen ermöglicht, 
deren verbindendes Element aus einer anderen Welt als der des Grenz- 
nutzens stammt und dennoch ein gleiches wirtschaftliches Verhalten 
erzeugt, das sich im Grenznutzen ausdrücken muß. Von hier aus ist 
demnach ein Erfassen der konkreten Zusammenhänge in einer be- 
stimmten Gesellschaft möglich, von hier aus werden insbesondere 
die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Gruppen, vorzüglich 
zwischen Produzenten und Konsumenten erkannt werden können: 
Einfühlung in die Mannigfaltigkeit des Wirklichen gepaart mit einer 
Kraft zu theoretischer Zusammenfassung der großen Linien auf der 
einen Seite — auf der anderen: Darstellung der Erscheinungsformen 
des wirtschaftlichen Prinzips gepaart mit soziologischem Taktgefühl; 
diese beiden Methoden der Stoffbewältigung sind es, die am gleichen 
Erkenntnisobjekt exakt, d. h. getrennt angewandt, auf interessante 
Weise Möglichkeiten zu gegenseitiger Korrektur bieten und wo ihre 
Resultate zusammentreffen, diese als endgültige Lösungen erscheinen 
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lassen. Es wäre zu wünschen, daß gerade auf dem Gebiet der Quali- 
tätstheorie diese säuberliche Doppelarbeit geleistet würde, denn gerade 
hier verspricht sie besondere Fruchtbarkeit. 

(Hildegard Schwab-Felisch.) 


ı2. Kartellwesen, Unternehmerorganisation. 


Mannstaedt, Heinrich: Ursachen und Ziele des 
Zusammenschlusses im Gewerbe unter beson- 
derer Berücksichtigung der Kartelleund Trusis. 
Verlag von Gustav Fischer. Jena 1916. 8° 158 S. Preis M. 4.— 

Die letzten Jahre haben uns so zahlreiche Untersuchungen über 
Kartelle und Trusts gebracht, auch solche zusammenfassender Natur, 
daß es auch für den Verfasser vorliegender Arbeit nur schwer möglich 
war, darüber noch viel neues zu sagen. Er geht zwar von allgemeineren 
Gesichtspunkten aus, von dem Zusammenschluß der Gewerbe schlecht- 
hin, aber immerhin stehen Kartelle und Trusts mit ihren Ursachen 
und Zielen, ihren Mitteln und Wirkungen, im Mittelpunkt seiner Dar- 
legungen. Auch der erste Abschnitt über die Perioden gewerblicher 
Freiheit und Bindung soll nur eine Zusammenfassung anderweitiger 
Untersuchungen sein. 

Von größerem Interesse ist schon der zweite Abschnitt, in dem die 
letzten Gründe zur Ausschaltung der freien Konkurrenz, das Ver- 
hältnis von Angebot und Nachfrage, die Aufgaben und die Wirkungen 
der freien Konkurrenz, besprochen werden. Es handelt sich bei der 
Angebotseite vor allem um den vornehmlich mit der modernen Technik 
- verbundenen Zwang zur Massenerzeugung und bei der Nachfrage um 
eine Reihe von Momenten, die bewirken, daß sich diese nicht dauernd 
in gleichmäßiger Form, sondern in derjenigen von Aufschwung und 
Niedergang des Wirtschaftslebens vollzieht. Es wird weiter darge- 
stellt, welchs große Vorteile ursprünglich die freie Konkurrenz hatte, 
wie viel wir ihr von der großartigen Entwicklung der Gewerbe zu ver- 
danken haben, wie aber dann von einem gewissen Punkte ab, nachdem 
sie ihre Mission erfüllt hatte, die Nachteile die Vorteile zu überwiegen 
begannen, indem der freie Wettbewerb immer weniger in der Lage war 
die notwendige Anpassung zwischen Angebot und Nachfrage zu er- 
zwingen. So kommt das Streben auf, Mittel zu ersinnen, den unheil- 
vollen Folgen dieses Konkurrenzkampfes zu begegnen, Mittel, die in 
erster Linie in der Kombination und dann in der Regulierung des Wett- 
bewerbes durch Kartelle und Trusts gefunden werden. In recht an- 
schaulicher Weise werden diese verschiedenen Formen des Zusam- 
menschlusses, ebenso die Ursachen der Verschiedenheiten der in- 
dustriellen Organisation in Deutschland, England und den Vereinig- 
ten Staaten, dargestellt. Zwei Schlußabschnitte behandeln dann die 
F ragen der Preispolitik und der Stellung des Staates zu diesen Mono- 
polen. 

Man kann mit Mannstaedt durchaus die Entwicklung der Kartelle, 
um an diese Hauptform der Organisation der deutschen Industrie anzu- 
knüpfen, als etwas notwendiges und in vieler Hinsicht wirtschaftlich 
wertvolles begrüßen, und trotzdem in höherem Maße, als er es tut auch 
ihre wirtschaftlichen Schattenseiten, mit in Rechnung setzen. Zwar 
spricht auch er an verschiedenen Stellen von solchen, sie sind ihm keines- 
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wegs alle unbekannt, aber er würdigt sie doch nicht genügend. Es scheint 
dies hauptsächlich darin seine Ursache zu haben, daß er zu sehr vom 
Standpunkte der kartellierten Industrien ausgeht, davon wie und ob 
diese ihren Zweck, eine gewisse Mindestrentabilität erreichen können, 
dagegen in zu geringem Grade die Wirkungen auf die gesamte Volks- 
wirtschaft als solche beachtet. Zwar unterliegt es keinem Zweifel, 
darin ist Mannstaedt durchaus beizustimmen, daß auch dieser Einfluß 
vielfach ein günstiger sein kann und auch ist, aber auch das umgekehrte 
ist möglich und denkbar. Das soll im folgenden, um den Rahmen einer 
Besprechung nicht zu überschreiten, nur an einem Punkte gezeigt 
werden. 

Im Verlaufe seiner Ausführungen spielt die Produktivität d.h. 
die sachliche Ergiebigkeit des Produktionsprozesses. eine große Rolle 
und mit Recht. Wo er aber davon spricht, geht er zu sehr von den Ver- 
hältnissen der einzelnen Industrie oder Unternehmung aus, denkt er 
in zu hohem Maße an die Rentabilität als deren Zweck und in zu ge- 
ringem Umfange an die Wirkungen auf die Gesamtgütererzeugung 
d. h. auf die ganze Volkswirtschaft. Wenn man einen solchen Maßstab 
anlegt, d.h. bei dem Produktivitätsbegriff an die wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit der ganzen Volkswirtschaft denkt, und deren größt- 
mögliche Steigerung als Ideal hinstellt, so wird man doch zu dem Er- 
gebnis kommen, daß die Kartellpolitik damit in Widerspruch geraten 
kann. Wir lesen z. B. S. 87 bei Mannstaedt durchaus zutreffend: 

»Die Hauptschwierigkeit, die die Gewinnkartelle oder Pools zu- 
nächst zu überwinden haben, ist die Festsetzung des Grundpreises. 
Dieser soll den Produktionskosten entsprechen. Da aber die großen 
moderner eingerichteten Werke mit niedrigeren Produktionskosten 
zu rechnen haben, als die älteren kleineren Werke, ist die Frage, wie 
hoch soll der Grundpreis bemessen werden, kaum zu beantworten. 
Richtet er sich nach den Produktionskosten der am ungünstigsten 
arbeitenden Werke, dann haben die besser eingerichteten, wenn sie 
ihre Waren zum Mindestpreis verkaufen, und den Syndikatsgewinn 
an die gemeinsame Kasse abführen, bereits einen Extragewinn er- 
zielt, da ihre Produktionskosten den festgelegten Grundpreis nicht 
erreichen. Richtet sich dagegen der Grundpreis nicht nach den Pro- 
duktionskosten der kleineren älteren Werke, erreicht er nicht die Höhe 
ihrer Kosten, dann müssen diese Unternehmungen, wenn sie ihre Waren 
nicht über dem Mindestpreis verkaufen können, einen Syndikatge- 
winn an die gemeinsame Kasse abführen, der ihren tatsächlichen Ge- 
winn überschreitet.« 

Nun ist es sicher, daß es das Ziel der Kartelle ist, ihren Mitglie- 
dern eine gewisse Mindesstrentabilität zu sichern. Mannstaedt sagt 
selbst (S. 103) »Das Ziel muß sein: Dauernde Hebung und Sicherung 
der Rentabilität der kartellierten Unternehmungen« Darauf ist also 
mit in erster Linie deren Preispolitik eingestellt und so weit es sich also um 
Betriebe mit verschiedenen Produktionskosten handelt, muß sich der 
Verkaufspreis nach demjenigen Betrieb richten, der am ungünstig- 
sten arbeitet. Es entsteht somit, wie Mannstaedt richtig bemerkt, 
für die günstiger Arbeitenden ein Extragewinn. Man erinnert sich dabei 
unwillkürlich an die entsprechenden Verhältnisse in der Landwirtschaft 
und die Differentialgrundrententheorie Ricardos und wird in Anleh- 
nung daran sagen können, daß auch dieser Extragewinn einen grund- 
rentenartigen Charakter aufweist, indem auch hier die höchsten 
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Kosten den Preisbestimmungsgrund abgeben und dieser Extragewinn 
gerade wie bei der ländlichen Grundrente auf der Differenz der Er- 
zeugungskosten beruht. 

In dem Maße, indem dies der Fall ist, konserviert das Kartell 
diejenigen Betriebe, die unter besonders ungünstigen Verhältnissen 
arbeiten, verhindert, daß diese, was vielleicht bei freiem Wettbewerb 
der Fall wäre, verschwinden, steht also der Entwicklung zu größt- 
möglicher Produktivität, d.h. sachlicher Leistungsfähigkeit der gan- 
zen Volkswirtschaft im Wege. In wie weit sich eine solche Tendenz 
dann im einzelnen auch durchsetzt, sei hier nicht weiter untersucht, 
das mag bei den einzelnen Kartellen und Industrien in verschiedenem 
Maße der Fall sein. Es mag auch vorkommen, daß durch Kontingents- 
aufkauf und Stillegung solcher Betriebe durch günstiger arbeitende, 
diese Tendenz mehr oder weniger ausgeglichen wird. Grundsätz- 
lich ist jedenfalls diese Tendenz vorhanden und damit eine ungünstige 
Wirkung auf die Gesamtproduktivität der Volkswirtschaft. Solche 
Ueberlegungen vermisse ich in dem Buche von Mannstaedt. Es kommt 
nicht nur auf die Ergiebigkeit der Produktion vom Standpunkt des 
Erwerbs an, noch wichtiger ist sie vom Standpunkt der wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit der ganzen Volkswirtschaft aus gesehen. 

Aehnliche Gesichtspunkte ließen sich auch noch bei anderen Fra- 
gen, wie z, B. der Verschiedenheit der Aus- und Inlandspreise geltend 
machen, ohne daß dies jedoch hier im einzelnen geschehen kann. Auch 
hierüber ließe sich gerade vom Standpunkt der ganzen Volkswirtschaft 
aus noch wesentlich mehr aussagen, als es Mannstaedt getan hat. Ich 
erinnere nur an den so wesentlichen Einfluß, den die Zusammensetzung 
unserer Ausfuhr auf unseren Nahrungsspielraum ausübt !), oder den- 
jenigen, welchen die Kosten der Gütererzeugung bei der Ausfuhr von 
Fabrikaten für die Kapitalneubildung haben ?). Vielleicht hat es nicht 
in der Absicht Mannstaedts gelegen, seine Betrachtungen so weit aus- 
zubauen; jedenfalls sind aber solche Ueberlegungen notwendig um 
zu einem Urteil über die neueren Organisationsformen der Industrie 
zu kommen. Solchen wenig günstigen Tendenzen stehen dann auch 
wieder günstigere entgegen, die auch in dem vorliegenden Buche be- 
sprochen werden. Es wird sich darum handeln beide gegeneinander 
abzuwägen. Auch für die Frage, Kartelle oder Trusts, kann man aus 
solchen Ueberlegungen manches entnehmen. 

P. Mombert, z.Z. im Felde. 

ı) Mombert. Bevölkerungspolitik nach dem Kriege, Nahrungsspiel- 
raum und Volkswachstum in Deutschland. S. 33 ff. Tübingen 1916. 

3) Ders. Zur Frage von Kapitalbildung und Kapitalbedarf in Deutschland. 
Festschrift für Brentano S. 394 ff. 
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Die Kriegsbeschädigtenfürsorge. Vorträge gehalten 
auf der 4. Tagung des Vereins für Kommunalwirtschaft und Kom- 
munalpolitik. I. von Landesrat Dr. Horton, Düsseldorf; 2. von 
Bürgermeister Dr. Luppe, Frankfurt a. M. Berlin-Friedenau 
1916. Deutscher Kommunal-Verlag G. m. b. H. M. 1.50, geb. 
M. 2.25. (Verein für Kommunalwirtschaft und Kommunalpolitik 
E.V. Vereinsschriften herausgegeben von Grenealsekretär Erwin 
Stein. Heft 5. 40 S.) 

Ueber die Frage der Kriegsbeschädigtenfürsorge sprachen auf der 
4. Tagung des Vereins für Kommunalwirtschaft und Kommunalpoli- 
tik der Landesrat Dr. Horion-Düsseldorf und Bürgermeister Dr. Luppe- 
Frankfurt a. M., zwei unserer besten Kenner der Materie. 

Dr. Horion schildert in großen Zügen die Entwicklung der äußeren 
Organisation mit besonderer Berücksichtigung der mustergültigen 
Einrichtungen in der Rheinprovinz. Er betont die Verschiedenheiten 
in den einzelnen Bundesstaaten und prüft jede Maßnahme auf ihre 
Zweckmäßigkeit hin. Auf ein gedeihliches Zusammenarbeiten der 
Militär- und der Civilbehörde, deren Kompetenzen zwar von einander 
geschieden sein müssen, legt er großes Gewicht. Die größtmögliche 
Heilung des Invaliden bleibt nach seiner Auffassung grundsätzlich 
der Militärverwaltung vorbehalten, während alle sozialen Maßnahmen, 
die erforderlich sind, um den Kriegsbeschädigten wieder erwerbsfähig 
zu machen: Berufsberatung, Berufsausbildung und Arbeitsvermitt- 
lung das Gebiet der civilen Kriegsbeschädigtenfürsorge sind. 

Bei den z. T. ausgezeichneten Erfolgen der Berufsberatungsar- 
beiten in ganz Deutschland, bei den allerorts im Reiche entstehenden 
Ausbildungseinrichtungen, die Kriegsbeschädigten entweder eine Wei- 
terbildung und Höherleistung im alten Berufe oder, falls sich dies ver- 
bietet, eine Umlernung ermöglicht, haben wir berechtigte Hoffnung 
anzunehmen — so schließt er seinen Vortrag — daß das Ziel der Kriegs- 
invalidenfürsorge, den bei weitaus größten Teil der Kriegsbeschädigten 
ne Ewerbsleben wieder zuzuführen, in glänzender Weise erreicht 
wird. 

Der Vortrag von Bürgermeister Dr. Luppe bildet eine Ergänzung 
zu dem ersten Thema. Er führt aus, wie groß das Interesse der Ge- 
meinde an der Mitarbeit in der Kriegsbeschädigtenfürsorge ist, da, 
falls diese versagt und nicht zum Ziele führt, die Armenverwaltungen 
zum großen Teile werden eingreifen müssen. — Die Gemeinde tritt 
einmal auf als Arbeitgeberin, und zwar werden häufig diejenigen Inva- 
liden bei ihr Arbeit suchen, die in der Privatindustrie wegen mangeln- 
der Arbeitsfähigkeit kein Unterkommen finden können, sie wird zwei- 
tens ihre Einrichtungen zum Zweck der Heilfürsorge, der Berufs- 
schulung, der Arbeitsvermittlung zur Verfügung stellen müssen. Zu- 
letzt sei noch der Mitwirkung der Gemeinde auf dem Gebiet der An- 
siedlung und der Schaffung geeigneter Wohnungsmöglichkeiten für 
Kriegsteilnehmer Erwähnung getan. 

Die beiden Vorträge bringen in kurzer Darstellung ein reiches 
Material über die Hauptfragen der Kriegsbeschädigtenfürsorge und 
können zur Lektüre sehr empfohlen werden. (Gerta Stücklen.) 
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ı9. Handel und Verkehr. 


Kaindl, R.F.: Polen. (547. Bändchen von Teubners Samm- 
lung »Aus Natur- und Geisteswelt«) Leipzig 1916. 

Eine außerordentlich gehaltvolle Schrift des durch seine »Ge- 
schichte der Deutschen in den Karpathenländern« bekannten Autors, 
die in gedrängter Kürze dennoch sehr lesbar und klar alles Wesent- 
liche gibt. Besonders hervorzuheben ist das erste Kapitel über die 
Anfänge Polens, weil es auf breiter Literaturkenntnis aufgebaut ist, 
ferner das aktuelle letzte Kapitel, das nicht minder anschaulich die 
russophilen Umtriebe der Allpolen in Galizien schildert, Machenschaf- 
ten, die jetzt zwar mit Entrüstung abgeleugnet werden, die Kaindl 
aber unwiderleglich festnagelt. 

Kaindls Urteil: »Der Zerfall Polens ist eine Folge der Mißwirt- 
schaft des Adels, .... um Rußland nicht ins Herz Europas vor- 
stoßen zu lassen, mußten Oesterreich und Preußen an den Teilungen 
teilnehmen«, stimmt genau mit den Ergebnissen meiner gleichzeitig 
in Schmollers Jahrbuch erschienenen Abhandlung, die noch ohne 
Kenntnis von Kaindls Buch das Wesentliche und vom Westen Ab- 
weichende der polnischen Entwicklung nachweisen wollte, überein. 

(R. Leonhard.) 
Schweden: Historisch-statistisches Handbuch. Im Auftrag der 
Regierung herausgegeben von J.Guinchard, Stockholm Ig13. 2. Bände. 

Die umfangreiche Publikation, die nur durch Staatsmittel und 
einen ganzen Stab von sachverständigen Mitarbeitern ermöglicht 
wurde, erscheint nunmehr in zweiter Auflage. Während die erste, 
durch die Pariser Weltausstellung 1900 hervorgerufene in schwedi- 
scher, französicher und englischer Sprache erschienen war, erschien 
die zweite bezeichnenderweise in einer schwedischen, englischen 
und deutschen Ausgabe, welch letztere hier zur Besprechung oder 
besser zur Anzeige vorliegt; denn von einer anderen als ganz kursori- 
schen Würdigung der 1700 Seiten umfassenden zwei Bände kann in 
diesen Blättern, die in erster Linie der Volkswirtschaftspolitik ge- 
widmet sind, um so weniger die Rede sein, als namentlich der erste 
Band encyklopädisch alle Kulturgebiete in seinen Umkreis zieht, von 
der Geographie bis zur Verfassung und geistiger Kultur, von den Kün- 
sten und dem Unterricht bis zur Rassenhygiene und den Tierschutz- 
bestrebungen. Die übersichtliche Stoffgruppierung auch der zweiten 
Auflage rührt von dem Professor der Statistik in Upsala, Sundbärg, 
her, demselben, der die instruktiven internationalen statistischen 
Uebersichten redigiert, welche leider schon lange nicht mehr erneut 
worden sind. 

An Rußland erinnert uns bei der Schilderung der spezifisch 
schwedischen Kultur die breitere, bequemere Grundlage des Lebens. 
Die relativ dünne Bevölkerung gestattet dem Einzelnen noch größere 
Ellenbogenfreiheit. Aber auch nur insofern wird man an Rußland er- 
innert, denn die günstigeren Existenzbedingungen werden mit viel 
größerer Tatkraft wie dort ausgenützt. Allerdings ist Schweden eben in 
der glücklichen Lage, mit etwas weniger Arbeit mindestens ebensogut 
vorwärts zu kommen, wie andere Länder. Die weltwirtschaftliche 
Entwicklung bewirkt nämlich eine steigende Nachfrage nach solchen 
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Rohprodukten, die gerade Schweden im reichlichen Besitz hat, nament- 
lich nach Holz und Eisenerzen. Da Schweden namentlich im Norden 
eine dichte natürliche Walddecke besitzt, die in rationeller Pflege aus- 
genützt wird, und da seine Erzlager vorläufig nahezu unerschöpflich 
scheinen, so scheint dem Lande auf lange Zeiten steigender Wertzu- 
wachs und eine glänzende: wirtschaftliche Zukunft garantiert. Nicht 
einmal der Mangel an Steinkohle kann die Entwicklung einer eigenen 
Eisenindustrie zur Verhüttung der Eisenerze, die nirgends sonst in 
der Welt so rein und reichhaltig vorkommen, verhindern, seitdem 
man gelernt hat, die ergiebigen Wasserfälle Nordschwedens als Kraft- 
quelle auszunützen. 

Als Symptom des starken wirtschaftlichen Aufschwungs sei ver- 
merkt, daß zwischen 1840 und roro die Sterblichkeit in Stockholm 
von 42 auf I6 pro Mille zurückging. Um über die einzelnen Erwerbs- 
zweige einen kurzen Ueberblick zu geben, so liegt der Schwerpunkt 
schwedischer Volkswirtschaft zwar heute nicht mehr in der Landwirt- 
schaft, dem »Modernäring« (Muttergewerbe), das nicht nur relativ, 
sondern auch absolut durch Ab- und Auswanderung viele Kräfte 
verloren hat — die Schweden gelten in Amerika als die besten Land- 
wirte —, dennoch sind die erzeugten agrarischen Werte durch die 
Intelligenz und Tatkraft der landwirtschaftlichen Bevölkerung in 
starker Zunahme begriffen. Aehnlich wie Dänemark hat Schweden 
den Vorteil früherer kultureller Entwicklung der Bauernschaft; wurde 
doch die Flurbereinigung schon 1757 ernstlich in Angriff genommen. 
Der Getreidebau, speziell der des Roggens, konzentriert sich natür- 
lich in den südlicheren Provinzen, während Gerste bis in den hohen 
Norden hinauf gebaut wird. Rationalle Zucht des Saatgutes, deren 
ingeniöse Methoden auch für Deutschland vorbildlich wurden, hat 
die Hervorbringung von Sorten ermöglicht, welche die kurze Vege- 
tationsperiode genügend ausnützen können. 

Einen eindrucksvollen Ueberblick erhalten wir ferner über Um- 
fang und Technik der Forstwirtschaft und Holzverwertung, über die 
Verteilung der Sägemühlen und Zellulosefabriken an den Mündungen 
der Nordlandsflüsse, auf denen die gefällten Baumstämme hinunter- 
geflößt werden. Die beigegebenen Kärtchen wirken wie Illustrationen 
zu Theorie des Standorts der Industrien. 

Fischerei und Fischzucht spielen entsprechend der großen Aus- 
dehnung der Küsten- und Binnenseen in Schweden eine große Rolle, 
wie ja überhaupt der Schwerpunkt der schwedischen Volkswirtschaft 
vorläufig noch in der Rohstoffgewinnung liegt und durch die welt- 
wirtschaftliche Nachfrage noch fester in ihr verankert wird. Eine starke 
Verkehrsentwicklung, welche auf den Kopf der Bevölkerung mehr 
Eisenbahnen, Chausseen, Telegraphen- und Telephonlinien entfallen 
läßt als im übrigen Europa, überwindet die weiten Entfernungen und 
gestattet eine erfolgreiche Aufschließung der Naturschätze. 

Unter so günstigen Umständen hat sich (nach einer Aufstellung 
von Pontus Fahlbeck) das schwedische Nationalvermögen 1885—1908 
ziemlich genau verdoppelt und wächst weiter in steigender Progression. 
Wohl gerüstet für die wirtschaftliche Konkurrenz konnte also Schweden 
die trotz aller politischen Bedrängnisse unvergleichlich günstige Kon- 
junktur ganz anders ausnützen, als z. B. Spanien, für das zufolge 
einem sehr interessanten Aufsatze eines spanischen Wirtschaftspoli- 
tikers (im Heft I des Weltwirtschaftlichen Archivs 1916) der Welt- 
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krieg hauptsächlich dadurch nachteilig ist, daß er die wirtschaftliche 

Entfaltung des ökonomisch noch rudimentären Landes auf lange 

Zeit : unmöglich macht. Ob Schweden seine günstige Position 

politisch ebensogut auszunützen verstehen wird wie wirtschaftlich, 

wird die Zukunft lehren. R. Leonhard.) 

Schwiedland, Eugen: Grundzüge der Welige- 
staltung. Wien und Leipzig 1917. Manzsche Verlagsbuch- 
handlung. K. 1.—. 

Schwiedland, Eugen: Die Volkswirtschaft unter 
dem Einfluß der Umwelt. Wien und Leipzig 1917, Manz- 
sche Verlagsbuchhandlung, K. 1.—. 

Ein Versuch, die neuere Wirtschaftsgeschichte in einem kurzen 
Vortrag auf 36 Seiten zu reduzieren. Die Fülle der neuzeitlichen 
Probleme kann natürlich nur kursorisch angedeutet werden. 

Das gleiche gilt von der zweiten Schrift, welche den Inhalt 
der Wirtschaftsgeographie, die wechselseitige Beeinflussung von Mensch 
und Umwelt, in denkbar konzentriertester Form zusammenfaßt. 


(R. Leonhard.) 


20. Privatwirtschaftsiehre (Handelswissenschaft). 


21. Handels- und Kolonialpolitik. 


Luffjt, Hermann A. L., Die nordamerikanıschen 
Interessen in Südamerika vor dem Krieg. Jena 
1916, G. Fischer. V und 88 S. Mk. 1.80. 


Unter den schon zahlreichen Heften der Sammlung »Kriegs- 
wirtschaftliche Untersuchungen aus dem Institut für Seeverkehr 
und Weltwirtschaft an der Universität Kiel« ist eine Arbeit, die sich 
vor dem Durchschnitt der wirtschaftspolitischen Kriegsliteratur 
vorteilhaft auszeichnet. Schon in der Wahl des Gegenstandes ist sie 
sehr glücklich. Denn wenn die Ausfuhr nach den südamerikanischen 
Staaten und die Einfuhr von dort für uns Deutsche schon vor dem 
Kriege wichtig genug war, so ist sie es durch den Krieg noch mehr 

eworden. Nach ihm-wird es u.a. gelten, die erschöpften Vorräte der 
deutschen Volkswirtschaft möglichst schnell zu ersetzen und diesen 
Ersatz, wenn irgend möglich, nicht in Geld oder Forderungsrücker- 
stattungen zu begleichen, sondern in Waren. Inzwischen aber wird die 
Möglichkeit zu beidem eine wesentlich verschiedene sein, je nachdem 
das schon vor dem Kriege bemerkbare monopnlistisch gerichtete Ein- 
dringen des nordamerikanischen Kapitals schnellere oder langsamere 
Fortschritte in der an sich dafür recht günstigen Zeit des Krieges ge- 
macht haben wird. Eine möglichst frühzeitige und möglichst exakte 
Prognose in diesen Dingen kann uns nur von Nutzen sein. Sie zu 
gewinnen, bedarf es genauer Studien über den Zustand vor dem Kriege, 
wie Verf. sie unternommen hat. 

Neben der Politik kommt aber auch die Wissenschaft 
bei dieser Arbeit nicht zu kurz. Auch ihre Interessen sind durch die 
Vorgänge in Südamerika in hohem Maße betroffen. Denn dort ist eine 
Entwicklung im Werden, die eine reiche Fülle theoretisch interessanter 
Momente bietet. Südamerika ist im Begriffe, durch 


21. Handels- und Kolonialpolitik. 287 


einen den Vereinigten Staaten von Amerika 
zugehörigen Kapitalskonzern vertrustet zu 
werden. DerFarquhartrust, derin seinem Kern der gleiche 
Kapitalistenkreis ist wie der, der hinter der Vertrustung Alaskas steht, 
die E. Salin in einem Beibeft zu diesem Archiv so treiflich darge- 
stellt hat, kann hier noch unmittelbarer, noch gegenwärtiger, in einem 
reicheren Lande und in größeren Maßstäben, am Wirken beobachtet 
werden, wie er drauf und dran ist, in der Mehrzahl der südamerikani- 
schen Staaten an einer oder mehreren Stellen den ganzen Prozeß der 
Güterproduktion und Güterverteilung unter seine Kontrolle und Botmä- 
Bigkeit zu bringen, oder, wie L. sagt: einige strategisch aus- 
scnlaggebende Punkte dieser Volkswirtschaften zu be- 
setzen und so, zum Teilunter Vorspann englischen und auch deut- 
schen Kapitals, die Herrschaft über den ganzen Wirt- 
schaftsprozeß an sich zu bringen. 

Dies wird nun im einzelnen dargestellt: zunächst wird an einigem 
statistischen Material gezeigt, daß die Ziffern des Außenhandels kein 
auch nur entfernt zutreffendes Bild von der Macht des Kapitals der 
ie Staaten über die südamerikanischen Volkswirtschaften 
geben. Dann folgt eine gedrängte, sehr anschaulich geschriebene Dar- 
stellung derjenigen natürlichen BedingungenSüdamerikas, die die Trust- 
bildung erst ermöglichen und die dann auch die Gestalt, in der die 
Vertrustung auftrict, in hohem Grade bestimmt haben: vor allem die 
anscheinend verhältnismäßig große Armut des Halbkontinents an 
Kohlenvorkommen; dieriesige, östlich vom Gebirgsrückgrat, 
quer zu den großen Schiffahrtswegen in das Innere des Kontinents 
verlaufende Erdölzone, die gerade infolge des relativen Kohlen- 
mangels in Zukunft eine besonders hohe Bedeutung gewinnen muß; 
die Verteilung der Wasserkräfte, Wasserwege und 
Mineralvorkommen (die besonders in den dem Gebirgs- 
rückgrat näher liegenden Teilen sehr mannigfaltig sind, sich aber 
durch verhältnismäßig seltenes Vorkommen von Eisen auszeichnen). 
Das muß dazu führen, daß die Aufschließung der Erze in der Nähe des 
Fundortes mit Hilfe der Wasserkräfte und der Abtransport der Halb- 
und Ganzfabrikate auf dem Wasserwege eine besonders hohe Be- 
deutung bekommen wird, und damit auch der Besitz der Herrschaft 
über das Petroleum. Daran schließt sich dann die Darstellung des 
Eindringens des Trusts in diese Produktionszweige: die M o n o po l i- 
sierung der Schifiahrt im gewaltigen Amazonasgebiet und 
auf dem La Plata unid seinen Zuflüssen, deAneignungderEisen- 
bahnen, der bisher nur Argentinien an einigen Stellen Widerstand 
geleistet hat, die Monopolisierung der Erdölgewin- 
nung (dem Trust steht die Standard OilCompany nahe) 
und in neuester Zeit auch das Eindringen in die Fleischkon- 
serven- und Gefrierfleischindustrie, ja, an einzelnen 
Stellen sogar schon inden Bergbau. 

Wie man sieht, ist auf den wenigen Seiten der Arbeit viel gesagt; 
denn das alles wird nicht bloß erwähnt, sondern sehr plastisch geschil- 
“ dert. Und so darf man diese Arbeit als eine Bereicherung bezeichnen. 
Leider wird ihre Brauchbarkeit beeinträchtigt durch das Fehlen des 
nötigen Kartenmaterials. Erst wer viele Spezialatlanten kombiniert, 
kann den Nutzen der Darstellung voll ausschöpfen; ohne das ist es 
abe? nicht möglich, die Ausführungen des Verf. im Detail restlos zu 
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verstehen. In dieser Hinsicht hätte er dem l.eser, für den die Arbeit 
doch schließlich da ist, ruhig etwas entgegenkommen dürfen. 
' (Herman Kranold.) 


22. Geld-, Bank- und Börsenwesen. 


23. Genossenschaftswesen. 


24. Finanz- und Steuerwesen. 


Patzauwer, Dr. Hans, Oesterreichs und Ungarns 
Staatiswirischaften. Wien 1916, Manz Verlag. 107 S. 
Es ist eine sehr dankenswerte Arbeit, die der Verfasser in der 
vorliegenden Schrift geleistet hat. Er geht von der Erwägung aus, 
daß jeder Versuch, Klarheit über die Finanzwirtschaft der beiden 
Staaten der Monarchie zu gewinnen, mit großen, für einen Nicht- 
fachmann unüberwindlichen Schwierigkeiten zu kämpfen hat, die 
vor allem in der dualistischen Organisation des Habsburgerreiches, 
in sprachlichen Momenten, in Verschiedenheiten von Aufbau und 
System der beiden Rechnungsabschlüsse begründet sind. So erklärt 
es sich, daß »die Staatsfinanzen der Monarchie, deren militärische und 
volkswirtschaftliche Widerstandskraft sich im Kriege zu ungeahnter 
Höhe emporgeschwungen hat, ziemlich unbekannt geblieben sind«. 
Dem Verfasser liegt es indes ferne, Kritik an der Vergangenheit zu 
üben, Reformvorschläge für die Zukunft zu machen oder auch nur 
einen Vergleich mit den Finanzwirtschaften anderer Großstaaten 
anzustellen; er bemerkt selbst bedauernd, daß es ihm nicht möglich 
war, die Gliederung der Einnahme- und Ausgabewirtschaft jenem 
System einzuordnen, das Zahn in seinem der letzten Tagung des 
Internationalen Statistischen Instituts erstatteten Berichte über die 
internationale Finanzstatistik empfohlen hat, und vermeidet es auch, 
die von ihm gewählte Gliederung an Hand der finanzstatistischen 
Methodologie eingehend zu begründen. Was uns Patzauer bietet, 
ist lediglich eine sauber gearbeitete, streng übersichtliche Darstellung 
der einzelnen Zweige, aus denen sich die Einnahme- und Ausgabe- 
wirtschaft Oesterreichs und Ungarns zusammensetzt, und zwar auf 
Grund der Rechnungsabschlüsse des letzten Friedensjahres 1913; 
die Ergebnisse dieser Darstellung fügt er zu einer gemeinsamen Schluß- 
rechnung, dem Staatshaushalte der Monarchie zusammen. Von 
selbst gliedert sich derart die Schrift in 6 Kapitel; auf eine beachtens- 
werte Einleitung, welche die Methode bespricht, folgen die in ihrem 
Aufbau ganz symmetrischen Berechnungen der Staatshaushalte von 
Oesterreich und von Ungarn; ein weiteres Kapitel behandelt die 
Kosten der gemeinsamen Angelegenheiten; ein fünftes den Staats- 
haushalt von Bosnien und Herzegowina; das letzte stellt die Schluß- 
rechnung für die Monarchie auf. Diese Zusammenfassung der Wirt- 
schaftsgebarung in einem Gesamtausdrucke dürfte freilich dem 
Standpunkte der Schwärmer für Ungarns staatsrechtliche Sonder- 
stellung wenig behagen; denn mit eifersüchtiger — fast eine gewisse 
Schwäche verratender — Sorge lehnen sie auf das entschied®nste 
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alles ab, was die Gemeinsamkeit über das Maß des streng verfassungs- 
mäßig Bestimmten hinaus betont. Hat doch — um nur ein Beispiel 
zu nennen — erst kürzlich ein Anhänger dieser Auffassung, Dr. Rajnıck, 
in einer Schrift über die wirtschaftspolitischen Beziehungen zwischen 
Oesterreich und Ungarn (München und Leipzig 1914) bei Besprechung 
der Statistik des Außenhandels der Monarchie ernsthaft die Ansicht 
vertreten, diese summarischen Daten hätten »höchstens einen theore- 
tischen, historischen, für Forschungszwecke benützbaren Wert, den- 
selben, den beispielsweise die summarische Bearbeitung der Daten 
einiger oder mehrerer mitteleuropäischer Länder oder gar jener von 
ganz Europa besäße. Die Publikationen des österreichischen statisti- 
schen Amtes hätten sich eben nur auf die österreichischen Daten zu 
beschränken, gleich jenen des ungarischen Amtes, die sich nur auf 
die ungarischen Verhältnisse beziehen.« Im Gegensatz dazu bemerkt 
Patzauer mit Recht (S. 94), es dränge sich »bei einem Ueberblick 
über die Gesamtheit aller von ihm erörterten Fragen die Ueberzeugung 
auf, daß die Staatswirtschaften der beiden Staaten nicht allein recht- 
lich nebeneinander, sondern politisch und ökonomisch miteinander 
betrachtet,werden müssen«. Aufs tiefste ist es zu bedauern, daß es 
nicht nur für das Gebiet der staatlichen Finanzwirtschaft, sondern 
für die Sozial- und Wirtschaftsstatistik der Monarchie überhaupt 
an zusammenfassenden Darstellungen völlig mangelt; es gibt eın 
ungarisches statistisches Jahrbuch, ebenso ein österreichisches statisti- 
sches Handbuch, allein eine statistische Publikation für die ganze 
Monarchie, wie sie vor Jahren einmal erschienen ist, gibt es nicht. 
Um so wertvoller sind Privatarbeiten, die, wie die vorliegende, die 
in politischen Momenten begründeten Lücken der amtlichen Statistik 
wenigstens für einzelne wichtige Teilgebiete ausfüllen. Mit der Selbst- 
beschränkung des Verfassers, keine Kritik zu üben und auf Reform- 
vorschläge zu verzichten, muß man sich, da es das Recht jedes Autors 
ist, die Grenzen seiner Aufgabe zu bestimmen, widerspruchslos ab- 
finden; gelegentlich, wie z. B. bei der Behandlung der Zollein- 
nahmen ın den ungarischen Rechnungsabschlüssen, ergibt sich die 
Kritik aus der objektiven Darstellung selbst. Allein keine statistische 
Untersuchung ist Selbstzweck, und so liegt es nahe, eine Anwendung 
der von Patzauer aufgestellten Rechnungen zunächst auf die wich- 
tigste, und am meisten umstrittene, Frage in den Beziehungen der 
beiden Finanzwirtschaften zu versuchen, auf die Bestimmungen der 
Quote, d. h. des Beitrags der beiden Staatsverwaltungen zu den 
emeinsamen Angelegenheiten. (Eine ähnliche Betrachtung hat auch 
W. Federn im Oesterreichischen Volkswirt vom 4. November 2 
angestellt.) Ist es nachgerade zur communis opinio geworden, daß 
das Maß der Beitragsleistung zu gemeinsamen Verbandszwecken 
nach der Leistungsfähigkeit jedes Verbandsangehörigen zu bestimmen 
sei, so bietet die Finanzwirtschaft, vorab die Einnahmewirtschaft 
eines Staates ein sehr brauchbares, wenn auch nicht das einzig mögliche 
Symptom seiner wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit. Es ıst nun 
sehr verlockend, die Hauptposten der Schlußrechnung, die Patzauer 
(S. 96) für die beiden in der Monarchie verbundenen Staaten bietet, 
auf ihr gegenseitiges Verhältnis zu prüfen. 
Archiv für Sosialwissenschaft und Sozialpolitik 44. 1. 19 
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Es betragen die Bruttoeinnahmen im Verwaltungsjahre 1913 
in Millionen Kronen : 


Oesterreich Ungarn Monarchie 
I. Oeffentliche Abgaben 1315,9 (61,5 %) 821,9 (38,5 %) 2137,8 
II. Monopole 433,1 (64,9%) 235,4 (35,1 %) 668,5 
III. Staatsbetriebe 1208,3 (61,9 %) 744,6 (38,1 %) 1952,9 
IV. Schatzgebarung 4443 497:7 942,0 
V. Verwaltungseinnahmen 59,4 60,9 120,4 
Gesamteinnahmen: 3401,0 (59,4%) 2360,5 10,6%) _3821,6 ” 


Die in Klammern den absoluten Werten beigesetzten Prozent- 
zahlen bezeichnen den Anteil eines jeden der beiden Staaten an der 
Gesamteinnahmepost der betreffenden Gruppe ; für die Gruppen 
»Schatzgebarung« und »Verwaltungseinnahmen« hat diese Berech- 
nung keinen Sinn, da in der ersteren Gruppe vor allem die Anleihe- 
erlöse enthalten sind, die bei Betrachtung eines einzigen Rechnungs- 
abschlusses den Charakter des Zufälligen haben, in der zweiten Grup 
aber verschiedenartige, zum Teil als Steuer oder Gebühren zu quali- 
fizierende Einnahmen zusammengefaßt werden. Aus dem eben er- 
wähnten Grunde ist es bei Bestimmung des Verhältnisses zwischen 
den beiderseitigen Staatseinnahmen theoretisch richtiger, die An- 
lehenserlöse aus den Gesamteinnahmen völlig auszuscheiden. Die 
letzteren beziffern sich dann auf 31229 Mill. K. (= 62,4 %) für 
Oesterreich, auf 1890,6 Mill. K. (= 37.6 %) für Ungarn. Im letzten 
Ausgleiche (1907) wurde die Quote für Oesterreich mit 63,6 %, für 
Ungarn mit 36,4 % bestimmt; die Betrachtung der Staatsrechnungs- 
abschlüsse als eines der möglichen Symptome zur Beurteilung der 
wirtschaftlichen u. ist ein Beleg dafür, daß jener 
Quotenschlüssel ungefähr das Richtige getroffen haben mag. Wobei 
natürlich die Frage hier unerörtert bleiben muß, inwieweit er durch 
die anderweitigen Bestimmungen der Ausgleichsvereinbarungen prak- 
tisch eine Veränderung erfuhr. Wenn Patzauer es unterlassen hat, 
diese und andere naheliegende Betrachtungen an seine Untersuchung 
zu knüpfen, so geschah dies wohl vor allem aus dem Grund, weil er 
ängstlich bemüht war, jeden Verdacht einer tendenziösen Gruppierung 
der Daten von seiner Schrift fernzuhalten. (Karl Pribram.) 








25. Städtewesen und Kommunalpolitik. 


Lindemann Hugo, Ueber Begriff und Bedeu- 
tung der Kommunalwissenschaft. Antrittsvorlesung 
an der Technischen Hochschule zu Stuttgart. Nebst Führer durch 
die kommunalpolitische Literatur. (Sozialdemokratische Gemeinde- 
politik; her. von Paul Hirsch). Berlin 1916, Paul Singer. 
100 S. M. 2.—. 

Wie Stier-Somlo vor fünf Jahren bei der Eröffnung der 
ersten kommunalen Hochschule, der Akademie für kommunale Ver- 
waltung in Düsseldorf, sich und anderen glaubte Rechenschaft geben 
zu sollen über Inhalt und Ziel der hier zu pflegenden Kommunal- 
wissenschaft, so Lindemann beim Antritt der ersten kommunal- 
wissenschaftlichen Dozentur in Deutschland. Für den, der beide 
Persönlichkeiten kennt, ist ein Vergleich ihrer Arten, dem Problem 
nahe zu kommen, nicht ohne Interesse. Lindemann ist der Nüch- 
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ternere, dafür aber auch wohl der Gründlichere, zudem aus lang- 
jähriger Erfahrung als Staats- und Gemeindepolitiker, auch als Prak- 
tiker der Gemeindeverwaltung schöpfend. Einig sind sich beide in 
dem, was auch Jastrow gelegentlich betont, daß die Einheit der 
Kommunalwissenschaft nicht durch Teilung eines größeren Ganzen, 
sondern nur durch Sammlung von Wissensgebieten entstehen könne. 
Die sachliche Begründung einer solchen Neubildung leitet Linde- 
mann zutreffend davon ab, daß die moderne Entwicklung des Ge- 
meindewesens technische, staatsrechtliche, volkswirtschaftliche Er- 
scheinungen von höchster Bedeutung, die bislang nur vom Stand- 
punkte der Technik, vom Gesichtspunkte des Obrigkeitsstaats, im 
Gesamtgefüge der Nationalökonomien behandelt wurden, zu einer 
Betrachtung und Beurteilung unter speziell kommunalem Gesichts- 
winkel zwingt und zwingen muß, da die Kommune ihr eigenes, viel- 
gestaltiges, in sich geschlossenes, aus sich selbst erspringendes Leben 
lebt. Das Inhalt und Form gebende Prinzip der »Kommunalisierung« 
ist die treibende Kraft, welche die Zusammenfassung der verschiedenen 
Wissensgebiete zu einer Kommunalwissenschaft heraufführt. 

Auf solcher Grundlage versucht Lindemann weiter eine Syste- 
matik der Kommunalwissenschaften zu geben, und zwar etwa wie 
folgt: A. Gemeindeverwaltung: I. Gemeindeverfassungs- 
und Gemeindeverwaltungsrecht; II. Gemeindeverfassungs- und 
Gemeindeverwaltungslehre (hier findet auch die Gesamtheit der 
technischen Fächer, wenn auch unter Beschränkung ihrer Anwendung 
auf die Probleme der Kommunalverwaltung, Aufnahme); B. Ge- 
meindewissenschaft: I. Eigene Wirtschaftstätigkeit: I. 
Lehre von der gemeindlichen Güterproduktion (Erwerb); 2. Ge- 
meindehaushaltslehre (Gemeindefinanzen) ; II. Das Wirtschaftsleben 
regulierende Tätigkeit: x. Lehre von der kommunalen Wirtschafts- 
pflege (Maßnahmen zur Förderung des privaten Wirtschaftslebens) ; 
2. Lehre von der kommunalen Sozialpolitik (Maßnahmen zur Ordnung 
der Beziehungen zwischen den in den Kommunen tätigen sozialen 
Klassen, insbesondere zum Schutze der schwächeren unter diesen; 
Annex: Kommunale Demographie). 

Die Dispositionsform, die Numerierung, zum Teil auch die 
Wortformung stammen von mir. Ich wollte versuchen, den Linde- 
mannschen Gedankengang in Kürze zu rekonstruieren. Ueber Einzel- 
heiten wird man abweichender Meinung sein dürfen. Eine reinliche 
Scheidung zwischen »Erwerb« und »Haushalt« (S. 18; vorstehend 
B I r und B I 2) halte ich beispielsweise für undurchführbar. Der 
oben wiedergegebene Begriff der »kommunalen Wirtschaftspflege«, 
den ich etwa mit Rieß wesentlich weiter spannen möchte, erscheint 
mir zu eng. Im übrigen sind die Ausführungen voller Anregung. 

Wertvoller aber noch als dieser der Theorie gewidmete Teil des 
Buches will mir der zweite erscheinen, dem ich alsersten und 
alles in allen trefflich gelungenen Versuch 
einer kommunalen Bibliographie, die nicht nur 
registriert, sondern auch charakterisiert, eine ganz besondere Be- 
deutung beimesse. Außergewöhnliche Belesenheit, scharfe Erfassung 
des Wesentlichen, Prägnanz des Ausdrucks und Besonnenheit des 
Urteils (nur an sehr wenigen Stellen wird der Leser an die partei- 

litische Stellung des Verfassers erinnert) zeichnen ihn aus. Wesent- 
iche Lücken sind mir nicht aufgefallen, abgesehen davon, daß Linde- 
19 
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mann die Bedeutung der kommunalen Zeitschriftenliteratur, die er 
gar nicht erwähnt, zu unterschätzen scheint; gerade durch sie lohnt 
sich zu »führen«e. Im übrigen merkte ich mir an, daß, abgesehen 
von erst nach Drucklegung erschienenen Schriften, ich S. 35 gern 
das ausgezeichnete Buch zur Wohnungsfrage von Gretzschel, S. 64 
die kleine Darstellung der kommunalen Wirtschaftspflege von Rieß, 
S. 83 die Darstellung des gemeindlichen Finanzwesens in der großen 
Reichstagsdenkschrift anläßlich der letzten großen Reichsfinanzreform 
aufgeführt gesehen hätte. Aber solch ein Führer kann immer nur 
eine »Auswahl«, jede Auswahl nicht anders als subjektiv orientiert 
sein. Andere werden vielleicht anderes vermissen; alle Benutzer 
aber wohl ein Register, das für den praktischen Gebrauch hier um 
so notwendiger wäre, als die Anordnung weniger einem übersichtlichen 
Plan, als vielmehr dem Gedankengange der Antrittsvorlesung folgt. 
1: Das Bedauern hierüber hindert jedoch nicht, zu tun, was nach 
dem Vorhergesagten selbstverständlich ist: die Schrift weitgehender 
Beachtung zu empfehlen. (Otto Most.) 


26. Wohnungsfrage. 


27. Unterrichts- und Bildungswesen. 


Becker, C. H.: Das türkische Bildungsproblem. 
ee Rede. Bonn 1916. Friedrich Cohen. 38. S. Broschietr 

. 1.50. 

Dem Verfasser, Professor der Geschichte und Sprachen des Orients, 
hat sich die Ueberzeugung aufgedrängt: »Neben dem Wirtschafts- 

roblem, das unsere Praktiker am meisten interessiert, steht eng ver- 
üpft das Bildungsproblem, von dessen Lösung die Zukunft des 
Orients vielleicht noch mehr abhängt, als von der Lösung wirtschaft- 
licher und politischer Fragen des Augenblickse.. Die Elemente der 
islamisch-türkischen Bildung, wie sie ererbt ist und wie sie jetzt be- 
steht, sind: ı. Intellektualismus; 2. religiöse Gebundenheit; 3. um- 
fassende Ausbildung der Pflichtenlehre und der Mystik; 4. geringe 
Ausbildung der Dogmatik und Philosophie; 5. hochentwickelter 
ästhetischer Sinn; 6. Formalismus. Diese Erbschaft muß bei dem Ver- 
such der Eingliederung der islamischen Welt natürlich versagen. Denn 
es fehlen einfach ganze Gebiete des Geisteslebens; so z. B. die Technik 
so ziemlich ganz. Entsprechend ist auch die türkische Sprache zurück- 
geblieben. »Ueber viele Gegenstände des modernen Lebens kann der 
Orientale sich auf französisch besser ausdrücken, als in seiner Mutter- 
sprache, weil diese erst langsam zum Instrument des modernen Ge- 
dankens ausgebildet werden muß.« 

Das bisherige Ergebnis der Uebertragungsversuche europäischer 
Bildung in die islamische Welt beurteilt B. sehr skeptisch. Mit Recht. 
Denn bisher sind die eigentlich treibenden Kräfte, die den europäischen 
Geist über den des Islam, der ihm im Mittelalter eine Zeitlang so über- 
legen war, emporgehoben haben, nämlich die der Arbeit, noch nicht 
in die islamische Kultur übergegangen. Darauf muß alle europäische 
Bildungskolonialisation Rücksicht nehmen: indem sie mit dem zur 
Einführung des Arbeitsgeistes notwendigen Schritt anfängt, mit 
von ‚unten aufbauender Volksschule, in denen der Unterricht in türki- 
scher Sprache erteilt wird. Dann wird allmählich auch naturwissen- 
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schaftliches methodisches Denken und technische Praxis Einzug halten. 
Die Voraussetzung aber zu alledem ist, wie gesagt, das Einziehen und 
Einimpfen des Geistes der Arbeit. Dazu gehört aber neben der Er- 
richtung von Volksschulen die Wiedererweckung des individuellen’Er- 
werbstriebs, der Sturz der Despotie und der despotischen Verwaltung. 
Die Schrift des Verfassers ist eine schöne Zusammenfassung dieser 
Gedankengänge und ihrer Varianten und Begründungen. 
(Herman Kranold.) 


28. Jugendtürsorge, Armenwesen und Wohlfahrtspflege. 


29. Kriminologie, Strafrecht. 


30. Soziale Hygiene. 


Setler, Dr. Hans, Augsburg, Die Tuberkulose nach 
der Todesursaohen-, Erkrankungs- und Ver- 
sscherungsstatistik und ihre Bedeutung für 
die Volkswirtischaftiinsbesondere für das Ver- 
ssoherungswesen. Ergänzungshefte zum deutschen stati- 
stischen Zentralblatt, Heft 9. Leipzig und Berlin 1916, B. G. Teub- 


ner. 7 S. M. 3.60. 

Die Arbeit ist sein Versuch unter Benützung fast nur der aller- 
jüngsten Literatur die zahlreichen und zerstreuten statistischen 
Detailsforschungen über Tuberkulose systematisch zu einer Tuber- 
kulosestatistik zusammenzufassen .... . und die Bedeutung der 
Tuberkulose für die Volkswirtschaft insbesondere für das Versiche- 

wesen darzulegen«e. Das Buch bringt zahlreiche Angaben und 
Tabellen über Tuberkulosemortalität, wobei es sich kritischer Wertung 
des Materials befleißigt; nur einzelne wenige unzuverlässige Daten 
wären — gerade mit Rücksicht auf die Notwendigkeit falscher Methodik 
und dem Dilettantismus auf diesem Gebiete entgegenzutreten — 
wohl besser weggelassen worden. Auch über die Tuberkulosemorbidität 
werden interessante Daten gebracht, weiters eine Statistik von spe- 
ziellen Einrichtungen (Anstalten) zur Bekämpfung der Tuberkulose 
gegeben, eine Statistik, die wohl mit Leichtigkeit etwas reichhaltiger 
hätte gestaltet werden können. An diesen Abschnitt schließt sich 
ein Kapitel über die Tätigkeit ausländischer Lebensversicherungs- 
Gesellschaften auf dem Gebiete der Tuberkuloseversicherung und 
-Bekämpfung — unsere heimischen Lebensversicherungs-Gesellschaf- 
ten haben sich bekanntlich bisher nicht am Kampfe gegen die Tuber- 
kulose beteiligt —, weitere über die Bedeutung der Tuberkulose für 
die Volksversicherung und die Lebensversicherung überhaupt sowie 
über die Bekämpfungsmaßnahmen der deutschen Arbeiter- und 
Angestelltenversicherung. 

Bei der Zusammenfassung: Tuberkulose und Volkswirtschaft 
läuft dem Verfasser der bei dem Nichtarzt infolge der irreführenden 
Ausdrucksweise der Originalpublikationen begreifliche Irrtum unter, 
die gesamte Erwerbsfähigkeit der im I1. 2. 3... . Jahre nach der Heil- 
stättenbehandlung noch erwerbsfähigen Personen auf das Konto 
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der Heilstättenbehandlung zu schreiben, als deren Erfolg zu buchen, 
während ja in Wirklichkeit der weitaus größte Teil der in Heilbehand- 
lung Eintretenden noch erwerbsfähig war und auch ohne Heilbehand- 
lung noch durch längere Zeit erwerbsfähig (noch dazu erwerbsfähig 
im Sinne der I.-V.) geblieben wäre. Den Abschluß bilden Daten über 
die Verbreitung und Bedeutung der Tuberkulose unter den Haus- 
tieren. 

Das kleine Buch ist wegen der Fülle des in ihm gebotenen Mate- 
rials, der übersichtlichen Art der Zusammenstellung und der — mit 
wenigen Ausnahmen — kritischen Sichtung des Materials allen an 
der Tuberkulosebekämpfung Interessierten wärmstens zu empfehlen. 

(L. Teleky.) 





31. Frauenfrage, Sexualethik. 


32. Staats- und Verwaltungsrecht. 


Bentham, Jeremy, Grundsätze [ürein künftiges 
Völkerrecht und einen dauernden Freden 
(Principles of international law), übersetzt von Dr. Kamill K lat- 
scher. Mit einer Einleitung über Bentham, Kant und Wundt 
herausgegeben von Oskar Kraus, Professor an der deutschen Univer- 
sität in Prag. Halle a. S., Max Niemeyer. 153 S. 

Benthams Schrift ist in den Jahren 1780—1789 verfaßt, aber 
erst 1843 von John Bowring herausgegeben worden. In der vorliegen- 
den Uebersetzung umfaßt sie 60 Seiten, während die übrigen 92 Seiten 
des Buches eine einleitende Abhandlung des Herausgebers und Nach- 
träge desselben enthalten. Als historische Kuriosität mag Benthams 
Schriftchen immerhin ein gewisses Interesse beanspruchen. Es zeigt 
ihn als Pazifisten, als einen Gegner der herrschenden englischen 
Politik. Bentham verlangt den Verzicht auf die Vorherrschaft zur 
See, ja auf den Besitz von Kolonien. Er versucht den Grundgedanken 
seines utilitaristischen Systems, daß das Beste des weitesten Kreises 
anzustreben sei, auch auf das Verhältnis der Staaten untereinander 
anzuwenden, wodurch ein dauernder Weltfriede gesichert werde. Das 
klingt gewiß sehr schön. Sicher ist es aber, daß diese ideale Forderung 
Benthams in seinem Vaterlande nicht den geringsten praktischen 
Einfluß ausgeübt hat. Auch ihr theoretischer Wert kann nicht gerade 
hoch veranschlagt werden. Das an den Staat gerichtete Postulat, 
er möge sich so nützlich als möglich machen, leidet an derselben Viel- 
deutigkeit, wie der an den Einzelnen ergehende Imperativ, er 
möge das größte Giück der größten Zahl befördern. Es ist hier nicht 
der Ort dies näher auszuführen !). Von der Brauchbarkeit dieser 
Formel konnten mich auch die apologetischen Ausführungen des 
Herausgebers nicht überzeugen, der diese Formel übrigens durch 
Einsetzung der geistigen Werte zu verbessern sucht. Sonst enthält 
dessen Einleitung eine breite, überflüssig scharfe Polemik gegen 
W. Wundt, der in seiner Flugschrift »über den wahrhaften Kriege 
den englischen Utilitarismus heftig angegriffen hatte. Mag auch 


*) Vergleiche meine Bemerkungen in der Schritt süber soziale Wertmaßstabe«. 
Leipzig 1916, J. A. Barth. S. 13. 
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dieser Angriff über das Ziel geschossen haben — Bentham war gewiß 
ein edler Geist — so lag kaum eine Veranlassung vor, eine in der Hitze 
des Kampfes vorgekommene Uebertreibung festzunageln und in 
einer förmlichen Satzschrift zu zergliedern. Hat der Herausgeber 
eine Ahnung davon, wie die deutsche Wissenschaft seit 3 Jahren in 
Frankreich und England von den größten Koryphäen dieser Nationen 
verunglimpft wird? Gewiß ist dies nicht nachahmenswert. Aber 
ebensowenig geht es an, eine Staatsaffaire daraus zu machen, wenn 
einmal ein Deutscher, noch dazu ein Mann von der Bedeutung Wilhelm 
Wundts hinüberschießt. 

Auf S. 38 bemerkt der Herausgeber, daß es Sozialphilosophen 
gebe, welche den Staat als eine selbständige lebende Wesenheit kon: 
struieren, sprachliche Bilder für Wirklichkeit nehmen. »Diese blutleeren 
F ATE einer fiktionsschwangeren Juristenphantasie sind die 
idealen überindividuellen Zwecke.« Für »wirklich« hält der Heraus- 
geber also nur die Individuen; er befindet sich auch hierin in Ueber- 
einstimmung mit seinem kürzlich verstorbenen Lehrer Fr. Brentano, 
der in der Internationalen Rundschau (II, 1, S. 45) sagte: der Staat 
ist wegen der Menschen und nicht die Menschen wegen des Staates 
da; der Staat ist gar nicht etwas an sich Gutes. Von dieser individua- 
listischen Sozialphilosophie ist die Anschauung des Referenten 
durch eine so tiefe Kluft getrennt ?), daß jede Auseinandersetzung 
fruchtlos wäre. Aber das Eine muß doch gesagt werden. Mit der 
juristischen Fiktionstheorie hat die Auffassung des Staates als selb- 
ständiges Lebewesen nichts zu tun; die » Juristenphantasie« spielt 
dabei gar keine Rolle. Dies anerkennt auch Rudolf Kjellen in seinem 
eben erschienenen bedeutenden Buche »Der Staat als Lebensform«. 
Er stellt die volle Uebereinstimmung seiner Theorie mit meiner Lehre 
fest °), obgleich wir beide gegen die einseitige juristische Staats- 
konstruktion Stellung nehmen. (Menzel.) 


Brockhausen, Prof.Dr. Karl: Zurösterreichischen 
Verwaltungsreform. (Gesammelte Ausfätze. Wien und 
Leipzig. Wilhe Braumüller. K. k. Universitäts-Verlagsbuch- 
handlung, G. m. b. H. 1917. 

Die einzelnen Teile des vorliegenden Büchleins sind im Laufe 
des Jahres IgI6 als Aufsätze in der Wiener »Neuen Freien Presse« 
veröffentlicht worden, und der Verfasser nennt sein Buch daher auch 
»Gesammelte Aufsätze«. In Wirklichkeit aber ist der Gedankengang, 
der sie durchzieht und zusammenhält, einheitlich und wohl geeignet, 
auch dem außenstehenden Leser einen klaren Einblick in die Probleme 
der österreichischen Verwaltungsreform und die Art, wie der Verfasser 
sie lösen will, zu gewähren. 

Daß die österreichische Reformkommission in den Berichten und 
Anlagen, mit denen sie im Jahre 1914 ihre dreijährige Tätigkeit für 
abgeschlossen erklärte, höchst wertvolle Arbeiten geliefert hat, 
darüber besteht nur eine Stimme. Freilich scheint in Oester- 
reich Einstimmigkeit auch darüber zu bestehen, daß die erhoffte 
Verwaltungsreform auf diesem Wege nicht gefunden werden wird. 
Der Verfasser hält es für selbstverständlich, daß eine solche 


2) Zur Psychologie des Staatess 1916. S. 15. 
3) S. 35, Anm. I. 
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Reform nicht von »bewährten Grundlagen« ausgehen darf, sondern 
bei der allgemeinen und tiefgehenden Unzufriedenheit vielmehr in 
erster Linie die Frage prüfen muß, wo der Grund des Mißbehagens, 
d. h. wo das eigentlich Nicht bewährte zu suchen ist. Der 
schleppende Geschäftsgang, über den in Oesterreich geklagt wird, 
wird darauf zurückgeführt, daß dieselbe Angelegenheit ın drei staat- 
lichen Instanzen vollständig durchgeprüft werden muß und dann 
(aber auch nur dann) vor den Verwaltungsgerichtshof gebracht wer- -` 
den kann: Staat (Minister), Kronland (Statthalter), zirkshaupt- 
mannschaft (Bezirkshauptmann). Dieses will der Verfasser radi 
beseitigen, indem er eine einheitliche Instanz schafft, in der der staat- 
liche Verwaltungswille einmal und endgültig zum Ausdruck kommt. 
Für diese »Einheitsinstanz« beruft er sich auf seine früheren Studien 
(»Ueber Organisation und Instanzenzug der österreichischen Behör- 
dene 1899. Später abgedruckt in den »Verwaltungsrechtlichen Essayse, 
Wien 1908). Er will mehrere Bezirkshauptmannschaften zu einem Kreis 
mit einem Kreishauptmann an der Spitze zusammenlegen. Der Kreis- 
hauptmann hat überall im Kreise seine Bezirksamtsleute sitzen, 
die ihn befähigen, die örtlichen Verhältnisse so genau zu berücksich- 
tigen, daß er als »lokale« staatliche Instanz gelten kann. Sache des 
Ministers ist es, durch allgemeine Instruktionen und fortlaufendes 
Fühlunghalten den Einfluß dahin geltend zu machen, daß die Ent- 
scheidungen in seinem Sinne ergehen, so daß die Anordnungen des 
Kreishauptmanns zugleich örtlich und staatlich gefärbt sind. 

Eine zweite Aufsatzreihe ist der »Gemeindereform«gewidmet. Hier- 
für strebt der Verfasser zwei grundlegende Aenderungen an: eine ver- 
änderte, dem wirklichen Einwohnerkreis mehr angepaßte Zusammen- 
setzung der Bürgerschaft (d. h. Abschaffung des alten Heimats- und 
Zuständigkeitsbegriffs, die Bürgerrecht und Aufenthalt ganz ausein- 
anderreißt) undeine Neuregelung der Kommunalaufsicht. Diese wird 
gegenwärtig in Oesterreich durch zwei Organe ausgeübt, den Landes- 
ausschuß (eine Art oberkommunalen Organs) und den Staat. Die bei- 
den können sich in ihren konkurrierenden Entscheidungen wider- 
sprechen und tun es auch häufig. Der Verfasser fordert eine einheit- 
liche Aufsicht entweder durch den Staat oder durch eine gemischte 
Behörde mit staatlicher Spitze. Zu den prächtigen Schilderungen 
des österreichischen Gemeindelebens, die wir soeben durch Hermann 
Bahr!) erhalten haben, stehen die Darlegungen des Verfassers 
in diametralem Widerspruch. Dies klärt sich wohl dadurch auf, daß 
Bahr bei aller Würdigung von Tatsachenmaterial der österreichischen 
Geschichte die von ihm behandelten Dinge doch wohl gleichzeitig 
mit Dichteraugen angesehen und uns ein Bild gezeichnet hat, das als 
Gegenstück zu weitverbreiteten Vorurteilen Beachtung sucht, während 
Brockhausen durch die Natur seines Themas gerade auf die Gebrechen 
dieser Verwaltung hingestoßen ward. 

Da auch bei uns in Preußen eine Verwaltungsreform im Gange 
ist, sogar mit der Auflösung der bestehenden Reformkommission 
ein nicht unwesentliches Hindernis bereits beseitigt ist, so läge die Frage 
nahe, was wir aus diesen Darlegungen für unsere Reform entnehmen 
können. Allein zu dieser Frage auf einem engen Raume Stellung 
zu nehmen ist unmöglich. Zwar auch bei uns kann man die wichtigsten 


1) Schwarzgelb, Berlin, S. Fischer. 
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Reformfragen auf die beiden Wurzeln bringen: Vereinfachung der staat- 
lichen Instanzen durch Beseitigung des höchst verwickelt gestalteten 
Dualismus von Bezirk und Provinz und Neuregelung der kommu- 
nalen Selbstverwaltung. Aber die Aehnlichkeit wäre rein äußerlich. 
In Wirklichkeit handelt es sich um verschiedene Probleme (und zwar 
nicht bloß wegen der in Oesterreich überall hineinspielenden Aufgaben 
des Nationalitätenstaates). Ich begnüge mich daher mit dem Hinweis 
darauf, daß der Verfasser in seinen Darlegungen, so sehr auch alles, 
was er schreibt, österreichischen Erdgeruch an sich trägt, doch überall 
von allgemeinen Anschauungen über Wesen und Aufgaben der Ver- 
waltung ausgeht, die sein Buch für jeden lesenswert machen, der sich 
mit irgend einer Verwaltungsreform beschäftigt. ( Jastrow.) 


Wolgast Ernst, Referendar, Die rechtliche Stellung 
des schleswig-holsteiniscohen Konsistoriums. 
Ein Beitrag zur Beurteilung des Verhältnisses der Landeskirche 
zum Staate. Kiel 1916. In Kommission bei Robert Cordes. 

Kirchenangelegenheiten sind im Deutschen Reich Landesan- 
gelegenheiten. In Preußen besteht eine alte Streitfrage: sind die 

Konsistorien Staats- oder Kirchenbehörden ? Ihre Beantwortung 

ist für die preußische Verwaltung nicht bedeutungslos, namentlich 

wenn man an die schwierigen Verhältnisse in der Nordmark denkt, 
denn darnach entscheidet es sich, wer die Beamten anstellt, beeidigt, 
besoldet usw. und in welchem Umfang ihre Tätigkeit beaufsichtigt 
werden kann. Die kirchenrechtliche Theorie vertritt mit wenigen 
Ausnahmen die Ansicht, die Konsistorien seien Kirchenbehörden, 
ebenso das preußische Oberverwaltungsgericht, wogegen die kirchen- 
rechtliche Praxis — was darunter zu verstehen ist, hätte der Ver- 
fasser näher ausführen sollen — die Konsistorien für Staatsbehörden 
hält, soweit sie sich dem Oberverwaltungsgericht anschließt — wie 
weit dies der Fall ist, wird nicht angegeben —, hält sie die Konsistorien 
wohl für Kirchenbehörden, die Mitglieder der Konsistorien aber für 

Staatsbeamte. Im Gegensatz zur Theorie und in Uebereinstimmung 

mit der Praxis nimmt der Verfasser an: die rechtliche Stellung des 

Konsistoriums der schleswig-holsteinischen Landeskirche ist die 

einer Staatsbehörde. In seinen Ergebnissen stimmt er nach eigener 

Angabe (S. 9) im wesentlichen mit denen von Rendtorff, Zur Ent- 

stehungsgeschichte der schleswig-holsteinischen Landeskirche IgIO, 

überein. Nach seiner Ansicht ruht der Mangel an Uebereinstimmung 
der Meinungen über das Wesen der Landeskirchen und der Konsi- 
storien auf einem Denkfehler — man vgl. die Beurteilung von Zorn 
und Sohm (S. 82) und von Sehling (S. 86) — und deshalb hat der 

Verfasser es für erforderlich gehalten, die gesamten Grundlagen des 

Landeskirchentums einer kritischen Betrachtung zu unterziehen. 

Zu diesem Zweck hat er viel Bücher eingesehen, neben Plato, Dante 

Schopenhauer usw. verdankt er wohl die meiste Anregung den Büchern 

von Tönnies über Gemeinschaft und Gesellschaft und von Klein 

über das Organisationswesen der Gegenwart. »Erst philosophische 

Abstraktion gewährt die Möglichkeit philosophischer Erkenntnis, 

denn eine solche ist die Erkenntnis der »Natur« der Kirche. Diesen 

letzten Schritt hat die Kirchenrechtswissenschaft bisher nicht bewußt 
etan; sondern sie ist nur zu einer historischen Ansicht gelangt, diese 

ür philosophische Erkenntnis haltend«, sagt der Verfasser (S. 25) 
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und glaubt der Kirchenrechtswissenschaft einen neuen Weg gewiesen 
zu haben. (Franz Dochow.) 


33. Gewerbe-, Vereins- und Privatrecht. 


34. Politik. 
Amonn, Profesor Dr. Alfred, ee ee und 
Staatsgefühl. München 1915, Duncker u. Humblot. 46 S. 
M 


. L—. 

Diese wertvolle kleine Schrift, welche als Heft 8 der Schriften 
des sozialwissenschaftlichen akademischen Vereins in Czernowitz 
erschienen ist, behandelt den Begriff, die Wurzeln, das gegenseitige 
Verhältnis und die Bedeutung von Nationalgefühl und Staatsgefühl, 
sowie das Problem des Ausgleichs zwischen beiden im Nationalitäten- 
staate. Die Darstellung ist klar und gut disponiert und zur Einführung 
in die Probleme vorzüglich geeignet. Daß aber diese Prolegomena 
einer näheren Ausführung, namentlich nach der psychologischen und 
historischen Seite bedürfen, erscheint selbstverständlich. Die Be- 
schränkung auf die neueste Zeit, insbesondere die vollkommene 
Ausscheidung des Altertums dürfte kaum gerechtfertigt sein. 

Von Einzelheiten sei folgendes angemerkt. Auf S. 15 heißt es: 
»Der Staat ist gegeben, weil er gewollt ist, weil er bejaht ist; die Nation 
ohne Rücksicht darauf ob sie gewollt oder bejaht ist.« Dieser Antithese 
vermag ich nicht zuzustimmen. Bei der Nationalität spielt das sub- 
an Moment eine sehr wichtige Rolle. Es gibt Theoretiker, wie 

ınst Renan, welche die nationale Gemeinschaft ausschließlich auf 
das Wollen der Zusammengehörigkeit gründen. Mag dies nun 
auch eine Uebertreibung sein, so steckt darin doch ein berechtigter 
Kern. Aber auch das andere Glied der Antithese scheint mir bedenk- 
lich, daß nämlich der Staat gegeben sei, weil er gewollt und bejaht 
ist. Darin liegt eine unberechtigte Verallgemeinerung des demokra- 
tischen Gedankens, der Rousseauschen Thesen unter Verkennung 
der irrationellen Elemente der Volksseele. 

Durchaus einverstanden bin ich mit dem Satze (S. 37): »Die 
staatliche Gemeinschaft hat ihre wichtigsten Wurzeln in der Psyche 
ihrer Glieder«, desgleichen mit dem Postulate des Verfassers, daß 
im Nationalitätenstaate der Wirkungskreis der Nationen von der 
staatlichen Sphäre scharf abzugrenzen sei (S. 45). Hierin erblickt 
Amonn mit Recht eine Lebensfrage der österreichisch-ungarischen 
Monarchie !). (Menzel.) 


Baumgarien,Otio,Erziehungsaufgabendesneuwen 
ar onlame Tübingen 1917, f. C. B. Mohr. 8° IV. 212 S. 

. 3.—. 

Gegenüber zahlreichen anderen Schriften über die Aufgaben 
des neuen Deutschland zeichnet sich das Buch Baumgartens trotz 
des großen Idealismus, von dem es getragen ist, durch eine stark 
realistische Auffassung der Dinge aus. Es kommt nicht allein auf 


1) Vergleiche dazu meine Rektoratsrede »Zur Psychologie des Staatese 
(Wien, 1916 Holzhausen), die sich in manchen Punkten mit der Schrift Amonns 
berührt. 
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das an, was wir nach dem Kriege wollen und für erstrebenswert halten, 
sondern vor allem auch darauf, was sich davon auch aus wirtschaft- 
lichen Gründen erreichen und durchführen läßt. In dieser ruhig und 
kühl abwägenden Art werden in dem Buche, das aus Vorlesungen 
hervorgegangen ist, die wichtigsten Lebensgebiete behandelt. Es 
kann nicht die Aufgabe einer Kritik, vor allem in einer Fachzeit- 
schrift sein, zu den Anschauungen des Verfassers im einzelnen Stellung 
zu nehmen. Es kommt auch nicht darauf an, ob man ihm in dem 
oder jenen Punkten beipflichtet oder ihm widersprechen muß, das 
Buch will als Ganzes genommen sein, als Ausdruck einer persönlichen 
Anschauung über die Ziele, die unserem Volke in der nächsten Zukunft 
gesteckt sind. Unter diesem Gesichtspunkt betrachtet, haben wir 
es mit einer ungemein anregenden und kenntnisreichen Leistung zu 
tun und niemand wird das Buch aus der Hand legen, ohne nicht nach 
irgend einer Seite hin eine innerliche Bereicherung erfahren zu haben. 

Mit wirtschaftlichen Fragen beschäftigen sich vorwiegend die 
zweite, dritte und zehnte Vorlesung, in denen die Erziehung zum 
bevölkerungsstarken, zum wirtschaftlich starken und zum Staats- 
und Weltvolk behandelt wird. Mit großer Sachlichkeit und Ruhe 
tritt er dem neuzeitlichen Geburtenrückgang gegenüber und wenoet 
sich mit Recht gegen die Fanatiker der reinen Zahl und gegen die- 
jenigen, die als Moralprediger diese Dinge wesentlich so darstellen, 
daß es eine Schande und ein Symptom der Dekadenz sei, der elenden 
Bequemlichkeit in der Ueberschätzung materieller Momente, wenn 
die protestantischen Kreise und zwar die Vornehmeren mehr als die 
Aermeren, in steigendem Maße vor großer Familie zurückschrecken. 
Seinen Ausspruch, daß einen der herrschenoe Betrieb der Bevöl- 
kerungspolitik anwidern kann, unterschreibe ich vollkommen. Baum- 
garten kennt auch vollkommen die große Bedeutung des Nahrungs- 
spielraumes für das Volkswachstum im Gegensatz zu so vielen anderen, 
die heute in dieser Frage das Wort ergreifen. An zwei Stellen (S. 56 
und 71) ist ihm ein falscher Ausdruck untergelaufen. Er spricht hier 
davon, daß unsere Handelsbilanz die Englands zu übertreffen drohte, 
und daß wir alles daran setzen müssen, um die aufsteigende Handels- 
bilanz vor dem Kriege wieder zu gewinnen. Baumgarten meint hier 
jedenfalls den Umfang unseres Außenhandels, der mit der Größe der 
Handelsbilanz, unter der man lediglich die Differenz zwischen Waren- 
einfuhr und Warenausfuhr versteht, zunächst gar nichts zu tun hat. 

In einem nicht unwichtigen Punkte kann ich Baumgarten nicht 
ganz folgen. Er freut sich darüber, daß der Rückgang des Volks- 
wohlstandes mechanisch ohne Willensaufgebot, eine Vereinfachung 
der Lebenshaltung erzwingen wird. Das mag im allgemeinen Durch- 
schnitt sicher zutreffen; ich glaube aber, daß uns trotzdem die viel- 
gestaltige Wirklichkeit kein sehr erfreuliches Bild zeigen wird. Ich 
denke hierbei an die großen Vermögens- und Einkommensverschie- 
bungen, welche durch den Krieg hervorgerufen worden sind, die nur 
zum geringen Teil durch die Kriegsgewinnsteuer ausgeglichen werden 
und deren verhängnisvoller Wirkung man bei uns noch lange nicht 
die genügende Beachtung schenkt. In diesen so schnell und mühelos 
emporgekommenen Kreisen wird auch weiterhin, wie bereits jetzt 
schon im Kriege, ein großer Luxus herrschen, während in anderen, 
die durch den Krieg aus den verschiedensten Ursachen Vermögens- 
und Einkommensverluste erfahren haben, sogar die Lebenshaltung 
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in einer Weise eine Einschränkung erfahren wird, die vom Stand- 
punkte der Gesamtheit aus, recht zu beklagen sein wird. Es handelt 
sich hier vor allem um das auch für Baumgarten so wichtige Problem 
der sozialen Klassenbildung und Auslese. Es würde den Rahmen 
einer Besprechung überschreiten, das hier näher darzulegen. Ich bin 
an anderer Stelle darauf genauer eingegangen (Soziale Praxis, Jahr- 
gang 1917, Nr. 38/39). Es handelt sich hier um Zusammenhänge, die 
nach einer ganzen Reihe von Seiten hin recht vieles von dem, was 
Baumgarten wünscht und hofft, recht ungünstig beeinflussen können. 
An einigen Stellen kann ich mich doch dem Eindruck nicht ganz 
verschließen, als ob der Verfasser doch manchen Problemen nicht 
ganz gerecht geworden ist; ich möchte hier vor allem auf das abheben, 
was er über Schule und Erziehung sagt. Was er mit beredten Worten 
zugunsten der alten Gymnasien sagt, gilt doch mehr dafür, wie sie, 
ideal gedacht, sein sollen, aber nicht, wie sie heute mit der Art ihres 
Lehrbetriebes sind; ich glaube auch, daß er die ganzen Fragen der 
Erziehung und Schulbildung, wenn auch sicher unbewußt, doch zu 
sehr vom Standpunkte der oberen Schichten aus betrachtet. Natürlich 
haben alle diese verschiedenen Lösungen, darin ist ihm durchaus 
beizupflichten, ihre zwei Seiten und es ist wirklich nicht leicht, immer 
das Für und Wider gegeneinander abzuwägen. (P. Mombert.) 


Fleiner, Fritz, Beamitenstaäat und Volksstaat. 
(Aus der Festgabe für Otto Mayer zum siebzigsten Geburtstag 
dargebracht von Freunden, Verehrern und Schülern. 29. März 
1916.) Tübingen 1916, J. C. B. Mohr. 27 S. Geb. M. 1.—. 

Diese Schrift gehört zu den wenigen aus der Masse der literari- 
schen Eintagsfliegen hervorstechenden, fruchtbaren Arbeiten dauern- 
den Gehaltes, die nach einem Vorschlag von Max Rumpf eine Hervor- 
hebung und besondere Anerkennung durch regelmäßig wiederkehrende 
Hinweise in den periodischen Literaturanzeigen verdienen, noch 
lange nach ihrer ersten Besprechung. Diese wird wohl gelesen, aber 
zur Ueberwindung der vis inertiae genügt sie selten und am wenigsten 
dann, wenn ganz elementare Prinzipien von heftigster, unmittelbarer 
Bedeutung in leidenschaftsloser, abgeklärter Kürze zur Darstellung 
gebracht werden. Fleiners Beitrag zur Festgabe für Otto Mayer ist 
zudem in erster Linie an die Fachjuristen gerichtet, er behandelt 
jedoch ein so zentrales Problem, daß dessen Lösung weit über den 
Rahmen einer bloß juristischen Betrachtungsweise hinausführt, 
indem es über die letzten Fragen der politischen Organisation eines 
Staatswesens zu brennenden Tagesfragen der reichsdeutschen Gegen- 
wart hinleitet. Der Zusammenhang zwischen Staatsform und der 
speziellen Organisation eines besonderen Teiles der Staatstätigkeit, 
der Verwaltung, wird hier zum Ausgangspunkt gemacht einer groß- 
zügigen, rechtsvergleichenden Parallele. Die Ausführung erfolgt 
durch eine in großen Zügen hingesetzte Darstellung der verschiedenen 
Verwaltungsorganisationen, welche bei der Umbildung des absoluten 
Staates in den modernen Rechts- und Verfassungsstaat innerhalb 
der bedeutenderen Kulturnationen neben einander zur Entwicklung 

elangt sind. So gewinnt Fleiner von vornherein einen kritischen 
tandpunkt, der nicht in den fruchtlosen Streit über die Güte der 
einzelnen Staatsform — ob Monarchie oder Republik — ausmündet, 
sondern einfach die zwei scharfen Typen der Verwaltungsorganisation 
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herausarbeitet, die an sich an keine bestimmte Staatsform gebunden 
sind, aber dennoch die Richtung des öffentlichen Geistes im einzelnen 
Staate sichtbar machen: den Beamtenstaat und den Volksstaat. 
Ein gewisser Zusammenhang besteht allerdings zwischen Staatsform 
und Verwaltungsorganisation, indem der Monarchie mehr der Be- 
amtenstaat mit seinem von der Spitze abhängigen Beamtentum ent- 
spricht, während der Volksstaat mehr der republikanischen Auf- 
fassung von der allgemeinen Fähigkeit zur Bekleidung der öffentlichen 
Aemter gerecht wird (33). Aus diesem Grunde wird auch der Gegen- 
satz vorzüglich durchgeführt durch die Gegenüberstellung von Deutsch- 
land und der Schweiz. Der deutsche Beamtenstaat erhält seinen 
besonderen Charakter eines weltlichen Klerus der Regierenden gegen- 
über den Regierten durch zwei Merkmale: ı. der Abschließung des 
Beamtentums zu einem festen sozialen Berufsstand (35), 2. der Ueber- 
tragung der gleichzeitig zur Ausbildung gelangten militärischen 
Begriffe auf das Beamtentum (35). Die deutsche Beamtenschaft 
bildet so einen in sich geschlossenen Volksteil, der in dauernder Ab- 
hängigkeit von der Regierung gehalten ist, die alle parlamentarischen 
Einflüsse von dem Beamtentum fernzuhalten bemüht ist. Der nicht 
abzuleugnende Erfolg ist: Einheitlichkeit des Willens, Pflichttreue 
und Sachkenntnis der Beamten (36). Diese zentralistische Organi- 
sation des Verwaltungskörpers wird nur unbedeutend gemildert durch 
die beiden Moderamina des deutschen Rechts: die teilweise Dezen- 
tralisation der öffentlichen Verwaltung mit Hilfe von Selbstver- 
waltungskörpern (Gemeinden, Krankenkassen usw.) und die Auf- 
nahme von »Laien« in staatliche Verwaltungsbehörden (37). Zwei 
weitere Spielarten des Beamtenstaates werden in Frankreich und in 
der Bundesverwaltung der schweizerischen Eidgenossenschaft erwähnt 
(38), die Berührungspunkte der letzteren mit England und den Ver- 
einigten Staaten von Amerika kurz hervorgehoben (39). Der Volks- 
staat ist demgegenüber aus der Uebertragung demokratischer Grund- 
sätze auf die öffentliche Verwaltung hervorgegangen. Er wird von 
Fleiner gekennzeichnet: x. durch das Fehlen des politischen Gegen- 
satzes von Staatsverwaltung und Selbstverwaltung (40), die Selbst- 
verwaltung geht eben in dem Begriff der Selbstregierung auf; 2. durch 
das Fehlen eines besonderen Beamtenstandes; eine große Zahl von 
Geschäften, die in Deutschland zum Amtskreis der Beamten gehören, 
werden im schweizerischen Volksstaat von Bürgern ehren- und neben- 
amtlich besorgt (41). »Der schweizerische Beamte tritt nicht in das 
enge Abhängigkeitsverhältnis zum amtlichen Vorgesetzten, wie der 
deutsche Beamte. Privatleben und politische Betätigung des Beamten 
sind grundsätzlich der Kontrolle der amtlichen Vorgesetzten ent- 
zogen. Der Einzelne gilt als Beamter im allgemeinen nur innerhalb 
seines amtlichen Wirkungskreises« (42). Der Staatsdienst im Volks- 
staat bietet keinen gesicherten Lebensberuf, wie im Beamtenstaat. 
»Nichts illustriert den Gegensatz von Beamtenstaat und Volksstaat 
deutlicher als die Tatsache, daß bei der Unterhandlung des wichtigsten 
Aktes der schweizerischen auswärtigen Politik, der Handelsverträge, 
die Schweiz regelmäßig durch nicht-beamtete Delegierte vertreten 
wird, die der Bundesrat dem Handel und der Industrie entnimmt, 
während als Unterhändler der großen Beamtenstaaten die höheren 
Beamten der zuständigen Ministerien erscheinen« (43). Auf der einen 
Seite ist diese Beteiligung aller an den Geschäften der Verwaltung 


--— —_— nn u a E 


->ar 


302 Literatur- Anzeiger. 


ein politisches Erziehungsmittel, sie bedeutet eine Bereicherung seiner 
Persönlichkeit, für den Staat ist sie andererseits eine Kraftersparmis 
(43). Im Gegensatz zum Beamtenstaat sichert sich so gleichzeitig 
der Volksstaat eine ununterbrochene Zufuhr frischer Kraft, die eine 
größere Selbständigkeit und eine unvoreingenommene Anschau 
aller Dinge mit sich bringt. 3. Die dritte Eigentümlichkeit des Volks- 
staates ist die allgemeine Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter, 
in welcher eine nicht unbeachtliche Gefahr der mißbräuchlichen 
Besetzung der Aemter verborgen liegt (44). 4. Das sichtbarste Merk- 
mal des Volksstaates tritt uns in der Volkswahl der Verwaltungs- 
beamten und in der Abstimmung des Volkes über bestimmte Ver- 
waltungsakte gegenüber. Es vollzieht sich darin die Unterstellung 
der öffentlichen Verwaltung unter die Volkssouveränität (45). 5. Im 
Gegensatz zum Beamtenstaat ist ferner im Volksstaat die Verwaltung 
aus dem Brennpunkt des öffentlichen Lebens gerückt, die Verwaltungs- 
behörden besitzen keine allgemeine Kompetenzen, keine allgemeine 
Polizeigewalt, und sie verfügen auch nicht über so weitreichende 
Mittel eines selbständigen Verwaltungszwanges (47). Vielmehr sind 
die Kompetenzen und besonders die polizeilichen Zuständigkeiten 
gesetzlich spezialisiert! Den Verwaltungsbehörden ist grund- 
sätzlich die Verfügung über allgemeine Zwangsmittel entzogen. So 
vermag die Verwaltungsbehörde gegen Verstöße gegen Verwaltungs- 
pflichten prinzipiell nicht mit eigenen Mitteln einzuschreiten, sondern 
zunächst nur durch Ueberweisung des Pflichtigen an das Straf- oder 
Polizeigericht (49). Damit wiıd dem Gericht eine Prüfung der Recht- 
mäßigkeit des Verwaltungsaktes zugeschoben. Das Charakteristikum 
des schweizerischen Volksstaates ist so die Abhängigkeit der Ver- 
waltung von der Justiz (50). Die Verwaltung hat daher im Volks- 
staat eine ganz andere Stellung zur Justiz als im Beamtenstaat. Die 
beiden Staatstätigkeiten sird hier nicht einander gleichgeordnet, 
es kann daher auch keinen Kompetenzkonflikt geben. Ueber der 
Justiz und der Verwaltung steht das souveräne Volk und vor dessen 
Organ genießt weder die Justiz noch die Verwaltung einen Vorrang 
Sn, 6. Die Parallele endigt in der Gegenüberstellung des verschiedenen 
erhaltens zum Rechtsschutz in Verwaltungssachen und zur Aus- 
bildung des Verwaltungsrechts in den beiden Staatstypen (51). Wäh- 
rend zuerst Frankreich durch die Rechtsprechung besonderer Ver- 
waltungsgerichte den Bürger gegen die Allmacht der Verwaltungs- 
zentralisation sicher stellte, folgte Deutschland diesem Beispiel erst 
später und zögernd, indem es eine allgemeine Unterstellung der Ver- 
waltung unter die Justiz ebenfalls ablehnte und besondere Verwal- 
tungsgerichte errichtete (52). Zum Schlusse betont Fleiner das auch 
für die Schweiz unverkennbare Bedürfnis nach einem Schutz des 
Bürgers gegenüber der Verwaltung durch ’eine Gerichtsgewalt, wozu 
auch bereits die Grundlagen in der jüngsten Zeit geschaffen worden 
sind (55). Der Auf- und Ausbau eines besonderen öffentlichen Ver- 
waltungsrechts eröffnet auch in der Schweiz der Wissenschaft eine 
große Aufgabe, deren Lösung bei dem Fehlen eines methodisch ge- 
un Beamtenstandes besondere Schwierigkeiten zu überwinden 
at. 
Diese Parallele des früheren deutschen Universitätsprofessors, 
der sich während dieses Weltkrieges in die neutrale Schweiz zurück- 
gezogen hat, nachdem er vorher in jahrelanger Friedensarbeit bei 
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uns alle Achtung und Anerkennung erworben hatte, bleibt echte, 
deutsche Gelehrtenarbeit. Mit sachlicher Gewissenhaftigkeit werden 
alle Regungen des Gefühls unterdrückt, offen zutage liegende Wünsche 
und Hoffnungen bleiben unausgesprochen. Fleiner wird daher auch 
nicht der Gefahr ausgesetzt sein, gegen persönliche Angriffe sich 
verteidigen zu müssen, im Gegenteil wird das akademische Gewand 
seiner Abhandlung bei der deutschen Wissenschaft eher Eingang 
verschaffen, als einer ähnlichen, schon vorliegenden Untersuchung 
eines deutschen Gelehrten. Der Grundgedanke der Fleinerschen 
Schrift, eben die Gegenüberstellung der zwei Staatstypen des Beamten- 
staats und des Volksstaats, ist nämlich bereits in dem ausgezeichneten 
Buche von Hugo Preuß: Das deutsche Volk und die Politik, 1915, 
herausgearbeitet. Hierbei ist freilich neben dem Gelehrten auch der 
Politiker und ganz besonders der deutsche Patriot zu Wort gekommen. 
Ueber die Darstellung der formellen Gegensätzlichkeiten des deutschen 
Staatsrechts hinaus hat Preuß die gerade in diesem Weltkriege zur 
Genüge sichtbar gewordenen Schattenseiten des deutschen Obrig- 
keitsstaats gekennzeichnet. Unter anderem hat dies dazu geführt, 
daß von kompetentester Seite der Gegensatz von Obrigkeitsstaat 
und Volksstaat als ein mißverständlicher Gegensatz bezeichnet wurde 
(Gustav Schmoller in seinem Jahrbuch, Bd. 40. S. 423. ff.). Die 
Fleinersche Schrift bildet demgegenüber die beste Verteidigung und 
es kann ihr keine bessere Wirkung gewünscht werden, als daß sie 
mit dem Preußschen Buche zusammen hilft, die Steine beiseite 
zu wälzen, die einer Neuorientierung des öffentlichen Geistes hindernd 
im Wege liegen. (F. A. Müller-Eisert.) 


Kjellén, Rudolf, Die politischen Probleme des 
eltkrieges. (Uebersetzt von Friedrich Stieve.) Leipzig 
ie Berlin 1916, B. G. Teubner. 5 Karten, 142 S. M. 2.40, geb. 

. 3.40. 

Diese neue Reihe öffentlicher Vorlesungen setzt das sehr schnell 
bekannt gewordene Buch : »Die Großmächte der Gegenwart« vom 
gleichen Verfasser fort. Es versucht, auf der Grundlage der dort ent- 
wickelten Theorien »Faden für Faden den verwickelten Ursachen- 
knäuel zu entwirren, aus dem der große Krieg hervorging« In der 
Einleitung wird das Verhältnis zwischen Krieg und Staatswissenschaft 
dargelegt. Im Frieden sei es nicht möglich, oder doch wenigstens 
sehr schwer, die großen Tendenzen und Richtungslinien der welt- 
politischen Entwicklung klar zu erkennen. Im Kriege dagegen träten 
die Bedürfnisse der Staaten klarer als sonst hervor, denn der Krieg 
sage die Wahrheit, während im Frieden die Anforderungen der 
Konvention oft zu einer Verschleierung der wirklichen Absichten 
und Meinungen führten. Das ist nun schon eine große Konstruktion, 
denn wenn es auch richtig ist, daß in der Aufregung des Krieges die 
Zahl der Fehlhandlungen, durch die man seine wirkliche Absicht 
verrät, auch an der Person »Staat« häufiger werden, als sie während 
des Friedens waren, wo alles meist im ruhigen Gleise dahergeht, so 
kommen doch auf der anderen Seite solche Erregungsperioden ım 
Frieden auch vor, ja sie sind sogar bei manchen Parteien recht häufig, 
und andererseits ist das Interesse an möglichst gründlicher Ver- 
schleierung der wahren Absichten gerade im Kriege erst recht stark, 
so stark, daß man eher eine Lüge milder zu beurteilen geneigt ist, 
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wenn man Anlaß hat, sie unter die Rubrik »Kriegslist« zu subsumieren. 
Außerdem aber ist die Analogie zwischen dem persönlichen Handeln 
eines Individuums aus Motiven und den Handlungen des Staates 
etwas ganz Gewaltsames. Gewiß ist der Staat eine juristische Person. 
Aber deshalb unterliegt er noch lange nicht als Person den psycho- 
logischen Gesetzen, welche die Einzelperson regieren. Die 
schematische Uebertragung des Persönlichkeitsbegriffs vom Indi- 
viduum auf den Staat, die auch sonst während des Krieges in den 
Redensarten wie: »England will... .« »Frankreich muß... .« usw. 
assiert, wird bei Kjellen geradezu systematisch angewendet. Dieser 
aschenspielerkniff ist aber ganz unerlaubt und führt zu groben 
Ueberschreitungen der den Einzelgebieten der Soziologie gezogenen 
Grenzen. Natürlich liegt dieser Analogie ein richtiger Gedanke zu- 
de. Die Staatsgemeinschaft ist so zwingend, sie verbindet die 
ndividuen des Staatsvolkes so eng miteinander, daß man von einem 
bestimmten Gesichtspunkte aus sehr häufig eine geschichtliche Ent- 
wicklung einheitlich, als wäre sie dem Hirn eines einzelnen voraus- 
schauenden Genius entsprungen, durchkonstruieren kann. Sehr 
häufig aber ist das auch nicht möglich, sehr häufig sind solche Kon- 
struktionen nur scheinbar richtig. So kann man z. B., verführt durch 
günstige Zeitumstände, einem Volke einheitliche Eroberungstendenzen 
ür ein ganzes Jahrhundert nachweisen, während in Wirklichkeit 
nur ein kleines Uebergewicht unter den Machthabern der Träger 
dieser »einheitlichen« Tendenz gewesen ist. Nun kann sich aber gerade 
ein Jahr hinter dem Standpunkt dieser Konstruktion die Zusammen- 
setzung der Machthaberschicht wesentlich ändern; dabei braucht 
es sich quantitativ nicht einmal um beträchtliche Aenderungen zu 
handeln, es kann doch ein unendlicher qualitativer Unterschied, ein 
vollkommener Umschwung in der Haltung des Staates zustande 
kommen. Da scheitert dann die Konstruktion, weil ihre Gesetz- 
mäßigkeit scheitert. Kjellen hat als ein gescheiter Mann diese Fuß- 
angel seiner Methode wahrscheinlich ziemlich genau erkannt. Er 
sucht nämlich alle diese, gegen den Imperialismus möglichen Gegen- 
ströme schon mit bei der Konstruktion dessen, was ihm als die Kraft 
dər Nation erscheint, vorwegzunehmen. Aber im Grunde kommt 
es doch nur auf eine petitio principii hinaus, wenn er das tut. Er 
schleicht sich aus der Falle weg, und an manchen Stellen seines Buches 
ist die Verhüllung dieser Schleichwege schlecht genug. 

Trotzdem ist sein Buch sehr nützlich, weil es die verkehrte Kon- 
zeption mit wahrhaft genialer Konsequenz durchführt. Indem er 
a tort et A travers die Tatsachen in das Prokrustes-Bett seiner falschen 
Theorie zwängt, holt er auch gleichzeitig manche bis dahin in der 
Betrachtung der Weltpolitik zu wenig beachtete Tatsachen hervor 
und stellt sie mit blendender Darstellungsgabe recht mitten in das 
Licht des Tages. Dazu gehören in erster Linie die geographischen 
Grundlagen der weltpolitischen Entwicklungsvorgänge Freilich 
bringt er auch da ebensowenig prinzipiell Neues, wie er den Denk- 
fehler, auf dem sein Buch beruht, selbst erfunden hat. Ist er in seiner 
Theorie vom Staat als einer Person ein allzublinder Nachbeter von 
Schäffles Bild vom Bau und Leben des Staates als eines sozialen 
Körpers, so baut er hier im wesentlichen die politisch-geographischen 
Methoden Ratzels aus, wenn auch allerdings vielfach mit ganz ab- 
weichenden Einzelergebnissen. Trotzdem aber ist es sehr nützlich, 
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daß er einmal das Denken in Kontinenten den Deutschen vormacht. 
Der kritische Leser wird von dem Buche infolgedessen überall tiefe 
Anregung und vielfach entschiedene Belehrung empfangen. Er wird 
auch an dem glänzenden Spiel der Lichter auf den Facetten des Steines 
oft seine helle Freude haben, und diese Freude darf man ihm gönnen, 
weil er ja im Grunde weiß, daß er nicht einen Diamanten, sondern 
Straß vor sich hat. Aber freilich zu einem populären Buch für das 
große Publikum eignet sich Kjellens Werk deshalb erst recht nicht, 
denn der unkritische Leser muß zu ganz verfehlten Theorien kommen, 
wenn er diesem Buche sich gläubig hingibt. Es ist ja ganz schön, 
eine so überzeugte Begründung der Güte der deutschen Sache von 
einem geistreichen und wohlmeinenden Neutralen zu lesen. Die 
Art und Weise aber, wie Kjellen die Güte der deutschen Sache be- 
weist, ist doch im Grunde trotz aller Einzelvorzüge des Buches so 
wenig sympathisch, weil sachlich im Grunde so verfehlt, daß es einem 
fast lieber wäre, der Verfasser neige sich in seinen Ergebnissen auf 
die Seite unserer Feinde. 

Nach all diesen Ueberlegungen kann also dem sachverständigen 
Leser gründliche Auseinandersetzung mit dem Buche nur empfohlen 
werden. In die Hände jemandes, der allgemeine Bildung sucht, 
gehört es nicht. 

(Herman Kranold.) 


Rausch, Professor Dr. Karl, Oesterreich-Ungarn 
in und nach dem Kriege. Das Emporsteigen der Staats- 
gewalt. Wien und Leipzig, Wilhelm Braumüller. 335 S. M. 6.—. 

Dieses Buch besteht aus gesammelten Zeitungsartikeln über 
die durch den Krieg hervorgerufenen Probleme politischer, wirtschaft- 
licher, finanzieller und kultureller Natur. Ihre Bedeutung reicht über 
den Tag hinaus. Ein kenntnisreicher und vorurteilsfreier, von glühend- 
stem Vaterlandsgefühl beseelter Oesterreicher erörtert in kräftiger 
eindrucksvoller Sprache die verwickelten Fragen der Kriegswirtschaft 
und des Wiederaufbaues der Monarchie. Der Verfasser will die ver- 
mehrte Kraft des Staates in den Mittelpunkt alles Geschehens 
stellen; dieser muß Ordner und Befehlshaber des ganzen Wirtschafts- 
lebens werden. So verlangt er unter anderem die Einführung von 

Staatsmonopolen für den gesamten Lebensmittelhandel, für die 

Ausnützung der Wasserkräfte, für das Versicherungswesen, das 

Spiritus-, Stickstoff-, Zändwarenmonopol. Er hält es für notwendig, 

daß das gesamte Schulwesen vom Staate verwaltet werde, daß die 

sogenannte autonome Verwaltung beseitigt und neben der Wehrpflicht 
eine allgemeine Arbeitspflicht eingeführt werde. Trotz dieser ver- 
mehrten Machtvollkommenheit des Staates soll es im übrigen beim 

Privateigentum verbleiben, insbesondere an Grund und Boden. Auch 

die Freiheit des Unternehmertums werde insoweit gewahrt, als nicht 

die Aufsicht des Staates über die Erzeugung und Verteilung der 

Güter einen Eingriff nötig mache. Das Hauptmotiv für die Macht- 

vollkommenheit des Staates auf wirtschaftlichem Gebiete bildet die 

Rücksicht auf die Weltwirtschaft. Die Mittelmächte können 

sich hier eine Stellung nur erringen und behaupten, wenn sie ihre 

esamte wirtschaftliche Macht planmäßig organisieren. Daß die 
inzelvorschläge des Verfassers auf Widerstand stoßen werden, daß 
mächtige Interessenverbände ihnen entgegenstehen, darüber ist er 
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sich wohl selbst klar. Er hofft jedoch offenbar von der wachsenden 
Einsicht in die Notwendigkeit radikaler Neugestaltung eine Ueber- 
windung dieser Widerstände. Möge dem Buche auch in dieser Be- 
ziehung voller Erfolg beschieden sein. (Menzel.) 


Rehm, Hermann, Das politische Wesen der deut- 
schen Monarchie. Aus der l'estgabe für Otto Mayer zum 
70. Geburtstag. Tübingen 1916, J. C. B. Mohr. 30 S. 

Diese, sehr zeitgemäße, Studie verfolgt keine andere Tendenz 
als das, was ist, in klaren und genauen Formeln auszusprechen und 
aus dem Zusammenspiel von Verfassungsrecht und politischem Leben 
zu erläutern. So werden: der Parlamentarismus in seinen verschiedenen 
Färbungen ; der dualistische Schwebezustand der deutschen konstitutio- 
nellen Monarchie — die dem Absolutismus so nahe wäre, wenn sie 
stillstände und dem Parlamentarismus so nahe rückt, weil ihr Lebens- 
drang und Umwelt Handeln und Bewegung aufzwingen, zu denen 
die Regierung der Willigkeit des Landtags bedarf —; endlich der 
gleichartige Zustand des Deutschen Reichs — das auch in seiner 
politischen Wandlung zum »deutschen Staat mit föderativer Beigabe«, 
in dem »der Kaiser regiert« aller reinlichen systematischen Einordung 
spottet — sie alle werden mit festen Strichen und lapidaren Be- 
hauptungen an ihren Platz gestellt. Solche Bemühung, das flutende 
Leben in die Distinktionen einer ordnenden Staatslehre einzufangen, 
wird nie ohne einen Hauch von Pedanterie bleiben. Wer sich fertig 
glaubt, mag die Vereinzelung und die Halbtöne bei der Zeichnung 
des »politischen Wesens« von Staatsgebilden bevorzugen; der Wer- 
dende wird für den Ueberblick und die scharfen Konturen um so 
dankbarer sein. Sie schaffen eine klare Begriffswelt. 

Im einzelnen hätte ich mancherlei einzuwenden. Bei der Er- 
örterung des deutschen Verfassungswesens tritt mir z. B. zu wenig 
hervor die große Rolle des vom Lebenselement selbstlosen Staats- 
dienstes erfüllten Berufsbeamtentums. . 

Willkommene Belehrung und Anregung habe ich geschöpft a 
den kenntnisreichen Hinweisen auf Ereignisse und Entwicklungen aus 
der neuesten politischen Geschichte des In- und Auslandes. 

(Thoma.) 


Schoberlechner, Hofrat Dr. Julius, Nationalis- 
mus und Patiriotismus. 2. Auflage, Graz und Leipzig 
1916, Leuschner u. Lubenski. 28 S. 

Der Verfasser versucht eine psychologische Analyse der beiden 

im Titel genannten »Neigungen« und ihrer Beziehungen zum National- 

und Staatsgefühl zu geben und knüpft daran praktische Vorschläge 

für Oesterreich. Er macht manche treffende, wenn auch nicht gerade 
in die Tiefe gehende Bemerkungen. Wenn er glaubt mit der Gründung 
eines »Patriotenbundes« das österreichische Nationalitätenproblem 
praktisch zu lösen, so besitzt er einen beneidenswerten Optimismus. 
(Menzel.) 

Sespel, Professor Dr. Ignaz, Nation und Staat. Wien 
und Leipzig 1915, Wilhelm Braumüller. M. 4.—. 

Aus der Vorrede: »Der Verfasser ist katholischer Theologe und 

Oesterreicher; er ist sich wohl bewußt, daß diese beiden Eigenschaften 

sich fast auf jeder Seite seines Buches bemerkbar machen. Dennoch 
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hofft er, für seine Ausführungen, auch bei solchen, die auf einem 
anderen Standpunkt stehen als er, einiges Interesse zu finden.« Diese 
Hoffnung wird sich erfüllen. Die überaus reichhaltigen Literatur- 
nachweise machen die Schrift von Seipel sehr brauchbar. Das Ver- 
zeichnis der zitierten Schriften umfaßt 14 Seiten. Dabei ist freilich 
manches Minderwertige angezogen; einige wichtige Werke, wie Mein- 
ecke und Spann!) sind dem Verfasser entgangen. Die Entstehungsweise 
des Buches — Zusammenfassung von 5 zu verschiedenen Zeiten 
entstandenen Kapiteln — beeinträchtigt einigermaßen die Systematik 
and Präzision der Gedankenfolge. 

Der Verfasser glaubt aus der heiligen Schrift das Grundgesetz 
der menschlichen Organisation ableiten zu können (S. 20 ff.), insbe- 
sondere aus den Worten: »Der Mann wird Vater und Mutter verlassen 
und seinem Weibe anhangen.« Dies bedeute: Die Menschen müssen 
eine ältere Organisation, die sich rein naturhaft erhält, überwinden, 
um dann durch einen geistigen Akt, durch ein Wollen, durch eine 
Besitzergreifung, den Grund zu einer neuen, höheren, geistigeren 
Organisation zu legen. So entstehen Volk, Nation, Staat, neben der 
ältesten Gemeinschaft, der Familie. Sie sind einander nicht über- 
oder unter-, sondern nebengeordnet (S. 55 ff.). »Volk« ist dem Ver- 
fasser die auf den gemeinsamen Boden gegründete Organisation, 
»Nation« der gemeinsame Kulturverband; »Staat« ist die auf Unter- 
ordnung unter eine Autorität gegründete Organisation, welche die 
Einzelkräfte in Dienste des Gemeinwohls zusammenfaßt (S. 42: 
Wertvoller als diese theoretischen Ausführungen erscheinen dem 
Referenten jene Partien des Buches, welche der Nationalitätenfrage 
in Oesterreich-Ungarn gewidmet sind (S. 96—140). Namentlich der 
geschichtliche Teil der Darstellung enthält ein reiches Material. Die 

itiven Vorschläge zur Lösung der Schwierigkeiten erscheinen 
jedoch recht dürftig; Seipel erwartet alles von der vernünftigen Ein- 
sicht, dem Rückgang des Nationalismus und dem wachsenden Staats- 
gefühle der Nationalitäten. Der letzte Abschnitt (S. 140—170) be- 
handelt »Nationalismus und Internationalismus« im Sinne einer 
menschlichen Kulturgemeinschaft. (Menzel.) 


Preisausschreibung. 


Das Volksbildungshaus Wiener Urania stellt als Preisaufgabe 
die Behandlung des Gegenstandes: Probleme und Gestal- 
tungen der Volksbildung. 

Ausgehend von einer wis enschaftlichen Klarstellung und Ab- 
grenzung des Begriffes der Volksbildung, sollen die Probleme der 
modernen Volksbildungsbewegung behandelt, die Fragen der Organi- 
sation und der Entwicklungsmöglichkeiten der freien Volksbildungs- 
einrichtungen, sowie deren Verhältnis zum Unterrichtswesen kritisch 
untersucht und in Absicht auf praktische Egebnisse eingehend dar- 
gestellt werden. Die Bezugnahme auf österreichische Verhältnisse 
und auf das österreichische Verwaltungsrecht wäre erwünscht. 

Arbeiten von vorwiegend historischem oder statistischem Charak- 
ter kommen nicht in Betracht. 

Ohne der Freiheit der Preisbewerber in der Auswahl der in dem 
obigen Rahmen etwa mitzubehandelnden Einzelfragen vorzugreifen, 
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sei beispielsweise auf einige der vielen Probleme hingewiesen: Volks- 
bildung und Volkserziehung; Volksbildung und Wissenschaft; Ver- 
hältnis der Volksbildung zu Familie, Schule, Heimat, Staat, Religion 
und Kunst; Volksbildung als akademischer Lehrgegenstand ; Methodik 
und Didaktik des volkstümlichen Vortragswesens (Rücksicht auf 
Bildungsgrad und Bedürfnis der Hörerschaft); Vortrag und Buch; 
Volksbildung, Volksunterhaltung und Volksgeselligkeit; volkstümlich 
und populär; Volksbildung und Kino; die Volksbildung und die 
Heranziehung der weiblichen Jugend zum Hausfrauenberufe,; usw. 

Die Arbeit soll den Umfang von 10 Druckbogen nicht übersteigen. 
Hervorragende Arbeiten können auch bei größerem Umfange preis- 
gekrönt werden. 

Für die besten Arbeiten werden vier Preise ausgeschrieben, und 
zwar: Erster Preis: Zweitausend Kronen, Zweiter 
Preis: Eintausend Kronen, ferner zwei Preise 
zu je 250 Kronen. 

Das Preisgericht kann einer besonders hervorragenden Arbeit 
auch mehrere der ausgeschriebenen Preise zusprechen. Mangels 
würdiger Arbeiten kann das Preisgericht beschließen, einzelne oder 
auch alle Preise nicht zu verleihen, diese Preise vielmehr einer neuen 
Preisausschreibung vorzubehalten. 

Die Arbeiten müssen mit Schreibmaschine gechrieben werden 
(jedes Blatt nur auf einer Seite) und bis längstens 31. Mai 1918 bei 
dem Volksbildungshause Wiener Urania, Wien I., Uraniastraße r, 
einlangen. Die Arbeiten sind mit einem Kennworte zu versehen; 
dieses Kennwort ist außerdem auf einem verschlossenen Briefum- 
schlage anzubringen, der die genaue Adresse des Verfassers enthält. 

er Zeitpunkt der Preiszuerkennnug wird längstens bis zum 
30. Juni 1918 öffentlich bekanntgegeben werden. — 

Das Volksbildungshaus Wiener Urania kann binnen vier Wochen 
nach der Entscheidung des Preisgerichtes das Verlagsrecht an den 
preisgekrönten Arbeiten zum Zwecke der Veröffentlichung in ihrem 
eigenen Verlage in Anspruch nehmen. 

Dem Preisrichterkollegium, das über die,Zuerkennung der Preise 
zu entscheiden hat, stehen als Referenten zur Seite: k. k. Sektionsrat 
a. 0. Professor Dr. Robert Bartsch ; Direktor a. o. Professor Dr. Franz 
Strunz; Regierungsrat Direktor Professor Dr. Friedrich Umlauft. 

Wien, am 25. Mai 1917. 

Der Vorstand des Volksbildungshauses Wiener Urania. 





y- 


309 


SOZIALPOLITISCHE CHRONIK. 


Angestelltenbewegung und - Sozialpolitik im Kriege *). 


Der letzte Abschnitt der sozialpolitischen Chronik über An- 
gestelltenbewegung und -Sozialpolitik !) hat die Entwicklung während 
des ersten Kriegsjahres und darüber hinaus bis zum Spätherbst 1915 
zur Darstellung gebracht. Dieses erste Kriegsjahr war — nachhaltiger 
als auf dem Arbeitsmarkt für gewerbliche Arbeiter — durch große 
Stellenlosigkeit und starken Druck auf die Gehalte gekennzeichnet, 
Die Entwicklung der Folgezeit ist nicht einheitlich. 

Zunächst sei die Entwicklung der wichtigsten Angestellten- 
organisationen im ersten Kriegsjahr angedeutet ?). Die Ziffern sind 
dem 13. Sonderheft des Reichsarbeitsblattes (S. 14 ff.) entnommen ?). 


Mitgliederziffern der kaufmännischen Organisationen. 









Davon Davon 


















Ende | Privat- Ende | Privat- | Einge- 
1910 ange- I914 ange- zogen 
stellt stellte 
Deutschnationaler | 
Handlungsgehil- | 
fenverband 120 289 | 113 755 | 148 079 | 111 988 | 103 871 | 48 525 
Verein für Hand- 
lungskommis von 
1858 102 633 | 90 22I | 127 03a 98 386 | 85 321 | 28 922 
Verein deutscher Ä 
Handlungsgehilfen 
Leipzig 92 301 | 86 113 | 102 124 74 913 | 70645 | 27645 


Verein deutscher 

Kaufleute Berlin 

(H.-D.) 18 525 | 18 385 | 22 441 | 19427 | 19427 3 232 
Zentralverband der 

Handlungsgehilfen | 12 380 | 12 380 | 24 809 4)| 23 174 | 23174 | : 2 674 


*) Abgeschlossen am 28. V. 1917. 

1) Archiv, Bd. XIII, S. 569—612. 

2) Diese Ziffern wurden erst vor kurzem publiziert. Sie geben ein gutes 
Bild der ersten Kriegseinwirkungen. 

3) Berlin 1916, C. Heymanns Verlag. 

4) Das rasche Wachstum erklärt sich aus der Zusammenlegung mit ver- 
wandten Organisationen. 


310 Sozialpolitische Chronik. 





Davon Davon 











Ende Privat- Ende Ende Privat- Einge- 
IQI 6 ange- 1913 1914 ange- | zogen 
stellte | stellte 
Deutscher Bankbe- 
amten-Verein Ber- 
lin 24 216 24 216 ) 
Kaufmännischer 
Verband für weib- 
liche Angestellte, 
Berlin 29 188 29 188| 34 015 31 451 | 31451 
Deutscher Verband 
kaufmännischer 


Vereine, Berlin 68 966 | 46 753| 67885 | 57495| 35 241 9 948 
Technikerverbände®). 

Ende 1910| Ende 1913| Ende 1914| Eingezo 

51749 | 






| 62373 | 56186 





Deutscher Werkmeisterverband 
Bund der technisch-industriel- 























len Beamten 17 738 23 386 14 129 10 184 
Deutscher Technikerverband 29 499 30 207°) 21 958 9 000 
Verband der Vereine techni- 

scher Grubenbeamten, 

Bochum ®) 5414 4 124 1 481 
Deutscher Zuschneiderverband 2 706 3 137 1 680 I 400 
Deutscher Poliererverband 5 275 7 620°) 5 727 2 155 

Büroangestelltenverbände, 
| Ende 1910] Ende 1913 | Ende 1914 | Eingezogen 
Verband deutscher Bürobe- | 9424| P O poo 
amten 3 706 5 098 
Verband der Büroangestellten 
Deutschlands 5 783 8 414 7 325 1 634 
Verband deutscher Rechtsan- 
anwalts- und Notariatsbe- 
amten — 3 787 3 202 696 
Verband der Versicherungsbe- 
amten, München 6 388 8765 | 5360 3 981 


5) Während des Krieges ist nach Angabe des Verbandes die Mitgliederziffer 
nıcht festzustellen. 

% Beiden Technikerverbänden ist die Zahl der Privatangestell- 
ten nahezu überall gleich der Zahl der Mitglieder überhaupt. 

7) Davon 26 519 Angestellte. Für das Jahr 1914 fehlt uns die entsprechende 
Angabe. 

°) Nach Angaben von 16 dem Verband angeschlossenen Vereinen. 

®) Davon bloß 3500 Privatangestellte; Ende 1914: 2468 Privatangestellte. 
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Sonstige Verbände, 





Ende | Ende | Ende | Ein- 
_ 1910 1193 | IgI4 | gezogen 

Deutscher Privatbeamtenver-- | = 

ein (Magdeburg) 28 558 | 31 389 | 26991 | rund 3 000 
Deutscher Gruben- und Fabrik- 

beamtenverband 14 195 | 15 504 | 13 228 » 3000 
Genossenschaft deutscher Büh- 

nenangehöriger 13 317 | 12252 | ro ı6r |. 1 366 
Allgemeiner deutscher Chor- 

sängerverband 2 916 2 210 2 232 173 


Soweit Angaben vorliegen, sind die Mitgliederziffern für Ende 
1914 ohne die Eingezogenen angegeben. Einige Verbände würden 
dann, die Eingezogenen mitgerechnet, gegenüber Ende I914 eine 
erhebliche Steigerung ihrer Mitgliederziffern aufzuweisen haben, was 
nicht wahrscheinlich ist. Möglicherweise liegen verschiedene Zählungs- 
methoden den Ergebnissen zugrunde. 

Die Angaben für sämtliche berichtenden Angestellten- 
verbände ergeben folgendes Resultat !°): 









Einge» 
Davon | Weibl. | zogene 
Ange- Ange- | Mitglie- 
stellte stellte |der Ende 
1914 










Davon 
Ende Ange- Ende 


1913 stellte 1914 





Kaufmännische 
Verbände 
Techniker- 
verbände 
Büroangestell- 
tenverbände 
Verbände land- 
wirtschaftl. An- 
gestellter 
Verschiedene 
Verbände 93 432 70 661 81 932 5 042 II 175 


Te Te E Fre ETE 
Insgesamt: |863 236 11)| 756 271 | 693 572 | 505 582 | 70 789 184 372 


Die Schwächung der Angestelltenorganisationen durch militäri- 
sche Einziehungen war aber erheblich größer, als aus diesen Durch- 





582 801 5II 242 | 466 503 65 299 | 126 627 







140 858 130 544 | III 226 8 34 402 







25287 | 25274 | 19235 435 7 589 





20 858, 18 550 14 676 5 4 579 









10) Reichsarbeitsblatt, 13. Sonderheft, S. 22*. Die Angaben für Ende 1913 
ebenda. Sie stimmen mit den Angaben im letzten Chronikabschnitt nicht überein 
(Archiv Bd. 41, S. 571), weil hier die Angaben für diejenigen Verbände weg- 
gelassen sind, welche für 1914 nicht berichtet haben. Der Unterschied ist recht 
erbeblich, so daß diese Tabelle nicht einen Ueberblick über sämtliche Organisa- 
tionen bietet. 

1) Die Gesamtziffer für 1913 beträgt bei Berücksichtigung auch solcher 
Verbände, welche für 1914 berichtet haben; 941 ooo Mitglieder, wovon 830 000 
Angestellte. 
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schnittsziffern hervorgeht. Für solche Verbände, welche die Zahl der 
Eingezogenen angegeben haben, kommt man nach Ausschaltung der 
weiblichen Mitglieder zu folgenden Resultaten: 

Eingezogene vom Hundert der Gesamtzahl 


Kaufmännische Verbände 24,5 
Technikerverbände 32,6 
Büroangestellte 28,8 
Landwirtschaftliche Angestellte 24,6 
Verschiedene 13,9 
Durchschnittlich: 23,4 


In den einzelnen Verbänden stellen sich die Anteilsziffern verschieden. 
Unter den Handlungsgehilfenverbänden steht an erster Stelle die Vereinigung 
allgemeiner deutscher Buchhandlungsgehilfen (31 %), nahezu am niedrigsten 
der Verband reisender Kaufleute (15 %); im deutschnationalen Handlungs- 
gehilfenverband waren es 30 %1%). Bei den Technikerorganisationen werden 
noch höhere Prozentziffern (bis zu 50 %) erreicht. 


Für die Entwicklung der Mitgliederziffern während des Krieges 


liegen folgende Angaben vor ®): 
Ende März 1917 


Deutschnationaler Handlungsgehilfenverband, Hamburg 138 645 14) 
Verband deutscher Handluhngsgehilfen, Leipzig 93 485 
Verein für Handlungskommis von 1858 113 677 
Zentralverband der Handlungsgehilfen 26 100 
Handlungsgehilfenverein zu Breslau 5 106 
Kaufmännischer Verband für weibl. Angestellte, Berlin 34 881 
Deutscher Werkmeisterverband, Düsseldorf 62 861 


Die Ziffern sind mit den oben genännten nicht vergleichbar, da 
hier offenbar die zum Militär eingezogenen Mitglieder wieder ein- 
gerechnet sind. 

Im allgemeinen kann man annehmen, daß der Mitgliederbestand 
der Angestelltenverbände (von speziellen Fällen abgesehen) im ganzen 
stabiler ist, als der der Gewerkschaften 15). 

Die gelegentlichen Angaben sind also bedeutend spärlicher als 
im ersten Kriegsjahr, hauptsächlich wohl infolge von wachsenden 
Schwierigkeiten, welche sich gegenwärtig einer geordneten Bericht- 
erstattung entgegenstellen. Alles wird davon abhängen, ob die zum 
Militär eingezogenen Mitglieder zum großen Teil wieder in die Verbände 
zurückkehren. Denn die wachsenden Einziehungen haben in allen 

12) Im Vorjahr wurde die Zahl der Einberufenen mit 37 % angegeben (Deut- 
sche Handelswacht, 5. IV. 1915). 

13) Reichsarbeitsblatt, 27. IV 1917. 

14) Davon sind 7745 unterstützende Mitglieder und 7657 Lehrlinge. 

15) Von Einzelangaben seien erwähnt: D. H.-V. Ende 1915: ca. 160 000 
Mitglieder, davon go 000 2ingezogen (Deutsche Handelswacht, 5. III. 1916); 
Verein für Handlungskommis von 1858 Ende ıcı5: 116 857, Ende 1916: 113 677 
Mitglieder, davon eingezogen: 62 726, bzw. 68 839 (Handelsstand ı. IV. 1916 
und Anfang Mai 1917); Zentralverband der Handlungsgehilfen Ende September 
1916: 26 277, davon 15 600 weibliche (Handlungsgebilfenzeitung, 25. X. 1916); 
Bund der t. i. Beamten: Ende 1915: 22 587, davon 15 679 eingezogen (Industrie- 
besmtenzeitung 29. IX. 1916). 
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Organisationen wohl (ebenso wie bei den Gewerkschaften) den Bestand 
an zahlenden Mitgliedern weit unter die Hälfte reduziert. Wesentliche 
Neuzugänge von weiblichen Mitgliedern waren in manchen Organisatio- 
nen schon satzungs- und gewohnheitsgemäß nicht möglich, und sind 
auch nicht erfolgt. 

Weit günstiger als die Entwicklung der Mitgliederziffern ist -— 
zumal bei den älteren Organisationen — die der Finanzen. 
So konnte der Verein deutscher Handlungsgehilfen sein Vermögen 
von 6,425 Millionen M. Ende 1914 auf 6 837 000 M. steigern!®). Dieses 
Vermögen steht fast völlig im Besitz der speziellen Unterstützungs- 
einrichtungen, ist also für Verbandsaktionen nicht zur Verfügung. 
Aehnlich steht es auch bei dem deutschnationalen Handlungsgehilfen- 
verband, dessen Vermögen eine kleine Minderung erfahren hat (von 
I 454 000 Ende 1914 auf I 380 000 Ende 1915). Diese trifft in erster 
Linie das Kapitalvermögen des Verbandes, während die Versicherungs- 
kassa gegen Stellenlosigkeit (die ungefähr ı Million M. Kapital besitzt) 
davon nahezu garnicht betroffen wurde!”). Hingegen dürfte das 
Vermögen der radikalgewerkschaftlichen Verbände (siehe hierüber 
Zz. B. bei den Technikerorganisationen) in höherem Maße in Mitleiden- 
schaft gezogen worden sein 18). 


Lage des Arbeitsmarktes. 


Im letzten Abschnitt wurden die Wandlungen geschildert, welche 
auch auf dem Arbeitsmarkte für Angestellte um die Jahreswende 
1914/15 eintraten. Inzwischen hat sich die Stellenlosigkeit folgender- 
maßen gestaltet 19): 

Kaufmännische Verbände Technikerverbände 
Bei der Stel- Bei der Stel- Bei der Stel- Bei der Stel- 


lenlosenver- lenvermitt- lenlosenver- lenvermitt- 
sicherung lung sicherung lung 
% % % % 
3. Quartal 1914 0,9 3,5 
I »  I9I5 0,3 1,5 
I. è 1916 0,08 0,71 0,07 0,18 
2. 9 1916 0,10 0,67 0,07 0,20 
3 d 1916 0,08 0,63 0,07 0,17 
4 » 1916 0,06 0,44 0,05 0,09 
I 9 1917 0,05 0,77 0,06 0,02 


Darnach ist also insbesondere die Stellenlosigkeit bei den Tech- 
nikern völlig verschwunden. Davon überzeugt übrigens auch ein 
Blick in die Organe der Verbände, welche mit Inseraten solcher 

‚6, Verbandsblätter, Mai 1916. 

17) Deutsche Handelswacht, 5. VII. 1916. 

18) Weitere und namentlich neuere Angaben über die finanzielle Entwicklung 
liegen bisher nicht vor. Mit der Anzahl der einberufenen Mitglieder steigern 
sich allerdings nie Schwierigkeiten, das Budget im Gleichgewicht zu balten, 
da namentlich in den größeren Verbänden die Verwaltungskosten kaum mebr 
erheblich vermindert werden können. 

19) Reichsarbeitsblatt, 27. IV. 1917. 


— 
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Firmen überfüllt sind, die in normalen Zeiten wahrscheinlich die 
Inanspruchnahme von Verbandsorganen abgelehnt hätten. 


A. Kaufmännische Verbände, 


Stellenlosenunterstützung und Arbeitsvermitttlung. 


Infolge der Gestaltung des Arbeitsmarktes hat die Stellenlosenunterstützung 
schon seit geraumer Zeit an Bedeutung verloren. Infolgedessen gingen auch 
die Unterstützungen, welche bezahlt werden mußten, rapid zurück. In 8 kauf- 
männischen Verbänden, in welchen im 4. Quartal, 1914 (Höhepunkt der Arbeits- 
losigkeit) 331 000 M. an Stellenlosenunterstützungen bezahlt werden mußten, 
sanken die Aufwendungen unter 25 000 M. im ı. und 4. Quartal 1916 und auf 
ca. 11000 M. im ı. Quartal 1917. 

Die absolute Ziffer der Bewerber, der offenen Stellen und besetzten Stellen, 
die im Reichsarbeitsblatt registriert werden ?°) zeigt, daß der Andrang der weib- 
lichen Handlungsgehilfen bedeutend größer ist als der der männlichen. Wenn 
man lediglich die kaufmännischen Arbeitsnachweise betrachtet, findet man 
folgende Daten: Auf je 100 Bewerbungen entfallen: 


offene Stellen Vermittlungen 
männlich 79 26 
weiblich 54 30 


Auf je r00 offene Stellen entfallen bei männlichen Bewerbern: 126 Stellen- 
gesuche; bei weiblichen: 184 Stellengesuche. Ebenso ist die Stellenlosigkeit 
bei den weiblichen Angestellten erheblich größer. Es waren am Schluß des 
Berichtsmonats von je 100 männlichen Bewerbern: 37, von je 100 weiblichen: 
62 stellenlos (im Vorjahr: 42 und 64). 

Bei der Stellenvermittlung technischer Angestellter sind die Ziffern so 
geringfügig, daß schon daraus der Mangel an geeigneten Kräften deutlich her- 
vorgeht. 

Mit dem Rückgang der Stellenlosigkeit verlor auch die Stellen- 
vermittlung als Werbemittel an aktueller Bedeutung. Aber noch in 
den Berichten für das Jahr 1915 spielen die Ergebnisse der Stellen- 
vermittlungen eine erhebliche Rolle, insbesondere bei den Verbänden 
kaufmännischer Angestellter. Von den älteren Organisationen hat 
sich 1915 noch jede bemüht, die übrigen Verbände in den Vermittlungs- 
ergebnissen zu schlagen ?!). Die Ergebnisse der Vermittlungen waren 
auch naturgemäß, bei der großen Nachfrage nach geschulten Kräften, 
außerordentlich günstige 22). 

Trotzdem haben die Bemühungen der Reichsbehörden, zu einem 
gemeinnützigen Stellennachweis zu gelangen (analog der Entwicklung 


20) Reichsarbeitsblatt, 27. IV. 1917. 

&) Der Verein für Handlungskommis rühmt sich, mit 5180 Vermittlungen 
im Jahre r915 »das Höchstergebnis unter allen kaufmännischen Stellenver- 
mittlungen« erreicht zu haben (Handelsstand, 1. IV. 1916); der Verband deut- 
scher Handlungsgehilfen betont, daß er mit 5099 Gehilfenbesetzungen salle 
kaufmännischen Stellenvermittlungen überflügelt«e habe (Verbandsblätter, 
Juni 1916). 

s2) Im Verband dertscher Handlungsgehilfen wurden bei 7688 Bewerbern 
5145 Besetzungen erzielt. Unter den vermittelten Gehilfen waren 360g stellenlos 
und 1084 gekündigt (Verbandsblätter, Juni 1916). 
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des Arbeitsnachweises für den gewerblichen Arbeitsmarkt), wenigstens 
. für die kaufmännischen Angestellten zu einem vorläufigen Ergebnis 
geführt, da offenbar die Verbände fürchteten, daß sie ganz ausge- 
schaltet werden könnten, wenn sie einer öffentlichen Regelung weiter 
radikalen Widerstand entgegensetzen würden. Schon im Jahre 1915 
wurde von einigen kaufmännischen Verbänden eine »gemeinnützige 
kaufmännische Stellenvermittlung« gegründet, der sich jedoch nam- 
hafte Organisationen mit wichtigen Vermittlungseinrichtungen nicht 
anschlossen. Ein solcher allgemeiner Zusammenschluß ist dann im 
Jahre 1916, auf Grund einer Einladung des Reichskanzlers, zustande- 
gekommen. Die Einrichtung erhielt den Namen »Gemeinnützige 
kaufmännische Stellenvermittlung« (G. K. S.) und hat ihren Sitz in 
Berlin 22). Sämtliche beteiligten Verbände melden die offenen Stellen 
zweimal wöchentlich nach Berlin. Die Zentralstelle publiziert diese 
Stellen zweimal wöchentlich. Die Vermittlung erfolgt für alle Ver- 
bandsmitglieder kostenfrei. Auch nicht organisierte Handlungsgehilfen 
können diese Stellenvermittlung (was eine sehr wesentliche Konzession 
der Verbände an den Gedanken der Gemeinnützigkeit ist) während 
des Krieges und 6 Monate nach demselben kostenfrei in Anspruch 
nehmen. Späterhin sollen geringe Gebühren eingehoben werden 
(3 M. bei einem Jahresgehalt von 1080—1500 M.; 4 M. bei 1500 bis 2100 
M.; 5 M. bei einem Gehalt über 2100 M.; bei Gehalt bis r080 M. 
unentgeltlich). — 

An dieser gemeinnützigen kaufmännischen Stellenvermittlung sind beteiligt 
der Deutschnationale Handlungsgehilfenverband;; der Verband deutscher Hand- 
lungsgehilfen Leipzig; der Verein für Handlungskommis von 1858; der Hand- 
lungsgehilfenverein zu Breslau von 1774; der Bayrische Verband kaufmännischer 
Vereine, Sitz München; mehrere (12) kaufmännische Vereine; der Verband 
katholischer kaufmännischer Vereinigungen Deutschlands, Essen; der Verband 
reisender Kaufleute Deutschlands, Leipzig; der Verein junger Kaufleute von 
Berlin; der Verein »Merkure. — 

Das Verfahren der gemeinnützigen Stellenvermittlung mußte den Bedürf- 
nissen der Prinzipale angepaßt werden. Infolgedessen werden die Firmen, bei 
welchen Stellen zu besetzen sind, in den Listen nicht genannt. Die stellenlosen 
Handlungsgehilfen können auf die Listen abonnieren (je ıo Listen ı M.) und 
können von der Zentrale bis zu fünf Namen der aufgebenden Firmen erfragen). 

Diese Lösung bedeutet noch nicht eine Zentralisierung der Ver- 
mittlung. Auch jetzt noch spielen die Verbände eine erhebliche Rolle. 
Von einigen Organisationen, so vom D. H.-V. und dem Verein für 
Handlungskommis von 1858 war eine Auflösung aller Verbands- 
stellennachweise und Schaffung eines zentralen Nachweises 
mit örtlichen Stellen angeregt worden. Dieser radikale Plan scheiterte 
insbesondere an dem Widerstand des Vereins deutscher Handlungs- 
gehilfen®). 

Mit der G. K. S. haben sich daher auch die Anhänger einer öffent- 
lichen, paritätischen Arbeitsvermittlung nicht einverstanden erklärt. 

33) Deutsche Handelswacht, ı. VI. 1916. 

4) Ebenda 5. VII. 1916. 

2%) Ebenda, 5. II. und 5. VII. 1916. 
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So polemisiert die Zeitschrift »Der Arbeitsnachweis in Deutschlands, 
gegen die Einrichtung der »Gemeinnützigen kaufmännischen Stellen- 
vermittlung«?*), ebenso wie einige Angestelltenverbände, welche 
auch aus dem Gesichtspunkt ihrer Verbandsinteressen keine völlige 
Verschmelzung der Verbandsstellennachweise wünschen würden. 

Insbesondere entspricht diese Regelung nicht den Wünschen 
der gewerkschaftlichen Verbände. Diese hatten als Minimum die 
Bildung eines Zweckverbands, unentgeltliche Vermittlung für alle 
Angestellten, neutrale Leitung der Geschäftsordnung (unter dem 
Vorsitz eines öffentlichen Beamten), Mitwirkung der Arbeitgeber und 
Angliederung der Arbeitgebereinrichtungen, Vermittlung der weib- 
lichen Angestellten und Einbeziehung der technischen Ange- 
stellten verlangt 2°). Diesen Wünschen wurde nur zum kleinsten Teil 
Rechnung getragen, ja es wurde die gemeinnützige Stellenvermittlung 
unter Ausschluß der gewerkschaftlichen Organisationen gegründet. 
Dieser Ausschluß der gewerkschaftlichen Verbände scheint z. T. gegen 
deren Willen erfolgt zu sein 28). ‘Vielleicht aber hätten sie sich auch 
nicht beteiligt, da wesentliche Forderungen der Gewerkschaften 
(Ausdehnung der Tätigkeit auf weibliche Angestellte und weitere 
Propagierung der öffentlichrechtlichen paritätischen Stellenvermitt- 
lung) von der G. K. S. abgelehnt wurde. — 

Die Frage des Arbeitsnachweises ist nach dem Gesagten nicht 
als endgültig gelöst zu betrachten. Die G. K. S. ist eine Zwischen- 
lösung, die sich zumal nach dem Kriege als unzureichend erweisen 
wird. — Das Bedürfnis nach unentgeltlicher Vermittlung dürfte 
infolge großen Andrangs gerade in den Schichten der kaufmännischen 
Angestellten nach dem Kriege, und nicht bloß 6 Monate nach dem- 
selben, ganz besonders groß sein. Inzwischen wird sich aber der 
Gedanke einer unentgeltlichen allgemeinen Stellenvermittlung so 
sehr eingelebt haben, daß man nicht wird zum alten Zustand zurück- 
kehren können. Daher dürfte diese G. K. S. nur den Anfang einer 
viel allgemeineren, umfassenderen Regelung bilden, innerhalb deren 
die einzelnen Organisationen immer mehr ihre Sonderstellung verlieren 
werden. In derselben Richtung wirkt auch die in den Angestellten- 
organisationen immer stärker auftretende Tendenz nach Annäherung 
und Zusammenfassung der Kräfte. Hört die Konkurrenz der Verbände 
unter einander auf, so verliert auch die Stellenvermittlung als Agita- 
tionsmittel an Bedeutung und sie wird nicht mehr mit derselben Hart- 
näckigkeit wie bisher von den Verbänden verteidigt werden. 

Ueber die öffentlichen Nachweise für Handlungsgehilfen (und 
Techniker) wird in den Organen. der Angestelltenverbände nicht 


2) „Der Arbeitsnachweis in Deutschland« bemängelt auch die Aufstellung 
von Mindestforderungen seitens der gemeinnützigen kaufmännischen Stellen- 
vermittlungen, wodurch manche Schichten von Angestellten und Unternehmern 
um die Möglichkeit der Vermittlung kommen. (Verbandsblätter, August 1916.) 

#) Handlungsgehilfenzeitung, 16. II. 1916. 

38) Nachträglich schloß sich der G. K. S. der Verein deutscher Kaufleute 
an. (Handlungsgehilfenzeitung, 19. VII. 1916.) 
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berichtet. Ihre Bedeutung sinkt naturgemäß mit der Gründung der 
G. K. S. Damit ist aber natürlich nicht gesagt, daß nicht das Prinzip 
der öffentlichen gemeinnützigen Stellenvermittlung sich immer mehr 
auf dem Arbeitsmarkte durchsetzen wird. 


Die Kriegsfürsorge der Handlungsgehilfenverbände. 


Die schon im letzten Chronikabschnitt erwähnten Fürsorge- 
einrichtungen der Angestelltenverbände bestanden in den damals 
erwähnten Formen weiter. Die Notwendigkeit, den Angehörigen der 
einberufenen Mitglieder Unterstützungen zu gewähren, dauerte fort. 
In den meisten Fällen aber dürften hierfür — namentlich in den älteren 
Organisationen — die aus Sonderbeiträgen fließenden Geldsummen 
verwendet worden sein, da ja der Vermögensbestand (siehe oben!) 
in den Verbandseinrichtungen zum größten Teil gebunden ist. 


Um welche Beträge es sich bei den großen Organisationen handelt, geht 
aus folgender Zusammenstellung des Vereins für Handlungskommis (von 1858) 
hervor: Darnach betrugen seine Kriegsleistungen vom ı. VIII. 1914 bis 30. IV. 
1917 (in 33 Kriegsmonaten) ?): 


Leistungen der Kriegsunterstützungskasse 670 000 M. 
Unterstützungsausschuß 27 000 » 
Rentenkasse für Stellenlose 149 000 » 
Kassa für ältere, in Not geratene Mitglieder 12 000 » 
Kriegssterbegeld der Krankenkassa 186 000 + 


Der Deutschnationale Handlungsgehilfenverband mnßte die laufenden 
Unterstützungen einstellen und an deren Stelle die einmalige Unterstützung 
setzen?°), auch ein Symptom für die wachsende finanzielle Erschöpfung, was 
beim Rückgang der Mitgliederziffern selbstverständlich ist. 

Nach einer anderen Zusammenstellung ergaben sich an Kriegsleistungen 
der Verbände (per Kopf im Jahre 1915)?). 


ı. Verein für Handlungskommis von 1858 2.81 M. 
2. Deutschnationaler Handlungsgehilfenverband 4.96 > 
3. Verband deutscher Handlungsgehilfen 3.44 >» 
4. Deutscher Privatbeamtenverein | 3.51 > 
5. bei einem Technikerverband 0.04 > 


Allerdings ist daraus nicht ersichtlich, ob und inwieweit hierunter wir k- 
liche Kriegsmehrleistungen, oder aber auch sonstige satzungsgemäße Unter- 
stützungsleistungen verstanden sind. 

Das Verhältnis zwischen Kriegsleistungen und normalen Fürsorgeleistungen 
der Verbände sieht man aus folgender Zusammenstellung des Vereins deutscher 
Handlungsgehilfen, welche bis zur letzten Zeit reicht: Von Kriegsbeginn bis 
Mitte April 1917 hat der Verband deutscher Handlungsgehilfen ausbezahlt?) : 


29) Handelsstand, Anfang Mai 1917. 

3%) Deutsche Handelswacht, 5. III. 1916. 

3) Deutsche Handelswacht, 5. IV. 1916. Abgedruckt aus der Deutschen 
Privatbeamtenzeitung, 16. III. 1916. 

a°) Verbandsblätter, Mai 1917. 
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239 500 M. Stellenlosengeld 


489 000 » Kriegerdank 
50 325 » Hinterbliebenengelder 
198 000 » Alters- und Invalidenkassa 
190 000 » Witwen- und Waisenkassa 
40 100 » Allgemeine Unterstützungskassa 
3845 0o00 » Krankenkassa 
249 000 » Sterbegeld der Krankenkassa; davon 90 200 für Kriegsteilnehmer 
150 350 » Reichswochenhilfe der Krankenkassa 
5451275 M., 


wovon also ca. 580 ooo M. = 10 % auf Kriegsleistungen entfallen. 

Aber auch einige neue Kriegseinrichtungen werden erwähnt, welche darauf 
hinweisen, daß die Verbände bemüht sind, die Fühlung zu den Kriegsteilnehmern 
aufrechtzuerhalten und intensiver zu gestalten: 

Der Verband deutscher Handlungsgehilfen hat einen »Kriegerdank« ein- 
gerichtet ??). Es soll nämlich die Kriegsunterstützungskassa des Verbandes 
derart ausgebaut werden, daß aus ihr besondere Unterstützungen für Kriegs- 
teilnehmer gewährt werden können; außerdem sollen von dieser Einrichtung 
aus die Kriegsbeschädigten beraten und ihr sowie ihrer Hinterbliebenen Interesse 
gegenüber den Behörden wahrgenommen werden. Desgleichen sollen die Kriegs- 
patenschaften gefördert werden. Für diesen »Kriegerdank« sollen die Extra- 
beiträge der Mitglieder (1.50 per Quartal) verwendet werden. Späterhin soll 
demselben Zweck ein freiwilliger Beitrag von 50 Pfg. vierteljährlich dienen. 
Bestimmte Leistungen sind nicht in Aussicht genommen. 

Festere Formen haben die Versuche angenommen, die Kasseneinrichtungen 
der Verbände für Kriegsteilnehmer auszubauen: Derseibe Verband deutscher 
Handlungsgehilfen empfiehlt seinen Soldatenmitgliedern, ihre Verbandsbeiträge 
(4.50+ 1.50 M.Kriegsbeitrag = 6 M. vierteljährlich) vom Feld aus weiterzubezah- 
len. Sie erwerben dadurch Anwartschaften in der Stellenlosenkassa, an den Hinter- 
bliebenenrenten und dem Kriegerdank ®). Nach den Angaben des Verbands- 
organs sind diese Ansprüche allerdings nicht größer, als sie durch dieselben 
Leistungen von den Daheimgebliebenen erworben werden. Das spricht für 
eine solide Fundierung. 

Der deutschnationale Handlungsgehilfenverband ist seinen Feldzugsteil- 
nehmern gegenüber freigebiger: Soldaten, welche die Verbandsbeiträge freiwillig 
entrichten, erwerben für jeden Beitragsmonat die Anwartschaft für 2 Monate ®),. 
Dieselbe Organisation hat auch eine neue Versicherungskassa für Kriegsteilnehmer 
gegründet, deren Mitglieder während der Krankheit oder Verwundung im Revier 
oder Lazarett 2 M. täglich an Krankengeld erhalten sollen ®). 

Gelegentlich zeigt sich selbst während des Krieges ein Hinausstreben aus 
dem engen Rahmen der Interessenorganisation: so wenn der D. H. V. (der sich 
ja überhaupt als nationale Organisation gern einen breiteren Resonanzboden 
verschaffen möchte) seine »Versicherungs-Aktiengesellschaft des Deutschnationa- 
len Handlungsgehilfenverbandes« in eine »Deutschnationale Aktiengesellschaft 
für kleine Lebensversicherung« umgewandelt hat 3°), ein Vorgehen, das ziemlich 
vereinzelt ist und auch — bei der großen Anzahl von gemeinnützigen kleinen 
Lebensversicherungen — keinen besonderen Erfolg verspricht. 








32) Verbandsblätter, Mai 1916. 

33) Verbandsblätter, Juli 1916. 

*4) Deutsche Handelswacht, 5. VII. 1916. 
35) Deutsche Handelswacht, 5. IV. 1916. 
25%) Ebenda, 5. VII. 1916. 
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Im ganzen zeigt die sehr spärliche Berichterstattung, daß die 
Kriegsfürsorge der Angestelltenverbände im Umfang sehr abgenommen 
hat. Offenbar sind entsprechende Mittel nicht vorhanden. Die lange 
Dauer des Krieges und die Lage des Arbeitsmarktes macht überdies 
Unterstützungen, selbst bei den daheimgebliebenen Angehörigen 
nicht so dringend notwendig, als zu Beginn des Krieges. Erst mit der 
Demobilisierung werden daher die Fürsorgeeinrichtungen der Ange- 
stelltenverbände sich wieder vor neue, schwere Aufgaben gestellt 
sehen. 


Oranisationsfragen. 


Die Verbände der Handlungsgehilfen lagen in Friedenszeiten 
miteinander in heftigen Kämpfen. Da das Organisationsgebiet allen 
Handlungsgehilfenorganisationen (von Ausnahmen abgesehen) gemein- 
sam ist, hat hier die Werbung um die Mitglieder, die gegenseitige 
Bekämpfung in Wort und Schrift, außerordentlich große Dimensionen 
angenommen. Annäherungsbestrebungen während des Krieges ®) 
(unter dem Einfluß des »Burgfriedens«) hatten zum Ziel, die oft etwas 
grotesken Formen, in welchen sich die Auseinandersetzungen voll- 
zogen, etwas höflicher zu gestalten, und so einen Boden für spätere 
gemeinsame Arbeit vorzubereiten. Ein derartiges Abkommen war 
schon im Jahre 1915 zwischen dem D. H. V. und dem Verein für 
Handlungskommis von 1858 getroffen worden. Es wurde späterhin 
ausgedehnt auf den Verband deutscher Handlungsgehilfen in Leipzig 
und den Deutschen Verband kaufmännischer Vereine Frankfurt 
a.M. 3”), sodaß nunmehr die drei größten Verbände bei Auseinander- 
setzungen nicht mehr den »ssachlichen Boden« verlassen wollen, 
damit das Gemeinschaftsgefühl der deutschen Handlungsgehilfen 
als Glieder eines Volkes und eines Stammes nicht verloren gehe« und 
damit strotz aller sachlichen Gegensätze die beteiligten Personen 
doch auf dem Boden der gegenseitigen Achtung miteinander verkehren 
und verhandeln können« Alle Streitigkeiten sollen demgemäß vor 
einem Ehrenrat zum Austrag kommen. 

Diesem Ehrenratsabkommen folgte bald darauf die Gründung 
der sArbeitsgemeinschaft kaufmännischer Verbände«®). Dieser traten 
neben den erwähnten u. a. folgende Organisationen bei: Allgemeiner 
deutscher Buchhandlungsgehilfenverband, Leipzig; Buchhandlungs- 
gehilfenverein, Leipzig; Deutscher Bankbeamtenverein, Berlin; Deut- 
scher Verband käufmännischer Vereine, Frankfurt a. M.; Verband 
katholischer kaufmännischer Vereinigungen Deutschlands, Essen; 
Verband reisender Kaufleute, Berlin; Verein der deutschen Kaufleute, 
Berlin. Im Wesen sind es also dieselben Organisationen, welche auch 
der G. K. S. beigetreten sind ®). Prinzipiell behält jeder der beteiligten 


3) Archiv Bd. 41, S. 591. 

3) Deutsche Handelswacht, 5. X. 1916. 
38) Verbandsblätter, Dezember 1916. 

3%) Deutsche Handelswacht, 5. XII. 1916. 
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Verbände seine Freiheit und Unabhängigkeit bei. Jeder kann für 
sich vorgehen und, wo er will, seine eigene Meinung vertreten. Immer- 
hin soll eine möglichste Geschlossenheit angestrebt werden, ohne den 
Wettbewerb der Verbände untereinander aufzuheben. Die erwähnten 
Organisationen umfassen 600 000 Mitglieder, also das Gros der organi- 
sierten Handlungsgehilfen. Die Verbände »alten Stils«e überwiegen, 
doch haben sich, wie die Liste zeigt, auch einige gewerkschaftliche 
Organisationen angeschlossen. Es bleiben nur einige kleinere radikal- 
gewerkschaftliche Verbände außerhalb (so der Zentralverband der 
Handlungsgehilfen und der Allgemeine Verband der Bankbeamten). 
Ob diese »Klärung der Lage« 4°) eine Steigerung in der Agitationskraft 
der radikalen Verbände bringt, wie diese erwarten, muß die Zukunft 
zeigen. 

Aehnliche Tendenzen zum Zusammenschluß zeigen sich auch 
in der Technikerbewegung. Hierbei mag auch die Besorgnis vor einer 
wachsenden Radikalisierung der Angestelltenschaft eine Rolle spielen. 
Ob allerdings diese Arbeitsgemeinschaft wirklich eine Machtsteigerung 
bedeutet, ist fraglich: denn auf sozialpolitischem Gebiete waren 
ohnedies alle Organisationen stets einmütig für alle Forderungen 
eingetreten; in direkter Agitation gegenüber den Unternehmern 
verwerfen aber alle diese Verbände »gewaltsame Mittel«, sodaß ledig- 
lich die Geltendmachung eines größeren moralischen Einflusses in 
Frage kommen könnte, dessen Wirksamkeit immerhin sehr zweifel- 
haft ist. 

Die radikalen kaufmännischen Verbände sind (zusammen 
mit einigen Technikerverbänden) in der Arbeitsgemeinschaft für 
einheitliches Angestelltenrecht zusammengeschlossen. Bei dieser 
kam es weniger darauf an, ÖOrganisationsgegensätze zu über- 
brücken (welche gar nicht vorhanden waren), als vielmehr die 
Energie und Leistungsfähigkeit der Aktion zu steigern. Jeden- 
falls kann also nunmehr vermerkt werden, daß die Organisatio- 
nen kaufmännischer Angestellter sich deutlich zu gruppieren beginnen. 
Das mag als ein erster Anfang zu einer kommenden Einheitsorgani- 
sation betrachtet werden, etwa mit Untergruppen, welche eine be- 
schränkte Selbständigkeit behalten könnten. 

Noch sind diese Zusammenschlüsse ganz jung und unerprobt 
und doch wird schon darüber hinaus die Gründung eines »Deutschen 
Angestelltenrates« erwogen “), eine Anregung, welche ursprünglich 
von der Gesellschaft für soziale Reform ausging. Aber auch dieser 
würde wahrscheinlich im Wesen den Kreis der »Arbeitsgemeinschaft« 
umfassen, außer wenn die nächste Zukunft eine Annäherung der 
beiden Verbandsgruppen, eine Radikalisierung der älteren Verbände, 
bringen sollte. Eine solche müßte, wie die Dinge heute liegen, von den 
Mitgliedschaften ausgehen, da sich die Leitungen der Verbände zu 
stark auf eine Politik ohne »gewaltsame Mittel«, und noch mehrfach 
in der letzten Zeit (siehe unten »Ideologien«) auf eine smittelständische« 








40) Handlungsgehilfenzeitung, 2. II. 1916. 
41) Deutsche Technikerzeitung, 31. III. 1917. 
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Politik festgelegt haben, als daß von ihnen eine Annäherung an die 
Gewerkschaften auch in der Taktik erwartet werden könnte. Für 
alle diese Fragen hat die Gestaltung der Einkommensverhältnisse 
entscheidende Bedeutung. 


Die Besoldungsverhältnisse der kaufmännischen Angestellten. 


Anders als auf dem Arbeitsmarkt für gewerbliche Arbeiter liegen 
die Verhältnisse für die kaufmännischen Angestellten. Für manche 
Gruppen bedeutet der Krieg zweifelsohne eine gute Konjunktur: 
gelernte Verkäufer, junges, geschultes weibliches Personal ist sehr 
begehrt. Hingegen gibt es wieder Berufsgruppen, deren Funktion 
nicht nachgefragt wird (Reisende, Angestellte im Lebensmittelhandel 
z. B.). Daraus erklären sich die widerspruchsvollen Stimmen: die 
Klagen der Gehilfenverbände unmittelbar neben den Klagen der 
Unternehmer. Es zeigt sich eben, daß in der Gruppe der Handlungs- 
gehilfen berufliche Ausbildung in sehr hohem Maße wichtig, der rasche 
Uebergang von einer Tätigkeit zur andern nur unter Schwierigkeiten 
möglich ist. Als allgemeine Tendenz ist anzusehen, daß mit der wach- 
senden Dauer des Krieges sich die Nominalgehalte erhöhen. 

Schon zu Anfang des Jahres 1916 wird darauf hingewiesen, daß 
die Nachfrage nach tüchtigen, militärfreien, jüngeren, ledigen Gehilfen, 
welche über Kenntnisse in Stenographie und Maschinenschreiben 
verfügen, ziemlich erheblich sei #2). Die (damals auf 50 % geschätzte) 
Preissteigerung findet allerdings in den Gehalten nicht ihren ent- 
sprechenden Ausdruck. Im Gegenteil, es scheinen z. T. die Gehalte 
bis zu Anfang 1916 noch immer teilweise in vermindertem Betrage 
{gegenüber Friedenszeiten) ausbezahlt worden zu sein #). Während 
die Prinzipale bei Kriegsbeginn sofort einen Teil des Geschäftsrisikos 
durch Gehaltsminderung auf die Angestellten abwälzten, ließen sie 
sie nur zögernd an der Kriegskonjunktur teilnehmen *), 

Diese Tatsachen zeigt auch die Statistik der Reichsversicherungs- 
anstalt für Angestellte: Nach dem Bericht dieser Anstalt für x915 
ergibt sich“) als Durchschnittsgehalt (bei I 737 000 versicherten 
Angestellten) bei einem Durchschnittsalter von 28,51 Jahren gegen- 
über 29,54 Jahren im Jahre 1914 4%): 


1915 1914 
männliche Angestellte 1870.75 M. 1940.79 M. 
weibliche Angestellte 955.45 >» 996.67 » 


4) Deutsche Handelswacht, 5. II. 1916. 

43) Verbandsblätter, März 1916. 

“) Ebenda, Mai 1916. 

45) Ebenda, September 1916. 

4) Das Durchschnittsalter der Angestellten ist infolge Heranziehung vieler 
jüngerer Kräfte zurückgegangen. Der Krieg hat also nicht, wie vielfach behauptet 
wird, eine merklich stärkere Heranziehung der älteren Angestellten gebracht. 
Die jüngeren müssen weitaus überwiegen. 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sosialpolitik. 44. ı. 21 
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Die Verteilung auf Gehaltsstufen zeigt folgende Angaben: 


Von je 100 Angest. bezogen männlich weiblich 
bis 2000 M. 62.80 M. 96.75 M. 
bis 5000 M. #) 36.94 >» 3.03 > 6) 


Zu ähnlichen Ergebnissen gelangte die Stellenvermittlung des Verbandes 
deutscher Handlungsgehilfen für das Jahr 1915 4%). Darnach haben, auch schon 
im Jahre 1915, die jüngeren Angestellten eine Gehaltssteigerung erfahren. Die 
älteren hingegen sind leer ausgegangen, und im ganzen sind die Gehalte etwas 
zurückgegangen: 


d: 


ee er erzieltes Durch- zuletzt bezo- erzieltes Durch- 
schnittsgebalt schnittsgehalt genes Gehalt schnittsgebalt 
1915 1915 1916 1916 4) 
Kontorist'n 1843 1597 1922 1823 
Lageristen 2574 2012 2601 2394 
Reisende 1505 1847 1469 1895 
Verkäufer 1413 1446 1565 1654 
Durchschnitt: 1826 1595 
Dasselbe Bild bietet folgende Zusammenstellung: 
Von je r00 vermittelten zuletzt bezogenes nach der Vermittlung 
Angest:liten Gehalt erzieltes Gehalt 
bis 900 M. 3,2% 1,0% 
900—1000 M. 5,6% 1,2% 
IOOI —1200 » 15,8% 27,6% 
1201 —I 500 »> 16,7% 23,7 % 
1501 —1800 >» 19,6% 22,1% 
1801 —2100 >» 11,2% 6,8% 
über 2100 » 18,8% 10,6% 


Die ganz niedrigen Gehalte haben also offenbar sehr stark abgenommen, 
ebenso aber auch die höheren Bezüge; die Mittelpositionen, 1000—1800 M., 
betrugen früher 52 %, bei den vermittelten Stellen: 73,5 %4#). 

Dieser Druck auf die Gehalte dauerte ziemlich lange. Der Handelsstand 
z. B. (das Organ des Vereins für Handlungskommis von 1858) gibt erst im Früh- 
jahr 1916 seiner Meinung dahin Ausdruck, daß nunmehr, also nach fast 2 Kriegs- 
jahren, die Gehaltskürzungen des Kriegsbeginns beseitigt seien 49). Allerdings 
mögen zu jener Zeit bereits die Gehalte einiger Kategorien von Angestellten 
sich flott aufwärtsbewegt haben. So sah sich der »Handelsstand« veranlaßt, 
vor zu hohen Gehaltsforderungen zu warnen °). Es sei vorgekommen, berichtet 

4) Bekanntlich sind Angestellte mit mehr als 5000 M. Jahresbezügen nicht 
versicherungspflichtig. 

48) Für den kleinen Rest fehlen Angaben. 

“*) Verbandsblätter, Juni 1916. 

48») Ebenda, April 1917. 

4) Beim Vergleich dieser Ziffern ist in Rechnung zu stellen, daß nicht alle 
Bewerber, deren Angaben hier in die Statistik eingingen, Stellen erhielten — 
ebenso wie nicht alle Bewerber früher bereits in Stellung waren. Bei den neu 
erzielten Gebalten gibt es also eine Anzahl Anfänger. Die hier sich zeigende 
große Tendenz aber ist jedenfalls vorhanden gewesen, wenn sie auch hier vielleicht 
etwas zu stark zum Ausdruck kommt. 

4%) Der Handelsstand, 1. IV. 1910. 

50) Ebenda, ı. III. 1916. 
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er, daß 17—19 jährige Angestellte, die nicht einmal militärfrei waren, 2100, 
meist 1900 M. Gehalt forderten, und ihre Stellung verließen, wenn diese An- 
sprüche nicht befriedigt wurden. Ein solches Vorgehen, wird betont, könne 
zum Ueberhandnehmen der Frauenarbeit führen. Nicht alle jungen Angestellten 
dürfen sofort die Gehalte derjenigen älteren Gehilfen fordern, welche sie er- 
setzen 34). 

Der Kampf gegen die »zu hohen Gehaltes hat übrigens noch 
mehrfach die Organisationen beschäftigt. So wurde gegen Ende des 
Jahres 1916 mehrfach der Klage Ausdruck gegeben, daß die Kriegs- 
gesellschaften Personal »wegengagieren«. Dagegen suchten sich die 
Prinzipale durch mehrfache Mittel zu schützen — u. a. tauchte der 
Vorschlag auf, es sollten die von Kriegsgesellschaften engagierten 
Angestellten zunächst nur diejenigen Gehalte beziehen dürfen, welche 
die Angestellten in ihrer letzten Stellung erhielten. Erst nach 3 Mona- 
ten dürften Zulagen in bestimmtem Verhältnis zum Gehalt gewährt 
werden. Die Organe der kaufmännischen Angestellten wehren sich 
energisch gegen diesen Versuch, eine Art Höchstpreis für Gehalte 
einzuführen, wärend diese in Krisenzeiten von den Unternehmern hem- 
mungslos ermäßigt werden können 5%). 


Die Aufwärtsbewegung der Gehalte im Jahre 1916 zeigt sich in den Daten 
der Stellenvermittlung. Darnach ist die Steigerung der Gehalte im Durch- 
schnitt allerdings sehr gering: es erzielten die kriegsbeschädigten Bewerber 
im Jahre 1916: 2070 M. im Durchschnitt (gegenüber 1984 M. im Jahre 1915); 
die gesunden Bewerber: 1820 M. (gegenüber 1701). Die Steigerung beträgt 
also höchstens 5—6 %. Nach den Beobachtungen der Stellenvermittlung ist 
das Durchschnittseinkommen der Kontoristen erheblich höher, als dasjenige 
der Verkäufer, Lageristen und Reisenden °?). Die Daten zeigen aber jedenfalls, 
daß von einem sprunghaften Ansteigen, wie für die Arbeiter in den 
Munitionsbetrieben, keine Rede sein kann. Diese werden daher immer als Vor- 
bild angeführt, und es wird auch behauptet, daß vielfach Angestellte in die 
Munitionsbetriebe gingen, um eine den Zeitverhältnissen entsprechende Ent- 
lohnung ihrer Arbeitskraft zu finden °). 


Spezielle Verhältnisse sind für die Verkäufer in den Lebens- 
mittelgeschäften gegeben, da hier der Umsatz (infolge der Rationie- 
rung) vielfach außerordentlich stark zurückgegangen ist. Besonders 
deutlich kommt die besondere Lage in diesen Betrieben zum Ausdruck 
im Organ der Lagerhalter bei Konsumvereinen. 
In den Konsumvereinen scheinen nämlich Bestrebungen vorhanden 


51) Dieser Warnungsruf des »Handelsstandes« wird von den Organen der 
radikalen Verbände bekrittelt. Die Beschäftigung von Frauen, wird gesagt, 
erreiche ohnedies ihren höchsten Stand. Auch die Unternehmer nützten jede 
Konjunktur aus, undes sei kein Grund für die Handlungsgehilfen, das nicht eben- 
so zu tun (Handlungsgehilfenzeitung, ı2. IV. 1916). In den kritischen Bemer- 
kungen des »Handelsstandes« mag sich auch das Bewußtsein der älteren Hand- 
Iungsgehilfen, welche jetzt in dieser Organisation zu finden sind, gegen die ab- 
norme Gehaltsentwicklung für Jugendliche wehren; eine Art Klassenneid inner- 
halb der Gruppe. 

523) Verbandsblätter, Dezember 1916. 

$) Der Handelsstand, Mai 1917. 

#) Verbandsblätter, Dezember 1916. 
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gewesen zu sein, welche auf Erhöhung der Umsatzgrenze 5%) abzielen. 
Das wird von den Angestellten der Konsumvereine mit dem Hinweis 
bekämpft 5%), daß im Kriege die Einkäufe in außerordentlich kleinen 
Quantitäten erfolgen, was die Arbeit vermehre, und zu erhöhter 
Verlustgefahr für den Lagerhalter führe. Auch die ständigen Preis- 
veränderungen bedeuten eine erhebliche und oft riskante Mehrbe- 
lastung. Dieselben Beschwerden wurden auch in einer Versammlung 
der Lagerhalter in Leipzig erhoben. Es scheint mindestens bis Früh- 
jahr 1916 in den Konsumvereinen keine Erhöhung der Bezüge ein- 
getreten zu sein, und es stand im Gegenteil eine Steigerung der 
Umsatzgrenze bevor 5). Hier wurden besonders Klagen darüber laut, 
daß gerade frühere Lagerhalter als Vorgesetzte am rücksichtslosesten 
auftraten 573). 

Solche kritischen Zeiten rollen naturgemäß alle Seiten des Arbeits- 
verhältnisses auf. In diesem scheint — ähnlich wie in privaten Be- 
trieben — die Form des Verkehrs mit den »Arbeitgebern« immer noch 
nicht klargestellt zu sein. Stellen doch die Lagerhalter gelegentlich 
die Forderung, daß sie Gelegenheit haben müßten, mit den Vorstands- 
mitgliedern direkt zu verhandeln, ohne auf bloß geschäftlichen Ver- 
kehr angewiesen zu sein ®). Auch in den Genossenschaften wird also 
in einem gewissen Umfang die Auffassung vertreten, daß die Vor- 
standsmitglieder »Herren im Hause« sein müßten. Immerhin zeigt 
die Art der Differenzen und wie sie ausgetragen werden deutlich, 
daß doch hier das Arbeitsverhältnis weitaus demokratischer geregelt 
ist, und daß die Angestellten über ziemlich starke moralische Druck- 
mittel auf die Geschäftsleitungen verfügen, welche ja außerdem durch 
das Tarifamt jederzeit gezwungen werden können, sich der Entschei- 
dung einer unparteiischen Stelle zu fügen, falls eine Verletzung der 
Vereinbarungen vorliegt. Die Schwierigkeit für Lagerhalter scheint 
darin zu liegen, daß sie über die Sätze des Tarifs hinaus Erhöhungen 
der Bezüge anstreben 9). 

56) Die Umsatzgrenze ist derjenige Umsatzbetrag, der erreicht werden muß, 
bevor die vertragsmäßigen Zulagen eintreten. 

5) Der Filialleiter (Beiblatt der Handlungsgehilfenzeitung), 1. III. 1916. 

5) Ebenda, 29. III. 1916. Ebenda, 14. II. 1917. Hier wird auch auf die 
mit den vielen Lebensmittelmarken gegebene Vermehrung der Arbeit nach- 
drücklich hingewiesen. Auch der Verkauf in ganz kleinen Po:ten (im Durch- 
schnitt wird für eine Verkaufsstelle in Dresden mit einem Jahresumsatz von 
ca. 250000 M. berechnet, daß sich dieses Jahresumsatz aus ca. 750 000 Ein- 
zelkäufen zusammensetze) wird als Mehrbelastung empfunden. 

5) Auch Klagen anderer Art sind nicht selten. So, daß im Felde stebende 
Lagerbalter entlassen werden, oder daß Entlassungen stattfinden, weil die 
Umsatzziffern der Genossenschaften mit den knapper werdenden Lebensmitteln 
zurückgehen und gespart werden muß, oder daß Inhaber von höheren Verwal- 
tungsstellen, um sunabkömmlich« zu werden, sich an die Stelle von Lagerbaltern 
setzen wollen usw. Dadurch hören auch diese Stellungen auf, »gesicherte zu 
sein, wohl eines der Hauptanreizmittel. (Der Filialleiter, 28. II 1917.) 

&) Ebenda, 16 VIII. una 1r. X. 1916. 

s®, Ebenda, 8. XI. 1916. 
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Eine allgemeine Erhöhung der Bezüge für die Angestellten der 
Genossenschaften ist späterhin in einer Konferenz des Tarifamts des 
Zentralverbands deutscher Konsumvereine (gemeinsam mit dem 
Zentralverband der Handlungsgehilfen und den beteiligten gewerk- 
schaftlichen Organisationen der Arbeiter) erfolgt °®). Darnach wurde 
den Genossenschaften dringend empfohlen, wöchentlich oder monat- 
lich zu zahlende Teuerungszulagen zu gewähren, welche minde- 
stens den gewerkschaftsüblichen Teuerungszulagen ihres Ortes 
entsprechen. Die einzelnen Revisionsverbände der Genossenschaften 
haben daraufhin die Gewährung von Teuerungszulagen in den Ver- 
bandsvereinen empfohlen, welche sich zwischen Io, 12 und 20 % im 
Maximum bewegen (je nach Gehaltshöhe und Kinderzahl abgestuft). 
Diese Regelung wird von den Lagerhaltern anerkannt, doch sollen 
auf Umwegen da und dort wieder Kürzungen der Bezüge eingetreten 
sein 59b). 

Diese Tatsachen und manchmal wohl auch ein ausweichendes 
Verhalten der Genossenschaften auf der einen Seite, ein gesteigertes 
Selbstgefühl der Filialleiter auf der anderen Seite führt zu lokalen 
Konflikten (wie z. B. einer vorübergehenden Arbeitseinstellung der 
Verkäuferinnen bei der Konsumgenossenschaft Berlin) ®). Wenn 
also auch in den Konsumvereinen die Angestellten mit denselben 
Schwierigkeiten zu kämpfen haben, wie in privaten Betrieben, so 
erfolgt doch die Auseinandersetzung in den von den Gewerkschaften 
gebilligten Formen und führt zu einverständlichen Abmachungen. 
Obwohl es auch in den Genossenschaften, deren Mitglieder ja vielfach 
ihrerseits sehr erhebliche Verdienststeigerungen erzielen können, 
nicht an Konflikten fehlt, so scheint doch das Verhältnis zwischen 
Genossenschaften und ihren Angestellten nirgends ernstlich gefährdet 
zu sein 594), 

Gegen Ende des Jahres 1916 scheinen dann — später und weniger 
umfangreich als für technische Angestellte — Teuerungszulagen auch 
für Handlungsgehilfen allgemein gewährt worden zu sein. (Ueber 
die speziellen Verhältnisse im Bankgewerbe siehe unten.) Trotzdem 
sind hier sicherlich die Verhältnisse bis in die jüngste Zeit hinein z. T. 
sehr ungünstig. So, wenn berichtet wird, daß selbst seitens der Be- 
hörden für Schreibarbeiten immer noch Bezüge von 50 M. monatlich 
angeboten werden, daß als Teuerungszulagen 25—30 Pfg. gelegentlich 
gewährt worden seien ®)! Auch die Gehaltssätze für Bürobeamte in 
staatlichen Betrieben (z. B. Kaiserliche Werft in Kiel)werden gerügt 9). 


6) Handlungsgehilfenzeitung, 28. III. 1917. 

se®), Der Filialleiter, 11. IV. 1917. 

se, Ebenda, 11. IV. 1917. Nach der Handlungsgehilfenzeitung, 11. IV. 
1917, trug die Verwaltung daran schuld, welche bis zu einem Termin Erledigung 
der Gehaltswünsche der Verkäuferinnen versprach, jedoch ihr Versprechen 
nicht einbielt. Nachträglich wurden dann die Forderungen glatt bewilligt. 

ss) Der Filialleiter, 9. V. 1917. 

+) Deutsche Handelswacht, März 1917. 

“ı) Ebenda, März 1917. 
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Daß Teuerungszulagen für kaufmännische Angestellte durchaus nicht 
allgemein und jedenfalls nicht in erheblichem Umfang üblich sind, 
bezeugt eine Eingabe der Gesellschaft für soziale Reform, welche in 
Gemeinschaft mit 23 Angestelltenverbänden eine Eingabe an Reichs- 
und Staatsbehörden und Handelskammern richtete mit dem Ersuchen: 

1. bei Vergebung von Aufträgen den Unternehmern durch Ver- 
tragsklausel aufzuerlegen, den kaufmännischen, technischen und 
Büroangestellten Teuerungszulagen von mindestens 25 % auf die 
zuletzt bezahten Gehälter zu gewähren, 

2. vor der Feststellung der sangemessenen Gehaltszahlung« 
die Verbände zu hören ®). 

Die lebhaftesten Besorgnisse der Angestellten ergeben sich für 
die Zeit nach dem Kriege. Auf Wünsche hinsichtlich der Demobili- 
sierung wird noch weiter unten eingegangen werden. Hier sei vermerkt, 
daß in den Erwägungen der Angestelltenorganisationen die Möglichkeit 
eines zu starken Andrangs der heimkehrenden Angestellten, der Ge- 
haltsdruck vermehrter Frauenarbeit, der Gehaltsdruck durch das 
Angebot der z. T. aus ihren Stellungen gedrängten Platzhalter, dies 
alles verschärft durch die Teuerung, befürchtet wird ®). Seitens der 
Unternehmer wird wohl mindestens damit gerechnet, daß die zurück- 
kehrenden Angestellten gern bereit sein werden, zu den früheren 
Bedingungen bei ihnen zu arbeiten. Versuche, die im Kriege stehenden 
Angestellten für eine erhebliche Zeit nach Friedenschluß zu binden, 
kommen vor %). Wenngleich einige Handelskammern und auch 
Regierungsbehörden sich gegen solche Versuche energisch ausge- 
sprochen haben ®), so sind sie doch symptomatisch. In derselben 
Richtung weisen die Versuche, an Kriegsbeschädigte geringere Bezüge 
zu bezahlen, da »Leute, welche aus dem Felde zurückkehren, überhaupt 
nur halb arbeitsfähig seien« ®). Aus all diesen Gründen geben sich 
die Angestelltenverbände für die Zeit nach dem Kriege keinen Illusio- 
nen hin, und sie bemühen sich daher, ihren Mitgliedern die Lage 
eindringlich klarzumachen, und den Organisationsgedanken bei ihnen 
zu fördern. 

Eine besondere Position nehmen die Bankbeamten ein. 
Sie sind ein relativ geschlossener Angestelltenkreis mit gleichartigen 
Interessen, durchwegs in großen Betrieben tätig. Daher wäre hier 
die Möglichkeit einer straffen Organisation (wie in Oesterreich) ge- 
geben. Hingegen ist es in Deutschland bisher nicht zu einer größeren 
Organisation auf radikal gewerkschaftlicher Basis gekommen ). 
Dieser Umstand hat zur Folge gehabt, daß auch in den Banken mit 
der Möglichkeit von Gehaltsminderungen nach dem Kriege (oder 





62) Der Handelsstand, Anfang April 1917. 

3) Deutsche Handelswacht, 5. II. 1916. 

“) Ebenda, 5. XII. 1916. 

5) Deutscher Handelsstand, 1. XII. 1916. 

“) Ebenda, 1. VI. 1916, zitiert nach der »Volksstimme« (Frankfurt a/M.), 
29. IV. 1916. 

©) Vgl. Archiv Bd. 37, S. 334, und Bd. 41 ff. S. 588. 
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wenigstens Schwierigkeiten der Gehaltsentwicklung) gerechnet werden 
muß, zumal schon jetzt während des Krieges, wie berichtet wird, 
eine der größten Banken (die Deutsche Bank) die zurückkehrenden 
Kriegsbeschädigten nur provisorisch anstellt, um ihre definitiven 
Bezüge erst auf Grund ihrer Leistungsfähigkeit zu regeln %8). Aller- 
dings wurde seitens der Organisationen versucht, irgend etwas gegen 
diese Praxis zu unternehmen. Es ist aber ein deutlicher Beweis für 
die Machtlosigkeit der Verbände (auch des alten Bankbeamtenver- 
eins), daß lediglich protestiert wurde. Der Bankbeamtenverein drohte 
damit, sich ans Kriegsministerium zu wenden, was auch geschah ®), 
allerdings ohne zu einem greifbaren Erfolge zu führen. — Ebenso 
weist der Umstand, daß in den ersten Kriegsmonaten und auch später- 
hin bis in die Gegenwart im Bankgewerbe Ueberstunden ohne jede 
Vergütung üblich waren, darauf hin, daß die Kraft der Organisation 
hier eine sehr schwache ist. Es bleibt jeweils — auch in den Fragen 
der Gehaltsentwicklung — nichts übrig als der Appell an den guten 
Willen der Geschäftsleitungen. 


An diesen Machtverhältnissen würde sich nichts ändern, wenn die beab- 
sichtigte Verschmelzung zwischen dem Bankbeamtenverein und dem Verein 
Berliner Bankbeamten durchgeführt werden sollte. Eine solche wurde im Herbst 
1916 geplant °). Sie wurde durch einen Arbeitsausschuß vorbereitet, ist aber 
vorläufig über eine unverbindliche Kooperation nicht hinausgediehen. Es 
scheinen sich im letzten Moment in dem Berliner Lokalverein Widerstände 
gezeigt zu haben?!)’2). Diese Verbände repräsentieren offenbar einen sehr alten 
Organisationstypus, in welchem Personalfragen, spezielle Vereinseinrichtungen 
usw. noch eine sehr große Rolle spielen. Da überdies dadurch lediglich eine 
Zusammenlegung von Organisationen erfolgen würde, welche durchaus auf dem- 
selben taktischen Boden stehen, so wäre ja damit eine Steigerung der Macht 
nicht gegeben. Auch die Organisationsvereinigung würde von vornherein auf 
jedes »sgewaltsame Mittel« verzichten und damit auf die Direktionen eben nur die 
smoralische Einwirkung« üben können, welche jetzt schon möglich ist und deren 
Erfolge die Entwicklung der letzten Jahre und während des Krieges zeigt. 

Die Gehaltsverhältnisse der Bankbeamten entsprechen dieser Situation. 
Zum Unterschied von den österreichischen Bankbeamten finden wir hier als 
Höchstgehalt 4000 M., und in einer Berliner Großbank sollen noch vor wenig 
Jahren unter 1000 Beamten nur 50 einen Gehalt von mehr als 3000 M. bezogen 
haben. Noch monatelang nach Kriegsausbruch wurden in erheblichem Maß 
Ueberstunden ohne jede Entschädigung in den Berliner Büros geleistet. Die 
späterhin gewährten Zulagen sind (wenn man sie mit den Zuschüssen der tech- 
nischen Beamten oder mit den in Oesterreich bezahlten Zulagen vergleicht) 
ziemlich gering. Sie betrugen z. B. in der Deutschen Bank im Jahre 1915: an 


*) Bankbeamtenzeitung, 15. I. 1916. 

e) Ebenda, 22. II. 1916. 

70) Ebenda, 22. IX. 1916. 

12) Ebenda, 28. XI. 1916. 

78) An der Fusion sollte ursprünglich auch der Allgemeine Verband deutscher 
Bankbeamten (die Gewerkschaft der Bankbeamten) beteiligt werden. Da er 
aber nur »von Fall zu Fall« mitarbeiten und seine taktischen Grundsätze nicht 
aufgeben wollte, war eine Einigung nicht möglich. (Der deutsche Bankbeamte, 
31. VII. 1916.) 
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die Verheirateten 75 %, an die Ledigen 50 % eines Monatsgehalts (bis zur Grenze 
von 3600 M.); also 6—8 % des Jahresgehalts. Ab 1. VII. 1915 für Verheiratete 
10 %, Unverheiratete 5 % der Bezüge (mit gewissen Mindest- und Höchst- 
sätzen); im April und Oktober 1916 (wieder mit ähnlichen Einschränkungen) 
je !, Monatsgehalt, also 8!, % der Jahresbezüge. Verheiratete Eingezogene 
sind mitberücksichtigt. Die üblichen Gehaltsaufbesserungen sind 1915 weg- 
geblieben?**). Aehnlich sind die Regelungen bei den übrigen Banken’). Mehrere 
»sAktionen« der Verbände ?%*), bestehend in Petitionen und Bearbeitung der 
Oeffentlichkeit, hatten nicht den gewünschten Effekt. Aus einer Gegenüber- 
stellung im »Deutschen Bankbeamten«* ) geht hervor, daß die Zulagen bei den 
8 Berliner Großbanken in den ersten 2 Kriegsjahren per Kopf und Monat im 
Durchschnitt betrugen: 19.84 M. für verheiratete, 11.23 M. für ledige Beamte. 
Hingegen in Oesterreich: 118.34 K. resp. 83.94 K. Dazu kommen noch andere 
Zulagen in Oesterreich von 23.68 K. durchschnittlich ?%*). Nichts zeigt deutlicher 
als diese Gegenüberstellung der Gehaltsbewegungen im Kriege, von welcher 
Bedeutung unter allen Umständen eine kräftige Organisation ist, die dem morali- 
schen Einfluß durch entsprechende materielle Druckmittel Erfolge zu verschaffen 
weiß. 


Angestelltensozialpolitik. 


Neue sozialpolitische Fragen sind während des Krieges naturgemäß nicht 
aufgetaucht. Das Bestreben der Gesetzgebung war mehr darauf gerichtet, die 
vorhandenen Bestimmungen aufrechtzuerhalten, bzw. dem Kriegszustand 
anzupassen: 

Versicherungsgesetzgebung: Die Militärdienstzeit wurde 
auch in der Angestelltenversicherung in die Wartezeit eingerechnet (in der 
Gehaltsklasse, in welcher zuletzt Beiträge bezahlt wurden)’?®). Die von Ange- 
stelltenorganisationen ausgehenden Anregungen, den erwerbslosen Versicherten 
und den Angehörigen von Kriegsteilnehmern bei den Landesversicherungs- 
anstalten ihre Rechte zu wahren, und hierfür besondere Mittel bereitzustellen, 
wurde abgewiesen’®). Die Frage der Ersatzkassen inder Kranken- 
versicherung ist noch immer nicht zur Ruhe gekommen: der Haupt- 
verband deutscher Ortskrankenkassen strebt offenkundig dahin, die Ersatz- 
kassen in ihrem Geltungsbereich und in ihrer Ausdehnung einzuschränken. 

Dagegen wehren sich die Vorstände der Ersatzkassen, welche auch einen 
eignen Verband und ein eignes Organ gegründet haben. Die erste Tagung dieses 
Verbandes der Ersatzkassen fand am ı. XII. 1916 in Berlin statt. Die Ver- 
sammlung nahm gegen die planmäßige Bekämpfung der Ersatzkassen durch 
den Hauptverband deutscher Ortskrankenkassen Stellung, und wandte sich: 
namentlich gegen die Beschuldigung, sie hätten die Kriegsteilnehmer im Stich 
gelassen. — Eine besondere Gruppe in diesen Ersatzkassen bilden die Einrich- 
tungen der kaufmännischen Verbände. Dem Vorgehen hat sich daher die A. K. V. 
angeschlossen, da der starke Ortswechsel bei kaufmännischen Angestellten 


12) Hier zeigt sich die Wichtigkeit des in Oesterreich üblichen Zeitavance- 
ments. 

12) Vgl. hierzu die Bankbeamtenorgane passim. 

73°) Vgl. z. B. Der deutsche Bankbeamte, 30. IX. 1916. 

74%) Ebenda 28. VIII. 1916. 

2°) Diese Ziffern für Sonderzulagen scheinen etwas zu hoch gegriffen. 

13) Verbandsblätter, Mai 1916. (Vgl. übrigens auch Archiv Bd. 41, S. 594, 
Anm. 89 und Verbandsblätter, Mai 1310). l | 

74) Verbandsblätter, Mai 1916. 
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eine gleichmäßige Versicherung über das Reichsgebiet, ja darüber hinaus, not- 
wendig mache, die nur in den Verbandskassen gewährleistet werden könne ?°). 
Diese Ersatzkassen sind — genau so wie die Pensionsversicherung für Privat- 
angestellte — eine weithin sichtbare Einrichtung, durch welche der fundamentale 
Unterschied zwischen der Position der Angestellten und Arbeiter dokumentiert 
werden soll, um so mehr, je stärker die Angestellten ihrer Lebenshaltung nach 
proletarisiert werden. 

Ladenschluß. Der Kriegsausbruch hat zunächst in der Richtung 
einer Verlängerung der Arbeitszeit gewirkt. Die späterhin notwendigen Spar- 
maßnahmen und Personalmangel haben zu einer Einschränkung der Verkaufszeit 
geführt. Diese schließt seit Januar 1917 mit 7 Uhr abends, bzw. für Lebens- 
mittel und Zeitungen mit 8 Uhr. Die Organisationen der Handlungsgehilfen, 
insbesondere der Zentralverband, traten für ein Notgesetz ein, welches diesen 
Zustand auch gesetzlich festlegt und die Oeffnung der Läden auf 8 Uhr morgens 
festsetzt. Außerdem soll auf Antrag von 1/, der Geschäftsinhaber für alle oder 
einige Geschäftszweige angeordnet werden, daß zu bestimmten Tagesstunden 
während bestimmter Zeiträume oder während des ganzen Jahres die Verkaufs- 
stellen geschlossen zu halten sind ?®). Für diese Forderung wurde lebhaft agitiert 77), 
doch hat der Reichstag einen dahingehenden sozialistischen Antrag abgelehnt ?®), 
wohl auch deshalb, weil die übrigen Verbände sich nicht allzu energisch für diese 
Forderung einsetzten. 

Daß die Bemühungen um Verkürzung der Arbeitszeit während des Krieges 
von offiziellen Stellen nicht unterstützt werden, ist auch daraus zu ersehen, 
daß sich z. B. das badische Gewerbeaufsichtsamt gegen die Beibehaltung der 
freien Sonnabendnachmittage während des Krieges ausgesprochen hat, auch 
um den ungünstigen Eindruck nach außen hin zu vermeiden. Begreiflicherweise 
bekämpfen die Angestelltenverbände diese Verlängerung der Arbeitszeit, der 
keine Erhöhung der Bezüge parallel gehe 79). | 

Inder Frageder Konkurrenzklausel ist keine wesentliche Aende- 
rung zu verzeichnen. Die Forderungen der Technikerverbände, welche da in 
erster Linie in Frage kommen, haben nicht viel Aussicht auf Verwirklichung ®°), 
da auch von behördlichen Stellen, zumal während des Krieges, drückende Wett- 
bewerbsverbote zur Bedingung der Anstellung gemacht werden: so müssen 
die bei öffentlichen Bauten zur Wiederberstellung Ostpreußens beschäftigten 
Angestellten sich verpflichten, sich ı Jahr hindurch nicht selbständig zu machen, 
und dürfen auch nicht in andere Unternehmungen eintreten. Eine Intervention 
des Bundes technisch-industrieller Beamten hatte keinen Erfolg %). 


Der Kampf um das Koalitionsrecht und um die An- 
erkennung der Organisationen wird auch während 
des Krieges weitergeführt. So suchte z. B. die Bayrische Versiche- 
rungsbank A.-G., München, gegen den Verband der deutschen Ver- 
sicherungsbeamten vorzugehen, als dieser eine Verlängerung der 
Arbeitszeit hintanzuhalten strebte 8). Ein solches Vorgehen der 


15) Deutsche Handelswacht, Januar 1917. 

76) Handlungsgebilfenzeitung, 17. I. 1917. 

17) Handlungsgehilfenzeitung vom 14. III. 1917 berichtet über die Samm- 
lung von mehr als 100 000 Unterschriften von Ladeninhabern für die Reform. 

78) Ebenda, 11. IV. 1917. 

79) Deutsche Industriebeamtenzeitung, 7. I. 1916. 

80) Vgl. hierzu Archiv Bd. 41, S. 593. 

8) Deutsche Technikerzeitung, 14. IV. 1917. 

83) Deutsche Industriebeamtenzeitung, 30. III. 1917. 
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einzelnen Unternehmungen knüpft ja meist an Versuche der Ange- 
stellten an, durch die Organisationen auf die Arbeitsbedingungen 
einzuwirken. Noch immer wird von Fällen berichtet, in denen die 
Unternehmungen aus Anlaß energischer Forderungen (auf Gehalts- 
oder Teuerungszulage) mit Maßregelungen vorgehen 83), obzwar Ge- 
waltmaßregeln, überhaupt Maßregelungen mit der Verschärfung des 
Personalmangels naturgemäß seltener werden. Hingegen fehlt es 
nicht an Versuchen, die Organisation vom Betrieb auszuschalten. 
So wenn die Guthoffnungshütte die Bewerber jeweils fragt, ob sie 
dem Bund der technisch-industriellen Beamten oder dem Deutschen 
Technikerverband angehören, oder wenn die Luftfahrgesellschäft 
m. b. H. (Adlershof bei Berlin) für ihre Angestellten eine Konven- 
tionalstrafe von M. I00.— für jeden Fall der Agitation zugunsten 
des B. t. i. B. festsetzt 8%) Namentlich in der Metallindustrie häufen 
sich, nach dem Zeugnis der Technikerzeitung®®), die Fälle der Nicht- 
anerkennung der Verbände, ohne daß von diesen erheblich energischere 
Aktionen bisher zu vermerken sind ®%). Nur hie und da gelingt es — 
manchmal durch Intervention der Militärbehörde — die Angriffe 
auf das Koalitionsrecht abzuwehren 87). 

Der Hauptstreitpunkt besteht gegenwärtig darin, ob die Unter- 
nehmungen mit den Verbänden verkehren sollen oder nicht. 
Der Standpunkt der Regierung und der Militärbehörden scheint sich 
(auch unter dem Einfluß des Hilfsdienstgesetzes) etwas geändert zu 
haben. So erklärte z. B. Staatssekretär von Capelle im Hauptaus- 
schuß des Reichstags (8. V. 17), daß die Verfügung aufgehoben worden 
sei, wonach es verboten war, mit den Vertretern der außerhalb der 
Marinebetriebe stehenden Organisationen von Arbeitern und Ange- 
stellten über Angelegenheiten der in Marinebetrieben beschäftigten 
Arbeiter und Angestellten in Verkehr zu treten ®). Es ist damit wenig- 
stens in einigen öffentlichen Betrieben die Anerkennung der Organi- 
sationen erreicht. In anderen hingegen hat sich der Standpunkt der 
Verwaltung bisher noch nicht geändert, die preußische Eisenbahn- 
verwaltung z. B. steht nach wie vor auf dem Standpunkt, daß ihre 
technischen Angestellten dem B. t. i. B. als Mitglieder nicht beitreten 
dürften. Der Hinweis des »Bundes«, daß er gar nicht für den Streik 
der Angestellten eintrete, sondern höchstens gemeinsame ordnungs- 
mäßige Kündigung als Kampfmittel für Angestellte in Aus- 
sicht nehme, war vergebens ®). 

Die Anschauung, als ob in den modernen Großbetrieben die 
Unternehmer aus besserer Einsicht und aus der Idee der Volksge- 





ss) Ebenda, 1. IX. 1916. (Albatros-Werke.) 

8) Deutsche Industriebeamtenzeitung, 15. IX. 1916. 

85) Deutsche Technikerzeitung, 8. VII. 1916. 

se, Es wird nur svom Gerechtigkeitsgefühl der Arbeitgeber erwartete, daß 
es besser wird. 

#7) Der technische Angestellte, 2 III. 1917. 

88) Deutsche Technikerzeitung, 26. V. 1917. 

3) Industriebeamtenzeitung, 23. VI. 1916. 
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meinschaft heraus zu einer Anerkennung der Organisation gelangen 
werden, hat sich also als Illusion erwiesen. Nicht besser kann diese 
Tatsache illustriert werden als durch ein Vorkommnis in der General- 
versammlung der A. E. G.: Anläßlich einer Bewegung der kaufmän- 
nischen und technischen Angestellten für Teuerungszulagen hat im 
Jahre 1916 die Direktion der A. E. G. es rundweg abgelehnt, mit den 
Verbänden der Angestellten zu verhandeln. Infolgedessen versuchte 
ein Vertreter des B. t. i. B. die Frage in der Generalversammlung 
als Aktionär der Gesellschaft aufzurollen. Der Präsident der Gesell- 
schaft, Dr. Walther Rathenau, stellte sich auf den Standpunkt, daß 
die Direktion stets mit ihren Beamten oder Arbeitern verhandle, und 
sich nur geweigert habe, mit Vertretern der 12 Verbände, welche sich 
als sberufene Vertreter« ihrer Beamtenschaft bezeichnet hätten, zu 
verhandeln 9%. 

Dieses Vorgehen bemängelt die Industriebeamtenzeitung mit 
dem Hinweis darauf, daß eine persönliche Intervention der Angestellten 
für die Beteiligten von gefährlichen Folgen begleitet sein könne, und 
daß sich aus diesem Grunde die Mitwirkung der Berufsverbände von 
selbst als notwendig ergebe 9%). 

EOE 

%0) Deutsche Industriebeamtenzeitung, 22. XII. 1916. Der Vorfall ist so 
typisch, daß er einer besonderen Betonung gar nicbt bedürfte. Kaum ein anderer 
großer Unternehmer hätte an Stelle Dr. Rathenaus anders gesprochen. Das 
Vorkommnis kann eine Ueberraschung nur für diejenigen sein, welche einen 
əneuen Wirtschaftsgeiste vom I. August 1914 ab datieren. Bei Rathenau kommt 
binzu, daß er um die »Seele«e der Menschen und ihre »Persönlichkeiıte besorgt 
ist, weil sie vom »Kapitalismus« gefährdet werden. Rathenau ist so sehr um die 
»Seele« der in den Kapitalismus unrettbar Verstrickten bekümmert, daß er 
die inneren Widersprüche des Kapitalismus, welche durch die philantropische 
und sozialistische Kritik eines Jahrhunderts beinahe zum Gemeinplatz ge- 
worden sind, unermüdlich in literarisch effektvolleren Wendungen auf das 
Modernste formuliert. Das hindert ihn nicht, den autoritären Unternehmer- 
standpunkt glatt zu akzeptieren. Nur wer die immanente Logik des kapitalisti- 
schen Prozesses nicht kennt (dessen Stärke sich gerade darin zeigt, daß er bisher 
alle seine Widersprüche überwunden hat), wird es verwunderlich finden, daß 
Rathenau die Welt, welche er am Abend mit blendenden Paradoxen vor einem 
staunenden Publiko in Trümmer legt, um sie auf neuen moralischen Fun- 
damenten ersteben zu lassen — am nächsten Morgen mit den banalen Mitteln 
nüchternster Erwerbsideologie verteidigt. 

+) Ein interessanter Prozeß gegen den B. t. i. B. zeigt, daß die Unternehmer 
nicbt obne Erfolg auf der ganzen Linie die Verknüpfung der Angestellten mit 
der Berufsorganisation zu zerreißen trachten. Anläßlich einer Enquête, welche 
die genannte Organisation im Kreise ihrer Mitglieder veranstalten wollte, klagte 
eine Firma auf Unterlassung bestimmter Fragen. Das Gericht entschied, daß 
die Organisation folgende Fragen nicht stellen dürfe (bei hoher Konventional- 
strafe für jeden Fall des Zuwiderhandelns): finanzielle Lage der Firma, Be- 
schäftigung des Werks, Beamtenwechsel, Einzelheiten über bestehende Dienst- 
verträge, Regelung des Erfindungsrechts der Angestelten, Höhe der Ge- 
hälter, Verteilung der Beiträge zur Invaliden- und Krankenversicherung 
zwischen Firma und Angestellten, Anstellungsverhältnis der technischen Be- 
amten und Zahlung der Umzugskosten. Auf diese Weise könnte — wie der 
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Das Hilfsdienstgesetz, auf dessen Einzelheiten hier nicht eingegangen 
werden kann, wurde zunächst von den meisten Angestelltenorganisationen 
zustimmend begrüßt. Allerdings wurden sofort, namentlich von den radikaleren 
Organisationen, weitgehende Forderungen erhoben. So dienach Verstaat- 
lichung der Rüstung. industrie, um der »Mobilmachung der Arbeitskraft« 
eine analoge »Mobilisierung des Kapitals«e gegenüberzustellen ®!). Im Wesen 
haben eich dann die Angestelltenorganisationen mit den in der parlamentarischen 
Verhandlung erzielten sozialpolitischen Verbesserungen einverstanden erklärt. 
Namentlich die Einsetzung von Angestelltenausschüssen (in Betrieben mit mehr 
als 50 versicherungspflichtigen Angestellten) und die Einführung eines Schieds- 
gerichtsverfahrens hat alte Wünsche der Angestellten zunächst für Kriegsdauer 
und für die dem Hilfsdienstgesetz unterworfenen größten Betriebe realisiert %). 

Das Hilfsdienstgesetz ist nicht nur wegen dieser sozialpolitischen Einrich- 
tungen, sondern auch wegen der Annäherung der Interessenorganisationen 
von Bedeutung. In den Ausschüssen und den Schiedsämtern wirken die Mit- 
glieder der verschiedensten Organisationen zusammen, und es baben z. B. unter 
dem Einfluß des Gesetzes der B. t. i. B. und der Deutsche Technikerverband 
ihre Stellennachweise zusammengelegt ®). 

Die, namentlich in den alten Verbänden vorhandene optimistische 
Stimmung dauerte allerdings nicht sehr lange. Es zeigte sich, daß die Bindung 
durch das Gesetz stärker und wirksamer sei als der Einfluß der Angestellten- 
ausschüsse. Da diese — wenigstens in Preußen — vom Arbeitgeber einberufen 
und geleitet werden, so sind sie in ibrer Wirkung gehemmt, und es wird geklagt, 
daß das Gesetz bedauerlicherweise zur Gehaltsdrückerei mißbraucht werde °$), 
Mehr als Proteste sind in den alten Verbänden schon ihren Grundauffassungen 
nach nicht möglich. 

Nach Einführung des Gesetzes tauchte eine große Anzahl ungelöster Fragen 
auf. Der Privatangestelltenausschuß der Gesellschaft für soziale Reform fordert 
folgende Ausgestaltung des H.-G. 5): 

ı. Wirksame Vertretung der Privatangestellten im ständigen Ausschuß 
zur Zusammenlegung der Betriebe. 

2. Besondere Regelung für ältere Angestellte mit langfristigen Anstellungs- 
verträgen, welche die Auflösung ihrer Verträge und Erschwernis der Existenz 
nach dem Kriege befürchten. Womöglich sollten dahersolche Angestellte nicht 
herangezogen werden, bzw. es sollten ihre Verträge nur unterbrochen, nicht 
aufgelöst werden. | 

3. Bessere Regelung des Arbeitsnachweises für Angestellte. 

4. Einwirkung des Kriegsamtes zur Erzielung einer entsprechenden Be- 
zahlung der Angestellten. Es scheinen Höchstgehälter von 160 M. für 
männliche Angestellte üblich zu werden, während nach dem Schlichtungsaus- 
schuß in der Berliner Metallindustrie Stundenlöhne gezahlt werden (M. 1.70), 
welche bei zehnstündiger Arbeitszeit ein Monatseinkommen von 425 M. begrün- 








Verband mit Recht hervorhebt — jede Enquête dieser Art unmöglich gemacht 
werden, auch wenn sie sich nur auf die Höhe der Gebälter und sonstige 
ökonomisch wichtigere Vertragsinhalte bezieht. (Industriebeamtenzeitung, 
11. IV. 1917.) 

91) Ebenda, 24. XI. 1916. 

»2) Ebenda, 8. XII. 1916. 

») Ebenda, 22. XII. 1916. 

%) Deutsche Handelswacht, März 1917. 

#5) Deutsche Technikerzeitung, 28. IV. 1917. 
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den. Die Mindestsätze der Angestelltenorganisationen sollten daher vom Kriegs- 
amt anerkannt werden. 

5. Beseitigung der geheimen Konkurrenzklausel. 

6. Der Vorsitz in den Angestelltenausschüssen soll einem vom Ausschuß 
gewählten Mitglied übertragen werden. 

7. Schutzvorschriften für reklamierte Angestellte und Arbeiter in Heeres- 
betrieben. 

8. Belassung der notwendigen Zahl von Arbeitskräften an die Angestellten- 
verbände. 

Einige von diesen Wünschen wurden in entgegenkommender Weise erledigt 
— bzw. wurde eine solche Erledigung in Aussicht gestellt, insbesondere ad 2, 
9,8. Auch wurden neue Schutzbestimmungen für die Reklamierten geschaffen °’). 
Wieso es möglich war, daß die Angestelltenausschüsse in manchen Fällen noch 
viele Monate nach Inkrafttreten des Gesetzes nicht konstituiert waren, läßt 
sich ohne nähere Kenntnis der Sachlage schwer entscheiden, also auch nicht 
nachprüfen, ob, wie behauptet wird, die Pflichten aus dem Hilfsdienstgesetz 
rigoros erzwungen werden, während die im Gesetz den Angestellten gegebenen 
Rechte noch besonders erkämpft werden müssen ”). 


Frauenarbeit. 


Das Problem der Frauenarbeit hat namentlich für die Handlungsgehilfen 
stets große Bedeutung besessen. Der Krieg hat nun eine solche Vermehrung 
der Frauenarbeit gebracht, daß alle Pläne, sie zurückzudrängen oder zu ver- 
hindern, aufgegeben wurden, zumal ja die Zurückdrängung der Frauenarbeit frü- 
her von solchen Organisationen versucht wurde, welche gegenwärtig aus snationa- 
len« Gründen sich mit dieser Tatsache abfinden müssen. Die Bemühungen erstrek- 
ken sich also gegenwärtig in erster Linie darauf, das Zuströmen ungelernter, gehalt- 
drückender Frauen und Mädchen zu verhindern, was man durch strengere Auf- 
sicht über die zahlreichen Schulen zur raschen Ausbildung von Gehilfenpersonal 
zu erreichen trachtet. Diese Schulen scheinen tatsächlich — unter dem Einfluß 
der Kriegskonjunktur — ganz außerordentlich große Dimensionen angenommen 
zu haben und erstrecken ihr Tätigkeitsgebiet nunmehr auch auf technische 
Angestellte ®). Sie versprechen Ausbildung von Zeichnerinnen mit glänzenden 
Verdienstmöglichkeiten ®). Auch sind bereits einzelne Betriebe dazu überge- 
gangen, selbst Frauen technisch auszubilden. So z. B. die Hannoversche Maschi- 
nenbau-Aktien-Gesellschaft; die weiblichen Lehrlinge erhalten während der 
Lehrzeit 10 M., späterhin 35—5o M. monatlich 190%), Auch dagegen richten sich 
natürlich die Bestrebungen der Organisationen. 

‘Die Frage der Frauenausblldung wurde auf einer Tagung, zu welcher die 
Gesellschaft für soziale Reform eingeladen hatte, im ganzen Umfange aufgerollt. 


*) Ebenda, 28. IV. 1917. Maßgebend ist der Erlaß des Kriegsamts vom 
2. II. 1917 mit Ergänzung vom 12. li. 1917. Der starke Wechsel der Reklamierten 
ist an erschwerende Bedingungen geknüpft (er soll nur dann stattfinden dürten, 
wenn die militärische Zurückstellung auch für den gewählten Betrieb erfolgt 
wäre); hingegen soll verhütet werden, daß Zurückgestellte wegen ihrer Betätigung 
in den Betriebsausschüssen und Schlichtungsstellen der Militärbehörde wieder 
zur Verfügung gestellt werden. | 

”) Der deutsche Bankbeamte, 30. IV. 1917. 

®) Industriebeamtenzeitung, 12. V. 1916. 

9) Ebenda, 22. XII. 1916. 

100) Deutsche Technikerzeitung, 3. III. 1917. 
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Eine verschärfte Aufsicht der Unterrichtsanstalten scheint bevorzustehen, 
auch sollen in vermehrtem Umfang brauchbare öffentliche und private Kurse 
eingerichtet ınd die städtischen Handelsschulen verbessert werden. Ob das 
vcn manchen Verbänden verlangte Verbot für 18—2zojährige, solche, Kurse zu 
besuchen, erreichbar ist, ist immerhin fraglich 19). 

Weiter als diese Wünsche !%) nach einer »Veredelunge der Frauenarbeit 
gehen die Bestrebungen des Deutschnationalen Handlungsgebilfenverbandes 1), 
der sich bemübt, mindestens grundsätzlich durchzusetzen, daß Frauen in keiner 
Stelle Vorgesetzte von Männern werden dürften 1%). Solchen Bestrebungen 
ist die Zeit allerdings nicht günstig: selbst das preußische Herrenhaus ist über 
eine Petition dieses Inhalts zur Tagesordnung übergegangen 21%). 

Auch die Organisationen der weibli._hen Angestellten bemühen sich um 
die Lösung der Frage. Sie trachten in höberem Maße als bisber Interesse für 
Verkäuferinnenstellen zu gewinnen, da der Andrang in die Kontore 
zu groß ist !*%). Eigene Verkäuferinnenschulen sollen geschaffen und der Stand 
auch durch andere Mittel (Lebrzeit, Mindestgehalt, 7-Uhbr-Ladenschluß) gehoben 
werden. Die Aussichten des Verkäuferinnenberufs werden wahrscheinlich über- 
schätzt, zumal ja mit einer gewissen Einschränkung des Detailbandels für die 
nächste Zeit gerechnet werden muß!"). 


Uebergangswirtschaft. 


Schon seit längerem befassen sich die Angestelltenorganisationen 
mit den Fragen der Uebergangswirtschaft, wobei jedoch im Wesen 
nur über die Gestaltung des Arbeitsmarktes und der Unterbringung 
der Kriegsteilnehmer Wünsche geäußert werden. Hingegen fehlt es 
bisher in Arbeitnehmerkreisen und deren Organisationen überhaupt 
an einer einheitlichen Stellungnahme zur Uebergangswirtschaft im 
ganzen genommen. 








101) Deutsche Industriebeamtenzeitung, 27. IV. 1917. 

103) Es wurde außerdem gefordert: Die Genehmigung neuer Anstalten 
von dem Nachweis des Bedürfnisses abhängig zu machen; als Minimum ganz- 
jährige Ausbildungskurse; Untersagung der Stellenvermittlung durch private 
Anstalten; Verbot unzulässizger Reklame. (Handelsstand, ı. V. 1916) 

163) Deutsche Handelswacht, 5. III. 1917. 

164) Ebenda, Februar 1917. 

106) Ebenda, März 1917. 

106) Verbandsblätter, August 1916. 

10) Nach den Angaben der Stellenvermittlung des kaufmännischen Ver- 
bandes für weibliche Angestellte, Berlin, waren die Ergebnisse gerade für Ver- 
kaufspersonal besonders ungünstig se für Frauenarbeit, 1. III. 1917): 


asus A e—a nn er rer ER nn En nn, eare a ae a a e e 


Bewer- in 1358 2564 2994 2206 

bungen | Verkauf, Lager 454 404 683 403 
Oftene Kontor 1972 3262 4380 | 3020 
Stellen | Veıkauf, Lager 393 560 | 585 | 272 
Besst- Kontor 934 1440 1979 | 1249 


zungen Verkauf, Lager 151 129 332 
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Die Haltung der Angestelltenverbände in der Frage der Demobilisierung 
ist durchaus nicht einheitlich 19%). Der Zentralverband der Handlungsgehilfen 
will die Verpflichtung zur Wiedereinstellung auf diejenigen Angestellten be- 
schränkt wissen, deren Dienstverträge mindestens einen Monat vor Kriegs- 
ausbruch abgeschlossen worden sind. Er schlägt die Unkündbarkeit für eine 
Frist von 3 M naten vor. Der Deutschnationale Handlungsgehilfenverband 
verlangt das Recht auf Wiedereinstellung für alle verheirateten und ledigen 
Angestellten über 30 Jahren, wofern diese letzteren vor Kriegsbeginn mindestens 
ein Jahr beim letzten Arbeitgeber in Stellung waren 19). Der Deutsche Verband 
kaufmännischer Vereine fordert ein Gesetz nach österreichischem Vorbild. 
Ebenso die Soziale Arbeitsgemeinschaft kaufmännischer Verbände 11%), Auch 
der Werkmeisterverband scheint dem Gedanken einer gesetzlichen Zwanigs- 
regelung nicht abgeneigt zu sein, schon um die Krieesteilnehmer vor Beunruhi- 
gung zu schützen 11), 

Hingegen hat der Deutsche Technikerverband abgelehnt, eine dieser Maß- 
nahmen zu verlangen!!®): die notwendige Parität würde auch die Angestellten 
zwingen, in ihre Stellungen zurückzukehren, selbst bei der Möglichkeit einer 
besseren Verwertung ihrer Arbeitskraft; ferner wären Schwierigkeiten bei 
der weiteren Beschäftigung der Ersatzkräfte gegeben; die dann notwendige 
Einrichtung von Schlichtungskommissionen habe viel Mißliches. Infolgedessen 
legt der Deutsche Technikerverband das Hauptgewicht auf die Tätigkeit der 
Arbeitsvermittlungen, welche von den militärischen Behörden nach Tunlichkeit 
herangezogen und unterstützt werden sollten. Für die Arbeitsnachweise der 
technischen Verbände sei zu diesem Zwecke, nach Vorbild der gemeinnützi- 
gen kaufmännischen Stellenvermittlung, eine Austauschstelle zu schaffen. 


168) Deutsche Industriebeamtenzeitung, 13. X. 1916. 

109) Vgl. die Denkschrift des Deutschnationalen Handlungsgebilfenver- 
bandes: »Wenn der Friede kommt«, Hamburg 1916, S. 11. »Gesetzlicher Zwang 
oder gar nichts«. Die »Ehrenpflicht« wäre ein Schlag ins Wasser. (Deutsche 
Handelswacht, April/Mai 1917). 

110) Die S. A. G. kaufmännischer Verbände verlangt die Demobilisierung 
nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten; die kaufmännischen Stellenvermitt- 
lungen sollen als Organe zur Ausgleichung von Angebot und Nachfrage auf dem 
Arbeitsmarkte herangezogen werden. Nach Möglichkeit soll die Wiedereinstellung 
der Kriegsteilnehmer unter Beseitigung des Uebergewichts an Frauenarbeit 
erfolgen. Unverschuldet arbeitslos gebliebene Kriegsteilnehmer sind aus Reichs- 
mitteln zu unterstützen. Diese Vorschläge widersprechen sich einander, 90, 
wenn verlangt wird, daß bei verminderter Arbeitsgelegenheit die weiblichen 
Ersatzkräfte vor den männlichen zu entlassen sind, wobei aber zugleich für die 
Unterbringung der entlassenen weiblichen Kräfte Sorge zu tragen ist. In der 
Gehaltsfrage wird gewünscht, daß womöglich die Bedingungen des Dienstvertrags 
vor dem Kriege wieder herzustellen sind unter Berücksichtigung der inzwischen 
eingetretenen Verteuerung aller Lebensverhältnisse. — Die Familienunter- 
stützung an Angehörige der Kriegsteilnehmer soll bis zur ersten Gehalts- 
zahlung weiter geleistet werden, höchstens aber 3 Monate hindurch. Außerdem 
wird — gleichfalls für eine Dauer von 3 Monaten — Gewährung von Erwerbs- 
losenunterstützungen vorgeschlagen. (Vgl. auch Der Handelsstand, 1. III. 
1916.) Auch die Einbeziehung der Handlungsgehilfen in die Kriegshilfskassen 
wurde von der Sozialen Arbeitsgemeinschaft gefordert, aber vom preußischen 
Minister für Handel und Gewerbe abgelehnt. (Der Handelsstand, 1. VII. 1916.) 

111) Werkmeisterzeitung, Nr. 38. 

113) Deutsche Technikerzeitung, 5. VIII. 1916. 
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Dies ist auch der Standpunkt der Arbeitsgemeinschaft technischer Ver- 
bände !!?). 

Während so der D. T. V. und die A. T. V. sich ablehnend gegen jeden Zwang 
verhalten, hat sich bemerkenswerterweise der Kaufmännische Verband für 
weibliche Angestellte für ein Recht der Kriegsteilnehmer auf Wiedereinstellung 
ausgesprochen, unter Hinweis darauf, daß dadurch die Besorgnis, als ob die 
Männer — durch Frauenarbeit verdrängt würden, am ehesten vermindert werden 
könnte. Sollten Entlassungen notwendig sein, so seien zuerst die Kriegerfrauen 
zu entlassen, deren Männer zurückgekehrt sind, in zweiter Linie Angestellte, 
welche erst während des Krieges eine Beschäftigung angenommen haben 1), 

Hingegen haben sich, wie zu erwarten, die Arbeitgeberblätter gegen diese 
Pläne gewendet ?!5). Es ist z. Z. nicht wahrscheinlich, daß in Deutschland die 
radikale Lösung der österreichischen Gesetzgebung akzeptiert wird. 

Je langer der Krieg dauert, um so größer sind die Umschichtungen in Handel 
und Industrie und namentlich die Zusammenlegungen der Betriebe, welche 
das Hilfsdienstgesetz zur Folge hat, die zwangsweise Einstellung zahlreicher 
Arbeitskräfte in ihnen fremde Tätigkeiten, schafft solch tiefgehende Verände- 
rungen, daß von einer Wiedereinstellung aller Kriegsteilnehmer schon deshalb 
nicht gesprochen werden kann, da vielfach die Betriebe nicht oder nicht 
sofort vorhanden sein werden, in denen sie vor dem Krieg tätig waren. 


B. Die Organisationen der technischen Angestellten. 
Weiterbildung der Organisationsverhältnisse. 


Die allgemeinen Daten wurden schon oben gegeben. Die Tech- 
nikerorganisationen blicken — wenn man vom Werkmeisterverband 
absieht — noch nicht auf eine so lange Tradition als manche kauf- 
männische Organisationen zurück, und daher ist bei ihnen selbst der 
allgemeinste Charakter der Organisationen noch im Fluß. So scheint 
jetzt wieder im Deutschen Technikerverband die radikal-gewerk- 
schaftliche Note beiseite gelassen worden zu sein 116). Auch wurde 
eine »Arbeitsgemeinschaft technischer Verbände« unter Ausschluß 
des B. t. i. B. im Dezember 1915 gegründet. Sie besteht lediglich aus 
dem D. T. V. und dem Werkmeisterverband 117), 


113) Die A. T. V. verlangt also nur smöglichste« Wiedereinstellung der Kriegs- 
teilnehmer. Durchgreifende Maßnahmen schlägt sie nur vor, wenn es sich um 
Konkurrenz zwischen einheimischen und fremdländischen Technikern handelt. 
(Deutsche Technikerzeitung, 5. VIII. 1916.) 

114) Das würde also größtenteils weibliche Angestellte betreffen. 
(Archiv für Frauenarbeit, ı. VI. 1917.) Außerdem wird angeregt, Anfänger 
erst nach Versorgung der bereits früher berufstätigen Angestellten aufzunehmen, 
— eine schematische und durchaus nicht immer zweckmwäßige, noch immer 
durchfübrbare Maßnahme. 

115) Industriebeamtenzeitung, 13. X. 1916. 

116) Iadustriebeamtenzeitung, 17. III. 1916. Als Symptome werden an- 
geführt, daß der D. T. V. den »sozialen Ausschuß von Vereinen technischer 
Angestellter« verlassen habe, wodurch dieser zur Auflösung gezwungen wurde, 
und daß im April 1915 der D. T. V. aus der »Arbeitsgemeinschaft für einheit- 
liches Angestelltenrechts austrat. 

117) Deutsche Technikerzeitung, 8. I. 1916. 
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. Da nur zwei Verbände vorhanden sind, mußte einer Majorisierung 
dadurch vorgebeugt werden, daß jeweils die Minderheit ihren Ständ-. 
punkt auch in der Oeffentlichkeit zum Ausdruck bringen kann. Die 
Arbeitsgemeinschaft bedeutet daher nicht mehr als den Vorsatz einer 
Kooperation, ohne eine solche wirksam sicherzustellen. 

Das sozialpolitische Programm entspricht dem Minimalprogramm 
aller Arbeitnehmerverbände, so daß sich die Wiedergabe erübrigt. 

Die Deutsche Technikerzeitung legt Wert darauf, festzustellen, daß die 
Arbeitsgemeinschaft den Arbeitnehmerstandpunkt schärfer betonen will 138). 
Die Arbeitsgemeinschaft ist für die gelben Organisationen zu radikal, für die 
radikalen Verbände in ihrer Politik zu schwächlich. Sie ist auch innerlich nicht 
einheitlich, da der Werkmeisterverband seiner ganzen Struktur nach nicht ein 
reiner Arbeitnehmerverband ist 19), die Wirkungen des Krieges am wenigsten 
verspürt bat 13°) und infolge seiner Beziehungen zu den Unternehmern nicht 
ohne weiteres als eine ganz unabhängige in ihrer Handlungsfreiheit selbständige 
Organisation zu betrachten ist 131), während der D. T. V. durch die Entwicklung 
des Krieges möglicherweise zu radikalerem Vorgehen gezwungen werden kann. 
Deshalb bedeutet die Arbeitsgemeinschaft höchstens einen halben Schritt der 
Vorbereitung zu stratferer Organisation. 

Ein weiterer Zusammenschluß hat zwischen dem Verband deutscher Schiffs- 
ingenieure, dem Verband technischer Schiffsoffiziere und der Vereinigung deut- 
scher Offiziere und Kapitäne der Handelsmarine zum Zweck der wirksameren 
Vertretung ihrer Interessen stattgetunden 133). 

Endlich besteht noch die Arbeitsgemeinschaft für e nheitliches Angestellten- 
recht, welcher technische und kaufmännische Verbände, überwiegend radikal- 
gewerkschaftlicher Richtung angehören. Der D. T. V. ist aus dieser Organisation, 
wie oben erwähnt, ausgetreten. 


Ein bereits in der letzten analogen Chronik erwähntes wichtiges 
Ereignis bei den Technikerorganisationen, die Spaltung im Bund der 
t. i. B. 12) hat auch in den beiden Berichtsjahren weitere Konsequenzen 
gezeitigt. Die schon damals berührten Gegensätze 134) werden in den 
Verbandsorganen bis zum Ueberdruß und mit einer für Außenstehende 


— 


118) Ebenda, ı. IV. 1916. 

19) In dem Werkmeisterverband haben einen starken Einfluß, wenn die 
Kritik, welche der Bund technischer Angestellter übt, zutrifft (Der technische 
Angestellte, 2. III. 1917), Elemente, w:lcbe nicht Werkmeister sind, also z. B. 
Agenten, Reisende, Wirte, Gemüsehändler, Arbeiter, Monteure, seibständige 
Kleinhändler; alle diese Gruppen haben nur Interesse an den Unterstützungs- 
einrichtungen, um derenwillen sie dem Verband beigetreten sind. 

120) Infolge der Alterszusammensetzung und da die Werkmeister am ebesten 
als unabkömmlich reklamiert werden können, ist die Zahl der Einberufenen in 
diesem Verband außerordentlich gering. 

181) Der Werkmeisterverband habe die Gewohnheit, die Unternehmer um 
Unterstützungen für ihre Kasseneinrichtungen zu ersuchen. Auch dasOrgan, 
die Werkmeisterzeitung, werfe bohe Einnahmen aus Inseraten ab, welche ge- 
fährdet wären, wenn der Verband eine radikale Politik machte. (Der technische 
Angestellte, 2. III. 1917.) 

188) Deutsche Technikerzeitung, 14. X. 1916. 

\ 188) Vgl. Archiv Bd. 41, S. 604 ff. 

1) Im Vordergrund stand nach außen hin die Frage der Unterstützungs- 
auszahlungen an Angehörige Einberufener. 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 44. ı. 23 
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vielfach unverständlichen Gehässigkeit, in ermüdender Breite vor- 
getragen 1%), Bei Gelegenheit dieser Auseinandersetzungen werden 
auch die Verhältnisse innerhalb der Organisationen in stellenweise 
hämischer Kritik aufgedeckt!?#). Soviel gegenseitig auch als Stoff 
für Kritik gefunden werden mag, aus all den Auseinandersetzungen 
geht jedenfalls hervor, daß die inneren Schwierigkeiten beim B. t. i. B. 
u. a. daher stammen, daß hier wirklich mit dem Prinzip der Demo- 
kratie im inneren Leben der Organisation und namentlich auch in der 
Verwaltung Ernst zu machen versucht wurde. Nur auf Basis der 
freien Meinungsäußerung, welche die Verbandsbeamten gegenüber 
den Vorständen und den leitenden Persönlichkeiten im Büro besitzen, 
waren ja die Konflikte möglich. 

Der Zustand des B. t. i. B. im einzelnen hat sich — wie an dieser Stelle 
eingeschaltet werden mag — während des Krieges tatsächlich sehr ungünstig 
gestaltet. Die Einnahmen sanken von 663 000 M. im Jahre 1913 auf 549 000 M. 
1914 und 206 000 im Jahre 1915. Insbesondere sehr stark sind die Einnahmen 
aus Beiträgen von Hospitanten, aus Inseraten und die Rückzahlungen der Not- 
fallsdarlehen zurückgegangen, so daß trotz größter Sparsamkeit Wertpapiere 
im Nennwert von 180 000 M. bei der Darlehenskasse verpfändet werden mußten. 
Die Auslagen sanken zwar von 596 ooo M. im Jahre 1913 auf 492 ooo M. 1914 
und 246 ooo M. in 1915, ohne daß dadurch das Defizit zur Gänze beseitigt werden 
konnte. Für das Jahr 1916 sollen weitere Vermögensminderungen nicht mehr 
zu erwarten sein 12), 

Für die Mitgliederziffern liegen genaue Angaben nicht vor. Wie groß die 
neugegründete Sonderorganisation ist, entzieht sich jeder Schätzung. Der 
Bund, die alte Organisation, spricht gelegentlich davon, daß sie 300 Mitglieder 
zählen dürfte 1%”). Das wäre natürlich ein klägliches Fiasko, und es würden dann 
diese beiden radikalen Technikerorganisationen zusammen! zweifelsohne 
weniger Mitglieder als ohne die Spaltung zählen. Diese würde lediglich die 
Zersplitterung und den Verlust zahlreicher Angestellter für den Organisationsge- 
danken, aber keine wesentliche Weiterentwicklung bedeuten. So scheint es auch 
tatsächlich der Fall zu sein. Denn selbst wenn man 15 —ı800 Mitglieder in der 
neuen Organisation annehmen würde (was viel zu hoch gegriffen wäre), käme 
man doch nicht auf eine Gruppe, die irgendwie für eine soziale Aktion ins Gewicht 
fallen könnte, 

Während auf der einen Seite die Zersplitterung der Organisationen weiter 
fortschreitet, sind andererseits auch wieder Versuche einer Zusammenführung 
gegeben. Insbesondere scheint eine Verschmelzung zwischen dem B. t. i. B. und 


135) Der technische Angestellte, 11. II. und 10. III. 1916 und passim. 

125%) Der technische Angestellte, 5. V. 1916, 2. VI. 1916, 25. VIII. 1916 und 
passim. Da finden wir Bemerkungen darüber, daß keine Berichte über Mit- 
gliederziffern und Beitragszahlungen seit Januar 1916 erstattet würden, daß 
das Vermögen nahezu völlig aufgezebrt sei; d-B es notwendig sei, die Gemaß- 
regeltenunterstützung aus der Kriegsspende zu nehmen; daß die Kriegsteilnehmer 
nur zu verschwindendem Teil die sogenannte »Anerkennungsgebühr« bezahlen 
usw. Alle diese Tatsachen sollen dazu dienen, die innere Struktur der alten 
Organisation zu lockern. Ueber welche Kraft der neue Verband verfügt, ist 
aber nirgends ersichtlich Bisber wurden noch nie Mitgliederziffern angegeben. 

186) Industriebeamtenzeitung, ı. IX. 1916. 

127) Ebenda, 29. IX. 1916. 
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dem D. T. V. diskutiert zu werden!®), die möglicherweise von den Mitglieder- 
kreisen ausgeht, während sich die Leitung des D. T. V. hiergegen bisher ziemlich 
reserviert verhält, mit Hinweis auf die vielen Tausende einberufener Mitglieder, 
welche nicht um ihre Meinung gefragt werden könnten. 


Bei der geschilderten Sachlage ist es wahrscheinlich, daß die 
Technikerorganisationen noch mannigfachen inneren Krisen ent- 
gegengehen. Möglicherweise werden die Gestaltung des Arbeits- 
marktes, und die zu erwartenden Schwierigkeiten, eine entsprechende 
Regelung der Bezüge nach dem Kriege zu erzielen, die Entwicklung 
und Förderung der Organisationen beschleunigen. Um diese Aus- 
sichten zu beurteilen, sei noch die Gehaltsentwicklung der technischen 
Angestellten kurz skizziert. 


Die Besoldungsverhältnisse der technischen Angestellten. 


Bis zum Beginn des Jahres 1916 scheint es den technischen 
Angestellten nicht möglich gewesen zu sein, nur einigermaßen eine 
Anpassung der Gehalte an die wachsende Teuerung zu erzielen. Von 
so manchen Betrieben wird berichtet, daß die Arbeitszeit, ohne Be- 
zahlung der Ueberstunden, maßlos ausgedehnt werde, daß die Grati- 
fikationen in die Willkür der Betriebsleitung gestellt seien, daß Neben- 
geschäfte und selbst Ehrenämter (z. B. auch solche in Organisationen) 
nur mit Genehmigung der Direktion bekleidet werden dürften 1%). 
Noch im Mai 1916 wird z. B. von der A. E. G. berichtet, daß dort die 
Gehalte zurückgegangen seien 1%). Die zunehmende Teuerung hat 
dann, spätestens von Beginn 1916 ab, zu Teuerungszulagen geführt, 
welche zuerst als einmalige, späterhin aber wohl ziemlich allgemein 
als dauernde gewährt wurden. 


Sie bewegen sich z. B. in der A. E. G. seit Juni 1916 zwischen 15 und 25 M. 
monatlich, je "nach dem Familienstand und der Gehaltshöhe (bei Gehalten von 
mehr als 500 M. werden keine Zulagen bezahlt). In anderen Gesellschaften 
können sie auf 20—28 %,, mitunter aber noch mehr, bis zu 40 % (bei ungünstiger 
Besoldung für Familienväter) veranschlagt werden 2%). Mit Fortschreiten der 
Teuerung und Steigerung der Kriegsgewinne wurden diese Zulagen wesentlich 
erhöht. Z. B. in der A. E. G. betragen sie seit Anfang 1917 für ledige Angestellte 
30 M., für verheiratete 50 M. monatlich, ro M. Kinderzulage. Aehnli-h bei der 
Nationalen Automuhilgesellschaft und bei den Bergmann-Flektrizitätswerken 
u. a. 133); beiden Schwarzkopffwerken, um einen beson.lers günstigen Fall zu 
erwähnen, betragen die Zulagen 20, 30 und 40 % 1%). Allerdings wird allen diesen 


186) Die beiden Organisationen haben schon Ende 1916 ihre Stellenvermitt- 
lungen zusammengelegt. (Deutsche Industriebeamtenzeitung, 22. XTl. 1916.) 
180) Ebenda, 21. I. 1916. 
186) Es wird angegeben, daß von 1908/13 sich der Personalbestand von 
33 auf 70 000 vermehrt habe, und daß die Gehälter und Löhne hingegen blod 
von 36 auf 66 Millionen M. gestiegen seien. Da sich die Arbeitslöhne zweifelsohne 
vermehit bätten, so müßten die Gehalte gesunken sein. Die Verhältnisse während 
des Krieges hätten sich nicht geändert. (Indu:triebeamtenzeitung, 12. V. 1916.) 
; 181) Ebenda, 26. V. und 23. VI. 1916. 
139) Ebenda, 2. III. 1917. 
189) Ebenda, 27. IV. 1917. Aehnliche Erhöhungen auch in den Benz- (Auto- 
22° 
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Angaben gegenüber immer wieder auf die noch raschere Teuerung aller Hedarfs- 
artikel hingewiesen, welche trotz aller Zulagen zu einer wesentlichen Herab- 
drückung der Lebenshaltung nötigt. 

Aus diesen Gründen wird nunmehr versucht, Mindestsätze als Richtschnur 
für die Festsetzung von Gehalten aufzustellen. An ihrer Formulierung wirkten 
der B. t. i. B., der Deutsche Technikerverband und der Deutsche Werkmeister- 
verband mit!M). Diese Sätze sollen von den Angestelltenausschüssen möglichst 
angestrebt werden. 

I. Industrie. a) Büro 200 M. (Zeichner) — 600 M. (Oberingenieure). 

b) Betrieb 280 M. (Nachkalkulator) — 600 M. (Betriebsleiter). 

II. Baugewerbe. 200 M. (Zeichner) — 400 M. (Bauleiter). 

Das sollten Mindestsätze für das gesamte Reichsgebiet sein, welche durch 
monatliche Zuschläge nach örtlichen Verhältnissen zu ergänzen sind. Als Norm 
ist 8stündige Arbeitszeit angenommen, in den Etappengebieten außerdem 
freie Verpflegung. Verheirateten, welche getrennt leben müssen, gebührt ein 
Zuschlag von 25 %. Für Ueberstunden soll eine angemessene Entlohnung 
gewährt werden. Mit der langen Dauer des Krieges realisieren sich alle diese 
Forderungen wahrscheinlich von selbst. Das Gehaltsproblem ist für die männ- 
lichen, geschulten Angestellten, soweit sie überhaupt verfügbar sind, gewiß 
weitaus günstiger als in Friedenszeiten. Die Inseratenteile der Angestelltenblätter 
zeigen das auf das Eindringlichste. Auch hier beginnen die Probleme der Berufs- 
organisation erst nach dem Kriege. 


Die gelben Verbände. 


Die Idee der Werkvereine hat schon in Friedenszeiten auf die 
Angestellten \übergegriffen. Während des Krieges scheinen diese 
Bestrebungen an Ausdehnung gewonnen zu haben 1%). Ihr Prinzip 
ist: Werkorganisation; ihr Wahlspruch: Anstatt Kampf — Ver- 
ständigung; anstatt Mißtrauen — Vertrauen; anstatt Prinzipien- 
starrheit — Wirklichkeitssinn. Die Entwicklung der gelben Verbände 
ist z. B. in den Kruppschen Werken recht erheblich. So hat dort die 
Wahl zum Angestelltenausschuß 1823 Stimmen für die Kandidaten 
des Werkvereins ergeben, gegenüber 1873 Stimmen auf die Kandidaten 
der vereinigten Angestelltenverbände 1#), Wenngleich die Industrie- 
beamtenzeitung behauptet, daß die Stimmen für die Kandidaten des 
Werkvereins aus den Betriebsteilen mit den schlechtesten Gehalts- 
sätzen stammen, wo also der Druck auf die Angestellten am größten 
sei (Baubetrieb, Wohnungsverwaltung, Feuerwehr, Oberkontrolle 
usw;), so ist die Tatsache, daß nahezu die Hälfte der Stimmen für die 
sgelbe« Liste abgegeben wurde, bezeichnend genug. — Das Ergebnis 
ist ein Beweis dafür, daß der Gedanke des Werkvereins ganz außer- 
ordentlich rasche Fortschritte gemacht hat, selbst den Umstand in 
Rechnung gezogen, daß die Idee des Werkvereins in den Kruppschen 
Betrieben einen besonders günstigen Boden gefunden haben mag. — 


mobil-) Werken. D. T. Z. 14. IV. 1917. (Ledige erhalten zwischen 10 und 30, 
Verheiratete zwischen 20 und 30 % des Gehalts als Teuerungszulagen.) 

124) Deutsche Technikerzeitung, 26. V. 1917. 

125) Industriebeamtenzeitung, 31. III. 1916. 

1%) Ebenda, 27. IV. und 25. V. 1917. 
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W] Nun scheinen in der letzten Zeit Bestrebungen im Gange zu sein, 
welche den Gedanken der Werksorganisation auf breiterer Basis zu 
verwirklichen trachten. Es sei, wird berichtet 13”), ein Kartell der 
wirtschaftsfriedlichen Angestelltenvereine geplant. Als sführender 
Verband« wäre in diesem der »Deutsche Privatbeamtenverein« aus- 
ersehen. Dieser war bisher ein farbloser Unterstützungs- und Ver- 
sicherungsverein, eine »Standesorganisation« alten Stils. Nahezu 
die Hälfte der Mitglieder sollen Selbständige, Angehörige freier Berufe, 
Handwerker, Kommunalbeamte usw. sein. Der Direktor dieses Ver- 
bandes (Dr. Görnandt) habe in einer vertraulichen, nicht 
für die Oeffentlichkeit bestimmten Broschüre den Plan einer solchen 
gelben Organisation auf breiterer Basis entwickelt. In sie sollten 
mehrere gemäßigte Angestelltenverbände 1) und die Werkvereine 
einbezogen werden. Ferner war auch an die Mitwirkung einiger 
katholischer kaufmännischer Vereinigungen gedacht, während 
eine Organisation wie der Verein für Handlungskommis von 1858 als 
zu radikal außerhalb bleiben sollte. Die Organisation sollte auf dem 
Boden stehen, daß der Angestellte Mitarbeiter des Unternehmers 
und Beamter sei. 

Ob nun, nach der Publikation der vertraulichen Broschüre, diese 
Gründung doch zustande kommt, ist fraglich. Die Zentralisations- 
bestrebungen in den gelben Verbänden aber werden kaum dadurch 
restlos erledigt sein, trotzdem ja eigentlich eine solche zentrale Organi- 
sation der ursprünglichen Idee der Werkvereinsbewegung widerspricht. 
Denn der Angestellte gehört in der gelben Ideologie zum Werk, zum 
Betrieb, nicht zu seiner Gruppe, seinem Stand oder seiner Klasse. 
Nur weil die Werkvereine mit den Gewerkschaften sich messen müssen, 
weil sie infolgedessen in Konkurrenz zu diesen Unterstützungsein- 
richtungen schaffen müssen, welche eine gewisse Freizügigkeit ge- 
statten, ist eine Kooperation der Werkvereine überhaupt nötig und 
möglich. — So wie nun die Werkvereine das Prinzip der Gewerk- 
schaftsorganisation (Industrieorganisation) übernehmen, so umgekehrt 
wieder auch die Gewerkschaften das des Betriebsvereins: der B. t. i. B. 
fordert als Unterbau der Organisation die Bildung von Fabrikgruppen, 
offenbar zur Wahrnehmung der speziellen Interessen im Betrieb, die 
von den großen Gewerkschaften nicht mehr im einzelnen gefördert 
werden können 13). 


Ideologien. 


Im letzten Abschnitt der sozialpolitischen Chronik über Ange- 
stelltenorganisationen wurde schon betont, daß die Einwirkung des 


138) Der deutsche Gruben- und Fabrikbeamtenverband, der Verband deut- 
scher Diplom-Ingenieure, der Deutsche Volkswirtschaftliche Verband, Verband 
technischer Grubenbeamtenvereine Dortmund, Verband deutscher Privat- 
eisenbahnbeamten, Schlesischer Grubenbeamtenverein, eine Anzahl lokaler 
kaufmännischer Vereine. 

130) Industriebeamtenzeitung, 7. VII. und 4. VIII. 1915. 
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Krieges auf die Gedankengänge der Angestellten nicht so tiefgehend 
sein konnte1), weil die Ideologie der Angestellten nicht vom Klassen- 
kampf als der Grundform des sozialen Seins ausgeht. Die »bürger- 
lichen« Verbände, welche die große Mehrzahl der Mitglieder in sich 
schließen, sahen sich in ihrer Auffassung der Zusammengehörigkeit 
aller Stände und Klassen bestärkt, erblicken im »Burgfrieden« eine 
Bestätigung ihrer sozialen Auffassungen und erhofften vom Kriege 
eine Realisierung ihrer Wünsche nach sicherer mittelständischer 
Existenz. Ebenso war die Haltung des Deutschnationalen Handlungs- 
gehilfenverbandes und der radikalen gewerkschaftlichen Verbände 
andererseits durch ihre ganze Ideologie bereits gegeben. Diese Auf- 
fassungen haben nun im zweiten und dritten Kriegsjahr eine wesent- 
liche Weiterentwicklung erfahren: Sie zeigt sich vor allem darin, daß 
die unmittelbaren Fragen des Krieges zurücktreten, und die ökono- 
mischen Interessen der Angestellten mehr Spielraum gewinnen. Der 
Ueberschwang der ersten Kriegsmonate hat einer stereotypen, 
geschäftsmäßigen Behandlung Platz gemacht, und nur selten 
mehr wird vom Redaktionsstuhl der Angestelltenblätter aus dem 
deutschen Volke sein Horoskop für die weltpolitische Entwicklung 
gestellt 14) 

In den Verbandsorganen der älteren Organisationen über- 
wiegen demgemäß die Betrachtungen über Standesinteressen und 
allenfalls Erwägungen über die Haltung, welche die Verbände in der 
inneren Politik einnehmen sollen. Ihr Verhalten ist natürlich 
srealpolitisch«, also mit starkem opportunistischem Einschlag. An 
Stelle der »Phrasen und Programmpolitik« (wie die Prinzipien genannt 
werden) soll die sErfolgspolitike treten!®), an Stelle des 
stheoretischen Radikalismus« die gemeinsame Arbeit. Infolgedessen 
sind sie auch schon im voraus zu Kompromissen bereit, denn: Erfolgs- 
politik setzt die Bereitwilligkeit zu Kompromissen voraus, mit Pro- 
grammen allein kommt kein Mensch durchs Leben. So wird im 
Voraus die Möglichkeit eröffnet, alle Grundsätze unter Umständen 
(gegen entsprechende »Erfolge«) preiszugeben. Dieser Wille zum 
Kompromiß läßt die soziale Situation sehr günstig sehen: sie ver- 
muten eine Milderung der sozialen Gegensätze 1%), mit deren Fort- 
bestehen aber auch die optimistischeste Betrachtung rechnet. 


140) Archiv Bd. 41, S. 596. 

141) Daß die Kriegsideologie manchmal noch sonderbare Blüten treibt, 
zeigt folgende Exklamation. »Wenn es wirklich wahr ist, daß die Vorsehung 
mit unserem Volke Großes vorhat, dann hat sie uns bisher so geführt, daß man 
völlige Uebereinstimmung des Weges mit dem Zwecke erkennen kann. Denn 
das darf kein leichter Weg sein. Unterliegen dürfen wir nicht, denn ein ge- 
schlagenes Volk würde niemand als Führer anerkennen; aber leichtes Eroberer- 
tum kann erst recht nicht dem Zwecke dienen, denn es würde uns nicht erhöhen. 
So wie es geht, ist es gut, ist es der rechte, schwere Weg zur Höbe.« (Verbauds- 
blätter, Januar 3917.) 

149) Der Handelsstand, r. I. 1916. 

142) Der Privatangestellte... . skann zum mindesten dem Kapitalisten sehr 
nahekommen,da er sich ihm aucb gesellschattlich durchaus gleichstehend empfin- 
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In den älteren Verbänden wird, noch mehr als früher, der Unter- 
schied von den Gewerkschaften betont. In der Konsequenz einer 
solchen Auffassung liegt es dann, wenn der smittelständische Charaktere 
der Angestelltenschicht jetzt besonders stark, geradezu program- 
matisch, hervorgehoben wird1%). Es soll ein gesellschaftlich und 
sozialpolitisch geschlossener Stand auf mittelständischer Grundlage 
geschaffen werden, was natürlich nur einen Sinn hat und nur möglich, 
wenn das Proletariat als geschlossene Klasse mit deutlich unterschie- 
denem Programm gegeben ist. Es wird also ein starker Klassenkampf 
zwischen Kapital und Arbeit unwillkürlich antizipiert, weil nur so 
eine sozial positive Funktion der Angestelltenschaft überhaupt mög- 
lich ist. 

Diese Möglichkeit der sozialen Annäherung« wird stellenweise 
außerordentlich übersteigert ;so wenn gesagt wird, daß »bei geschickter 
Hervorkehrung der ideellen Besonderheiten des Privatbeamten- 
standes« die wirtschaftlichen Verhältnisse allein wenig Einfluß auf 
die Gestaltung der Angestelltenpolitik werden ausüben können'#). 
Das steht allerdings in einem schneidenden Gegensatz zu den Er- 
fahrungen, welchen auch die Angestellten während des Krieges meder: 
holt den deutlichsten Ausdruck geben mußten. 

Die Betonung des mittelständischen Charakters ist bei einigen 
Organisationen also stärker als vor dem Kriege. Das ruft bei anderen 
die Mahnung hervor, diesen Standpunkt nicht allzu deutlich in den 
Vordergrund zu stellen 14), 

Die konservativen Angestelltenorganisationen betonen die Aus- 
gleichungstendenzen im sozialen Leben und akzentuieren ihre Sonder- 
stellung gegenüber den Arbeitern — die hochkonservativen Schichten 
innerhalb der Angestelltenschaft machen dieselbe Unterscheidung 
für sich gegenüber dem Gros der Angestelltenschaft. Die Angestellten, 
wird gesagt, sind nicht einmal ein »Stand«, sondern nur Berufsgrup- 
pen1%). Jeder Angestellte strebt nach einer »Lebensstellunge Daher 
ist für die Solidarität kein Raum. Jeder kämpft den Kampf um 
sein Ziel, während die Arbeiter in der Klasse befangen sind. Daher 
komme es, daß die Begabtesten in der Angestelltenschaft nicht die 
Führer in den Organisationen sind!#), da sie ihren individuellen 








det. Das ist wobl beim Arbeiter überhaupt ausgeschlossen. Darum sind vor- 
aussichtlich bej der zukünftigen Gestaltung unserer Politik andere Ursachen 
bei der Entwicklung wirksam als bei der Arbeıterschaft.« 

184) „Ziehen wir den Privatbeamtenstand zu der reinen Arbeitnehmerschicht 
und damit zur Arbeiterschaft schlechthin herab, so verschwinden wir als der 
kleinere Teil docb in aer großen Masse der Arbeiter.« (Der Handelsstand, r. I. 
1916.) Auch die Deutsche Technikerzeitung lebnt die organisatorische Verein- 
hertlichung mit der Arbeiterbewegung deutlich ab. (Deutsche Technikerzeitung 
6. I. 1917.) 

146) Der Handelsstand, 1. I. 1916. 

146) Deutsche Technikerzeitung, 5. II. 1916. 

347) Zeitschrift deutscher Diplomingenieure, 1./15. II. 1917. 

10) Ebenda. 
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Daseinskampf durchzufechtenhaben. Diese hochkonservativen Organi- 
sationen zwar treten auch für eine stärkere Durchsetzung des Organi- 
sationsgedankens ein, aber offenbar nur, um mit mehr Erfolg eine 
privilegierte Stellung behaupten zu können!®). 

Dieses Streben nach einer zunftmäßigen Politik zeigt sich überall 
dort, wo Sondervorteile möglich sind — so auch in der Titelfrage bei 
den akademisch gebildeten Angestellten. Darüber hinaus jetzt wäh- 
rend des Krieges das Bestreben, militärisch höher zu rangieren!®). 

Wenn man alle diese Aeußerungen und die oben im einzelnen 
dargelegte Politik verfolgt, so drängt sich ganz eindeutig der Eindruck 
auf, daß die konservativen Strömungen in der Angestelltenschaft 
Boden gewonnen haben, und daß die Möglichkeit einer leistungs- 
fähigen Einheitsorganisation, weiter entfernt ist, als je. Es ist aber 
sehr wohl möglich, daß die Gestaltung der Lage nach dem Kriege 
alle diese Ideologien hinwegfegt, und die Angestelltenverbände zu 
einer ganz anderen Einstellung gegenüber den sozialen Problemen 
drängt. 

Sehr stark politisch, und zwar in der Richtung der alldeutschen 
Politik, orientiert ist der D. H. V. Er ist von der nationalen Idee 
beherrscht: » Jedes Volk ist ein besonderer Gedanke Gottes, und 
darum das Volkstum die gestaltende Kraft der Geschichte«!5'). Darum 
ist dieser Verband besonders um die Gestaltung der Bevölkerungs- 
frage besorgt. Der Geburtenrückgang müsse bekämpft werden, da 
sonst die Einwanderung steigen und der national geschlossene Charak- 
ter des deutschen Reiches gefährdet sei!#1). »Im Jahre 2000 wird das 
deutsche Reich entweder ein 200-Millionen-Land, oder ein russischer 
Vasallenstaat sein — das ist die Schicksalsfrage an das Deutsch- 
tum.« Aus diesen wenigen Bemerkungen ist zu sehen, daß die Ideologie 
des D. H. V. immer um das Zentrum des starken, beherrschenden 
Machtstaats kreist. Diese äußere Politik, welche sich mit den Zielen 
der »sechs Verbände« deckt, hat aber zugleich ein sozialpolitisches 
Gesicht: »Wir setzen gegen die Macht der Dividenden unsere Kraft 
der begeisterten Massen und den sieghaften deutschnationalen Glauben 
an die Zukunft unseres Standes, und wir werden der Welt beweisen, 





149) Bemerkenswert ist in dieser Richtung der in Oesterreich siegreich (smit 
einer stolzen Errungenschaft«) beendigte und daher jetzt in Deutschland mi- 
besonderer Wucht wieder aufgenommene Kampf um den Schutz des Ingenieur- 
titels. (Zeitschrift des Verbandes deutscher Diplomingenieure, 1./15. Februar 
1917), wogegen natürlich die Organisationen der Techniker ohne Hochschul- 
bildung wieder Stellung nehmen. — 

146%) „Nichts anderes, als unserem Kaiser und Vaterland richtig dienen zu 
können, gibt uns den Mut (|) zu fordern: Macht den Mittelschultechnikern den 
Weg zum Offizierskorps frei, damit wir wenigstens jetzt noch, wo wir erneut 
und noch kräftiger dreinhauen müssen, unsere schlummernden Führertalente 
anwenden können!« (Deutsche Technikerzeitung, 3. II. 1917.) 

k 15°) Deutsche Handelswacht, 5. III. 1916. Aus diesem Grunde verhalten 
sie sich auch dem Gedanken »Mitteleuropa« gegenüber skeptisch. 

161) Ebenda, 5. I. 1916. 
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wo die stärksten Kräfte sinde 13), heißt es unter Hinweis auf die rasch 
wachsenden Dividenden der Aktiengesellschaften im Kriege. 

Die Verschmelzung von imperialistischer Machtpolitik und stän- 
discher Sozialpolitik ist hier am deutlichsten gegeben. Wird nach 
außen die Kraft des Schwertes vertreten, so nach innen die Wucht 
moralischer Argumente. Auch hier also keine Aenderung, höchstens 
nur eine Verschärfung der bereits früher vorhandenen Ideologie. 

In den radikaleren Organisationen wiederum wird auf die charak- 
terbildende Wirkung der Gewerkschaft hingewiesen 1%), und es werden 
die Gelben als eine Organisation der Charakterlosen bezeichnet. Es 
wird der Unterschied gegenüber den smittelständischene Verbänden 
hervorgehoben, und von den verschiedenen Kartellbildungen in dieser 
Gruppe eine Klärung der Anschauungen erwartet, welche auch nur 
dem radikalen Gedanken zugute kommen könne. Sie spotten über 
die Möglichkeit, daß der Angestellte »dem Kapitalisten so nahe kom- 
men kann, daß er sich ihm auch gesellschaftlich gleichstehend emp- 
findete!%), Wie die ständischen Organisationen von der Kriegswirt- 
schaft eine Förderung ihres Organisationstypus erwarten, so dasselbe 
für sich die radikalgewerkschaftlichen Verbände 1%). Die Aussichten 
der einen oder anderen Richtung sind außerordentlich schwer einzu- 
schätzen. Denn die ökonomische Zurückdrängung der Angestellten- 
schicht, welche zweifelsohne gegeben ist (gelernte Arbeiter verdienen 
gegenwärtig ungleich mehr als Angestellte, während sie vor dem Kriege 
höchstens den unteren Schichten derselben gleichkamen), wird offenbar 
von einer großen Gruppe der Angestellten nur noch mit stärkerer 
Betonung ihrer »sozialen Sonderposition« beantwortet, und wie weit 
die Hartnäckigkeit und Festigkeit in der Behauptung dieser Sonder- 
position geht, ist schwer zu sagen. — War doch die Ueberzeugung 
von dieser Sonderposition und ihrer Bedeutung vor dem Kriege selbst 
in solchen Schichten der Angestellten gegeben, welche ökonomisch 
weit unter dem Niveau der gelernten Arbeiter standen. Es ist also 
sehr schwer, hier überhaupt eine Grenze zu ziehen, da augenscheinlich 
der Wille, eine bestimmte höhere soziale Position zu behaupten, 
außerordentlich stark auf die soziale Einstellung und die Organisations- 
richtung wirkt, welche gewählt wird. 

So wie also deutliche Symptome für das Weiterbestehen und 
sogar die Stärkung konservativer Strömungen sprechen, so gibt es 
auch Anzeichen dafür, daß die radikale Organisation die Tendenz 
hat, sich über die Berufsorganisation hinaus zu starkem politischen 
Willen zu entwickeln, und damit einen Weg einzuschlagen, der erst- 
mals über die Angestelltenorganisation hinaus und dann — wenn- 
gleich vielleicht erst über einen politischen Umweg — zu den Gewerk- 


183) Fbenda, Februar 1917. 

188) Industriebeamtenzeitung, 7. I. 1916. 

184) Ebenda, 21. I. 1916. (Dabei wird angemerkt: sEr kann sich einen n o c h 
höheren Stehkragen als sein Prinzipal kaufen!«e (Anklingend an das Wort vom 
Stebkragenproletarier). 

188) Ebenda, 29. IX. 1916. 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 44. ı. 
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schaften hinführt. Als ein solches Symptom einer Radikalisierung, 
die sehr viele‘ Möglichkeiten eröffnet, mag ein in den Kreisen des 
B. t. i. B. zirkulierendes Flugblatt erwähnt werden 5%), das gegen den 
Vorstand Stellung nimmt, vor allem wegen seiner positiven Mitarbeit 
bei Erledigung des Hilfsdienstgesetzes. In diesem heißt es u. a.: der 
Bund sei gegründet worden, um die soziale Befreiung der Arbeit zu erkäm- 
pfen. Statt dessen seider Vorstand ein freiwilliger Helfer der Regierung. 

»Das Hilfsdienstgesetz beraubt uns unserer wirtschaftlichen Freiheit, die 
zu erkämpfen wir uns zusammenschlossen. Es nimmt uns die Freizügigkeit, 
die einzige Grundlage, auf der eine ernstgemeinte, radikale Organisation über- 
haupt existieren kann. Der Vorstand bringt es nicht einmal zu einem formellen 
Protest! — Die Beamten fälschen die öffentliche Meinung, indem sie Zustim- 
mungsadressen an den Reichskanzler in unserem Namen unterzeichnen. Die 
Beamten erklären in unserem Namen, daß sie alles daransetzen werden, die 
Pläne der Gegner Deutschlands zu vereiteln! — — — Wir bezahlen also jetzt 
unsere Beiträge nicht mehr, um die wirtschaftliche Hebung unseres Stan- 
des zu erkämpfen, sondern um den Beamten zu ermöglichen, Kriegsreklame zu 
treiben, und um ihre eigenen politischen Ziele zu verwirklichen. Mit unseren 
Beiträgen helfen wir den Krieg verlängern! Wir sollen 
in den Kriegsfimmel hineingetrieben werden, damit der Vorstand ungestört 
weiter »positive Arbeit« leisten kann. Das ist glatter Verrat an den Grundsätzen 
der Organisation, glatter Verrat an uns überhaupt; wenn der Krieg bis in die 
Ewigkeit verlängert wird, wenn der letzte Mann an die Front gesendet ist, dann 
ist das mit der Tätigkeit unseres Vorstandes und der Beamten zu danken... 
Die Hauptsache ist, daß die Herren Beamten reklamiert werden, um weiterhin 
ihre für uns so segensreiche Tätigkeit ungestört ausüben zu können.« 

Dieses an Schärfe kaum mehr zu überbietende Flugblatt soll, 
persönlichen Informationen zufolge, eine in Angestelltenkreisen nicht 
selten anzutreffende Stimmung widerspiegeln. Sie würde, was uns 
hier besonders interessiert, auf eine radikale Organisationsform hin- 
weisen, in der die Tatsache der spezifischen Angestelltenexistenz 
möglicherweise nicht mehr so stark betont wäre. 

An solchen Organisationen — und damit kommen wir zur letzten 
Gruppe — haben wir bisher lediglich dn Zentralverband 
der Handlungsgehilfen, zu dem ja noch einige kleine 
Sonderorganisationen bereits vor dem Kriege gestoßen sind. Die 
Anschauungen, welche in dem Verbandsorgan dieser Organisation 
(die der Generalkommission der Gewerkschaften angechlossen ist) 
zum Ausdruck kommen, sind nicht durchaus gleichmäßig. Mehrfach 
hat während des Krieges der leitende Redakteur gewechselt 37), weil 
der Verband es nicht für gut fand, wegen einer Reklamation sich’mit 
der Heeresverwaltung in Verbindung zu setzen. Schon das deutet 
auf ziemlich radikale Stimmung hin, die auch durch die ständige 
polemische Haltung gegenüber der Generalkommission der Gewerk- 
schaften betätigt wird. Wiederholt waren Konflikte mit der General- 
kommission der Gewerkschaften gegeben, der vom Verbandsorgan wegen 
der Mitwirkung beim Hilfsdienstgesetz Vorwürfe gemacht werden 189). 

156) Der technische Angestellte, 2. III. 1917. 

167) Handlungsgehilfenzeitung, 14. II. und 28. II. 1917. 

188) Ebenda, 14. III. 1917. 
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Der Verband der Handlungsgehilfen ist demnach eine der wenigen 
Organisationen, welche — wenigstens zuzeiten — der radikalen Stim- 
mung in Arbeitnehmerkreisen Ausdruck verleiht. So wird die Ver- 
schärfung des Klassengegensatzes, und das Wachsen des kapitalistischen 
Gewinnstrebens im Kriege betont 12%). Hier findet sich große Skepsis 
gegenüber allen »praktischen Errungenschaften«, namentlich gegen- 
über dem wachsenden Einfluß der Gewerkschafts- und Genossen- 
schaftsfunktionäre 160%), Aber diese Stimmen erwecken auch,‘ wo sie 
laut werden, Widerstände 19), es entwickeln sich langatmige Kontro- 
versen, in welchen jede Seite behauptet, die Mehrheit für ihre Ansicht 
zu besitzen. Die Radikalisierung der Angestelltenschaft, wenigstens 
in breiten Schichten, ist sehr wahrscheinlich. Sie würde aber wohl 
nicht zu einer Annäherung an die Generalkommission der Gewerk- 
schaften führen 1%), da sich ja diese Strömung gegen die »Sozial- 
patriotene wendet. Die Generalkommission, so lautet ja stets die 
Argumentation, führt die unglückselige Politik weiter, auf alle Rechte 
zu verzichten, sum sich nicht ausschelten zu lassen«. Die radikalen 
Gruppen verurteilen diesen realpolitischen Opportunismus, der alle 
seine Grundsätze wegen verschwindend kleiner Vorteile preisgibt. 
Diese Opposition gegen die Generalkommission der Gewerkschaften 
macht eine Annäherung der radikalen Verbände an die Arbeiter- 
gewerkschaften nicht wahrscheinlich. Vielmehr dürften die radikalsten 
Gruppen darnach trachten, die Organisationen ins syndikalistische 
Fahrwasser zu leiten. Auch dann blieben sie wohl noch als Ange 
stelltenverbände bestehen. Denn das syndikalistische 
Organisationsprinzip widerstrebt ja der Zentralisierung und hat 
andererseits keinen so geschlossenen Klassenbegriff zur Voraussetzung, 
wie die Gewerkschaften mit marxistisch gefärbter Ideologie 1%). 
sind also neben der Unklarheit der ökonomischen Weiterentwicklung 
auch die Wandlungen und die bevorstehenden Krisen in den Arbei- 
tergewerkschaften, welche die Zukunft der radikalen Angestellten- 
bewegung heute noch so unbestimmt erscheinen lassen !*). 

159) Der Filialleiter, 26. IV. 1916. l 

180) Anläßlich der Berufung von Dr. Aigas Müller in den Vorstand des 
Kriegsernährungsamtes: »Na also, jetzt wirds schon werden.« (Der Filialleiter 
7. VI. 1916.) 

1641) Z. B. Handlungsgehilfenzeitung, 8. XI. 1916. 

162) Ebenda, 6. XII. 1916. 

168) Bei allem Radikalismus verzichten auch die Angestellten der niedersten 
Kategorien nicht auf ihre »Angestelltenqualität«, zumal damit wesentliche 
Rechte (insbesondere längere Kündigungsfrist) verbunden sind. So berichtet 
z. B. die Handlungsgehilfenzeitung (15. III. 1916) von dem Versuch eines Waren- 
hauses, die »Packerinnens rechtlich als Arbeiterinnen zu behandeln. 
Das Gericht stellte sich auf den Standpunkt, daß hier Angestelltentätigkeit 
vorliege, weil die Packerinnen eine wirkliche und komplizierte Kontrolle des 
Käufers und der Verkäuferinnen ausüben. 

166) Die Ausführungen über die Entwicklung der Verhältnisse in Oester- 
reich müssen aus Raummangel fürs nächste Heft zurückgestellt werden. Sie 
werden zusammen mit der Darstellung der Beamtenfragen im Kriege erscheinen. 


Erklärung. 


Die in dem Aufsatze unseres Herrn Mitherausgebers ent- 
haltenen Ausführungen über unsere Stellung zur sog. »theore- 
tischen« Nationalökonomie könnten Anlaß zu Mißverständnissen 
geben. Wir möchten deshalb mit aller nur wünschbaren Deut- 
lichkeit‘ erklären, daß wir beide der sog. »Theorie«, im Rahmen 
der Nationalökonomie, d. h. in unserem Sinne der rationalen 
Begriffs-, Typen- und Systembildung, worunter natürlich ins- 
besondere die vermißten »Erörterungen über Wert, Preis usw.« 
fallen, die denkbar größte Bedeutung beimessen. Wir sind 
nur übereinstimmend Gegner schlechter Theorien und 
falscher Auffassungen ihres methodologischen Sinnes. Unsere 
bisher veröffentlichten Arbeiten enthalten, wenn auch nicht 
in der üblichen lehrbuchmäßigen Rubrizierung, genügend viele 
Belege dafür, daß wir gerade an den Problemen der theoretischen 
Forschung in unserer Wissenschaft regen Anteil nehmen und 
bedeuten ganz gewiß keinen »Verzicht auf eine auf eigenen 
Füßen stehende, d. h. nach eigener Methode arbeitende Wissen- 
schaft überhaupt«, sondern bezwecken gerade, .die national- 
ökonomische Forschung auf sichere Grundlagen zu stellen. Wir 
glauben allerdings durch diese Arbeiten den Nachweis erbracht 
zu haben, daß es an der Zeit ist, die allzulange die Diskussion 
beherrschende Alternative: »historisch« oder »theoretisch« durch 
eine anaere, vertiefte Kennzeichnung der verschiedenen »Rich- 
tungen« in unserer Wissenschaft zu ersetzen. 
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I. Die israelitischen Eidgenossenschaft und Jah we (Forts.). 
Der Jahwebund und seine Organe S. 349. — Heiliger Krieg, Beschneidung, Nasiräeı 
und Nebijim S. 361. — Rezeption und Charakter des Bundeskriegsgottes S, 389, 
— Die nicht jahwistischen Kulte S. 411. — Der Sabbat S. 416. — Baal und Jahwe. 
Die Idole und die Lade S. 428. — Opfer und Sühne S. 435. — (Schluß folgt.) 


Die Bedeutung des »Bundes«-Begriffs für Israel an sich hat 
ihren Grund darin, daß die alte Sozialverfassung Israels zum 
sehr wesentlichen Teil auf einer durch Kontrakt regulierten 
Dauerbeziehungen grundbesitzender Kriegersippen mit Gast- 
stämmen als rechtlich geschützten Metöken: Wanderhirten 
und Gasthandwerkern, Kaufleuten und Priestern, beruhte. Ein 
ganzes Gewirr solcher Verbrüderungen, sahen wir, beherrschte 
die soziale und ökonomische Gliederung. Daß aber der Bund 
mit dem Gott Jahwe selbst eine für Israels Selbstbeurteilung 
seiner Gesamtstellung unter den Völkern grundlegende Konzep- 
tion wurde, hing mit folgenden weiteren Umständen zusammen. 

Oben wurde die in den Lebensbedingungen begründete be- 
sonders große Labilität aller politischen Verbände bei den Be- 
duinen und Viehzüchtern: die Neigung aller dieser Stammes- 
organisationen, sich bald in Sippen zu zersplittern, bald ander- 
weit neu zusammenzuballen, besprochen. Das Schicksal der 
Stämme Ruben, Simeon, Levi, Machir einerseits, Juda anderer- 
seits bietet die Beispiele. Mit dieser Unbeständigkeit kontrastiert 
nun auffallend die außerordentliche Stabilität eines bestimmten 
Verbandstypus, der sich gerade bei diesen nicht vollseßhaften 


Schichten findet: des religiösen Ordens oder ordens- 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 44. 2. 23 
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artigen Kultverbandes. Als tragfähige Basis für politische und 
militärische Organisationen auf lange Sicht scheint geradezu 
nur ein derartiger religiöser Verband geeignet gewesen zu sein. 
Ein solcher waren die Rechabiten: Durch Jahrhunderte, von 
Jehus Zeiten bis auf Jeremia, sehen wir sie fortbestehen und re- 
ligionspolitisch wirken, in der Nehemiachronik wird ein Rechabit 
erwähnt, im Mittelalter noch will Benjamin von Tudela sie 
unter einem »Nasi« in der babylonischen Wüste getroffen haben, 
und andere Reisende glaubten ihre Spuren gar im 19. Jahr- 
hundert bei Mekka zu finden. Wesentlich religiös scheint auch 
der streng jahwistische Keniterstamm, dem die Rechabiten an- 
ge örten, zusammengeschlossen gewesen zu sein. Denn es ist 
durch Stade mindestens höchst wahrscheinlich gemacht, daß das 
»Kainszeichen«, d. h. die :kenitische 8) Stammestätowierung, 
nicht nur Stammesmarke, sondern, und zwar natürlich primär, 
Kultgemeinschaftszeichen war ®): die indischen Sektenabzei- 
chen würden die Analogie darstellen. Das großartigste Bei- 
spiel eines ordensartigen Verbandes von prinzipiell ganz der 
gleichen Art war auf dem gleichen Boden natürlich: der Islam 
und die ihm angehörigen kriegerischen Orden, welche zahlreiche 
und zwar die besonders dauerhaften islamischen Staatsgrün- 
dungen geschaffen haben. — Der Tatbestand war dabei nun nicht 
etwader:daß die Lebensbedingungen der Beduinen und Halbnoma- 
den eine Ordensgründung aus sich heraus »erzeugt« hätten, etwa als 
sideologischen Exponenten« ihrer ökonomischen Existenzbe- 
dingungen. Diese Art materialistischer Geschichtskonstruk- 
tion ist hier wie sonst gleich unzutreffend. Vielmehr: wenn 
eine solche Gründung erfolgte, so hatte sie, unter den Lebens- 
bedingungen dieser Schichten, die weitausstärksten Chancen, 
im Auslesekampf die übrigen, labileren, politischen Gebilde 
zu überdauern. Ob sie aber entstand, das hing von ganz kon- 
kreten religionshistorischen und oft von höchstpersönlichen Um- 
ständen und Schicksalen ab. War dann die religiöse Verbrü- 
derung in ihrer Leistungsfähigkeit als politisches und ökonomi- 
sches Machtmittel einmal bewährt und erkannt, dnn trug dies 
naturgemäß zu ihrer Ausbreitung mächtig bei. Muhammeds 

se) Wie alt die Jahwefrömmigkeit bei den Kenitern ist, steht dahin. König 
{Z. D.M. G. 69, 1915) macht darauf aufmerksam, daß der erste sicher bezeugte 
kenitische Jahwe-Name der des Jonadab b. Rechab ist. Dieser Prophet spielte 


also vielleicht dort die Rolle des Mose. 
®®), Das Kainszeichen. Z. f. A.T. W. 14 (1894) S. 250 f. 


Die Wirtschaftsethik der Weltreligionen, Das antike Judentum. 351 


sowohl wie Jonadab ben Rechab’s Verkündigungen sind nicht 
als Produkte populationistischer oder ökonomischer Bedingungen 
zu serklärene, so sehr ihr Inhalt durch solche mitbestimmt wurde. 
Sondern sie waren Ausdrücke persönlicher Erlebnisse und Ab- 
sichten. Aber die geistigen und sozialen Mittel, deren sie sich 
bedienten, und ferner die Tatsache des großen Erfolgs ge- 
rade dieses Typus von Schöpfungen sind allerdings aus jenen 
Lebensbedingungen zu verstehen. Ebenso für Altisrael. 

Wie die Rechabiten ihre Bedeutung dem Zusammenschluß 
als Orden, so verdankte vielleicht Juda seinen Zusammen- 
schluß als Stamm zu einem machtvollen politischen Gebilde 
einer Verbrüderung durch einen besonderen Jahwebund. Der 
Stamm tritt erst spät in der Geschichte auf. Das Deboralied 
kennt ihn nicht. Die Quellen bezeichnen ihn, in der für Viehzüch- 
ter typischen Art, gelegentlich auch als: Sippe. Er war zur Zeit 
des Mosessegens in politischer Bedrängnis, zur Zeit Sauls ein 
Tributärstamm der Philister. Der Jakobsegen dagegen kennt 
ihn als Hegemon in Israel und zugleich als Weinbauer, während in 
der aus Viehzüchterkreisen stammenden Erzväterlegende Abraham, 
obwohl in dem weinberühmten judäischen Hebron ansässig, sei- 
nen himmlischen Gästen keinen Wein vorsetzt. Der Stamm hatte 
also — wenn er auch schwerlich, wie Guthe annimmt, erst durch 
David entstand — doch unter ihm sein Gebiet erweitert 
und war, offenbar unter Vermengung mit Kanaanäern, seßhaft 
geworden. Die nach den offiziellen Aufzählungen und Genea- 
logien später zum Stamm Juda gerechneten Sippen sind zum 
Teil wohl kanaanäischen, zum Teil offenkundig beduinischen 
Ursprungs: so die zeitweise mit Amalek verbündeten Keniter. 
Der Stamm Simeon ist teils in Juda aufgegangen, teils unter den 
Edomitern ansässig geworden. Die früheste Erwähnung eines 
Leviten bezeichnet diesen als einen Judäer: offenbar wu de auch 
der Stamm Levi dem Schwerpunkt nach von Juda aufgesogen. 
Die noch unter Saul bestehende Sonderstellung des Stammes 
dauerte in anderer Form auch unter den Davididen an: Unter 
Salomo gehörte sein Gebiet wenigstens zum größten Teil 
nicht zu den Provinzen des Reichs, sondern war königliche Haus- 
macht. Seinen endgültigen Umfang hatte er jedenfalis erst 
durch das Kriegsfürstentum Davids erhalten und vermutlich 
im Zusammenhang mit der Uebernahme des reinen Jahwekults. 
Schon die ihm, wie es scheint und wie namentlich Luther an- 

23* 
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nimmt, als Besonderheit eignende bedeutende Stellung der Prie- 
ster bei der Urteilsfindung (durch Prozeßorakel) legt die Annahme 
einer spezifisch religiösen Verbrüderung als Grundlage seines 
so festen Stammeszusammenhalts nahe. Er wä-e dann aus Frag- 
menten verschiedener ethnischer Herkunft durch Gemeinschaft 
des Kults und der Priester zusammengefügt worden. Diese 
Annahme wird dann ganz besonders wahrscheinlich, wenn der 
Name » Jehuda« als ein Derivat von Jahwe anzusehen sein sollte. 

Was schließlich die israelitische Eidgenossen- 
schaft selbst anlangt, so war sie nach eindeutiger Ueber- 
lieferung ein Kriegsbund unter und mit Jahwe als dem Kriegs- 
gott des Bundes, Garanten seiner sozialen Ordnungen und 
Schöpfer des materiellen Gedeihens der Eidgenossen, insbeson- 
dere des dafür nötigen Regens. Der Name »Israel«, sei es, daß er 
unmittelbar »das Volk des kämpfenden Gottes« benennen sollte, 
sei es daß er (unwahrscheinlicherweise) ursprünglich » Jesorel« 
zu sprechen war und also den Gott bedeutete, »auf den man ver- 
traut«, bringt das zum Ausdruck. Ein Stammesname war »Israel« 
jedenfalls nicht, sondern der Name eines Verbandes, und zwar: 
eines kultischen Bundes °°). Zur Bezeichnung eines Eponymos 
hat erst die theologische Bearbeitung der Legenden vom Heros 
Jakob den Namen ısrael gemacht: daher der schattenhafte Cha- 
rakter dieser Personifikation. — Wir müssen die Struktur des 
Bundes etwas näher betrachten. 

Sein Umfang hat gewechselt. Als Verband muß Israel in 
Palästina schon zur Zeit des Königs Merneptah, des angeblichen 
Pharao des Auszugs, existiert haben, denn es wird damals in 
einer bekannten Inschrift 9!) erwähnt, daß die Angriffe des 
königlichen Heeres seine Mannschaften und seinen Besitz de- 
zimiert hätten. In der Art der Erwähnung tritt hervor, daß 
Israel, im Gegensatz zu den kleinen und größeren Stadtstaaten, 
als ein nicht stadtsässiger Verband galt. Im Debora krieg bilden, 
wie wir sahen, die Bauern, die zu Fuß, und deren Fürsten, die 
auf weißen Eseln in das Feld ziehen, den Kern des gegen die wa- 
genfahrenden Ritter der Stadtkönige kämpfenden Heeres. 
Das Deboralied kennt als Bundesglieder außer den am Krieg 


*) Den Namen »Israels erhält Jakob im Mythos nach seiner berith mit 
Gott (Gen. 35, Io). 

*1) Spiegelberg in den Ber. der Berl. Ak. d. Wiss. 1896. Steindorf in der 
Z.£. AT. W. 16. 
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teilnehmenden Bergstämmen Ephraim und dessen beiden 
Absplitterungen Machir und Benjamin, sowie Sebulon, Naphtali 
und Issachar, noch: die seßhaften Stämme Asser und Dan nahe 
dem Meer und andererseits: die Viehzüchterstäimme Ruben und 
Gilead östlich des Jordan, die sich aber der Bundeshilfe entzie- 
hen; gesondert nennt es die Stadt Meros als burdbrüchig. Die 
beiden Segensammlungen kennen dann die übliche Zwölfzahl 
der Stämme: Machir ist durch Manasse, Gilead durch Gad 
ersetzt, Juda und Simeon sind hinzugetreten, und je nachdem 
Levi mitgezählt oder wie im Mosessegen als Priesterstamm be- 
sonders gerechnet wird, sind Ephraim und Manasse als zwei 
Stämme oder gemeinsam als das »Haus Joseph« gezählt. In 
der Zeit des Deboraliedes galten aber zweifellos weder Juda 
noch Simeon noch Levi als zugehörige Stämme. Damals und 
später galt Ephraim oder Joseph unzweifelhaft als Kernstamm 
des Bundes, wie seine Voranstellung im Liede, seine Abstam- 
mung von der Lieblingsfrau Jakobs und seine Kennzeichnung 
als dessen Lieblingssohn (bzw. -enkel) beweisen. Der Stamm 
erinnert sich im Deboralied seiner Kämpfe mit den Beduinen 
und auch im Jakobsegen ist von diesen »Pfeilschützen« als seinen 
Gegnern die Rede. Gerade für ihn wird ir Mosessegen ausdrück- 
lich und sicher auf Grund alter Tradition eine Beziehung zu der 
mosaischen Dornbuschepiphanie erwähnt. Gerade er also war 
zweifellos an den Ereignissen, welche zur Rezeption Jahwes 
als des Kriegsgottes Israels führten, beteiligt. Der in der Tra- 
dition am frühesten einen Jahwenamen tragende Heerführer 
des Bundes, Josua, ist Ephraimit und in dessen Gebiet begraben. 
So wird denn auch Jahwe, der von Seir in Edom im Wetter- 
sturm heranzieht und die Kanaanäer vernichtet, als Kriegs- 
gott des unter Ephraims Hegemonie stehenden Bundes im De- 
boralied gepriesen. Zu Ephraims Gebiet gehörte von Kultstätten 
Jahwes vor allem Sichem mit dem »Bundesbaal«. Doch scheint es, 
daß die eigentliche Kultstätte außerhalb der Stadt lag, 
welche der Tradition als lange kanaanäisch galt. Offenbar ist 
Ephraim bis zur Schaffung der nordisraelitischen Residenz 
Schomron (Samaria) mit am meisten ein Verband bergsässiger 
freier Großbauern geblieben, auf deren Wehrkraft Israels Macht 
dereinst so sehr beruhte, daß der Stammesname später sehr 
regelmäßig schlechthin für das ganze Nordreich gebraucht wurde. 
Aber eine alte Reminiszenz muß Ruben, Simeon, Levi, welche 
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in den Segensammlungen vorangestellt werden und von der 
älteren Schwester Lea abstammen, als Kern des Bundes gekannt 
haben. Juda dagegen taucht überhaupt erst in verhältnismäßig 
späten Segensprüchen auf und gewinnt seine Stellung erst seit 
David. Dem Feldherrn Sauls, Abner, galten die Judäer noch 
als »Hundsköpfe«. 

Dieser in seinem Bestand labile israelitische Bund verfügte 
bis zur Königszeit, soviel ersichtlich, über dauernde politische 
Organe überhaupt nicht. Die Stämme stehen in gelegentlicher 
Fehde miteinander. Das religiöse Völkerrecht, welches z. B. das 
Umhacken der Fruchtbäume untersagte, galt, wenn es überhaupt 
in alte Zeit zurückgeht, vermutlich gerade für solche Fehden 
innerhalb des Verbandes. Die Bundesglieder versagen im De- 
boralied teilweise die Bundeshilfe. Gelegentlich, aber nicht 
immer, führt das zur Verfluchung und zum heiligen Krieg 
gegen den Eidbrüchigen. Ein gemeinsames Indigenat besteht 
nicht. Ein solches hatte anscheinend nur der Stamm. Schwere 
Verletzung des Metökenrechtes, welches jeder Israelit in jedem 
anderen Stamm genoß, rächte allerdings unter Umständen der 
Bund. Irgend ein einheitliches Gericht oder eine einheitliche 
Verwaltungsbehörde irgendwelcher Art bestand aber offenbar 
in Friedenszeiten nicht. Die Bundeseinheit äußerte sich darin, 
daß ein von Jahwe begliubigter Kriegsheld oder Kriegsprophet 
regelmäßig Autorität auch über die Grenzen seines Stammes 
hinaus beanspruchte. Zu ihm kım manvon weither, um Rechts- 
händel schlichten zu lassen oder Belehrung über kultische und 
sittliche Pflichten zu suchen. Derartiges wird von Debora 
(Jud. 4, 5) berichtet, und die heute vorliegende Redaktion der 
Tradition hat sämtliche charismatische Kriegshelden der alten. 
Bundeszeit zu »Schofetim«: »Richtern«, Israels gemacht, welche 
in ununterbrochener Reihe aufeinander gefolgt wären, in ganz 
Israel richterliche Autorität genossen hätten und deren letzter, 
Samuel, während seines Amts alljährlich Bethel, Gilgal und 
Mizpa bereist habe (r. Sam. 7, 15. 16), um »Recht zu sprechen« 
und dann, nach Erwählung des Königs, sein Amt wie ein römi- 
scher oder hellenischer Polis-Beamter auf Grund eines öffent- 
lichen Rechenschaftsberichts und der Aufforderung, etwaige 
Klagen gegen ihn jetzt vorzubringen, nach empfangener Decharge 
feierlich niedergelegt habe (r. Sam. 12). Die Tradition über 
Samuel ist ohne Frage eine deuteronomistische königsfeind- 
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liche Konstruktion, welche das Verhalten des idealen Jahwe wohl- 
gefälligen Fürsten paradigm.tisch im Gegensatz zu den Königen 
der Gegenwart vorführt. Wie aber steht es mit der prinzipiellen 
Stellungder »Schofetim«? Während Stade die Ansicht vertritt 9), 
daß die spätere Tradition ganz einfach die alten Kriegshelden 
Jahwes nachträglich zu friedlichen »Richtern« gestempelt habe, 
hat Klostermann in geistreicher Art die »Richters Israels mit 
den »Gesetzessprechern« (l5gs’gumadr) der nordischen, vor allem 
der isländischen Praxis: den Trägern der mündlichen Rechts- 
überlieferung und Vorläufern der schriftlichen Rechtsfixierung, 
in Parallele gestellt ®). Er sucht auf diese Art namentlich die 
Entstehung und literarische Eigenart der vor-exilischen Rechts- 
bücher zu erklären, welche eben aus den öffentlichen Rechtsbe- 
lehrungen dieser »Gesetzessprecher« entstanden seien. Die na- 
 mentlich von Puukko eingehend bekämpfte Hypothese ent- 
hält nach zahlreichen rechtssoziologischen Analogien einen ge- 
wissen Wahrheitswert. Ueberall entwickelt sich das Recht zu- 
nächst durch Rechtsorakel, Weistümer, Responsen charismatisch 
qualifizierter Träger der Rechtsweisheit. Aber nicht überall 
nehmen diese die sehr spezifische Stellung der nordischen Ge- 
setzessprecher ein, deren Amt — denn das war es — mit der Or- 
ganisation der germanischen Gerichtsgemeinde eng zusammen- 
hing. Die von der jetzigen Redaktion der Tradition sogenannten 
»Richter« hatten offenbar ein untereinander sehr verschiedenes 
Gepräge, waren aber im allgemeinen weit davon entfernt, die 
eigentlichen Träger der Rechtsweisheit zu sein. Die normale 
Rechtsweisung legt die Tradition in die Hände der sekenim 
(Aeltesten). Das Ordal andererseits und das reguläre Prozeß- 
orakel war Sache der Priester und das letztere wurde, wie 
später zu erwähnen, in älterer Zeit durch rein mechanische Mittel 
(Los) erzielt. Im übrigen aber erwähnt die Tradition sehr ver- 
schiedene Bezeichnungen von Honoratioren, welche innerhalb 
der einzelnen Stämme traditionelle Autorität genossen. Für 
eine charismatisch geübte Rechtsweisungkonnte alsonur neben 








®s) Stade, Bibl. Theologie des A. T. (1905) S. 285 f. 

8) Klostermann, Der Pentateuch (1907). Eingehend kritisiert von Puukko. 
Das Deuteronomium S. 176—202. K. sucht durch seine Hypothese den eigen- 
tümlichen schriftstellerischen Charakter des Deuteronomium verständlich zu 
machen. Es sei ein Öffentlicher paränetischer Gesetzes vortrag gewesen. 
Der Vergleich der »Auffindungs«-Geschichte mit den-sGesetzen« Numas ist 
kaum sehr fruchtbar zu nennen. 
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all diesen Quellen der Rechtsfindung Raum sein. Die Gestalten 
der »Schofetim« nun, welche die heutige Fassung des sog. Richter- 
buchs uns vorführt, sind sehr verschiedener Art. Sieht man von 
denjenigen ab, von denen nur ihre Existenz berichtet ist (Jair, 
Ebzon, Elon, Abdon), so gilt Simson als ein rein individuell 
seine Fehden ausfechtender Held, Ehud ebenso, nur mit dem 
Unterschied, daß er den Bedrücker Israels erschlägt, Othniel, 
Samgar, Barak, Gideon, Jephtha und wohl auch Thola als er- 
folgreiche Heerführer Israels, in Wahrheit offenbar: ihrer eignen 
und benachbarter Stämme. Nur voneinem Teil von ihnen wird, 
und zwar nurganzallgemein bemerkt, daß sie Israel im Frieden »ge- 
richtet« hätten. Aller Schwerpunkt liegt vielmehr in ihrer Lei- 
stung als »Heilande«, das heißt; Retter aus schwerer Kriegsnot. 
Daneben erscheint in einer als »heiliger Krieg« vorgestellten 
Bundesexekution (Jud. 20, 28) ein Priester aus dem Elidenge- 
schlecht (Pinchas) als Orakelgeber des Heeres. Reiner Priester 
ist Eli. Seine Söhne werden als Priester, aber zugleich als berufene 
Führer des Heerbanns gegen die Philister vorgestellt. Diese 
letztgenannten Traditionen über die Eliden sind äußerst ver- 
dächtig und spät, die Tradition über Samuel aber, der bald als 
Nabi, bald als Seher, bald als Prediger (1. Sam. 4, ı), bald als 
Nasir, bald als Priester, bald endlich als Heerführer behandelt 
wird, ist schlechthin unbrauchbar. Die Zeit, in der diese Dar- 
stellungen redigiert wurden, wußte von der wirklichen Verhältnis- 
sen der Bundeszeit ersichtlich nichts Sicheres mehr. Die zuverläs- 
sigste Quelle: das Deboralied, zeigt die Prophetin neben dem 
führenden naphtalitischen Kriegshelden Barak, der als Führer des 
Heerbanns eine ganze Anzahl mit ihm verbündeter Honoratioren 
der andern Stämme neben sich hat. Nur von Debora und von 
Samuel weiß die Tradition ausdrücklich zu berichten, daß sie 
regelmäßig »Recht gesprochen« hätten, d.h. auf Verlangen Pro- 
zeBorakel gaben. Das gleiche berichtet die heutige Redaktion 
des Hexateuch von Mose. Von ihm und von Josua, außerdem 
nur von Samuel in einem sicher legendären Fall: der Feststellung 
der Königsprärogative nach Sauls Wahl, wird die Schöpfung’ 
sobjektiver« dauernd geltender Rechtsnormen und ihre schrift- 
liche Fixierung berichtet. Für ein kontuierlich funktionieren- 
des »Gesetzessprechen« nach nordgermanischer Analogie ist 
beiden »Schofetim« jedenfalls kein Raum. Politische Orakel, nicht 
ProzeßBorakel, gaben die »Propheten« von der Art der Debora, 
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und politisch-militärische ZEntschließungen, nicht Rechts- 
sprüche oder Weistümer, waren die spezifische Tätigkeit der 
charismatischen »Schofetim«. Dabei ist durchaus wahrschein- 
lich, daß beide: bewährte Propheten ebenso wie bewährte 
Kriegshelden, auch im Frieden für die Schlichtung von Streitig- 
keiten in Anspruch genommen wurden und daß die weltlichen 
Kriegshelden diese, wie überall, als Herrenrecht ihrerseits in 
die Hand nahmen, wenn sie dazu gelangt waren, ihre Herrschaft 
soweit zu befestigen, wie etwa Abimelech. Aber selbst die ersten 
Könige galten noch nicht in erster Linie als Träger oder gar 
Schöpfer von Recht, sondern als Kriegsführer. Bei David setzt 
die Tradition (2. Sam. 14, 2 f.) voraus, daß der König sich in eine 
Blutfehde gegebenenfalls einmischt. Aber erst Salomo hat offen- 
bar die Rechtspflege systematisch in die Hand genommen 
(r. Kön. 3, 16f.) : unter ihm ist von einer von ihm erbauten Gerichts- 
halle die Rede (I. Kön. 7,7). Vermutlich wegen dieser Neuerung galt 
er der Nachwelt als Quelle richterlicher Weisheit. Aber von einer 
amtlichen Fürsorge für die Einheitlichkeit des Rechtes hören 
wir auch bei den Königen zunächst nichts und noch unter 
Ahab kann der Hof zwar eine Rechtsbeugung durch Beein- 
flussung der Richter herbeiführen ®%*), aber nicht der König er- 
scheint als Richter. Erst bei Jeremia (21, 12) erscheint der König 
als Vormittags zu Gericht sitzend. Aber da; Gericht über den 
Propheten selbst (Jer. 26) besteht aus Beamten (Sarim) und 
Aeltesten (Sekenim) mit den Mannen (‘am) als Gerichtsumstand 
(kahal ha ‘am). 

Die Tradition könnte sich nicht so verhalten, wenn die Rechts- 
schöpfung den Schofetim und ihren Nachfolgern in der Macht: 
den Königen, als Hauptattribut eigen und die Quelle der jetzt 
vorliegenden Rechtssammlungen gewesen wäre. Die erwähnten 
vereinzelten unklaren Angaben der Tradition sind ersichtlich 
spätere Eintragungen einer Zeit, welche —- wie wir sehen werden 
— das »gute alte Recht« und den idealen pazifistischen Fürsten 
der verderbten Gegenwart gegenüberstellte. Auch die Rechts- 
sammlungen selbst müßten anders aussehen, wenn sie einer 
für Israel ursprünglich einheitlichen regelmäßigen amtlichen 
Rechtsweisung entsprungen wären. Dann müßte auch ihre wirk- 
lich dauernde praktische Geltung zweifellos sein. Gerade das 


*3°) Auch Micha (7, 3) eifert dagegen, daß der Richter nach Willkür der 
Fürsten urteile. 
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Gegenteil ist aber zum mindesten für das Schuldsklavenrecht, 
also den praktisch wichtigsten Teil des ganzen Sozialrechts, wie 
wir sahen, sicher. 

Das Recht konnte sich in Israel entwickeln einmal durch 
die Rechtspraxis von Dingstätten, wie in aller Welt. Ein einmal 
ergangener Rechtsspruch galt als Präzedens, von dem ungern 
abgewichen wurde. »Chuk«°') scheint der alte typische Aus- 
druck für die durch Präzedenzfall entstandene verbind- 
liche Sitte und Rechtsgewohnheit gewesen zu sein (Jud. IL, 39). 
Der nach der so entstandenen Sitte Rechtsweisungen gebende 
Führer (im Deboralied auch Kriegsführer) hieß in Altisrael scho- 
kek). Inden späten Quellen werden gelegentlich synonym damit 
Thora, Gedah, Mischpat gebraucht. Indessen Thora war in der 
präzisen Sprache Orakel und seelsorgerisch a Belehrung 
durch die Leviten, wie wir sehen werden, Gedah, wie weiterhin 
festzustellen ist, eine durch Beschluß der Heeresversammlung 
anerkannte Anordnung. Endlich »mischpat« war sowohl 
»Urteil«e wie Rechtsnorm, also der am entschiedendsten rein 
juristische dieser Ausdrücke. Soweit es sich um Normen handelt, 
scheint er besonders gern für rational formuliertes Recht ge- 
braucht zu werden”), im Gegensatz zu chuk. Die auf babyloni- 
schem Einfluß beruhenden Bundesbuchnormen sind mischpat, 
nicht chuk ®). Aber beide Rechtsquellen hatten gemeinsam, 
daß sie nur schon geltendes oder als geltend vorausgesetztes 
oder fingiertes Recht anwendeten oder feststellten. Für die 
bewußte Neuschaffung von Recht kam in Israel zunächst das 
mündliche Orakel (debar Jahweh oder debar Elohim) in Betracht. 
In die kategorische Form eines solchen Gebotes: »Du sollst . . .« 
kleiden auch die Theologen der späteren Zeit ihre sozialethischen 
Anweisungen. Die zweite Form der bewußten Neuschöpfung, 
Israel eigentümlich, war die feierliche »berith«, stets: nach 


%) Chuk (und Chukah) be leutst außer tralitinnallem R:cht und taditio- 
neller Sitte auch: Naturgesetz (im Hiobbuch und bei Jeremia). Die priesterliche 
Sprache besonders in Lev. und Num. braucht es für die göttliche Ordnung, oft 
mit A ljektiven im Sinn von sewige, unabänd :rliche. Chuk und thora wird bei 
Amos (2, 4) und Jesaja (24, 5) zusammen genannt. 

%* °) Der Chokek macht falsche Urteile (Chuk): Jer. ro, r. 

%>) In der vorexilischen p-ophetischen Sp ache ist diese Bedeutung 
leidlich rein festgehalten (Amos 6,rt und später oft). 

#6) Gelegentlich findet sich neben. mischpat und chuk auch smischmerethe 
(Gen. 26, 5). Das Wort bezeichnet ursprünglich »Geschäft«e im Sinn von: zuge- 
wiesene Arbeit und »Ordnung«, entstammt also bürokratischen Vorstellungen. 
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vorangegangenem Orakel. Sie wurde natürlich nur in besonders 
wichtigen Fällen, dann aber sowohl für einmalige Maßregeln: 
so die Sklavenfreilassung unter Zedekia, wie für die Anerken- 
nung dauernd geltender Normen verwendet: so kam sie nach 
der Tradition bei Annahme des deuteronomischen Gesetz- 
buchs in Anwendung. Dem Inhalt nach heute durch höchst 
widerspruchsvolle Interpolationen entstellt, ist dessen vermutlich 
echter Kern keinenfalls Produkt einer öffentlichen Gecsetzes- 
sprechertätigkeit oder überhaupt von Rechtskundigen. Sondern, 
wie auch die Tradition erkennen läßt, Erzeugnis interner Arbeit 
einer spezifischen Theologen- Schule, deren Charakter 
hier vorerst noch unerörtert bleibt. Wieviel von den aus der 
Rechtsüberlieferung entnommenen Mischpatim, welche es (cap. 
ı2—26) enthält, dem publizierten Kompendium ursprünglich 
angehörten, ist nicht sicher auszumachen. Jedenfalls aber sind 
sie auf stadtstaatlichem Boden gewachsen, mit Theologumena 
durchsetzt und eine stark theologisch geartete Fortbildung der 
im »Bundesbuch« vorliegenden Rechtsnormen. Auch die Misch- 
patim des Bundesbuchs aber könnten nur zum kleinsten Teil 
gemeines Recht des alten Israel darstellen, passen für Viehzüch- 
tergemeinschaften überhaupt nicht, sind auch keineswegs spezifisch 
bäuerliches Recht, sondern — nach Abzug der vermutlich inter- 
polierten Theologumena — ein Kompromiß von Interessen, 
welcher die Entwicklung der typischen antiken Klassengegen- 
sätze voraussetzt. Formell ist die Struktur die, daß einem, wie 
Baentsch und Holzinger mit Recht darlegen, ganz leidlich syste- 
matisch geordneten Kodex von Mischpatim (Ex. 2I, I—22, 16) 
systemlos Einzel-debarim angehängt sind, die teils rechtlichen, 
teils sittlichen, teils kultischen Charakters sind. Materiell ist 
für die Mischpatim der, in hohe Vergangenheit zurückreichende, 
babylonische Einfluß zweifellos. Die formale juristische Technik 
und Präzision ist bzi den rein profanen Mischpatim nicht gering, 
bei den debarim teilweise äußerst mangelhaft. Die Redaktion 
der juristischen Bestandteile muß also in den Händen erfahrener 
Rechtspraktiker gelegen haben und diese können — da der 
König und seine Beamten nicht in Betracht kommen — wohl . 
nur in den Kreisen der an der Rechtsfindung beteiligten sekenim 
einer wichtigen und zur Rechtsbelehrung viel besuchten Gerichts- 
stätte Nordisraels gesucht werden, wie etwa Sichem es war. 
Der Inhalt dieser eigentlichen Rechtsnormen — im Gegensatz 
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zu der angehängten und eingefügten Paränese — entstamm. 
jedenfalls nicht priesterlicher Rechtsfindung. Inwieweit der im 
Deuteronomium erhobene Anspruch der Priester: an der Rechts- 
findung beteiligt und für zweifelhafte Fälle ausschlaggebend zu 
sein, in vorexilischer Zeit geltendem Recht entsprach, ist durchaus 
fraglich. In der Königszeit muß im allgemeinen eher mit einem 
Zurücktreten der Bedeutung der alten Prozeßorakel gerechnet 
werden, wie sie auch für Babylonien zu beobachten ist °). Der 
deuteronomische Anspruch entspricht dem, was in Aegypten 
zur Zeit der Herrschaft der Amon-Priester geltendes Recht war. 
Die offensichtliche Beteiligung der Reflexion über die Gottwohl- 
gefälligkeit und Billigkeit des als geltensollend dargestellten 
Rechts und die Beifügung der debarim bestätigen, daß es sich beim 
Deuteronomium um ein »Rechtsbuch«, also eine private und 
formell unmaßgebliche, aber nach Art des Sachsenspiegels 
oder der Sammlung des Manu populär gewordene Arbeit han- 
delte, welche unter dem Einfluß theologisch interessierter Kreise 
entstand und durch Zusätze erweitert wurde. — Eine gemein- 
same, formell maßgebliche Rechtsweisungsstätte Israels gab es 
in der alten Bundeszeit nach alledem nicht. Sondern nur die 
intermittierende, verschieden weit reichende Macht der charis- 
matischen Kriegshelden, das Ansehen bewährter Orakelgeber 
und alter Kultstätten des Bundeskriegsgottes (vorallem: Silo), end- 
lich vielleicht (aber unsicher) auch einige periodische amphiktyo- 
nische Ritualakte, wie möglicherweise jene sichemitische Segens- 
und Fluchzeremonie und die mehrfach (Jud. 21, 19 und I. Sam. 1, 3) 
erwähnten jährlichen Jahwefeste in Silo. Formell wurde der 
Bund aktuell nur in Zeiten eines Bundeskriegs. Dann aller- 
dings übte diegedah, wie vornehmlich die ganze Heeresversamm- 
lung ganz Israels genannt wird, Justizgegen Frevler am Kriegsrecht 
oder an den rituellen und sozialen Geboten Jahwes. Wie der 
Ausdruck gedah für »Anordnung« zeigt, konnten durch sie auch 
generelle Verfügungen getroffen werden. In beiden Fällen be- 
teiligte sich das Heer selbst wohl, wie meist in solchen Fällen, 
durch Akklamation zu den Vorschlägen der vom Herzog aus 
den Aeltesten der Kontingente bestimmten Kriegsobersten, 
welche vielleicht den gelegentlich vorkommenden Titel » Aelteste 


®*) Die altbabylonische Ziviljustiz hatte sich aus der Tempeljustiz entwickelt. 
Darüber und über die Mitwirkung der Priester in neubabylonischer Zeit E. Cuq 
Essay sur l’organis. judic. de la Chaldée, Rev. d’Assyr. 7 (1910). 
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in Israel« führten. Diese werden ihrerseits vorher ein Orakel ein- 
geholt haben. 

Ueber die Verteilung der Beute, namentlich über die 
Teilnahme der Nichtkombattanten daran, bestanden angeblich 
(nach Num. 31, 27) feste Grundsätze, die jedoch in der Erzäh- 
lung von Davids Beuteverteilung (I. Sam. 30, 26) als eine von 
diesem eingeführte Neuerung erscheinen. Der Casus foederis 
cines Bundeskrieges, dessen Heerführer und das Ziel des Krieges 
wurden durchweg charismatisch und prophetisch durch Er- 
weckungen und Orakel Jahwes als des Kriegsherrn des Bundes 
bestimmt. Als eigentlicher Herzog eines Bundeskriegs galt 
Jahwe selbst. Ihm persönlich, nicht nur den Eidgenossen, haben 
die Eidbrüchigen die Hilfe versagt und verfallen daher, wie Jabes, 
der Ausrottung. Ein Bundeskrieg war daher ein heiliger 
Krieg”) oder er konnte es doch jederzeit werden, und wurde 
in Zeiten der Not sicher immer dazu erklärt. Die gedah, das 
versammelte Heer, heißt im Deboralied (Jud. 5, ıı) und beim 
heiligen Krieg gegen Benjamin (Jud. 20) ganz einfach die »Man- 
nen Gottes« (‘am Jahwe bzw. ‘am haelohim). Das hatte zunächst 
rituelle Folgen. In der Philisterzeit wurde nach der Samuel- 
tradition das tragbare Feldheiligtum: die »Lade Jahwes« in 
das Heerlager gebracht und nach einem in der Priestertradition 
erhaltenen Spruch der Gott rituell ersucht: sich, s.i es aus ihr 
als seinem Behältnis, sei es von ihr als seinem Thronsitz, zu er- 
heben und dem Heer voranzuziehen, nach dem Kampf ebenso: 
wieder Platz zu nehmen. Auch das Ephod, später ein priester- 
liches Bekleidungsstück, erscheint gelegentlich (I. Sam. 14, 3; 
23, 6. 9; 30, 7) im Lager. Durch Verfluchung der Feinde, Orakel 
und Gelübde vor der Schlacht, Segenzauber während der Schlacht 
wurde gesucht, Jahwes Eingreifen zu sichern. Zu den Mitteln 
hierfür gehörten mindestens in Zeiten großer Kriegsnot auch Men- 
schenopfer, wie.sie zuletzt noch König Manasse gebracht hat. 
Aber auch abgesehen von jenen besonderen Gelübden, die sich 
in der ganzen Welt verbreitet finden, mußte im heiligen Kriege 
das Heer die vorgeschriebene Askese üben: vor allem Fasten 
und sexuelle Abstinenz. David und seine Gefolgschaft durften, 
nach Annahme der Tradition, vom heiligen Brot essen, wenn 

9?) Ueber die mit diesem Umstand zusammenhängenden Einzelerschei- 


nungen hat in ausgezeichneter Art Schwally, Semit. Kriegsaltertümer, I (Der 
heilige Krieg im alten Israel, Leipzig 1901) gehandelt. 
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sie sich, als Krieger, sexuell enthalten hatten. Vergebens läßt 
David, als sich Folgen seines Ehebruchs mit Bathseba zeigen, 
deren Mann Uria aus dem Felde kommen, damit er selbst mit seiner 
Frau Umgang pflege und so die Spur verloren gehe: Uria ent- 
hält sich, der militärischen Disziplin gehorchend, des Umgangs. 
Der Bruch der Askese, speziell des Fastens, durch einen Einzel- 
nen bedroht alle mit dem Zorn Jahwes und bedingt daher den 
Tod des Uebertreters: nur durch Opferung eines Ersatzmannes 
wendet das Heer diesen von Sauls Sohn Jonathan ab. 

Mit der Vorbereitung zum Einbruch in Kanaan unter Josua 
wird von einer Tradition auch die universelle Beschneidung 
in Zusammenhang gebracht. Sie war den Israeliten mit den um- 
wohnenden Völkern, mit Ausnahme der von Uebersee einge- 
w.nderten Philister, vor allem aber mit den Aegyptern gemein- 
sam, von denen sie, nach Herodot, Syrien und Phönizien ange- 
nommen hatten. Sie ist der einzige vielleicht von Aegypten 
übernommene Bestandteil des israelitischen Ritus. Ihr ursprüng- 
licher Sinn ist bekanntlich Gegenstand ungeschlichteten Streits. 
Vielleicht galt sie in Aegypten anfänglich nicht universell, 
sondern für die Vornehmen °?!) und würde dann entweder mit 
der Jünglingsweihe der Krieger oder mit der priesterlichen Novi- 
zenweihe im Zusammenhang stehen. Ihr Vollzug im Kindesalter 
ist sicher erst Produkt späterer Zeit. Auch an Ismael vollzieht 
Abraham sie im 13. Jahre °). Die ätiologische Sage von Moses 
und Zippora im Exodus zeigt andererseits, daß. sie jedenfalls 
auch als gegen ‚dämonische Einflüsse beim geschlechtlichen 
Verkehr gerichtet galt. Inwieweit die in der rabbinischen Tra- 
dition sich öfter findende Beziehung zu der Verheißung reich- 
licher Nachkommenschatt alt ist, steht durchaus dahin. Dagegen 
zeigt sich, daß in der friedlichen nachexilischen Zeit ihre Un- 
entbehrlichkeit für Proselyten wenigstens nicht absolut fest- 
stand. In älterer vorexilischer Zeit waren, was wohl zu beachten 
ist, die nicht wehrpflichtigen gerim — und das war die gesamte 

%8) Doch ist gerade neuerdings Gunkel mit starken Gründen gegen Reitzen- 
stein für die Universalität der Beschneidung in Aegypten eingetreten (Archiv 
1. Pap. Forschung II, 1 S. 13 f.). Die späte Notiz des Origenes, wonach die Priester 
die Hieroglyphen nur an Beschnittene hätten lehren dürfen, ist wohl nicht ver- 
wertbar. Die Notiz Jos. 5, 8 ergibt vielmehr klar, daß dem Verfasser die Be- 
schneidung eine Angelegenheit des Heeres war: um dem Hobn der Aegypter 
zu entgehen, habe Josua sie vollzogen. 


°») Die Beschneidung wurde in Aegypten nach den Denkmälern nicht im 
Kindes-, sondern im Knabenalter vorgenommen. 
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nicht bodenständige Bevölkerung des Landes — auch der Be- 
schneidung nicht unterworfen. Dies könnte als ein Haupt- 
argument für deren Herkunft aus der Kriegeraskese sprechen, 
welche das Wahrscheinlichste bleibt. Andererseits aber soll 
jedes Mitglied des Hausstandes, nach einer Bestimmung von 
allerdings unbestimmtem Alter 10%) auch der Sklave, beschnit- 
ten werden, und dies gilt (Ex. 12, 48) als Voraussetzung der Teil- 
nahme am häuslichen Passahmahl. Die Spuren der Herkunft 
bleiben also etwas vieldeutig. Daraus, daß der Unbeschnittene 
(arel) später in einen besonderen Hades gelangt (Hes. 31, 18; 
32, 18) ist auch nichts Sicheres zu entnehmen !%). Jedenfalls galt 
der fremde Unbeschnittene in spezifischem Sinn als ritueller 
Barbar und Vorhäute der Feinde wie in Aegypten nach Art 
der indianischen Skalpe als Trophäen. Das weitaus Wahrschein- 
lichste ist alles in allem, daß sie ursprünglich mit der Krieger- 
askese und Jünglingsweihe der Jungmannschaft irgendwie zu- 
sammenhängt. Ob außerdem etwa mit irgendwelcher dabei 
im Ursprungsland üblicher phallischen Orgiastik, bleibt wohl 
für immer im Dunkeln 192), Hyegienisch rationalistische Deutungen, 
wie sie noch immer sind jedenfalls hier wie meist 
ganz besonders unwahıscheinlich. 

Neben die Maßregeln zur Heiligung des Heeres trat nun 
im heiligen Krieg das rituelle Tabu für die Beute: deren Weihung 
an den Kriegsgott des Bundes, der Cherem, der zur Zeit der 
nachexilischen Umwandlung in eine befriedete konfessionelle 
Gemeinde als Exkommunikation inkorrekt lebender Gemeinde- 
genossen fortlebte. Reste privater Tabuierung scheinen sich 
auch in Israel zu finden. Die Tabuierung und Opferung der 
ganzen oder eines Teils der lebenden und toten Beute an den 
ae) Die Sklavenbeschneidung war sicherlich eine Neuerung, was auch in 
der späten Erzählung vom Bunde mit Abraham (Gen. 17, 12) deutlich erkenn- 
= = Ohne Motivierung, als Bundeszeichen und als im Kindesalter vorzu- 
nehmen, wird die Beschneidung von den pazifistischen Erzväterlegenden durch 
einfachen Befehl Gottes an Abraham eingeführt. 

102) Die Möglichkeit, daß das Passah ursprünglich eine Fleischorgie beduini- 
scher Krieger gewesen sei, ist zu unsicher, um für die Deutung in Betracht 
zu kommen. Natürlich wäre es an sich wohl denkbar, daß die Umwandlung 
in ein häusliches Fest erst Folge der früher geschilderten Zersplitterung der 
Stämme der Viehzüchter mit steigender Siedelung gewesen sei. (Aehnlich E. 
Meyer, Die Israeliten pp. S. 38 f.) Aber die Bestreichung der Pfosten mit Blut 
und das Verbot des Blutgenusses scheinen zu zeigen, daß die Fleischorgiastik 
schon in älterer Zeit beseitigt war, wenn sie bestand. 
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Gott aber war sehr universell verbreitet und namentlich in Aegyp- 
ten bekannt, wo der König kraft ritueller Pflicht die Gefangenen 
abschlachtete. Die Feinde galten hier wie dort als Gottlose: 
von ritterlichem Empfinden findet sich in keinem von beiden 
Fällen eine Spur. Der Cherem im Kriege konnte verschieden 
weit gehen, und jedenfalls zeigen die Regeln über die Beute- 
teilung, daß die Tabuierung der gesamten Beute: Männer, 
Weiber, Kinder, Vieh, Häuser, Hausrat nicht die Regel war. 
Zum Teil wurden nur die erwachsenen Männer: »Alles was an 
die Wand pißt« oder wohl auch nur die Fürsten und Hono- 
ratioren, als Opfer geschlachtet. Außerhalb des heiligen Krieges 
unterschied, wie der Islam, so auch das altisraelitische Kriegs- 
recht zwischen Feinden, die sich freiwillig unterwarfen und sol- 
chen, die im Kampf verharrten und beließ den ersteren das 
Leben (Deut. 20, 11). Danach ist auch gehandelt worden, und 
zwar innerhalb sowohl wie außerhalb des kanaanäischen Gebiets. 
Erst die prophetisch beeinflußte Theorie von der spezifischen 
Heiligkeit des von Gott verheißenen Landes, wie sie in Elias 
Zeit zuerst hervortritt, verlangte die absolute Reinigung dieses 
Gebiets von Götzendienern (Deut. 7, 2. 3). Und nur die Theorie 
der Kriegsprophetie, dann des Exils und die Entwicklung des 
Judentums zur Konfession neigte sich dem fanatischen Grund- 
satz zu, daß man den Landesfeind schlechthin auszurotten habe!®), 
Abgesehen davon, daß bei weitem nicht alle Kriege, sondern 
nur die des Bundes als solchem, und vielleicht auch sie nicht 
immer, als heilige Kriege galten, zeigt der Gegensatz im Ver- 
halten Sauls gegen die Anforderungen, welche die Tradition 
dem Samuel in den Mund legt, die relative Jugend der letzten 
Konsequenzen des Cherem. Diese wurden nun aber mit rück- 
sichtloser Schärfe auch in der Gestaltung der Ueberlieferung 
durchgeführt und dieses wesentlich theoretische blutige Kriegs- 
recht brachte jene eigentümliche Verbindung einer fast wol- 
lüstigen Grausamkeitsphantasie mit den Geboten der Milde 
gegen die Schwachen und Metöken hervor, welche manchen 
Partien der heiligen Schriften ihr Gepräge gibt. 

In Verbindung mit der allgemeinen Kriegeraskese kennt die 
israelitische Kriegsführung auch die Erscheinungen der Krie- 


194) Ein Widerspruch gegen die humanen fremdenrechtlichen Bestimmungen 
der älteren Rechtssammlung ist dies natürlich nicht, denn diese betreffen den 
ger, nicht aber den ganz Landfremden, Jene rituell geschiedenen Metöken 
sollte es aber eben jetzt gar nicht mehr geben. 
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gerekstase inihren beiden auch sonst verbreiteten Formen. 
Entweder als Gemeinschaftsekstase, wie sie der Kriegstanz 
und die Fleisch- oder Alkoholorgie der Krieger erzeugen. Davon 
finden sich einige Spuren in der Tradition, deren deutlichste 
das den Philistern unheimliche Kriegsgeschrei (Teru‘ah ı. Sam. 
4, 5) der Israeliten nach dem Eintreffen der Lade Jahwes im 
Kriegslager ist (vermutlich doch: ein Kriegstanz um diese) und 
das gelegentlich (1. Sam. 14, 32) erwähnte Essen rohen Fleischs 
und Bluts (entgegen also dem normalen Ritual) nach der sieg- 
reichen Schlacht. Oder als individuelle charismatische Helden- 
ekstase, wie sie sich sehr universell verbreitet bei den Helden 
vom Typus des Tydeus oder Cuchullin oder der »Amok-Läufer« 
und in typischer Art vor allem bei den nordischen »Berserkern« 
findet, deren Ekstase sie in einem Rausch von tollwutartigem 
Blutdurst sich in die Mitte der Feinde stürzen und halb besin- 
nungslos abschlachten läßt, was um sie ist!%). Ein typischer 
Berserker dieser Art ist der Simson der Sage, einerlei ob er sei- 
nem Ursprung nach, wie der Name (Schamasch) nahelegt, aus 
einem-Sonnenmythos stammt. Wenn der Geist Jahwes über ihn 
kommt, so zerreißt er Löwen, steckt Felder in Brand, reißt 
Häuser ein, schlägt mit beliebigen Werkzeugen beliebige Massen 
von Menschen tot und verübt andere Akte wilder Kriegswut. 
Er steht sicher als Vertreter eines Typus in der Tradition. Zwi- 
schen dem als ekstatischer Berserker auftretenden Einzelhelden 
und der nur akuten Gemeinschaftsekstase des Kriegstanzes 
in der Mitte steht das asketische Training einer berufsmäßigen 
Kriegerschaft zur Kriegsekstase. Eine solche ist in Rudimenten 
wohl in den »Nasiräern« zu finden, den »Abgesonderten« 1%), 
ursprünglich wohl sicher asketisch geschulten Kriegsekstatikern, 
welche — das einzig sicher Ueberlieferte — ihr Haar ungeschoren 
ließen und sich des Alkohols, ursprünglich wohl auch des 
Sexualverkehrs, enthielten 1%). Auch Simson galt als solcher 
und ging in der ursprünglichen Legende wohl deshalb zugrunde, 





1%) Man unterhielt in Konstantinopel noch in später Zeit einige dieser nor- 
dischen Wilden, etwa so, wie man früher Kriegselefanten hielt. Die Frage, ob 
die Kriegsekstase bei den Berserkern planvoll durch Vergiftung herbeigeführt 
worden sei, wird jetzt meist verneint. 

106) Der Talmud zeigt, daß Nasiroth und Perischot (wovon »Pharisäere) 
damals dem Begriff nach identisch waren. 

106) Daß Unterlassung der Haarschur und Alkoholabstinenz zwei ver- 
schiedene Arten von Kriegceraskese repräsentiert hätten, wie teilweise (Kautzsch) 
angenommen wird, scheint nicht sicher. 
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weil er sich zum Bruch des sexuellen Tabu hatte verführen las- 
sen. Die Nasiräer als Kern des Heeres finden sich in dem zwei- 
fellos alten Segensspruch des Mosessegens über Joseph (Deut. 
33, 16), und das slangwal'ende Haar« (?) der Mannen (‘am), 
die sich zum Kriege weihten (hithnadeb), erscheint im An- 
fang des Deboraliedes. In der späteren pazifistischen Ent- 
wicklung ist der Nasiräat zu einer Kasteiungsaskese kraft 
Gelübdes mit rituell exemplarischer Lebensführung, vor allen 
mit Enthaltung von Verunreinigung, geworden, — was er ur- 
sprünglich sicher nicht war, denn der Simson der Sage rührt 
Aas (des Löwen) an, gilt aber als Nasir. Das überlieferte Na- 
siräer-Ritual (Num. 6) hat schon diesen Charakter. Ursprünglich 
war, neben der magischen Vorbereitung für die Ekstase, wohl 
gerade die Erhaltung der physischen Vollkraft der Zweck jener 
Vorschriften. Graf Baudissins Hypothese, daß der in den 
Rechtsbüchern durch eine Ablösungsgebühr ersetzte alte An- 
spruch Jahwes auf alle menschliche Erstgeburt ursprünglich 
die Verpflichtung der Eidgenossen bedeutet habe, ihm den Ael- 
testen als nasiräischen Berufskrieger zu weihen, — womit man 
dann noch die Vorschrift des doppelten Erbanteils für den Ael- 
testen, um ihn ökonomisch »abkömmlich« zu machen, kombi- 
nieren könnte, -- bleibt eine ansprechende, aber nicht sicher 
zu beweisende Vermutung, für welche vor allem der enge Zu- 
sammenhang zwischen den »Nasiräern« und »Erstgeborenen« 
im Moses:egen für Joseph (Deut. 33, 16. 17) sprechen könnte. 
Jedenfalls macht es die Erwähnung der Nasiräer in beiden 
Segensprüchen über Joseph wahrscheinlich, daß in diesem 
Stamm zur Zeit dieser Sprüche ein Kern von jahwistischen 
Glaubenskämpfern, eine Art jahwistischer Kriegsorden also 
(wenn man den Ausdruck zulassen will), der Träger der Kampf- 
kraft gewesen ist. Näheres zu wissen ist unmöglich. Ebenso 
können wir nur sehr undeutlich die Beziehungen des alten Nasi- 
räats zu einer andern aus der Zeit des alten Bauernheerbanns 
herrührenden Erscheinung erkennen: den Nebijim 1%). Beide 


10?) Für die Etymologie pflegt man das arabische naba’: verkünden und 
den babylonischen Nabu, den Schreiber und Künder der Beschlüsse des Götter- 
rats, heranzuziehen. Vgl. die Bedeutung des Berges »Nebo«, dessen Name wohl 
mit Nabu zusammenhängt. Mose sowohl wie Elia werden auf ihm bzw. in seiner 
Nachbarschaft von Jahwe fortgerafft. Ueber die Prophetien der Zeit vor den 
Schriftpropheten jetzt zu vgl. Sellin, Der alttestamentliche Prophetismus, 
Leipz. 1912, S. 197 ff., und G. H ölsch er, Die Propheten (1914). Vgl. Absch. II. 
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hatten enge Berührungen. Samuel wird in der Tradition von 
den Eltern in einer Art zum Jahwedienst geweiht, die dem Nasiräat 
entspricht und gilt einer allerdings fragwürdigen Ueber- 
lieferung als Kriegsheld gegen die Philister. Andererseits 
aber gilt er auch als Nabi und Haupt einer Nebijim-Schule. 
Der Nasir, der Kriegsekstatiker stand, wie immer man diese 
Tradition bewertet, in jedem Fall dem Nabi, dem magischen 
Ekstatiker, nahe. Daß Nasir und Nabi ineinander übergehen, 
entspricht auch durchaus dem sonst bekannten Wesen von 
Glaubenskämpferorganisationen. 

Die »Nebijim« sind in keiner Art eine Israel oder 
Vorderasien allein eigentümliche Erscheinung. Daß weder 
in Aegypten (vor der Ptolemäerzeit) noch in Mesopotamien 
die Existenz ähnlicher Formen der Ekstase bezeugt ist, son- 
dern nur für Phönizien, hat sicherlich seinen Grund lediglich 
in der Diskreditierung der orgiastischen Kulte und der büro- 
kratischen Reglementierung und Verpfründung der. Mantik 
schon in der Frühzeit der Großkönigtümer, wie in China. »Pro- 
pheten« heißen in Aegypten einfach die Inhaber bestimmter Arten 
von Tempelpfründen. In Israel aber wie in Phönizien und 
Hellas blieb, wie in Indien, die prophetische Ekstase infolge 
des Fehlens der Bürokratisierung eine lebendige Macht, und 
in Israel insbesondere stand sie in der Zeit der Befreiungskriege 
als Massenekstase in Verbindung mit der nationalen Bewegung. 
Die israelitischen Nebijim unterschieden sich im Wesen offen- 
bar nicht von den schulmäßigen Berufsekstatikern, die wir über 
die ganze Erde hin verbreitet finden. Ihre Rekrutierung erfolgte 
nach persönlichem Charisma und war, wie die geringschätzige 
Behandlung durch die spätere Tradition erkennen läßt, stark 
plebejisch. Sie tätowierten sich offenbar (I. Kön. 20, 41), ähn- 
lich den indischen Mendikanten, an der Stirn und trugen eine 
Tracht, zu welcher vor allem eine besondere Art von Mantel 
gehörte, durch dessen magisch wirkendes Ueberwerfen, scheint 
es, das Schulhaupt (der »Vater«) seine Jünger oder Nachfolger 
designierte. Sie trieben gemeinsam ihre Uebungen in besonderen 
Behausungen, anscheinend zuweilen auf Bergen (so dem Kar- 
mel); doch werden auch in einigen israelitischen Orten 
(Gibea, Rama, Gilgal, Bethel, Jericho) »Nebijim« erwähnt. 
Dauernde Askese oder Familienlosigkeit werden für sie nicht 
überliefert (2. Kön. 4, I). Musik und Tanz gehörten hier wie 
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sonst zu den Mitteln der Erzeugung der Ekstase (2. Kön. 3, 15). 
Die Nebijim des phönikischen Baal, welche unter der Omriden- 
Dynastie in Nordisrael Eingang fanden, verwendeten einen 
Hinktanz um den Altar mit orgiastischer Selbstverwundung 
als Regenzauber. Selbstverwundung und auch (I. Kön. 20, 35 f.) 
gegenseitige Verwundung gehörten neben der Erzeugung kata- 
leptischer Zustände und Irrereden auch zu den Praktiken der 
Jahwe-Nebijim, ohne daß wir über die Einzelheiten Genaueres 
wüßten. Der Zweck war der Erwerb magischer Kräfte. Die 
Mirakel, welche (2. Kön. 4, I f.; 4, 8f.; 4, ı8f.: 4, 38 £.; 4, 42 f.; 
6. ıf.; 8, ı f.) von dem letzten Meister der Zunft, Elisa, erzählt 
werden, tragen durchaus das typische Gepräge der berufsmäßigen 
Zauberei, wie sie in indischen und andern Magierlegenden sich 
finden. Und wie alle solche ekstatischen Zauberer wurden — 
wie jene Zaubergeschichten (und die von Elia überlieferten) 
erkennen lassen — Nebijim teils als Medizinmänner, teils als 
Regenzauberer in Anspruch genommen, teils aber traten sie 
wie die indischen Naga und die ihnen am ehesten vergleichbaren 
Derwische, als Feldkapläne und wohl auch direkt als Glaubens- 
kämpfer in Aktion. Als Kriegspropheten traten die Jahwe- 
Nebijim in Nordisrael beim Beginn der Nationalkriege auf, vor 
allem in den Befreiungskämpfen gegen die unbeschnittenen 
Philister, die ja recht eigentlich Religionskriege waren. Aber 
wohl damals nicht zum erstenmal, sondern in allen eigentlichen 
Befreiungskriegen — deren erster der Deborakrieg war — ist 
offenbar auch die ekstatische Prophetie hervorgetreten. Sie 
hatte zunächst nichts mit irgendeiner »Weissagung« zu tun 
(das Orakel war ja zu Gideons Zeit reines Losorakel), sondern 
ihr Werk war, wie bei Debora, der »Mutter Israels«: Aufruf zum 
Glaubenskampf, Verheißung des Sieges und ekstatischer Sieges- 
zauber. Daß freilich diese ekstatische Kriegsprophetie Einzel- 
ner mit der späteren schulmäßigen Nabi-Ekstase in direkter 
Verbindung stand, ist nicht sicher erweislich: das Deboralied 
und das Richterbuch kennt die letztere nicht. 

Aber Beziehungen bestanden wohl sicher. Denn die Kriegs- 
ekstase war keineswegs auf die individuelle Ekstase der charis- 
matischen Berserker und Kriegspropheten der früheren und 
die Massenekstase der Derwischbanden der späteren Zeit des 
bäuerlichen Heeres beschränkt. Sondern es finden sich überall 
die Verbindungsglieder. Nicht nur wird von den charismati- 
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Kriegsführern der sogen. Richterzeit sicher ein erheblicher 
Teil, wenn nicht alle, den Charakter von Kriegsekstatikern 
gehabt haben, sondern vor allem auch von dem ersten König 
Israels ist dies ausdrücklich überliefert. Und zwar im Zusamen- 
hang mit Beziehungen zu den Nebijim. Nach einer Tradition, 
die den Sachverhalt nicht mehr verstand, gerät Saul angeb- 
lich »zufällig« nach seiner den »Geist Jahwes« vermittelnden 
Salbung unmittelbar vor seinem öffentlichen Auftreten als ` 
König in eine Gesellschaft von Nebijim hinein und wird selbst 
von der Nabi-Ekstase erfaßt (1. Sam. Io). Aber auch später, 
noch während seines Kampfs gegen David, erfaßt ihn (1. Sam. 19, 
24) bei einem wiederum angeblich zufälligen Besuch in Samuels 
Nabischulen, die Ekstase, sodaß er nackt umhergeht, irre redet 
und einen ganzen Tag in Ohnmacht ist. In einem von Jahwe ge- 
sandten heiligen Wutanfall zerstückt er bei der Nachricht von 
den Kapitulationsverhandlungen von Jabes den Ochsen und ruft 
ganz Israel unter religiösem Fluch gegen die Säumigen zum Be- 
freiungskampf auf. Seine Anfälle von Wut gegen David wertete 
die davididische Tradition als Folge eines bösen, aber ebenfalls 
von Jahwe stammenden, Geistes. Er war offenbar ein kriegerischer 
Ekstatiker wie Muhammed. Aber ebenso wie Saul weilt auch 
David in Samuels Nabiwohnungen. Er tanzt vor der Bun- 
deslade, als sie im Triumph eingebracht wird. Wie die Beziehung 
im einzelnen ausgesehen hat, ist aus solchen Nachrichten nicht 
mehr feststellbar, aber sie bestand. . 

Wie die Ekstasen Sauls, so wird aber von der späteren Tra- 
dition auch dieser ekstatische Akt Davids halb schonend ent- 
schuldigt. Ihr erschienen diese Züge als unköniglich. Michal, 
Davids Weib, spricht es ausdrücklich aus, daß ein König sich 
nicht benehmen dürfe »wie ein Plebejer«, und der Spruch: »Wie 
kommt Saul unter die Nebijim ? wer ist ihr (der Nebijim) Vater ?« 
drückt das genau Entsprechende aus: die Verachtung dieser wür- 
delosen Plebs. Einerseits die noch zu erörternde veränderte 
Stellung der literarisch gebildeten Schichten der späteren Königs- 
zeit zu den alten Ekstatikern spricht dabei mit. Andererseits 
die inzwischen veränderte Stellung dieser Derwische infolge 
der seit Davids Stadtresidenz, endgültig aber seit Salomo, durch- 
aus veränderten Struktur des Königtums. Vor seiner Etablie- 
rung als Stadtkönig war David ein charismatischer Fürst im 
alten Sinn, den der Erfolg allein als Gottesgesalbten legitimierte. 
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Als daher die Amalekiter die Herden und Weiber seiner Gefolg- 
schaft geraubt haben, gerät er in Gefahr, von dieser kurzerhand 
als dafür verantwortlich erschlagen zu werden. Anders wurde 
das mit der endgültigen Begründung der erbcharismatischen 
stadtsässigen Monarchie und der Aenderung der Heeres- 
verfassung, welche auf diese folgte. Salomo importierte Rosse 
und Wagen aus Aegypten und schuf damit das Ritterheer. Die 
königliche Menage bestand mindestens für die Leibtruppen 
und einen Teil, wenn nicht alle, Wagenkämpfer (1. Kön. Io, 26), 
die unter Salomo als in besondern »Wagenstädten« untergebracht 
auftreten. Seitdem vermutlich heißt in der Redaktion der Tra- 
dition das »Heer«, z.B. das Wagenheer des Pharao, einfach 
dessen »Vermögen« (chail), der königliche Oberst darüber der 
»sar chailim«. Dazu traten leiturgiepflichtige Königshandwerker 
und Untertanenfronden für die Festungs-, Palast- und Tempel- 
bauten und auch für die Bestellung des sich ausdehnenden Königs- 
landes, königliche Beamte mit Pfründen und Landlehen als 
Offiziere und wenigstens in den Residenzen auch als Richter, 
ein königlicher Drillmeister für die Heeresmannschaft, ein Kron- 
schatz als Machtmittel und für Spenden an die Getreuen, zu 
seiner Speisung Eigenhandel des Königs auf dem Roten Meer 
und Abgaben der unterworfenen Fremdgebiete, aber auch regel- 
mäßige Naturalabgaben der in 12 Bezirke eingeteilten Unter- 
tanen zur monatlich reihumgehenden Versorgung der könig- 
lichen Tafel, schließlich auch Arbeitsfronden nach ägyptischer 
Art. Ein regulärer Harem, Verschwägerungen und Bündnisse 
mit den Herrschern der großen Mächte, vor allem Aegyptens 
und Phöniziens, um Weltpolitik treiben zu können, im Gefolge 
davon Import fremder Kulte, teils nur in der Form von Hof- 
kapellen für die fremden Prinzessinnen, teils aber auch durch 
- Einfügung der fremden Götter in die eigenen Kulte, waren die 
sofort eintretenden Konsequenzen der Königsmacht. Das König- 
tum gewann so die bei den großen Kriegsmächten des Orients 
typischen Züge. Die königlichen Schreiber, der Kanzler, der 
Majordomus, der Rentmeister und der typisch ägyptische Rang- 
titel »Freund des Königs« (re‘eh hamelech) treten auf. Auch 
weltliche Stellen sind mit Priestern oder Priestersöhnen, 
‚als den Schreibkundigen, besetzt (I. Kön. 4, If.) und das be- 
deutete hier, wie überall, eine Steigerung der Macht der schul- 
mäßig gebildeten Priester an Stelle der charismatischen Ekstatiker. 
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Aber dazu trat noch anderes. Aus der lockeren Eidgenossen- 
schaft von Bauern, Hirtensippen und kleinen Bergstädten ver- 
suchte durch alle jene Mittel Salomo ein straff organisiertes 
politisches Gebilde zu schaffen. Zwölf geographische könig- 
liche Verwaltungsbezirke traten an die Stelle der durch den 
Jahwebund vereinigten Stämme: diese wurden jetzt Phylen, 
wie sie in allen antiken Stadtstaaten für die Repartierung der 
Staatslasten bestanden. Der größte Teil des Herrenstammes 
Juda scheint als Hausmacht eximiert gewesen zu sein, wie in 
den meisten monarchischen Staatenbildungen. Im übrigen 
knüpfte die Gliederung wohl meist an die Grenzen der alten 
Stämme an. Die Teilung Josephs in Ephraim und die beiden 
Manasse hängt vielleicht damit zusammen. Die Stereotypie- 
rung der 12 Stämme Israels erhielt wohl erst dadurch ihren Ab- 
schluß. Der wiederholte Abfall der Nordstämme änderte nach 
der Gründung von Samaria gar nichts daran, daß beide Reiche 
seitdern diesen Charakter behielten. Damit aber und vor allem 
mit dem steigenden Gewicht des Wagenkämpferheeres mußten der 
alte ekstatische Heldencharismatismus ebenso wie der alte 
Bundesheerbann an Bedeutung schwinden. Das stehende Heer: 
die königlichen Leibgarden und Soldtruppen, gewannen auf Ko- 
sten des alten bäuerlichen Aufgebots zunehmende Bedeutung. 
Die alten Gibborim waren wohl nur die panhopliefähige »classis« 
(römisch gesprochen) des Eidgenossenheeres gewesen. Mit 
der nunmehr steigenden Kostspieligkeit der Ausrüstung aber 
wurden sie eine Ritterschaft, zu deren Gunsten der Heerbann 
der Gemeinfreien zunehmend zurücktrat. Die Grundlage der 
königlichen Heeresmacht bildeten in zunehmendem Umfang 
die Magazine und Arsenale, welche namentlich für Hiskia (2.Chron. 
32, 28) erwähnt werden. Damit trat jene Entmilitarisie- 
rung der bäuerlichen Schichten ein, von der schon gesprochen 
wurde. Der durch die Stadtentwicklung eingetretene Zustand 
verhielt sich an sich zu dem der alten israelitischen Eidgenossen- 
schaft etwa so wie die Hegemonie der »Großmächtigen Herren 
von Bern« zu dem ursprünglichen Bauernbund der Schweizer 
Urkantone. Wesentlich verschärfend aber trat dabei in Israel 
hinzu die Herrschaft des Fronkönigtums. Man wußte sehr gut, 
daß der alte Bund und sein Heer sozial anders ausgesehen hatten 
und als etwas Neues wurden die Steuern und Königsfronden der 
freien Israeliten bitter empfunden. 
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Die alten Vorkämpfer der Freiheit, die Nebijim, wurden von 
der eingetretenen Aenderung stark betroffen. Sie waren die geist- 
lichen Lenker der alten Bauernaufgebote gewesen. Mirjam, 
Debora, nach der späteren (fragwürdigen) Tradition auch Samuel, 
die alten Berserker-Helden und die Banden der Derwische 
galten der populären Erinnerung als die vom »Geist« des Bundes- 
kriegsgotts ergriffenen Träger der echten frommen Heldenge- 
sinnung. Der Feind waren die wagenkämpfenden Ritter gewesen 
— ägyptische, kanaanäische und philistäische —, gegen welche 
Jahwe durch die Erweckung der Helden- und Prophetenekstase 
dem Bauernheer den Sieg verliehen hatte. Jetzt aber wurde das 
Heer der eigenen Könige selbst ein Aufgebot geschulter wagen- 
kämpfender Ritter und fremdstämmiger Söldlinge, in welchen 
für die Nebijim und Nasiräer kein Platz mehr war. Auch die 
Nabi-Ekstase und die Nasiräer- Askese wurden also — dies 
war ein religionsgeschichtlich sehr wichtiger Zug dieser inner- 
politischen Entwicklung —entmilitarisiert. Wir sahen 
schon, wie der Degout der höfischen Gesellschaft gegen Davids 
ekstatischen Tanz der Michal in den Mund gelegt wurde. Einen 
»Verrückten« nennt ein Offizier Jehus jenen Nabi, der von dem 
Haupt der Jahwe-Nebijim, Elisa, geschickt wurde, um dem 
Feldherrn die Salbung zum Gegenkönig anzubieten. Bei dieser 
von den Rechabiten unterstützten jahwistischen Revolte Jehus 
gegen die Omridendynastie traten unter der Führung des Elisa 
auch die von ihm geführten ekstatischen Nebijim noch ein- 
mal als politischer Faktor hervor. Es fällt aber auf, daß in den 
Berichten über die Nebijim Elisas die ekstatischen Erschei- 
nungen wesentlich temperierter erscheinen als in der Saul- 
und Samuel-Tradition: nicht vagierende, dionysisch rasende 
Banden, sondern durch Musik zur Ekstase angeregte seßhafte 
Schulen sind ihre Träger. Und es ist überhaupt das letzte 
Mal, daß wir in dieser Art von ihnen als einem politischen 
Faktor hören. Die nächste Erwähnung ist eine negative: der 
Prophet Amos verwahrt sich unter Jerobeam II. dagegen, 
ein »Nabi« zu sein. Damit war offenbar gemeint: ein berufsmäßig 
geschulter Ekstatiker, der daraus ein Gewerbe macht. Denn 
an anderen Stellen braucht auch Amos den Namen Nabi als 
Ehrentitel. Aber immer wieder kehrt bei den Schriftpropheten 
die Klage über die Lügenhaftigkeit und Verderbnis der Nebijim. 
Damit sind stets Berufsekstatiker gemeint. 
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Daß die berufsmäßige Nabi-Ekstase nur teilweise politisch 
orientiert, im übrigen aber ein einfacher Erwerb als Magier 
war, geht aus den Quellen deutlich hervor. Einen national- 
israelitischen Charakter hatten offenbar diese freien Nebijim 
nicht. Sie stellen ihre Dienste unter Umständen auch Nicht- 
israeliten zur Verfügung. Elisa geht nach Damaskus und der 
Feind Ahabs, König Benhadad, läßt ihn konsultieren. Auch 
seinern am Aussatz erkrankten Feldhauptmann gibt er ein magi- 
sches Heilmittel an, durch welches dieser zum Jahwe-Verehrer 
bekehrt wird. Er verkündet dem Feldherren des Damaskener- 
königs, Hasael, dem späteren Todfeinde Israels, seine Bestim- 
mung zur Krone des Aramäerreichs. Ebenso steht er auch dem 
eigenen König auf Verlangen als ekstatischer Zauberer im 
Moabiterkrieg zur Verfügung. Aber in festem Dienst steht er 
nicht: er gilt der Tradition als Leiter einer Gemeinschaft freier 
Nebijim. Die im Königsdienst stehenden Nebijim waren in Phö- 
nizien alt. König Ahab hatte Baal-Nebijim seiner phönikischen 
Frau in seinen Diensten, aber, da er seine Kinder jahwistisch 
benannte, sicher auch Jahwe-Nebijim. Beide in der von jeher 
in Syrien typischen Art: als Pfründner, diean der königlichen Tafel 
lebten. Offenbar gab es aber damals schon eine Kategorie von 
Nebijim, welche jede Verwertung des ekstatischen Charisma 
zu irgendwelchen Erwerbszwecken perhorrteszierte. Dieser Stand- 
punkt wird, mit fraglichem Recht, dem Elisa zugeschrieben: 
Er schlägt den Schüler, der Entgelt nimmt, mit Aussatz. Das 
entspricht dem, was wir bei den Intellektuellenschichten auch 
anderer Länder, bis zu den hellenischen Philosophen, als Gebot der 
Standesehre wiederfinden und diesen Anschauungen entsprang 
auch die Ablehnung des Nabi-Titels durch Amos. Sowohl jene 
berufsmäßigen Königsnebijim wie auch diese Schicht von freien 
Nebijim aber, welche sich als Hüter der reinen Jahwe-Tradition 
fühlten, sahen sich, da ihre unmittelbar militärische Bedeutung 
als Glaubenskämpfer seit der Wagenkampftechnik fortfiel und 
nur, für die ersteren, eine Art magische Feldkaplanschaft blieb, 
jetzt darauf hingewiesen, vor allem die andere, solchen Ekstatikern 
eigene Gabe zu pflegen: die ekstatischa Weissagung. 

Die Beziehung der Nabi-Ekstase zur Weissagung ist zweifellos 
alt, wie schon der Zusammenhang des (nicht hebräischen) Wortes 
»Nabi« mit dem Namen des babylonischen Orakelgotts nahelegt. 
Daß die phönizischen Stadtkönige schon der Ramessidenzeit 
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sich Ekstatiker als Propheten hielten und nach deren Weisungen 
ebenso handelten, wie die mesopotamischen Könige nach den 
Orakeln der Tempelpriester, zeigt die Reisebschreibung des ägyp- 
tischen Schreibers und Abgesandten des Amonpriesters Wen 
Amon, aus der Zeit etwa des Deboraliedes, für Byblos. Einer 
der Propheten des Königs gibt in der Ekstase ein Orakel, welches 
die gute Behandlung des Gastes empfiehlt und danach wird 
gehandelt. Die alten charismatischen Kriegsfürsten Israels 
hatten entweder ihrerseits den Gott direkt um ein Omen gebeten 
oder ihre Entscheidung an ein bestimmtes Zeichen geknüpft: 
so, nach der Tradition, Gideon dreimal nacheinander. Oder sie 
waren von einem ekstatischen Nabi zum Krieg aufgerufen wor- 
den, wie vor allem Barak von Debora. Zum erstenmal von 
Saul wird in der historischen Tradition berichtet, daß er einen 
»Seher« (Roeh), der zugleich Nabi war (Samuel), von sich 
aus um ein Orakel und um magisch wirksamen Segen für das 
eigene und Fluch gegen das feindliche Heer bat. Die gleichen 
Leistungen schrieb dann die Legende für die Vorzeit dem eben- 
falls als ein, politischen Zauber bewirkender, Roeh und zwar, 
wie die etwas unklaren Andeutungen (Num. 24, I) beweisen, als 
Ekstatiker, aufgefaßten Moabiter oder Midianiter Bileam zu. 
Er wird von der Legende eingeführt als herbeigeholt durch den 
feindlichen König und von Jahwe wider seinen Willen gezwungen, 
Israel zu segnen. Indessen das entstammt späteren Vorstellungen 
vom Wesen der prophetischen Berufung. Bileams Segenssprüche 
für Israel und Unheilsdrohungen gegen Amalek, Kain, Edom 
entsprechen den überall typischen Heilsprophetien. 

Da die historische Situation, welche sie voraussetzen, der- 
jenigen der Zeit der ersten Könige entspricht, darf man in den 
ihm zugeschriebenen Sprüchen die ersten sicheren Repräsen- 
tanten einer Heilsprophetie für Gesam t israel sehen. Für 
den Zusammenhang der Figur Bileams mit der gerade für Nord- 
israel typischen Art von Ekstatik sprechen dabei die Vorwürfe, 
welche ihm später (Num. 31, 16; 25, 1) gemacht wurden. Ueber 
diesen Heilsspruch zeitlich rückwärts führen einige der Segens- 
sprüche in den Sammlungen dieser. So vor allem der für den 
Stamm Joseph im Jakobsegen (Gen. 49, 22 f.), in älterer Fassung 
im Mosessegen (Deut. 33, 13 f.). Aber er scheidet sich dadurch 
von jenem Bileamspruch, daß er offenbar nicht den Zweck ma- 
gischer Beeinflussung bestimmter politischer Ereignisse hatte. 
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Er war keine Heilsprophetie, sondern vermutlich ein bei Stam- 
mesfesten von Barden vorgetragenes Preislied auf das schöne, 
fruchtbare Land des Stammes, verbunden mit dem Erflehen 
des Segens des Dornbusch-bewohnenden Jahwe für die tapferen 
Nasiräer und Erstgeborenen des Stammes. Aehnlich fleht der 
zweifellos spätere Mosesspruch über Juda (Ex. 33, 7) den 
Segen auf diesen Stamm herab, der als von Feinden bedrängt, 
aber zum Hegemon des Bundes designiert gilt. Er scheint in- 
dessen wesentlich literarischen Charakters zu sein. Die andern 
Stammsprüche sind teils allgemeine Preislieder auf den Landbe- 
sitz oder das Heer des Stammes, oder umgekehrt Tadel- und 
Spottverse oder, wie bei Ruben, Simeon, Levi, nachträgliche 
Rechtfertigungen ihres Untergangs, sämtlich aber ohne eigent- 
lich prophetischen Charakter. Ein anderes Gepräge trägt nur 
der Spruch für Juda im Jakobsegen (Gen. 49, 9 f.). Er enthält 
neben dem Lobe des weingesegneten jüdischen Landes die 
Zusicherung, daß dieser Stamm das Szepter behalten und daß 
aus ihm der große Held Israels kommen werde. Der Spruch ist 
ganz offenbar ein Produkt der großen Machtentfaltung Davids 
und zweifellos eine vaticinatio ex eventu. Aber er hat die Art 
der Heilsweissagung in der Form einer Königs pro- 
phetie und ist das zeitlich vermutlich älteste erhaltene Produkt 
dieser Art in Israel. An allen orientalischen Höfen, namentlich 
auch im benachbarten Aegypten, war diese Art von höfischer 
Heilsprophetie bekannt und sie ist seit David von den israeli- 
tischen Königspropheten gepflegt worden. Im Judaspruch gilt 
das Heil noch dem Stamme des Königs als dem Hegemon. 
Bei den typischen Königsprophetien galt er dem Könige. Für die- 
senhandelteessich dabei vor allem darum, den Fortbestand seiner 
Dynastie durch ein unzweideutiges und zugleich wirkungs- 
kräftiges Orakel zu sichern. Daß ein solches dem David persön- 
lich von Jahwe gegeben worden sei, ist die Form, in welcher die 
älteste überlieferte Heilsprophetie (2. Sam. 23, If.) der Davi- 
didendynastie auftritt. Hier legt der Königsprophet seinen Spruch 
zugunsten der Dynastie deren erstem König selbst in den Mund, 
den die Tradition als einen von Jahwes Geist ergriffenen Ek- 
statiker auf dem Thron behandelt. Eine dem Salomo und seinem 
Tempel freundliche spätere Tradition, wohl die gleiche, welche 
seine zweifelhafte Legitimität zu stützen suchte, indem sie den 
sonst in der vorprophetischen Ueberlieferung als freien »Seher« 


376 Max Weber, 


geltenden Nathan zu einem in die Hof- und Priester-Intriguen 
nach Davids Tod eingreifenden höfischen Parteigänger machte, 
legt dagegen diesem Propheten ein entsprechendes Heilsorakel 
für Salomo und den ewigen Bestand des davididischen Throns 
in Verbindung mit dem Tempelbau in den Mund (2. Sam 7, 8£.). 
Dürfte dem Orakel ein hohes Alter zugeschrieben werden, so 
wäre es die früheste erhaltene Heilsprophetie des spätern Typus. 
Von den späteren Königen Israels berichtet die Tradition nament- 
lich für Ahab die Benutzung seiner offenbar ziemlich zahlrei- 
chen höfischen Nebijim als Orakelgeber und, was stets damit 
identisch ist, als Spender magisch wirkender Glücksverheißun- 
gen. Unter der streng jahwistischen Dynastie Jehus wird dann 
zum erstenmal der Fall berichtet (2. Kön. 14, 25), daß ein Orakel 
des Jona, des Sohnes des Amittai von Gath in Galiläa, welches 
— zweifellos während des schweren Kriegs gegen die Aramäer 
— einen König vorausgesagt habe, der die Grenze des da- 
vididischen Reichs wieder herstellen werde, durch die Kriegs- 
taten Jerobeams II. erfüllt und daß dieser also der geweissagte 
König gewesen sei. Hier tritt also die Weissagung vom Retter- 
könig nicht nur — wie bei dem Judasspruch im Jakobsegen — 
als literarische Form, sondern als wirkliches Orakel auf. Zweifel- 
los handelt es sich auch hier um einen königlichen Heilspro- 
pheten. Ihre dauernde Verwendung in beiden Teilreichen steht 
auch anderweit fest und ist durch die scharfen Worte der späte- 
ren unabhängigen Schriftpropheten gegen die Lügenpropheten 
der Könige genügend bezeugt. — 

Wie man aus dem Gesagten sieht, scheidet die heutige Fas- 
sung der Tradition nicht mehr zwischen »Nabi« und :Roeh«. 
Sie behauptet vielmehr gelegentlich ausdrücklich, daß letzteres 
der ältere Name für den ersteren gewesen sei — wobei sie unter 
»Nabi« den spätern Schriftpropheten versteht. — Allein das trifft 
zweifellos nicht zu. Alle jene heillose Unklarheit, in welcher 
heute Figuren wie Bileam, Samuel, Nathan, auch noch Elia, 
vor uns stehen, schreibt sich nicht nur daher, daß in der 
Tat hier wie überall die Uebergänge der Typen flüssig waren, 
sondern aus der tendenziösen Ausmerzung und Verwischung der 
alten Gegensätze. Was der typische »Roeh« ursprünglich war, 
zeigt der Bericht über das zitierte Heilsorakel des Nathan: 
ein Mann, der auf Grund von Traumdeutungen Ora- 
kel gab, entweder also eigene oder (wie Joseph in der novellisti- 
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schen Tradition) fremde Träume erfolgreich deutete oder — und 
das war die Hauptsache — in der apathischen Ekstase Hellge- 
sichte hatte. Was ihn vom alten Nabi unterscheidet, ist vor allem 
die Nichtverwendung der diesem typischen orgiastischen 
Rauschmittel und also auch: der Massenekstase. Er erhält seine 
Gesicht: einsam und wird von seinen Kunden zum Zweck der 
Befragung aufgesucht. Nicht immer — z. B. dem Nathan nicht —, 
aber in aller Regel traute man ihm magische Kräfte zu. Es 
scheint, daß für einen solchen zugleich mit magischen Kräften 
ausgerüsteten »Roeh« der Name »Gottesmann« (isch haelohim) 
gebräuchlich war. Samuels Stellungin der historischen Tradition 
erklärt sich vielleicht ursprünglich daraus, daß er zuerst in der Zeit 
der Befreiungskämpfe die seitdem als klassisch zugelassenen For- 
men der Jahwe-Offenbarung: Traum und hellseherische Ent- 
rückungsvision, für politische Orakel gepflegt hatte. Nathan 
und Gad (2. Sam. 24, II) unter David, Ahia von Silo unter 
Salomo und Jerobeam (1. Kön. 15, 19), Jehu der Sohn Hananis 
unter Baesa scheinen diesem Typus angehört zu haben. Später 
sind sie daher mit den Nebijim — freien oder Königspropheten — 
in einen Topf geworfen worden. Die Erteilung politischer Orakel 
war aber offenbar nicht die ursprüngliche und wohl dauernd 
nicht die hauptsächliche Tätigkeit der »Seher« gewesen. Und 
andererseits waren die offiziellen Orakel der angestellten Jahwe- 
priester, politische und prozessuale, nicht Traum- oder Visions-, 
sondern Losorakel. 

Auch die Roeh-Ekstase war zunächst privater Erwerb. 
Die Tradition berichtet noch, wie Alltagsfragen aller Art, 
z. B. nach dem Verbleib von Eselinnen, vor den Seher ge- 
bracht und die kraft Hellgesichts abgegebenen Orakel durch 
Geschenk entgolten werden (I. Sam. 9, 6. 7). Allerdings: der 
späteren Tradition ist der Gottesmann und Seher vor allem 
ein Mann, der den Willen des Bundesgottes den maßgebenden 
Autoritäten: den Aeltesten, oder dem König oder einem von ihm 
zum charismatischen Kriegsfürsten zu erweckenden Helden, 
verkündet. So verfahren schon Samuel und Nathan. Allein 
hier hat die prophetisch beeinflußte jetzige Redaktion vor allem 
der deuteronomischen, den Samuel auf den Schild hebenden 
Schule offenbar dem wirklichen »Seher« der alten Zeit eine ganz 
andere, von ihm verschiedene Figur substituiert. Alle bisher 
behandelten Typen gehören nämlich dem Gebiet der seßhaften 
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bäuerlichen Stämme des Nordens an. Das ist kein Zufall, wie 
sich später zeigen wird. Die Viehzüchterstämme und der ihnen ge- 
nuine Jahwismus kannten dagegen — und ebenfalls nicht zufällig 
— andere Arten, in welchen die Gottheit ihren Willen kund 
tut. Die älteste ist die Epiphanie. Sie findet sich bei allen Erz- 
vätern, in der historischen Tradition zunächst in der legendären 
Versammlung des Volks in Bochim (Jud. 2, ı), zuletzt aber bei 
Gideon. Aus Jahwe selbst ist dabei schon ein göttlicher Bote 
geworden. Denn der spätern Tradition hat nur Mose Jahwe von 
Angesicht zu Angesicht gesehen. Immer aber handelt es sich 
darum: daß derjenige, welchem die Epiphanie zuteil wird, 
die leibhaftige Stimme Jahwes oder seines Boten hört, nicht 
ein bloßes Traum gesicht empfängt. Das ist also wiederum 
ein anderer Prophetentypus !%®). Seine Vertreter behaupten, den 
»Träumern von Träumen«, deren Gesichte unsicher und unkon- 
trollierbar seien, überlegen zusein. Das in ihren Augen entschei- 
dende Merkmal bleibt auch in der späteren Zeit der klassischen 
Prophetie das gleiche: persönlich muß man mit Jahwe verkehrt, 
in der »Ratversammlung« des Gottes gewesen sein und die Stimme 
des Herrn selbst gehört haben, wenn das Orakel gelten soll. Dem 
dadurch beeinflußten Zweige der Tradition galten demgemäß 
die Traumorakel als unklassisch und trügerisch und die bloß 
Träume deutenden Seher als verdächtig. Mochte auch die Traum- 
deutung, trotz des rücksichtslosen Kampfs namentlich Jeremias 
dagegen, noch in späterer, nachexilischer Zeit (Joel 3, 1; Daniel 
2, If.) Prestige unter babylonischem Einfluß wiedergewinnen 
and jedenfalls nie gänzlich abgelehnt werden, so war doch, 
wenigstens in vorexilischer Zeit, die Entstehung einer priester- 
lichen Traumdeutungslehre nach Art der mesopotamischen 
Traumbücher nicht möglich. Kombinationen von »Sehen« und 
»Hören« kommen vor: Amos wird von seinem Gegnern »Choseh« 
genannt und seine Eingebungen sind Verbindungen von »Ge- 

107a) Vision und Audition sind natürlich nicht streng geschieden, sondern 
in verschiedener Art verknüpft. Von Hosea als erstem wird stets nur gesagt, 
daß das »Wort Jahwes« (debar Jahwe) zu ihm kam. Amos berichtet von aller- 
hand Bildern, die ihm dann durch Jahwe gedeutet werden (1,1; 7, I. 4.7: 
9, 1). Aehnlich gelegentlich noch bei Jeremia und, etwas anders, bei Hesekiel. 
Jesaja dagegen sieht nicht Bilder, die zu deuten sind, sondern er sieht und hört 
das, was er verkünden soll; oder er sieht Gottes Herrlichkeit und empfängt dann 
seine Befehle. Jedenfalls aber überwog die Bedeutung der Audition. Als »Seher« 


heißt der Prophet choseh (die Derivate von chasah bedeuten später: »Nacht- 
gesichte). Näheres Abschnitt IL 
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sichten« mit auditiven Deutungen dieser durch Jahwe. Aber 
es sind reale Wachgesichte. Das Uebergewicht des »Hörens« 
ist auch bei ihm bestimmend für den Typus. 

Das Temperament eines auditiven, nicht durch Traumvision 
in der apıthischen Ekstase, sondern emotional durch Stimmen- 
hören inspirierten Propheten, ist naturgemäß ein weit erreg- 
teres und aktiveres als das eines Traumvisionärs. Daher offen- 
bar kam der Name »Nabi« auch für diese Orakelgeber auf. 
Ihr Typus prägte nun die Tradition. Ihr ist seitdem der »Got- 
tesmann« vor allem ein Mann, der den Willen des Bundesgot- 
tes teils, wie die Nebijah Hulda unter Josia oder wie Jeremia 
unter Zedekia auf Befragen, teils aber und zunehmend gerade 
ungefragt den politischen Machthabern kündet, magihnen das 
Orakel erfreulich sein oder nicht, ja gerade dann, wenn es ihnen uner- 
freulich ist. Samuel gilt der Tradition als der erste, dessen 
Prestige ihm dies zu tun erlaubte, und die spätere Anschauung 
legte auf die Möglichkeit, daß ein amtloser und nicht zu den 
Priestergeschlechtern gehörender Mann von diesem prophetischen 
Geist Jahwes ergriffen sein könne — was offenbar gelegentlich 
von den Interessenten angefochten wurde — solches Gewicht, 
daß sie dafür in Eldad und Modad (Num. II, 29) ein eigenes mosai- 
sches Paradigma schuf. In der legendenumwobenen Figur des 
Elia erreichte dieser Typus seinen Höhepunkt und bog zugleich 
schon teilweise in den neuen de: späteren (Schrift-) »Propheten« um, 
der sich von dem alten Gottesmann dadurch unterscheidet, daß 
seine Orakel mindestens teilsweise sich an die Adresse der poli- 
tisch interessierten Oeffentlichkeit des »Publikums« wendet, 
nicht nur an die verfassungsmäßigen Gewalten — je nachdem: 
König oder Aelteste — allein. Elia, der durch die tendenziöse 
Tradition der Nebijim wenigstens indirekt mit der Nabischule 
Elisas — die noch ganz den traditionellen Charakter trägt — 
in Beziehung gebracht wird, ist die erste spezifisch »klerikale« 
Gestalt der israelitischen Geschichte. Zu einem Magier vom Typus 
des Elisa hat ihn erst die Legende und die — sogar in der Tra- 
dition als »Streberei« hervortretende — Absicht dieses Epi- 
gonen der alten Nebijim gemacht, sich als seinen Nachfolger 
hinstellen zu können. Im Gegenteil war das Eindrucksvolle 
seines Auftretens offenbar gerade darin begründet, daß er kein 
anderes Mittel als die einfache Anrufung Jahwes im Gebet, im 
Gegensatz zu dem ekstatischen Zauber der Baals-Nebijim, 
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verwendete. Elisa ist nicht zufällig, wie wir sehen werden, der 
Tradition ein seßhafter Bauer, während Elia aus Thisbe jenseits 
des Jordans, also aus dem Steppengebiet stammt und ein Wan- 
derleben über das ganze Gebiet der Jahweverehrung hin bis 
zum Horeb führt, von deı Königin des Nordreichs mit dem Tode 
bedroht, während Elisa als Kriegsmagier Ahats fungiert. Elia 
empfängt seine Befenle von Jahwe in der Einsamkeit und ver- 
kündet sie persönlicn, als Bote seines Gottes, so, wie dies die 
jahwistische Anschauung seiner Zeit den Epiphanien der Engel 
Jahwes zuzuschreiben pflegte. Darauf und auf der bis dahin 
unerhörten Rücksichtslosigkeit seines Auftretens gegenüber den 
politischen Machthabern beruhte sein beispielloses Prestige. 
Historisch aber ist er wichtig als der erste historisch leidlich 
sicher greifbare Unheilsprophet und darin der Vorläufer 
jener Reihe großartiger Gestalten, die für unsern heutigen lite- 
rarischen Bestand mit Amos beginnt und mit Hesekiel ein Ende 
nimmt. Sie wurden die geistigen Träger der Opposition gegen das 
Königtum und alle die von ihm (wirklich oder angeblich) ver- 
schuldeten Neuerungen, von den p:rhorre:zierten fremden und 
kanaanäischen Kulten angefangen bis zum sozialen Druck gegen 
die einstigen Träger des Bundesheerbanns. Wie bei den apathisch- 
ekstatischen Traumsehern, so ist auch bei ihnen das entschei- 
dende Unterscheidungsmerkmal gegenüber den orgiastisch- 
massenekstatischen Nebijim: die Einsamkeit. Psycho- 
logisch freilich, wie schon angedeutet und später zu er- 
örtern, aus gänzlich andern Gründen. Soziologisch aber zunächst 
deshalb, weil Unheilprophetie sich nicht, wie Heilsprophetie, 
berufsmäßig lehren läßt, weil sie ferner nicht e rw er bs- 
mäßig verwertbar ist: denn ein böses Omen — und das war 
jedes Unheilorakel — kaufte man nicht, und weil endlich alle 
sozialen Gewalten und Gemeinschaften dem Unheilpropheten 
aus dem Wege gehen oder ihn geradezu als Verd- rber des Volks 
und aller guten Omina verfenen. Die Einsamkeit sowohl wie 
die hier zuerst zum Grundsatz erhobene Ablehnung des Erwerbs 
durch Orakel !0°°) seitens der Unheilpropheten war also in den 
Verhältnissen begründet und nur teilweise freiwillig. Sie be- 


107) Micha (3, 5) wettert gegen jene Propheten, welche Heil weissagen, 
wenn man sie bezahlt und Unheil bei schlechtem Entgelt (wobei immer zu be- 
achten ist: daß die Orakel als Omina mit magischen Folgen galten). Ebenso 
(3, 11) gegen das Geldnehmen der Propheten überhaupt. 
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dingte es aber, daß in ihnen die großen Ideologen des Jahwismus er- 
standen, die gar keine Rücksichten kannten und ebendadurch 
jene gewaltigen Wirkungen erzielten, die ihnen beschieden 
waren. Den Elia bezeichnet König Ahab als Unheilmenschen 
und Volksverderber. Er hat in der Tat auch seelisch schon ganz 
den Typus der spätern Propheten. Als einen von Jahwes zornigem 
Geist Besessenen der leidenschaftlichsten Art, der nach dem sieg- 
reichen Gottesurteil gegen die konkurrierenden Baalspriester vom 
Karmel hochgeschürzt vor dem Königswagen her bis in die Resi- 
denzhinabrennt, aber auch als Glaubenshelden, der mit seinem Gott 
wie Mose ringt und schilt und von ihm einer Epiphanie gewürdigt 
wird, die der des Mose zunächstkommt, als den letzten großen 
Magier und den einzigen unter den von Jahwe in den Himmel 
Entrückten, dem die jetzige Redaktion diese Ehre gegönnt hat, 
kennt ihn die Tradition und so hat diese Figur die Phantasie der 
Gläubigen mit Wiederkunfts-Erwartungen bis in die späteste 
Zeit beschäftigt. Gleichzeitig mit dieser von der Legende ins 
Uebermenschliche gesteigerten Gestalt findet sich aber in der 
Tradition eine rein geschichtliche Figur, welche, von allen solchen 
übernatürlichen Zügen befreit, in einem entscheidenden Punkt 
ebenfalls bereits dem Typus der späteren »Propheten« entspricht 
und auch von den Redaktoren der Tradition als einer ihrer Proto- 
typen behandelt wird: Micha der Sohn des Jimla, der vor dem 
Feldzug den Hunderten von Heilspropheten im Dienste Ahabs 
mit einer Unheilsweissagung entgegentritt, die dann in Erfüllung 
geht (1. Kön. 22, 8f.). Dies: die politische Unheils- 
androhung, die zugleich magisch als böses Omen gewertet 
wurde, schien, wie schon den Zeitgenossen des Elia (I. Kön. 21, 
20), so auch denen des Micha und Jeremia (Jer. 26, 18) das 
charakteristische Merkmal einer besonderen Art von Prophetie. 
Sie war politisch gefährlich. Aber es schien auch gefährlich, den 
von Jahwe ergriffenen Unheilskünder anzutasten. Das Merk- 
mal wurde nun auch rückwärts in die halb legendären Gestalten 
der früheren »Seher« der Vorzeit hineinprojiziertt und dadurch 
der (angebliche) Moabiter Bileam zu einem den Israeliten, Elisa 
zu einem dem Hasael wider ihren Willen Heil weissagenden 
Propheten gemacht. 

Das erste Auftreten der unabhängigen politisch orientierten 
»Seher«, deren Nachfolger diese »Propheten« wurden, fällt nicht 


zufällig ziemlich genau mit jener großen Wandlung zusammen, 
Archiv für Sosialwissenschaft und Sozialpolitik. 44. 2. 25 
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welche unter David und Salomo dass Königtum für die 
politische und dadurch auch für die soziale Struktur Israels 
mit sich brachte. Die Frage des Tempelbaues, Thronfolgefragen, 
private Sünden des Monarchen, Kult und die allerverschie- 
densten politischen und persönlichen Entschließungen — bei 
Elia zuerst auch eine soziale Ungerechtigkeit des Königs — 
sind Gegenstände ihrer Orakel und ihrer meist unerbetenen, 
oft außerordentlich scharfen Kritik. Diese Kritik aber legt in 
der Tradition ein für allemal einen Maßstab zugrunde: das 
»gute alte Recht« des altisraelitischen Bundes, so, wie die Träger 
der Kritik es verstanden. Die Umwandlung des Staates in einen 
Leiturgiestaat, in ein »ägyptisches Diensthaus« im Zusammen- 
hang mit dem Wagenkampf und der Weltpolitik ist ihnen die 
Quelle alles Uebels. Der ganze bürokratische Apparat ist ägyp- 
tischer Greuel, Volkszählungen ziehen, selbst wenn Jahwe 
selbst dazu — zur Strafe für Sünden — die Anregung gegeben 
hat, eine Pest nach sich. Das entsprach der volkstümlichen Auf- 
fassung. Die israelitischen Bauern wußten, daß sie einst für 
Fronfreiheit gegen die Ritter gelämpft hatten. Jetzt spürten 
sie die politische und ökonomische Uebermacht des Königs und 
der Patrizier und ihre eigene zunehmende Schuidverknechtung. 
Die vom König unabhängigen Seher und Propheten, die Erben 
der Volkstümlichkeit der nun außer Betrieb gesetzten kriegeri- 
schen Nebijim, verklären daher die Zeit, wo Jahwe selbst 
als Herzog dem Bauernheer voranzog und der auf dem Esel 
reitende Fürst sich nicht auf Rosse und Wagen und auf Bünd- 
nisse verließ, sondern ausschließlich auf den Bundeskriegsgott 
und seine Hilfe. Von hier aus kam zuerst die hohe Wertung des 
»Glaubens« an Jahwes Verheißungen in die israelitische 
Religiosität hinein. Der Name »Jahwe Zebaoth« Jahwe der 
Heerscharen 1%), welcher dem Pentateuch und dem Richter- 
buch fremd ist, wurde nun erst die von den Sehern und später, 
nach ihrem Beispiel, von den Schriftpropheten, vor allem (aber 
nicht: nur) den Unheilpropheten fast ausschließlich gebrauchte 
Gottesbezeichnung. Die »Zebaoth« waren dabei zwar zunächst die 
himmlischen Diener Jahwes, vor allem das schon im Deboralied 


108) Den viel umstrittenen Begriff deutet Wellhausen und nach ihm Hehn 
(Die biblische und die babylon. Gottesidee) relativ universalistisch: Jahwe ist 
Herr aller jener Geister, die in der Welt sind. Indessen ist doch die Beziehung 
zu kriegerischen »Scharen« ganz unverkennbar. 
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mitkämpfende Sternengeisterheer (Zebah) und die Engel. In 
der weltlichen Tradition aber bedeutet Zebaoth, wie Kautzsch 
mit Recht hervorhebt, an allen jenen (26) Stellen, wo das Wort 
ohne Verbindung mit dem Gottesnamen vorkommt, stets den’ 
alten Heerbann Israels. Dessen Gott war in den Augen 
dieser Kreise Jahwe und an diesen ist daher zweifellos bei jenem 
'prophetischen Gottestitel mindestens migtedacht. Und zwar 
finden sich solche Stellenauch in derjüngeren Tradition aus einer 
in der wirklichen Politik pazifistischen Zeit. Es handelt sich eben 
um eine nachträgliche ideale und tendenziöse Konstruktion 
der eidgenössischen Vergangenheit Israels. Die jahwistische 
Unheilsprophetie brauchte den Ausdruck nicht nur, weil die 
Prophetie der alten, guten Zeit Kriegsprophetie gewesen war, 
undnicht nur um zum Ausdruck zu bringen, daß Jahwe allein der 
legitime Heerkönig Israels sei (was zuerst Jes. 6, 5 vgl. 24, 21 be- 
hauptet wird). Sondern auch deshalb, weil die alten Verheißungen 
des Gottes, wie wir sehen werden, neben dem materiellen vor 
allem gerade das kriegerische Heil Israels zum Gegenstand gehabt 
hatten und sie davon sich nicht lossagen konnte und wollte. Neben 
die pazifistische Gestaltung der Erzvätersagen, welche im Kreise 
der entmilitarisierten Kleinviehzüchter ihre Heimat hatte, und 
neben die Verklärung des alten Sozialrechts, vor allem des 
sozialen Schuldrechts des Jahwebundes, an welchem die ent- 
militarisierten Plebejer hingen, trat so die spezifisch glaubens- 
kämpferische Legende der tatsächlich ebenfalls entmilitarisierten, 
nur noch in ihrer Phantasie mit Jahwe gemeinsam kämpfenden 
Propheten, die jetzt statt kriegerischer Derwische und ekstati- 
scher Therapeuten und Regenmacher als eine Schicht literarisch 
gebildeter politischer Ideologen auftraten. Nach einer gele- 
gentlichen Bemerl.urg des Amos (2, Irr f.) scheint es, daß 
die königliche Bürokratie die unbequemen demokratischen 
Glaubenskämpfer, die Nasiräer und freien Nebijim, ganz bewußt 
bekämpft hat. Dies ist, nach allen Analogien von anderswoher, 
an sich höchst wahrscheinlich und wird es noch mehr dadurch, 
daß in Zeiten starker Regierungen auch die Prophetie schwieg. 
Aber in Zeiten sinkender Macht und äußerer Bedrohung regten 
sich alsbald die alten demokratischen Erinnerungen. Die uto- 
pische Phantasie ihrer Träger sättigte sich um so mehr mit blu- 
tigen Bildern kriegerischer Heldentaten Jahwes, je unmilitäri- 


scher sie selbst inzwischen geworden waren, — ganz so, wie wir 
25* 
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ja auch heute in allen Ländern das Höchstmaß von Kriegsdurst 
bei jenen Literaten-Schichten erleben, welche vom Schützen- 
graben am weitesten entfernt und ihrer Natur nach am wenigsten 
kriegerisch geartet sind. — Der eigentliche Stein des Anstoßes 
für diese Literaten mußte nun die Politik des Königstums sein, 
welche alle jene Umgestaltungen der alten Heeres- und Sozial- 
ordnung herbeigeführt hatte. In diesem Gegensatz gegen die po- 
litischen und sozialen Umformungen fanden alle: die rechabiti- 
schen und anderen von Jahwepriestern geleiteten Hirten, die 
Bauern, die exemplarisch frommen Jahweverehrer, sich im Zeichen 
der Verklärung der guten alten Zeit der reinen Jahwefrömmig- 
keit und des freien Jahwebundes zusammen. Die äußere und 
innere Unabhängigkeit dieser Kritik gegenüber dem König war 
durch das Fehlen eines hierokratischen Charakters des König- 
tums begünstigt. Der israelitische König hatte keine priester- 
liche Würde. Zwar Ansätze dazu finden sich, wenn David 
das Ephod trägt. Aber im übrigen war der König zwar in der 
Lage, die Priester der von ihm sustentierten Heiligtümer an- 
zustellen und zu entlassen 1%% *), ja sie wie seine Beamten zu behan- 
deln, ebenso wie große Grundherren (Micha) dies an ihren Kapellen 
taten. Er konnte opfern, wie ursprünglich jeder Israelit. Aber 
er hatte nicht die Qualifikation, Orakel zu geben, Weihe und 
Sühne zu spenden. Dies war dem charismatisch Qualifizierten: 
dem Propheten und später dem geschulten Leviten, vorbe- 
halten. Das relative Zurücktreten der Bedeutung des Gemein- 
schaftsopfers in der Tradition der Jahwereligion, bedingt durch 
das ursprüngliche Fehlen einer perennierenden Bundesautorität 
und den Charakter der Beziehung Jahwes zur Eidgenossenschaft, 
kam der Selbständigkeit der hierokratischen Machtstellung 
der freien Nebijim (ebenso wie später der Thoralehrer) gegen- 
über dem König zugute. 

Die spätere Tradition legt daher dem Samuel, den sie zu- 
gleich als ‚»Roeh« und »Nabi« und als Vertreter des alten Rechts 
verklärt, die Schilderung des Inhalts des ihr verhaßten neuen 
Königsrechts in den Mund. Weil das Volk trotz aller Warnung 
darauf bestand, sich einen König zu küren, sollte Samuel es schrift- 
lich (I Sam. Io, 25), also, dem alles beherrschenden Gedanken 

1082) Amos 7, Io. 13: Gegen den Propheten klagt der Priester von Bethel 


beim König Jerobeam wegen Erregung von Aufruhr an der Kultstätte und weist 
jenen dann aus »des Königs Heiligtum (mikdasch) und Haus (beth)«. 
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der berith entsprechend, nach Art einer Verfassungsurkunde 
im Archiv niedergelegt haben (1 Sam. 8, 11): Der König wird 
Hauptleute über Tausend und Fünfzig ernennen. Er wird die 
Söhne der Israeliten für die Bedienung seiner Kriegswagen pressen, 
andere zum Dienst als Waffenschmiede und Wagenbauer, ihre 
Töchter zum Salbenbereiten, Kochen und Backen (für seine Tafel 
und den Heeresbedarf). Er wird Felder, Wein- und Oelgärten 
als Lehen für seine Beamten verlangen, Ackerbestellungs- und 
Erntefronden, namentlich Zwangsdienst von Knechten, Mägden, 
Rindern und Eseln für sein Königsland und seinen sonstigen Be- 
darf, den Zehnten von Wein, Feld und Kleinvieh für die Bezah- 
lung seiner Offiziere und Soldaten. Die freien Israeliten werden 
seine »Knechte« (d. h. Untertanen statt Eidgenossen) sein 1%”). 
Gegen diesen Zustand wendete sich die politische Tendenzlegende 
und redigierte die Ueberlieferung um. Während z. B. die echte 
Tradition (2 Sam. 21, 19) weiß, daß einer der Ritter Davids, 
Elhanan der Bethlehemiter, den Gathiter Goliath erschlagen hat, 
läßt die Tendenzlegende ihn von dem unbekannten und ungepan- 
zerten Hirtenknaben David mit einem Stein nach Bauernart 
getötet werden. Massenhafte Züge ähnlicher Art sind teils aus 
der echten Tradition ausgelesen unter Unterdrückung anderer, 
teils neu erfunden. Der Vorliebe dieser Tradition für das alte 
Bauernheer verdanken wir vermutlich die Erhaltung gerade des 
Deboraliedes aus den alten Liedersammlungen, andererseits 
aber auch die Art, wie die Eroberung Kanaans und die Kriege 
der Richterzeit legendär umgestaltet worden sind. Vor allem aber 
kommt auf ihre Rechnung die Verklärung der brüderlichen Gleich- 
heit und Schlichtheit der Eidgenossen in der Wüstenzeit, dieses 
von Budde sehr glücklich sogenannte »nomadische Ideal«. Daher 
waltet diese Tendenz ganz offensichtlich auch bei der Auslese 
der uns aus den alten Rechtssammlungen allein aufbewahrten 
früher besprochenen sozialrechtlichen Bestimmungen und bei 
deren vermutlich ziemlich weitgehender Interpolation mit uto- 
pischen Theologumenen. 

Aus der gleichen Tendenz heraus verlangten die Vertreter 
der alten Tradition: der König solle nicht, um Rosse und Wagen 
zu halten, »in das ägyptische Diensthaus zurückkehren« (Deut. 
17, 16). Glanz und Pracht des salomonischen Hofs und Tempels 


108 b) sIm Zom« hat (Hosea 13, 11) Jahwe Israel den König (es handelt sich 
allerdings hier um die illegitimen Usurpatoren in Nordisrael) gegeben. 


386 Max Weber, 


verwarfen sie zugunsten der alten Bauernfreiheit und des alten 
schmucklosen Kults auf einem Erdaltar. Allein angesichts der 
bedeutenden Interessen, welche mit dem glänzenden königlichen 
Tempelkult verknüpft waren, standen diese Forderungen selbst 
in den Kreisen der frommen Jahwisten nicht ohne Gegner da. 
Die Stellungnahme zu Salomos grundstürzenden Neuerungen 
und zum Königtum überhaupt ist demgemäß in den Quellen 
uneinheitlich. Ein Teil der Tradition weiß, daß in der königlosen 
Zeit Unordnung und Willkür herrschte und entschuldigt alles, 
was vom späteren rituell und ethisch korrekten Standpunkt 
aus als Frevel galt, damit: daß damals kein König in Israel 
war und deshalb jeder »tat, was ihm gut schien«, (Jud. 17, 16; 
2I, 25, ähnlich: 18, I1; 19, I). Die gewaltige Machtstellung vor 
allem Davids, aber auch Salomos als des Erbauers des Tempels, 
wirkte naturgemäß in der Richtung der Verklärung gerade 
dieser Könige auf Kosten sowohl des Bauernfürsten Saul wie 
der späteren Tei.könige. In der Zeit großer kriegerischer Erfolge 
in den Befreiungskriegen und gleich nachher war eben das Prestige 
des Königtums gewaltig 1°). Der König empfing durch die Sal- 
bung den »Geist« Jahwes, er hatte noch keinerlei dauernd wirksam 
konkurrierende klerikale Priestermacht neben sich, opferte 
dem Gott persönlich im Priestergewand (nach der Tradition 
tat dies David) und schaltete über Priesterstellen und Kultorte 
fast so frei wie manche mesopotamischen Großkönige. Der 
König gilt daher dieser Tradition als »Messias«: »Gesalbter« (ha 
maschiah) Jahwes, wie nach dem Exil der Hohepriester. 
Die bei der normalen Thronfolge anscheinend nicht erforderliche, 
aber bei der prophetischen Legitimierung von Usurpatoren 
(David, Jehu, darnach vermutlich: Saul in der einen der drei 
Traditionen) vorkommende Salbung, wahrscheinlich einem alten 
Brauch einheimischer Stadtfürsten (vielleicht Jerusalems) ent- 
nommen, gewann eine rituelle Bedeutung !!%). — Aber ein anderer 
Zweig der Tradition stand unter dem Eindruck der späteren 


10%) Vgl. dazu K. Budde, Die Schätzung des Königstums im A. T. (Marb. 
Ak. Reden Nr. 8, Marburg 1903). 

110) Dagegen ist Schwallys Ableitung des Worts nadib für »Fürste, »Edler« 
von dem Sichweihen zum Krieg sehr fraglich. Nadib heißt der Fürst doch offenbar 
hier wie überall als »Gebender«, »Gabenspender«; nur das Hithpael könnte ja wie 
im Deboralied (Jud. 5, 1) die Bedeutung »sich hingeben« haben (so auch, 
nach einer fragwürdigen Lesart, an einer anderen Stelle — Jud. 5, 9 — des De- 
boraliedes). 
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Abnahme der Macht des Landes und des aufsteigenden Prestiges 
der Propheten. Er weiß daher, daß, ehe Israel sich einen König 
setzte, der Bundesgott selbst. und er allein und unmittelbar der 
Herrscher gewesen war, daß dieser keines solchen Amts-, Steuer- 
und Fron-Apparats bedurft hatte wie die jetzigen Könige, 
vielmehr seinem Volke durch die Seher und Helden der Vorzeit 
seinen Willen jeweils offenbart und ihm, wenn es seinen Geboten 
gehorchte, stets erneut geholfen hatte. — Stärker noch als im 
Südreiche, wo die Nähe Jerusalems wirkte, scheint diese Stim- 
mung bei den ephraimitischen Bauern geherrscht zu haben. 
Von den Propheten gab zuerst Hosea ihr Ausdruck. Das Prestige 
der davidischen Dynastie, der einzigen dauernd sich auf ihrem 
Thron behauptenden, direkt durch die Forderung der Abschaf- 
fung des Königstums anzutasten war im Südreiche kaum mög- 
lich. Daher ging dort das Programm auf Beseitigung der Neue- 
rungen, welche das Königtum gebracht hatte. Auf politischem 
Gebiet vor allem: des Militarismus mit seinen Rossen und 
Wagen, dem Kronschatz, des Harems der fremden Prinzes- 
sinnen und ihrer Kulte und der königlichen Günstlingen als 
Beamter, der Bau- und Ackerfronden der Untertanen. Der 
König soll, verlangt das Deuteronomium, die hochmütigen Sul- 
tansallüren der Großkönige abtun und wieder ein charismatischer 
primus inter pares werden, ohne viele Rosse und Wagen, — also ein 
auf dem Esel reitender weiser Richter und Schirmer der einfachen 
Leute. Dann wird der alte Bundesgott Jahwe, wie einst mit 
dem Bauernheer, auch gegen noch so übermächtig scheinende 
Feinde, mit ihm sein, wenn er nur — was Vorbedingung für alles 
andere ist — den Prätensionen der Weltpolitik, die an all jenen 
Neuerungen schuld war, entsagt. Wir werden sehen, wie sich 
priesterliche Machtinteressen und Theologen-Ideolozien in diesem 
Programm zusammenfanden, welches tatsächlich unter Josia 
wenige Jahrzehnte vor dem Untergang Jerusalems das deutero- 
nomische Gesetz durchzuführen versuchte. 

Das Königtum war in Israel kein patrimoniales Wohlfahrts- 
königtum, sondern mit der Macht der gibborim verbündet. Die 
Vertreter der alten Tradition wendeten sich daher gegen beide 
zugleich. Mit großer Wucht tritt diese Strömung in den Orakeln 
der vorexilischen Schriftpropheten hervor. Ueber ihre politische 
Stellung und Bedeutung im ganzen ist später zusammenhängend 
zu reden. Hier kommt es auf die Vorwürfe an, welche sie der 
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populären Kritik an den sozialpolitischen Zuständen entnahmen. 
Das Geschenke nehmen, die Bestechung, die Rechtsbeugung 
stehen an der Spitze (Amos 2, 6. Jesaja I, 23; 5, 3), durch welche 
»Recht in Galle verwandelt« wird (Amos 6, 12), Blutgeld wird ge- 
nommen (Amos 5,12), unschuldiges Blut vergossen (Jesaja I, 15; 
7,6; 22, 3) das Volk geschunden (Micha 3, 2—3) die Rechtsprechung 
zum Vorteil der Gottlosen und zum Nachteil der Armen, Witwen 
und Waisen (Jesaja 10, 2) und der Gerechten (Amos 5, 12) ver- 
kehrt, statt Recht Gewaltsamkeit (Jeremia 7, 6; 22, 3) und 
Schinderei geübt (Jesaja 5, 7), Acker an Acker und Haus an 
Haus wird gereiht (Jesaja 5, 8; Micha 2, I. 2), die Armen (Amos 
8, 4), insbesondere die »Armen im Tor« (Amos 5, 12), d.h. die 
von den Stadtpatriziaten beherrschte Landbevölkerung unter- 
drückt, Korn in großen Lasten von ihnen genommen (Amos 
5, I1), die Weiber und Kinder vom Hof getrieben (Micha 2, 9), 
Unrecht an den Dürftigen verübt (Amos 4, ı), von dem Ertrag 
ihrer — entgegen dem Pfändungsverbot — gepfändeten Kleider 
schlemmen die Reichen (Amos 2, 8). Hochmütig sind die Reichen 
(Amos 6, 4f.; vgl. Jesaja 3, 16), die gibborim saufen (Jesaja 
5, 22; vgl. 5, ıı) und das Kardinallaster ist der Geiz (Amos 9, I, 
so auch nach dem Exil Habakuk 3, 9). Es sind die in aller Welt, 
vor allem aber doch im Occident, in der vorkapitalistischen — 
antiken, frühmittelalterlichen — Epoche, von den plebejischen 
Schichten je nachdem gegen die höfischen Beamten oder gegen 
patrizische Stadtgeschlechter erhobenen Vorwürfe, deren Mund- 
stück z. B. im hellenischen Altertum Hesiod ist. In Israel waren, 
wie wir sahen, Königtum und reiche ökonomisch wehrhafte Sippen 
inenger Verbindung, die Beamten der Könige meist den Patriziern 
entnommen. Diese typischen sozialen Gegensätze treten in der 
Prophetie mit großer Deutlichkeit zutage. 

Stets und überall aber beruft sich diese stadtadels- und 
königsfeindliche Tradition auf den alten Bund, den einst 
Jahwe durch Mose mit Israel im Gegensatz zu allen anderen 
Völkern geschlossen habe und auf das ganz einzigartige historische 
Ereignis, welches dieser ebenfalls einzigartigen Bundesschließung 
zugrundeliege. Und in der Tat: das für Israel besondersartige 
Verhältnis: der Bundesschluß nicht nur unter der Garantie des 
Gottes, sondern mit dem Gott selbst als Gegenpartei, 
war ganz offenbar wirklich das Produkt jenes konkreten Ge- 
schehnisses, auf welches einmütig die gesamte israelitische Tra- 
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dition diesen Vorgang zurückführt. Allen Propheten gilt als 
Wahrzeichen einerseits der Macht des Gottes und der unbedingten 
Verläßlichkeit seiner Verheißungen und andererseits der dauern- 
den Dankesschuld Israels gegen ihn die Befreiung von der ägyp- 
tischen Fronpflicht durch die wunderbare Vernichtung eines 
ägyptischen Heeres im Schilfmeer. Und zwar war das besonders- 
artige des Vorganges, daß dies Wunder bewirkt wurde durch 
einen in Israel bis dahin fremden Gott, der nun 
daraufhin mit feierlicher berith unter Einrichtung des Jahwe- 
kultes durch Mose als Bundesgott rezipiert wurde. Diese Re- 
zeption erfolgte aber auf Grund beiderseitiger Versprechungen, 
welche durch den Propheten Mose nach beiden Seiten hin vermit- 
telt wurden. Die Versprechungen des Volkes begründeten seine 
besondere dauernde Verpflichtung gegenüber dem Gott und die 
als Gegengabe gebotenen Versprechungen des Gottes machten 
ihn in einem so eminenten Sinne, wie keinen in der Weltgeschichte 
sonst irgendwo bekannten Gott, zueinem Gott der Ver- 
heißung für Israel. Dies ist die unzweideulige Auffassung 
der Tradition. Es ist die ganz offenbare Voraussetzung des 
nirgends sonstinder Umwelt sich findenden, dagegen schon im 
Deboralied vorausgesetzten Begriffs des »Abfalls« von Jahwe 
als eines spezifisch verderblichen Frevels 11). Und es ist vor 
allem die unentbehrliche gedankliche Grundlage für die nirgend- 
wo sonst erreichte Bedeutung der Prophetie und der Heilsweissa- 
gungen. Zwar Reichtum, langes Leben, zahlreiche Nachkommen 
und ein guter Name war von jeher überall in der Welt das, was 
Priester und Mystagogen dem Verehrer ihres Gottes versprachen 
und was die Könige sich von ihren Hofpropheten verheißen ließen. 
Und ebenso verstand essich überall von selbst, daß der Kriegs- 
gott des Stammes oder der Gott des Königs mit ihm gegen die 
Feinde sein werde. So auch in Israel. Daßer zahlreiche Nach- 
kommen haben werde, so daß das Volk werden solle wie Sand 
am Meer, Sieg über alle Feinde, Regen, reiche Ernten und sicheren 
Besitz, endlich: daß der Name der legendären Ahnherren und der 
des gesegneten Volkes selbst ein Segenswort sein werde, — dies 
erhoffte man von dem angenommenen mächtigen Bundesgott. 








11) Mit Recht macht Hehn (Die biblische und die babylon.Gottesidee) 
S. 272 darauf aufmerksam, daß dieser Begriff schon als solcher auf dem 
Boden keiner andern Religion Vorderasiens wiederkehrt. Er ist eben nur aus dem 
alten berith-Verhältnis überhaupt erklärlich. 
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Aber weil das Verhältnis zu ihm auf einer berith beruhte, gewann 
diese Hoffnung eine äußerst feste Grundlage und galt als auf 
ausdrücklicher Verheißung: einem Schwur des Gottes, beruhend. 
Die Verheißungen sind ursprünglich nicht als an besondere Bedin- 
gungen geknüpft vorgestellt und ihre ältesten Formulierungen 
in der Tradition machen sie auch nicht von irgend welchem be- 
sonderen, etwa einem spzzifisch sittlichen, Verhalten Israels 
abhängig. Sondern sie sind — selbstverständlich — nur an die 
eine Bedingung geknüpft: daß Jahwe eben Israels Gott ist und 
von ihm als solcher behandelt wird: dann wird Jahwe mit ihm 
gehen durch Dick und Dünn. Darauf allein kam es an und dies 
allein war es, was die militaristischen Träger des »Geistes« 
Jahwes, die Nasiräer und Nebijim, die Glaubenskämpfer, wußten 
und (wie schon das Deboralied tut) dem Heerbann einprägten. 
Die den antiken Religionen sonst ganz fremde Vorstellung 
von der »Abgötterei« als eines Frevels gewann dadurch ihre 
penetrante Bedeutung. — Sein eigener Eidschwur und schlechter- 
dings gar nicht anderes ist es — so schärft noch das Deuter- 
onomium (7, 7) ein —, was Jahwe veranlaßt, Israel vor allen 
anderen Völkern zu bevorzugen, nicht etwa dessen sittlich höherer 
Wert. Immerhin: dies entsprach schon der volkstümlichen An- 
schauung nicht. Diese wußte — wie bei jedem Volk — daß andere 
Völker den Israeliten ungleichwertig waren und also auch 
dem Gott dafür gelten mußten. Und zwar beruhte, wie über- 
all, die Ungleichwertigkeit darauf, daß sie andere Lebensgewohn- 
heiten hatten, Dinge taten, die man »nie getan hat in Israel«. 
Da nun Jahwe durch die berith Vertragspartner der rituellen 
und sozialen Ordnungen des Bundes war, so war der Grund der 
Minderwertigkeit der anderen für Jahwe eben der: daß sie seine 
Ordnungen nicht kannten oder jedenfalls nicht hielten. Dieser 
negative Grund der Unterscheidung, die Jahwe macht, tritt 
denn auch, vereint mit jener Auffassung. im Deuteronomium 
auf. Aber die Auffassung der religiös Interessierten war schon 
damals weiter gegangen. In der ganzen Welt schützen die Götter 
der sozialen Ordnung diese, ahnden ihre Verletzung, belohnen 
ihre Innehaltung. Die Auffassung der Beziehung zum Bundes- 
gott als berith mußte dies in spezifisch gesteigerter Art glauben, 
sobald man Anlaß hatte, sich die Fragenach dem Grunde des 
Verhaltens des Gottes vorzulegen. Dieser Anlaß entstand mit 
dem Rückgang der politischen Machtstellung Israels. Man kann 
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deutlich bemerken, daß die Erinnerung an Mose und den Bund 
und auch die Bedeutung des »Bundes«-Gedankens überhaupt 
zeitweise, nämlich unter dem Einfluß der blendenden Machtstel- 
lung des Königstums, zurückgetreten war, späterhin aber, kurz 
vor der Exilszeit und während der Redaktion der Priestertra- 
dition im Exil, einen neuen Höhepunkt erreicht: die ganz natür- 
liche Folge des Sinkens des Prestiges der politischen Gewalten 
und der Frage nach dem Grunde des Verfalls. Das alte Recht 
des Bundes und die Bedeutung der Innehaltung von Jahwes 
Geboten als der Bedingung seiner Gnade trat nun mit großer 
Gewalt hervor und prägte die Zukunftshoffnungen: sie sind jetzt 
an die Voraussetzung des Gehorsams gegen die alten Gebote 
geknüpft und die »Bundes«-Vorstellung wurde so, in einer Art 
wie bei keinem anderen Volk, diespezifische Dynamik der ethischen 
Konzeptionen der Priesterlehre und Prophetie. Die Vorstellung, 
daß die religiöse Beziehung Israels zu Jahwe durch den Begriff 
eines mit ihm selbst eingegangenen »Bundes« erschöpfend ge- 
kennzeichnet sei, fanden die Schriftpropheten als festes Material 
vor. Die den Propheten charakteristischen Unheildrohungen 
gegen Israel fehlen in den als genuin »jahwistisch« und »elo- 
histisch«angesehenen Traditionen freilich noch. Auch die vermut- 
lich älteste der großen ausdrücklichen göttlichen Heilsverhei- 
Bungen an Abraham (Gen. 15, 18—21): die Zusage der Herr- 
schaft über das Land Kanaan (nach einem Zusatz: von der 
Grenze Aegyptens bis an den Euphrat!) gehört erst der von 
Wellhausen so genannten »jehovistischen« Redaktion, also der 
prophetischen Zeit, an. Auch sie geschieht durch förmliche 
rituelle berith Gottes mit dem Erzvater. Der göttliche Schwur ist 
dabei die Folge des bedingungslosen Glaubens des letzteren 
an den Gott, welchen dieser ihm »zur Gerechtigkeit rechnet«. 
Das ist nun schon eine ersichtlich sekundäre, weil sehr abstrakte 
Fassung. Sie entspricht der von der exilischen Redaktion über- 
lieferten Form (Gen. 12, 2f.). Aber die Vorstellung von der Be- 
deutung des Gehorsams rein als solchem selbst muß unbedingt 
wesentlich älter sein. Denn z. B. die Geschichte von der Opferung 
Isaaks als Paradigma desechten bedingungslosen Glau- 
bens scheint vorprophetisch (»elohistisch«) redigiert, wenn auch 
die ausdrückliche Erneuerung der Schwurzusage des Gottes aus 
diesem Anlaß als späterer Zusatz gilt. Die Formulierung 
des Inhalts der berith in der Form einer Verheißung als Lohn 
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für Gehorsam also ist in unsern Redaktionen später. Aber so 
fest stand schon bei Beginn der Aera der Schriftpropheten 
die Konzeption der berith selbst, daß gleich einer der Ersten, 
Hosea, den religiösen Sinn der Beziehung zum Gott nach Art 
einer Ehe, jeden Verstoß gegen die Verpflichtungen Israels als 
Ehebruch gegen Jahwe auffassen konnte. Und nichts spricht 
deutlicher für die bis in die späteste Zeit dauernde völlige Selbst- 
verständlichkeit dieser uralten Grundlage, als daß die zum Teil 
höchst ausgelassenen Liebeslieder der als »Hohes Lied« in den 
heutigen Kanon aufgenommenen Sammlung für eine freilich 
schon stark »pietistisch«-sentimental empfindende Nachwelt 
die Bedeutung als ein adäquater Ausdruck des Verhältnisses 
Jahwes zu seinem Volk erlangen konnten. »Eifersucht« (kin’ah) 
Jahwes gegen die anderen Götter war daher eine seiner am 
festesten stehenden Eigenschaften bei allen Propheten von Hosea 
bis Hesekiel !12). 

Daß Jahwe ein durch die mosaische Kultordnung für den 
israelitischen Kriegsbund neu rezipierter Gott war 3), sagt die 
gerade in diesem Fall ältere der beiden Großen Quellensamm- 
lungen, der sog. »Elohist«, sehr unzweideutig. Eine unerwartete 
Epiphanie des Gottes, nach der ältesten auch im Segensspruch 
für Ephraim erhaltenen Ueberlieferung in der Lohe eines Dorn- 
buschs in der Wüste nahe dem Horeb, offenbart ihn dem als israe- 
litischer Hirte in midianitischen Diensten aufgefaßten Mose. 
Der Gott, von ihm nach seinem Namen gefragt, antwortet aus- 
weichend, nach der Redaktion der Tradition mit dem etymo- 
logischen Wortspiel: »Ich bin der ich bin«, nennt aber dabei 
den anscheinend nicht israelitischen Namen »Jahwe« 14). Der 


112) Darüber Küchler, Z. f. A.T. Wiss. 28 (1908) S. 42 f., der zugleich nach- 
weist, wie seit der Zerstörung Jersualems dieser »Eifer« sich bei Hesekiel nicht 
mehr gegen andere Götter und also gegen Israel, wenn es diesen dient, sondern 
nunmehr gegen die Feinde Israels kehrt. 

118) Dies ist namentlich von 'Budde nachdrücklich betont worden (Das 
nomadische Ideal im alten Testament, Preuß. Jahrb. Bd. 85, 1896 und »Die 
altisraelitische Religions). 

114) Die Etymologie des Tetragrammaton Jhwh ist ebenso bestritten ge- 
blieben wie die Frage, ob es aus Jah (in Eigennamen vorkommend) und Jahu 
(oder Jao, — dem Namen, welchen die jüdische Gemeinde in Elefantine im 6. Jahr- 
hundert braucht und der auch in theophoren Eigennamen erscheint) zu Jahwe 
ergänzt wurde oder ob umgekehrt Jahu und Jah Kurzformen des letzteren Namens 
waren. S. über diese Fragen und die masoretische Vokalisation außer der gang- 
baren Literatur auch J. H. Levy in der Jewish Quart Rev. XV. p. 97. Die Ab- 
leitung von dem babylonischen Ea (A. H. Krone ebenda p. 559) erscheint phan- 
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Gott der Erzväter, mit dem er später identifiziert wurde, führt 
in dieser älteren Quelle den Jahwenamen noch nicht, sondern 
nur den »El«Namen in verschiedenen Zusammensetzungen, 
deren höchst bewertete in der späteren Tradition der Priester 
»El Schaddaj« wurde: — ebenfalls ein etymologisch wohl nicht 
israelitisches Wort. »Mose« ebenso wie »Pinchas« sind ägyptische 
Namen, seine »kuschitische« Frau wird in einer Tradition dem 
Mose von Mirjam und Aaron vorgerückt: Reminiszenzen alter 
Zwiste zwischen Priestergeschlechtern, in denen jedoch wohl 
eine Kenntnis davon fortlebt: daß auch später noch Jahwe und 
seine Priester als ganz oder halb Landfremde galten. Die ägypti- 
schen Namen beweisen natürlich in einer Zeit ägyptischer Vor- 
herrschaft in Palästina und der Sinaiwüste so wenig etwas für 
ägyptische Herkunft des Bundesstifters oder vollends seines 
Gottes, wie babylonische oder hellenische Namen bei Juden der 
Spätzeit über deren Abkunft etwas aussagen. Immerhin fehlt 
Mose im Gegensatz zu Josua ursprünglich die (erst spät und 
künstlich konstruierte) israelitische Abstammungsbezeichnung 
und ist der levitische Ursprung der auf ihn am wahrscheinlichsten 
zurückgehenden (elidischen) Priestersippe ebenfalls erst spätere 
Konstruktion. Wie dem sei, jedenfalls zeigt die alte Ueberliefe- 
rung deutlich, daß der Gott schon außerhalb Israels verehrt wor- 
den war, als er rezipiert wurde. Offenbar waren es die an Israel 
südlich angrenzenden Beduinen- und Oasen-Stämme, unter denen 
er organisierte Verehrung genossen hatte. Auf Bergen war von 
Anfang an sein Sitz, die Oase Kades aber in der Sinaiwüste 
galt der ältesten Tradition als sein eigentlicher Kultort, wo das 
Grab der Prophetin Mirjam gezeigt wurde und wo vermutlich 
entscheidende Akte der Konstituierung Israels sich abspielten. 
Am »Haderwasser« von Kades (Deut. 33, 8), d. h. am Quell jener 
Oase, an welchem seine Priester Prozeßorakel erteilten, war der 
für den Ursprung der Leviten wichtigste Ort seiner organisierten 
Verehrung. Sein Priester 115) Jethro, in der Tradition Schwieger- 


tastisch. Daß die Namen auf ja in den Amarnatafeln oder die ähnlichen Bestand- 
teile babylonischer Namen mit Jahwe zu tun haben sollten, ist im ganzen recht 
unwahrscheinlich. (Vgl. jedoch Marti in den Theol. St. u. Kr. 82, 1908, S. 321, 
und W. Max Müller, Asien und Europa S. 312/3.) Den Namen mit Hehn (Bibl. 
und babyl. Gottesidee) für ein Theologumenon des Mose zu halten (ser ist gegen- 
wärtig«) scheint nicht möglich, da Jahwe nicht nur in Israel verehrt wurde. 

118) Jethro opfert dem Jahwe als sein Priester und Aaron und die 
Aeltesten Israels halten Tischgemeinschaft mit ihm. 


394 Max Weber, 


vater und Berater des Mose, galt als Midianiter. Ebenso galt 
die legendenverdunkelte Gestalt des Bileam, der in seinem 
Namen weissagt, als fremder, teils moabitischer, teils ammoni- 
tischer, nach der richtigen Deutung aber wohl edomitischer oder 
midianitischer Seher, den die Israeliten später im Kriege erschla- 
gen. Wie nun mit dem Vorgang in Kades die feste Ansäßigkeit des 
Gottes auf dem Sinai und der von einer jüngeren Tradition dorthin 
verlegte Bundesschluß zu vereinigen ist, bleibt hier dahingestellt. 
Die Edomiter sind früh erobernd gegen die ägyptische Grenze 
zu vorgedrungen und Edom, insbesondere das Waldgebirge 
Seir, der Wohnsitz Esaus (Gen. 32, 3), des älteren Bruders Jakobs, 
wo später auch Geschlechter des früh verschollenen Stammes 
Simeon ansässig waren (I. Chron. 5, 4I. 42), galt noch Jeremia 
und Obadja als alter Sitz der Jahweweisheit. Das levitische Ge- 
schlecht der Korachiten (Ex. 6, 21) scheint (Gen. 36, 5) ursprüng- 
lich auf Esau, also edomitische Abstammung, zurückzugehen. 
Aus Seir zieht Jahwe im Deboralied zum Kampf heran und von 
dorther hört noch der Dichter des schönen unter die Jesaja- 
orakel geratenen Wächterlieds aus der Exilszeit, trotz der da- 
maligen bitteren Feindschaft gegen Edom, den Ruf: »Wie lang 
noch die Nacht«? Die Keniter, später besonders eifrige Jahwe- 
verehrer, gehörten ursprünglich nicht einmal zum Stamme Juda, 
geschweige denn zu Israel, für welches ja Kain sowohl in der Tot- 
schlaglegende wie in dem einen der alten Bileam-Sprüche ein 
Verfluchter war. Daß der Sinai, später dem Horeb gleichgesetzt, 
ein Vulkan an der nordwestarabischen Küste nahe dem Schilf- 
meer östlich gegenüber der heute sog. Sinaihalbinsel war, begegnet 
manchem Zweifel. Niemals aber hat jedenfalls auch nur die Sage 
behauptet, daß er je zum Gebiet Israels gehört habe. Ebensowenig 
Kades. Und ebenso sicher galt Jahwe der alten Tradition weder 
als der ursprüngliche Gott Israels, noch als Gott nur Israels, 
noch als ein in Israel residierender Gott. Erst der späteren Schluß- 
redaktion des Hexateuch, welche Jahwe zum Weltgott macht, 
ist es selbstverständlich, daß auch die Erzväter keinen anderen 
Gott als ihn verehrt haben. Der alten Tradition ist er noch in der 
Jephthalegende ein Gott neben anderen, nur ein besonders 
mächtiger und erhabener. Und ferner ist er zwar der »Gott 
Israels« und für Jephtha »mein Gott«, so wie Kamos der Gott 
des Ammoniterkönigs ist, abcr doch in einem sehr besonderen 
Sinne. Er war — und das blieb eine folgenreiche Vorstellung — 
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ein »Gott aus der Ferne«e, von seinem entlegeen, dem Himmel 
nahen Bergessitz aus waltend und gegebenenfalls persönlich 
in die Geschehnisse eingreifend. Diese »Ferne« gab ihm von 
vornherein eine besondere Majestät. Zwar eine der alten Ueber- 
lieferungen wußte, daß auf dem Sinai die Aeltesten selbst mit 
ihm zur Tafel gesessen hatten. Aber die überwiegende Ansicht 
der späteren Zeit war des Glaubens, daß von allen Menschen 
nur Mose ihn von Angesicht zu Angesicht gesehen (Num. 12, 6 f.) 
und daß danach selbst dessen Antlitz in so übernatürlichem Glanz 
geleuchtet habe, daß er es vor dem Volk bedecken mußte: — dies 
letzte vielleicht eine Reminiszenz an die alten Teraphim-Masken, 
von denen noch zu reden sein wird. Und die eigentliche Meinung 
(Ex. 33, 20) ging dahin, daß auch Mose ihn auf seine Bitte nur 
von rückwärts habe an sich vorbeiziehen sehen können, weil 
jedermann, der sein Antlitz erblickte, des Todes sei. — Nicht 
ein altvertrauter Orts- oder Stammesgott, sondern eine fremde 
und geheimnisvolle Gestalt war es, welche der israelitischen 
Eidgenossenschaft die Weihe gab. 

Die Vernichtung jenes ägyptischen Heeres, auf welche das 
gewaltige Prestige dieses Gottes von der Tradition zurückgeführt 
wird, geschah offenbar durch eine nach plötzlicher Ebbe ebenso 
plötzlich eintretende Sturmflut des Schilfmeers östlich der Sinai- 
halbinsel, ziemlich wahrscheinlich — wie die Erscheinung der 
Feuer- und Wolkensäule und die Feuerglut auf dem Berge an- 
deuten — im Zusammenhang mit vulkanischen Erscheinungen 
irgendwelcher Art. Sowohl diese Schilfmeerkatastrophe wie 
der ägyptische Aufenthalt Israels sind mehrfach bezweifelt wor- 
den. Aber daß Viehzüchter der Steppe bei Dürre oder Bedro- 
hung Schutz als Metöken im ägyptischen Grenzlande suchten, 
war nach den ägyptischen Quellen nichts Ungewöhnliches; ganz 
selbstverständlich war dann ihre gelegentliche Heranziehung 
zu Fronden durch die Könige und ebenso naheliegend, daß sie 
sich der Fronbelastung bei gegebener Gelegenheit entzogen. 
Da jene Grenzfestungen, an deren Bau die Israeliten mitgewirkt 
haben wollen, unter Ramses II. gebaut zu sein scheinen, Israel aber 
unter dessen Nachfolger Merneptah bereits in Palästina als Feind 
erwähnt wird, bleibt freilich die Chronologie der Einwanderung 
und des Auszugs besonders dann sehr schwierig, wenn man die 
weit früher, unter Amenophis III. und IV., als Feinde in Pa- 
lästina auftretenden »Chabiru« identifiziert mit den Ibrim, 
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den »Jenseitigen«, d.h. wohl den Ostjordanischen, als welche 
die Israeliten und andere mit ihnen als verwandt geltende Stäm- 
me 116) in der Tradition vom Standpunkt der Fremden aus, im 
eigenen Munde der Israeliten aber, außer bei dem als Wander- 
hirte gedachten Abraham, welcher stets sder Hebräer« heißt, nur 
einmal im Bundesbuch 17) und sonst fast nur im Verkehr mit 
Fremden bezeichnet werden !!8). Es ist wohl als sicher anzuneh- 
men, daß die später zum israelitischen Bunde zusammenge- 
tretenen Stämme in verschiedenen Wellen über das west- 
jordanische Land hereingebrochen sind und daß auch die Zu- 
sammensetzung des Bundes selbst, wie schon früher sich als wahr- 
scheinlich zeigte, gewechselt hat und Kanaanäer einerseits, frü- 
here Beduinenstämme andererseits mit einbezogen worden 
sind. Daß an dem ägyptischen Aufenthalt nicht alle späteren 
Stämme Israels oder deren Vorfahren mitbeteiligt waren, ist 
wohl ebenfalls sicher. Den viel später sich bildenden Stamm 
Juda läßt die verläßlichste, weil natürlichste, Tradition von Süden 
her, nicht von Osten, in seine Wohnsitze eindringen. Ob, wie 
die Phöniker angeblich — aber schwerlich wirklich — vom 
persischen Meerbusen her und ein Teil der Sa-Gaz-Nomaden 
vermutlich von der Grenze Mesopotamiens zuwanderten, so auch 
einhinter der Abraham- (oder Abram-)Tradition sich bergender 
Bestandteil der Israeliten schon früher, etwa in der Amarnazeit, 
aus der mesopotamischen Steppe zugewandert ist, bleibt dunkel. 


116) Die Identität von Sa Gaz und Chabiru nehmen nach Wincklers Fund 
in Bhögazköi (M. d. D. O. G. 35, 25) jetzt die meisten Forscher, so Böhl (He- 
bräer und Kanaanäer) als erwiesen an. Immerhin ist es schwerlich Zufall, daß 
die Chabiru offenbar von Südosten, die Sa Gaz von Norden und Nordosten 
her angreifen und nur die letzteren in Mesopotamien genannt werden. 

117) Dort wird der Schuldsklave als shebräischer Knecht« bezeichnet (Ex. 21,2 
ebenso im Seisachthiebeschluß Zedekias Jer. 34, 9—14 und Deut. 15, 12). Der 
Ausdruck stand hier vielleicht in Erinnerung an den Sprachgebrauch 
alter Seisachthie-Verträge des Stadtadels mit den Bauern im Gegensatz zum 
nicht »hebräischen«, das hieße in diesem Fall stadtsässigen, Patrizier. Auf ähn- 
lichen Gründen könnte die an sich auffällige Unterscheidung der bei den Phi- 
listern verknechteten Stammesgenossen als »Hebräer« von »Israel« 1. Sam. 14, 21 
beruhen. 

118) ‘Eber ist Stammvater auch der Stämme in Arabien bis nach Yemen: 
Gen. 10, 21. 24f. (jahwistisch). Die in ältere Zeit als die Priesterredaktion 
zurückgehenden Fälle der Verwendung von ‘Ibrim in der Genesis (Kap. 38 f.) 
und ebenso beim Auszug (Ex. 1, 15 £.; 2, 6 f.) und im Samuelbuch (4, 6 f.; 13, 3. 
I9; 14, II; 29, 3) betreffen stets Beziehungen zu Aegyptern oder Philistern (dazu 
Böhl a.a. O. S. 67). Auffällig ist, daß Num. 24, 22 (Bileamspruch) »Ebere 
mit »Assur« zusammen Unheil prophezeit wird. 
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Es scheint aber nicht unmöglich. Der Name (Abiram) ist in 
Babylon häufig. Zwar enthält die dem Abraham zugeschriebene 
Religiosität keineerkennbaren babylonischen Züge. Indessen die 
Kedor-Laomer- Tradition ist doch eine auffällige Eigentümlich- 
keit. Auch andere Züge der Tradition lassen mehrere Wellen 
der Ueberflutung des Landes vermuten. Als Kern des altisraeli- 
tischen Bundes aber, wie ihn das Deboralied kennt, galt den Se- 
genspruchsammlungen und der priesterlichen Tradition jeden- 
falls der von Mose zum Zweck der Eroberung und Behauptung 
des Westjordanlandes gestiftete Bund mit dem Gott, der das 
Schilfmeerwunder gewirkt hatte. An der Geschichtlichkeit der 
Person des Mose 119) zu zweifeln, liegt kein Grund vor 2%). Es 
handelt sich nur darum, welche Eigenart seiner Leistung zuzu- 
sprechen ist. 

Eine wirklich sichere Feststellung des Herganges erscheint 
historisch schlechthin unmöglich. Die Vorstellung, daß ein Ge- 
setzbuch (etwa das Bundesbuch) oder ein Katalog ethischer 
Pflichten (etwa der Dekalog) den Gegenstand der berith gebildet 
habe, ist ganz unhistorisch und pragmatisch gedacht, von andern 


1%) Ueber Mose s. Volz, Mose (Tübingen 1907) und Greßmann, 
Mose und seine Zeit (Göttingen 1913). Gegen seine Deutung als »Medizin- 
mann« König Z. D.M. G. 67 (1913) S. 660 f. 

180) Abgesehen von der inneren Unwahrscheinlichkeit der Erfindung ge» 
rade dieser in der Tradition rein menschlichen Gestalt an sich wird die Geschicht- 
lichkeit durch manche höchst auffälligen Züge der Ueberlieferung, welche auf un- 
verstandene Reste alter Gegensätze schließen lassen, nur wahrscheinlicher. Der 
Name (Musi) findet sich unter levitischen Geschlechtern wieder (Ex. 6, 19; 
Num. 26, 58 u. öfter). Von Kindern des Mose weiß eine alte Tradition (Ex. 2, 
22; 4, 20) und die danitische Priesterschaft wurde von ihm genealogisch abge- 
leitet. Aber die gesamte spätere priesterlich redigierte Genealogie kennt Nach- 
fahren des Mose gar nicht. Nach Ex. 18, 2 f. hat Mose seine Kinder mit seinem 
Weibe zu Jethro gesandt, der sie ihm dann in die Wüste nachbringt. ı. Chron. 7, 
1. 16. 17 bzw. 3 werden aber die Ex. 2, 22 als Kinder des Mose genannten Gersom 
und Eleasar als Kinder des Levi bzw. Aaron gerechnet (Eleasar ebenso schon 
Num. 26, ı und dann öfter). Um Mose zum absolut reinen Leviten zu stempeln 
wird seinem Vater Amram (Ex. 6, 20 f.) dessen Nichte Jochebed zum Weibe gege- 
ben. (Die Verwirrung in den Levitenstammbäumen zeigt sich besonders deutlich 
Num. 26, 57 verglichen mit 58.) Moses kuschitische Frau wird ihm vorgerückt. 
Die Zadokiden und Aaroniden hatten eben ein Interesse daran, daß ein auf Mose 
zurückgehendes blutreines Levitengeschlecht nicht existierte. Aegyptische Namen, 
wie Mose selbst einer ist, finden sich bei ihrem Hauptkonkurrenten, dem Eliden- 
geschlecht (Pinehas). In der ganzen historischen Tradition und bei den Pro- 
pheten sowohl wie der prophetisch stilisierten Chronistik spielt Mose freilich 
eine ganz auffallend geringe Rolle, was vielleicht mit der ursprünglichen Be- 
ziehung nur der nordisraelitischen Stämme (Ephraim) zur Dornbusch-Epi- 
phanie zusammenhängt. 
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unübersteiglichen Schwierigkeiten abgesehen. Die Uebernahme 
der an den Orten seiner bisherigen Verehrung geltenden, der 
Umwelt entsprechend offenbar überaus einfachen Riten 
(bildloser Kult, vielleicht Beschneidung, sicher aber: Losorakel) 
und gewisse allereinfachste, für einen erobernden Heerbann 
von Steppennomaden geeignete soziale Brüderlichkeits-Ord- 
nungen, schließlich: das Prestige der Kriegsprophetie als 
solcher, sind die aus rein sachlichen Gründen und nach allen, 
auch den islamischen Analogien wahrscheinlichsten Inhalte 
der Verbrüderung, die ja vielleicht nicht die erste ihrer Art war. 
Die besondere Schärfe, mit welcher der Gott Mord an Volksge- 
nossen und Verletzung des Gastrechts perhorresziert und das 
strenge Beute-Tabu passen ebenfalls in diese Provenienz. Wir 
werden ohne zu große Unvorsichtigkeit annehmen dürfen, daß 
dies etwa die (ausdrücklich oder der Sache nach) durch die berith 
übernommenen Verpflichtungen Israels waren. Sie enthalten an 
sich keinerlei Bestandteile, die nicht unter ähnlichen Verhält- 
nissen auch sonst geschichtlich vorkämen. Und Jahwe? Er war 
und blieb immer ein Gott der Erlösung und Verhei- 
Bung. Aber das Wichtige war: sowohl Erlösung und Verheißung 
betrafen aktuelle politische, nicht innerliche, Dinge. 
Erlösung von der Knechtschaft der Aegypter, nicht von einer 
brüchigen, sinnlosen Welt, Verheißung der Herrschaft über 
Kanaan, das man erobern wollte, und ein glückliches Dasein dort, 
nicht Verheißung transszendenter Güter, bot der Gott. Gerade 
dieser primitive ungebrochene Naturalismus und gerade jene 
auf primitive materielle und soziale Kulturverhältnisse zurück- 
gehende rituelle Eigenart wurden das Wichtige. Und gerade in der 
alsbald nach der Einwanderung beginnenden Verbindung mit den 
überall verbreiteten Elementen einer rationalen und geistig 
differenzierten Kultur. Denn ganz universell ist jene Erschei- 
nung: daß Kulturrezeptionen im allgemeinen gerade da ganz 
neue und eigenartige Gebilde erzeugen, wo sie Gelegenheit 
haben und genötigt sind, sich mit Vorstellungsreihen zu verschmel- 
zen, welche ihrerseits noch unsublimiert und nicht durch priester- 
liche, amtliche oder literarische Prägung stereotypiert sind und 
also die Anpassung der alten rationalisierten Gebilde an ganz 
neue und relativ einfache Bedingungen erzwingen. 

Die israelitischen, lediglich auf die mosaische Stiftung 
zurückgehenden Konzeptionen stellten die in Kanaan verbreiteten 
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orientalischen Bildungselemente vor diese Notwendigkeit. Durch 
welche eigenen Qualitäten aber geschah das ? Zunächst also: 
welche Züge eignen dem, nach der Tradition, von Mose für den 
(gleichviel wie beschaffenen) israelitischen Bund neu eingeführten 
Gott und dessen Beziehung zu Israel? 

Jahwe zeigt in der alten Tradition verschiedene charakteristi- 
sche Qualitäten. Die hochgradigen anthropomorphen Züge 1%), 
welche er gerade in den älteren und namentlich den aus dem 
Süden stammenden Teilen der Tradition (des sog. » Jahwisten«) 
trägt, teilt er mit den althellenischen und anderen Göttern 
kriegerischer Völker. Nicht überall und vielleicht nicht von An- 
fang an, aber offenbar sehr früh und dann sehr regelmäßig haftet 
ihm aber ein Zug an, der in dieser Stärke sich nicht oft findet: 
daß seine Nähe, unter Umständen selbst die Nähe der von seinem 
»Geist« (ruach) befallenen »Gottesmänner« unheimlich und ge- 
fährlich, sein Anblick, wie wir sahen, tödlich ist. Der für Jahwe 
in besonders hohem Grade spezifische Begriff der Heiligkeit 
besagt, wie, anschließend an Graf Baudissins Untersuchungen, 
jetzt allgemein angenommen wird, ursprünglich ausschließlich 
oder wesentlich diese aus der Gefahr jeder Berührung und jedes 
Erblickens des Gottes folgende Unnahbarkeit und Abgesondert- 
heit von allen nicht eigens für das Ertragen seiner Nähe rituell 
qualifizierten Menschen sowohl wie auch Gegenständen. Diese 
wichtige Qualität hängt offenbar zum Teil mit der später zu bespre- 
chenden alten Bildlosigkeit seines Kults, zunächst aber 
mit seiner jetzt zu besprechenden Natur und der Art seiner 
Manifestationen zusammen. Er ähnelt dem indischen Indra, 
denn wie dieser ist er, für Israel wenigstens, zunächst und vor 
allem Kriegsgott. »Einen Kriegsmann« (isch hamilchamah) 
nennt ihn eine Variante eines alten Berichts (Ex. 18, 25). Nach 
Blut, dem Blut der Feinde, der Ungehorsamen, der Opfer lechzt 
er. Ueber alle Maßen gewaltig ist seine Leidenschaft. In seinem 
Grimm verzehrt er die Feinde mit Feuer oder läßt sie von der 
Erde verschlingen, stürzt sie, wie die Wagen der Aegypter nach 
dem alten Doppelzeiler des Mirjamreigens, ins Meer oder läßt 
ihre Wagen wie die der Kanaanäer in der Deboraschlacht im 
regengeschwollenen Bach stecken bleiben, so daß die israelitischen 
Bauern sie ebenso abschlachten konnten, wie dies der lateinischen 





121) Die verschiedensten Körperteile Jahwes: Augen, Ohren, Nase, Lippen, 
Hand, Arm, Herz, Atem werden teils genannt, teils als vorhanden vorausgesetzt. 
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Ritterschaft in Griechenland einmal in der späten Kreuzzugs- 
zeit widerfuhr. Noch bei den Propheten ist die Furchtbarkeit 
seines Zorns und seiner Kriegsmacht der hervorstechende Zug. 
Großartig wie sein Zorn ist aber auch seine Gnade. Denn sein 
leidenschaftliches Herz ist wandelbar. Ihn reut es, den Menschen 
Gutes getan zu haben, wenn sie es ihm schlecht vergelten, und dann 
wieder gereut ihn sein übergroßer Zorn. Die späte rabbinische 
Tradition läßt ihn selbst beten (!): daB seine eigene Barmhersig- 
keit über seinen Zorn die Oberhand behalten möge. Im Wetter- 
sturm zieht er persönlich dem Heerbann zu Hilfe. Und seinen 
Freunden hilft er, wie Athene dem Odysseus, unbedenklich 
auch in List und Trug. Aber man ist nie sicher, durch irgend 
ein unwissentliches Versehen seinen Grimm zu reizen oder von 
einem göttlichen Numen aus dem Kreise seiner Geister ganz 
unerwartet und unmotiviert überfallen und mit Vernichtung be- 
droht zu werden. Der »Geist«, die ruach, Jahwes, ist in vor- 
prophetischer Zeit weder eine ethische Potenz noch ein religiöser 
Dauerhabitus, sondern eine akute dämonisch-übermenschliche 
Kraft verschiedenen, sehr oft und vorzugsweise aber furchtbaren 
Charakters. Die wilden charismatischen Kriegshelden der is- 
raelitischen Stämme, Berserker wie Simson, Nasiräer und ek- 
statische Nebijim, wissen sich von dieser Kraft erfaßt und fühlen 
sich als seine Gefolgen. Alle Kriegspropheten und -prophetinnen 
treten in Jahwes Namen auf; auch die Träger eines anderen 
theophoren (Baals-)}Namens wie Jerubbaal nehmen als Kriegs- 
fürsten einen neuen Namen (Gideon) an. 

Zum Kriegsgott eignete sich Jahwe ebenso wie Indra um 
deswillen, weil er wie dieser ursprünglich ein Gott der großen 
Naturkatastrophen war. Erdbeben (r. Sam. 14, I5: 
Jes. 2, 12 f.; 46, 7), vulkanische Erscheinungen (Gen. 19, 24; 
Ex. 19, 11; Psalm 46, 7) unterirdisches (Jes. 30, 27) und himmlisches 
Feuer, der Wüstenwind von Süden und Südosten (Sach. 9, 14) 
und die Gewitter sind die Begleiterscheinungen seines Auftretens, 
die Blitze wie bei Indra seine Pfeile (Ps. 18, 15) noch bei den 
Propheten und Psalmisten. Zum Umkreise der Näturkatastro- 
phen gehörte für Palästina auch die Insekten-, vor allem die 
Heuschkreckenplage, welche der Südostwind ins Land brachte. 
Mit Heuschrecken plagt daher der Gott die Feinde seines Volks 
und Schwärme von Hornissen sendet er vor ihm her, die Feinde 
zu verwirren, Massen von Schlangen zur Bestrafung des eigenen 
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Volkes. Endlich: die Seuchen (Hos. 13, 14). Mit Pest schlägt 
der Gott die Aegypter, ebenso die Philister und andere, die sich 
an seiner heiligen Lade vergreifen (1. Sam. 4, 8; 6, 6. 19). Der 
Schlangenstab seiner Priester im Tempel von Jerusalem deutet 
wohl auf diese einstige Bedeutung als Pestgott hin. Denn als 
»Herr« der Krankheit konnte er sie auch abwehren und war ihr 
Arzt, wie überall im gleichen Fall. Alle furchtbaren und schick- 
salhaften Naturerscheinungen also waren die Domäne des Gottes: 
er vereinigte die Züge Indras mit denen Rudras. Neben jenem 
Charakter kriegerischer und naturmythischer Wildheit zeigt er 
freundlichere Züge schon in der alten Tradition als Herr des 
Regens. Nachdrücklich weist er sein Volk darauf hin, daß in 
Israel nicht wie in Aegypten der Ackerertrag durch die Bewässe- 
rung bedingt werde, — also, heißt das, ein Produkt der büro- 
kratischen Verwaltung des irdischen Königs und der eigenen 
Arbeit des Bauern sei, — sondern durch den von ihm, Jahwe, 
nach seiner freien Gnade gespendeten Regen. Die starken Ge- 
witterregen, wie sie namentlich deman die Wüste angrenzenden 
Steppengebiet eigneten, waren sein Werk. Der Regen verknüpfte ° 
ihn von Anfang an mit demEinzelnen und seinen ökonomischen 
Interessen und erleichterte das später immer mehr hervor- 
tretende Eindringen der Züge eines gütigen Natur- und Himmels- 
gottes in sein Bild. Vor allem unter dem Einfluß der in den um- 
liegenden Kulturländern und auch in Palästina selbst verbreiteten 
Konzeptionen höchster Himmelsgötter trat diese Sublimierung 
und Rationalisierung des Bildes des Gottes zu einem weisen 
Weltenlenker ein. Daneben war auch der, wie wir sehen werden, 
bei den israelitischen Intellektuellen sich entwickelnde Vorseh- 
ungsglauben mitbestimmend. Aber nie verschwanden aus seinem 
Bilde die von dem alten Jahwe stammenden Züge des furchtbaren 
Katastrophengottes. In all jenen Mythologemen und mytholo- 
gisch beeinflußten Bildern, deren Benutzung der Sprache der 
Propheten ihre unvergleichliche Großartigkeit verleiht, spielen 
diese Züge die entscheidende Rolle. In erster Linie solche Macht- 
beweise, nicht Beweise weiser Ordnung, sind, bis tief in die 
exilische und nachexilische Zeit, die von Jahwe gelenkten Natur- 
vorgänge. Der Zusammenhang der bis in die Zeit nach dem Exil 
stets festgehaltenen Qualitäten Jahwes als eines Gottes der 
furchtbaren Natur katastrophen, nicht der ewigen Natur- 
ordnung war, außer in der allgemeinen Verwandtschaft 
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jener Vorgänge mit dem Kriege, eben rein historisch dadurch 
begründet, daß der Gott sich dieser seiner Macht, zuerst gegen 
die Aegypter, dann, in der Deboraschlacht, gegen die Kanaanäer 
und ebenso später gegen Israels Feinde in der Schlacht bedient 
hatte. Der »Gottesschrecken« (cherdath Elohim, ı. Sam. 14, 
15): die durch Natureingriffe, namentlich Erdbeben (a. a. O.) 
und schwere Gewitter (Deboraschlacht) erregte Panik der Feinde 
wurde ihm zugeschrieben und eine solche, vulkanisch bedingte, 
Panik (der Aegypter) hatte zur Rezeption des Gottes geführt. 
Das blieb unvergessen. 

Praktisch wichtig war nun aber vor allem, daß Jahwe 
wenigstens für das alte Israel trotz dieses Charakters auch ein 
sozialer Verbandsgott wurde und blieb. Auch das 
in besonderem Sinn. Er war, wie wir annehmen müssen: seil 
Mose, der Bundesgott des israelitischen Bundes und, dem Zweck 
des Bundes entsprechend, vor allem der Bundeskriegsgott. Aber 
dies war er in sehr eigener Art. Durch einen Bundesvertrag 
ist er dazu geworden. Und dieser Vertrag mußte außer unter den 
` Bundesgliedern auch mit ihm selbst abgeschlossen werden 
deshalb, weil er nicht ein inmitten des Volkes residierender 
oder schon bekannter, sondern ein bisher fremder Gott war 
und ein »Gott aus der Ferne« blieb. Dies war das Entscheidende 
der Beziehungen. Jahwe war ein Wahlgott. Durch berith mit 
ihm hat sich ihn das Bundesvolk erwählt, ganz ebenso wie es sich 
später durch berith seinen König einsetzte. Und umgekehrt 
hat er dieses Volk aus allen anderen nach freiem Entschluß 
erwählt. Das hält er dem Volk durch die priesterliche Thora 
und die prophetischen Orakel später immer wieder vor: aus freier 
“nade hat er dies und kein anderes Volk sich als sein Volk aus- 
ersehen, ihm Verheißungen gegeben wie keinem andern und dafür 
seine Versprechungen entgegengenommen. Und daher war nun 
überall, wo das Bundesvolk als solches eine berith machte, er, 
der Gott, der ideelle Gegenpartner. Alle Verletzungen der heiligen 
Satzungen waren also nicht nur Vorstöße gegen Ordnungen, 
die er garantiert, wie dies andere Götter auch tun, sondern 
Verletzungen der feierlichsten Vertragsverpflichtungen gegen 
ihn selbst. Ihm persönlich, nicht nur dem Bunde, verweigert die 
Heerfolge, wer dem Bundesaufgebot nicht folgt: er ist » Jahwe 
nicht zu Hilfe gezogen«. Das Bundesheer wird »Mannen Gottes« 
(am haelohim) genannt (Jud. 20, 1£.). 
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Auf diese Art wurde er aber außer zum Bundeskriegsgott 
auch zum Vertragspartner des durch berith festgestellten Bundes- 
rechts, vor allem der sozialrechtlichen Ordnungen. Da der Bund 
als solcher ein Verband von Stämmen zunächst ohne alle staat- 
liche Organisation war, konnten ja neue Satzungen gleichviel 
ob kultischer cder rechtlicher Art im Prinzip gar nicht anders 
als durch neue Vereinbarung (berith) auf Grund eines Orakels 
entstehen, ganz ebenso wie der ursprüngliche Bund. Alle diese 
Satzungen standen damit auf der gleichen Grundlage wie das 
alte Vertragsverhältnis, welches zwischen ihm und dem Volk 
bestand. Insofern war gerade in der Zeit vor dem Königtum 
die »berith« staatsrechtlich durchaus nichts nur Theoretisches. 
Ebenso aber auch nicht für die religiöse Vorstellung. Bei Je- 
remia (2,5) fragt Jahwe: welches Unrecht dann die Väter an 
ihm erfunden hätten? Und anderseits mahnt ihn Jeremia 
(14,21): seinen Bund mit Israel nicht zu brechen. 

Weder konnte dieser als Vertragspartner geltende Bundes- 
gott in Israel als ein bloßer Funktionsgott irgendwelcher Natur- 
vorgänge oder sozialen Einrichtungen angesehen werden. Noch 
war er ein Lokalgott in dem Sinn, wie die orientalischen Städte 
einen solchen überall kannten. Auch nicht ein bloßer Gott des 
»Landes«. Sondern die P erson en gemeinschaft des israeli- 
tischen Bundesheeres mußte bei jener Auffassung als sein mit ihm 
durch die Bundesgemeinschaft verbundenes Volk gelten. Dies 
war die eigentlich klassische Auffassung der Tradition. Die Ueber- 
tragung der Heiligkeit auf den politischen Landbesitz als das 
»Heilige Land« ist erst eine spätere, vermutlich durch heterogene, 
teils dem Baalkult, teils der Lokalisierung Jahwes als Gott der 
Königsresidenz entstammende Gottesvorstellungen vermittelte 
Konzeption, die sich in der Königszeit für David in einer Tra- 
dition unsicheren Alters, dann im Nordreich bei Elisas Bekehrung 
des Naeman zuerst bezeugt findet. 

Jahwe schützt als Garant der Bundesordnungen Sitte und 
Brauch. Das, was in Israel »unerhört« ist, ist auch ihm ein Greuel. 
Er war aber seinem ursprünglichen Charakter entsprechend 
Garant des Bundesrechts und der Sitte nicht in dem Sinne 
wie Varuna oder ähnliche Götter es waren: Hüter der schon an 
sich vorhandenen Heiligkeit der unabänderlichen Ordnung: 
des Rechts oder einer an festen Maßstäben zu messenden »Ge- 
rechtigkeit«.. Nein, durch positive berith mit ihm war dies 
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positive Recht für Israel geschaffen; es war nicht immer da- 
gewesen und es konnte sein, daß es durch neue Offenbarung und 
neue berith mit dem Gott wieder geändert wurde. Nicht erst 
Paulus, sondern, wenn auch nur gelegentlich, schon einzelne 
` Propheten (Jeremia, Hesekiel) glaubten, daß der Gott manche 
Satzungen dem Volk als ein hartes Joch oder zur Strafe aufer- 
legt habe, ganz ebenso wie — nach dem volkstümlichen Mythos 
— dem Adam die Arbeitsmühsal und den Tod. Das Recht war 
nicht ein ewiges Tao oder Dharma, sondern eine positive gött- 
liche Satzung, über deren Innehaltung Jahwe eiferte. Zwar 
hat der ethische Rationalismus der deuteronomischen Schule 
später gelegentlich (Deut. 4, 2) das Gesetz Gottes als sewig« 
bezeichnet und die ursprüngliche sittliche Vollkommenheit 
(Deut. 4, 8) der gerechten Ordnungen des Gottes gerühmt, wie 
sie kein anderes Volk besitze. Allein diese gelegentlichen paräne- 
tischen Argumentationen enthalten nicht die aus dem »berith« 
Charakter des Rechts unvermeidlich sich ergebende typische 
Stellungnahme. Die Verfügungen des Gottes stehen in seiner 
Hand und sind an sich wandelbar. Er kann sich durch berith 
an sie binden, aber das ist dann Ergebnis seines freien Willens- 
entschlusses. Ewige Ordnungen kennt denn auch erst die 
priesterliche Redaktion und zwar sind dies fast, durch- 
weg kultische oder auf die Rechte der erst in der Exils- 
zeit zum Kultmonopol aufgestiegenen Aaroniden bezügliche 
Normen, welche, gerade weil sie Neuerungen waren, pathetisch 
mit diesem Ausdruck (chukath golam) belegt wurden (Ex. 27, 
2I; Lev. 3,17; 16, 31; 23, 14. 31. 41; Deut. 12, ı betreffen kultische, 
Lev. 7, 37; 24, 3; Num. 18, 23 priesterrechtliche Ordnungen 
aus der Exilszeit; ı. Gen. 9, I4: berith golam die theologischen 
Konstruktionen des noachischen Bundes). Die einzige weltliche 
»ewige« Ordnung: die Bestimmung, daß für ewige Zeiten Israel 
und die gerim die gleichen Rechte haben sollen, ist ebenfalls 
eine von den Priestern geschaffene Neuerung der Exilszeit. 
Man kann solche Novellen geradezu an der Verwendung des Aus- 
drucks »vewig« erkennen. Niemals wird in der alten Literatur 
Israels behauptet, daß diese und keine andere Sozialordnung 
an sich die ewig unabänderlich kraft ihrer inneren Voll- 
kommenheit geltende sei und deshalb von Jahwe gehütet werde. 
Es ist im höchsten Grade bezeichnend, daß der Gott, als er dem 
Hiob auf dessen Verlangen, ihm Rede zu stehen über die Unge- 
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rechtigkeit der Ordnung des Menschendaseins, im Wettersturm 
erscheint, mit keinem Wort die Weisheit seiner Ordnung der 
menschlichen Beziehungen vertritt, wiesieetwa dem Konfuzianer 
selbstverständlich war, sondern ganz und gar nur seine souveräne 
Macht und Größe in den Naturereignissen. Bis in die Zeiten 
der Entstehung der altchristlichen Naturrechtslehre hinein 
ist diese historisch bedingte Eigenart des Gottes folgenreich ge- 
wesen. 

Von Anfang an lagen gewisse Züge einer über Israel hinaus- 
greifenden Stellung und in diesem Sinn eines gewissen Univer- 
salismus in der Konzeption Jahwes 1%), richtiger: in der eigen- 
artigen Beziehung, in der sich, aus rein historischen Gründen, 
der israelitische Bund zu diesem Gott befand. Man hat sich neuer- 
dings darüber gestritten, ob Monolatrie (exklusive Verehrung 
nur eines von den mehreren Göttern), Henotheismus (aktuelle 
Behandlung des gerade angerufenen Gottes als des einzig mäch- 
tigen) oder Monotheismus (prinzipielle Einzigkeit) die alte 
Jahwevorstellung beherrscht haben. In dieser Art ist wohl 
schon die Frage falsch gestellt. Die Anschauung hat nicht nur 
gewechselt, sondern war zur selben Zeit je nach den sozialen 
Kreisen ganz verschieden. Für den Krieger war es klar: daß der 
Gott, den er anruft, sein Gott sei und folglich der Gott der 
Feinde ein anderer: so behandelt das Richterbuch (Ir, 24) in 
der Jephtha-Erzählung, das Königsbuch (2. Kön. 3, 27) in der 
Erzählung vom Moabiterkrieg die Götter Jahwe und Kamos. 
Für den König und die stadtsässigen, vor allem die Tempel- 
priester- und Patrizier-Schichten, aber auch für den städtischen 
Massenglauben war es klar: daß der Gott im Tempel der Stadt 
lokalisiert sei, daß anderwärts also andere Götter seien, daß der 
eigene Gott mit der Existenz der Stadt stehe und falle, daß, wer 
aus der Stadt (oder dem zugehörigen Lande) gehen müsse, dem 
eigenen Gott nicht dienen könne, sondern fremden Göttern 
dienen müsse (so David: ı. Sam. 26, 19), daß dagegen, wer aus 
fremdem Land kommt, dem einheimischen Gott zu dienen 
gut tue, weil dieser sich sonst rächen könnte (so Jahwe an den 
assyrischen Kolonisten in Samaria, 2. Kön. 17, 25. 26). Dies ist 
Produkt stadtsässiger Kultur. Für den Israeliten einer Tempel- 
stadt, zumal Jerusalems, war Jahwe im Tempel ansässig. Für 


122) Es scheint, daß auch Kamos ein mehreren Stämmen gemeinsamer Gott 
gewesen ist. 
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eine solche Lokalisierung bot seit alters die Lade Jahwes natur- 
gemäßen Anlaß. Das überlieferte Ritual zeigt, daß die Krieger im 
Felde sich ihn als aufdiesem Lagerheiligtum anwesend vorstellten. 
Ganz anders war naturgemäß der Standpunkt der halbnomadi- 
schen Viehzüchterstämme. Der von ihnen beeinflußten Tradition 
versteht es sich von selbst, daß der Gott auch im fremden Land 
mit dem Israeliten ist (Gen. 28, 20). Sie wissen recht gut, daß Jahwe 
auch von nichtisraelitischen Stämmen verehrt wird und ihre 
Legenden setzen daher das gleiche als selbstverständlich nicht 
nur von Laban (Gen. 24, 50; 3I, 49), immerhin einem Verwandten, 
sondern auch für Abimelech von Gerar (Gen. 20, II; 2I, 23) 
voraus. In der Joseph-Novelle (Gen. 41, 39) ist sogar jene Auffas- 
sung spürbar, die bei handeltreibenden Weltvölkern, wie den 
Hellenen und den späteren Römern, typisch war: die naive 
Identifikation bestimmter fremder Götter mit den eigenen, 
wie sie im nachexilischen Judentum sich für den Gott des Nebu- 
kadnezar (bei Daniel) und des Perserkönigs findet. Im ganzen 
aber war diese Vorstellungsweise dem älteren Israel fremd, 
weil Jahwe durch berith sein Gott geworden war. Das schloß, 
nach der ursprünglichen Vorstellung, zum mindesten aus, daß 
er im gleichen Sinn wie für Israel auch der ganz persönliche 
Schutzgott fremder Könige sei, wie etwa Marduk und Ahura- 
mazda es waren. Die beruflichen Jahwepropheten der alten Zeit, 
die Nebijim und Seher, waren offenbar weder von der Einzigkeit 
noch auch davon überzeugt, daß gerade nur in Israel ihr Gott 
zu Hause sei. Sie hatten zum Teil internationale Kundschaft 
und die Elia-Tradition setzt wenigstens an einer Stelle (1. Kön. 
17, 9) voraus, daß auch die Witwe in Sidon Gebote Jahwes 
von diesem empfange. Im übrigen war ihr Gott zwar nicht der 
einzige, aber natürlich der stärkste von allen, dieandern letztlich 
»Nichtse«. Das konnte auch die alte jahwistische Kriegstradition 
(Jos. 2,9) apzeptieren. Ihr kam es vor allem auf die Sonderstellung 
Israels kraft der berithan. Fürsie stand fest: Mochten auch andere 
Jahwe verehren, Israel stand doch in seiner besonderen Hut. 
Jahwe war ihr nicht der Feind fremder Völker :— dieser Anschauung 
hat sich erst der nationale Fanatismus der königlichen Heils- 
propheten und der konfessionelle Fanatismus der Priester nach 
dem Exil gelegentlich genähert. Aber, wie wir später sehen 
werden: auf Israel allein kam es ihm an, wie dies ja von jedem 
Lokalgott oder Lokalheiligen und jeder lokalisierten Madonna 
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aller Zeiten auch erwartet wurde, — nur daß bei Jahwe eben 
die im Resultat ähnliche Vorstellung ursprünglich nicht 
von der Lokalisierung, sondern gerade von einem (relativen) 
Universalismus und der partikulären berith mit Israel ausging. 
Die verschiedenen Auffassungen aber standen nebeneinander 
und ihre logische Gegensätzlichkeit wurde, wie üblich, nicht 
empfunden. Jedenfalls hat man sich zu hüten, die »partikulari- 
stischere« Gottesauffassung für die notwendig ältere zu halten. 
In gewissem Umfang und Sinn trifft das Gegenteil zu, und bei 
Jahwe war dies unvermeidlich so. Inder rhythmischen alten Gottes- 
rede Ex. 19, 5 nennt Jahwe sich, ehe er den Inhalt des zu schließen- 
den Bundes verkündet, der Israel zu seinem Eigentum machen 
soll, geradezu den »Herren der ganzen Welt«. Auch diese Auf- 
fassung fand sich also schon in vorprophetischer Zeit geleg-nt- 
lich neben den anderen. »Universalistisch« in diesem Sinn treten 
ja auch die Götter anderer Völker auf. Vor allem die Groß- 
königsgötter der Hauptstädte der Weltreiche. In Aegypten hat 
Amon unter der Priesterherrschaft der späteren Ramessidenzeit 
universelle Macht der Heilsspendung in Anspruch genommen 13). 
Aehnliches werden die Berater und Hofpropheten israelitischer 
Könige in Erinnerung an das Davidsreich von Jahwe verkündet 
haben 124). Aber historisch ruhte der bssondersartige (relative) 
Universalismus Jahwes nicht auf dieser Grundlage. Sondern: auf 
der Tatsache seiner Rezeption. Jahwehatte eben in einem anderen 
Sinn als andere Götter bereits bestanden und seine Macht be- 
währt, ehe Israel ihm opferte. Das hatte gewichtige kultische 
Konsequenzen. Mochten auch. Opfer als ihm angenehm, folg- 
lich als geeignete Mittel gelten, seine Gunst zu gewinnen, — 

schwerlich konnte doch die sonst so häufige Vorstellung auf- 
kommen: daß der Gott in seiner Existenz davon abhängig sei, 
daß sie ihm dargebracht würden 1°%°). Erthronte in der Ferne auf 


1833) Wen Amon (Breastead Records IV, S.80) trägt dem König von Byblos 
vor: daß die Pharaonen (deren Silbersendungen der König von Byblos vermißt) 
nicht das haben leisten könne, was der Gott Amon zu leisten vermöge (der 
eben deshalb keinen materiellen Geschenke schicke), nämlich: Leben und Ge- 
sundheit zu verleihen (was freilich mit dem Hofstil des Alten Reiches nicht 
harmoniert). Auch der König von Byblos »sgehöre« dem Amon, dem zu gehor- 
chen für jedermann Heil bringe. 

1) Ueber die Unterschiede der Göttergestalten der Umwelt, insbesondere 
Mesopotamiens, von Jahwe, ausgezeichnet: Hehn, Die biblische und die baby- 
lonische Gottesidee Leipzig, 1913. 

126%, In Aegypten bedürfen die Götter im Gegensatz dazu der Nahrung 
durch das Opfer der Menschen (v. Bissing, Sitz.b. der Münchener Ak. d. W. 
Phil.-hist. Kl. rrr Nr. 6), ganz ebenso wie die Totenseelen. ' 
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seiner Bergeshöhe und bedurfte ihrer nicht, wenn er sie auch gern 
genoß. Dazu kam nun aber, was wohl zu beachten ist, in 
der Zeit vor dem Königtum in Friedenszeiten das Fehlen jeg- 
licher politischen oder hierokratischen 
Instanz, die im Namen des Bundes hätte Opfer 
darbringen können: wir wissen von solchen gar nichts 
und ihre Existenz scheint ausgeschlossen. Das Opfer also konnte 
schlechterdings, gerade in alter Zeit, in der Beziehung zu Jahwe 
nichi jene Bedeutung gewinnen, wie anderwärts. Insofern 
waren also die Propheten später ganz im Recht, nicht nur für 
die Wüstenzeit, sondern für den israelitischen Bund überhaupt, 
wenn sie betonten: damals habe man Gott nicht durch Opfer gedient. 
Da die spezifische Form, durch welche das Bundesvolk immer 
wieder mit ihm in Berührung trat, die berith war, so lag es nahe, 
die Erfüllung der durch berith mit ihm geheiligten Gebote 
für mindestens so wichtig oder eigentlich für wichtiger zu halten 
als die von den Einzelnen nach Gelegenheit und später von den 
Königen und Tempelpriestern dargebrachten Opfer, wie dies denn 
von einem Teil der reinen Jahweverehrer auch immer erneut 
geschah 135). Es hat in der späteren Königszeit immer in Israel 
eine Partei gegeben — und ihr haben gerade die gewaltigsten 
Schriftpropheten, wie Amos und Jeremia zugehört —, welche 
die Erinnerung an diesen Zustand wach erhielt und alle und jede 
Opfer als Jahwe letztlich gänzlich gleichgültig hinstellte. Be- 
greiflicherweise hingen gerade die am wenigsten an festen Kult- 
stätten seßhaften, also die Kleinviehzüchterschichten, am meisten 
dieser Auffassung an. Genaue Innehaltung der ihm spezifischen 
Riten und im übrigen Gehorsam gegen seine Offenbarungen 
war augenscheinlich das, was der gewaltige himmlische Kriegs- 
fürst in Wahrheit verlangte: diese folgenreiche Auffassung 
ist — wiederum politisch bedingt — zweifellos von Anfang an 
in Israel gerade bei den eifrigsten Hütern der alten Tradition le- 
bendig geblieben. Mochten die ursprünglich von ihm dem Krieger- 
bunde auferlegten ethischen Gebote noch so primitiv und barba- 
risch gewesen sein (was heute nicht mehr sicher auszumachen 
ist), —in jenem Sinn war er doch eben unvermeidlich weit mehr als 


125) Zu allen diesen Zusammenhängen vgl. besonders Buddes Vortrags- 
zyklus über die altisraelitische Religion, der wohl am schärfsten die Bedingtheit 
des ethischen Charakters der Religion Israels durch den Charakter des 
Gottes als eines Wahlgottes gesehen und betont hat. 


U 
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andere Götter ein ganz spezifisch auf die Erfüllung bestimmter 
Gebote: ritueller und sozial-ethischer Alltags-Normen, seifern- 
der« Gott. Wohlgemerkt: nicht ein Gott, der eine ewig gültige 
Ethik schätzte oder selbst an ethischen Maßstäben gemessen würde. 
Das stellte sich erst allmälich als Produkt des Intellektuellen- 
rationalismus ein. Nein, er verfuhr wie ein König, in Zorn und 
Leidenschaft, wenn die ihm kraft berith geschuldeten Pflichten 
nicht erfüllt werden. Es handelte sich um Pflichten, wie sie der 
erkorene Herr vom Untergebenen verlangt, um ganz positive 
Verpflichtungen, über deren absoluten ethischen Wert man zu- 
nächst nicht grübelte und nicht zu grübeln hatte. Das was 
yin Israel nicht erhört« war und das positiv durch berith Fest- 
gestellte war der Inhalt des Gesollten. Aber auf dessen Erfüllung 
hielt der Gott mindestens soviel, nach einer schon früh ver- 
breiteten Ansicht sogar mehr, als auf Opferdienst. Schon Tradi- 
tionen von hohem Alter zeigen ihn in gewaltigem Zorn nicht nur 
wegen ritueller, sondern auch wegen ethischer Frevel. Und als 
selbstverständlich wird vorausgesetzt, daß der heilige Krieg 
des Bundes wegen schwerer Verstöße gegen ethische Pflichten 
— wegen solcher Dinge, die »in Israel nicht gesehen worden waren« 
(Jud. 19, 30) — über Bundesglieder verhängt werden konnte. 
Der Grund aber für ein Einschreiten des Bundes aus solchen 
Gründen, also für eine spezifisch stark ethische Orienlierung 
des altisraelitischen Bundesrechts, lag in der religiösen Soli- 
darhaft der Bundesglieder für die Frevel aller Einzelnen. Diese 
überaus wichtige und folgenreiche Voraussetzung einer Haftung 
der Gesamtheit für jeden in ihrer Mitte wissentlich oder unwissent- 
lich geduldeten Frevler war, wie dem Repressalienrecht aller 
internationalen Beziehungen bis heute, so dem religiösen Glauben 
eines Volkes selbstverständlich, welches wie Israel seinem Gott 
als ein Verband freier Volksgenossen gegenüber- 
stand. Während die Haftung des Einzelnen für die Sünden 
seiner Vorfahren und Nächstversippten sich in babylonischen 
Hymnen findet, war jene Solidarhaft des ganzen Volkes für alle 
Einzelnen — die Voraussetzung aller prophetischen Unheils- 
verkündigungen — in einem rein bürokratischen Staat natur- 
gemäß gedanklich nicht entwickelt. Die politische Struktur 
spielte also auch hier eine entscheidende Rolle. Wie die Volks- 
genossen für einander, so haften die Nachfahren bis in entfernte 
Glieder für Frevel der Vorfahren. Das war bei der Blutrache 
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ganz ebenso und also nichts Auffallendes. Und mit Abschwächung 
der Blutrache änderte sich das: die deuteronomische Speku- 
lation sah in beiden Arten der Haftung für fremdes Verschulden: 
für den Genossen wie für die Voreltern, eine Härte, ohne doch 
die Anschauung wirklich beseitigen zu können. Für Israel war 
sie eine Folge des berith-Verhältnisses mit dem Gott selbst. 
Die Qualität des Gottes als eines durch besonderen Vertrags- 
akt angenommenen Bundeskriegsgotts und Garanten des Bundes- 
rechts erklärt auch noch eine Eigentümlichkeit von großer Trag- 
weite: er war und blieb, bei allem Anthropomorphismus, unbe- 
weibt und daher kinderlos. Auch die bne Elohim dessechsten Ge- 
nesiskapitels waren keine »bne Jahwe«. Eine weibliche Ergänzung 
konnte bei der Eigenart seiner Stellung gar nicht in Frage kommen. 
Sie fehlteihm ebenso, wiesie auch sonst gelegentlich gewissen Funk- 
tionsgöttern, welche soziale Ordnungen garantieren, (Varuna, 
Apollon) und importierten Göttern (Dionysos) aus ganz ähn- 
lichen Gründen fehlte. Bei Jahwe aber trug dieser Umstand sicher 
sehr wesentlich dazu bei, ihn von Anfang an als etwas, anderen 
Göttergestalten gegenüber, Besondersartiges, Weltferneres er- 
scheinen zu lassen; vor allem hemmte er — wie wir sehen werden 
— echte Mythenbildung, die immer »Theogonie« ist. Auch diese 
sehr wichtige Eigentümlichkeit war also vermutlich durch 
jene politische Besonderheit der Entstehung seines Kults bedingt. 
Solche Züge von Präeminenz des Bundesgotts begründeten 
aber, wie wir schon sahen, keineswegs notwendig einen Anspruch 
auf Exklusivität seiner Geltung. Wie es nach außen den Göttern 
anderer Völker gegenüber stand, davon war schon die Rede: 
Jephtha behandelt die Existenz und Macht des ammonitischen 
und später auch moabitischen Gottes Kamos als ganz selbst- 
verständlich. Noch unter Ahab ist die Auffassung keine andere: 
der Moabiterkönig vermag durch das Opfer seines eigenen Sohnes 
den Kamos so zu stärken, daß sein Grimm gegen Israel und dessen 
Gott die Oberhand gewinnt. Aber — worauf es hier ankommt 
— auch nach innen bestand der Tatsache nach die Exklusivität 
nicht. Hinsichtlich der Halbbeduinen der Steppe ist es allerdings 
sehr wahrscheinlich, daß der große Kriegsgott des Bundes für 
sie von Anfang an der einzige in Betracht kommende Gott war. 
Diese Monolatrie erklärt sich sehr einfach daraus, daß bei ihnen 
differenzierte Kultur, welche Funktionsgötter er- 
zeugt, nicht bestand und daß die politische Gemeinschaft 
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bei ihnen schlechterdings nichts als nur den kriegerischen Schutz 
der Weidereviere und der Eroberungen nach außen zu besorgen 
hatte. Vermutlich von Anfang an sind daher gerade diese halb- 
nomadischen Stämme, vor allem die Südstämme, die Vertreter 
der »Einzigkeit« Jahwes im Sinn der Monolatrie gewesen. Und 
von da aus ist diese Auffassung auf die berufsmäßigen Vertreter 
derjenigen Funktion übergegangen, welche Jahwe von Anfang 
an eigentümlich war: die Kriegspropheten. Das 
älteste Dokument, in welchem die Verehrung »neuer Götter« 
durch Israel tadelnd erwähnt wird, ist das Deboralied (Jud. 5, 8). 
Alle Kriege gegen die Patriziate der Städte, der kanaanäischen 
wie der philistäischen, sind in Jahwes Namen geführt worden 
und bei sòlchen Gelegenheiten tauchte begreiflicherweise jedes- 
mal die Auffassung auf: daß eine Bundespflicht der Israeliten 
die ausschließliche Verehrung des Gottes sei, der ihnen im Kriege 
zu helfen verheißen hatte. Alle nicht weltlichen, sondern pro- 
phetischen — männlichen oder weiblichen — Führer in den Be- 
freiungskriegen waren Feinde aller anderen Götter oder wurden 
es im Kriege. Aber im übrigen ist für die seßhaften Israeliten 
nichts sicherer, als daß sie noch »andere Götter« außer Jahwe 
hatten. Und zwar zunächst ganz legaler Weise. Der Besitz 
anderer Götter bedeutete ja lediglich den Bestand anderer, dem 
Jahwe nicht gewidmeter Kulte, und daß es solche, auch abge- 
sehen von den importierten auswärtigen Numina, gab, hat auch 
die priesterliche Redaktion der heiligen Schriften nicht verwischen 
können 128). 

Zunächst berichtet die Tradition von Sippenkulten und Haus- 
heiligtünern. David entschuldigt sich beim Opferfest des Saul 
mit einem Kultfest seiner Sippe, von welchem die Kultordnungen 
Jahwes nichts wissen. Nicht nur Laban ferner, sondern (nach 
den Bestimmungen des Bundesbuchs über die Erbversklavungs- 
zeremonie und nach der Erzählung über die Flucht Davids aus 
seinem Hause) jeder vollversippte Israelit hatte ursprünglich eine 
heilige Stätte im Haus und einen Hausgötzen. Was diese »T er a- 
phim« letztlich gewesen sind, ob sie vielleicht identisch waren 
mit Masken oder Puppen, welche das Sippen- oder Familien- 


1%) Gegen die sehr prononcierte Ansicht von Eerdmans (in den Alttest.- 
Studien), wonach manche Teile des A. T. Jahwe überhaupt nicht kennen und spe- 
zifisch polytheistisch seien, s. Steuernagel in der Theol. Rundschau 
1908, S. 232 f. 
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haupt beim orgiastischen Mimus zu tragen hatte, ist nach Lage 
der Quellen vielleicht nicht sicher auszumachen und soll hier 
nicht erörtert werden. Wohl aber beweist die Art, wie sie aus den 
emendierten Redaktionen verschwinden, daß sie nichts mit 
einem (ganz unwahrscheinlichen) »häuslichen Jahwekult« zu schaf- 
fen hatten, so wenig wie vermutlich jene Sippenfeste. Im einzelnen 
freilich bleibt alles unsicher. 

Auf recht problematischem Boden befindet man sich ebenso 
auch bei der wichtigen Frage, ob und welche Artvon Toten- 
kult in Altisrael geherrscht hat und inwieweit dessen spä- 
teres vollkommenes Fehlen mit dem Zurücktreten der sozialen 
und kultischen Bedeutung der Sippen zusammenhängt. 

Die geistvollen Konstruktionen eines ursprünglich@n Ahneo- 
kults in Israel von Stade und Schwally haben der eindringenden 
Kritik namentlich Grüneisens nicht standhalten können. Aller- 
dings scheint die Totenseele in der altpalästinensischen Magie 
einmal eine sehr beachtete Potenz gewesen zu sein. Aber in 
der späteren Zeit ist gerade sie eine sehr problematische Figur. 
Daß die »Seele« nichts notwendig Einheitliches ist, teilt die 
israelitische Auffassung mit sehr vielen anderen, auch mit jener 
ägyptischen Vorstellung, welche zum mindesten dem König eine 
Mehrheit von Seelen zuschreibt. Aber die schon in früher Zeit 
die ägyptische Spekulation beherrschende einheitliche Kon- 
zeption des »Kai« ist in Israel nicht übernommen und scheint 
auch keinen Einfluß geübt zu haben. Die spätere, auf Verschmel- 
zung verschiedenartiger älterer eigener: und einiger vermutlich 
übernommener Vorstellungen zurückgehende Auffassung unter- 
schied am Menschen dreierlei: x. den Körper (basar), 2. die im 
Blut sitzende 127) Seele (nefesch) als Trägerin der normalen 
Affekte, der »Individuation« (wie wir sagen würden) und aller 
gewöhnlichen Lebenserscheinungen überhaupt und 3. den »Geist«, 
den »Lebensodem« (ruach). Ruach ist dabei ein von Jahwe 
dem Menschen eingeblasener göttlicher Windhauch, durch dessen 
Vorhandensein aus dem ganz kraftlosen oder nur vegetativ be- 
seelten Körper erst ein lebendiger Mensch wird: »von den vier 
Winden her« läßt Jahwe durch ein Zauberwort des Hesekiel 
in dessen Vision den Odem kommen, der die über Israels Boden 
verstreuten Totengebeine wiederbelebt. Außerdem und vor allem 
aber ist nun ruach jene besondere göttliche Kraft, welche, der 
Mm) Im Herzen sitzt der Verstand, in den Nieren die Affekte. 
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»mana« und »orenda« entsprechend, als Charisma überalltäg- 
licher Leistung im Helden, Propheten, Künstler und umgekehrt 
als dämonische Besessenheit in schweren Affekten und außer- 
alltäglichen Zuständlichkeiten sich äußert. Nefesch und ruach 
sind in den Quellen nicht immer scharf geschieden. Es scheint, 
daß der in der späten Redaktion der Schöpfungsgeschichten 
(Gen. ı) sich findende Dualismus von lebendigem Gottesodem 
(dem »Wehen« der Gottheit) und totem Chaos von phönikischen 
Vorstellungen her durch Vermittlung der Intellektuellenspeku- 
lation rezipiert worden ist und die Konzeption eines Dualismus 
ruach-basar ermöglicht hat. Dieser kam den feindlichen Ten- 
denzen der Priester gegenüber dem Totenkult entgegen. Nach 
der späteren Vorstellung kehrt nämlich die ruach, als substantiell 
den Winden gleich, mit dem letzten Atemzug zum Odem des 
Himmels zurück, geht mithin als Individualität- unter und 
ein Totenreich der Individualseelen fällt damit ganz fort. Das ent- 
sprach dem alten Volksglaubsn keineswegs. Die ursprüngliche 
Vorstellung über das Schicksal der nefesch ist zwar nicht immer 
ganz klar, ging aber offenbar dahin, daß sie fortbestehe. Einmal, 
bei Jeremia, findet sich die auch in Altägypten ursprüngliche 
Annahme: daß die Seele im Grabe weile. Dabei handelt es sich 
aber um eine Heroine (Rahel) und der Grund jener Vorstellung 
war zweifellos, daß in diesem Fall ein alter Grabkult existierte. 
Dagegen ein »Ahnenhimmel« der Sip pen genossen scheint nicht 
nachweisbar. Sippengräber finden sich für einzelne vornehme 
Geschlechter, noch in der Spätzeit z.B. für die Makkabäer 
und, nach der Tradition der Priester, für die Erzväter. Nur bei 
seßhaften Stämmen waren solche möglich. Der vermutlich alte 
Ausdruck: »zu seinen Vätern versammelt werden« bedeutete 
jedenfalls eher: Versammlung zu den gemeinsam beerdigten 
Sippengenossen als: in einen besonderen Ahnenhimmel, zumal er 
mit dem anderen Ausdruck: »zu seinen Leuten (‘am) versammelt 
werden« abwechselt, der sowohl Sippengenossen wie Kriegs- 
kameraden bedeuten kann. Auch ein Kriegerhimmel ist ge- 
schichtlich nicht nachweisbar. Besonders von ihm begnadete 
religiöse Helden raffte Jahwe, nach der volkstümlichen Vorstel- 
lung, hinweg: sie existieren weiter unter seinen himmlischen 
Heerscharen, d.h. (wie in Aegypten nach einer Vorstellung) 
im leuchtenden Sternenheer oder vielleicht auch in seinem himm- 
lischen Rat, während die korrekte Ansicht wohl die war: 
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daß er sie in seinen Armen sanft verlöschen lasse, wie den Mose. 
Die nephesch aller anderen aber führt ein Schattendasein im Hades, 
der »Scheol«e. Aus dieser ist nicht, wie in Aegypten, ein Ort 
seliger Existenz der Begnadeten ausgeschieden oder eine Chance 
der Wiedergeburt eröffnet. »Schlaffe (rephaim), wie bei den 
Hellenen, sind vielmehr alle Totengespenster. Allerdings des- 
halb nicht ungefährlich. Die Steinigung eines von einem bösen 
oder einem mit dem cherem belegten Geist besessenen Menschen 
oder Tieres hatte zweifellos den Zweck, seiner unruhigen Toten- 
seele den Weg so gründlich zu verschütten, daß sie nicht umgehen 
konnte. Während in Aegypten aus ähnlichen Anfängen die 
Lehre vom »Kai« entwickelt wurde 12), ist die israelitische Vor- 
stellung von der »Seele« durchaus widerspruchsvoll geblieben 
Das strenge rituelle Verbot des Blutgenusses wird von der späteren, 
deuteronomischen und priesterlichen, Auffassung gelegentlich 
damit begründet, daß man die Seele auch eines Tiers nicht essen 
dürfe: das gibt bösen Zauber und vielleicht Besessenheit. Aber 
eine Lehre von den Schicksalen der Tier- und Menschenseelen 
hat sich nicht entwickelt. Im Hades lebte die nephesch nur als 
schattenhaftes Abbild des Lebenden, weil sie weder Blut 
noch Odem hatte. Man erfährt dort nach der Vorstellung auch 
der Psalmisten nichts von Jahwes Taten und kann ihn nicht prei- 
sen: das Gedenken ist erloschen. Wie Achilleus wünscht man vor 
diesem Schicksal so lange als möglich bewahrt zu werden und 
empfindet diese Existenz nicht als ein »jenseitiges Fortleben«. 
Vollends weiß man nichts von »jenseitiger Vergeltung«, wie sie 
das aus den chthonischen Kulten entwickelte Totengericht in 
Aegypten, die Grundlage der dortigen priesterlichen Beeinflussung 
der Ethik, darstellte. Spärliche Anfänge einer Tartaroskonstruk- 
tion für Uebeltäter finden sich bei späteren Propheten zwar, 
sind aber ebensowenig weiter ausgebaut worden, wie bei den 
Helienen und Babyloniern. Der verschwommene Charakter 
all dieser Vorstellungen erklärt sich am einfachsten daraus, 
daß Scheol sowohl wie nefesch alte Bestandteile des Heeres- und 
Volksglaubens waren und daß die Träger des Jahwismus beides 
gleichermaßen beiseite ließen, ihrerseits dagegen mit dem anfäng- 


128) In Aegypten ist Kai die »Lebenskraft«, also »Seele« und zugleich die 
Nahrung, deren die Seele bedarf, um zu existieren. Sie entspricht der nephesch 
insofern, als sie es ist, die in das Totenreich geht. (v. Bissing, Sitzb. der Münch. 
Ak. d. W. Phil.-hist. Kl. 1911 Nr. 6.) PS 
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lich wohl aus der animistischen Wiedergeburtsvorstellung der 
Kriegeraskese entnommenen, dann mit dem göttlichen Weltodem, 
dem Winde Jahwes, in Beziehung gesetzten Begriff der »ruach« 
operierten !28”) und kein Fortleben einer »Seele« in einem Jen- 
‚seits kennen wollten 12%). Sondern was fortlebte und fortleben 
sollte, war bei ihnen etwas ganz anderes: der gute Name 13°) 
des Helden bestand, unter den Kameraden und Nachfahren 
weiter. Die Hochschätzung des Namens ist eine typische Beduinen- 
wertung, wie wir sahen. Aber sie herrschte auch in Aegypten. 
Wie dort, so bestand auch in Israel die Vorstellung: daß jeder 
Name etwas, wie dem Ding, so der Person Wesenhaftes, irgendwie 
Reales sei. Daß Jahwe den »Namen« des Frevlers aus seinem 
»Buch« austilgen werde, ist Ausdruck für die ihm angedrohte 
Vernichtung für immer (Ex. 32, 32. 33 f). Die Bedeutung des 
persönlichen Charisma und des Kriegsheldenruhms in Verbin- 
dung mit der herrschenden Sippengliederung und Benennung 
der vornehmen Sippen nach dem Ahnen als Eponymos wirkte 
wohl dahin, diese Vorstellung zu verstärken. Der Name eines 
Menschen, den der Gott im Leben sichtbar gesegnet hat, 
kann zu einem »Segenswort« werden, welches noch späte Ge- 
schlechter als solches gebrauchen. Daß dies seinem Namen ge- 
schehen solle, ist die höchste Verheißung, welche Abraham 
von Jahwe erhält. Denn in der einzigen alten (jahwistischen) 
Redaktion des später (Gen. 18, 18; 22, 18; 26, 4; 28, 14) umge- 
stalteten Wortes (Gen. 12, 2. 3) lautet dies dahin, daß Abrahams 
Name »ein Segenswort werden« und daß künftig einmal »alle 
Geschlechter auf Erden sich mit seinem Namen segnen sollen«. 
Das bedeutete an sich nur: daß er selbst und die Seinen ein welt- 
bekannt gesegnetes Leben führen werden. Irgend eine »messiani- 
sche« Deutung lag ganz fern. Um dieses Werts des Namens willen, 
damit der Name in Israel nicht ausgetilgt werde, ersehnte man 
große Nachkommenschaft (Deut. 25, 6. 7. 10; Ruth. 4, 5. I0; 
I. Sam. 14, 22; 2. Sam. 14, 7) 131). Nicht aber, wie anderwärts, 


120%) jedoch schwört Jahwe bei seiner snephesch«. 

129) Aus einer Vermischung der beiden dichotomischen Vorstellungen wäre 
also die spätere Trichotomie entstanden. Auch Kautzsch, der sich entschieden 
gegen die Trichotomie wendet, muß doch im Wesen der Sache ihre spätere Exi- 
stenz zugeben. 

130) Giesebrecht, Die alttestam. Schätzung des Gottesnamens und ihre 
religionsgesch. Grundlagen, Königsberg 1901. 

131) Wenn Hiob seine Zuversicht darauf setzt, daß »sein Bluträcher lebe«, 
so meint er damit: daß Jahwe seinen durch die Verdächtigungen der Freunde 

27° 
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um der Totenopfer willen 122). Zwar existierten solche. Aber daß 
die Opfer für das Geschick des Toten oder für das des Opfernden 
selbst besonders wichtig seien, ist wenigstens in den uns zugäng- 
lichen Quellen nirgends angedeutet 1%). Dies Schweigen hängt 
wenigstens ursprünglich nicht, wie man wohl glauben könnte, 
mit einem bewußten Kampf der Priester gegen eine bereits be- 
stehende am Ahnenkult verankerte Macht der Sippen zu- 
sammen. Zwar für die spätere Zeit ist der Gegensatz der Wir- 
kungsrichtung von Priesterreligion und Sippenmacht, wie sich 
mehrfach zeigen wird, unzweifelhaft. Aber er blieb auch dann 
wesentlich latent und ist jedenfalls nicht der Ausgangspunkt 
der vollkommen fremden Stellung des Jahwismus gegenüber 
allem Totenkult gewesen. Denn Sippenmacht und Totenkult 
gehen zwar oft, aber nicht notwendig und immer zusammen. 
In Aegypten hat der so intensiv wie nirgends sonst gepflegte 
Totenkult keineswegs zur Bildung von magisch oder kultisch 


angetasteten guten Namen wieder herstellen werde. Den Eunuchen, deren 
Zulassung zur Gemeinde — entgegen dem älteren, auf dem Gegensatz gegen die 
Königseunuchen beruhenden Verbot — Tritojasaja (56, 4. 5) ausspricht, stellt 
er seinen besseren Namense, als durch Söhne und Töchter, in Aussicht, wenn 
sie die göttlichen Gebote erfüllen. 

138) Auch in Aegypten ist es der Name, der fortleben muß, nicht die 
Nachkommenschaft des Toten als solche. Der Kult liegt bei den Vermögenden 
nicht den Nachfahren, sondern den mit Pfründen bewidmeten Totenpriestern 
ob. Die Fortexistenz des Namens aber bedingt die Fortexistenz der Seele 
im Jenseits. Gerade diese nahe Verwandtschaft der Auffassung von der Bedeutung 
des Namens in Israel mit der in Aegypten beleuchtet das Tendenziöse der Ab- 
lehnung aller Jenseitserwartungen und Totenkulte nur um so stärker. — Dem 
Mißbrauch des Namens Jahwes entspricht die Strafe (Erblindung), welche 
Ptah nach einer Inschrift (im Brit. Mus.) wegen Mißbrauchs seines Namens 
verhängt hat. (Erman, Sitz.b. der Berl. Ak. d. Wiss. Phil.-hist. Kl. 1911, p. 1098 f.) 

133) Ed. Meyers oft ausgesprochene Ansicht, daß die Totenopfer nicht um 
der Macht der Toten willen gebracht werden, sondern umgekehrt die Ohnmacht 
der Toten zur Voraussetzung haben, die ohne sie nicht bestehen können, ist 
einseitig. Es ist z. B. im Allgemeinen ganz richtig, daß sowohl Götter wie 
Totenseelen der Opfer bedürfen (wie die homerischen Schatten im Hades 
des Blutes). Aber für Aegypten ergeben die Inschriften schon des Alten Reichs 
die Macht der Toten. Der Tote stellt dem, der sein Heil verletzt, Rache, dem, 
der ihm Gebete und Opfer bringt, Fürsprache bei dem großen Gott oder anderen 
Segen in Aussicht. Und der ganze chinesische Ahnenkult, vor allem gerade 
die in ihrem Sinn ganz vergessenen Trauerbräuche dort, haben die Macht der 
Totenseele zur Voraussetzung. Das Machtverhältnis ist also gegenseitig: der 
Tote bedarf der Opfer, aber er hat, wie die Götter, auch die Macht, sie oder ihr 
Unterlassen zu vergelten. Durchaus zutreffend ist nur: daß der »Ahnenkults« als 
solcher keine universelle Durchgangsstufe der Religion ist. Schon deshalb, 
weil — wie Aegypten zeigt — T o t e n kult und Ahnen kult in keiner Art not- 
wendig zusammenfallen. 
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gebundenen Sippenverbänden geführt 1%), die dort vielmehr so 
vollständig wie fast nirgends sonst fehlten, weil die Patrimonial- 
bürokratie des Fronstaates die Bedeutung der Sippen bereits 
gebrochen hatte, ehe der Totenkult seine alles überragende letzte 
Ausgestaltung erhielt. Die stark entwickelte alte israelitische 
Sippengliederung andererseitshat doch keinen wirklichen Ahnen- 
kult chinesischen oder indischen und auch keinen Totenkult 
ägyptischen Gepräges entstehen lassen. Gewiß hatte er sich 
aus der hauspriesterlichen Stellung des Familienhauptes und den 
Sippenkulten leicht entwickeln können, und wenn er entstanden 
wäre, so würde er die Macht und das rituelle Prestige der Sippen 
außerordentlich gesteigert und dadurch der Ausbreitung des 
reinen Jahweglaubens ernstliche Widerstände bereitet haben. 
Die Gastvölkerorganisation hätte dann vielleicht zur Kasten- 
bildung führen können. Insofern war es allerdings von nicht ge- 
ringer Bedeutung, daß der Jahweglauben offenbar von Anfang 
an der Entstehung eines Toten- oder Ahnenkults 
ablehnend gegenüberstand !35). Denn die typischen An- 
sätze zur Entstehung solcher Kulte scheinen bestanden zu haben. 
Sicher feststellbar ist ein Kult von wirklichen oder angeblichen 
Stammesheroen zwar nicht, aber die Erwähnung von Gräbern 
einiger von ihnen macht Kulte wahrscheinlich, die dann von 
der späteren Priesterredaktion sehr geflissentlich umgedeutet 
wurden. Mehr als die hohe Wertung der Leichenpietät im (apo- 
kryphen) Tobit-Buch, die vielleicht persisch beeinflußt ist, 
zeigen die Erwähnung der Totenopfer und Trauerbräuche im 
Deuteronomium (26, 14) und die Reste der Totenorakel, 
daß der Weg zum Totenkult begangen war. Und noch weit mehr 
als all diese Spuren spricht dafür gerade die ganz offensichtlich 
bewußte schroffe Ablehnung aller dieser Ansätze durch die Jahwe- 
religion, welche ihnen die Entwicklung abschnitt. Denn diese 


13t) Schon die Toten des Alten Reichs wenden sich in den Grabaufschriften 
nicht an die Nachfahren, sondern an jedermann, der ihrem Grabe naht, um Gebete 
und Opfer und versprechen jedem, der ihnen willfährig ist, Fürsprache. Der 
Totendienst aber wird durch Priesterpfründen gesichert, nicht durch religiöse 
Pflicht der Nachfahren. 

13$) Die Ablehnung der ägyptischen Totenkulte folgte keineswegs schon 
an sich aus der Stammfremdheit und der Verschiedenheit der Lebensverhältnisse. 
Die ebenfalls stammfremden libyschen Beduinen hatten das gesamte Toten- 
zeremoniell der Aegypter übernommen (s. Breastead, Records IV, 669, 726 ff.). 
Ebenso wie libysche sind aber auch semitische Beduinen-Sch6chs sehr oft in 
Aegypten und auch am Hof zu finden. Auch Syrer mit ägyptisch-theophoren 
Namen kamen dort vor. 


418 Max Weber, 


Gegnerschaft hat einen augenfällig tendenziösen Charakter. 
Nicht etwa die Unreinheit alles Toten und alles auch nur indirekt 
zum Grabe in Beziehung Stehenden, wie etwa des Trauerbrots, 
ist dafür entscheidend. Denn »unrein«, d. h.: Quelle magischer 
Befleckung, war der Tote und was ihn anging, auch da, wo er 
Gegenstand eines Kults war, z. B. in Aegypten. Daß dem Jahwe- 
priester jede Beteiligung an der Totentrauer außer für die aller- 
nächsten Angehörigen unbedingt untersagt war, geht aber immer- 
hin über das hinaus, was dadurch bedingt wäre. Ebenso die 
absolute rituelle Unreinheit aller Vorräte, von denen auch nur 
Teile für Totenopfer verwendet oder bei Totenmahlen gegessen 
waren : es war geradezu Gegenstand des snegativen Sündenbekennt- 
nisses«, welches der Einzelne, wenn er »vor Jahwe erschiene, 
abzulegen hatte, daß das zu Opfernde in dieser Hinsicht rituell 
rein sei (Deut. 26, 14). Nicht minder die Perhorreszierung 
der Totenorakel. Denn sie erfolgte nicht etwa, wie bei manchen 
anderen verbotenen Orakelpraktiken, weil sie trügerisch wären, 
sondern obwohl sie, wie ja das Beispiel der Beschwörung Samuels 
zeigt, wirksam waren und die Wahrheit enthüllten. Nein: sie 
waren eine Konkurrenz gegen die von den Jahwepriestern 
gehandhabten Orakelformen und entstammten Kulten, welche 
für diese offenbar eine gefährliche Rivalität bedeuteten. Neben 
einheimischen chthonischen Kulten war vor allen Dingen gerade 
der ägyptische Totenkult in der unmittelbaren Nachbarschaft 
offenbar ein Feind, gegen welchen die Verpönung alles Totendien- 
stes sich richtete 189), Die in Palästina zahlreich gefundenen 
Skarabäen dienten bekanntlich als magischer Schutz für den 
Toten vor dem Totenrichter und machen es sehr wahrscheinlich, 
daß die ägyptische Art des Totenkults nicht unbekannt war. 
Nichts beweist aber deutlicher das tiefe Unbehagen, mit welchem 
die Jahwereligion aus diesem überall spürbaren Gegensatz gegen 
die ägyptische Esoterik und chthonische Mysterien heraus 
allen Angelegenheiten des »Jenseits« gegenüberstand, als das 
unvermittelte Abbrechen aller scheinbar unvermeidlich dort- 
hin führenden Gedankengänge 37) in der ganzen alttestament- 

136) Das ausdrückliche Verbot der Selbstverwundung bei der Totentrauer 
(Lev. 19, 18) freilich ist gegen Ekstatik und ekstatische Magie gerichtet (s. u). 
Die Technik der Einbalsamierung aber war in Israel bekannt: Gen. 50, 2.3. 

187) So in der Vision Hesekiels von den Totengebeinen, deren Wiederbele- 


bung durch Zauberwort ausschließlich als ein Machtbeweis Jahwes gewertet 
wird. Auch dem ‘Ebed Jahwe Deuterojesajas ist nur ein ruhmvolles Zukunfts- 
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lichen Literatur mit Einschluß sämtlicher Propheten, Psalmisten 
und Legendendichter. Den Propheten (Jes. 28, 15) bedeutet ein 
politisches Bündnis mit Aegypten den Bund mit Scheol, das 
heißt mit den Totengöttern: das erklärt mit ihre hartnäckige 
Feindschaft gerade gegen diese Anlehnung. 

Bei all dem hat man nun aber doch den Eindruck, daß der in 
Babylon esoterisch bestehende, durch Astralmythen bedingte 
Auferstehungsglaube, der plötzlich im Danielbuch als fertige 
Vorstellung hervortritt und nach der Makkabäerzeit (pharisäischer) 
Volksglaube wird, auch in vorexilischer Zeit nicht etwa unbekannt 
war 138), Die offizielle bapylonische Religion weiß freilich von 
solchem Glauben ebensowenig etwas wie die israelitische. Der 
Tod ist ihrein unvermeidbares Uebel alles Menschentums. Denn die 
Lebenspflanze ist unter der Obhut böser Dämonen tief verborgen 
in der Unterwelt, die auch dort ein reines Schattenreich ist. Und 
nur vereinzelte Sterbliche sind, wie in Israel, durch Göttergnade 
in ein seliges Dasein entrückt. Aber in Israel ist nicht nur ein 
Ignorieren, sondern Ablehnung zu spüren. Das ganze Gebiet 
des Totenreichs und des Schicksals der Seele blieb der offiziellen 
priesterlichen und prophetischen Religion unheimlich. Bis auf 
die Zeit der Pharisäer, welche darin Wandel schufen, operieren 
ihre Repräsentanten, gerade die größten unter ihnen, niemals 
mit dem in der ägyptischen und der zarathustrischen Religion 
heimischen Gedanken einer jenseitigen Vergeltung. Die Pietät 
gegen die lebenden Eltern wird hoch gerühmt und ihr Bruch streng 
verpönt, aber von einem Jenseitsschicksal noch so glänzender 
Ahnen ist niemals die Rede, obwohl doch die Vergeltung und der 
gerechte Ausgleich das war, was die Jahwegläubigen von ihrem 
Gott erhofften und obwohl die Solidarität der Sippe mit ihrer 
Haftung der Nachfahren für die Sünden der Väter feststand. 
In späterer Zeit haben, wie wir sehen werden, die Verheißungen 
der Propheten durch ihre Eigenart diese Ablehnung aller indivi- 
duellen Jenseitsvergeltung zugunsten der kollektiven diesseitigen 
Hoffnungen mit bedingt. In der Frühzeit aber ist diese für die 
Rechtssammlungen wie die Geschichtsschreiber gleichmäßig 
charakteristische Ablehnung jeder Jenseitsspekulation, zumal 


leben in Aussicht gestellt, wobeı aber diese zwischen eschatologischer Persön- 
lichkeit und Personifikation gleitende Gestalt offenbar in der zweiten Qualität 
in Betracht kommt. 

138) Ueber die ganze Frage Beer in der schönen Abhandlung über den bibli- 
schen Hades (Theol. Abh. für H. Holtzmann 1902). 
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in der Nachbarschaft des sehr genau bekannten Aegypten, doch 
wohl kein Zufall. Freilich: der nächste und unmittelbarste Gegner 
waren vermutlich die orgiastischen Kulte der chthonischen 
kanaanäischen Numina. Die Aufzählung der verpönten Trauer- 
bräuche (Einritzen von Wunden, Kahlscheren des Haupts 
und Aehnliches) bei den Propheten (Amos, Jesaja, Micha) und 
in der Thora (Lev. 19, 28; Deut. 14, I) zeigt auch keine spezi- 
fisch ägyptischen, sondern allgemein chthonische Züge. Und mo- 
tiviert ist das Verbot (Deut. 14, 2) durch die Beziehung zu Jahwe, 
also: kultisch. Jahwe hat eben, so viel bekannt, nie und 
nirgends Züge eines chthonischen Gottes 
an sich getragen. Immer residiert er auf den Bergen oder im 
Tempel, nie in der Erde. Niemals wird Scheol, der Hades, als 
von ihm geschaffen hingestellt: es ist die einzige unter allen 
Stätten des Weltalls, von der dies nicht behauptet wird. Niemals 
ist er der Gott der Toten oder eines Totenreichs. Die Kulte der 
chthonischen und der Totengötter haben eben überall sehr spe- 
zifische Eigentümlichkeiten, von denen sich keinerlei Spur im 
Jahwekult nachweisen läßt. Ebensowenig ist er jemals ein 
Vegetationsgott oder Gestirngott gewesen: — Gottheiten, deren 
Kulte die Auferstehungshoffnungen zu erzeugen pflegen. Dieser 
kultische Gegensatz war unzweifelhaft für die Stellung- 
nahme der Jahwepriester und Thoralehrer der entscheidende. 
Aber mit Totenkulten verbundene Auferstehungsvorstellungen 
waren wohl auch in Palästina nicht unbekannt. Nur die Jahwe- 
priesterschaft hatte mit ihnen nichts zu tun und wollte mit ihnen 
auch nichts zutun haben, weil ihreeigenen rituellen Gepflogen- 
heiten mitsiderischen ebenso wie mit chthonischen Kulten unver- 
einbar waren. Und neben dem äußeren Gegensatz gegen Totenprie- 
ster und Totenorakeldeuter war wohl auch die Befürchtung, beije- 
den Konzessionen an irgendwelchen Jenseitsspekulationen durch 
Kulte von der unermeßlichen Popularität des ägyptischen 
Osiriskults, sei es durch diesen selbst oder eine an ihn anknü- 
pfende Esoterik von Auferstehungsmysterien, überrannt oder 
zurückgedrängt zu werden, für ihr Verhalten maßgebend. Zu- 
statten kam ihnen bei der Ablehnung aller Toten- und Ahnen- 
kulte wohl auch, daß die durch die Struktur der ägyptischen 
Sozialordnung gegebene Verklärung der buch mäßig fixierten 
Weisheit der Ahnen als solcher für das alte Israel nicht in 
Betracht kam. Ebenso: daß eine eigentliche Adelsentwicklung 
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mit individueller Ahnenverehrung ausblieb. Denn so wenig ein 
schon entwickelter »Ahnenkult« Anlaß der Feindschaft der 
Jahwepriester gegen die Trauerbräuche war, so zeigt doch 
die Zusammenstellung des Verbotes der Trauerkasteiung durch 
Körpereinschnitte mit der Tätowierung (Lev. 19, 28): 
zweifellos einer Tätowierung mit dem vom Stammesvater über- 
kommenen Sippen- und Stammeszeichen, daß die Gegnerschaft 
im praktischen Effekt auch der kultischen Bedeutung der Sippen 
als solcher galt. Der Kampf der reinen Jahwegläubigen gegen 
die Entstehung von Kultverbänden der Sippen hinderte seiner- 
seits auch wieder die Entstehung eines Ahnenkults, für den Sip- 
penverbände ja die Stätte abgegeben hätten. Die Sippenfeste 
sind denn auch später durchaus verschwunden. 

Dagegen hatte sich der Jahwekult zunächst damit abzu- 
finden gehabt, daß im Ackerbaugebiet Palästinas die üblichen 
Götter der Ackerbauer: siderische und typische Vegetations- 
götterkulte, fortbestanden. Neben den schon vorhandenen oder 
importierten phönizischen Kulten (vor allem: Moloch und Astarte) : 
und mesopotamischen Gottheiten (Tammuz, der Mondgott Sin), 
die niemals von den Jahwepriestern anerkannt wurden, scheint 
durch die Legende von Jephthas Tochter der Bestand von jähr- 
lichen Klageriten um den Tod einer alten weiblichen Vegetations- 
gottheit bezeugt zu sein. Diese fremden Götter haben aber auf 
die Gestaltung der Jahwereligion keine entscheidende Be- 
deutung gehabt und interessieren hier nicht. Denn ihr Einfluß 
wirkte zwar in massenhaften Einzelheiten, aber nicht in den für die 
grundlegenden Formen der Lebensführung entscheidenden Riten 
nach. Mit einer Ausnahme. Die überaus wichtige Institution 
des Sabbat?) hängt mit dem Schabattutage des auch in 
Babylon herrschenden Mondkults offensichtlich zusammen. Wie 
die Etymologie des hebräischen Werts für »schwören«: »sich 
besiebenen« zeigt, ist die in Babylonien eingebürgerte Heiligkeit 
der Siebenzahl und wohl auch der »Siebengötterschaft« auch in 
Palästina alt. Aber die beiderseitige Geltung des Sabbats beruht 
schwerlich auf eigentlicher Uebernahme, sondern wohl auf 
gemeinsamer Ueberlieferung. Schon bei den frühesten Erwäh- 


14%) Ueber den Sabbat vgl. jetzt besonders die sehr präzise Abhandlung 
von G. Beer, Einleitung in die Uebersetzung des Mischna-Traktats »Schabbath« 
(in den Ausgew. Mischnatraktaten, herausgeg. v. P. Fiebig, Nr. 5, Tübingen 1908) 
S. rof. Ferner: Hehn, Siebenzahl und Sabbat bei den Babyl. u. im, A. T. 
(Leipz. Semit. Stud. II, 5, 1907). 
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nungen des Sabbats treten die Unterschiede hervor. In Meso- 
potamien war der Schabattutag streng an den Mondumlauf: 
Neumond, Vollmond, später die durch 7 teilbaren Tage des Monats 
und den 7 x 7. Tag, gebunden. In Israel ging der jeweilig 
siebente Tag als Feiertag unbekümmert um die Mondphasen 
durchlaufend weiter, obwohl die Heiligkeit des Neumonds auch 
dort alt war!40) und anscheinend auch für die einstige Heiligkeit 
des Vollmonds sich Spuren finden. Vielleicht hat der Name 
Sabbat ursprünglich Vollmondtag bedeutet, wie Beer annimmt 
und ist erst später auf den ssiebenten Tag« (Ex. 23, I2; 34, 21) 
übertragen worden. Gemeinsam war mit Babylonien nur die 
Verwendung der Siebenzahl, verschieden die Art, wie sie geschah. 
In Mesopotamien ferner war der Schabattu in historischer Zeit 
ein Bußtag. In Israel war der siebente Tag zunächst offenbar 
ganz und gar ein fröhlicher Tag der Arbeitsruhe, an welchem 
man andere Dinge als die übliche Berufsarbeit besorgte, nament- 
lichauch die Gottesmänner aufsuchte (2. Kge. 4,23). Wie vor allem 
noch die Nehemiachronik (I3, 15) zeigt, war er aber auch der 
Tag für die Bauern, zur Stadt zum Markt und zur Kirmeß zu 
fahren !#!), ebenso wie die römischen Nundinae und wie der 
eine Tag der, in manchen Gemüseländern herrschenden, kürzeren 
5 Tage-Woche dort. Die Anklage des Propheten Amos (8, ı) 
gegen diejenigen Getreideverkäufer, denen der Sabbat, als Ge- 
schäftsstörung, zu lang ist, zeigt, daß schon damals die Arbeits- 
ruhe wenigstens für die (wie der Zusammenhang ergibt: stadt- 
sässigen, berufsmäßigen) Händler durchgeführt wurde. Schon 
die Rücksicht auf die sonst eintretende Begünstigung der Kon- 
kurrenz der Gerim hatte dies nötig gemacht (vgl. ganz analog: 
Neh. 13, ı6f.). Sklaven und Vieh scheinen nach der aus der 
Zeit der Jehu-Dynastie stammenden Prophetenlegende (x1. Kön. 
4, 22) damals noch nicht, sondern erst in der deuteronomischen 
Zeit einbegriffen worden zu sein. Wohl erst damals wurde der 
xaritative Zweckin den Mittelpunkt gerückt. Seine letzte Stei- 


14%) Neumonde und Sabbate galten den frühern Propheten als Fest- 
tage Jahwes. 

141) Meinholds Gedanke (zuletzt: Z. f. A.T. Wiss. 29, 1909), daß der 
Sabbat erst im Exil zum Wochentag geworden sei, erscheint deshalb nicht an- 
nehmbar. Gerade die in Palästina Gebliebenen kannten offenbar den festen Wo- 
chensabbat als Markttag. Aus eben diesem Grunde kann ich auch Beer’s An- 
nahme, daß der Sabbat gerade und erst im Exil in Babylon zum durchlaufenden 
Wochentag geworden sei, nicht teilen. 
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gerung zu dem, neben der Beschneidung, wichtigsten Merkmal 
Israels und einer absoluten und dabei rein rituellen Enthaltungs- 
pflicht von aller über das rituell vorgeschriebene Maß hinausgehen- 
den Tätigkeit erhielt er erst in der Exilszeit durch das Streben 
der Priester nach absolut unübersteiglichen »konfessionellen « 
Unterscheidungspflichten Israels. Er wurde nun — da die bloße 
Tatsache der Beschnittenheit ja keine Gewähr der wahrhaft 
gottgefälligen Lebensführung bot — zu einem der wiederholt 
und immer pathetischer eingeschärften rituellen Hauptgebote 
Israels und stand an Bedeutung neben dem Verbot des Mor- 
des, der Idolatrie und des Blutgenusses. Nun erhielt er durch 
die Redaktion des Sechstagewerksmythos einen kosmischen 
Hintergrund. Der priesterlichen Auffassung dieser Zeit galt 
die Verletzung der Sabbatruhe als todeswürdiger Frevel 
(Ex. 31, 14 f.). Der Ursprung aber ist sicherlich nicht bei den 
Viehzüchtern der Wüste oder Steppe — wo er praktisch undurch- 
führbar oder ohne Bedeutung ist und die Mondphasen wenig 
wichtig sind — sondern in einem Ackerbaugebiet zu suchen, 
wobei dann die Frage, ob es sich bei der Siebenzahl um Planeten- 
rechnung oder Vierteilung des Mondumlaufs handelte, sicher 
mit Recht zunehmend zugunsten der letzteren Annahme beant- 
wortet wird 143). Daß aber der Feiertag in Israel im Gegensatz 
zu Babylonien durchlaufend wurde (oder: blieb), erklärt sich ein- 
fach aus dem stärkeren Vorwiegen der am lokalen Stadtmarkt 
orientierten bäuerlichen Wirtschaftsinteressen und Gepflogen- 
heiten in Palästina, dagegen des vornehmen astronomischen 
Priesterwissens bei den Babyloniern. Hier war die astronomische 
Korrektheit rituell wesentlich, bei den Israeliten dagegen war in 
der Zeit der Fixierung der Sabbatgewohnheiten das Interesse 
der Bauern und Kleinstädter an regelmäßiger Wiederkehr 
des Markttages ausschlaggebend. Endgültig hat sich das Durch- 
laufen des Sabbats wohl mit der Erstarkung der Marktwirtschaft 
durchgesetzt: das spezifische Stadtstaatgesetz, das Deutero- 
nomium, erwähnt die alten Mondfeste nicht mehr. Siderische 
Korrektheit vermochten die Israeliten aus eigener Kraft doch 
nicht zu erreichen: man muß sich erinnern, welche Pein eine 


162) Budde weist immerhin auf Amos 5, 26 hin (assyrische Namen des 
Saturn). Gegen den Glauben an die große Bedeutung des Mondkults (Sinai- 
Name, Namen der Frauen Abrahams) für die Jahwereligion jetzt König, Z.D. 
M. G. 6) (1915) S. 280 í. 
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korrekte Feststellung mancher an sich einfacher astronomischer 
Tatbestände noch den Rabbinen der Spätzeit gemacht hat. 

Ließ sich der Sabbatritus leicht aus dem Zusammenhang 
mit dem Mondkult lösen und der Jahwereligion einfügen, ja 
sogar zu einem ihrer rituellen Hauptgebote machen, so bereiteten 
auf die Dauer um so größere Schwierigkeiten andere Kulte der 
Ackerbauer, welche die Israeliten des Jahwebundes durch Bei- 
tritt ansässiger Stämme und eigenen Uebergang zur Seßhaftig- 
keit in ihrer Mitte teils vorfanden, teils übernahmen. Wie in den 
Amarnatafeln die Götter der Chabiru »ilani« genannt werden, 
so heißen die Gottheiten der Kanaanäer und der nördlichen 
ansässigen Israeliten Elohim, ein Name, der hie und da viel- 
leicht auch für israelitische Götter noch als Plural verstanden 
wurde — das Attribut wird öfters in den Plural gesetzt —, in 
der gegenwärtigen Redaktion aber, wenn von israelitischer 
_ Religion die Rede ist, durchweg als eine Einzahl gedacht ist. 
Davon scheint allerdings gerade eine Stelle im »Bundesbuchs 
(Ex. 22, 8) eine Ausnahme zu machen und ebenso scheinen die 
grammatischen Verhältnisse bei den Anreden Abrahams an die 
göttliche Epiphanie der drei Männer es wahrscheinlich zu machen, 
daß die Einzahl der Anrede eine polytheistische Auffassung als 
Quelle nicht ausschloß. Der Plural als Bezeichnung eines prä- 
eminenten und zugleich abstrakten in der Ferne des Himmels 
thronenden höchsten Wesens war gerade im benachbarten 
Phönizien, aber anscheinend auch in Palästina verbreitet 143) 
und im späteren Sprachgebrauche Babyloniens ist der Plural 
»ilani« ebenso wie Elohim in Israel Bezeichnung der »Gottheit«. 
Trotzdem bleibt wahrscheinlich, daß eine Pantheonbildung 
irgendwelcher Art dem Ausdruck ursprünglich zugrundelag. 
Aber namentlich Hehn hat glaublich gemacht, daß schon 
die Einwanderung der Israeliten die Bezeichnung als Kollektivum 
für die »Gottheit« oder den »höchsten Gott« vorfand. Für die 
Jahweverehrer stand naturgemäß die Suprematie des Bundes- 


1) Baumgärtel, Elohim außerhalb des Pentateuch (Beitr. z. Wiss. 
v. A. T. 19, 1914) weist nach, daß Elohim als Gottesname vom Richterbuch 
zu den Samuel- und weiter zu den Königsbüchern an Häufigkeit abnimmt. 
im zweiten und dritten Psalmen-Komplex und im Koheleth-Buch durchweg, 
bei den Propheten fast nie gebraucht wird und daß die offenbar sprichwört- 
lichen Wendungen mit »Elohim« altkanaanäisches Sprachgut sind. Der Ge- 
brauch in späten Schriften hat natürlich in der Scheu vor dem Tetragrammaton 
seine Ursache. 
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gottes Jahwe fest. Er war ihnen »Elohim«, weil er ihre »Gott- 
heit« schlechthin war 1). Dies fand in der Stellung des höchsten 
Himmelsgottes in Babylonien und den von dort beeinflußten 
Gebieten eine Parallele, und der Brief des Kanaanäers Achijam 
bezeichnet (15. Jahrh.) den höchsten Gott als »Bel ilanu«, »Herr 
der Götter«. Mit solchen höchsten Himmelsgöttern wurde Jahwe 
naturgemäß besondersleicht verschmolzen. Erheißt noch in rela- 
tiv späten Stellen ein »Gott der Götter« Die Erinnerung dar- 
an, daß dies einst ihm gegenüber selbständige Götter waren, lebt 
außer in zornigen Bemerkungen des Jesaja gegen die Elim auch in 
den Namen einiger von ihnen und der offensichtlich nachträglichen 
Identifikation mit Jahwe fort. Den »höchsten Gott« El eljon 
—nach andern Nachrichten wohl ein phönizischer Name für den 
Himmelsgott an der Spitze des Pantheon — läßt eine freilich 
in der jetzigen Redaktion späte Tradition zu Abrahams Zeit 
in Jerusalem (?) durch den Priesterkönig Malkisedek verehrt 
werden und den gleichen Ausdruck wendet Abraham dann für 
Jahwe an 1%). Die alte Bezeichnung El Schaddaj, nach Delitzsch 
mit Shadu: (babyl.) Berg, zusammenhängend, bezeichnet 
das gleiche 146). Andere himmlische Wesen galten der späteren 
Auffassung als ihm untergeordnete Boten und Helfer. Aber ur- 
sprünglich waren sie sicherlich auch ihrerseits Götter, wie wieder- 
um die überaus schwankende Behandlung der drei. Gestalten 
der Epiphanie bei Abraham im Hain Mamre und ebenso die bei 
göttlichen Ratschlüssen in der Genesis sich öfter findende Selbst- 
bezeichnung »wir« zu zeigen scheint. »Die Kinder der Elohim« 
finden in dem verstümmelten alten Titanenmythos (Gen. 6) 
Gefallen an den Töchtern der Menschen und zeugen mit ihnen 
die Nephilim (Num.4, 13), die Giganten (der großen Sternbilder), 
von denen die Enaksöhne (Num. ebenda), und jene Ritter (gib- 
borim) der verschollenen kanaanäischen Urzeit abstammten, 
gegen welche die Ahnen zu kämpfen hatten und welche nach 
dem ursprünglichen Zusammenhang der Himmelsgott in der 


144) Hehn a. a. O. (etwas abweichend und meines Erachtens nicht ganz unbe- 
denklich formuliert). 

145) Späte Quellen, so der Sirachide und gelegentlich die Psalmen und das 
Danielbuch, kennen — wohl mit Rücksicht auf eine Proselyten-Umwelt — wieder 
den »höchsten« Gott. (Hehn a. a. O.) 

14) Bei Hiob (5, 17; 8, 5) wird es mit navtoxpátwp übersetzt. Die 
Priester-Rezension der Genesis verwendet es zum Zweck der Identifikation der 
alten ephraimitischen El-Kulte mit dem späteren Jahwekult. 
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Sintflut vernichtete. Das Sternenheer, sahen wir, war im Debora- 
lied in Nordisrael der Kern jener himmlischen Gefolgschaft, 
von der Jahwe auch später in den prophetischen Visionen um- 
geben ist. Numina, welche mit Jahwe nicht identisch scheinen, 
lauern den Helden auf und eine solche Gottheit wird von Jakob 
im Ringkampf bezwungen. Direkte Einwirkungen der Echnaton- 
schen Sonnenreligion auf die Jahwereligion sind sehr unwahr- 
scheinlich, schon weil die ohnehin unsichere Propaganda in Pa- 
lästina 147) sicher wenig intensiv war und weit zurücklag. Die 
nordisraelitische abstrakte Gottesbezeichnung »El«14) ent- 
spricht dagegen der babylonischen und die Verehrung des höch- 
sten Gottes auf dem Garizim und anderen Bergeshöhen dem 
babylonischen Versuch, durch Verehrung auf riesigen Terrassen- 
türmen dem Himmelsgott so nahe wie möglich zu sein. 

Fast alle diese vorderasiatischen Götter hatten astralen 
und meist zugleich vegetativen Charakter und waren einander 
sehr ähnlich 1). Wie überall war bei ihnen die Entwicklung 
zur Personalität erst allmählich eingetreten: ursprünglich war 
der Sternengeist von dem Stern selbst nicht zu trennen 15°) 
und erst Funktionsgötter der Kultur, wie z. B. der babylonische 
Schreibergott Nabu, waren von Anfang an ganz persönlich auf- 
gefaßt. Aber eine gewisse Neigung zum Zurückgleiten ins 


147) Daß der König (Echnaton) »seinen Namen für ewig auf das Land (Jeru- 
salem) gelegt hat« (Amarnatafeln), bedeutet nicht, wie geglaubt worden ist, daß 
dort solarer Monotheismus bestand, sondern: politische Herrschaft. 

,„ M$) Greßmann (Z. A.T. W. 30, 1910, S. ıf.). vertritt die Ansicht, daß die 
»Elim« die Götter der halbnomadischen Stämme im Gegensatz zu den Baalim, 
den Göttern der ansässigen Ackerbauern, gewesen seien. Dafür spricht in der 
Tat sehr vieles. Zunächst, daß der Name »Baal« in den ganzen Erzvätergeschich- 
ten, überhaupt in der Genesis, nie vorkommt. Dann die Natur der Sache, welche 
Baal als »Herrn« des Ackerbodens erscheinen läßt, und die zweifellose Beziehung 
zu den Baalen der Küstenstädte, vor allem Phöniziens, während El nach Osten 
weist, wo die Nomadenstämme zwischen Mesopotamien und Syrien hin- und 
herwechselten. Die Bezeichnung der Chabiri-Götter als silani« läßt sich dagegen 
eher für das Gegenteil anführen: der Name muß darnach den ansässigen Be- 
wohnern ebenfalls bekannt gewesen sein. Und ebenso ist »El eljons« doch wohl 
ein Gott eines Kulturvolks. In jedem Fall aber scheint die These fachmänni- 
scher Erwägung wert, da sie der Konstruktion des Priesterkodex über die 
vormosaische Gottesverehrung bei den Erzvätern (El schaddaj) ihr Recht geben 
würde. 

149) Luther bei Ed. Meyer (Die Israeliten usw.) nimmt an, daß zu Davids 
Zeit die Baal-Kulte kanaanäische Bauernkulte (also wohl orgiastischen Charak- 
ters) waren, die El-Kulte an Bäumen und Hainen hafteten, der Jahwekult in 
Gibeon (?) und Silo Kult des Kriegsgottes war. 

#0) So Hehn a.a.O. in Uebereinstimmung mit Dhomme, La relig. 
babyl. et assyr. 
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Unpersönliche blieb an den meisten haften; gerade die höchsten 
Himmelsgötter (so Anu in Babel) waren überall abstrakt und 
dem Volkskult fremd. Ueberall bestand die Neigung zum 
Synkretismus und zur Erhebung des Sonnengottes zum höchsten, 
in den Augen der Intellektuellen im Grunde einzigen Gott. Davon 
finden sich aber in Palästina nur dürftige Spuren, wenn schon 
die Elohim-Abstraktion immerhin auf diesem Wege gelegen 
hatte. 

Die wichtigste mit Jahwe wirklich konkurrierende Gottes- 
konzeption war vielmehr kanaanäischen, stark phönizisch be- 
einflußten, Ursprungs und gehörte einem Typus an, welcher 
in der entwickelteren babylonischen Religion schon stark um- 
geformt war. Es ist der Baal- Typus. Der ursprüngliche 
oder richtiger: der zur Zeit der Okkupation herrschende Sach- 
verhalt war der: daß ein besonderer Gott der »Herr« über be- 
stimmte Dinge oder Vorgänge der Natur oder des sozialen Lebens 
war, so wie sich das in primitiver Form über die ganze Erde 
verbreitet bei Naturvölkern findet und so wie etwa der indische 
»Gebetsherr« oder die altchinesische Landesgottheit es auch war. 
Dinge oder Vorgänge »gehören« dem betreffenden Baal so wie 
einem Menschen ein Stück Land oder Vieh oder ein von ihm 
` monopolisierter »Beruf« gehört. Daraus entstehen vor allem 
zwei Kategorien von Göttern. Einmal Funktionsgötter, wie viel- 
leicht der »baal berith« einer war, der »Bundesherr«, der für Bun- 
desschlüsse »kompetent« war, sie schützte und ihre Verletzung 
rächte. Oder der baal zebul von Ekron, der »Herr« der Pest 
verbreitenden Fliegen. Oder der »Herr« der Träume oder des Zorns 
usw. — Andererseits: Götter, denen der fruchttragende Boden, 
gehört: die »Lokalgötter« in diesem spezifischen Sinn. Während 
der israelitische Bundesgott Jahwe ein Gott der personalen 
Volksgemeinschaft war, ähnlich dem Bel des assyrischen Krie- 
gervolkes, aber noch mehr nach Art eines Heerkönigs geartet, 
war der palästinische Baal eines Orts der Herr des Landes und 
all seiner Erträgnisse nach Art eines patrimonialen Grundherrn, 
ähnlicher dem babylonischen Bel, dem Herrn der fruchtbaren 
Erde. Wir werden später die große rituelle Bedeutung dieses 
chthonischen Charakters wenn auch sicher nicht aller, so doch 
der praktisch wichtigsten Baal-Kulte kennen lernen. Dem Baal 
gebühren die Erstlinge aller Früchte vom Boden, Vieh, Menschen, 
die von diesem Landeleben: — was die Priester auf Jahwe über- 
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tragen haben, dem das ursprünglich unbekannt war. Das reli- 
giöse Motiv der früher erwähnten Pflicht, das Land nicht ganz 
abzuernten (Lev. 19, 9 und 23, 22) ist, wie die Motivierung: 
»ich bin Jahwe euer Gott« beweist, aus jenem Vorstellungs- 
kreis entnommen. Jene nicht unbedingt gegensätzliche, aber 
doch abweichend gerichtete Vorstellung: Gott der Personal- 
gemeinde einerseits, des Ortsverbands andererseits, Himmels- 
gott dort, Erdgott hier, lag zwischen den Konzeptionen von Jahwe 
und Baal. Im kanaanäischen Lande ist die zweite, aus der Stadt- 
sässigkeit und patrizischen Grundherrlichkeit unmittelbar fol- 
gende, Vorstellung sicher sehr alt. Jede Stadt hatte ihre eigenen 
Lokalgötter dieses Gepräges. In der Amarnazeit klagen die Statt- 
halter dem König, daß die Stadtgottheiten, durch deren Huld 
der Pharao Herr der Stadt sei, die Stadt verlassen haben und des- 
halb diese den Feinden verfalle. Die Israeliten scheinen einer 
ganzen Anzahl von Göttern mit Sondernamen, so dem unter 
einem Stierbild verehrten Hadad, den Baal-Namen beigelegt zu 
haben, ebenso dem unter der Omriden-Dynastie importierten 
phönizischen Milk oder Melkart. Jedenfalls war die wichtigste 
mit Jahwe konkurrierende, weil funktionell sehr universelle 
Gestalt der Baal des Orts, der Eigentümer des »Landes« in 
wirtschaftlichem und politischem Sinn. Bei friedlicher oder ge- _ 
waltsamer Angliederung von Städten an Israel verblieben diese 
Baale natürlich im Besitze der Stadt und ihrer Heiligtümer. 
Nach der ursprünglichen Vorstellung tat das dem großen Bundes- 
kriegsgott keinen Abbruch. Irgendwie freilich mußte seine Stel- 
lung zu ihnen mit seinem steigenden Prestige reguliert werden. 
Er konnte entweder als Himmelsgott an die Spitze eines Pantheon 
treten, und derartiges scheint in der Elohimbenennung nachzu- 
klingen. Er geriet dann freilich in Gefahr, wie alle solche höchsten 
Himmelsgötter zu verblassen, wo immer er keine dauernde Kult- 
stätte für Alltagsbedürfnisse hatte. Die Baale blieben dann 
Herren der lebendigen Kulte. Oder er wurde einfach mit den 
Baalen identifiziert oder in der Verehrung irgendwie mit ihnen 
verbunden. Bis in die Zeit nach dem Exil ist Jahwe sogar mit 
ganz fremden Göttern zusammen in einem und demselben Tempel 
von Juden mit der größten Unbefangenheit verehrt worden 151), 


151) Dies war in Syene nach den Papyri in der dortigen, nach den vielen ephrai= 
mitischen Namen zu schließen, aus Nordisraelstammenden Gemeinde (Bacher 
J. Q. R. XIX, 1907, S. 441) der Fall. (Näheres darüber bei Margolis J. Q. R. N.S. 2 
(1911/12) S. 435: die Opfergaben werden unter Jasu, einen Gott und eine 
Göttin verteilt. 
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Bei einer Kombination mit dem Lokalgott Baal mußte dann 
in Zeiten friedlichen Gedeihens naturgemäß mehr der Baal, 
in Zeiten großer Kriegsnot mehr der Jahwe in der Mischgott- 
heit (oder in der kombinierten Verehrung) hervortreten 15%). Das 
ist tatsächlich geschehen und erklärt die Erscheinung, daB die 
später gegen Baal eifernden puritanischen Jahwepropheten 
gerade in Zeiten friedlichen Gedeihens den schwersten Stand 
hatten, daß dagegen jeder Nationalkrieg und jede fremde Be- 
drückung und Bedrohung sofort Jahwe, dem alten Gott der Schilf- 
meerkatastrophe, zugute kam. Für große Zeiträume darf aber 
ein friedliches Nebeneinander mit sehr starkem, aber nicht als 
Gegnerschaft gegen Jahwe aufgefaßtem Hervortreten der Baale 
angenommen werden. Auch bei gefeierten Helden Nordisraels 
finden sich Namen mit Baal: So namentlich Jerub-Baal, der 
dann als Kriegsheld Jahwes ganz charakteristischerweise einen 
neuen Namen (Gideon) erhielt; ähnlich noch Söhne des gut 
jahwistischen Königs Saul, deren Namen die spätere Tradition 
charakteristisch verändert hat. s 

Infolge der häufigen Identifikation mit lokalen oder funk- 
tionellen Baalen nahm der Jahwekult auch deren kultische 
Attribute an. Vor allem: die Kultbilder. Der ursprüngliche 
israelitische Bundeskult ist nach Ausweis der Tradition und auch 
der Ausgrabungen mit höchster Wahrscheinlichkeit als bild- 
los anzusehen und war offenbar in dieser Form übernommen 
worden. Dies war freilich gewiß nicht das Produkt irgend einer 
spekulativen »Höhe« der alten Gottesvorstellung. Sondern ge- 
rade umgekehrt eine Folge primitiver Kultmittel, welche, bei 
der hohen Heiligkeit des alten Bundeskriegsrituals, besonders 
früh und definitiv stereotypiert wurden. Der Gott blieb einfach 
deshalb bildlos, weiler es in der Zeit seiner Rezeption infolge des 
materiellen Kulturstandes der Gegend, in welcher er rezipiert 
wurde, noch war. Aus dem gleichen Grund schreiben die ältesten 
Rechtsbücher einen einfachen Altar aus Erde und unbehauenen 
Steinen vor, wie er damals dort gebräuchlich war. Die Erhal- 
tung dieser Bildlosigkeit auch in Zeiten entwickelter Kunstübung 
ist durchaus nichts dem Jahwekult Spezifisches. Sie ist vielfach, 


158) Für die Ausländer scheint bei dem durch berith festgelegten nationalen 
Charakter Jahwes, Baal in der Mischgottbeit die Hauptrolle gespielt zu baben. 
In Aegypten findet ar sich, wie W. Max Müller nacbweist, als kriegerischer auf 
Bergen wobnender fremder Gott rezipiert, also mit Zügen, dıe sicherlich 
nicht seinem Bild, sondern dam Jahwes entstammen. 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik, 44. 2. 28 
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z.B. bei manchen frühhellenischen und altkretischen Kulten 
nachweisbar und findet sich auch bei den, ebenso wie Israel, 
von Babylon her beeinflußten Iraniern. Entscheidend für ihre 
Erhaltung an einigen der wichtigsten Kultstätten waren zweifel- 
los die dortigen althergebrachten und um dieses Alters willen 
besonders heilig gehaltenen Kultformen, welche die Rezeption 
von Ikonen erschwerten: die Scheu vor bösem Zauber im Fall 
der Aenderung. Der israelitischen Entwicklung spezifisch oder 
wenigstens in annähernd ähnlicher Art nur noch der von ihr be- 
einflußten islamischen und teilweise der zarathustrischen ähn- 
lich war nur die Penetranz der Wirkung. Anderwärts beschränkte 
sich die Verpönung der Bilder auf einige Kultorte oder auf die 
betreffenden Götter und ließ der Kunstübung im übrigen inner- 
halb wie außerhalb der religiösen Sphäre freien Raum. In Israel 
wurde Jahwe zum einzigen Gott und haben die Vertreter des 
bildlosen Kults nicht nur, gleichzeitig mit Steigerung dieser An- 
sprüche Jahwes auf Monolatrie, die Verpönung der Bilder Jahwes, 
sondern die Verwerfung aller bilderartigen Paramente vertreten 
und diesen Standpunkt schließlich bis zu einem Grade gesteigert, 
welcher aller Ausübung bildender Kunst sich nahezu prinzipiell 
feindselig gegenüberstellte, wie dies das zweite Gebot in seiner 
endgültigen Formulierung tat. Das ist für die Unterdrückung 
der Kunstübung und des Kunstsinns im späteren Judentum 
von größter Tragweite gewesen. Diese letzte ganz radikale 
theologische Konsequenzmacherei war indessen erst ein Pro- 
dukt des priesterlichen Strebens nach absolut wirksamen rituellen 
»Unterscheidungsgeboten«. Sie findet sich in den älteren Quellen, 
wo ja sogar zweifelhaft ist, ob der jahwistische Puritanismus 
nur Gußbilder, die Produkte städtischer Kultur, oder auch (oder: 
gerade) Schnitzbilder oder alle Bilder verpöne — die drei »De- 
kaloge« befinden sich da untereinander im Widerspruch — und 
wo die Kunstfertigkeit der Paramentenhandwerker als göttliches 
Charisma galt, noch in keiner Art. Sie wuchs erst im Verlauf 
des überaus heftigen Kampfs, den die Vertreter des alten bild- 
losen Kults gegen die auf dem Kulturboden Kanaans entstandenen 
Jahwebilder und anderen Kultparamente zu führen hatten, zu 
dieser Schärfe empor. Die Art dieser Paramente ist durch die 
spätere Tradition stark verwischt. Insbesondere nimmt das 
Ephod!52) eine unbestimmte Stellung ein. Wie bei den 


153) Unter den neueren Bearbeitungen vgl. Sellin in der Nöldeke-Fest” 
schrift (1906). 
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Teraphim ist bei ihm nicht sicher auszumachen, was es ursprüng- 
lich war. Der gelegentlich behauptete phallische Charakter 154) 
ist schwerlich erweislich. Manche Nachrichten könnten anneh- 
men lassen: ein Bild, andere: ein Umhang mit Tasche für die 
Orakeltafeln, noch andere: ein Bekleidungsstück. Eine Aende- 
rung des Sinnes unter dem Einfluß der späteren Auffassung 
des bildlosen Kults ist sehr möglich. War es ursprünglich ein 
bildartiges Parament, so ist es dem ursprünglichen Kult Jahwes 
vermutlich fremd gewesen. Die Nachricht, welche am meisten 
diese Deutung nahelegt, ist nordisraelitisch. Ob das »Stiftszelt« 
Jahwes mehr als eine spätere theoretische Konstruktion war, 
kann hier dahingestellt bleiben. Denn weit wichtiger und ein 
spezifisches Parament des bildlosen Jahwekultes war die trag- 
bare »Lade Jahwes«. 

Ob diese Lade, wie namentlich Ed. Meyer annahm, ursprüng- 
lich ein Fetischkasten und also ägyptischen Ursprungs oder ob 
sie, wie M. Dibelius 15%) wahrscheinlicher gemacht hat, ursprüng- 
lich ein kastenförmig aussehender Himmelthron und also vorisrae- 
litisch-palästinischen Ursprungs war, ob sie, wenn dennoch ein 
Kasten, ursprünglich einen heiligen Stein, vielleicht mit Runen, 
enthielt oder — wie das Schwally nach Analogie eines islamischen 
Feldheiligtums (des Machmal) annimmt — von Anfang an ein l®@rer 
Kasten war, in welchen man den Gott gebannt hatte, wird wohl 
nie sicher auszumachen sein. Jedenfalls hat aber Dibelius es 
aus den ältesten Nachrichten (Num. Io, 35. 36 in Verbindung 
mit I. Sam. I, Io und 4, 4 und dem Bilde des Jeremia 3, 16) 
höchst wahrscheinlich gemacht, daß sie in der Zeit der Befrei- 
ungskriege gegen die Philister ein kerubengeschmückter Sitz 
sein sollte, auf welchem Jahwe unsichtbar thronte und den man 
in Kriegsnot auf einem Wagen in das Lager fuhr. Jahwe wurde 
dann vor der Schlacht durch eine rhythmische Anrufung auf- 
gefordert, sich gegen die Feinde zu erheben, nach dem Siege eben- 
so, wieder Platz zu nehmen (Num. 10, 35. 36). In der (späten) 
Samuellegende erscheint Jahwe als in oder wohl auf der Lade 
im Heiligtum lokalisiert. Das ist vielleicht Produkt späterer 
Auffassung aus der Zeit der vollen Seßhaftigkeit, — obwohl das 
Nebeneinanderstehen logisch unvereinbarer Vorstellungen vom 

184) Foote, Journ. of Bibl. Lit. 21, 1902. 
15$) Die Lade Jahwes (Forsch. z. Rel. u. Lit. des A. T. J. Gött. 1906). Veber 


den bildlosen Kult auf Kreta A. f. Rel.-W. VII S. 117 £. 
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Gott an sich häufig ist. Der Glaube, daß Jahwe im Krieg auf der 
Lade unsichtbar throne, war mit der Ansicht, welche z. B. das 
Deboralied von seinem Herbeistürmen vom Sitz auf dem Wald- 
gebirge Seir hatte, nicht gleichartig, aber vielleicht nicht absolut 
unvereinbar. Es ist jedenfalls wohl kein Zufall, daß die Perser, 
— wie die Israeliten ein bergsässiges Nachbarvolk wagenkämpfen- 
der Ebenenvölker — nach Herodot (7, 40) ebenfalls ihren unsicht- 
baren Gott Ahuramazda auf einem Wagen mit in den Krieg 
führten 25%). Man wollte ursprünglich wohl den wagenfahrenden 
Kriegskönigen und Idolen der Feinde den wagenfahrenden Him- 
melskönig entgegenstellen. Leere Götterthrone sind von Reichel 
mehrfach, auch im hellenischen Gebiet, nachgewiesen. Ein Gott, 
dessen von Alters überkommener Kult bildlos war, mußte 
eben ein — normalerweise — unsichtbarer sein und eben 
aus dieser Unsichtbarkeit seine spezifische Dignität und Un- 
heimlichkeit speisen. Auch hier war die rein historisch gegebene 
Form des Kults des Bundesgottes der Anlaß für jene Spiri- 
tualisierung des Gottes, die durch eben jene Qualitäten 
nicht nur ermöglicht, sondern sehr nahegelegt wurde. Die Lade 
istin der Tradition an Silo und das alte elidische Priestergeschlecht 
dort gebunden, also nordisraelitisch. Ebenso ist sie sehr intim 
mi®der Qualität Jahwes als Kriegsgottes und Herren der Heer- 
scharen (Zebaoth) verknüpft. Indessen weiß das Deboralied 
und die Kriegsgeschichten vor der Philisterzeit nichts von ihr 
und auch damals ist ihr Auftreten ephemer, so daß Zeit, Anlaß 
und Umfang ihrer ursprünglichen Anerkennung als jahwistischen 
Kultparaments und Kriegswahrzeichen unsicher bleiben. Zur 
»Bundeslade«, also dem Behältnis der Gesetzestafeln, hat sie erst 
die deuteronomistische Theologiegemacht, welcher diean dieLade 
anknüpfende, den Gott in ihr oder aufihr lokalisierende Gottes- 
auffassung nicht mehr zusagte. Jedenfalls war die leere Lade 
und ihre Bedeutung ein Symptom und wohl auch ein Anlaß jener 
relativen Spiritualisierung dieser anthropomorphen Gottesvor- 
stellung, wie sie durch die Tatsache der Bildlosigkeit des Kults 
unmittelbar bedingt wurde. Der Sitz des Bundesgottes auf dem 
Waldgebirge Seir war selbstverständlich ganz ohne Bilder und 
Tempel, von denen keine Spur bekannt ist. — Die Hiskia-Annalistik 
ergibt, daßBeinSchlangenstab, die sogenannte eherne »Schlan- 


156) Auch die höchsten babylonischen Götter wurden anscheinend nicht 
in Idclform auf ihren Thron gesetzt, sondern, statt ihrer, Symbole (so Anu, Enlil). 
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ge«, zu den — im Gegensatz zu den salomonischen Prachtgeräten 
— auf Mose zurückgeführten und, weil unverstanden und ätio- 
logisch legendär gedeutet, offenbar wirklich alten Paramenten 
des späteren jerusalemitischen Kults gehört hat. Mose wird in 
der Tradition auch als therapeutischer Wundertäter behandelt, 
insbesondere als Retter aus einer Pestnot. Das würde dazu gut 
stimmen, daß zu Jahwes spezifischen Kampfmitteln gegen seine 
Feinde auch die Seuchen gehörten. Nach einer angesichts der 
ätiologischen Sage naheliegenden, aber natürlich nicht erweislichen 
Annahme wäre der Schlangenstab 15) ein Emblem solcher 
Jahwerpiester gewesen, die Medizinmänner waren und später 
verschwunden sind. — Damit sind aber die eigentlich alten jah- 
wistischen Paramente erschöpft. 

Als nun mit der intimen Vermengung Jahwes und Baals 
der Bilderdienst des Kulturlandes in den nordisraelitischen 
Jahwekult eindrang, wurde Jahwe namentlich als Stier, also 
wohl als der Fruchtbarkeitsgott der Ackerbauer, dargestellt. 
König Jerobeam, der einen Jahwenamen trägt und einen Jahwe- 
propheten auf seiner Seite hatte, wurde es zum Verdienst ange- 
rechnet 159), daß er, zum Zweck der Emanzipation von Jerusalem, 
an einigen nordisraelitischen Kultorten Jahwes vergoldete 
Stierbilder aufrichtete, eines davon in Dan, einer als besonders 
korrekt geltenden, von einem angeblich von Mose abstammenden 
Priestergeschlecht geleiteten Kultstätte.. Von den nordisraeli- 
tischen Propheten unter den Omriden, Elia und Elisa: rück- 
sichtslosen Gegnern der unter phönizischem Einfluß sich stark 
entwickelnden Baalkulte, ist nicht die geringste Einwendung 
gegen den offenkundig bestehenden Gebrauch solcher Jahwe- 
bilder berichtet. Aber allerdings kann es kaum zweifelhaft sein, 
daß von dem damals eröffneten Kampf gegen die durch aus- 
wärtige Prinzessinnen und Bündnisse importierten fremden 
Kulte, die sämtlich Idolkulte waren, der Kampf gegen die Idole 
als solche auch innerhalb des Jahwismus seinen Ausgang nahm. 
Er konnte anknüpfen an jene im Lande bestehenden Kultstätten, 
an welchen Jahwe ebenso wie zweifellos an den alten außerisraeli- 
tischen Kultorten der Wüste, bildlos verehrt wurde. Die Priester 


187) Auch der phönikische Arztgott Eschmun hat ein Schlangensymbol. 

156) Der angebliche Zorn des Propheten Ahia (1. Kön. 14) darüber ist spätere 
Legende. Den wirklichen Grund der Gegnerschaft der Leviten zeigt 1. Kön. 12, 
3ı sehr klar: die Anstellung von Plebejern als Priester. 
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dieser Kultstätten mußten geneigt sein, allein diese Form als 
korrekt anzusehen und konnten die mit steigender äußerer Be- 
drängnis steigende Sorge um die Korrektheit des Jahwekultes 
in der Form, wie sie in der Zeit der alten Siege Israels gewesen war, 
für sich mobil machen. Wo die Lade Jahwes das allerheiligste 
Kultobjekt bildete, und das war bis auf David in Silo, kann von 
jeher nur bildioser Dienst bestanden haben. Daß in Jerusalem 
seit der Ueberführung der Lade dorthin der Dienst zunächst 
ganz bildlos war, ist ebenfalls kein Grund zu bezweifeln. Die 
Tradition läßt aber. erkennen, daß die heilige Lade vor der 
Gründung des Kultstätte in Jerusalem durch David längere Zeit 
halb vergessen in einem Privathaus gestanden hatte, nachdem 
die Philister sie in der Schlacht genommen und vermutlich Silo 
zerstört hatten. Es hatte daher wahrscheinlich einen ersten ent- 
scheidenden Wendepunkt zugunsten der Machtstellung des 
bildlosen Jahwekults bedeutet, als David durch Ueberführung 
gerade dieses Wahrzeichens der bildlosen Verehrung des Bundes- 
kriegsgotts diese zur Kultform der Königsresidenz machte. 
Ihm hatte vermutlich der Bund mit den elidischen, aus Silo 
vertriebenen, Priestern von Anfang an die Stütze gegen den zwar 
jahwistischen, aber nordisraelitisch, an der kombinierten Jahwe- 
Baal-Verehrung, orientierten Saul gegeben. Dafür richtete dieser 
unter jenen Priestern ein berüchtigtes Blutbad an, welches ihm die 
Tradition mit einem noch in der heute vorliegenden Fassung 
nachwirkenden Haß vergolten hat. Der Süden wurde nun das 
Zentrum des Glaubens an die alleinige Korrektheit der bildlosen 
Verehrung. Der salomonische Tempel bedeutete zwar schon an 
sich einen Rückschlag gegenüber diesem puritanischen Kult 
Nicht nur trug er, wie es scheint, einen Weihespruch, der auf 
Sonnenverehrung, wie sie bei sehr vielen Dynastien über die Erde 
als Königskult verbreitet war, schließen läßt: — später wird auch 
ein Sonnenwagen mit Rossen erwähnt —, sondern er verstieß auch 
offensichtlich gegen die alte Vorschrift, Jahwe auf einem ein- 
fachen Erdaltar ohne behauene Steine zu verehren. Der späteren 
Forderung absoluter Meidung ikonenartiger Paramente hat er 
zweifellos in vielen Einzelheiten nicht entsprochen. Der Sturz 
des Elidenpriesters Abjathar hängt wohl mit jenen Neuerungen 
des an Aegypten und Phönizien orientierten Fronkönigtums 
zusammen. Aber damals standen offenbar nicht sie im Mittel- 
punkt des Interesses. Der eigentliche Kampf dagegen begann 
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erst weit später. Als längst die allerverschiedensten Paramente 
als Anklänge an auswärtige Kulte verdächtig geworden waren, 
ist doch eine prinzipielle Opposition gegen alle Bilder noch nicht 
bemerkbar. Sie begann inder Zeit des Hosea und erreichte ihren 
ersten Erfolg in der Zeit des Hiskia. Damals schon machte sie 
nicht einmal vor dem auf Mose zurückgeführten alten Parament 
des Schlangenstabes Halt, welches von diesem König zertrümmert 
wurde. Es wirkte die zunehmende politische Sorge um die Ab- 
wendung aller denkbaren Gründe des Zornes des alten einst bild- 
los verehrten Kriegsgottes der Ueberlieferung zusammen mit 
dem inzwischen sublimierten Gottesbegriff der Intellektuellen- 
Kreise, denen gerade die Unsichtbarkeit und Bildlosigkeit 
des Gottes für ihre Konzeptionen wertvoll war und die nun das 
Menschenwerk der Handwerker in den fremden Idolkulten 
mit seiner majestätischen Uebermenschlichkeit kontrastierten 
und verspotteten. Der Baalkult wurde nun als Quelle des 
Eindringens dieses Greuels in den Jahwekult verfolgt. Aber die 
zunehmende Schärfe dieses Kampfs gegen den Baalkult hing 
außerdem allerdings zusammen mit sehr tiefgehenden inneren 
Eigentümlichkeiten der Gottesverehrung, welche 
mit dem altkanaanäischen Baalkult untrennbar verknüpft, der 
genuinen jahwistischen Religiosität aber schlechthin gegensätz- 
lich war. Wir müssen zum Verständnis dessen etwas weiter aus- 
holen und uns zunächst mit den Trägern des Kultbetriebs: den 
Priestern, befassen. 

Es ist mit hinlänglicher Sicherheit bezeugt, daß die is- 
raelitische Frühzeit keinen von Bundeswegen allgemein aner- 
kannten Priesterstand 159) hatte, vor allem keinen, der ein Mono- 
pol des Opfers im Namen des Bundes als solchem für den Bundes- 
gott gehabt hätte. Der Beziehung des israelitischen Bundes 
zu Jahwe mußte ja die spätere Bedeutung des Opfers notwendig 
fehlen. Denn vor dem Königtum gab es wie schon gesagt gar 
keine Bundesinstanz, welche zur regelmäßigen Darbringung 
von Opfern in Friedenszeiten kompetent gewesen wäre. Nur 
im Kriege war eine Einheit des Bundes vorhanden und dann war 
nach der Tradition die teilweise oder auch vollständige Tabu- 
ierung der Beute das spezifische rituelle Mittel, dem Gott 


15%) Grundlegend Graf Baudissins Gesch. des alttest. Priestertums (Leipzig 
1889). Manche Annahmen, vor allem die zeitliche Priorität des Priesterkodex 
vor dem Deuteronomium, sind heut aufgegeben. 
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das Seinige zu geben. Diese Maßregel interessierte den Gott 
ja auch weit stärker am Siege Israels als ein vorheriges Opfer. 
Natürlich wurden Jahwe wie allen Göttern wohl von jeher 
Opfergaben dargebracht, um sein Wohlwollen zu gewinnen. 
In Kriegszeiten auch von Bundes wegen, in Friedenszeiten aber 
von den Einzelnen je nach Anlaß. Nach der Theorie der Tra- 
dition war jede Mahlzeit, jedenfalls jede Fleischmahlzeit, in dem 
allerdings sehr weiten Sinne ein »Opfermahl«, daß der Gott daran 
durch Spenden seinen Anteil zu erhalten hatte. Vor der Schlacht, 
und sonst nach Bedarf an den alten Kultstätten, opferten ihm die 
Fürsten und ebenso gegebenenfalls die Sippenhäupter. Nur die 
Blutbesprengung des Altars scheint eine zuverlässige Tradition 
dem Mose, also: Berufspriestern, vorzubehalten. Aber ob diese 
Kultform außerhalb Silos verbreitet und wie alt sie war, steht 
nicht fest. Die spätere priesterliche Theorie stellt freilich schon 
Sauls Opfer ohne Zuziehung Samuels (den sie dabei zum Priester 
stempelt) paradigmatisch als einen ihm zum Verderben gereichen- 
den Eingriff in die Priesterbefugnisse hin. Dem geltenden Recht 
entsprach dies aber noch viel später keineswegs. David trägt 
im Samuelbuch Priestertracht und spricht den Segen. Unter 
König Ussia spielt sich in der priesterlich bearbeiteten Königs- 
tradition der gleiche Konflikt wie angeblich zwischen Saul und 
Samuel ab 180). Als sicher ist freilich anzunehmen, daß Fürsten und 
große Grundherren sich rituell geschulte Priester hielten. Aber 
sie wählten diese ursprünglich gänzlich frei. In der älteren, 
später vom Chronisten ausgemerzten Tradition macht David 
zwei seiner Söhne zu Priestern 1%). Das Entsprechende tut 
im Richterbuch ein großer Grundbesitzer im Norden, Micha, 
nach einer Tradition, von der in anderem Zusammenhang bald 
zu reden sein wird. Die Heiligtümer, welche in dieser Art von 
Fürsten und Privaten ausgestattet waren, galten als ihr Privat- 
besitz. Sie hatten darin das Hausrecht: so die nordisraelitischen 
Könige in Jerobeams Stiftung in Bethel (Amos 7, 13); was sie 
befehlen, führt der von ihnen angestellte Priester, ihr Beamter, 
aus, und zwar nach der Tradition z. B. in Jerusalem auch Altar- 
bauten nach fremdem Muster (2. Kön. 16, 10). Eine Gesamt- 


16.) Ussias Opfer behandelt auch erst der (nachexilische) Chronist (2. Chron. 
16 ff.) als schwere Sünde. 

161) 2. Sam. 8, 18. Ebenda 20, 26 wird ein Jairit als seia Erzkaplan neben 
den Priestern Zadok und Abjethar erwähnt, Die nachexilische Chronistik 
tilgte dann die Söhne Davids. 
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organisation der Opferpriesterschaft fehlte schon infolge der 
Konkurrenz der Opferstätten, bei welcher im Nordreich begreif- 
licherweise die privaten »Eigenkirchens gegenüber den körig- 
lichen Stiftungen nicht in dem Maß im Nachteil waren wie in 
dem zentralisierten jüdischen Stadtstaat. Der Oberpriester führte 
den Namen: »der Priester« {ha kohen); spät erst findet sich in 
Jerusalem (2. Kön. 25, 18) der Titel Hauptpriester (kohen ha 
rosch) ; das Vorkommen des nachexilischen Titels »FHoherpriester «+ 
(kohen ha gedol) ist unsicher (2. Kön. 22, 4. 8 und 23, 4 ist als 
Glosse verdächtig, vgl. 2. Kön. II, gf., wọ für den gleichen 
Oberpriester Jojada 4%) der Titel ha kohen steht). In jedem 
Fall aber werden die Kultpriester der Königstempel als könig- 
liche Beamte aufgezählt (2. Sam. 8, 16 f., 20, 23 f.), begleiten den 
König ins Feld und haben mit der einen Ausnahme des Jojada 
unter Athalja in vordeuteronomischer Zeit keine irgendwie be- 
merkenswerte selbständige politische Rolle gespielt. Am aller- 
wenigsten galten sie als Häupter einer religiösen »Gemeinde«. 
Eine solche gab es nicht. Der Heerbann war in alter Zeit die 
Gemeinde, auch in religiösen Dingen, später die Landsgemeinde 
der Vollisraeliten. Das über Jeremia urteilende Gericht besteht 
aus den königlichen Sarim und den Sekenim, deren Rolle bei 
der Urteilsfällung fraglich bleibt. Die ‘am (Mannen) bilden den 
»Umstand« dieser Gerichtsgemeinde (kahal), die Priester sind 
die Anklänger, sitzen aber nicht im Gericht. Der König (Josia), 
nicht der Oberpriester (Hilkia) beruft die Gemeinde zusammen, 
auch wo es sich um eine religiöse berith handelt. Wie es mit dem 
alten Priesterkönigtum in Jerusalem stand, von welchem die zwei- 
felhafte Tradition Gen. 14 wissen will und in wessen Interesse diese 
Ueberlieferung repristiniert wurde, bleibe dahingestellt. Jedenfalls 
war der alten Tradition der Fürst auch zum Opfern für seinen Ver- 
band legitimiert und rituell qualifiziert. Ebenso sicher gab es nun 
aber von jeher alte von weither aufgesuchte Kultstätten, an wel- 
chen ganz ausschließlich die dortigen erbcharismatisch qualifi- 
zierten Priestergeschlechter nach alten Regeln sowohl für Fürsten 
wie für Private besonders feierliche Zeremonien leiteten. So vor 
allem das Geschlecht der Eliden an der den Propheten (Jeremia) 
als besonders alt und rein jahwistisch geltenden Kultstätte 
in Silo. Ueber die dortige sicherlich alte Opferpraxis scheint die 
100) Vgl. Struck, Das alttest. Oberpriestertum, Theol. St. u. Kr. 81 
(1908) S. ı£. 
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Tradition zu ergeben: daß die Kunden im Zusammenhang mit 
individuellen Gebeten um Erfüllung bestimmter Wünsche Fleisch- 
opfer darbrachten, daß davon der Priester seinen Anteil nahm, 
daß aber außerdem auch Opfermahle mit Trunkenheit der Teil- 
nehmer nichts Seltenes waren. Die Bedeutung der Opfermahle 
hat uns später zu beschäftigen und der sehr komplizierten Ge- 
schichte des altisraelitischen Opfers überhaupt soll nicht nach- 
gegangen werden !®). Hier halten wir uns zunächst an die Opfer- 
gaben und sehen, daß diese in Israel wie überall zunächst als 
geeignete Mittel galten, der bittenden Anrufung des Gottes 
Nachdruck zu verleihen. Die ältesten Kultordnungen, wie sie die 
kultischen Anhänge des Bundesbuchs erhalten haben, schrieben 
nur allgemein vor: daß der Israelit dreimal jährlich vor Jahwe 
erscheinen solle und zwar »nicht mit leeren Händen«. Andere 
sicher alte Bestimmungen gibt es nicht, und wie weit die prakti- 
sche Bedeutung dieses Gebots reichte, ist nicht feststellbar. 

Die Bedeutung des Gabe-Opfers verschob sich zunächst 
quantitativ mit zunehmendem Prestige des Bundes-Kriegs- 
gotts, wie sie die Expansion mit sich brachte, und vor allem mit 
Errichtung des Königtums. Die Davididen und im Norden Jero- 
beam richteten königliche Kultstätten mit regelmäßigen Opfern 
ein. | y 
Weit wichtiger aber wurde die Verschiebung des Sinnes 
des Gabe-Opfers, welche mit zunehmender Verdüsterung der 
politischen Lage des Landes im weiteren Verlauf der Königs- 
herrschaft eintrat. Denn die Frage mußte nun entstehen: woher 
denn diese ungünstige Entwicklung der politischen und mili- 
tärischen Lage Israels komme ? Die Antwort konnte nur lauten: 
der Zorn Gottes lastet auf dem Volke. Der israelitische »Sünde«- 
begriff knüpft, wie die alten meist von chatah »verfehlen« ab- 
geleiteten Worte zeigen, an rein objektive Tatbestände an. 
Ein Verstoß, offenbar zunächst und vor allem ein ritueller Ver- 
stoß, erregt den Zorn des Gottes. Furcht vor rituellen Fehlern 
und ihren Folgen war daher hier wie überall das älteste Motiv, 
Sühne zu suchen. Aber: Jahwe war auch Vertragspartner der 
berith mit Israel, und das alte auf Kameradschaftlichkeit und 
brüderlicher Nothilfe aufgebaute Sozialrecht galt daher als ihm 
gegenüber verpflichtend. Der Sündenbegriff mußte sich daher 
früh auch auf inhaltlich vethische«, zunächst: diesozialethi- 

163) Kurzer (aber nicht unbestreitbarer) Abriß bei Stade. | 
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schen Gebote erstrecken. Vor allem die jahwistische Kritik 
an den durch die Stadtsässigkeit bedingten sozialen Verschiebun- 
gen und an der Haltung des Königtums hat den Begriff der 
»Sünde« hier, wie unter ähnlichen Verhältnissen auch ander- 
wärts, z.B. in der sumerischen Inschrift Urukaginas, über das 
rituelle Gebiet hinaus auf das sozialethische erweitert. Der ge- 
waltige Kriegsgott knüpfte — das schien offenbar — seine Gnade 
an die Befolgung seiner durch berith feierlich angenommenen 
Gebote, neben den rituellen Vorschriften 1°) besonders an die 
Innehaltung des von ihm garantierten alten Bundesrechts. Bei 
Mißerfolgen und politischer Bedrängnis wurde naturgemäß die 
Feststellung: welcher so zial relevante Frevel wohl den Zorn 
des Gottes erregt haben und wie man ihn beschwichtigen könne, 
eine immer allgemeiner erörterte Frage. Schwere Bedrängnis 
wurde aber seit dem 9. Jahrhundert die chronische Lage der beiden 
Königreiche. Mit alledem trat die Bedeutung des Opfers als 
eines Mittels, Schuld zu sühnen, wie die Quellen deutlich 
erkennen lassen, immer mehr in den Vordergrund bis zu schließ- 
lich überragender Bedeutung. Von den vermutlich sehr mannig- 
faltigen Arten der Sühnopfer der einzelnen Kultstätten sind zwei, 
chattat und ascham, wohl durch rein zufällige Umstände später 
allein kanonisch geworden 164). Damit aber steigerte sich die Not- 
wendigkeit, ritual-und rechtskundige Jahwepriester zur Erfor- 
schung des Willens des Gottes und der zu sühnenden Verfehlungen 
angehen zu können. Die mit steigender Rationalisierung des 
Lebens überall, auch in Mesopotamien, sich steigernde Nach- 
frage nach Mitteln der Sündenfeststellung und Sündenabbüßung 


163 *) Es ist aber durchaus fraglich, ob außer der Beschneidung und den 
Vorschriften für die Krieger (insbesondere die Nasiräer) irgend welche all- 
gemein gültige Riten bsstanden. 

166) Chattat und ascham, die in der jetzigen Redaktion in schlechthin unent- 
wirrbarer Art ineinandergreifen und doch als zweierlei behandelt werden, sind 
als feststehende gemeinisraelitische Institution erst bei Hesekiel erwähnt. Vor- 
her ist weder ı. Sam. 3, 14 (wo von Sebach- und Mincha-Opfern als Sühnemitteln 
die Rede ist), noch Deut. 12, wo ausführlich von Opfern gesprochen wird, die Rede 
von ihnen. Das letztere zeigt sehr deutlich, daß die beiden Opferarten nicht dem 
Jerusalemiter Tem pel kult entstammen. Daraus aber zu schließen, daß sie 
sich überhaupt erst in der Exilzeit oder kurz vorher entwickelt hatten, wie hie und 
da geschieht (u.a. von Benzinger), wäre sicher falsch. Hesekiel mag der Erste 
sein, der sie als gemeinisraelitische Opfer ansah. Aber der Begriff ascham findet 
sich schon in der Samueltradition (Buße der Philister). Die beiden Opferarten 
gehörten eben (sozusagen) der levitischen »Privatpraxis« an, für die sich das Deu- 
teronomium nicht weiter interessierte. Nach den Vorschriften des Priester- 
gesetzes wäre chattat die umfassendere der beiden Opferarten. 
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gewann unter dem Druck des politischen Schicksals Israels 
dort besondere Wucht. Mit der wachsenden Bedeutung 
des Sähneopfers und der Belehrung über Jahwes Willen wuchs 
also die Nachfrage nach Trägern des Wissens von Jahwe 
und seinen Geboten. Dennes war ja nicht in erster Linie die Dar- 
bringung des Opfers selbst, so wichtig dessen Korrektheit sein mech- 
te, sondern vor allem die Erforschung des göttlichen Willens und der 
vorgekommenen Verstöße dagegen dasjenige, was man begehren 
mußte. Sowohl die politischen und lokalen Verbände wie die Ein- 
zelnen als solche kamen in diese Lage. Angelegenheiten des po- 
litischen Verbandes als solcher waren vor allem die Beeinflussung 
des Kriegsglücks und die Erzeugung von reichlichem Regen. 
Beides steht bei den Verheißungen Jahwes für Gehorsam und 
rechtes Verhalten nebeneinander. Dazu trat für den Einzelnen 
die Nothilfe in persönlicher Bedrängnis aller Art. Mose ebenso 
wie noch Elia tun in der Tradition sowohl politische, vor allem 
Kriegs-, Regen- und: Speisewunder, wie private Heilungswunder, 
erforschen den Willen Gottes und die Verstöße dagegen. Dies 
letztere war und wurde immer mehr die eigentliche Leistung der 
beruflichen Träger des Jahwismus. 

Die Quellen zeigen nun, daß für die Erforschung des gött- 
lichen Willens zunächst fast alle Arten von Mitteln, welche die 
Kulturwelt ringsum kannte, auch in Palästina vorkamen. Aber 
nicht alle galten der israelitischen Tradition als gleich legitim. 
Die vom Standpunkt der strengen Jahwereligion später (Num. 12, 
6) als korrekt geltenden Formen waren nur drei: r. Verkündi- 
gung durch Jahwe an einen in seiner Vollmacht redenden wahren 
Seher und Propheten: woran man einen »wahren« vom »falschen« 
Propheten unterschied, bleibt für später zu erörtern; 2. für 
gewisse Fälle: das Losorakel der berufsmäßigen Orakelpriester 
mit Hilfe der Orakeltafeln (urim und thummim) und vielleicht 
ursprünglich auch des Pfeilorakels; 3. endlich auch, aber mit 
zunehmenden Vorbehalten dagegen, die Traumvision. Alle an- 
deren Formen von Erforschung sei es der Zukunft, sei es prozeß- 
wichtiger oder sonst erheblicher Tatsachen oder endlich und na- 
mentlich der Willensmeinung des Gottes galten einer zunehmend 
siegreichen Anschauung als fluchenswerte, unter Umständen 
todeswürdige Magie oder einfach als Schwindel. Nur für einige 
wenige Fälle, insbesondere für Erprobung der ehelichen Treue 
einer Frau, hielt sich das Ordal bis in die deuteronomische Zeit. 
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Das Losorakel, dessen alte Heiligkeit ganz ebenso wie Jahwes 
Bildlosigkeit durchaus auf seiner der Kulturlosigkeit der Steppe 
_ entsprechenden Einfachheit beruhte, hat bis in die späte vor- 
exilische Zeit bestanden, aber gegenüber der Befragung von 
Sehern, Propheten und anderen Wissenden in abnehmender 
Bedeutung. Die Exilstradition läßt es durch den Verlust der 
Lostafeln untergegangen sein. Ebenso haben, trotz der Verpönung, 
die Totenorakel und alle andere Formen der Divination natürlich 
fortbestanden. Aber ganz ersichtlich mit abnehmender Bedeu- 
tung. An sich war ja die Zunahme der Befragung von Sehern, 
Propheten und Ritualkundigen auf Kosten sowohl der Losform 
wie anderer irrationaler Entscheidungsformen eine ganz naturge- 
mäße Folge der zunehmenden Kompliziertheit der zu stellenden 
Fragen, welche immer weniger mit einem einfachen »Ja« oder 
»Nein« oder durch einfaches Los beantwortet werden konnten. 
Aber dazu trat für den genuinen Jahwismus der andre, in der 
Besonderheit der Beziehung zu Jahwe liegende Grund: wenn 
Jahwe zürnte und der Nation oder dem Einzelnen nicht half, 
so mußte daran eine Verletzung der berith mitihm 
die Schuld tragen. Hier mußte also die Fragestellung sowohl 
der amtlichen Instanzen wie der Einzelnen einsetzen: welches 
seiner Gebote war übertreten worden? Darauf konnten 
irrationale Divinationsmittel keine Antwort geben, sondern nur 
die Kenntnis der Gebote selbst und die Gewissenserforschung. 
So drängte der in den genuin jahwistischen Kreisen lebendige 
Gedanke der »berith« alle Erforschung göttlichen Willens in die 
Bahn einer mindestens relativ rationalen Fragestellung 
und rationaler Mittel ihrer Beantwortung. Mit großer Schärfe 
wendete sich daher die unter dem Einfluß der Intellektuellenschich- 
ten stehende priesterliche Paränese gegen die Wahrsager, Vogel- 
schauer, Tagewähler, Zeichendeuter, Totenbeschwörer als gegen 
charakteristische heidnische Arten der Gottesbefragung 165). 
Die Schriftpropheten und die ihnen nahestehenden streng jah- 
wistischen Kreise haben dann, wie wir sehen werden, auch die 
Verläßlichkeit der Traumwahrsagerei angegriffen, was teils 
mit der spezifischen Berufsqualifikation dieser Propheten, teils 
mit ihrer Auffassung von Jahwes Eigenart und Absichten 
zusammenhing. Der vor ihrer Zeit geführte Kampf gegen die 
irrationalen Formen der Divination und Magie hatte natürlich 
166) Deut. 18, I0. II. 14; Lev. ı9, 21. 26. 28; Num. 23, 23. | 
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neben den angegebenen rationalen auch einfach zufällige histori- 
sche Gründe in dem Ausgang des Konkurrenzkampfs der ver- 
schiedenen Priester- und Wahrsagerkategorien gegeneinander 
und in demjenigen technischen Zustand, in welchem sich die 
Orakelkunst bei den Trägern der siegreichen Form damals be- 
fand. Ueberall, in China, Indien und in den alten sumerischen 
Stadtstaaten, finden wir ja den »Zauberer« als den verketzerten 
und illegitimen Konkurrenten der aus oft sehr zufälligen Kon- 
stellationen heraus rezipierten legitimen Priesterschaft und diese 
Verpönung betrifft dann auch seine Praktiken. Das Losorakel 
war an sich gewiß nicht rationaler als die babylonische Leber- 
schau: nur freilich gab es keinen Anknüpfungspunkt für kos- 
mische Spekulationen wie diese. Daß gerade die erwähnten 
Arten der Willenserforschung rezipiert wurden, war freilich auch 
insofern nicht nur zufällig, als sie bedingt war durch Ausschei- 
dung aller mit chthonischen Kulten und der ihnen eigenen Art 
der Ekstatik zusammenhängenden Praktiken!#). Wir werden 
diese Seite des Gegensatzes bald kennen lernen. 

Wer war nun Träger der Befragung Jahwes ? 

Von der etwas schwankenden Rolle der alten »Seher« war 
bereits die Rede. Sie sind später ganz verschwunden. Aber da 
der alte Jahwismus des Kriegsbundes zwar die Kriegsekstatiker 
und emotionalen Kriegspropheten und ebenso die Befragung 
der apathisch-ekstatischen Seher gekannt hatte, nicht aber einen 
amtlichen Bundeskult, so ist es — und das war wichtig — den 
Priestern nicht möglich gewesen, nun den Anspruch darauf 
zuerheben, ihrerseits das Monopol der Orakelkunst in Händen 
zu haben. Sie haben von Anfang an, zweifellos ungern genug, 
zugestehen müssen, daß die Prophetengabe auch außerhalb ihres 
Kreises möglich und verbreitet sei. Die Spannung blieb trotzdem 
bestehen, zum mindesten für alle diejenigen Propheten, welche 
nicht, wie die Priester der großen Residenzen selbst, im Königs- 
dienst standen. Daß der Kult königlicher Kult war, diskre- 
ditierte das »Opfer« als solches in den Augen der zum König- 
tum skeptisch stehenden Kreise. Die Priester mußten sich damit 
begnügen, alle diejenigen Praktiken auszurotten, welche Gegen- 
stand eines eigentlich zunftmäßigen und kultartigen Betriebes 
waren und dadurch mit ihnen in unmittelbare Konkurrenz 


10) Die Bemerkung Lev. 20, 6 zeigt, daß der Gegensatz gegen die eksta- 
tische Magie (s. u.) auch hier hineinspielte. 
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traten. Den regelmäßigen Betrieb des Jahwekults und aller mit 
ihm zusammenhängenden Praktiken suchten sie für sich zu mono- 
polisieren. Wer aber waren sie selbst? 

Wie die Priester an den Kultstätten der alten Zeit eigent- 
lich geartet waren, ist nicht sicher zu ermitteln. Das alte Prie- 
stergeschlecht der Eliden von Silo wurde durch David nach 
Jerusalem verpflanzt, durch Salomo degradiert. Ein Mann, 
den erst die spätere Tradition mit einem von ihrem Standpunkt 
aus korrekten Stammbaum versehen hat, der aber in der alten 
Ueberlieferung nicht einmal ein israelitisches Patronymikon 
trägt: Zadok, wurde leitender Priester in Jerusalem. Das' König- 
tum schaltete sowohl über die Besetzung dieser Priesterstellen 
wie über die ökonomische Versorgung der Priester offenbar 
nach Ermessen, nahm auch zunächst noch das Recht eigenen 
Opferns in Anspruch. Noch unter Joas hat der König eine 
Neuordnung der Pfründenversorgung der Jerusalemiter Priester 
unter Staatskontrolle vorgenommen. Dies alles änderte sich 
formell erst mit der deuteronomischen Reform in den letzten 
Zeiten des Reiches Juda. Die Priesterschaft von Jerusalem 
- fühlte sich damals stark genug, die Zehentrechte und sonstigen 
Abgabeansprüche des Gottes, welche das Vorrecht einiger Kult- 
stätten, vielleicht — nach der Malkisedek-Tradition zu schließen — 
gerade Jerusalems, auf beschränktem Gebiet gewesen sein moch- 
ten, als universell für den ganzen Umkreis Israels, damals also: 
des judäischen Reiches, gültig hinzustellen und, wie wir 
sehen werden, gleichzeitig eine ungeheure Steigerung ihres 
eigenen Kultmonopols in Anspruch zu nehmen. Eine gewaltige 
Zunahme des Prestiges der Priesterschaft mußte dem vorange- 
gangen sein. Diejenige Jahwepriesterschaft nun, welche dem 
deuteronomischen Gesetzbuch als von jeher allein legitim gilt, 
wird in diesem Kompendium als die levitischen Prie- 
ster« bezeichnet. 


(Schluß folgt in Heft 44. 3.) 


Der russische Arbeiter und die heutige Arbeiter- 
bewegung. 


Eindrücke und Erfahrungen. 


Von 


KARL NÖTZEL. 
I 


Nicht von den zahlenmäßigen Daten der Arbeiterbewegung in 
Rußland soll hier die Rede sein. Sie sind immer noch äußerst un- 
zuverlässig, da die russische Arbeiterbewegung noch allzusehr im 
Werden und Fließen begriffen ist, und die an sich schwer zu erlangenden 
Angaben einander vielfach geradezu widersprechen, je nach dem 
politischen Lager, dem sie entstammen. Offizielle Statistiken müssen 
aber in Rußland erfahrungsgemäß erst recht mit Vorsicht aufgenommen 
werden und stehen auch hier nur spärlich zur Verfügung, da es sich 
ja um Dinge handelt, die fast die ganze Zeit ihres Bestehens hindurch 
bis in die allerneueste Zeit, und neuerdings wiederum, verfolgt werden. 
Aus allen diesen Gründen will ich mich hier darauf beschränken, 
meine persönliche Anschauung von den Aussichten der modernen 
Arbeiterbewegung in Rußland zum Ausdruck zu bringen, die ich 
im Laufe eines fast zwanzigjährigen Aufenthalts in Zentral-Rußland 
und in täglichem beruflichen Umgang mit russischen Arbeitern 
gewann, und die natürlich durchaus nicht dieses ganze gewaltige 
Gebiet erschöpfend umspannen. 

Von einem eigentlichen Arbeiterstand im westeuropäischen Sinne 
kann in Rußland überhaupt noch nicht die Rede sein, wenigstens 
nicht bis zur Agrarreform von 1907, durch die bekanntlich erst ein 
landloses Proletariat in Rußland geschaffen ward (indem der Austritt 
aus der Landgemeinde jederzeit erlaubt und bestimmt ward, daß 
dem Austretenden sein Bodenanteil zur freien Verfügung in einem 
zusammenhängenden Stück ausgeteilt werden muß). Bis dahin war 
der größte Teil der russischen Arbeiter Landbesitzer, deren Bodenteil 
nur meist nicht mehr zur Ernährung der Familie ausreichte. Der 
russische Arbeiter ließ und läßt meistens heute noch Frau und Kinder 
zur Bodenbestellung auf dem Lande zurück, und schickt ihnen regel- 
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mäßig, in der Regel allmonatlich, den größten Teil seines Einkommens 
(nach meinen Erfahrungen durchschnittlich %)! Er besucht die 
Seinen nur auf einige Tage zu Weihnachten und zu Ostern, wenn 
die Fabriken der Remonte und der Ueberschwemmungen wegen 
still stehen, auf wenige Wochen. Außerdem erhält ein großer Teil 
der russischen Arbeiter noch in der Erntezeit auf 3—4 Wochen Urlaub, 
An anderer Stelle wies ich hierbei mit Nachdruck darauf hin, daß 
der russische Arbeiter im großen und ganzen diese menschlich wie 
sozial gleich unmögliche Lage erträgt, ohne sittlich Schaden zu nehmen 
(die Zahl der Geschlechtskranken unter der russischen Arbeiterscha‘t 
ist se'bst in den aufs äußerste verseuchten russischen Großstädten 
verschwindend: In meiner Fabrik konnte bei allwöchentlicher ärzt- 
licher Untersuchung in 18 Jahren kein einziger Fall konstatiert 
werden). In aufopferungsvollem Sparen beweist der russische Arbeiter 
einen wahren Heroismus. Der Durchschnittslohn des ungelernten, 
sogen. Schwarzarbeiters betrug in den neunziger Jahren bis zur Revo- 
lution von Igo5 etwa 16—18 Rubel monatlich. Nach der Revolution 
stieg er auf etwa 20—22 Rubel, was aber durch die damals enorm 
gestiegenen Lebensmittelpreise sich wieder ausglich, außerdem auch 
nur in größeren Betrieben geschah. Die kleineren machten sich 
hingegen die nach der Revolution durch massenhafte Arbeiterent- 
lassung einsetzende Arbeiternot zu nutze, um die Arbeitslöhne noch 
mehr zu drücken. Heute dürfte der Durchschnittslohn des erwachsenen 
Schwarzarbeiters in den großen Betrieben etwa 20 Rubel monatlich 
sein (wovon 3—4 Rubel für Wohnungsgeld abgezogen werden überall 
da, wo die Fabrik die Arbeiterkasernen stellt, und das ist von einer 
gewissen Arbeiterzahl an gesetzliche Bestimmung). Die Verpflegung 
ist stets gemeinschaftlich: Sämtliche Arbeiter eines Betriebes treten 
zu einer sogen. »Ärtel« zusammen, einer Verpflegungsgenossenschaft, 
und wählen zu deren Leitung selber ihre Aeltesten, wobei sehr wenig 
Zank und Streit herrscht. (Hier fand die Genossenschaftsbewegung 
— wir werden darauf noch zurückkommen — weniger einen Vorgänger 
als einen sehr starken Konkurrenten.) Bei der Anspruchslosigkeit 
des russischen Bauern und der verhältnismäßig großen Billigkeit 
der Hauptnahrungsmittel kostet die sehr reichliche Verpflegung des 
erwachsenen Arbeiters (die Hauptrolle spielen natürlich Brot, Kohl- 
suppe, Buchweizengrütze, Kartoffel) etwa 4—6 Rubel im Monat. 
Den Rest seines Lohnes schickt der verheiratete Arbeiter seiner 
Frau, der unverheiratete seinem Vater. Bei meinen Arbeitern, die 
privates Quartier hielten (sie schliefen stets zu mehreren in einer 
Stube, mit ihrem Mantel bedeckt auf Holzbrettern, die sie sich aus 
der Fabrik erbaten) war das Budget noch einfacher: Für Wohnung 
2—3 Rubel, Verpflegung 4—5 Rubel monatlich, macht % aus von 
einem Durchschnittslohn von 16—18 Rubel. Da Geldstrafen bei 
uns nicht vorkamen, ward regelmäßig der ganze Rest aufs Land 
geschickt, was in vielen Fällen — auch darauf werden wir zurück- 
kommen — durch das Fabrikkontor geschieht. Dabei waren Gesund- 
heit, Laune und Betragen meiner Leute (sowohl zueinander wie zur 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 44. 2. 29 
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Fabriksaufsicht) tadellos. Trotzdem sind das natürlich unhaltbare 
Verhältnisse. Das wird auch von den Arbeitern insofern selber emp- 
funden, als sie ihren Aufenthalt in der Fabrik in der Regel nur als 
vorübergehend betrachten. Mit dem Herzen bleiben sie Landarbeiter 
und kehren immer wieder aufs Land zurück. Dieses ständige Hin- 
‘und Herfluten der Landbevölkerung in und aus der Fabrik, d. h. die 
beständige Durchsetzung des russischen Fabrikarbeitermaterials mit 
richtigen Bauern — und zwar so, daß sie fast stets die überwiegende 
Mehrzahl bi den — muß man im Auge behalten, wenn man das russische 
Schicksal der lediglich auf den eigentlichen Industiiearbeiter zu- 
geschnittenen modernen Arbeiterbewegung auch nur einigermaßen 
verstehen will — sowohl nach ihrer ideologischen als nach ihrer pıak- 
tisch organisatorischen Seite hin. Der Landbesitz des russischen 
Fabrikarbeiters spielt auch heute noch, zehn Jahre nach der schon 
erwähnten Zerschmetterung der Landgemeinde durch die Agrar- 
reform Stolypins, eine sehr große Rolle und zwar — und das ist auf 
den ersten Blick eigenartig — gerade beiden bestbezahlten ıussischen 
Fabrikarbeitern: den Facharbeitern, vornel:mlich der Metallindustrie. 
Wir wissen, daß ein großer Teil ihres bei weitem Löl.eren Lol.nes 
(30—60 Rubel, von dem sie nicht mehr verleben als die Schwarz- 
arbeiter) zur Erhaltung und Erweiterung ihrer Landwirtschaft drauf- 
geht. Auch der russische Qualitätsarbeiter läßt Frau und Kind auf 
dem Land und duldet in seinen besten Jahren die entsetzlicl.en Ent- 
behrungen des russischen großstädtischen proletarisch.en Junggesellen, 
dazu noch bei einem ihm selber wohlbekannten außerordentlich 
geiingen Durchschnittsalter (der Metallarbeiter wird etwa 45 Jahre 
alt, was bei der in Rußland herrschenden sozialen Gewissenlosigkeit 
nur zu begreiflich ist). Wenn man darüber erstaunt, so wird einem 
ruhig geantwortet, man möchte doch für seine baldige Invalidität 
einen Zufluchtsort haben: zum Leben sei das ja zu wenig, was man 
auf dem Lande habe, aber man brauche doch wenigstens nicht bette'n 
zu gehen. Augenscheinlich dient der Landtesitz auch dem besser 
gestellten russıschen Arbeiter einstweilen noch zum Ersatz für die 
noch fehlende Alters- und Invaliditätsversicherung. Das tedeutet 
selbstverständlich ein sehr wesentliches Hemmnis gegen die Ein- 
bürgerung der auf ebenslängliche Fabrikarbeit zugeschnittenen Formen 
der modernen Arbeiterbewegung. 

Hierbei möchte ich vorausgreifend — um nicht wieder darauf 
zurückzukommen — darauf hinweisen, daß sich hier, aus dieser 
einstweilen noch unlöslichen Verbindung von Bauerntum und Artbeiter- 
tum in Rußland, die außerordentliche Ha tnäckigkeit erklärt, mit 
der der russische Marxismus an der durch die Tatsachen längst wieder- 
legten Marxschen Agrartheorie festhält. Ich erinneıe an das auch 
ins Deutsche übersetzte monumentale Masloffsche Buch über die 
Agra frage, das ein riesiges, bienenfleißig gesammeltes Tatsacl.en- 
material in diesem Sinne falsch deutet. Hier w.ıkt woll untewußt 
taktische Notwendigkeit. Ob aber gerade die Marxsche Agrartl.eorie 
für den russischen Bauern auch nur die geringste Anziehung hat, 
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möchte ich bezweifeln. Es ist überhaupt in letzter Hinsicht vielleicht 
vie'mehr ein Nachteil, wie ein Vorteil für die Arbeiterbewegung in 
Rußland, daß sich ihr — in einem in Westeuropa ungeahnten Maße — 
intelligente Kräfte zur Verfügung stellen. Auch dies Kapitel möchte 
ich hier schon kurz abtun: Es wird da eine Unsumme geistiger Arbeit 
verrichtet (wenn auch leider meistenteils in hoffnungs’os dogmatischem 
Fahrwasser) und eine unendliche Fülle von Lebenskraft und Lebens- 
glück der Arbeitersache zum Opfer gebracht — was an sich natürlich 
in hohem Maße vorbildlich bleibt. Indes ist — und das begreift 
man, wenn man auch nur an die hauptsächlichsten Kulturschicksale 
Rußlands denkt — nirgends in der Welt die Kluft zwischen ein- 
fachem Volk und Intelligenz so unüberbrückbar wie in Rußland: 
das sind einfach zwei verschiedene Welten. Andererseits liegt es nun 
einmal in der Denkart des russischen Intelligenten, hierüber wäre 
sehr viel zu sagen (vor allem fehlte ihm wohl die Denkschule), daß 
er schlechthin außerstande ist, anzunehmen, er könnte sich in Hin- 
sicht auf Tatsachenzusammenhänge oder in Rücksicht auf solche 
anzuwendende Mittel jemals da irren, wo er mit seinem Gefühl im 
Einklang steht, und er die Richtung seines Strebens billigen muß. 
Darum ist Rußland heute das eigentlich klassische Land der geistigen 
Vergewaltigung, und geht der schwerste, hoffnungsloseste Druck 
auf seine Geister von der durchweg dogmatischen Intelligenz aus! 
Er geschieht dabei ausschließlich im Namen der Volksnot. Und da 
wagt niemand zu widersprechen, weil jeder weiß, daß ihm dann un- 
bedingt der Vorwurf wird, er wolle nicht die Beseitigung des Massen- 
elends — wenn er auch nur eine andere Meinung äußerte über die 
Art, wie die Volksnot beseitigt werden könnte. Hierüber ließen 
sich Bände reden. Dazu kommt endlich, daß gerade die marxistische 
Theorie, von deren unerhörtem Glück in Rußland noch zu sprechen 
sein wird, an sich in hohem Maße geeignet erscheint, einen naiven 
Subjektivismus in seinem ungewollten Geistesvergewaltigen zu recht- 
fertigen. Berücksichtigt man dabei, daß die marxistischen Propagan- 
disten in der russischen Arbeiterschaft meist ganz junge Studenten 
sind, die hauptsächlich in Betracht kommenden Arbeiter dagegen 
ältere, ihrer überlegenen Lebenserfahrung sich sehr wohl bewußte 
Männer, so versteht man ohne weiteres — man braucht nicht einmal 
zu wissen, wie sich der abgeblitzte Agitator über den Mann aus dem 
Volke zu äußern pflegt —, daß einer der Gründe, derentwegen die 
unter den günstigsten Umständen einsetzende Revolution von 1905 
scheiterte, eingestandenermaßen der nur notdürftig verhüllte Zwie- 
spalt war zwischen der intelligenten Führung und den sich nur wider- 
willig und durchaus nicht überall fügenden Arbeitermassen. Diese 
Kluft wird noch verschärft, wenn, wie mir ein mir bekannter Arbeiter 
aus eigener Erfahrung klagte, auch noch im Gefängnis die proletari- 
schen Genossen für die intelligenten Führer die groben Arbeiten 
verrichten, z. B. den Gefängnisboden aufwaschen müssen. Vertieft 
wurde diese Kluft noch — und das beweist wiederum das abgrundtiefe 
gegenseitige Unverständnis — dadurch, daß die marxistischen Pıopa- 
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gandisten damals den menschlich wie taktisch gleich unbegreiflichen 
Fehler begingen, — mit der Propaganda der sozialen Freiheiten auch 
diejenige der Kirchenfeindlichkeit zu verbinden. Das aber nahm 
das Volk sehr übel: denn ihre Kirche betrachten alle einfachen Russen 
als ihre eigene Angelegenheit. So tief haben sie sich in sie hinein- 
gelebt. Daß sie staatlich mißbraucht wird, wissen sie; sie wissen aber 
auch, daß das nur gezwungen und zum großen Kummer der besten 
Diener der Kirche geschieht. Dies nur als ein Beweis für die Fremd- 
heit, mit der die arbeiterfreundliche (man möchte sagen abstrakt 
doktrinär arbeiterfreundliche) Intelligenz der russischen Arbeiter- 
schaft gegenübersteht, deren Hebung sie dabei alle Kräfte und alles 
Lebensglürk widmet. Natürlich wəllen wir durchaus nicht behaupten, 
daß das ganz ohne Vortei bleihe für den russischen Arbeiterstand. 
Ich erinnere nur an eine ganze Reihe meines Erachtens vorzüglicher 
Arbeiten über Einzelfragen in der Genossenschaftsbewegung, so eine 
treffliche Arheit eines gewissen Masloff (nicht des Agrarforschers) 
über die Möglichkeiten, die Metzgerei dem Genossenschaftsbetrieb 
einzufügen. Gleichwohl bin ich im allgemeinen der Anschauung, daß 
der hervorragende Anteil der russischen Intelligenz an der russischen 
Arbeiterbew.:gung diese mehr hemmt als fördert. Schon deshalb, 
weil der ru-sisc`^e Intelligent niemals begreifen wird, daß das Volk 
gar nicht bezückt werden kann, vielmehr nur sich selber zu helfen 
vermag. Und auch nur das will. 

Soviel ganz im allgemeinen über zwei Hauptmomente in der 
russischen Ar'witerbewegung, die bereits den Schlüssel geben zu sehr 
vielen ihrer Eigenarten: der vorwiegend bäuerliche Charakter der 
russischen Arbeiterschaft, zum mindesten ihre sehr starke ständige 
Mischung mit rein bäuerlichen Elementen, und die führende Role 
der russischen Intelligenz in der russischen Arbeiterbewegung. Ueber 
die soziale Lage des russischen Arbeiters möchten wir nunmehr eines 
nachtrazen, das allzusehr übersehen wird, auch in der russischen 
Arbeiterbewegung selber, dabei aber unstreitig eines der drängendsten 
Probleme bedeutet: ich meine die Lage der russischen Arbeiterin. 
Ihre Zahl ist von jeher eine sehr große gewesen bei der überragenden 
Rolle der Textilindustrie und zwar vorwiegend des gemischten Be- 
triebes: Spinnerei, Weberei und Druckerei in einem. Es handelt sich 
in der Regel um unverheiratete junge Bauernmädchen; eine große 
Rolle sollen dabei naturgemäß die Dorfwaisen spielen, die die Gemeinde 
gern los wird. Sie wohnen, dem Gesetz entsprechend, in besonderen 
Kasernen, von den männlichen Arbeitern getrennt und habenihren 
Artel. Ihre Löhne sind ganz bedeutend niedriger als die der männ- 
lichen Arbeiter (etwa 24, bisweilen sogar die Hälfte!), und diese scheinen 
das, ich hatte wenigstens den Eindruck, selbstverständlich zu finden. 
Es ist nun ein zu offenes Geheimnis (wem hat nicht schon ein russisch?r 
Commis-voyageur davon vorgeprahilt?), daß diese Arbeiterinnen- 
kasernen bei den großen Fabriken vielfach geradezu als Bordelle ange- 
sehen werden. Auf den Fabriken übernachtende Agenten oder Verkäufer 
(diese Fab:iken liegen meist auf dem Lande als Ansiedlung für sich 
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und haben ihre besonderen »Gasthäuser«) werden von ihren Kollegen 
einfach nach ihrem Geschmack gefragt und nur angehalten, die Preise 
nicht zu verderben (ihr Durchschnittspreis wurde vor zehn Jahren 
als zwanzig Kopeken angegeben). Ich halte es nötig, auf diesen 
Umstand hinzuweisen. Scl.on damit man keine falschen Schlüsse 
zieht. Denn tatsächlich wirkt hier die geschlechtliche Demut der 
Leibeigenschaft nach. Auf die allgemeine Sittlichkeit sind daraus 
nicht ohne weiteres Schlüsse zu ziehen. Ausführliche Untersuchungen ') 
bestätigen, daß in Rußland ebenso wie auch in Westeuropa die Fabrik- 
arbeiterin in der Pıostitution eine verscl.windende Role spielt gegen- 
über der Näherin und vor allem dem Dienstmädcken, und das heißt 
doch, daß die Arbeiterin immerhin ihrer Kameradin ein tesseres 
Beispiel gibt, als es ihr die Herrschaft zu geben vermag. 

Die eıwälnte Sachlage beweist aber meines Eracl:tens mehr 
wie alles andere das Abstrakte, Lebensfremde der russischen Arbeiter- 
bewegung, das vorherrschende Interesse der Theorie an ihr. Und 
das erklärt sich eben wieder durch die Führerschaft der russischen 
Intelligenz. Von dem großen russischen Volk bilden wie gesagt die 
Arbeiter immer nur einen kleinen Pıozentsatz, und auch davon ver- 
richten die meisten nur vorübergel.end Fabrikarteit und sind sonst 
Bauern. Das erschwert natürlich an sich scl.on die Einbürgerung 
der Organisationsformen der modernen Arbeiterbewegung in Ruß- 
land: der Genossenschaft und der Gewerkschaft. Um die Bewegung 
hat sich von Anfang an die marxistische Intelligenz ein großes Ver- 
dienst erworben. Auch heute noch werden Genossenscl:aften und 
Gewerkschaften in Rußland im großen und ganzen von der marxistischen 
Intelligenz gegründet und geleitet. Im russischen Proletariat selber 
scheint mir der Boden für sie noch längst nicht gefestigt zu sein. 
Frei ich erweisen sich die Schwierigkeiten hier auch bei weitem größer 
als in Westeuropa — ganz abgesehen davon, daß Genossenschaft 
und Gewerkschaft die größte Zeit ihres Bestehens verfolgt waren, 
und sie in den kurzen Zwischenpausen ihrer legalen Existenz, die 
zudem stets allzusehr an die Wi:lkür der lokalen Bel.örden gebunden 
ist, sich unmögliche Schikanen und läl.mendste Polizeieingriffe ge- 
fallen lassen müssen. Auch daß das Spitzeltum hier in weitem Maße 
eindringen konnte, versteht sich bei der psychologischen Ueber- 
feinerung der russischen Behörden von selber. Das alles aber sei 
hier bloß angedeutet als eigentlicher Hintergrund, auf dem sich die 
Arbeiterbewegung in Rußland abhebt. Der Konsumgenossenschaft 
hätte man dabei schon in Hinsicht auf die kommunistiscl:e Erziehung 
des russischen Bauern durch die Landgemeinde eine glänzende Zu- 
kunft voraussagen können. Sie fand indes einen Konkurrenten, 
der ihr zu ähnlich und doch auch wiederum im Grunde genommen 
zu wesensfremd war, als daß er sich hätte in sie überfülren lassen. 


1) Ich selber verarbeitete 500 Frageb gen Moskauer Prostituierten, welche 
Damen des Vereins für Besserung des Frauenloses persönlich aufgenommen 
hatten. Ich berichtete darüber in der Zeitschrift zur Bekämpfung der Geschlechts- 
krankheiten, Jahrgang 1910/11. 
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Ich meine natürlich den schon erwähnten Artel: den Zusammenschluß 
der Arbeiter fast jeder Fabrik zu einer Verköstigungsgemeinschaft. 
Man sollte meinen, man hätte demgegenüber bloß zu bestimmen 
brauchen, daß die einzelnen Artele bei derselben Einkaufsgesellschaft 
einkaufen sollten. Das erweist sich indeß aus mehreren Gründen 
als durchaus nicht so einfach: Zunächst handelt es sich fast aus- 
schließlich um die reinen Naturalien, Brot, Milch, Eier, Mehl, Gemüse, 
d. h. gerade um die Artikel, die sich zum Genossenschaftsbetrieb am 
wenigsten eignen. Ferner liegen die russischen Fabriken weit auf dem 
Lande verstreut, meist abseits von den Städten, sodaß einheitliche 
Versorgung wenigstens mit rasch verderbenden Lebensmitteln so 
gut wie ausgeschlossen wäre. Endlich sind die einzelnen Artele 
gar sehr auf ihre Unabhängigkeit bedacht und wenig geneigt, sich 
einer Zentrale zu fügen. Und das hat auch den sehr praktischen 
Hintergrund, daß die jedesmaligen Aeltesten, und jeder Arbeiter 
darf darauf hoffen, einmal Aeltester zu werden, beim Einkaufen ihre 
Prozente erhalten, und das hält man in Rußland durchaus für legitim. 
Auf so etwas kann sich die genossenschaftliche Einkaufstelle natürlich 
nicht einlassen. Abgesehen aber von den reinen Lebensmitteln, 
die auf dem Lande unmittelbar von den Bauern gekauft werden 
(größere Fabriken überlassen ihrem Artel fast immer auch Boden 
zu eigener Gemüsezucht, ja zum Kartoffelbau), hat der russische 
Arbeiter fast gar keine Bedürfnisse und schränkt die, die er etwa 
noch hat, aufs äußerste ein, um möglichst viel von seinem Lohn der 
Familie aufs Land schicken zu können. Das geschieht, wie gesagt, 
in großen Fabriken vielfach durch das Fabrikkontor, das auch in 
der Regel bei der Lohnauszahlung für den Artel die von dem Ein- 
zelnen ihm geschuldeten Summen gleich in Abzug bringt — durchaus 
mit Einwilligung der Arbeiter selber und bei völligem Fehlen jedes 
Trucksystems, das in Rußland heute, nach unendlichen Mißbräuchen, 
so gut wie völlig aufgehoben ist. Aber auch a's Zwangssparanstalt 
kann der Konsumverein für den russischen Arbeiter keinen Anreiz 
haben, da er ja so schon % seines Lohns erspart und alles von ihm 
Ersparte auf dem Lande dringend nötig ist. Aeußerst erschwerend 
wirkt aber auch noch der Umstand für die Einführung der Genossen- 
schaft in Rußland, daß es sich als so gut wie unmöglich erwies, in 
den russischen Konsumverein das System der Barzahlung einzuführen, 
das doch allein dem Arbeiterkonsumverein Dauer sichert. Sein 
Vorgänger: der Artel kreditiert ja grundsätzlich und kann das auch, 
weil der russische Arbeiter dem Gesetz nach seinen Lohn zwei Mal 
im Monat postnumerando erhält, am Samstag nach dem I. oder 
dem 15. eines jeden Monats, gleichgiltig, ob es sich um Tages- oder 
um Monatslohn handelt. Wollte der Konsumverein demnach auch 
nur konkurrieren, so müßte auch er kreditieren. Er befindet sich 
dabei in weit schlechterer Lage als der Artel, weil die Fabrikbehörde 
in keiner Weise seine Forderungen berücksichtigt, wie sie das beim 
Artel in eigenstem Interesse voll und ganz tut. Hier ein Entgegen- 
kommen zu erwarten, scheint bei dem ausgesprochenen sozialdemo- 
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kratischen Charakter der russischen Genossenschaft auf lange Zeit 
hinaus aussichtslog: Einkassierung durch das Fabrikkontor durch 
Abzug bei der Lohnauszahlung wäre aber zudem auch schwer vereinbar 
mit dem Geiste der Genossenschaft als ausgesprochener Arbeiter- 
selbsthilfe — und hier liegt ihr eigentlicher Unterschied vom Artel, 
der nichts ist als reine Zweckmäßigkeitseinrichtung, bloße Anpassung 
an die Lebensbedingungen auf der Fabrik! Man kann demnach nur 
hoffen auf eine allmähliche Erziehung des russischen Arbeiters durch 
die Genossenschaft für sie. Ob sie sich aber so lange wird behaupten 
können, ist denn doch eine große Frage. Es kammt nämlich noch 
ein weiteres, wiederum echt russisches Moment hier in Betracht, 
das man zwar im allgemeinen leicht überschätzt, das aber immerhin 
hier sehr schwer wiegt: die gelegentliche Trunksucht des russischen. 
Arbeiters. Der Artel in Verbindung mit vom Fabrikkontor geregelter 
Absendung der Arbeiterersparnisse bildet ja eine vorzügliche Selbst- 
versicherung des Arbeiters gegen Trunksuchtsanfälle, und das ist 
auch sehr oft durchaus so von ihm gemeint (der Russe liebt es über- 
haupt, sich selber die Gelegenheit zum Sündigen im voraus zu nehmen): 
er behält einfach gar kein Geld in Händen, für das er sündigen könnte. 
Solche Selbstversicherung gegen die Sünde ist aber erschwert beim 
Konsumverein, der kreditiert. Ja, der schafft einem noch Geld, 
wenn man das seinige bereits vertrunken hat. Man nimmt einfach 
auf Kredit Ware, z. B.ein Pfund Tee und läßt es dem Schnapsbuden- 
wirt, der ja auch Tee verschenkt, gegen entsprechendes Schnaps- 
quantum ab, oder verkauft es aus freier Hand und kauft sich Schnaps 
dafür. Das ist tatsächlich ein Umstand, unter dem die russischen 
Konsumvereine wenigstens zu meiner Zeit schwer zu leiden hatten: 
kreditieren mußten sie, ihr Geld zurückzuerhalten machte aber 
Schwierigkeit. Zudem wurden sie noch unmittelbar geschädigt durch 
Entnahme von Ware, nicht zum Verbrauch, vielmehr zum Versatz. 
Daß aber im Betriebe der Genossenschaft selber der kommunistische 
Sinn des Russen, der ihm das Unterscheiden von mein und dein oft 
erschwert, gelegentlich auch zu Schädigungen führen muß, versteht 
sich eigentlich von selber. Der Ueberfluß verführt auch da, wo er 
der Gemeinschaft gehört. So erzählte mir wenigstens ein mir be- 
freundeter Moskauer Arbeiter, der mit unendlichen Mühen und nach 
endlosen Verhandlungen mit den Behörden einen Konsumverein 
für die Fabrik, an der er arbeitete, durchgesetzt hatte, daß die Ge- 
fährten im Betrieb nicht nur selber alle Malzeiten im Magazin aus 
den dortigen Vorräten einzunehmen pflegten, vielmehr auch noch 
Kameraden dazu einluden. So kam es denn rasch zur Liquidation. 
Alles in allem genommen halten sich die russischen Arbeitergenossen- 
schaften vornehmlich in den großen Städten und einstweilen noch 
unter großen Opfern. Man hat ihre Entwicklung dadurch zu fördern 
gesucht, daß man sie in Hinsicht auf die Zentraleinkaufsstelle ver- 
einigte mit andern bereits bestehenden Konsumvereinen, z. B. von 
k'eineren Angestellten im Privat- oder Stadt- oder Kreisverwaltungs- 
dienst. „Diese Vereinigung ist möglich, weil auch_hier die Zugehörig- 
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keit zur sozialdemokratischen Partei das bindende Moment abgibt. 
So haben die Moskauer Konsumvereine schon seit einem Jahrzehnt 
eine Zentralisierung gefunden im sogen. »Verband der Verbände«, 
der nicht nur den gemeinsamen Einkauf besorgt, vielmehr auch in 
allen inneren Organisationsdingen berät und hilft, und zudem die 
“ Vertretung bei den Behörden übernimmt und einheitlich regelt. 
In den Zahlen, die über die russischen Arbeiterkonsumvereine an- 
geführt werden, sind denn auch meist diese sozialdemokratischen 
Genossenschaften aufgenommen, was ein falsches Bild ergibt. Es 
wird behauptet, daß neuerdings die russische Genossenschaftsbewegung 
außerordentliche Fortschritte macht. Das wäre ja aufs freudigste 
zu begrüßen. Wir dürfen aber in ihrer Beurteilung nie vergessen, 
welche großen Schwierigkeiten ihr entgegenstehen. Nicht bloß al!l- 
gemein politischer und kultureller Art, vielmehr auch begründet 
in den besonderen Lebensbedingungen des russischen Arbeiters, vor 
allem seinem so häufigen Bauerntum. 

Man begegnet deshalb auch nicht selten in Rußland der Ansicht, 
ein wirkliches Aufblühen der Genossenschaft sei bloß zu erwarten 
mit der Kräftigung der Gewerkschaftsbewegung. Die Sache ist nur 
eben die, daß mit der Genossenschaft schon aus dem einen Grunde 
begonnen werden mußte, daß sie weit weniger polizeilich verfolgt, 
ja bereits jahrelang geduldet ward, bevor noch von einer Er aubnis 
der Gewerkschaft auch nur die Rede sein konnte (noch Ende der 
neunziger Jahre ward Zugehörigkeit zu einer Gewerkschaft mit Ver- 
schickung nach Sibirien bestraft). Wir wissen ja, daß auch heute 
noch die Gewerkschaft in Rußland nur in sehr beschränktem Maße 
und mit großen Zwischenpausen geduldet wird. Ihre Geschichte 
ist in dieser Hinsicht wahrhaft romanhaft, leider bleibt das Material 
größtenteils noch völlig unzugänglich. Hier wollen wir uns aber 
nur mit den in den inneren Verhältnissen Rußlands für sie vorliegenden 
Möglichkeiten beschäftigen. Zunächst ergibt sich dabei schon das 
Eine, daß die Aussichten für die Gewerkschaft in Rußland so lange 
gering genannt werden müssen, als die russische Arbeiterschaft noch 
derart mit bäuerlichen Elementen durchsetzt ist wie heute. Die 
bringen eben weder das proletarische Standesbewußtsein auf noch 
den Willen für die Geldopfer, ohne die die Gewerkschaft nicht be- 
stehen kann. Ganz zu schweigen davon, daß im allgemeinen die 
Arbeitslöhne in Rußland, selbst bei der so großen Anspruchslosigkeit 
des russischen Arbeiters, irgendwie namhafte Abzüge zugunsten einer 
Gewerkschaft gar nicht gestatten. An die Bildung von Streikfonds- 
ist eigentlich nicht zu denken. Hier — in den niedrigen Löhnen — 
liegt denn wohl auch das Haupthindernis gegen das Aufkommen 
der russischen Gewerkschaft. Der russische Arbeiter fühlt sich dabei 
wie gesagt fast immer als Bauer, er geht nur durch die Not gezwungen 
in die Fabrik, und was er von seinem ganzen Lohn erspart, das schickt 
er eben der Familie aufs Land, wo es am allernotwendigsten fehlt. 
Da aber die russische Industrie, vorwiegend entwickelt ist die Textil- 
branche, noch in weitem Maße ungelernte Schwarzarbeiter benötigt, 
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die sie zu einem großen Teil je nach Bedarf nur als Saisonarbeiter 
anstellt — die russische Industrie hat von jeher das Bauerntum ihrer 
Arbeiter in diesem Sinne schamlos ausgenutzt: die industrielle Reserve- 
armee ist wohl relativ nirgends größer als in Rußland —, so sind die 
Aussichten auf das Gedeihen der Gewerkschaft nicht eben besondere. 
Hinzu kommt auch noch die große Rolle der russischen Hausindustrie, 
in der immer noch zweieinhalb Mal mehr Arbeiter beschäftigt sind, 
als im Industriebetrieb. Und diese Arbeiter sind reine Bauern. So 
hat die Gewerkschaft in Rußland eigentlich bloß unter den gelernten 
Arbeitern, vornehmlich der Metallbranche, einige Aussichten auf 
festeren Bestand. Hinderlich erweist sich dabei auch noch der Um- 
stand, daß es eigentliche Industrieplätze wie in Westeuropa in Ruß- 
land, von den Hauptstädten Moskau und Petersburg abgesehen, 
garnicht gibt. (Lodz war freilich ein solcher.) Im allgemeinen liegen 
die russischen Fabriken, auch in den bekannten Industriebezirken 
wie Iwanowo-Bosnesensk oder Simbirsk, recht weit von einander 
entfernt, was bei dem langen Arbeitstag und den miserablen Land- 
wegen die Tätigkeit größerer Gewerkvereine mindestens recht er- 
schwert. Gleichwohl scheinen mir die Hindernisse gegen die Ein- 
führung der Gewerkschaft in Rußland gerade eben wiederum infolge 
der kommunistischen Erziehung des arbeitenden russischen Volkes 
nicht unüberwindlich. 

Hingegen wi.] es mir so scheinen, als ob zum inneren Gedeihen 
der Gewerkschaft in Rußland noch so gut wie alles fehle. Jedenfalls 
steht ihr — und das hat sich bisher auch vol auf bewiesen — eine 
äußerst wechse:volle Geschichte bevor. Soll ja die russische Gewerk- 
schaft wirklich die in ihr vereinigten Arbeiter fördern, soll sie ihnen 
mehr geben als eine neue Schule der Unterordnung unter einen ihnen 
fremden Willen, so muß sie ganz erfüllt und getragen sein von dem 
Willen zur aufrichtigen gegenseitigen Gleichachtung ihrer Mit- 
glieder, d. h. von der Achtung vor der menschlichen Persönlichkeit 
als solcher. Von allen Formen der mode: nen gesellscha tlichen Be- 
wegung auf irgend welchem Gebiete ist die Gewerkscha t doch wohl 
diejenige, die sich am allerwenigsten rein mechanisch übertragen, 
d. h. nachahmen läßt. Sie setzt weit mehr noch wie Parlament und 
Städteselbstverwaltung jahrhundertelange Kämpfe um die elemen- 
taren Rechte der menschlichen Persönlichkeit voraus: Die Gewerk- 
schaft beruht eigentlich unmittelbar auf Humanismus, Renaissance, 
Reformation und Gegenreformation. Das alles hat es in Rußland 
aber gar nicht gegeben. Hier wurzeln seine hoffnungslosesten Rück- 
stäindigkeiten. Zu gehorchen hat man in diesem Lande gelernt und 
auch sich freiwillig unterzuordnen einem gebilligten Ziele. Was man 
aber noch nicht lernte und noch nirgends versteht, das ist: zu befehlen. 
Hier wirkt zudem auch noch aufs hemmendste das schlechte Bei- 
spiel der Regierung. Heute ist es ein offenes Geheimnis, daß der 
schwe'ste soziale Uebelstand in Rußland darin anzusprechen ist, 
daß dort niemand seinesgleichen übergeordnet werden kann, ohne 
auch gleich schon aufzuhören, in dem, der ihm zu gehorchen hat, 
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die ihm gleichberechtigte Persönlichkeit zu achten. Das geht durch. 
das ganze Rußland, von der äußersten Rechten bis zur äußersten 
Linken. Nirgends ist der Mensch um seiner selber willen da für den, 
der ihm etwas zu sagen hat. Er dient ihm vielmehr immer nur als 
Mittel für den einen, stets absolut genommenen Zweck, in dessen 
Namen er ihm gebietet. Da aber kein Zweck, sobald er erst ein- 
mal unter Menschen verwirklicht werden soll, eindeutig bleibt, 
so wird der, der in seinem Namen über andere gebietet, notwendig 
zu einem persönlichen Tyrannen, wenn er eben nicht in denen, denen 
er gebietet im Namen des Zweckes, Wesen erblickt, die um ihrer selber 
willen da sind. Das ist aber durchaus nicht etwas Selbstverständ- 
liches. Augenscheinlich setzt es Erfahrungen voraus, die jede Menschen- 
mehrheit selber machen muß, und die eben Rußland fehlen. Sonst 
könnte man es gar nicht begreifen, daß in diesem Lande, dessen 
Gebildete eigentlich auf nichts so stolz sind, wie auf ihre vermeintliche 
überlegene Menschlichkeit, die menschliche Person als solche gar 
keine Beachtung findet. Zwang herrscht dort auch in allen frei- 
willigen Vereinigungen, mögen sie auch im Namen der Freiheit ins 
Leben gerufen sein, und da gerade am meisten. Die Geschichte der 
revolutionären Parteien Rußlands ist eine Geschichte des Zwanges, 
den der Mensch über den Menschen ausübt im Namen eines Zweckes, 
der allen Menschen dienen soll, und der dabei als etwas betrachtet 
wird, was höher steht als der Mensch. Die Geschichte der gesell- 
schaftlichen Bewegung in Rußland lehrt eigentlich erst, wenigstens 
für die Verhältnisse der Gegenwart, welche geistigen Vergewaltigungen 
der Mensch auf den Menschen auszuüben vermag im vermeintlichen 
Interesse der ganzen Menschheit. Was wir bis jetzt über die russische 
Gewerkschaft wissen, hat reichlich dazu beigetragen. Der Einfachheit 
des Milieus entsprechen natürlich auch die Mittel. Wir wollen damit 
keineswegs der russischen Gewerkschaftsbewegung die Zukunft ab- 
sprechen, auch wollen wir weder bestreiten, daß ihr bereits jetzt 
Verdienste um die Lage des russischen Arbeiters zukcmmen, noch 
möchten wir raten oder wünschen, daß keine Schritte mehr zu ihrer 
Gründung und Festigung in Rußland unternommen würden, wir 
möchten nur das Eine betonen, daß sie sehr große Schwierigkeiten 
zu überwinden haben wird, und zwar weit mehr in ihrem Innern als 
in Hinsicht auf staatliche Unterdrückung (in unmittelbarem Gegen- 
satz zur deutschen Gewerkschaftsbewegung). Denn wenn auch die 
Gewerkschaft, als echt pro’etarische Schöpfung im Gegensatz zu den 
Schöpfungen des bürgerlichen Idealismus, einen ausgesprochen real- 
politischen Charakter an sich trägt, so setzt sie doch zu ihrer Ver- 
wirklichung eine Solidarität voraus, die viel tiefer begründet sein 
muß als in wirtschaftlicher Interessengemeinschaft: die nur begründet 
sein kann in freier Anerkennung der gleichen geistigen Rechte des 
Arbeitsgenossen. Das kommt im weiteren Verlaufe der Einbürgerung 
der Gewerkschaft immer überzeugender zum Ausdruck. Sie erweist 
sich als eine sittliche Erziehungsanstalt allerersten Ranges. Aus 
proletarischen Selbstbiographien, die aus deutschen Gewerkschafts- 
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kreisen hervorgingen und zu unserer wichtigsten Lektüre gehören 
sollten, erkennen wir bereits heute, daß sich im Schoße der deutschen 
Gewerkschaft eine ganz neue tiefmenschliche Sittlichkeit vorbereitet 
(wo wird z. B. die Gattin und Mutter mehr gewürdigt ?). Das alles 
dürften wir mit der Zeit auch für die russische Gewerkschaft erwarten. 

Bekanntlich läßt Tolstoi in seiner »Anna Karenina« seinen Doppel- 
gänger Lj@win an einer Volkswirtschaftslehre arbeiten, die von der 
Eigenart des russischen Bauern als Arbeiter ausgehen soll. Von ihrem 
Inhalt erfahren wir freilich nichts. Erschütternde Ergebnisse wären 
wohl auch nicht zu erwarten. Denn im großen und ganzen erliegt 
natü lich der russische Arbeiter der gleichen Umformung durch die 
Bedingungen der Fabrikarbeit, wie der westeuropäische oder der 
japanische. Auch der Russe muß in der Anpassung an die Fabrik 
das zu retten suchen, was ihm am wertvollsten erscheint. Das wird 
dm russischen Arbeiter insofern erleichtert, als er an persönliche 
Unterordnung mehr gewöhnt ist, und ihm zudem an sich eine größere 
Anspruchslosigkeit eignet. Dementsprechend tritt das Bedürfnis 
nach Selbstverteidigung, das im Westen zur Organisation der Arbeiter- 
schaft führte, weniger scharf hervor. Andererseits ist der russische 
Arb:iter schon durch den Landkommunismus zur Organisation geistig 
vorba-eitet und ihr günstig gestimmt. Damit aber die im Westen 
entstandenen Organisationsformen in Ruß'and wirklich blühen und 
g2 lihen könnten, müßte der Russe erst einmal ein weit größeres 
Verständnis erlangen für die freie Persönlichkeit in sich selber und 
bei allen andern. Genossenschaft und Gewerkschaft sind eben Grad- 
messer der Kultur in weit höherem Maße als die ideologischen Offen- 
bı’unzen der Arbeiterbewegung, die sich sehr wohl in unkontrollier- 
baren Ge.ühlsbedürfnissen zu gründen vermögen. 
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Schon bald nach Ausbruch dieses Krieges äußerte die ameri- 
kanische Presse ernsthafte Befürchtungen über eine folgenschwere . 
Umgestaltung des Welthandels in der kommenden Friedenszeit: Die 
europäischen Länder würden aus verschiedenen Gründen unmittelbar 
nach Beendigung des Krieges daran gehen müssen, ihre Ausfuhr um 
jeden Preis zu steigern ; ihre Industrien würden eine fieberhafte Tätig- 
keit entfalten und mit den in ungeheuren Massen sich aufstapelnden 
Erzeugnissen vor allem die überseeischen Länder überschwemmen. 
Die deutsche Regierung z. B. unterstütze die Exportindustrien zu 
dem ausgesprochenen Zwecke sof accumulating reserves for the 
future dumping process«. Nach Friedensschluß werde das plötzliche 
Zurückströmen der vielen Soldaten ein solches Ueberangebot von 
Arbeitskräften bewirken, daß, wenn auch vielleicht die Löhne der 
gesunden und kräftigen Leute höher sein mögen als vor dem Kriege, 
jedenfalls aber die Hunderttausende von Krüppeln arbeiten müßten 
salmost for any pay«. Und diese billigen Arbeiter würden dann zur 
Erzeugung der billigen Exportwaren verwendet. Dagegen zu kon- 
kurrieren werde für Amerika um so schwieriger sein, als hier ein aus- 
geprägter Arbeitermangel herrscht: »It is unfortunate that just at 
a time when we shall bei-called upon to make the greatest efforts in 
the producing field, that we must be hampered by a lack of workers.« 

Und so geht nun das »Dumping« als drohendes Gespenst durch 
die Spalten der Zeitungen, durch die Berechnungen der amerikani- 
schen Industriellen wie durch die Verhandlungen der wirtschaftlichen 
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‚Körperschaften und Parlamente. Zwar tauchten vereinzelte Stimmen 
auf, die vor &iner Ueberschätzung jener Gefahr warnten: Die Industrie 
der kriegführenden Staaten hätte nach Rückkehr friedlicher Zustände 
zunächst auf einige Jahre genug zu tun, ihre zerstörten oder doch 
‘vernachlässigten Betriebe wieder auf die Höhe zu bringen, die Vorräte 
an Rohmaterial und Halbfabrikaten in ziemlicher Menge zu ergänzen 
und dem einheimischen Bedarf zu genügen. Wahrscheinlich würde 
sich auch ein Mangel an Geld und tüchtigen Arbeitern empfindlich 
geltend machen; die europäischen Löhne würden noch auf lange 
hinaus allgemein sehr hoch bleiben, und anderes mehr. Ueberhaupt 
‘solle man nicht unnötige Furcht vor dem Dumping der alten Welt 
hegen. Im Gegenteil: »Instead of worrying about the revival of 
‚industry in Europe, which will follow the war we should be prepared 
‘to help it along.«e Je früher Europa wieder aufblühe, um so besser 
‚sei es für Amerika. 

Diese Erwägungen drangen aber nicht durch, zumal es im Interesse 
der amerikanischen Fabrikanten lag, die Gefahr des europäischen 
‘Dumping für die heimische Industrie und damit für den gesamten 
Volkswohlstand in der öffentlichen Meinung zu befestigen. Wie hätte 
'es auch anders gelingen können, zum Kampfe gegen eine angebliche 
Gefahr die Gesetzgebung in Bewegung zu setzen! Das war ja schließ- 
lich der Zweck des Feldzuges: Protektionistische Maßnahmen gegen 
die europäische Konkurrenz zu erreichen. 

Dabei bemühte man sich in zwei Richtungen. Man wollte einmal 
die heimische Produktion gegen den unlauteren Wettbewerb der 
‚ausländischen Importeure auf dem inneren Markte der Union 
schützen, und außerdem der amerikanischen Ausfuhr auf den frem- 
den Märkten eine bessere Stellung verschaffen. Diesen Zwecken dienen 
‘die Dumping-Klausel der Revenue Bill (Unfair Competition Act) 
sowie die Webb Bill, die beide gegen Mitte vorigen Jahres im ameri- 
“kanischen Kongreß zur Verhandlung standen. 

Die Tendenzen beider Vorlagen sind recht bezeichnend für die 
' Erwartungen, die man in Amerika an die Umschichtung der welt- 
wirtschaftlichen Beziehungen nach dem Kriege knüpft, und für den 
'Stimmungsumschlag, den sie dort in der öffentlichen Meinung ver- 
anlaßt haben. Der Freihandel ist ein alter Grundsatz der demokrati- 
schen Partei und dennoch trat diese und die aus ihr hervorgegangene 
' Regierung für die protektionistischen Maßnahmen der Dumping- 
Klausel ein. Noch einschneidendere Aenderungen erstrebt die Webb 
"Bill. Freier Wettbewerb im Innern, Bekämpfung der Trusts und 
' Monopole im Interesse der heimischen Verbraucher gehören zu den 
- volkstümlichsten Forderungen — welche Rolle hat die Trustpolitik 
z. B. bei den Präsidentenwahlen öfters gespielt! — und dennoch 
fördert die Regierung offen einen Gesetzentwurf, der auf teilweise 
: Aufhebung des Kartellierungsverbotes hinzielt. 

Bei der allgemeinen Anerkennung der Grundsätze, welche in 
den Antitrust-Gesetzen ihren Ausdruck gefunden haben, mußte von 
vorne herein mit einem: beachtenswerten Widerstand gegen ihre 
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Durchbrechung gerechnet werden und man hat deshalb von langer 
Hand die Einbringung des Abänderungsvorschlages vorbereitet und 
Stimmung dafür zu machen gesucht. Bereits im Februar 1914, 
also noch vor dem Kriege, hatte die Nationale Handelskammer in 
Washington !) auf ihrer Jahresversammlung die Einrichtung einer 
Federal Trade Commission gefordet und dabei als eine der Aufgaben 
der Kommission vorgesehen, daß sie Berichte eıstatten solle über 
die Ratsamkeit einer Aenderung der Trustgesetze in der Richtung, 
Kartelle und andere Vereinigungen für den Ausfuhrhandel zu er- 
möglichen. Und wenig später kam auf der Versammlung des National 
Foreign Trade Council im Mai desselben Jahres die Milderung der 
Trustgesetze mit Bezug auf Ausfuhrkartelle zur Sprache. Beide Kör- 
perschaften bemühten sich auch damals scl.on eifrig um die Sammlung 
von Materialien zur Beurteilung der Außenhandels-Verhältnisse. Be- 
sonders aber seit Ausbruch des Krieges fühlte man in der Union, 
daß die Industrie demnächst vor neuen Verhältnissen stehen werde, 
und daß teilweise neue Handelsbeziehungen zu schaffen seien, für 
die sich keine praktischen Erfahrungen benutzen lassen, man vielmehr 
auf theoretische Erwägungen angewiesen ist. 

Als dann im September 1914 die Federal Trade Commission 
geschaffen war ?), nahm sich diese der Bewegung mit Eife: an. Sie 
‚ließ es sich angelegen sein, durch geschickte Pıopaganda die öffentliche 
Meinung zu beeinflussen, und veranstaltete umfassende Erhebungen 
über die Handelsbedingungen in und mit jenen fremden Ländern, 
wo Vereinigungen, Konventionen u. dgl. zwischen den Fabrikanten 
und Händlern den Außenhandel der Vereinigten Staaten beeinflussen. 
Die Untersuchungen wurden mit Achtung gebietender Schnelligkeit 
und echt amerikanischer Großzügigkeit durchgeführt. Die Kommission 
ließ dabei nicht nur die internationale Fachliteratur eingel.end durch- 
arbeiten (darunter einige 250 Zeitschriften, viele wissenschaftliche 
Abhandlungen und die Beiichte der verschiedensten Anstalten, 
Interessenvertretungen, Kartelle usw. der bedeutenderen Industrie- 
länder der Erde), sondern sie veranstaltete auch weit ausgreifende 
eigene Erhebungen und Rundfragen, öffentliche Einvernahmen der 
Exportinteressenten in I7 Städten der Union sowie persönliche 
Recherchen bei wichtigen Unternehmungen an Ort und Stelle durch 
ihre eigenen Beauftragten (jzeld agents) in den verschiedenen Ländern. 
In das wichtigste Ausfuhrgebiet, Südamerika, ließ sie sogar eigne 
Studienreisen machen. 

Als Ergebnis ihrer Untersuchungen glaubte die Federal Trade 
Comis ion feststellen zu können, daß in den meisten fremden Staaten 
Konventionen usw. von Fabrikanten und Händlern häufiger sind 


1) chamber of Commerce of the United States, gewöhnlich als »Natior.al 
Chamber« bezeichnet. 

-) An Act to creat a Federal Trade Commission, to define its powers and 
duties, approved 26. Sept. 1914. — Leber cie Gıincıng cer Kom.misson und 
erste Tätigkeit kann ich nachtiäglich verweisen auf E. Böhler im Weltwirt- 
schaftlichen Archiv, 10. Band (August 1917) S. 416*. 
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als in der Union, weil dort die Combinations durchweg nicht beschränkt, 
z. T. sogar unmittelbar von den Regierungen gefördert werden ?). 
Die Kommission bezweifelt nicht, daß sich nach Beendigung des 
‚Krieges der Wettbewerb auf den internationalen Märkten ungeheuer 
verschärfen wird. Sie erwartet, daß dann die europäischen Industrien 
ihre hoch entwickelten Organisationen, ihre Kartelle und Syndikate 
erst recht nach jeder Richtung ausnutzen werden, um einen konkurrenz- 
fähigen Export zu erzielen. Und die amerikanische Produktion werde 
einen noch schwereren Stand haben als bisher, vor allem weil ihr 
jene wichtigen ausfuhrfördernden Kräfte, die von den europäischen 
Nationen jetzt so besonders entwickelt werden, fehlen. Hieran aber 
trage die kartellfeindliche Gesetzgebung der Vereinigten Staaten die 
Hauptschuld. 

Deshalb geht das Bestreben der Kommission dahin, Verein- 
barungen und Kartellierungen amerikanischer Firmen insoweit zu- 
zulassen und zu fördern, als sie sich ausschließlich auf den Export 
beschränken. 

Einer solchen Maßnahme steht aber nicht allein die grundsätz- 
liche Trustfeindlichkeit des amerikanischen Volkes entgegen, sondern 
auch manches praktische Bedenken. Ihre möglichen Nebenwirkungen 
lassen sich gar nicht übersehen. Vor allem ist die Befürchtung ein- 
leuchtend, daß jene beabsichtigten Ausfuhrkartelle, wenn sie erst 
einmal gesetzlich erlaubt sind, sehr bald so ins Kraut schießen werden, 
daß sie ihre Macht auch den einheimischen Markt der Union 
empfindlich möchten fühlen lassen. Die hiegegen vorgesehenen 
Kautelen könnten nur zu leicht unwirksam bleiben, wie so manche 
andere kiug ausgedachten Bestimmungen der Trustgesetze. Die 
Kommission sah sich denn auch gezwungen, ihre Vorschläge zu ver- 
schleiern, um sie mundgerecht zu machen. Sie gab ihnen eine harm- 
lose Fassung, die sie kaum noch als Durchbrechung der hisherigen 
trustfeindlichen Grundsätze erkennen ließ: Der Kongreß solle ledig- 
lich eine authentische Interpretation der Antitrust laws vornehmen 
in der Richtung, die bestehenden Zweifel über die Zulässigkeit von 
export cooperation zu beseitigen! 

Tatsächlich gilt aber in Amerika als ziemlich allgemeine Rechts- 
anschauung, daß nach den bestehenden Gesetzen auch jene combina- 
tions durchaus verboten sind, die sich auf das Ausfuhrgeschäft be- 
schränken, auch dann, wenn dieses nicht mit unlauteren Praktiken 
verbunden ist. Der Kommission mußte also daran liegen, diese An- 
schauung tunlichst frühzeitig, schon vor der allgemeinen Diskussion 
über die neue Gesetzesvorlage, ins Wanken zu bringen. Und ihre 
Mitg:ieder haben denn auch schon im Jahre 1915 wiederholt Gelegen- 


3) Ausführliche Nachweise dafür bringt der umfangreiche Kommissions- 
bericht, der Ende Juni 1916 dem Kongreß vorgelegt wurde: Federal Trade 
Commission, Report on cooperation in American «xport trade. In two parts. 
Part I: Summary and report; Part II: Exhibits. Washington, Government 
Printing Preß 1916. 387 und 597 S. — Vgl. biezu meine Anzeige in den Jahr- 
büchern fur Nationalökonomie und Statistik 1917. 
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heit genommen, zu erklären, daß Firmen, die nicht die gleichen Ge- 
schäfte betreiben *), ohne irgend welche Besorgnisse vor den Anti- 
trust-Gesetzen sich zut Förderung ihres Außenhande's in Verkaufs- 
vereinigungen (joint selling aganries) zusammenschließen können ®). 

Etwa um die gleiche Zeit, Ende Oktober 1915, berichtete die 
Presse, zwischen dem Präsidenten Wilson und dem Handelssekretär 
Redfield sei Einigung erzielt über das Vorgehen gegen die Ueber- 
flutung mit europiischen Waren unter Selbstkosten. Man kündigte 
an, Wilson, Redfield und Davies, der Vorsitzende der Federal Trade 
Commission, würden gemeinsam für gesetzliche Beschränkung des 
ausländischen Wettbewerbs eintreten. Und zwar nach zwei Rich- 
tungen: Einmal sollte der Verkauf unter Selbstkosten seitens der 
auswärtigen Firmen als unlauterer Wettbewerb unter die Anti-trust- 
Gesetze gestellt und damit strafbar werden (wurde verwirklicht in 
der Revenue bill, von der noch zu sprechen ist); und zum andern 
wollte man die amerikanischen Exporteure in den Stand setzen »to 
cooperate in the establishment of foreign sales agencies«®). — Die 
genannten und andre einflußreiche Staatsmänner und Politiker haben 
auch in der folgenden Zeit öfter die Gelegenheit benutzt, sich zugunsten 
einer solchen Gesetzgebung zu äußern’): und am 28. Juni 1916 
brachte der Abgeordnete Webb, Vorsitzender des Iudiciary Committee 
des Repräsentantenhauses, den Gesetzentwurf ein, der unter seinem 
Namen geht, »based upon recommandations made by the Fedral 
Trade Commission«. 

Der Entwurf sah vor, daß die Sherman Anti trust law und die 
Clayton Anti trust law nicht ausgelegt werden sollen in dem Sinne, 
als ob den heimischen Produzenten verboten wäre, zur Förderung 
des Außenhandels sich zusammenzuschließen (to combine) oder 
gemeinsame ausländische Verkaufsagenturen zu errichten. Natürlich 
ging es nicht ohne Widerspruch, Abänderungen, Zusätze usw. ab, 
aber schließlich wurde der Entwurf mit 200 gegen 14 Stimmen vom 
Repräsentantenhause angenommen. Im Senat dagegen gelang es 
einer einflußreichen Opposition, bei der sich neben La Folleiie und 
andern Republikanern progressiver Tendenzen auch der Demokrat 
Reed befand — den Beschluß hinauszuschieben. Zunächst sollten 

noch gewisse Erhebungen gemacht werden °*). 
| Unterdes ließ sich die Federal Trade Commission nicht abhalten, 
die Verkaufsvereinigungen für den Export zu fördern, trotzdem 

4) Uncompeting ;irms, d. h. solche, die verschiedenen Industrien 
angehören oder zum mindesten verschiedene Waren innerhalb des gleichen 
Industriezweiges produzieren. 

5) Das erklärte z. B. ein Mitglied der Kommission auf der Jahresversamm- 
lung der Association of National Advertisers Ende 1915. 

¢) Vgl. z. B. The commercial and financial chronicle. New York Vol. 1o01, 
S. 1421 (Nr. 2627, vom 30. Okt. 1915). 

7) Z. B. Wilson in einem persönlichen Briefe vom ı2. Mai 1915, veröffent- 
licht in Boston Evening Transcript vom 27. Mai 1916. 

7a) Vgl. hıezu auca die aus dem Commeer:al und financial chronicle ent- 

nommenen Angaben im Weltwirtschaftl. Archiv, Band 10, S. 422®. 
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die Webb Bill noch nicht Gesetz geworden war. Sie beharrte”auf 
ihrem wohl etwas eigenartigen aber taktisch gebotenen Standpunkt, 
daß solche Ausfuhrkartelle nicht unter die bestehenden Trust-Verbote 
fielen. Und so wurde z. B. im Oktober 1916 die Gründung der »first 
union for foreign trades mit Genugtuung angekündigt: 80% der 
amerikanischen Ausbeute an Douglas-Fichten haben sich zu einer 
Ausfuhr-Handelsvereinigung zusammengeschlossen mit Hilfe des 
Bureau of Foreign and Domestic Commerce und unter Zustimmung 
der Federal Trade Commission 8). 

Immerhin. kam der Regierung die Verzögerung des Gesetzes recht 
unerwünscht. Die Presse bemühte sich, dessen baldige Annahme als 
dringend notwendig hinzustellen. »The Webb bill should be passed’ 
without further delay.« Und schließlich setzte sich auch der Präsi- 
dent Wilson in seiner Dezemberbotschaft an den Kongreß mit Nach- 
druck für die Forderung ein: | 

»I shall not argue at length the desirability of giving a freer hand 
in the matter of combined and concerted effort to those who shall 
undertake the essential enterprise of building up our export trade. 
That enterprise will presently, will immediately assume, has indeed 
already assumed, a magnitude unprecedented in our experience. 
We have not the necessary instrumentalities for it prosecution: it 
is deemed to be doubtful whether they could be created upon an 
adequate scale under our present laws. We should clear away all 
legal obstacles and create a basis of undoubted law for it which will 
give freedom without permitting unregulated license. The thing must 
be done now, because the opportunity is here and may escape us 
if we hesitate or delay«®). 


Ob seitdem der Senat seinen Widerstand aufgegeben hat und 
das Gesetz angenommen wurde, habe ich leider bei den jetzt so spär- 
lichen Verbindungen mit Amerika nicht zuverlässig feststellen können. 
Dagegen wissen wir von der zweiten eingangs erwähnten Friedens- 
rüstung der Vereinigten Staaten, daß sie Gesetzeskraft erlangt hat: 
Am Io. Juli 1916 nahm das Repräsentantenhaus mit 240 gegen 140 
Stimmen die Revenue-Bill an, welche in dem Abschnitte 
über den unlauteren Wettbewerb das Dumping unter Strafe stellt. 
Hiebei wird unter Dumping verstanden, die in die Union eingeführten 
Waren dort allgemein und systematisch zu einem Preise zu verkaufen, 


») Vgl. z B. New York Tribune vom 16. Oktober 1916, 

Ueber den Plan des Washingtoner Handelsamtes, die amerikanischen 
Ausfuhrhäuser in gemeinsamen Exportagenturen im Auslande zu or- 
ganisieren, vgl. »Plutuse 14 (1917) S. 462. Daselbst S. 310' ist über die 
große American International Corporation berichtet, in der sich 
eine Reihe der führenden amerikanischen Banken zur Förderung der nord- 
amerikanischen Ausfuhr vereinigt haben. Daselbst S. 360 für äbnliche 
deutsche Maßnahmen: P. R. Singer: »Wiederaufbau der Ausfuhr«. Gegen 
deutsche Expartbanken: Fr. Urbin von der Diskontogesellsch. in Voss. Ztg. 
vom 12. und 13. Juli 1917 (vgl. Plutus S. 332). | 

®%) Message to Congreß, 15. Dezember 1916. 

Archiv für Sosialwissenschaft und Sosialpolitik. 44 2. 30 


462 Wilhelm Feld, 


der wesentlich niedriger ist als der Markt- oder Großhandelspreis 
jener Waren im Ausfuhrlande zur Zeit der Ausfunr, einschließlich 
Fracht, Abgaben und sonstigen Spesen der Einfuhr. Die Strafbarkeit 
wird aber erst begründet, wenn das Dumping geschieht in der Ab- 
sicht, eine Industrie in den Vereinigten Staaten zu zerstören oder 
zu schädigen, oder das Entstehen einer Industrie dort zu verhindern, 
oder irgend einen Teil des Handels mit jenen Waren in der Union zu 
beschränken oder zu monopolisieren. Vergelien gegen die Bestimmung 
sollen mit einer Geldstrafe bis zu 5000 Dollar oder mit Gefängnis 
bis zu einem Jahre oder mit beidem bestraft werden. 

Der Entwurf dieser Bestimmung war im Manufacturers’ Record 
von dem Vorsitzenden der Federal Trade Commission angekündigt 
worden; sie bezwecke, unlauteren Wettbewerb von außen her in 
demselben Maße zu verhindern, wie er innerhalb der Union verboten 
ist. Schutzmaßnahmen gegen jenen angeblich unlauteren Wett- 
bewerb durch das europäische Dumping hatten die Industriellen 
grade in letzter Zeit besonde s dringlich verlangt, u. a. der Präsident 
des Stahltrusts (de sen eigne Ausfuhrpolitik übrigens dem gleichen 
Dumping huldigt!) und Vertreter der Textilindustrie; speziell die 
Spitzenfabrikanten der Neu-England-Staaten klagten über die franzö- 
sische und schweizerische Konkurrenz, die der plötzliche Verlust 
der europäischen Nachfrage im Kriege zu Schleuderverkäufen nach 
Amerika gezwungen habe. Vor allem aber sollen die Farbstoff-Fabri- 
kanten zur Aufnahme der Dumping-Klausel bewogen haben. Die 
amerikanischen Kriegsgründungen der chemischen Industrie brauchten 
auf absehbare Zeit notwendig des Schutzes gegen die sofort nach 
Friedensschluß einsetzende scharfe Konkurrenz der hoch entwickelten 
deutschen Industrie. 

Ueberhaupt gilt das Dumping in jenem Feldzug ja allgemein als 
eine charakteristische Eigenschaft der deutschen Ausfuhrindustrien, 
besonders von deren Kartellen und Syndikaten. Bei diesen Vor- 
würfen wird übrigens nicht immer das gleiche unter Dumping ver- 
standen. Es wäre nicht ohne Reiz, die mannigfachen Umschreibungen 
jenes Begriffes zusammenzustellen. Im engeren Sinne trifft die 
Bezeichnung vor allem das Verfahren, welches den Ausfuhrpreis 
niedriger stellt als den einheimischen Marktpreis !%). Man wendet 
sie aber auch z. B. an, wenn Waren unter den Herstellungskosten 
verkauft werden, besonders wenn damit eine Ueberflutung des fremden. 
Marktes verbunden ist; oder aber auch, wenn auf dem inländi- 
schen Markte die Konkurrenz durch Unterbieten verdrängt werden 
soll, wie es z. B. die Standard Oil Gesellschaft und ähnliche Organi- 
sationen in den Vereinigten Staaten gemacht haben, um nachher 
unumschränkt zu herrschen und die Preise nach Belieben erhöhen zu 


w) So z. B. Dr. Edwin E. Pratt, Leiter des Bureau of Foreign and 
Domestic Commerce, Washington. Auch Arthur H. Weed in »Nations Businesse 
vom November 1915 und viele andre. A«hnlicl. Prof. Frank Will. Taussig 
(Harward): »steady sale of a commodity to a foreigner at a lower price than 
to domestic consumerse Vgl. auch W. Feld im »Plutus« 14 (1917) S. 264- 
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können. Dann wieder gilt als Dumping, wenn europäische Länder {he 
output of their factories nach Amerika werfen, at any price they can get. 

Knapp umschreibt Arthur E. Holder, Legislative Agent der 
American Federation of Labor das Dumping als »geiling rid of something 
that yon don’t want«. Er meint weiter, dumping, ihough a new word, 
ss on old game«. Alle Nationen hätten sich dessen schuldig gemacht 
bis zum Ausbruch des Krieges. Und die Amerikaner hätten »dumped« 
und die Beleidigung (wenn es überhaupt eine ist) weg erklärt, indem 
sie sagten, daß sie sich durch die Maßregel von einem Ueberschuß 
befreiten, den sie daheim nicht verkaufen könnten. Sie haben mehr 
erzeugt als der Markt aufnehmen konnte, und ähnlich wie die Kauf- 
leute, die größere Vorräte von Wintersachen haben als sie auf dem 
üblichen Wege absetzen können, haben sie opened a down-to-cost, 
or below-cost slaughler saleı. Der amerikanische Dumper sage, er wolle 
lieber sein Produkt auf einem ausländischen Markte opfern als seinen 
Geschäftsumfang einschränken oder seine Arbeiter entlassen ”). 

Schon diese wenigen Beispiele, die der nordamerikanischen Presse 
der letzten Jahre entnommen sind, zeigen, daß das Dumping nicht 
ausschließlich den deutschen Fabrikanten und Exporteuren vor- 
geworfen wird. Man verhehlt nicht, daß die Trusts der Amerikaner 
selber in großzügigster Weise jenes Verfahren anwenden. So wurde 
z. B. gelegentlich des Kampfes um den Zolltarif von 1909 den Ver- 
fechtern hoher Zölle der ja auch uns geläufige Einwand entgegen 
gehalten, daß die geschützen Industrien im Auslande beträchtlich 
billiger verkaufen als auf dem einheimischen Markte. Die trust- 
feindliche öffentliche Meinung legte darauf um so mehr Gewicht, 
als jene Praxis nicht bloß vereinzelt, zur gelegentlichen Entlastung 
des inneren Marktes vorkommt, sondern eine regelmäßige Gepflogen- 
heit ist. 

Als Beleg für das Dumping der amerikanischen Trusts darf auch 
der New Zealand Agriculture Implements Manufacture, Importation 
and Sale Act von 1905 erwähnt werden. Durch ihn bekämpft Neu 
Seeland den gegen die einheimische Fabrikation landwirtschaft- 
licher Maschinen gerichteten vernichtenden Wettbewerb des American 
Harve:ter Trust sowohl mittels Produktionsprämien von einem 
Drittel (!) des Wertes, die den neuseeländischen Fabrikanten zum 
Schutze gegen den Preisdruck des nordamerikanischen Trusts aus- 
bezahlt werden, wie durch gleich hohe Einiuhrprämien für Importeure 
landwirtschaftlicher Maschinen aus großbritannischen Fabriken. Die 
Anwendung scharfer Z ollmaßnahmen war in diesem Falle nicht 
möglich, weil die neuseeländischen Farmer von einer Erhöhung der 
Zölle auf diese ihre Bedarfsartikel nichts wissen wollten 12). 

Selbst der eingangs erwähnte Bericht der doch sehr trustfreund- 
lichen Federal Trade Commission muß zugeben: »One of the most 
common statements made about export trade — that of other countries 
as well as that of the United States — is to the effect that la ge produ- 
n) Berichtet nach einem Interview im Washington Star vom 20. November. 

12) Handelsmuseum 21. Jahrgang, 1906, S. 149. 
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cers or combinations of producers frequently sell cheaper to their 
foreign than to their home customers. In any consideration of 
tariff problems, this is an important matter« 13). 

Mitunter wird zwar versucht, das amerikanische Dumping zu 
beschönigen, indem man es als eine mildere Form erklärt. Man unter- 
scheidet nämlich das vorübergehende Dumping zur Entlastungdes 
inneren Marktes, um einen Produktionsüberschuß schnell los zu 
werden !), von dem Bestreben, durch ständiges Unterbieten 
die Konkurrenz an die Wand zu drücken und dadurch die Herrschaft 
über den Markt zu erhalten. Dieser Absicht wird z. B. die deutsche 
Kohlenteer-Industrie beschuldigt. — Ein ehemaliger Trade Adviser 
des U. S. Departement of State, Charles M. Pepper!) behauptete, 
das Dumping habe den amerikanischen Fabrikanten vor dem Kriege 
gegolten sas a convenient unloading on the foreigner of their surplus 
stock at cut prices«; dann aber auch »(in the days of their palmy 
ignorance of South America) as sending second rate and unsalable 
goods to that supposedly benigthed regione. Wenn sie keine Ueber- 
schußprodukte los werden mußten oder keine Ansammlungen un- 
verkäuflicher Vorräte anbringen wollten, hätten die amerikanischen 
Fabrikanten auf das Dumping verzichtet. Es sei nur als v or ü b er- 
gehende krampfartige Aeußerung aufgetreten. Die leitende Idee 
der Amerikaner war also angeblich »the disposal of surplus and un- 
salable goodse.. Dem gegenüber bezweckten aber die europäischen 
Industrien, durch ständiges Unterbieten der amerikanischen 
Fabrikanten in den Vereinigten Staaten einen dauernden Markt zu 
erobern 19). 

Namentlich der deutschen Industrie wird das vorgeworfen. 
Selbst dort wo man zugibt, daß das Dumping im auswärtigen Handel 
aller Länder üblich ist, meint man, daß die Deutschen — owing 
to their geographic and other trade disabilities — das Verfahren in 
einem vorher nie erreichten Ausmaße getrieben und zu einer Wissen- 
schaft ausgebildet hätten: »By its means their exporters and agents 
were enabled practically to close certain countries of the world in 
some lines to all competitors. This not only applied to countries 
like South America but to European nations as well. In France 
they undersold American machinery manufacturers, and even French 
makers of carbolic acid were underbid in their own country by their 
German rivals. Britain, with no protective barriers, was flooded 

13) Im 1. Band S. 377. 

14) Judge Gary (von der Steel Corporation): sporadic dumping, um 
durch Verkauf zu oder unter Selbstkosten den Preisdruck zu beseitigen. 

15) Sein Aufsatz erschien u. a. in dem St. Louis Star vom ı. November 1915 
und in den Nebraska News vom 3. November 1915. 

16) Diese letztere Absicht gilt bisweilen als notwendiges Merkmal des Dum- 
ping, z. B. auch bei Max Packer, De vaderlandsche nijverheid in komende 
jaren (Deventer 1916 S. 37): »Het »dumpen» bestaat uit het op een bepaalde 
markt aanbieden van producten beneden kostprijs, met het doel overtoevoer 
te voorkomen op andere markten, of om nieuwe markten te winnen, of oude 
verloren gegane markten te herwinnen«. 
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with cheap German articles, and we all remember its rage on Victoriä’s 
jubilee at discovering that the »buttoms« it had to buy were all 
made in Germany« ”). 

Jedenfalls ist das Dumping ein bereits seit längerer Zeit te- 
stehender Brauch, und wenn die Gesetzgebung der Vereinigten Staaten 
‚auch erst jetzt, während des Krieges, dagegen eingeschritten ist, so 
lassen sich doch die Bestrebungen zu seiner Bekämpfung länger 
zurückverfolgen. Spätestens um die Jahrhundertwende war 'die 
öffentliche Meinung dort wie in Europa auf die Gefahren der Export- 
schleuderei aufmerksam geworden. Hüben und drüben begann man 
Maßnahmen zu erwägen, welche die Ausfuhrvergütungen der Kartelle 
und ihre schädlichen Folgen bekämpfen sollten. Bereits damals 
konnte im deutschen Reichstag der in Fragen der Handelspolitik 
vorzüglich unterrichtete Abgeordnete Gothein feststellen, daß 
sich überall der Widerstand gegen die Exportprämien rege, »was 
für die deutschen Kartelle im höchsten Grade unbequem seis *8). 
Und gleichzeitig fiel an derselben Stelle auch eine Bemerkung, 
welche gut die große Bedeutung kennzeichnet, die das Dumping 
der amerikanischen Industrie für deren Ausfuhrhandel bereits damals 
besaß »). 

The dumping bogey is an old one, schrieb das New York Journal of 
Commerce am 9. November 1915. Der Popanz des Dumping ist schon 
alt. Und die Furcht vor ihm ist nicht auf irgend eine politische Partei 
beschränkt, sondern eine allen gemeinsame. Seine Bekämpfung hat 
deshalb auch schon früher in den Zolltarif-Verhandlungen' eine 
gewisse Rolle gespielt, und fast wäre in den Underwood-Tarif von 
1913 eine entsprechende Bestimmung aufgenommen worden nach 
Muster der gleich zu erwähnenden Dumping-Klausel von Kanada. 
Der Senat lehnte aber damals den bezüglichen Beschluß des Repräsen- 
tantenhauses ab. Inzwischen verstärkte sich die schutzzöllnerische 
Bewegung in den Vereinigten Staaten immer mehr. Seit Ausbruch 
des Krieges kam dann noch die Gefahr vor der Ueberflutung des 
amerikanischen Marktes mit europäischen Erzeugnissen nach Friedens- 
schluß als besonders wirksamer Agitationsstoff hinzu, der selbst die 


11) The Chigaco Daily Tribune, 30. August 1916. Die vielfachen Anklagen 
gegen die weitreichende Prämienpolitik der deutschen Kartelle und Syndikate 
dürfen hier als bekannt vorausgesetzt werden. Vgl. z. B. Georg Gothein, 
Agrarpolitisches Handbuch (Hrsg. v. Handelsvertragsverein 1910/11), S. 422 
und den Literatummachweis im Handwörterbuch der Staatswissenschaften, Art. 
»Ausfuhrprämien«. 

2) Sitzung vom 16. Januar 1903. Stenogr. Berichte, 8. Band, S. 7342. 

19) Dem Vorschlage einer internationalen Regelung der Kartellprämien- 
Frage hielt der Abgeordnete Ga m p entgegen: »Ich will dem an sich im Prinzip 
nicht widersprechen. Aber wenn sich diese Aktion gegen Amerika richtet 
— und das muß sie natürlich — glauben Sie, daß sich Amerika 
anschließen wird ? Ebensowenig wie Rußland der Zuckerkonvention beigetre- 
ten ist, ebenso werden sich die Amerikaner hüten, einer Konvention beizu- 
treten, die ihren Interessen widerspricht.«e Sitzung vom 4. November 1902. 
Stenogr. Berichte 7. Bd. S. 6122. 
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Demokraten veranlaßte, unter Führung des Präsidenten Wilson 9 
ihren bisherigen Freihandelsstandpunkt zu revidieren. Unkontrollier- 
bare Gerüchte besagten, Wilson ziehe vor, durch zolltarifari- 
sche Maßnahmen das Dumping nach Amerika überhaupt zu verhin- 
dern, anstatt das vollzogene Dumping strafrechtlich zu verfolgen. 
Indessen betonten die Demokraten, an ihren alten Freihandels-Grund- 
sätzen festzuhalten; peace or war, there shall be no return to the 
old protection tariff systeme. Unter Bryans Führung hatte die Partei 
einen Schutzzoll-Tarif als verfassungswidrig verworfen; und jetzt 
erklärte auch Wilson, daß Schutzzölle völlig ausgeschaltet werden 
müßten; die Vereinigten Staaten wollten ihren eigenen Markt der 
Welt öffnen, um einen größeren Anteil auf fremden Märkten zu erhalten. 

Die Gegner meinten freilich, der eigene Markt der Union sei 
ı7 mal wertvoller als der Außenhandel und schließlich liefe doch 
auch der Regierungsentwurf grundsätzlich auf staatliche Beschützung 
der Industrie hinaus. Dem Freihandel widerspreche es eben so sehr, 
die Einfuhr zu Schleuderpreisen nachträglich zu bestrafen, als sie 
von vorne herein durch Erhebung eines Sonderzolles zu verhindern: 
This is mereby protection under another name. It will be punitive, 
where as the tariff method is preventive.« Diese letztere sei aber er- 
heblich wirksamer. Auf den Zolltarif könnte der Industrielle rechnen, 
nicht aber auf die Dumping-Klausel. Immerhin war man sich klar, 
daß selbst ein nur mäßiger republikanischer Schutzzoll keine Aus- 
sicht hatte, von dem derzeitigen demokratischen Kongreß angenommen 
zu werden; und so sammelte ein Teil der Opposition seine Kräfte 
auf die Bildung einer Tarifkommission. Gegen Ende Igı5 wurde 
in Chicago eine Tariff Commission Leage gegründet unter Führung 
von Thomas A.E dison, James J. Hill und George W.Perkins 
Sie erstrebte die Errichtung eines ständigen Ausschusses von 7 Mann, 
mit den weitest möglichen Ermächtigungen »of research, examination 
and recammandation on tariff matters«.. Nur eine solche Kommission 
könne das Dumping-Problem und andere Fragen auf wissenschaftliche 
Höhe heben sowie mit der notwendigen Gründlichkeit und Schnellig- 
keit behandeln. »To recommend a policy of prosecution would not 
only shaw a failure to appreciate the gravity of dumping, it would 
be a transparent artifice to save somebody’s po'itical face.« Die — 
Opposition drang aber nicht durch. Und das Ergebnis war schließlich 
doch die erwähnte Klausel des Revenue law. 

Immerhin fehlt es dieser auch jetzt nicht an Kritikern. Vor 
allem wurden die Mängel jener gesetzlichen Bestimmung betont. 
Man gab die Schwierigkeit zu bedenken, im Einzelfalle festzustellen, 
` ob die Ausfuhrpreise wirklich niedriger als die Inlandpreise der Aus- 
fuhrländer seien. Und man befürchtete auch, wenn das Gesetz nicht 
sehr taktvoll angewendet werde, Vergeltungsmaßnahmen gegen die 
amerikanische Ausfuhr in den fremden Staaten. Vor allem aber 

*) Ob etwa diese Stellungnahme Wilsons von Popularitätsrücksichten 


auf die Wiederwahl zum Präsidenten mitbestimmt gewesen sein mag, ist hier 
nicht zu untersuchen. 
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meinten die Juristen, das Gesetz werde nur in den seltensten Fällen 
anwendbar sein und ein toter Buchstabe bleiben, wie so manche 
andere Bestimmungen der Antitrust- und Tarifgesetze. Die Ver- 
folgung des Dumping werde weitschweifig, verwickelt, verbitternd 
und unwirksam sein, »as slow as were the antitrust prosecutions«. 
Amerikanische Importeure, die ihre Rechtsanwälte um Rat fragten, 
wie sie sich den neuen Bestimmungen gegenüber verhalten müßten, 
erhielten die Auskunft, daß sie nichts von dem Gesetze zu sorgen hätten. 
Die Möglichkeit einer gerichtlichen Verfolgung auf grund der Dumping- 
Klausel sei sehr entfernt. Zwar sind die Strafbestimmungen recht 
hart, aber sie können nur angewandt werden in den Fällen, wo nach- 
gewiesen ist, daß der Importeur »allgemein und systematisch« Waren 
unter dem ausländischen Marktpreise in die Vereinigten Staaten ein- 
bringt, und daß er zugleich das tutinder Absicht auf Vernichtung 
‚oder Schädigung einer Industrie der Union. Wie wird sich das be- 
weisen lassen ? »What is harder to proof than an intent ?« Die Juristen 
sind überzeugt, daß es dem Staatsanwalt sehr schwer — wenn über- 
haupt — möglich sei, eine Verurteilung auf Grund der Bestimmung 
zu erwirken. Wenn ein Importeur außerhalb billig einkauft mit der 
Absicht, in der Union im Wettbewerb mit den einheimischen Fabri- 
kanten zu verkaufen, so werde seine »Absicht« meist doch nur die 
sein, einen Gewinn zu machen durch möglichst großen Umsatz; aber 
er werde kaum den Wunsch oder die Erwartung haben, eine ein- 
heimische Industrie zu vernichten oder zu schädigen. Wobei sich 
auch noch Schwierigkeiten ergeben, was hier unter einer »Industrie« 
zu verstehen ist. — Die Bestimmungen erinnern übrigens stark an 
gewisse Teile der berühmten Sherman Anti-trust Law ?!) und unter- 
scheiden sich durch die eben erwähnten Einschränkungen erheblich 
von den üblichen Anti-Dumping-Vorschriften anderer Zolltarif-Gesetze. 


Um diese Unterschiede wenigstens kurz anzudeuten, dürfte es 
angebracht sein, den Wortlaut der verschiedenen Bestimmungen 
miteinander zu vergleichen, zumal sie in der deutschen Literatur 
nur erst wenig bekannt worden sind. Die Vorschriften der V er- 
einigten Staaten!) lauten: 

»Sec. 801. Es ist ungesetzlich für jede Person, welche Waren 
aus einem fremden Lande in die Vereinigten Staaten einführt oder 
an der Einfuhr beteiligt ist (assisting in importing), solche Waren 
allgemein (common'y) und systematisch einzuführen, zu verkaufen 
oder ihre Einfuhr bzw. Verkauf zu veranlassen — zu einem Preise, 
der wesentlich niedriger ist als zur Zeit der Ausfuhr nach den Ver- 
einigten Staaten der Marktwert oder Großhandelspreis jener Waren 
in den Hauptmarktorten des Landes ihrer Erzeugung oder anderer 


1) Zeitwoise hatte man sosar daran gedacht, den Verkauf ausländischer 
Waren unter den Selbstkosten als unlauteren Wettbewerb unter die bisherige 
Antitrust-Gesetzgebung zu stellen. 

9) U. a. abgedruckt im New York Journal of Commerce und im Economist 
London, vom 29. juli 1916. 





468 Wilhelm Feld, 


fremder Länder, in die sie gewöhnlich eingeführt werden, betrug; 
nachdem jenem Marktwert oder Großhandelspreis noch Fracht, Ab- 
gaben und andere Lasten und Ausgaben zugeschlagen wurden, die 
notwendig mit der Einfuhr und dem Verkaufe in den Vereinigten 
Staaten verbunden sind: vorausgesetzt, daß solches geschieht mit 
der Absicht (intent), eine Industrie in den Vereingten Staaten zu 
vernichten oder zu schädigen, oder das Emporkommen (establishmentfy 
einer Industrie in den Vereingten Staaten zu verhindern, oder irgend 
einen Teil des Gewerbes und Handels (trade and commerce) solcher 
Waren in den Vereinigten Staaten zu beschränken oder zu monopoii- 
sieren.« 

Es folgen die anfangs erwähnten Strafbestimmungen. 

Von den früheren entsprechenden Vorschriften ist noch am: 
ehesten die Klausel des kanadischen Zolltarif-Gesetzes von 
1907 *?) in Deutschland bekannt geworden: 

zı »Sec. 6 Punkt r. Wenn nach Kanada exportierte Waren von 
einer Klasse oder Art sind, wie sie in Kanada selbst hergestellt wird, 
und der Ausfuhr- oder der an einen Importeur in Kanada wirklich 
zu zahlende Verkaufspreis niedriger ist als der gangbare Marktpreis 
desselben Gegenstandes, wenn derselbe zum heimischen Verbrauch 
nach den gewöhnlichen und üblichen Verhältnissen im Ausfuhrlande 
zur Zeit seiner Ausfuhr verkauft worden wäre, — so wird von diesem 
Artikel bei der Einfuhr nach Kanada als Zuschlag zu den anderweit 
festgesetzten Zöllen ein Sonderzoll (dumping duty) im Betrage des 
Unterschiedes zwischen dem erwähnten Verkaufspreise für die Aus- 
fuhr und dem erwähnten gangbaren Marktpreise für den heimischen 
Verbrauch erhoben und zwar auch dann, falls der betreffende Gegen- 
stand sonst nicht zollpflichtig ist. — Der Sonderzoll darf jedoch in 
keinem Falle 15% ad valorem übersteigen . . .« 2$). 

Diese Bestimmung ist die Erweiterung einer Vorschrift, die 
bereits einige Jahre früher erlassen worden war. Sie war enthalten 
in den Vorschlägen zur Abänderung des Zolltarifes von 1897, welche 
der kanadische Finanzminister am 7. Juni 1904 dem Parlament unter- 
breitete und die schon vor der parlamentarischen Genehmigung 
vorläufig in Kraft gesetzt wurden. Der Zuschlagszoll sollte im all- 
gemeinen bis zur Hälfte des gewöhnlichen Einfuhr z olles betragen, 
aber bei gewissen Erzeugnissen der Eisenindustrie sogar bis auf 15% 
des Wertes gesteigert werden können. Die Maßregel wollte be- 
sonders eine Reihe nordamerikanischer Trusts der Eisen- und Stahl- 
warenbranche treffen, und sie soll sich schon sehr bald in der Praxis 


23) Zollkompass, 5. Bd. 3. Teil, 2. Heft S. XI. Auch Deutsches Handels- 
Archiv ıgıo I, S. 278. 

4) Befreit von der Dumping duty sind u. a. Waren, die ohnehin schor 
mit einem Einfuhrzoll von 50% des Wertes belastet sind, oder in Kanada emer 
Verbrauchssteuer (Akzise) unterliegen. Ein Memorandum des Department 
of Customs vom 24. August 1914 bestimmte ferner, daß der Sonderzoll nicht 
erhoben werden soll, wenn der Verkaufspreis-in Kanada um weniger als 5%, 
unter dem gangbaren Marktwerte bleibt. 
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bewährt haben. Schon im Oktober 1904 berichtete das österreichische 
Handels-Museum 25), die Dumpingklausel behufs starker Zollbelastung 
der von fremden Trusts und Kartellen zu Schleuderpreisen nach 
Kanada versendeten Waren funktioniere weit glatter als anfangs 
vorausgesehen wurde. Einige der Trusts mußten sich schon bald 
entschließen, auf kanadischem Boden eigene Werke zu gründen, wie 
z. B. die United States Steel Corporation, die Pressed Car Steel Company 
(die größte nordamerikanische Unternehmung für Erzeugung stähler- 
ner Eisenbahnwagen), und die große Lokomotivfabrik der American 
Locomotive Company. 

Baldnach Kanada hat Australien ineinem besonderen Gesetz 
über den unlauteren Wettbewerb, auch Kartellgesetz genannt, die 
Bekämpfung des Dumping eingeführt. Das Gesetz trägt die be- 
zeichnende Ueberschrift: »An Act for the Preservation of Australian 
Industries, and for the Repression of Destructive Monopolies« (NT. 9 
von 1906). Es ist erlassen am 24. September 1905 und wird offiziell 
zitiert als Australian Preservation Act 1905. Neben der Unterdrückung 
der Monopole (Teil 2) behandelt der Akt in Teil 3 die »Preservation 
of Dumping«. 

Unter Dumping ist hier verstanden der Verkauf ins Ausland 
zu Verlustpreisen oder mindestens zu Preisen, die keinen Gewinn 
übrig lassen, um jegliche Konkurrenz in unredlicher Weise zu be- 
seitigen. Die näheren Umstände, unter welchen bis auf den Beweis 
des Gegenteils ein Wettbewerb importierter Güter als unredliches 
Dumping zu betrachten sei, werden in folgender Form angegeben 2$): 


a) Falls dieser Wettbewerb unter den gewöhnlichen Geschäftsverhält- 
nissen wahrscheinlich dazu führen müßte, daß die australische 
gleichartige Ware nicht länger erzeugt oder vom Markte zurück- 
gezogen würde oder nur mittels einer ungenügenden Entlohnung 
der Arbeiter ohne Verlust erzeugt werden könnte; 

b) falls die vom Importeur oder dem Verkäufer der fraglichen im- 
portiertten Waren angewandten Vertriebsweisen als unredlich 
(unfair) zu betrachten wären; 

c) falls der Wettbewerb tatsächlich oder voraussichtlich eine un- 
genügende Entlohnung der Arbeiter der betreffenden australischen 
Industrie bewirken müßte ; 

d) falls der Wettbewerb voraussichtlich oder tatsächlich zu einer 
tiefgreifenden Zerrüttung einer australischen Industrie oder der 
Arbeitslosigkeit australischer Arbeiter führen müßte; 

e) falls der Importeur die importierten Güter vom Fabrikanten oder 
seinem Mandatar zu Preisen erstanden hat, die tief unter den her- 
kömmlichen Produktionskosten oder Marktpreisen am Orte der 
Erzeugung oder des Einkaufs stehen; 

f) falls die importierten Waren vom Fabrikanten oder seinem Man- 


ss) Band ı9 S. 508. 
%) Ich benutze die Uebersetzung des Handelsmuseums: Band 22 (1907) 
S. 307. 
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datar in Australien zu Preisen verkauft werden, die keinen bürger- 
lichen Gewinn über den Marktwert des betreffenden ausländischen 
Gebietes oder über seinen ausländischen Marktpreis übrig lassen, 
wenn dazu noch alle Lasten hinzugeschlagen werden, die vom 
Verschiffungsorte bis zur Ankunft nach Australien auflaufen. 

Bei der Beurteilung irgend eines ausländischen Wettbewerbes 
als unredliches Dumping ist zu beachten, ob die geschädigte australi- 
sche Industrie nach ihrer Leitung, ihren Produktionsverfahren, ihren 
Anlagen und Maschinen auf der Höhe der Zeit steht oder veraltet 
ist. Und vor dem unlauteren Wettbewerb werden nur jene australi- 
schen Industrien geschützt, die den diesbezüglich entscheidenden 
Verwaltungs- oder richterlichen Behörden als vorteilhaft für Austra- 
lien erscheinen, da sie mit geziemender Rücksicht für Produzenten, 
Arbeiter und Verbraucher betrieben werden. 

Der Schutz gegen das Dumping besteht darin, daß der Justiz- 
minister die Einfuhr entweder verbietet oder nur unter bestimmten 
Bedingungen gestattet, nachdem vorher der Richter den Tatbestand 
des unredlichen Dumping festgestellt hat. 

Nach dem Muster von Kanada gelangte dann auch im Jahre 
1914 die Südafrikanische Union zu ähnlichen Bestim- 
mungen ?”.. Die Regierung hat eine Zeit lang geschwankt in ihrer 
Stellungnahme zu der Dumpingklausel.e. Während sie im Gesetz- 
entwurf vom Februar 1gı2 jenen Sonderzoll vorsah, ließ sie ihn in 
dem Entwurf des nächsten Jahres fallen. Am Ende erlangte er aber 
doch Gesetzeskraft. 


Einen früheren Akt als den kanadischen von 1904 habe ich bisher 
nicht finden können. Wahrscheinlich war es der erste seiner Art. 
Damit würde eine gelegentliche Notiz übereinstimmen, daß die briti- 
schen Kolonien im Jahre 1905 mit dieser Gesetzgebung angefangen 
hätten. Wie zu jenem Zeitpunkte die Frage gesetzlicher Maßnahmen 
gegen das Dumping begann, die Oeffentlichkeit stärker zu beschäf- 
tigen, zeigt auch das damalige Erscheinen des Buches vonH.A.Agacy 
über Freihandel, Schutzzoll, Dumping, Ausfuhrvergütungen und 
Vorzugstarife ®). In diesem Buche, das 1903 aus der Presse kam, 
werden vom Standpunkte des englischen Mutterlandes einige Zoll- 
fragen erörtert, über die sich jeder Wähler in Großbritannien eine 
tunlichst klare und bestimmte Vorstellung machen müsse. Und 
zwar handelte es sich dem Verfasser dabei außer um die Wünsch- 
barkeit von Vorzugszöllen für die britischen Kolonien hauptsächlich 
um die folgenden Fragen: Ob es nicht, selbst wenn der Freihandel 
grundsätzlich aufrecht erhalten werden soll, wünschenswert sei, 
gewisse Aenderungen der englischen Wirtschaftspolitik einzuführen, 
namentlich zur Bekämpfung des unfair trading und der Ausfuhr- 


®) Customs Tariff Act Nr. 26 of 1914. Abgedruckt im Board of Trade 
Journal vom 13. August 1914, Supplement. 

2’) Henry A.Agacy, Free trade, Protection, Dumping, Bounties and 
Pree:rential Tariffs. London, Longmans, Green u. Co. 1903. 83 Seiten. 
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vergütungen, sowie der Vorzugsfrachtsätze für die Ausfuhr in den 
Ausfuhrstaaten usw. ? 

Diese Fragen waren damals aktuell. Und ich möchte den Ge- 
dankengang Agacys kurz skizzieren als bezeichnend für eine gewisse 
allgemeine e Strömung, welche auch dem überzeugten Freihändler 
bestimmte schutzzöllnerische Maßnahmen annehmbar machen will. 

. Was ist unfair trading? Agacy gibt ein Beispiel von 
dem, was man gewöhnlich darunter versteht. Man nehme an, ein 
deutscher Schienenfabrikant erzeuge im Jahre 1⁄4 Millionen Tonnen 
zu etwa 5 £ die Tonne. Der deutsche Schutzzoll ermögliche ihm, 
I Million Tonnen zu 6 £ zu verkaufen. Den Ueberschuß von 1, Million 
Tonnen setze er in England zu 4 £ 10 s die Tonne ab, also Io s unter 
seinem Selbstkostenpreis. Man nehme ferner an, daß der englische 
Fabrikant die gleiche Ware unmöglich unter 5 £ die Tonne herstellen 
kann. Das Ergebnis ist: Der deutsche Fabrikant hat einen Rein- 
gewinn von 750 000 £ gemacht und er hat außerdem die englische 
Industrie largely blocked, weil er sie im Umfange von 14 Million Tonnen 
unterboten hat. Und der englische Fabrikant ist machtlos dagegen. 
Dieses Unterbieten nenne man im gewöhnlichen Sprachgebrauche 
dumping oder unfair trading, obgleich es in Wahrheit natürlich nicht 
unfair sei. Es handelt sich hier um die Fälle, wo Waren im Ein- 
fulırlande trotz gleicher oder sogar etwas höherer Herstellungskosten 
billiger verkauft werden als die einheimischen Produkte in- 
folge künstlicher Preisbildung (artificial manipulation 
of the Price). Sei es nun, weil der Fabrikant die überschüssige Pro- 
duktion los werden will oder weil er absichtlich und systematisch 
die Industrie der Einfuhrländer hindern (block) und das Land dauernd 
unterversorgt halten will 3). | 

Diese Fälle seien wohl zu unterscheiden von jenen, in welche 
der britische Fabrikant legitimately and fairly unterboten (undersold) 
wird infolge natürlicher Vorteile. Während in den letz- 
teren Fällen die englische Industrie nach den Grundsätzen des Frei- 
handels, der die allgemeine Arbeitsteilung der Welt nach ihren natür- 
lichen Produktionsverhältnissen zur Voraussetzung hat, nicht ge- 
schützt werden darf, verlangen die Fälle des unfair trading eine 
Abwehr ebenso wie die Fälle der Ausfuhrvergütungen, der Vorzugs- 
frachtsätze für die Ausfuhr usw. »The theory of free trade can be 
defeated in two ways: the first is, that although you may be able to 
produce a commodity at no greate: expenditure of capital and labour 


2) èt ; not te Gemi; hıın»ss o l ok aft'- voar interests. The laws 
of bis country andof yours allow him to act in this manner, and as a keen rival 
thare is no reason why h2 should not.«e Ueb-igens sei das Beispiel wohl stark 
übsrtrieben und in diesem Umfange käme das Verfahren nicht vor. Aber daß 
es angewendet werde, sei zweifellos (S. 13) Agacy ist berichtet worden, 
sthat the American may be slumping« hre only in the natural way to get 
rid of his surplus, the German is doing it with th: del. erate purpose of injuring 
the industry in England; but this would not in my opinion justify any feelings 
of bitterness towards Germans on that account« (S. 62). 
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(or even less) than anyone else, you may still be undersold in your 
market by a system by which the price is artificially worked; the 
second is, that although for a foreign market you may produce a 
commodity as before, at no greater expenditure of capital and labour 
(or even leß) than anyone else, you may be undersold -or that market 
by an artificial aid or assistance, the nature of which is repugnant 
to your economic theory; in other words, in the first case by unfair 
trading, in the second by bounties.« (S. 46.) 

Der kurzsichtige Freihändler verwirft zwar auch hier jeden Ein- 
griff, um nicht den Preis für den Verbraucher zu vergrößern. Die 
wahre Freihandelslehre aber hat zu fragen, ob die Erzeugung der 
Waren uns eine größere Ausgabe von Kapital und Arbeit gekostet 
hat als dem Ausländer, oder besser ob wir Kapital und Arbeit eben 
so produktiv, d. h. mit eben so großem return ausgenutzt haben wie 
der Fremde. Abwehrmaßnahmen gegen Dumping und Bounties sind 
also nicht gegen den Geist des Freihandels. Freilich kann man nur 
die bedeutendsten Industrien gegen das Dumping schützen und auch 
das darf erst geschehen, wenn umfassende Untersuchungen festgestellt 
haben, daß das Dumping tatsächlich zu ernsthaften Schädigungen 
der heimischen Volkswirtschaft führt. Soweit die Ausfuhrerleichte- 
rungen fremder Staaten durch Prämien, Vorzugsfrachten die heimi- 
sche Industrie schädigen, sind sie genau wie das Dumping zu 
bekämpfen, wenn ihnen auch vielleicht etwas weniger Bedeutung 
beizumessen ist. Wenn sie hingegen dazu angewandt werden, dem 
englischen Export in fremde Länder Konkurrenz zu machen, 
sind Gegenmaßnahmen nicht so unbedingt zu befürworten. Nur 
wenn bei sonst gleichen Verhältnissen der Betrag der Prämien so 
hoch ist, um dem fremden Wettbewerb ein entschiedenes Ueber- 
gewicht über den Engländer zu geben, sollte den Prämien des Aus- 
lands eine ähnliche künstliche Hilfe für den englischen Fabrikanten 
vom Staate entgegengesetzt werden. — 


Die Entstehung dieser Gedankengänge®) und ihre al'mähliche 
Verbreitung verdiente wohl eingehender betrachtet zu werden, ebenso 
wie die gesetzlichen Maßnahmen, die sich daran knüpfen. Soweit 
ich mir gelegentlich der nur sehr kurzen beruflichen Beschäftigung 
mit diesen Fragen einen Einblick in die einschlägige Literatur ver- 
schaffen konnte, sind die Maßnahmen nicht genügend bekannt und 
fehltes noch durchaus an einer leidlich vollständigen Zusammenstellung, 
deren Notwendigkeit aber wohl nicht erst bewiesen zu werden braucht. 
Leider ist es mir aus empfindlichem Mangel an Zeit zunächst nicht 
möglich, der Frage näher nachzugehen, wie denn übeıhaupt dieser 
Aufsatz nur dieallgemeinen Umrisseandeutenkann. Im- 


%) Sie tauchten z. B. bereits in den aeutschen Farl:n entsveili ni h ngin 
der Jahre 1868 bis 1876 auf, wo man den damals ja so «irflußieicl.er Fıei- 
händlern Ausgleichszölle gegen die französischen tities c’acquits -à -caut.on 
mundgerecht zu machen suchte. Vgl. Anmerkung 44. 
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merhin möchte ich versuchen, ähnlich wie oben über die Anti- 
Dumping-Bestrebungen auch noch über die gesetzliche Bekämpfung 
der Ausfuhrprämien eine kurze Ueberschau zu geben. Vorher bitte 
ich aber den Leser, einer flüchtigen Abschweifung zu folgen. 


Wir haben uns bisher darauf beschränkt, die Dumping-Bekämp- 
fung auf den Absatz märkten des Auslandes zu betrachten. Die 
Ausfuhrschleuderei wirkt aber nicht nur auf die ausländischen Kon- 
kurrenten, sondern sie schädigt ja auch die inländischen 
Verbraucher, indem sie diesen die Preise ihrer Bedarfsgüter erhöht. 
Den Preistreibereien der einheimischen Kartelle auf dem inneren 
Markte entgegen zu treten, beabsichtigen gewisse zollpolitische Maß- 
nahmen von Kanada und Neufundland von 1904 bzw. 
1905, welche für diese Fälle die Regierung zur Herabsetzung oder Auf- 
hebung der betreffenden Einfuhrzölle ermächtigten, damit dem Publi- 
kum der Vorteil vernünftigen Wettbewerbs in Bezug auf die Artikel 
zuteil werde ?!). 

Wenige Jahre vorher waren ähnliche Anträge im deutschen 
Reichstage gestellt worden gelegentlich der Beratung des Zolltarif- 
Gesetzes von 1902 ??). In den Verhandlungen erhob man besonders 
die bekannte Klage, daß die Rohstoffproduzenten und Halbzeug- 
industrien (Kohle, Walzdraht usw.) ihre Erzeugnisse den ausländischen 
Fabrikanten von Fertigprodukten oft erheblich billiger liefern als 
den einheimischen, somit die Volkswirtschaft ihres eigenen Landes 
empfindlich schädigen. Verschafft doch jener Unterschied zwischen 
Inlands- und Auslandspreis den ausländischen Industrien einen oft 
erheblichen Vorsprung verringerter Produktionskosten, der es den 
heimischen Fabrikanten schwer macht, den Wettbewerb auf dem 
Weltmarkte wirksam zu bestehen. — Indessen die ganze Kartellfrage 
war damals noch nicht spruchreif (die große Kartellenquäte wurde 
bekanntlich erst später, in den Jahren Ig03—1905 vom Reichsamt 
des Innern veranstaltet); es erhoben sich auch verfassungspolitische 
Bedenken und noch andere Widerstände. Und von den Anträgen 
gelangte keiner Zur Annahme. T 


II. 


Nunmehr sollen die Maßnahmen gegen die Ausfuhrvergünsti- 
gungen fremder Staaten betrachtet werden. Eines ehrwürdigen Alters 
darf sich die sogenannte »PPrämienklausel« mancher Handels- 
verträge rühmen. Durch sie verpflichten sich die Vertragsstaaten 

31) Vgl. im kanadischen Zolltarif nach dem Stande vom r. Februar ıgıo 
den Art. 12; im Tarifgesetz von Neufundland nach dem Stande von 1907 den 
Art. 28. Deutsches Handels-Archiv 1910 I, S. 279 bzw. 1907 I, S. 1133. 

32) Unter anderem: Antrag Albrecht und Genossen zum Zolltarif- 
Gesetz $ r b und Antrag Broemel. Reichstagsdrucksachen, 10. Legislatur- 
periode, 2. Session 1900/03, 7. Anlageband S. 4912 (Nr. 726 und 729). Weitere 
Anträge waren bereits vorher in der Kommission gestellt worden. 

Die Plenarverhandlungen sind enthalten im 7. Band der en 
Berichte S. 6087 ff. Vgl. auch im 8. Band S. 7342. 
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gegenseitig, in den Rückvergütungen keine versteckten Ausfuhr- 
prämien zu leisten. Solche Bestimmungen finden sich z. B. schon 
in dem Handelsvertrage zwischen den Staaten des Deutschen Zoll- 
vereins und Frankreich vom 2. August 1862. Dort steht in Artikel 6,. 
Absatz 4: »Die bei der Ausfuhr französischer Erzeugnisse bewilligten. 
Ausfuhrvergütungen sollen genau nur die inneren Steuern (im franzö- 
sischen Texte heißt es droits de consommation) ersetzen, welche auf 
den gedachten Erzeugnissen oder auf den Stoffen, aus denen solche- 
verfertigt sind, ruhen« 3). 

Während hier, wenigstens in der deutschen Fassung, nur von 
der Rückvergütung innerer Steuern die Rede ist, berücksichtigt der 
preußisch-österreichische Handelsvertrag vom ıı. April 1865 auch. 
die rückvergüteten Zölle: Art. 5, Ziffer 2. »In jedem der vertragenden. 
Staaten sollen die bei der Ausfuhr gewisser Erzeugnisse bewilligten. 
Aus uhrvergütungen nur die Zölle oder inneren Steuern ersetzen, 
welche von den gedachten Erzeugnissen oder von den Stoffen, aus 
denen sie verfertigt wo:den, erhoben sind. Eine darüber hinausgehende 
Ausfuhrprämie solen sie nicht enthalten. Ueber Aenderungen des 
Betrages dieses Vergütungen oder des Verhältnisses derselben zum 
Zolle oder zu den inneren Steuern wird gegenseitige Mitteilung er- 
fo:gen«®*). Die g’eiche Bestimmung ist in mehreren anderen Handels- 
verträgen enthalten, z. B. in dem österreichisch-italieniscien Vertrage 
vom 23. April 1867 (Art. IX, Ziff.3) und im Handels- und Zollvertrage 
zwischen dem Zollverein und Oesterreich vom 9. März 1868 ®®), sowie: 
zwischen Deutschland und Oesterreich-Ungaın vom 16. Dezember 
1878 ®). Der letztere Vertrag hat im Schlußprotokoll noch den. 
Zusatz: »Die beiden vertragschließenden Teile weıden da ür Sorge 
tragen, daß die innere Gesetzgebung der technischen Entwicklung. 
der einer inneren Abgabe unterliegenden Industrie der Art folge, 
daß d.e Steuen ückvergütung die tatsächlich entrichtete Steuer nicht. 
übersteige.« 

Als Kuriosum sei die auffällige Bestimmung des österreichisch- 
serbischen Handelsvertrages von 1881 erwähnt: »Für Waren, welche 
in den freien Verkehr übergegangen sind, dari eine Zollrückerstattung. 
bei der Ausfuhr nicht stattfinden« (Art. VI). Hier sind also auch die 
reinen Rückvergütungen verboten. Die Vereinbarung hatte den 
Zweck, Mißbräuchen zu begegnen. Jedenfalls ist diese Bestimmung. 
bisher vereinzelt geblieben ?”,. 

33) Gesetzzammlung für die königlichen preußischen Staaten, 1865 S. 340 
Nr. 21). 

%) Daselbst S. 568 (Nr. 25). 

33) Art. 4 Ziff. 2. Bundesgesetzblatt des Norddeutschen Bundes 1868 
S. 241 (Nr. 17). 

: %) Art. 3. Reichsgesetzblatt 1878 S. 366 und 380 (Nr. 37). 

31) Eine anscheinend ähnliche Bestimmung in dem zwischen Oesterreich. 
und Ungarn geschlossenen Vertrage vom 8. Oktober 1907 kann hier nicht zum 
Vergleiche herangezogen werden: »In einem Staatsgebiete eingehobene Zölle 
dürfen ohne Zustimmung der Regierung desselben in dem anderen Staats- 
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Die Bemerkung von Lexis im Handwörterbuch der Staats- 
wissenschaften ®): in den neueren Verträgen sei von der früher üb- 
lichen Beschränkung der Ausfuhrvergütungen nicht mehr die Rede, 
stimmt nicht ganz. Z. B. enthält der Handelsvertrag zwischen der 
Schweiz und Italien vom 13. Juli 1904 die Prämienklausel in der 
folgenden Fassung: »Die Zölle sowie die inneren Abgaben, die auf 
der Erzeugung oder Zubereitung von Waren lasten, dürfen bei der 
Ausfuhr der Erzeugnisse, für die sie entrichtet wurden, oder der 
Waren, die aus diesen Erzeugnissen hergestellt wurden, ganz oder 
teilweise zurückerstattet werden. Jeder der vertragschließenden 
Teile verpflichtet sich jedoch, ohne die Einwilligung des anderen Teils 
für keinen Artikel Ausfuhrprämien zu gewähren, unter welcher Be- 
zeichnung oder in welcher Form es auch sein möchte« (Art. 8). 

Eine Art Prämienklausel besteht auch z. B. seit 1905 in dem 
deutsch-österreichischen Handelsvertrage: »Bei der Ausfuhr von Gerste: 
oder von Gerstenmalz aus dem freien Verkehre des deutschen Zoll- 
gebiets werden Einfuhrscheine nur mit der Maßgabe erteilt werden, 
daß der Festsetzung ihres Zollwertes der niedrigste derjenigen Zoll- 
sätze zugrunde gelegt wird, welche jeweils für einzelne Arten oder 
Verwendungszwecke von Gerste bestehen« ®). 

Das umfassendste und wohl auch bekannteste Beispiel vertrag- 
licher Vereinbarungen gegen Ausfuhrprämien bilden die internationalen 
Zuckerkonventionen. Die mannigfachen Schäden der Zuckerprämien 
wurden schon frühe allgemein zugegeben, auch in den Zucker produ- 
zierenden Ländern. Da man zugleich einsah, daß der einzelne Staat 
nicht isoliert dagegen vorgehen könne, ohne seine Zuckerindustrie 
empfindlich zu treffen, so versuchte man eine internationale Ver- 
ständigung herbeizuführen *). Bereits in den Jahren 1864, 1875 
und 1876 wurden Uebereinkünfte zwischen Frankreich, England, 
Belgien und Holland getroffen, nach denen innerhalb eines jeden 
dieser Länder Zuckersteuer und Zuckerzoll gleich hoch sein und bei 
der Ausfuhr nicht mehr als die ausgelegte oder angesetzte Steuersumme 
zurückvergütet werden solte. Die Uebereinkünfte blieben aber 
wirkungslos, weil sie nicht von allen Staaten gleichmäßig durch- 
geführt werden konnten und überdies die schnell aufblühenden 


gebiete unter keinem wie immer geaıteten Titel rückvergütet werden« (Art. VI, 
Abe. 2). Die Absicht ist hier, eine Ergänzung des Vertragstarifs in dem Sinne 
zu geben, daß nicht auf einem Umwege einseitig Zollfreiheiten zugestanden 
werden können. Unter diesem Gesichtspunkt ist die Abmachung selbstverständ- 
lich. Gustav Lippert, Das internationale Finanzrecht, 1912, S. 562. 

®@) In der 3. Auflage im 3. Bande S. 495. 

®% Zusatzvertrag zum Handelsvertrage vom 6. Dezember 1891. Vom 
z5. Januar 1905. Reichsgesetzblatt 1906 S. 148 (Nr. 7). Abgedruckt in der 
Sammlung des Reichsamts des Innern: Die Handelsverträge des Deutschen 
Reichs, 1906, S. 759. 

@) Die Literatur hierüber ist bekanntlich reichlich. Kurze Uebersicht 
z. B. be: Max v. Heckel, Art. »Zuckersteuer, Zuckerzolle im Wörterbuch 
der Volkswirtschaft II, S. 970. Man vgl. die Handbücher für Finanzwissen- 
schaft; auch manche völkerrechtlichen Abhandlungen usw. 
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Zuckerindustrien Deutschlands und Oesterreich-Ungarns mit ihrer 
durch die Steuersysteme begünstigten Ausfuhr als Konkurrenten 
auf dem Weltmarkte erschienen. Die Mißstände wuchsen und man 
versuchte ihnen ein Jahrzehnt später durch eine neue Konvention 
beizukommen. Sie wurde am 30. August 1888 in London abgeschlossen, 
und war auf Beseitigung jeder Ausfuhrprämie in jeder Form gerichtet. 
Aber, obgleich die wichtigsten europäischen Staaten (auch Deutschland 
und Rußland) sich ihr anschlossen oder (wie Oesterteich-Ungarn 
und Frankreich) ihr wenigstens grundsätzlich zustimmten, gelangte 
sie nicht zu praktischer Wirksamkeit. Die vorgesehene Ratifikation 
unterblieb. Auch als wiederum Io Jahre später die Angelegenheit 
von neuem aufgenommen wurde, und es gelang, die Vertreter der 
Staaten im Juni 1898 zu einer internationalen Zuckerkonferenz in 
Brüssel zusammen zu bringen, waren die Aussichten auf eine Ver- 
ständigung längere Zeit hindurch nurrecht gering. Schließlich glückte es 
aber doch, der Schwierigkeiten leidlich Herr zu werden in der be- 
kannten Zuckerkonvention des Jahres 1902. 


Etwa um die gleiche: Zeit tauchten Bestrebungen Yauf, die 
auch andere Ausfuhrvergünstigungen, namentlich die Prämien der 
Kartelle durch zwischenstaatliche Vereinbarungen bekämpfen woll- 
ten. Im deutschen Reichstag befürwortete Georg Gothein eine 
internationale Regelung der Exportprämien der Kartelle nach dem. 
Muster der Brüsseler Zuckerkonvention, und der Staatssekretär 
Posadowsky hielt den Gedanken für durchaus erwägenswert #). 

Einen andern Weg wollte der frühere italienische Schatzminister 
Luzzatti einschlagen. Er verlangte in der italienischen Kammer 
unter deren starker Zustimmung, in die neuen Handelsverträge solle 
eine Klausel gegen Ausfuhrprämien aufgenommen werden, eine Klausel, 
welche besagt, daß in dem Falle, wo ein Land vermöge der Bildung 
von Verkaufsvereinigungen unter Ausnutzung der eigenen Schutz- 
zölle erheblich unter den Preisen exportiert, welche auf seinem Inlands- 
markte erzielt werden, und damit die Schutzzölle eines anderen Staates 
unwirksam macht — von einer Bindung der Tarife nicht mehr die Rede 
sein dürfe, sondern daß dann das betreffende Empfangsland berechtigt 
sein solle, seine Zölle entsprechend zu erhöhen. Der Vorschlag — der ` 
übrigens mit den deutschen Spiritusprämien begründet wurde — 
weicht von den bisher üblichen Prämienklauseln deutlich ab. Seine 
Annahme würde u. a. die völkerrechtlichen Zweifel beseitigen, ob 
zolltarifarische Retorsionsmaßnahmen gegen fremde Ausfuhrprämien. 
als Verletzung der Meistbegünstigung aufzufassen sind. Der. An- 
regung ist m. W. bisher nirgends Folge gegeben worden, ebensowenig, 
wie dem Vorschlage des früheren französischen Handelsministers 
Yves Guyot,deretwa zur selben Zeit für eine Kartellklauseleintrat*). 


“) Sitzungen vom 30. Oktober r902 und 16. Januar 1903. Stenograph. 
Berichte Bd. 7, S. 6102; Bd. 8 S. 7342. 
4) Erwähnt von Gothein a. a. O. 
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Die Bekämpfung ausländischer Ausfuhrvergütungen ist bis 
weilen auch ohne internationale Vereinbarungen, mitunter sogar in 
Widerspruch dazu, durch autonome Maßnahmen der Einfuhr- 
staaten erfolgt; durch Bestimmungen der Zolltarife sowie durch be- 
sondere Gesetze oder Verordnungen. Ein Versuch in dieser Richtung 
wurde im deutschen Reiche bald nach dessen Gründung 
gemacht. Die deutsche Regierung legte im Jahre 1876 dem Reichs- 
tage einen Gesetzentwurf vor, der sie ermächtigen sollte, bestimmte 
Waren, deren Ausfuhr »in einem andern Lande tatsächlich durch 
Ausfuhrprämien begünstigt wird«, unter Zustimmung des Bundesrates 
bei der Einfuhr in das deutsche Zollgebiet miteiner Ausgleichabgabe zu 
belegen, welche aber den Betrag der Ausfuhrprämie nicht übersteigen 
darf. Der Entwurf sollte nach dem Wortlaute der Motive hauptsächlich 
die Ausfuhrvergütungen treffen, »welche Frankreich seiner Eisen- 
industrie durch die mißbräuchliche Handhabung der Rückvergü- 
tungen des Einfuhrzolles mittels der ziitres d’acquits- d-caulion ge- 
währte«, die nicht an die Forderung des Indentitätsnachweises ge- 
knüpft waren #8). — Schon 1868 hatte das deutsche Zollparlament 
beschlossen, den Vorsitzenden des Bundesrates aufzufordern, anf 
Beseitigung dieser versteekten Ausfuhrprämien hinzuwirken. Damals 
konnte man aber auf sie mit großem Gleichmut hinblicken, weil 
der deutsche Einfuhrzoll höher war als die französische Ausfuhr- 
prämie auf Eisen. Mit Anfang 1877 fielen die deutschen Eisenzölle 
ganz fort! Hierin lag die praktische Bedeutung des Gesetzentwurfes 
von 1876. Er fand indes lebhaften Widerstand im Reichstag und blieb 
schließlich, nachdem man ihn zunächst einer Kommission über- 
wiesen hatte, unerledigt **). 

Noch schlechter erging es einige Jahrzehnte später ähnlichen 
Anregungen an derselben Stelle, indem sie nicht einmal sich zu förm- 
lichen Anträgen verdichteten, sondern nur ganz nebenher geäußert 
wurden. Gelegentlich der bereits erwähnten Beratung des Zolltarif- 
entwurfs von I901 meinte der Abgeordnete Speck), es möge 


*) Daneben dachten die Motive auch an die Bekämpfung der Zucker- 
prämien mehrerer Nachbarstaaten. Ursprünglich war die MaßBregel noch für 
andere Artikel vorgesehen gewesen. 

“4) Stenographische Berichte über die Verhandlungen des Reichstages. 
2. Legislaturperiode, 4. Session 1876, 3. Bd. S. 781 (Anlagen zu den Verhandlungen 
Nr, 95). Ueber die Verhandlungen im Plenum vgl. den 2. Bd. S. 737—768. 
Mit einigem Lächeln sieht man heute auf das Pathos der allgemeinen Grund- 
sätze zurück, mit dem die damaligen Minister Achenbach und Camphausen 
die Vorlage verteidigten und sich entrüstet gegen die Ausfuhrprämien frem- 
der Staaten als skünstliche Mittel« wandten, welche den anatürlichen 
Interessen des internationalen Verkehrse widersprechen, indem sie nicht 
die natürlichen Verhältnisse über die Konkurrenz (auf dem einheimischen wie 
auf dem Weltmarkte) entscheiden lassen. — Wie bald schon mußte die Re- 
gierung jenen künstlichen Mitteln gegenüber einen ganz anderen Standpunkt 
einnebmen, nachdem sie inzwischen im eigenen Lande in Schwung ge- 
kommen waren. 

4) Sitzung vom 6. Dezember 1901, Stenogr.Berichte 4. Bd., S. 3016, 
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vielleicht auch der Gedanke erwogen werden, ob wir nicht das Ver- 
fahren einführen könnten, das verschiedene andere Staaten ein- 
geschlagen haben, welche Zollzuschläge auf solche Waren legen, 
die beim Ausgang aus den Exportländern eine Ausfuhrprämie ge- 
nießen. Das werde etwa gegenüber Frankreich zum Ausdruck kommen, 
das eine Ausfuhrprämie für Mehl eingeführt hätte. Derartigen Aus- 
gleichzöllen erklärte sich auch der Abgeordnete Molkenbuhr 
nicht abgeneigt “). Irgendwelche praktische Bedeutung gewannen 
diese Erklärungen aber nicht. 

Dagegen haben andere Staaten schon seit länger ausländische 
Ausfuhrprämien durch besondere Zollvorschriften bekämpft oder hiezu 
wenigstens der Regierung die Ermächtigung erteilt . 

DieVereinigten Staaten setzten bereitsin der Dingley- 
Bill vom 24. Juli 1897 (Abschnitt 5) Ausgleichzölle (countervailing 
oder retaliatory duties) fest. Die Bestimmung ging in die folgenden 
Zolltarife über, nämlich in den Payne-Aldrich-Tarif vom 5. August 
1909 (Abschnitt 6) und in den Undei wood-Tarif vom 3. Oktober 1913. 
Im letzteren lautet sie: »Wenn immer ein Land, eine Besitzung, 
Kolonie, Provinz oder sonstige politische Unterabteilung auf die 
Ausfuhr irgend eines Gegenstandes oder einer Ware aus dem be- 
tref enden Lande, der Besitzung, Kolonie, Provinz oder sonstigen 
politischen Unterabteilung unmittelbar oder mittelbar eine Pıämie 
oder Vergütung zahlt oder gewährt und dieser Gegenstand oder diese 
Ware nach den Vorschriften dieses Gesetzes zollpflichtig ist, so soll 
bei der Einfuhr eines solchen Gegenstandes oder einer solchen Ware 
nach den Vereinigten Staaten neben den sonst in diesem Gesetze 
festgesetzten Zöllen ein Zuschlagszoll in Höhe des Reintetrages 
der Prämie oder Vergütung erhoben oder gezahlt werden, gleichviel 
in welcher Weise diese gezahlt oder gewährt ist. Dabei ist es gleich- 
gültig, ob die Ware unmittelbar aus dem Erzeugungslande oder in 
einer anderen Weise eingeführt wird und ob die Ware in demselben 
Zustande, wie sie aus dem Erzeugungsland ausgeführt ist, eingeführt 
wird, oder ob sie durch Verarbeitung oder sonstwie verändert worden 
ist . . 9”). 


“, sIch wüßte einen Zoll, den ich für berechtigt halten würde. Das ist 
der, daß man z. B. Ausfuhrprämien einfach durch Zölle wirkun sls nacht. 
Wenn man sieht, daß irgend ein Staat oder ein Kartell Prämien dafür zahlt, 
daß nach irgend einem Lande hin exportiert wird — wohlan, so machen Sie 
diese Prämien durch Zölle wirkungslos, oder wenn irgendwo eine Ausfuhrprämie 
auf Eisen oder Weizen gegeben wird, meinetwegen machen Sie auch die durch 
Zölle wirkungslos, was ich nur für berechtigt halte. Die Entgegnung des damaligen 
S aa »sekretärs des Innern, Posadowsky-Wehner: nach diesem Grundsatze 
müsse Molkenbuhr sbei der großen Ausdehnung des ausländischen Trustwesens 
schon einem großen Teile des Zolltarif-Entwurfes zustimmen« — enthielt natür- 
lich eine starke rhetorische Uebertreibung der ausländischen Ausfuhrbegünsti- 
gungen. (Sitzung vom 2. bzw. 3. Dezember ıgo1; Stenographische Berichte, 
4. Bd. S. 2902 bzw. 2912.) 

€) Abs. 4, E Abgedruckt im Deutschen Handelsarchiv 1913 I S. 1165 
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ff Die ame ikanische Ermächtigung geht auf die Bekämpfung 
der Zuckerp ämien des eusopäiscren Festlandes zurück, welche die 
heimische Zuckerindustrie empfindlich schädigten *). — Wegen der 
gleichen Wirkungen hatte man schon einige Jahrzehnte früher in 
England ähnliche Maßnal:men be ürwortet. Eine Parlamentskommis- 
sion, die hier zur Untersuchung der Folgen der Zuckerprämien im 
Jahre 1879 eingesetzt woıden war und im August 1880 ihren Bericht 
eıstattete, schlug die Einführung von Ausgeichzöllen vor; doch 
konnte sich die englische Regierung nicht dazu entschließen, weil 
sie, an den Grundsätzen des Freil.andels festhaltend, die Interessen 
der Ve braucher nicht schädigen wollte und die Einhebung von ver- 
schieden hohen Ausgleichzöllen als einen Bruch der in den Handels- 
ve trägen zugestandenen Meistbegünstigung an: ah. Den ersten ent- 
scheidenden Schritt unteınal.m dann die Regierung der Vereinigten 
Staaten. Zunächst best mmte der Zulltarif vom 27. August 1894 
(Wilson bill) einen Zuschlagszo!] von !/,, Cent für jedes P und ein- 
geführten Zuckers, der im Herkun tsland eine unmittelbare oder 
mittelbare Prämie genossen hatte. Während dieser Zuschlag aber 
einseitig, ohne Rücksicht auf die Höhe der fremden Prämien fest- 
gesetzt war, ermöglichte drei Jahre später die eıwäl.nte Bestimmung 
des Dingley-Tarifs, die Zuschläge nach dem Verkaufslande des Zuckers 
abzustufen und derart die Prämien der Ausfuhrländer in ihrem ganzen 
Umfange in Rechnung zu stellen. Die Regierung lat von dieser Be- 
jugnis Gebrauch gemacht und entsprecl.ende Zuschläge für den 
prämierten Zucker in Kaft gesetzt. Die Bestimmung des Zolltarifs 
war aber schon damals durchaus allgemein gel.alten und beschränkte 
die Regierung nicht auf Ma£nal.men gegen die Zuckerprämien. In- 
dessen wurde die Eımächtigung gegen andere piämierte Waren 
m. W. bisher nicht benutzt. 

Für Spanien bestimmt die Königliche Verordnung vom 
23. März 1906 zum Zolltarif, Art. 3, Abs. 3: (Die Regierung kann) 
»Waren, die in ihrem Urspiungslande eine Ausfuhrprämie genießen, 
Zollzuschlägen unte weıfen« ®). 

In Frankreich ist die Fassung ähnlich. Sie lautet: »Die 
Regierung wiid eımächtigt, durch im Ministerrat zu erlassende Ver- 
oıdnungen .. . zollpflichtige odeı zollfieie Waren, für die im Ursprungs- 
oder Veıkaufslande eine unmittelbare oder mittelbare Ausfuhrpı ämie 
gewährt wird, mit einem Ausgleichzoll in Höhe dieser Prämie zu 
belegen«®®). Ursprünglich war ein erheblich ausführl;cherer Wo t- 
laut vorgesehen. Die entsprechende Stelle des Entwurfs hieß näm- 
lich: :Die Zollsätze, die in der dem Zolltarifgesetze vom ıı. Januar 
1892 beigegebenen und im gegenwärtigen Gesetze abgeänderten Liste 
der Einfuhrzölle enthalten sind, werden um den Betrag jener direkten 
oder indirekten Prämien erhöht, die den Exporteuren in den Ursprungs- 


@) ‚ine rasch unterrichtende Darstellung bei Jos. Grunsel, System 
der Handelspolitik, 2. Aufl. (1906) S. 504 und 315. 
“) U. a. abgedruckt im Deutschen Handelsarchiv 1906 I S. 1299. 
se), Vgl. Deutsches Handelsarchiv ıgıı I S. 173. 
3,» 
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oder Erzeugungsländern der in Frankreich zur Einfuhr gelangenden 
Produkte gewährt worden sind; vorausgesetzt, daß diese Prämien 
oder Begünstigungen (primes on avantages de quelque nature qu’ils 
soient) dazu führen, die normale Preislage zu stören (fausser les 
cours normaux) und auf dem französischen Markte Preise zu schaffen, 
die unter den Dufchschnittspreisen stehen, welche zur Zeit der Ausfuhr 
für die gleichen Waren in den Herkunftsländern galtene. Der Betrag 
dieser Zuschlagszölle (ces majorations exceptionnelles de droits d'entrée) 
sollte in jedem Einzelfalle durch Dekret des Präsidenten der Republik 
festgesetzt werden. 

Die französische Fassung verwahrt sich außer gegen die offenen 
auch gegen die sogen. sversteckten« Ausfuhrprämien, wie sie bekannt- 
lich vor allem dort bestehen, wo bei Zoll-Rückvergütungen dem 
Exporteur mehr als der wirklich gezahlte Zoll gewährt wird. 


Daß hingegen die Rückerstattung gezahlter Zölle und innerer 
Verbrauchsabgaben beim Austritt einer Ware aus dem Zoll- und 
Verbrauchsgebiet stets zulässig war und ist, gilt als allgemeine 
Regel ®!). Ob dazu für die neueste Zeit vielleicht eine Einschrän- 
kung gemacht werden muß? Es bestehen nämlich neuerdings einige 
autonome zolltarifarische Vorschriften, die — wenigstens möglicher- 
weise — auch gegen reine Rückvergütungen die Anwendung von 
Ausgleichszöllen (oder andere Maßnahmen) gesetzlich sanktionteren. 

Eine einschlägige serbische Bestimmung hat die folgende 
Fassung: »Die Regierung wird ermächtigt, für ausländische Waren, 
welche eine Ausfuhrprämie in welcher Form immer oder irgend welche 
andere Begünstigungen genießen, den Zollsatz mindestens um jenen 
Betrag zu erhöhen, welchen die Prämie oder die betreffende sonstige 
Begünstigung darstellt« 59). 

Ebenso wie Serbien sehen die Vereinigten Staaten Zollzu- 
schläge vor auf eingeführte Waren, die sirgendwelche« Vergünstigungen 
genießen. Ob freilich unter diesen Vergünstigungen auch reine Rück- 
vergütungen von Zöllen und Steuern zu verstehen sind, welche den 
wirklich geleisteten Zoll- und Steuerertrag nicht überschreiten, ist 
eine Frage der Rechtsauslegung der Einfuhrländer. Eine weitere 
Frage ist, in welchem Maße die Bestimmungen bisher praktisch an- 
gewendet worden sind. Mir ist es bisher nicht gelungen, solche Fälle 
ausfindig zu machen; und leider steht mir gegenwärtig weder das 
Material noch die Zeit zur Verfügung, mich über die Motive des 
‚Gesetzgebers zu unterrichten. Indessen bieten diese ja auch keine 
sichere Bürgschaft, daß nicht später die Rechtsprechung gewisse 
Vorschriften in abweichendem Sinne deutet. 

Eine ziemlich authenische Interpretation dagegen besitzen wir 
für die Prämienklausel des schweizerischen Zolltarifgesetzes 
vom Io. Oktober 1902, welche lautet: 

&) Lippert, Das internationale Finanzrecht S. 561. 


sa) Zolltarifgesetz vom 31. März 1904 a. St.; Art. 13. Abgedruckt im Zoll- 
ee 2. Bd. (1911) S. 228. 
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»Art. 4, Abs. 2. Der Bundesrat ist überhaupt ermächtigt, in 
Fällen, in welchen der schweizerische Handel durch Maßregeln des 
Auslandes gehemmt wird, oder in welchen die Wirkung der schweizeri- 
schen Zölle durch Ausfuhrprämien oder ähnliche Begünstigungen 
beeinträchtigt wird, die ihm geeignet erscheinenden Anordnungen 
zu treffen« 52). 

Hiezu ist offiziell bestätigt, daß sich die Ermächtigung zu Aus- 
gleichszöllen nicht gegen reine Rückvergütungen richtet. Bei den 
Verhandlungen über den schweizerisch-deutschen Handelsvertrag von 
1904 wurde im Zusammenhang mit den Erörterungen über die deut- 
schen Getreide-Einfuhrscheine auch die Tragweite des Art. 4, Abs. 2 
des schweizerischen Zolltarif-Gesetzes besprochen. Aus dem Ver- 
handlungsprotokoll geht deutlich hervor,. daß die schweizerischen 
Unterhändler jene Bestimmung nur als Ermächtigung zu Maßnahmen 
gegen tatsächliche Ausfuhrprämien auffaßten. Die fragliche 
Ermächtigung werde in der Praxis schwer verwertbar sein, u. a. weil 
sich der Betrag der gezahlten Ausfuhrprämien, namentlich sofern 
es sich um die von privaten Verbänden gezahlten Vergütungen handle, 
in den meisten Fällen nicht mit Sicherheit feststellen lasse. Ferner 
werde die wirksame Durchführung einer auf die fragliche Bestimmung 
ge:tützten Maßregel die Einführung von Ursprungszeugnissen er- 
fordern, was für den Handel Belästigungen mit sich bringen werde, 
die außer Verhältnis zu dem von der Maßregel zu erwartenden Nutzen 
stehen würden. Dazu komme die Befürchtung, daß der betroffene 
Staat der Schweiz gegenüber zu Rep:essalien schreiten könne. Aus 
diesen Gründen sei nicht anzunehmen, daß die fragliche Bestimmung 
eine praktische Bedeutung insbesondere gegen Deutschland erlangen 
werde. 

Tatsächlich ist aber dieser Fall schon bald darauf eingetreten, 
und zwar gelegentlich des schweizerisch-deutschen Mehlzoll-Konfliktes. 
Im Herbste 1907 überreichte der Verband schweizerischer Müller 
dem schweizerischen Bundesrate eine Denkschrift, worin über eine 
angebliche unloyale Konkurrenz deutscher Mühlen in der Schweiz 
geklagt wurde, welche auf Grund des rein agrarisch orientierten 
deutschen Einfuhrscheinsystems ohne Identitätsnachweis versteckte 
staatliche Ausfuhrprämien für ihre Mehlausfuhr genießen. Der 
Streit beschäftigte seit Mitte 1908 eine breitere Oeffentlichkeit in 
Deutschland und der Schweiz und nahm im folgenden Jahre bekannt- 
lich recht scharfe Formen an. In der Schweiz verlangte man die 
Anwendung der genannten Prämienklausel des Art. 4 Abs. 2 des 
schweizerischen Zolltarifs, eben unter Hinweis auf die Ausartung 
der deutschen Einfuhrscheine in Ausfuhrprämien. 

Einer der wichtigsten Streitpunkte war denn auch nicht recht- 
licher, sondern tatsächlicher Natur, nämlich, ob Deutschland durch 
die Erteilung der Einfuhrscheine (speziell für Weizenmehl Nr. o) in 
Wi: klichkeit für seine Mehlausfuhr Prämien gewähre. Mit anderen 
Worten: Ob die Erteilung eines Einfuhrscheines auf 160 kg Weizen 
~ 83) Abgedruckt im Zollkompaß, 9. Bd. (Schweiz) 2. Teil (Wien 1915) S. 70. 
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bei der Ausfuhr von 100 kg Weizenmehl Nr. o eine Ueberschätzung 
des tatsächlichen, für diese Ausbeute erforderlichen Weizenquantums 
und daher eine indirekte Ausfuhrprämie bedeute? 

Aus den damaligen Verhand ungen geht jedenfalls hervor, daB 
die Schweiz Zuschlagszölle nur gegen tatsächliche Prämien — nicht 
gegen reine Rückvergütungen, Drawback; — anwenden will; wenig- 
stens gegenüber solchen Starten, mit denen sie Hande'sverträge ab- 
geschlo ;sen hat %). Dagegen ist die zweite Frage, die in jenem Kon- 
flikte erhebliche praktische Bedeutung gewann, damals zwar lebhaft 
besprochen, aber ihrer allgemeinen vö kerrechtlichen Natur gemäß 
nicht grundsätzlich geklärt worden. Es war die Frage, ob die schwei- 
zerische Regierung, trotz der Bindung ihres Mehlzolles im Vertrage 
mit Deutschland auf 2. 50 Frank berechtigt sei, einer tatsächlichen 
Au;sfuhrprämie durch einen entsprechenden Ausgleichszoll zu be- 
gegnen ? 

Der schweizeri’che Bundesrat wollte diese Frage durch ein 
Schiedsgericht entscheiden lassen und richtete in diesem Sinne eine 
Note an die deutsche Regierung unter Be ufung auf die Schieds- 
gerichtsk’ausel im deutsch-schwei rischen Handelsvertrage. Die 
deutsche R:gierung aber schob die Entscheidung üher das schweizeri- 
sche Verlangen immer wiede- hinaus; sie wollte die Frage überhaupt 
nicht vor ein Schiedsgericht gebracht sehen, um nicht das Einfuhr- 
System, das in den maßgebenden Kreisen als eine G undlage der 
‘deutschen Agrarpolitik galt, zu gefährden. Man hegte in Deutschland 
die wohl übertr ebene und unbegründete Befürchtung, daß im Falle 
einer Nachgiebigkeit gegen die Schweiz andere Staaten mit nicht 
sehr hohen Mehlzöllen, wie Belgien, Holland usw., in gleicher Weise 
gegen die deutsche Mehlausfuhr vorgehen würden und daß schl’eßlich 
sogar die Einfuh scheine auf Getreide entschiedener Gegnerschaft 
bei den hiedurch konkurrenzierten Getreideproduktionsgebieten be- 
gegnen könnten 55). 


Aber auch ganz allgemein hat sich Deutsch’and seit jeher — z. B. 
in der Frage der Ausgleichzöl’e für P ämienzucker bis zur Brüsseler 
Zuckerkonvention — auf den Standpunkt gestellt, daß die Meist- 
begünstigung der von Deutschland mit andern Staaten abgeschlos- 
senen Verträge eine unbedingte sei und nicht unter Berufung auf 
irgendwelche Maß egeln der inneren deutschen Gesetzgebung durch- 
brochen werden dürfen. 

Im besonderen wurde den amerikanischen Zuschlagszöllen des 
Wilson-Tarifs von 1894 für Zucker aus Prämienländern von deutscher 
Seite entgegen gehalten, diese Maßrege widerspreche zweifellos der 
Meistbegünstigung in dem bekannten Artikel V des preußisch-ameri- 








4), E; ist mir nicht bekannt zeworl:in, ob lie Mjrlcıkeit dieser Be- 
schränkınz aıf Vertsazsstaat 'n Eärte-ın r gefun en hit. 
ss), Sigmund S ;hilder, Dr deutsch-schweizerische Mehlkonflikt. Handels 
museum 24 (1909) S.29—32. UndR.G.Bindschedler, Zum schweizerisch- 
deutschen Mehlzolikontlikt. Daselbst S. 97 —08. 
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kanischen Vertrags vom Jahre. 1828. Denn dort war vereinbart, 
daß im Generaltarife keine Differenzierung vorgenommen werden 
‚dürfe. Und das bedeute, daß die Union allen Zucker so schlecht be- 
handeln müsse wie den deutschen; daß, wenn sie einen Zuschlagszoll 
erhebe, sie diesen nicht nur auf den Zucker aus Prämienländern, 
sondern aus allen Ländern legen müsse 5%). 

Mit ähnlicher, m. E. nicht stichhaltiger Begründung hat Rußland 
der Bekämpfung seiner Zuckerprämien zähen Widerstand entgegen- 
gesetzt ®). Sehr entschieden nahm es Stellung gegen die Ausgleichs- 
zölle, mit denen der Dingley-Tarif der Vereinigten Staaten im Jahre 
1897 den 'Prämienzucker belastete. Rußland vermochte sogar der 
mächtigen Zuckerkonvention zu trotzen, erhob längere Zeit Straf- 
Zölle gegen den Thee Indiens und Ceylons, ließ sich in den am ı. März 
1906 in Kraft getretenen Handelsverträgen mit Deutschland sowie 
Oesterreich-Ungarn den Verzicht auf Einwände gegen die Brüsseler 
Konvention durch besondere Zugeständnisse abkaufen und trat erst 
in den Verlängerungsverträgen von 1907, gleichfal:s gegen besonde: e 
Zugeständnisse für die russische Zuckerausfuhr nach Westeuropa, 
der Konvention bei. 

Freilich stützte Rußland seinen Widerstand darauf, daß seine 
Prämien nicht so offenkundig gegeben wurden wie jene der mittel- 
europäischen Länder. Die russischen Zuckerprämien gingen nämlich 
aus einem künstlich verschlungenen Spiele mit einem von Staats 
wegen erzwungenen Kartell, sowie mit staatlich geregelten Absatz- 
‚beschränkungen und willkürlichen Preisfestsetzungen auf dem russi- 
schen In’andsmarkte hervor. Dieses Spiel war aber für jeden Fach- 
mann unschwer zu durchschauen und die russischen Zuckerausfuhr- 
prämien konnten auf Rubel und Kopeke genau berechnet werden, 
obwohl die russische Regierung die von ihr absichtlich hervorgerufene 
Unklarheit zur Ableugnung der Prämien benutzte. 
| Daß auch England anfangs der I83oer Jahre die Einhebung 
von verschieden hohen Ausgleichszöllen für unvereinbar mit der 
Meistbegünstigung hielt, sahen .wir bereits. 

Die Vereinigten Staaten haben in dem Abkommen vom 14. Juli 
1900 mit Deutschland sich vorbehalten, Zuschlagszölle in der Höhe 
der Prämien, die die Zuckerausfuhrländer gewähren, zu erheben; 
im übrigen aber die volle Meistbegünstigung zugestanden. Mit Bezug 

*) L. Glier, Die Meistbegünstigungsklausel. Heft 2 der Veröffent- 
lichungen des mittelenropäischen Wirtschaftsvereins. Berlin -1905 S. 303. Da- 
selbst S. 242 ist der Wortlaut der preußisch-amerikanischen Klausel von 1828. — 
Glier tolgt: Ernst v. Teubern, Die Meistbegünstigungsklausel in den 
internationalen Handelsverträgen. Beiheft ı zum 7. Bd. der Zeitschr. f. Völker- 
recht. Breslau 1913 S. 65—67. — Hier ist auch zitiert: N. J. S t'o n e, Most- 
favored-nation relations between Germany and the United States. North 
American Review Bd. 182 (1906). 

5) Für das Folgende benutze ich die soeben erschienene Schrift von Sig- 
mund Schilder, Mitteleuropa und die Meistbegünstigungsfrage. 32. Heft 
der Finanz- und volkswirtschaftlichen a hrsg. von Gg. Schanz und 
Jul. Wolf. Stuttgart 1917 S. 41 ff. 
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auf jenen Vorbehalt meinte der Abgeordnete Gothein im Reichs- 
tage ®), er gebe ohne weiteres zu, daß eine derartige Bestimmung 
dem Geiste der Meistbegünstigungsklausel widerspreche; aber die 
vertragenden Staaten seien übereingekommen, eine Verletzung darin 
nicht zu erblicken. Nachdem wir nun einmal — und zwar selbst 
Deutschland und Frankreich, die die Meistbegünstigung zwischen 
sich durch den Art. 1r des Frankfurter Friedensvertrages festgelegt 
haben — in der Brüsseler Konvention keine Verletzung dieses Art. Ir 
gefunden hätten, so hätten wir nunmehr auch kein Recht, in den 
amerikanischen Zuschlagszöl!en zu Prämienzucker eine Verletzung 
der Meistbegünstigung zu sehen. 

Durch diese Wendung näherte sich Gothein praktisch durchaus 
der Ansicht einer Minderheit, zu deren grundsätzlich anderem Stand- 
punkt sich in denselben Verhandlungen ®) der Abgeordnete P ach- 
nicke bekannte: Die Verletzung der Meistbegünstigung erfolge 
durch die Ausfuhrprämien und nicht durch die gegen sie angewandten 
Zuschlagszölle! Die Länder, die keine Ausfuhrzuschüsse zahlen, 
seien differenziert gegenüber denen, die sie gewähren. Und dadurch 
sei die Meistbegünstigung faktisch durchbrochen. Auch sonst hat 
man bisweilen m. E. mit Recht gesagt,-der Ausfuhrprämien gewährende 
Staat werde durch die Ausgleichszölle nicht benachteiligt, sondern 
es werde ihm bloß eine Ueberbegünstigung entzogen, die 
er den prämierten Waren aus eigenen Mitteln gegenüber dritten 
Ländern erteilt hat. Die Ausgleichszölle verletzten mithin nicht die 
unbeschränkte, unbedingte Meistbegünstigung. Die Rechtfertigung 
wird aber, so viel ich vorläufig sehe, in Deutschland nur vereinzelt 
anerkannt. Zwar läßt man sie zur Not für staatliche Ausfuhrprä- 
mien gelten, deren Vorhandensein und Betrag mehr oder weniger genau 
festzustellen sind. Anders dagegen stehe es mit den privaten 
Prämien, die sich Kartelle, Truste und sonstige Monopoleinrichtungen 
auf Grundlage einer großen gewinnbringenden Ausbeutung des Inland- 
markts mittels hoher Schutzzölle leisten können. Hier sei beieits 
das Vorhandensein von Ausfuhrprämien und noch öfter deren Ausmaß 
zweifelhaft, und hier seien Ausgleichszölle jedenfalls eine Durch- 
brechung der Meistbegünstigung. 

Diese Anschauung teilt auch Schilder. Er mißt indes den szoll- 
tarifarischen Drohungen gegen Ausfuhrprämien« keine große prakti- 
sche Bedeutung bei. Sie dienten meist nur zur Beunruhigung, Mürbe- 
machung der Länder mit kartellierten, vertrusteten, prämiierten 
Ausfuhrindustrien. Abgesehen von den Verhältnissen des internatio- 
nalen Zuckergeschäftes seien die Vorschriften mehr nur theoretisch 
bemerkenswert; zu einem tatsächlichen, nicht bloß angedrohten 
Vorgehen gegen private Ausfuhrprämien sei es nur höchst selten 
gekommen. Er weiß dafür nur auf eine kanadische Verordnung vom 


5) Sitzung vom ı6. Januar 1903. Stenographische Berichte. 1o. Legis- 
laturperiode, 2. Session 1900/03, 8. Bd. S. 7342. 

®°) Sitzung vom 4. November 1902. Stenograpbische Berichte, 7. B-l. 
S. 6117 
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Dezember 1909 betr. die Zollbehandlung von verzinkten und Schwarz- 
blechen hinzuweisen ®), Die Maßregel ist aber weiter nichts als eine 
von zahlreichen Bestimmungen über die Erhebung der uns bereits 
bekannten Dumping-duty. — Die ganze Gesetzgebung gegen das 
Dumping, die wir im ersten Teile des vorliegenden Aufsatzes aus- 
führlicher kennen lernten, scheint dem Autor nicht genügend vertraut 
zu Sein, sonst würde sein Urteil wohl etwas anders lauten. 

Eine Ausnahme erhöhter Wichtigkeit dagegen läßt er gelten, _ 
indem er eine gewisse Vorgangsweise, die in Ländern mit Wertzöllen 
nicht selten anzutreffen ist, als Versuch eines Ausgleichszolles gegen 
Ausfuhrprämien auffaßt. Bekanntlich werden vor allem in den 
Vereinigten Staaten, aber auch in Kanada, Australien usw., bei der 
Erhebung der Wertzölle nicht immer die Fakturenbeträge zugrunde 
gelegt. Die Warenrechnungen könnten ja fingiert sen und zu 
Zwecken niedriger Verzollung zu niedrige Preise enthalten. Deshalb 
werden die vidierten »Konsularfakturen« vorgeschrieben, wo zur 
Erlangung des Visums der Exporteur dem Konsul des Einfuhrlandes 
die Geschäftsbücher vorlegen muß. Indessen auch an diese Fakturen 
sind die Zollbehörden nicht gebunden, wenn die Inlandspreise im 
Ausfuhrland höher sind als die Rechnungsbeträge. 

Diese Vorschriften, über deren mit vielfachen bürokratischen 
Scherereien und wichtigeren Nachteilen %1) verbundenen rigorosen 
Durchführung die Exporteure seit Jahren lebhaft klagen, bezwecken 
natürlich formell lediglich die Sicherung des Einfuhrstaates gegen 
Zollbetrug. Tatsächlich meint Schilder, dürften sie aber in erster 
Linie gegen jene privaten Ausfuhrprämien gerichtet sein, die nicht 
selten bei hohen Zöllen im Ausfuhrland von industriellen Vereinigungen 
zum Nutzen der Mitglieder gezahlt werden. Die genannten Wertzoll- 
länder wollen ihre Zollbehörden nicht mit der mühevollen, oft kaum 
zu erbringenden Feststellung belasten, ob die höheren Inlandspreise 
der Bezugsgebiete die Grundlage von Ausfuhrvergütungen seien, 
sondern sie nehmen dies von vorne herein als erwiesen an. 

Durch ein solches Vorgehen soll nun die Meistbegünstigung zum 
Schaden der Schutzzolländer mit hohen Warenpreisen verletzt sein, 
während die Freihandelsländer mit niedrigeren Warenpreisen be- 
sonders begünstigt werden. Diese grundsätzliche Rechtsfrage der 
Meistbegünstigung für Länder mit höheren und niederen Inlands- 
preisen hätten nach der Forderung Schilders die Ausfuhrländer in 
erster Linie zu erörtern und tunlichst zur Entscheidung zu bringen, 
statt sich durch das geschickte Verfahren der Washingtoner Regierung, 
die nur vom Kampf gegen Zollbetrug spricht, von dem Rechtsstand- 
punkt abdrängen zu lassen und sich mit den Nachweisen von Fall 
zu Fall zu begnügen, daß die Fakturenbeträge nicht fingiert und auch 
nicht niedriger als die Inlandspreise des Ausfuhrlandes sind. — 


®) Der Leser kann sie im Deutschen Handels-Archiv ıgıo I S. 276 nach- 
schlagen. 
4) Z. B. wird es dem Konsul oft möglich sein, aus den vorgelegten Nach- 
weisen der Exporteure Geschäffssgeheimnis:e des Ausfuhılandas zu erfahren. 
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Mögen rüher immerhin jene technischen Vorschriften über die 
Feststellung des Zollwertes öfter in protektionistischer Absicht an- 
gewendet worden sein *), so ist neuerdings ihre zollpolitische Be- 
deutung doch wohl erheblich zurückgegangen, nachdem gerade in 
jenen Ländern, welche jene Wertzoll-Vorschriften haben, auch die 
Dumping-Klausel eingeführt ist. Hätte Schilder diese in seine Be- 
trachtungen einbezogen, so würde er deren Sonderzölle natürlich 
erst recht als eine Verletzung der Meistbegünstigung beurteilt haben. 
Es erscheint mir aber recht zweifelhaft, ob sich der Standpunkt den 
eben erwähnten Maßnahmen gegenüber aufrecht erhalten läßt. 
= Eine eingehende Behandlung dieser Frage ist sehr erwünscht, 
nicht allein im wissenschaftlichen Interesse. Auch die handels- 
politische Praxis muß Wert auf eine Klärung der Verhältnisse legen, 
besonders auch in Deutschland. Nicht nur wird die deutsche Volks- 
wirtschaft mit in erster Linie von den Hemmungen betroffen, welche 
vor allem die überseeischen Staaten der Einfuhr aus den entwickelten 
Industrieländern mit den in diesem Aufsatze geschilderten Maßnahmen 
entgegensetzen, sondern deutsche Industrielle erwägen auch, ihrer- 
seits in ähnlicher Weise gegen fremden Wettbewerb vorzugehen. 

Wird doch z. B. davon gesprochen, die deutsche Ausfuhr durch 
um‘assende staat iche Unte stützungen zu ördern, deren Kosten 
etwa aus einer allgemeinen Abgabe auf Rohprodukte bestritten werden 
sollen. Und dieser Vorschlag wird von nicht einflußlosen Kreisen 
ernstlich erwogen. Das geht u. a. daraus hervor, daß sich der General- 
direktor eines der größten deutschen Hüttenwerke veranlaßt sah, 
nachträglich hiegegen aufzutreten. »Vor einem Ausfuhrvergütungs- 
System in der gedachten allgemeinen Form kann ich nicht dringend 
genug warnen. Hat man schon vergessen, wie die »privaten« Ausfuhr- 
vergütungen, die man im Ausland gern als »staatliche« bezeichnete, 
einen Vorwand zur Bekämpfung deutscher Einfuhr abgaben ?« 3). 

Auf einer Tagung des Ve bandes sächsische Industrieller hat 
Stresemann vor einigen Jahren auf die Gefahr einer Ueber- 
flutung des deutschen Marktes mit billigen, unter Entstehungskosten 
abgestoßenen Waren hingewiesen. Und selbst bis in die amerikani- 
schen Zeitungen ist die Nachricht gedrungen, daß derselbe Verband 
den Bundesrat zu Maßnahmen gegen diese Gefahr aufgefordert und 
vorgeschlagen hat, die Einfuhr nach Deutschland vorübergehend 
zu beschränken, etwa indem man sie auf einen bestimmten Prozent- 
satz der früheren Friedenseinfuhr kontingentiert. Die New York 
Evening Post vom 25. Januar 1916 knüpfte an die Mitteilung eine 
Frage, die man freilich den Amerikanern wohl zurückgeben darf: 
»Dumpers or dumpees ?« | 

Abgeschlossen Pfingsten 1917. a 

In diesem Sinne auch G. Gothein in der Reichstagssitzung vom 
16. Januar 1903: Dis Vareinizten Staaten wehren sich bereits gegen Kartell- 
Exportprämien z. B. beim deutschen Eisen. Sie erheben die Wertzölle nicht 
nach dem fakturieften Preis, sondern nach dem Preis, der im Produktionslande 
erzielt wird. Es hat das vielleicht auch teilweise schon die gute Wirkung gehabt, 
daß nunmehr auch unsere Eisenkartelle mit ihren Inlandspreisen wesentlich 
herabgehen. 

*) Deutsche volkswirtschaftliche Korrespondenz, anfangs Oktober 1913. 
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Das Bodenmonopol. 


(Zu Joseph Schumpeters »Das Grundprinzip der 
Verteilungslehre«). 


Von 
FRANZ OPPENHEIMER. 


Schumpeter hat in seinem in der Ueberschrift bezeichneten 
Aufsatz !) u. a. auch mein System gestreift 2). Es sei mir gestattet, 
ın kurzen Worten einiges zu den hier behandelten Problemen beizu- 
steuern. Ich will vorausschicken, daß ich im Grundsätzlichen durch- 
aus zustimme, aber angebrachtermaßen in einem entscheidenden 
Punkte zu widersprechen habe. 

. Was zunächst die grundsätzliche Uebereinstimmung anlangt, 
so halte ich Schumpeters Feststellung für unzweifelhaft richtig, daß 
der Hinweis auf primitive Gewalt, soziale Uebermacht, historische 
Rechte und dergl. nicht vermag, das Problem der ökonomischen 
Verteilung zu lösen. Dieser Hinweis ist günstigstenfalls als ökono- 
misch-theoretischer Rohstoff zu bewerten. Als solcher hat er 
freilich in der Geschichte unserer Wissenschaft Epoche gemacht. 

Die ersten Systematiker nämlich, die Physiokraten und Adam 
Smith, hielten alle drei Einkommensarten: Arbeitslohn, Kapital- 
profit und Grundrente, für immanente Kategorien einer Gesellschafts- 
wirtschaft, in deren Entstehung, Entwicklung und Ablauf saußer- 
ökonomische Gewalt« nicht eingegriffen hatte. Mit anderen Worten: 
sie studierten an der Konstruktion einer aus srein-ökonomischen« 
Kräften gebildeten, von rein ökonomischen Kräften beherrschten 
Wirtschaft, jener Konstruktion, die Quesnay als sordre naturele, 
Dühring als »Normalitäte, ich selbst und andere als sreine Oekonomiee« 
bezeichnet haben. Aus ihr bemühten sie sich, die Verteilung des 
gesellschaftlichen Gesamtproduktes, seine Spaltung in die drei Anteile 
des Lohnes, des Profits und der Rente abzuleiten. 

Diese Ableitung stieß bekanntlich sofort auf starken Wider- 
spruch, der sich immer mehr verstärkte und zuletzt dahin führte, 


2) Vgl. dieses Aschiv, 42. Bd., 1. Heft, S. Iff. 
3) S. 24/25. 
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daß wenigstens eine der klassischen Abteilungen, die Lohnfonds- 
Theorie des Profits, völlig aufgegeben werden mußte, womit dann 
die ganze Verteilungslehre ins Wanken geriet, da Profit und Lohn 
offenbar nur aus einem gemeinsamen Öbersatze genügend erklärt 
werden können. (Von der Grundrente dürfen wir hier absehen.) 
In den Schwierigkeiten, die sich der Ueberwindung des Problems 
entgegentürmten, war es ohne Zweifel ein fruchtbarer Gedanke, 
als — wohl als Erster — St. Simon auf die Rolle hinwies, die das 
aus historischer Gewalt entstandene Großeigentum an den Produk- 
tionsmitteln im Verteilungsprozeß spielt. Man sieht ja leicht, daß 
solches Eigentum im geschichtlichen Verlaufe regelmäßig ein bedeu- 
tendes arbeitsfreies Einkommen abgeworfen hat; und eserschien a 
priori als sehr wahrscheinlich, daß hier der Anfang des Weges ge- 
funden sein konnte, der zur Lösung des ökonomischen Verteilungs- 
problems führte. 

Aber der Anfang des Weges ist noch nicht sein Ende, und Wahr- 
scheinlichkeit ist noch keine Gewißheit. Daß der wegweisende Ge- 
danke, der allenfalls bei bescheidenen Ansprüchen für eine historisch- 
soziologische Betrachtung genügen könnte, für eine ökonomisch- 
theoretische Betrachtung unzureichend ist, erkennt man sofort, 
wenn man sich daran erinnert, daß das Problem der Verteilung in 
zwei Unterprobleme zerfällt: die Frage nach der Ursache und 
nach der Höhe der Anteile. So lange es sich um die Ursache han- 
delte, konnte man sich allenfalls mit jenem geschichtlichen Hinweis 
bescheiden: aber für die Lösung der zweiten, ungleich wichtigeren 
Aufgabe versagte er offenbar durchaus.‘ 

Was zu leisten war, war die Umformung der histo- 
rischen Tatsache in einen ökonomischen Aus- 
druck derart, daßerals »Datum«in eine theore- 
tisch-ökonomische Rechnung eingesetzt wer- 
den konnte. Für eine solche Rechnung kommt aber durchaus 
nichts anderes in Betracht als Funktionen des Preises, und — in 
der Statik der Gesellschaft — des Wertes. Denn ökonomisch treten 
die Gesellschaftsglieder einer freien Verkehrswirtschaft, um die 
allein es sich handelt, sich nur als Käufer und Verkäufer von Gütern, 
Diensten und Nutzungen gegenüber. Und die beiden Unterprobleme 
des Hauptproblems der Verteilung lauten daher erstens: warum 
haben die Nutzungen von Kapital und Boden überhaupt Preis (und 
in der Statik Wert)? Und zweitens: warum haben sie gerade diesen, 
uns erfahrungsgemäß gegebenen, von uns zu erklärenden Preis (una 
Wert) ? 

Das war zu leisten, ist aber von den Aelteren nie geleistet wor- 
den. Man braucht nur — um die Kleineren bei Seite zu lassen — zu 
beobachten, wie Rodbertus und Marx sich mit den Problemen abquä- 
len. Sie sind beide a priori davon durchdrungen, daß die primitive 
Gewalt in Form des Großeigentums an den Produktionsmitteln eine 
entscheidende Rolle im- Progeß der -Distribution spielt. Aber es ge- 
lingt ihnen nicht, die historische Tatsache in einen zureichenden 
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ökonomischen Ausdruck umzuformen, sie sozusagen so umzustülpen, 
daß. der ökonomische ‚Inhalt äußerlich erkennbar hervortritt. Sie 
können infolge dessen die Daten der überkommenen theoretischen 
Rechnung nicht ändern und mühen sich vergeblich an dem aussichts- 
losen Werke, mit Hilfe namentlich der Ricardoschen Wertlehre, die 
aus den Daten der Normalität abgeleitet ist, Erscheinungen zu 
deduzieren, die sie selbst für abnormal halten. Immerhin bleiben 
sie wenigstens im Umkreise des rein-ökonomischen Denkens; und 
so bedeutet Tugan-Baranowskis neueste Theorie, an die Schumpeter 
‚anknüpft, methodologisch einen schweren Rückschritt hinter jene 
‚Großen, weil er den Rohstoff für Theorie, den Anfang des Weges 
für sein Ende hält. 

Ich glaube nun, daß mir jene Umformüng des historischen in 
einen ökonomischen Ausdruck geglückt ist, der, als Datum in die 
reintheoretische Rechnung eingesetzt, dann die Verteilung in Ueber- 
einstimmung mit den Tatsachen ergab. Und zwar, indem ich den 
‚Nachweis antrat, daß die aus historischer Gewalt entstandenen 
‚Eigentumsrechte sich ökonomisch als Monopole darstellen und 
als solche auf die Austauschverhältnisse und den Preis (bzw. Wert) 
der Güter, Dienste und Nutzungen einwirken. | 

Zu meiner großen Genugtuung gibt mir Schumpeter zu, daß 
ich dabei in methodologisch einwandfreier Weise verfahren bin. Er 
schreibt: 
»DaßB wir das Machtmoment nicht zu bemühen brauchen, auch 
wo es recht nahe zu liegen scheint, läßt sich vielleicht am besten 
am System Oppenheimers demonstrieren. In diesem spielt das »Ge- 
walteigentum« an Grund und Boden, also ein Geschöpf der Macht- 
verhältnisse, gewiß eine große Rolle. Dennoch erklären die »Macht- 
verhältnissee bei ihm höchstens dieses Gewalteigentum selbst, nur 
die ökonomische Theorie aber dessen Konsequenzen. Für diese ist 
‚es ganz gleichgültig, ob »Grewalteigentum« vorliegt und wie es sich 
‚erklärt. Worauf es da ankommt, ist einfach die Tatsache des Boden- 
monopols. Angenommen diese Tatsache existiere, was allerdings 
nicht der Fall ist, so gibt die rein ökonomische Theorie des Monopols 
— und nicht der Machtfaktor — die Erklärung für das ab, was Oppen- 
'heimer aus seinem . Gewalteigentum folgern könnte: Weshalb wir 
‚sagen können, daß er von dem Machtmoment gar keinen anderen 
Gebrauch macht als jeder andere Theoretiker. Wäre sein System 
‚selbst ganz einwandfrei, so würde daraus nichts für die Verwendung 
:des Machtmoments innerhalb des ökonomischen Gedankengangs zu 
‚gewinnen sein.« 

Ich wiederhole: Schumpeter erkennt mein Verfahren als metho- 
dologisch einwandfrei an. Er bestreitet nur ameritorisch«e, daß meine 
Behauptung richtig sei, wonach ein Bodenmonopol besteht und durch 
'seine Wirkung auf die Austauschverhältnisse den Kapitalnutzungen 
‚überhaupt Preis {und Wert), und zwar diesen uns erfahrungs- 
-gemäß gegebenen Preis (bzw. Wert) verleiht. 

Ueber diesen Streitfall werden wir uns nunmehr zu unterhalten 
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haben, denn hier beginnt, bei voller Uebereinstimmung im Grund- 
sätzlichen, die sachliche Divergenz. Und ich darf der Hoffnung Aus- 
druck geben, daß es möglich sein wird, zu einer Einigung zu kommen, 
da ich mich zum erstenmal in meiner über zwanzigjährigen wissen- 
schaftlichen Laufbahn einem Kritiker meiner Grundgedanken gegen- 
überfinde, der das theoretische Handwerkszeug mit Meisterschaft 
handhabt und methodologisch ganz auf gleichem Boden mit mir 
selbst steht. 

Ich will an eine Formulierung ankrüpfen, die Schumpeter selbst 
gegeben hat und die ihm als Ausgangspunkt für weitere Schlüsse, 
namentlich für seine dynamische Kapitalzinstheorie gedient hat. 
Ich erkenne sie als richtig an, wenngleich ich den Ausdruck »Boden- 
leistungens als zu gefährlich nicht wählen würde. Diese Formulie- 
rung besagt, daß es in der Statik einer Gesellschaftswirtschaft 
von Einkommensarten nur geben kann: erstens den Arbeitslohn als 
Einkommen dessen, der Arbeit zu Markte bringt, zweitens die Grund- 
rente als Einkommen dessen, der »Bodenleistungen« zu Markte bringt, 
und drittens und letztens Monopolgewinne als Einkommen (bzw. 
Zuschlags-Einkommen) dessen, der Monopolgüter oder Monopoldienste 
zu Markte bringt. 

Aus dieser fundamentalen Feststellung folgt, daß der Kapital- 
profit entweder Monopolgewinn sein muß oder in der Statik nicht 
vorkommen kann. Schumpeter entscheidet sich für die zweite Mög- 
lichkeit und entwickelt demgemäß seine sdynamisches Kapitalzins- 
theorie, derzufolge der Profit ein nur in der Dynamik entstehendes 
»Friktionseinkommen« ist. Ich entscheide mich im Gegenteil für die 
erste Möglichkeit. Hier liegt der strittige Punkt, über den jetzt zu 
verhandeln sein wird. 

Logisch liegt die Sache so, daß Schumpeter den Beweis anzu- 
treten hat, daß der Kapitalprofit nicht Monopolgewinn ist. 
Denn da er selbst — vollkommen richtig — unaufhörlich feststellt, 
daß Monopole auch in der Statik Gewinne abwerfen, so muß er be- 
weisen, daß der Profit kein solcher Monopolgewinn ist. Er kann seine 
eigene Theorie nicht verteidigen, solange ihm dieser Nachweis nicht 
geglückt ist. 

Der Nachweis scheint leicht zu erbringen, wenn man nur die 
nächstliegende Möglichkeit ins Auge faßt, daß der Profit der Gewinn 
eines Kapitalmonopols sein könnte. Kapital im gewöhn- 
lichen Sinne sind sproduzierte Produktions-« oder »Erwerbsmittele. 
Da diese zu den »beliebig reproduzierbaren Gütern« gehören, kann an 
ihnen ein Monopol nur bestehen, wenn die sämtlichen Kapitalbesitzer, 
mindestens die.weit überwiegende Mehrzahl, sich zu einer gemein- 
samen Preispolitik verabreden. Und so hat Schumpeter das Erforder- 
liche getan, wenn er (S. 5ı) sagt: »Ein Monopolgewinn könnte er 
(der Kapitalprofit) wohl sein, wenn auch nur ein Monopolgewinn 
der Kapitalisten und nicht der Unternehmer, aber wer das behauptet, 
hätte den Beweis dafür anzutreten, daß ein Kapitalistenkartell be- 
steht und immer bestanden hat.« 
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Ich will zu diesem Punkte nichts weiter bemerken, obgleich es 
klar ist, daß dieser Gegenbeweis nur eben dann schlüssig ist — natür- 
lich gibt es kein Kapitalistenkartell —, wenn man von der landläu- 
figen Definition des »Kapitalse ausgeht, die sehr strittig ist. Aber 
lassen wir das beiseite. Ich habe andere Dinge einzuwenden. 

Ich behaupte, daß der Kapitalprofit, trotz Schumpeter, ein 
Monopolgewinn ist, aber nicht des K a pi t a l -, sondern des B o d e n- 
monopols. Schumpeter bestreitet diese Auffassung in seiner 
Arbeit im »Archive ohne weitere Begründung. Es läßt sich aber aus 
seinen früheren Schriften deutlich erkennen, welchen nach seiner 
Meinung durchschlagenden Grund er gegen meine Auffassung geltend 
macht. 

Bevor ich darauf eingehe, will ich meine Theorie in äußerster 
Kürze darstellen. 

Aller Grund und Boden der Erde, soweit er swirtschaftlich ver- 
fügbar« ist, um ein Wort von Karl Menger zu brauchen, befindet sich 
im Eigentum eines Teiles der Menschen. Der Rest der Menschen 
braucht Boden sehr dringend, und zwar die Urproduzenten als Pro- 
duktionsmittel, und alle übrigen als Stand- und Wohnort. Sie haben 
also ein überaus starkes Bedürfnis, sich das Eigentum an Boden- 
stücken oder wenigstens die Nutzung daran auf dem Tauschwege 
zu beschaffen. Auf der anderen Seite haben die Bodeneigentümer 
offenbar in der Regel nicht entfernt ein so starkes Bedürfnis, ihr 
Eigentum oder Nutzungsrecht zu veräußern: denn sie sind ja, 
eben als Besitzer, mit dem Unentbehrlichen ausreichend versorgt. 
Betrachten wir das Verhältnis in seiner Gesamtheit, so stellt sich 
also heraus, daß hier seinseitige Dringlichkeit des Austauschbedürf- 
nissese besteht. Und wo eine solche besteht, da besteht eben ein 
Monopol. 

Dieses Monopol wirkt nun zunächst auf die landlosen Urprodu- 
zenten derart, daß sie gezwungen sind, einen Teil ihres Arbeitsertra- 
ges an den Bodeneigentümer abzutreten, dessen Land sie gebrauchen. 
Dieser Monopoltribut wird von landlosen Selbständigen in Form 
der Pacht bezahlt, den landlosen Unselbständigen, den Land- 
arbeitern, aber als Abzug vom Lohn einbehalten. Dieser Monopol- 
gewinn fließt den Eigentümern allen, auch des sGrenzbodense, 
zu und wird als Profit dem auf den Bcden argelegten Kapital szugerech: 
nete. Als Profit, nicht etwa als Grundrente! Die Grund- 
rente ist der Mehrertrag solcher Böden, die durch höhere Bonität 
oder bessere Marktlage dem Grenzboden gegenüber begünstigt sind 
und wird als »Bodenleistungene dem Boden zugerechnet. Von ihr 
ist hier nicht zu Landeln: ihr Wesen ist bereits von Ricardo erschöpfend 
aufgeklärt worden. Sondern hier soll nur vom Profit die Rede sein, 
den ich als einen Monopolgewinn auffasse, der allen, auch den ungün- 
stigsten, den Grenzböden, als Frucht ihrer Monopolstellung zufließt. 
Das weitere ist dann sehr einfach. Unter der Herrschaft der freien 
Konkurrenz müssen auf der einen Seite auch die sämtlichen anderen 
streien Arbeiter«, die eigener Produktionsmittel entbehren, auf den 
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Lohnsatz der Landarbeiter herabgedrückt werden: und auf der ande- 
ren Seite müssen infolge des Gesetzes von der Ausgleichung der 
Profitrate auch alle nicht in der Landwirtschaft investierten Kapitale 
pro rata den gleichen Gewinn einstreichen. So erklärt sich der Profit 
der industriellen und kommerziellen Kapitalisten. 

Diese Deduktion ist das, was man in der alten Logik eine sup- 
positio vera nannte: alle älteren Autoritäten stimmen nämlich grund- 
sätzlich zu: Turgot, Smith, Marx usw. 
~ Schumpeter bestreitet die Deduktion, die sich schon in meiner 
Theorie der reinen und politischen Oekonomie« findet. Ich bin stark 
geneigt anzunehmen, daß er sie nicht mehr bestritten haben würde, 
wenn ihm bereits meine letzte Arbeit vorgelegen hätte: »Wert und 
Kapitalprofit, Neubegründung der objektiven Wertlehre«®), die 
erst im Juli d. J. herausgekommen ist. Hier habe ich seinen Ein- 
wand einer Antikritik unterzogen, die ich für gänzlich unwiderleg- 
lich halte. 

Was ist denn nun Schumpeters Einwand? Er sagt $): »Unter 
Monopolen verstehen wir die völlige Beherrschung entweder der 
Nachfrage nach einem, oder des Angebotes an einem Gute durch ein 
Individuum oder eine Kambination von solchen, wenn die letztere 
eine gemeinsame Preispolitik zur Folge hat und jede Konkurrenz 
zwischen ihren Mitgliedern ausschließt.e Und er wendet diesen Satz 
auf den Boden an in folgender Stelle 5): »Die behauptete Unvermehr- 
barkeit schließt aber Konkurrenz unter Eigentümern keineswegs 
aus, und es wurde mit Recht hervorgehoben, daß von einem Mono- 
pole nur dort die Rede sein könne, wo ein Wirtschaftssubjekt das 
Angebot eines Gutes vollständig beherrscht.« 

Schumpeter erhebt also gegen die Herleitung des Kapitalprofits 
aus dem Bodenmonopol den gleichen Einwand, wie gegen seine Her- 
leitung aus dem Kapitalmonopol. Nun zieht dieser Einwand zwar, 
unter gewissen Vorbehalten, wie wir zugegeben haben, für das Kapi- 
talmonopol, aber nicht im mindesten für das Boden- 
monopol. Denn dort handelt es sich um beliebig vermehrbare, 
hier aber um ein unvermehrbares Gut. Bei beliebig vermehrbaren 
Gütern ist die Kombination der Produzenten allerdings essentiell: 
denn hier kann das Monopol gar nicht anders zustande kommen als 
durch die Kombination. Bei unvermehrbaren Gütern aber besteht 
das Monopol auch dann, wenn das unvermehrbare, mit einseitiger 
Dringlichkeit bedurfte Gut sich in den Händen vieler Eigentümer 
befindet, die keine Kombination bilden. Unsere ganze gegenwärtige 
Kriegszeit ist ein einziger Beweis für diesen Satz. Fast alle Artikel 
des großen Bedarfs sind für die von dem Weltverkehr abgesperrten 
Mittelmächte zu unvermehrbaren Gütern geworden, und wir erleben 
die Bildung der ungeheuerlichsten Monopolgewinne, z. B. an den 


3) Jena, Gustav Fischer 1916. 
*) Wesen und Ursprung S. 263. 
5) S. 371. 
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Nahrungsgütern, obgleich gar keine Rede davon sein kann, daß die 
Millionen von Produzenten und Händlern eine »Kombination« bilden. 
Diese Dinge spielen sich einfach so ab, daß die dringende Nachfrage 
der Konsumenten den Preis immer höher schraubt; die Verkäufer 
akzeptieren die Preisgebote der Käufer viel mehr, als daß sie sie 
erzwingen. 

‘ Es: findet sich denn auch in der gesamten Theoretik kaum ein 
einziger Schriftsteller von Rang, der nicht ausdrücklich feststellt, 
daß bei'unvermehrbaren Gütern auch ohne Kombination der Ver- 
“käufer, d. h. bei voller Konkurrenz unter ihnen, unter gün- 
stigen Umständen nicht Konkurrenzpreise, sondern Monopol- 
preise entstehen. Ich habe in meiner letzten Arbeit ®) Lexis und 
Zuckerkandl als Gewährsmänner zitieren können, kann mich 
aber auch auf eine Autorität berufen, die mein Kritiker sicherlich 
gelten lassen wird, nämlich auf Joseph Schumpeter, der (a. a. O. 
S: 269) die richtige Erkenntnis besitzt, daß auch im. Falle beschränk- 
ter Konkurrenz ein Monopolpreis nicht nur möglich, sondern sogar 
wahrscheinlich ist. 

Somit entfällt das einzige Argument, mit dem Schumpeter be- 
'stritten hat und, soweit ich sehen kann, bestreiten kann, daß der 
Grund und Boden ein Monopolgut ist und als seinen Monopolgewinn 
den Profit abwirft. Und zwar auch in der Statik! Der Kapital- 
profit ist$ein statisches Einkommen! Schumpeters eigener 
Theorie, die recht bedenklich ist 7) und von der fachmännischen Kritik, 
sogar von dem ihrem Verfasser so nahe verwandten v. Böhm-Bawerk, 
einhellig abgelehnt zu werden scheint, ist damit die logische Basis 
entzogen. 

Dagegen sprechen für meine eigene Auffassung außer ihrer Ein- 
fachheit und Klarheit noch verschiedene gewichtige Tatsachen. Ich 
kann sie hier nur flüchtig’anführen und muß bitten, die ausführliche 
Darstellung in meiner mehrfach angeführten letzten Arbeit nachzu- 
lesen. 

Erstens ist es von meinen Voraussetzungen aus zum ersten Male 
gelungen, und zwar aus einem gemeinsamen Ober- 
satze, den Lohn und den Profit nicht nur der Ursache, sondern 
auch der Höhe nach in einfacher Elementarformel abzuleiten. 

Zweitens ist es zum ersten Mal gelungen, auch den Wert der 
Substanz selbst, des Kapitals, exakt zu bestimmen. 

Drittens kann meine Theorie aller der zahlreichen Hilfskon- 
struktionen entbehren, die frühere Systeme sich schaffen mußten. 
Sie braucht nicht z. B. die folgenden Begriffe: fixes und zirkulieren- 
des, konstantes und variables, reales und fiktives Kapital; Komple- 
mentärgüter, Produktivgüter erster und höherer Ordnung, »Güter- 
strom und Güterfonds, Güter von spezifischer Seltenheit und 
Häufigkeit usw. Sie kommt mit den einfachsten Grundbegriffen 


©) S. 84 ít. 
1) Vgl. meinen »Wert und Kapitalprofite S. 206 ff. 
Archiv f. Sosialwissenschaft u. Sozialpolitik. 44. =. 32 
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aus, wie sie sich schon in den ersten Anfängen der Systematik finden 
und finden müssen, da sie aus der Erfahrung übernommen worden 
sind — und: simplex sigillum veri! 

Daß der überaus einfache und klare Zusammenhang, den ich 
aufgedeckt zu haben hoffe, so lange verborgen geblieben ist, trotz- 
dem bereits die Klassiker ihn nicht nur ahnten, sondern gelegentlich 
klar erkannten und aussprachen, dafür sind m. E. die folgenden Ur- 
sachen verantwortlich zu machen. 

Erstens ist es in der Tat außerordentlich verführerisch, die Trias 
der Einkommensarten mit der Trias der sog. »Produktionsfaktoren« 
oder »Produktionsagenten« in die bekannte Beziehung zu setzen, 
wonach der Lohn der Arbeit, der Profit dem Kapital, und die Grund- 
rente dem Boden zufällt. Daß der Profit dem Bodenmonopol seine 
Entstehung verdankt, dem Kapital aber nur szugerechnet« wird, ist 
eine Erkenntnis, die nicht ohne weiteres zutage trat. 

Zweitens ist der Begriff des Monopols in der. bisherigen Literatur 
besonders stiefmütterlich behandelt worden. Man braucht, um das 
zu erkennen, nur den Umfang der ausführlichsten älteren Abhand- 
lung über dieses Thema, die Lexis im Handwörterbuch der Staats- 
wissenschaften veröffentlicht hat, mit dem Umfang zu vergleichen, 
den die Darstellung in meiner »Theorie« und vor allem in meinem 
»Wert und Kapitalprofite angenommen hat. Wenn ein so ausge- 
zeichneter Kenner der Theorie wie Schumpeter dem elementaren 
Irrtum verfallen konnte, den wir soeben aufgedeckt haben, so liegt 
das nur an dieser Vernachlässigung des wichtigen Gegenstandes in 
der Theoretik. 

Drittens mußte zuerst das entscheidende Problem gelöst werden, 
wie sich die s»Zurechnunge® bei Monopolen überhaupt vollzieht. Das 
ist mir völlig erst in meiner letzten Arbeit geglückt. Erst die Erkennt- 
nis, daß der Monopolgewinn in durchaus keinem festen Verhältnis 
zum Werte des ssachlichen Substrates«e steht, das dem gesellschaft- 
lichen Monopolverhältnis als sHebelpunkt« dient, sondern daß er 
nur von der relativen Dringlichkeit des Austauschbedürfnisses ab- 
hängt: diese Erkenntnis erst löst auch den Spezialfall desjenigen 
Monopols, das im Bodeneigentum wurzelt, dessen »sachliches Sub- 
strate aber das produzierte Produktionsmittel, das »Kapital« ist. 

Auf Näheres will und kann ich mich hier nicht einlassen. Ich 
erwarte Schumpeters Erwiderung. Es wird mir immer eine Freude 
und Ehre sein, mit ihm den Degen zu kreuzen. 
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JOSEPH SCHUMPETER. 
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Auch ich freue mich der Gelegenheit mit einem Autor in Dis- 
kussion zu treten, dessen Darstellungsgabe und schulenbildender 
Kraft die theoretische Arbeit in Deutschland soviel verdankt und dessen 
methodologischer Standpunkt und theoretischer ardor soviel gemein- 
samen Boden bietet, daß alle Differenzen zwischen ihm und mir 
nicht mehr als sekundäre Bedeutung gewinnen können. 

Leider darf ich mir nicht erlauben in diesen Zeilen den ganzen 
theoretisch-ökonomischen Ideenkreis Dr. Oppenheimers zu durch- 
streifen oder jene Punkte zu erörtern, in denen er mir die Ehre er- 
wiesen hat meine Anschauungen zu kritisieren !). Um fruchtbar zu 
sein, muß die Diskussion auf die eine Frage konzentriert werden, 
die Oppenheimer im erwähnten Artikel zur Diskussion stellte, die 
Frage: Gibt es ein »Bodenmonopol«? 

Dahingestellt soll also bleiben, ob, wenn man von einem 
Monopol der Grundbesitzer sprechen könnte, das für sich allein schon 
und in der Weise, wie es der Gedankengang Dr. Oppenheimers an- 
gibt, zur Entstehung von Kapitalzins führen würde oder nicht. Ferner 
die Frage, ob Ricardo wirklich das Wesen der sintramarginalen« 
Grundrente erschöpfend erklärt hat*). Weiters, ob es eine sreine« 

2) Doch darf ich vielleicht mitteilen, daß ich der Antikritik, die Dr. Oppen- 
heimer in seinem neuesten Werke an meinen Einwänden gegen seinen Gedanken- 
gang übte, nicht zuzustimmen vermag. Auch möchte ich mit seiner Erlaubnis 
gegenüber der Behauptung von der seinhelligen Ablehnung« meiner Kapital- 
zinstheorie darauf hinweisen, daß dieser Anschein lediglich an meiner Kontro- 
versen abgewendeten Art zu arbeiten liegt: Jede neue Theorie, die der Autor 
schutzlos läßt, wird zunächst sabgelehnt«. Allein für mich bedeutet jede Publi- 
kation den Abschluß einer Arbeitsperiode, nach welchem ich mich nicht gerne 
den für mich innerlich erledigten Theorien wieder zuwende. Auf Böhm-Bawerks 
Kritik hab- ich aus persönlicher Verehrung geantwortet — und ich glaube, keinen 
seiner Einwände unerledigt gelassen zu haben (vgl. Zeitschrift für Volkswirt- 
schaft, Sozialpolitik und Verwaltung 1913 /4). 

3) In dieser Beziehung sei auf meine Abhandlungen über »Das Renten- 


prinzip in der Verteilungslehre« Schmollers Jahrbuch 1907 verwiesen. 
33 ® 


496 Joseph Schumpeter, 


Oekonomie im Sinne Oppenheimers überhaupt geben"kann oder ob 
nicht vielmshr jeder ökonomische Gedankengang mit soziologischen 
Daten operieren muß. 

Was daher hier zur Diskussion steht ist lediglich: Dr. Oppen- 
heimer behauptet, daß ein Monopol an Grund und Boden bestehe, 
weil aller Grund und Boden der Erde, soweit er wirtschaftlich verfügbar 
ist, sich im Eigentum eines Teils der Menschen befinde. Das würde 
allerdings für alle wirtschaftlichen Güter zutreffen und wenn das allein 
schon ausreichte um ein Monopol zu konstituieren, so gäbe es über- 
haupt k:ine andere als monopolistische Preisbildung und der jeder 
Betrachtung offenbare Unterschied zwischen Konkurrenz- und Mono- 
polpreisbildung wäre verwischt, der Monopolbegriff seines Wertes 
als Werkzeug der Erklärung beraubt. Trotzdem wurde dieser Stand- 
punkt oft eingenomm:n. Schon Altm>ister Smith ?), dann P. Thomp- 
son ?) erklären die Grundrente so, sogar die ganze und nicht bloß, wie 
Oppenheimer, die marginale. In neuester Zeit hat das O.Conrad getan’). 
Der konsequenteste Sünder in dieser Beziehung ist Senior gewesen. 
Wenn ich jedoch Dr. Oppenheimer recht verstehe, so brauche ich ihm 
gegenüber auf diesen Punkt nicht weiter einzugehen: Die bloße Tat- 
sache der ‚appropriation‘ — sei sie immer durch Gewalt erfolgt — 
würde auch er nicht für einen ausreichenden Grund halten. um von 
einem Monopol zu sprechen ®). 


3) Dem Dr. Oppenheimer meines Erachtens sehr Unrecht tut, wenn er ihn 
der Vernachlässi wng des Moments sder außerökonomischen« Gewalt beschuldigt, 
wie denn überhaupt seine Interpretation anderer Oskonomen zugunsten seiner 
Auffassungen nicht immer übsrzeugsnd ist. Ich m5cbte geg:n A. Smith geradezu 
den entgegengesetzten Vorwurf erheben, weil er die Einkommansarten dort, wo sie 
sich bei einem Wirtschaftssubjekt (z. B. dem freien Kylonisten) vermischen, 
analytisch nicht auseinanderzuhalten versteht, z. B. den Kapitalzins erst dort 
entstehen läßt, wo »ier Arbeiter einen Herren gefundene hat. Spaziell im Falle 
der Grundrente steht Smith Dr. Oppsnheimer sehr nahe. Ja er begründet die 
Grundrente geradezu auf das »Gewalteigentum« und — mit Hilfe eines Gedanken- 
gangs, der vom Standpunkt der Kostentheorie, die bier versagt, sehr nahe liegt = 
auf ein Monopol der. Grundbesitzer. 

4) The true theory of rent 1829. 

5) Lohn und Rente roto. Hier fließt der Begrifft des monopolisierten geraden 
mit dem Begriff des wirtschaftlichen Gutes zusammen. 

°*, Um jedes Mißverständnis auszuschließsn: Die private Okkupation eines 
schon unabhängig von der Tätigkeit des neusn Bssitzers vorhandenen Gutes 
ändert an dessen Wertverhältnissen gar nichts und hat übsrhaupt keine andere 
Wirkung als daß der — auch sonst vorhanlene — Ertrag des okkupierten Gutes 
nunmehr dem Okkupanten zufällt. Durch »Gswalteigentum« an sicb kann nie 
ein freies Gut zu einem wirtschaftlichen gemacht oder überhaupt der Wert eines 
Gutes erhöht werden. Das kann nur geschehen, wenn »Kombination« der Okku- 
panten zur Okkupation hinzutritt, sonst würde die Krnkurrenz unter den Okku- 
panten den Preis des okkupierten freien Gutes notwendig auf Null herabdrücken, 
Auch wenn es für die übrigen Wirtschaftssubjekte nur von den Okkupanten er- 
hältli:h wäre. Warum aber, s9 wird in »lIch:nPıll immer wieder gefragt, solleq 
die Okkupanten so töricht sein, den Preis bis auf Null herabzulrücken und s0 
ihren Gewinn zu vernichten ? Weil diese Elimination des Gewinne3 nicht durch 
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Er führt vielmehr noch drei andere Momente an: Die »einseitige 
Dringlichkeit des Austauschbtdürfnissese, d.h. die Tatsache, daß 
die Leute, die keinen Boden haben, desselben sehr dringend bedüı fen, 
während die Grundbesitzer lange kein so starkes Bedürfnis haben ihre 
Bodennutzungen abzusetzen. Die Tatsache der Unvermehrbaıkeit 
des Bodens. Und die Tatsache des »Großeigentums+ an Gıund und 
Boden, das nach seiner Ansicht prinzipiell anders wirkt (d. h; 
zu wesentlich anderen nicht bloß sozialen, sondern auch theoretisch- 
ökonomischen Konsequenzen führt) als Blenelgentum vom Typus 
des Bauernbesitzes es tun wüıde. 

Reichen nun diese drei weiteren Momente aus, um die Preisbildung 
eines in privater Gewalt befindlichen wirtschaftlichen Gutes (erstes 
Moment!) zu einer monopolistischen zu machen? Dr. Oppenheimer 
antwortet mit ja. Natürlich stünde es ihm frei eine solche Ausdrucks- 
weise für seine Zwecke souverän festzusetzen °). Aber nicht darum 
handelt es sich, sondern um die Frage, ob in diesem Fall jene cha- 
rakteristische Art der Preisbildung vorliegt, die von der Konkur- 
renzpreisbildung in Praxis und Theorie unterschieden ist und 
sich vor allem dadurch auszeichnet, daß der Monopolist einen be- 
sonderen. Ueberschuß erzielt 8), den die Konkurrenz ausschließen 
würde. 

Um den Kern der Sache scharf hervortreten zu lassen, will ich 
von zwei quaestiones facti absehen und Dr. Oppenheimers Auffassung 
darüber hier akzeptieren: Von der Frage erstens, ob allgemein gesagt 
werden kann, daß die Grundbesitzer ihre Bcdennutzungen weit weniger 
abzusetzen genötigt sind als die übrigen Wirtschaftssubjekte 'sie zu 
erwerben oder ob nicht je nach der Situation bald-der Grundbesitzer 
in Verlegenheit ist seine andernfalls wertlosen Bodennutzungen an 
den Mann zu bringen bald der Landlose sich solche zu verschaffen und 
ob es mit dem Boden da nicht ganz so steht, wie z. B. mit der Arbeit. 
Von der Frage zweitens, ob im ökonomischen Sinn der Boden wirklich 
unvermehrbar ist cder ob die Schwierigkeit seiner »Vermehrung« 
sich nicht etwa bloß graduell von der Schwierigkeit der Vermehrung 
der meisten andeın Güter unterscheidet. 


das Angebot der Einzelnen, senccın Lw cui: h die Massenwirkung des Angebots 
Aller eintritt, wälsend jeces buzore du ch. nna voteres Angebot keinen 
merklichen Einfluß auf den Picis ausübt und caler jeweils seinen Gewinn 
erhöht, wenn er mehr anbiettt. 

?) Die Theorie des Monopols ist das bestausgearbeitete Kapitel der reinen 
Oekonomie. Die Behauptung Dr. Oppenheimers, daß sie vernachlässigt sei, 
dürfte sıch nicht haltın las:ın. Was er vein ibt, das ist nur eine Verwertung 
des Monopolgedankens —, mut diem übrigen: Mißbiauch genug getrieben wird — 
in der besonderen Richtung, die Dr. Cppenhein.e: eingeschlagen hat Da legt 
aber nicht Uebeisehen oder Vesnachläs: ıgung, sondern Ablehnung vor. 

8) Bei repioduzieibaien Gütcın ıst das — nicht jeder, sondern — einer 
der vorkommenden Ueberschüsse über die kosten, bei nicht reproduzierbaren 
Gütern ein Ueber: chuß übeı jenen Pieis, de: cem Gıenznutzen der ohne monopo- 
listische Einschiänkungen angebotenen Gesamtmenge des Gutes entsprechen 
würde, 
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Zum Kern der Sache also: »Einseitige Dringlichkeit des Aus- 
tauschbedärfnisses« liegt vor, wenn die Nachfrage der einen Markt- 
partei nach dem Gute der andern einen hohen Grad von Intensität 
hat, während die Nachfrage dieser anderen Marktpartei nach dem, was 
die erstere anzubieten hat, weniger intensiv ist. Intensität der Nach- 
frage ist nicht gleichbedeutend mit Unentbehrlichkeit des nachge- 
fragten Gutes an sich, sondern Rssultante von »Bedarf und Deckunge: 
Ein ganz unentbehrliches Gut kann mit sehr geringer Intensität ge- 
tragt werden und ein recht entbehrliches mit großer, denn bekanntlich 
kommt es niemals auf die Bed:utung des Gutes als solchen für die 
Konsumenten an — auf die Wichtigkeit der »Bedürfniskategoriee — 
sondern auf die Bedeutung der konkreten einzelnen Teilmenge des- 
selben, auf die Wichtigkeit der »Bedürfnisregungens, deren Befriedi- 
gung oder Nichtbefriedigung in Frage steht —, kurz auf die »Grenz- 
nachfrage« nicht auf die »Gesamtnachfragee. Das Austauschverhältnis 
zweier Güter bestimmt sich nach dem Verhältnis der Intensitäten 
der Grenznachfragen, gleichgültig mit welchen Intensitäten die sintra- 
marginalene Mengen beider Güter verlangt würden. Allein dieses 
sgleichgültige gilt nur für dən Konkurrenzpreis; besteht ein Monopol 
auf einer der beiden Seiten, d.h. beherrscht ein Wirtschaftssubjekt 
das Angebot einer Ware oder gibt es ein ausdrückliches oder still- 
schweigendes Einverständnis zwischen den Anbietenden, so können 
die intramarginalen Intensitäten der Nachfrageskala ausgenützt 
werden, worin eben das Wesen und Charakteristikon der Monopol- 
preisbildung liegt. 

Ist nun die Grenznachfrage der einen Marktpartei sehr intensiv 
und die der andertt nicht, so führt das zu einem hohen Gleichgewichts- 
preis — aber hoher, selbst grotesk hoher Preis wie er sich z. B. während 
des Krieges für manche Güter herausstellte °), ist noch kein Monopol- 
preis. Er mag noch so abenteuerlich hoch sein — immer könnte er 
durch Kombination der Unternehmer mit Vorteil für sie noch erhöht 
werden. Und solange eine solche nicht vorliegt, bleibt er Konkurrenz- 
preis. Es hätte keinen Sinn ihn Monopolpreis zu nennen. Das würde 
nur den Gang der Erklärung verwirren, während er dennoch durch die 
Theorie des Konkurrenzpreises erfaßt würde, die ja keinen bestimmten 
Intensitätsgrad der Grenznachfrage — auch nicht etwa ein bestimmtes 
Verhältnis der Intensitätsgrade der beiderseitigen Grenznachfragen — 
voraussetzt, und während dennoch der Monopolpreis im technischen 
Sinn etwas Besonderes bliebe. r 


®) Der Laie greift freilich in scIchen Fällen zum Monopolgedanken, aber 
nur, weil die ausreichende Erklärung hohen Grenznutzens nicht in seinen Ge- 
sichtskreis fällt. Uebrigens können so nur hohe Preise einzelner Waren 
erklärt werden, nicht aber hohes Preisniveau, das weder durch das oben 
erwähnte Moment noch durch eine allgemeine Monopnlisierung erklärt werden 
kann, da von einer Serie von Austausch verhältnissen nie alle zugleich 
steigen können. Der obige Fall hat eine gewisse praktische Bedeutung: sPreis- 
treibereie und »Kombination« ist ni ht dasselbe. Beide sind unabhängig von 
einander möglich und verschieden zu bekämpfen. 
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Vielleicht schiebe ich hier noch eine Bemerkung ein: Monopol 
liegt auch dann nicht vor, wenn in Erwartung noch höherer Preise, 
die Besitzer eines Gutes mit dem Angebot szurückhalten«e Auch das 
würde, wie alle spekulativen Operationen, noch durchaus in den 
Rahmen der Theorie des Konkurrenzpreises fallen, wenngleich dadurch 
besondere Gewinne gemacht würden. Nur wenn nicht in Erwar- 
tung höherer Preise, sondern um sie herbeizuführen, zurückge- 
halten würde, läge Monopolpolitik vor — aber diese setzt eben aus- 
drückliches oder stillschweigendes Einverständnis voraus, wie man 
leicht einsieht. 

Deshalb konstituiert »einseitige Dringlichkeit des Austausch- 
bedürfnissese noch kein Monopol — wenngleich sie eine Situation 
schafft, in der die Bildung eines Monopols besonders lukrativ wäre. 
Und daraus folgt, daß der Hinweis auf die Tatsache, daß weder Grund 
und Boden in der Hand eines Monopolisten ist noch eine auf ausdrück- 
licher oder stillschweigender Vereinbarung beruhende Kombination 
zwischen den Grundbesitzern -besteht, wirklich leistet was er soll, 
d. h. dartut, daß wir uns zur Erklärung des Preises der Bodennutzungen 
und seiner Höhe nicht an die Theorie des Monopolpreises wenden 
können, und daß dieser Hinweis durch das erörterte Moment nicht 
berührt wird. 

Was ferner das Moment der »Unvermehrbarkeit« anlangt: Bei 
durch Produktion vermehrbaren Gütern kann auch die größte ein- 
seitige Intensität der Nachfrage nur temporär zu einer exorbitanten 
Preissteigerung führen. Bei unvermehrbaren auch dauernd. Im Falle 
dieser letztern ist der lebendige Nexus unterbrochen, der Erlös und 
Kosten verbindet, was zum Phänomen der Quasirente führt !%). Im 
Sonderfalle eines unvermehrbaren und überhaupt nicht durch Pro- 
duktion entstandenen Produktionsmittels ist dann — wenn wir gleich 
auch das eben behandelte Moment der einseitigen Dringlichkeit des 
Austauschbedürfnisses einbeziehen und einfach annehmen wollen, 
die Besitzer hätten gar keine eigene Wertschätzung für ihr Pro- 
duktionsmittel — der Geldausdruck der Intensität der Grenznach- 
frage einfach das letzte Wort der Preiserklärung: Es werden dann 
die Teilmengen dieser Produktionsmittels sozusagen unterhalb 
der Skala der Nachfrageintensitäten sukzessive auf einer Linie aufge- 
reiht ssoweit der Vorrat reichte und der Punkt dieser Intensitäten- 
skala, der oberhalb der »letztene vorhandenen Teilmenge liegt, gibt 
den Preis an, der sich herausstellen wird. 

Aber auch dieser Preis ist ein Konkurrenz- und kein Monopolpreis. 
Ein unvermehrbares Gut ist noch kein monopolisiertes 11). Daß es das 


10) Die Quasirente hat mit dem Monopalg>winn das gemein, daß sie jene 
Funktion nicht hat, die Ueberschußgewinnen in der Volkswirts:kıft sonst 
meist zukommt: nämlich ein stimulans zu erhöhter Produktion zu sein, 

1) Wir müssen immer wirtschaftliche, unvermehrbare und m»aopNlisierte 
Güter unterscheiden. Ein Zusammenwerfen dieser drei Kategorien kann nur 
von Uebel sein. Die Unvermehrbarkeit erleicht»rt natürlich eine Mono- 
polisierung, aber sie führt nicht sch>n von selbst zu deren Konsequenzen, ebenso 
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nicht ist, zeigt die Ueberlegung, daß, wenn sich die Anbietenden ver- 
einigen, sie einen höhern Gesamterlös erzielen können 12), wie die be- 
kannte geometrische Darstellung dieses Falles auf den ersten Blick 
zeigt. Nur die Differenz zwischen diesem Gesamterlös und dem Produkt 
von Grenzpreis und Absatzmenge ist Monopolgewinn und beide Fälle 
sind in Theorie wie Praxis zu unterscheiden. Jener Grenzpreis aber 
findet seine Erklärung nicht in der Monopoltheorie, er ergibt sich einfach 
ausder relativen Bedeutung der einzelnen Teil- 
menge des betreffenden Produktionsmittels 
im sozialen Produktionsprozeß, ausdessen Gr en z- 
produktivität?3. Nur diesen Preis können — ohne Kom- 
bination — die Grundherrn erzwingen. Und verzichteten sie auf ihn, 
so würde — darin hat Ricardo ganz recht — einfach das Einkommen 
anderer Wirtschaftssubjekte, Kapitalisten oder Arbeiter, die mit 
diesem Boden kooperieren, um den gleichen Betrag steigen, also die 
Grundrente anderswo wieder auftauchen, was freilich keine Recht- 
fertigung des privaten Rentenbezugs bedeutet. 

Was endlich hat die Existenz von Großeigentum für Wirkungen ? 
Sie hätte Wirkungen, wenn es Grundbesitzer gäbe, deren Besitz so 
groB wäre, daß sie, jeder für sich allein durch entsprechendes Verhalten 
den Preis der Bodennutzungen merklich beeinflussen könnten. Dann 
läge keine freie Konkurrenz im Sinne der Theorie vor, vielmehr eine 
Art von beschränktem Monopol. Aber dieser Fall kann sich zwar 
einmal lokal ereignen, sowie ja auch sonst irgendein Geschäftsmann 
in seiner Straße einen solchen präponderierenden Einfluß haben mag; 
daß er jedoch beim Grundbesitz von allgemeiner und typischer Be- 
deutung für ein ganzes Land sei, wird und kann niemand behaupten: 
Auch der größte private Besitz ist nur sein Tropfen im Meeres, kor- 
rekter gesagt, sehr klein im Verhältnis zum Gesamtangebot aus Grund 
und Boden. 

Abgesehen von diesem nicht in Betracht kommenden Fall ist 
die Verteilung des Vorrats eines Gutes unter die Anbietenden für die 
Zwecke der Preiserklärung im Prinzip völlig gleichgültig. Bei Grund 
und Boden wirkt Großbesitz sogar in einem dem Gedanken- 
gang Dr. Oppenheimers entgegengesetzten Sinn insofern als Groß- 
grundbesitz auf die Mitwirkung fremder Arbeit und fremden Kapitals 


wie die einseitige Dringlichkeit des »Austauschbedünnissessein Monopol, wenn 
es zustandekommt, besonders fühlbar macht, aber es noch nicht per se herbei- 
fübrt. Sar Suse T 

13) Warum aber stellen sie denn nicht a obne Kombination höhere 
Preise an, wenn diese zu gemeinsamem Vorteil möglich wären? Wiederum 
(vgl. Note 6), weilder Einzelne, derestäte, nur sich selbst schädigen und 
den andern auf seine Kosten einen Vorteil verschaffen würde. Um diesen Anreiz 
des Vorteils, der demjenigen zufällt, der in solchem Fall seinen Preis nicht er- 
höht, und damit die Durchkreuzung einer solchen Politik auszuschließen, ist 
eben ausdrückliche oder stillschweigende Vereinbarung nötig. 

13) Welche Theorie, geradeso wie die Dr. Oppenheimers, zur Anerkennung 
einer »sGrenzrentes führt. 
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viel mehr angewiesen ist als Kleinbesitz 1%). Jedenfalls würde vom 
Standpunkt der Wert- und Preisbildung der Bodennutzungen nichts 
geändert, wenn der gesamte Boden eines Landes unter alle Bewohner 
gleich verteilt wäre und selbst, wenn jedermann, der neu hinzutritt, 
über Verlangen ein Stück Land auf Kosten der bisherigen Besitzer 
zugewiesen erhielte: Dann wäre zwar Landbesitz allgemein zugänglich, 
aber Grundrente entstünde nach dem Gesagten ganz so wie bisher 15), 
und es würde gar nichts anderes erreicht, als daß die Entwicklung 
der Arbeitsteilung gehemmt würde. Die sozialen Resultate wären 
freilich andere, aber davon ist hier nicht die Rede. Großeigentum mag 
ein Uebel sein; aber mit dem Monopolgedanken läßt sich die Natur 
dieses Uebels nicht erfassen. So sind auch agrarische Schutzzölle 
ein Uebel; sie erhöhen die Grundrente, indem sie den Boden künst- 
lich zu einem »seltenerns Gute machen als er sonst wäre; aber auch 
hier gewännen wir nichts, wenn wir von einem Monopole sprächen, 
das durch sie nicht geschaffen wird und dessen wir zur Erklärung 
der Tatsachen auch gar nicht bedürfen. 

Die hier vertretene Auffassung ist durchaus die herrschende. 
Es ist nicht zutreffend, daß sich »in der gesamten Theoretik kaum ein 
einziger Schriftsteller von Rangs finde, »der nicht ausdrücklich fest- 
. stellt, daß bei unvermehrbaren Gütern auch ohne Kombination 
der Verkäufer... . Monopolpreise entstehen«. Vielmehr weiß ich 
kaum einen unter zwanzig Autoren, der sich durch die Analogie, die 
in dem in beiden Fällen möglichen Kostenüberschuß liegt, verführen 
ließ, Unvermehrbarkeit und Monopolisierung zu konfundieren. Vor 
allem aber kann sich Dr. Oppenheimer nicht auf jene »Autorität« 
berufen, die mir übrigens keinesfalls imponieren würde, nämlich auf 
mich selbst. In der von ihm zitierten Stelle behandelte ich den Fall 
der beschränkten Konkurrenz, d.h. jenen Fall, in welchem eine so 
geringe Anzahl von Individuen eine Marktpartei ausmacht, daß jene 
Massenwirkung ausgeschlossen ist, die dem einzelnen bewußte Preis- 
beeinflussung unmöglich macht und den Konkurrenzpreis eindeutig 
bestimmt. Dieser Fall liegt bei Grund und Boden nirgends vor, da 
es sich da immer um wenigstens Hunderte von Anbietenden handelt 
und nicht, wie der Fall verlangt, um etwa ein halbes Dutzend. Ab- 
- gesehen davon führt er nicht ohne weiteres und ohne von selbst zu 
einem Monopolpreis — der vielmehr ebenfalls eindeutig bestimmt 
ist — sondern zu einem ganz labilen Preis, der sich mit den Mitteln 


14) Womit nicht in Widerspruch steht, daß aie Gesamtmenge der 
auf dem Lande beschäftigten Arbeitskräfte bei Großgrundbesitz in der Regel 
kleiner ist als bei Kleinbesitz. 

15) „Allgemeine Zugänglichkeit (accessibility) und Unbeschränktheit der 
Menge eines Gutes werden und wurden (so von Smith u. a. Klassikern) uit kon- 
fondiert — es wird oft von dem einen ausgesagt, was nur Wirkung des andern 
sein könnte. Dem gegenüber muß betont werden. daß beide Momente durchaus 
nicht zusammenfallen: Besonders gegenüber dem Febler. des prıvaten Okku- 
pation des Bodens zuzuschreiben, was einfach Folge seines Charakters als wirt- 
schaftlichen Gutes ist. 


02 Joseph Schumpeter, Das Bodenmonopol. 


der Theorie nicht fixieren läßt. Ich habe auch nur einfach darauf 
hingewiesen, daß bei so geringer Zahl der eine Marktpartei bildenden 
Individuen eine Kombination sehr erleichtert sei: Nur durch 
eine solche — und nicht direkt — kann auch hier wie bei freier Kon- 
kurrenz dər Monopolpreis herbeigeführt werden. 

| Hoffentlich brauche ich nicht zu betonen, daß mir nichts ferner 
liegt, als das Grundrenteneinkommen sozial oder sonstwie rechtfertigen 
zu wollen. Allerdings meine ich, daß die Grundrente, auch die »Grenz- 
grundrente«, ganz so zu erklären ist wie der Arbeitslohn und daß, 
solange Grund und Boden überhaupt ein wirtschaftliches Gut ist 
d.h ein Gut d:ssen Teilmzngen nicht wertlos sind, keine Beseitigung des 
»Gewalteigentums« daran an den Resultaten des kapitalistischen Preis- 
bildungs- und Verteilungsprozesses etwas Wesentliches ändern 
kann. Das wü.ds mich aber nicht hindern, im privaten Bezug der 
Grundrente eventuell das größte Unrecht und die Quelle aller sozialen 
Uebel zu sehen. Ich gebe sogar gern zu, daß die Art, wie das Groß- 
eigentum an Grund und Boden historisch entstand, temporär 
ein plötzliches Ueberangebot des vertriebenen Landvolkes auf dem 
industriellen Arbeitsmarkt zur Folge hatte, das seinerseits, ehe 
Gleichgewicht wieder erreicht war, zueinem Lohn- 
druck und entsprechenden Uebergewinnen führen mußte. Doch das 
hat mit dem Wesen der Sache nichts zu tun und keine Erklärung, sei 
es von Grundrente sei es von Kapitalzins, kann obne weiters auf solche 
temporäre Uebergewinne basiert werden, die den »selbstmörderischen« 
stimulus in sich tragen. Daß soziale Gewalt die Grundrente erhöhen 
kann, leugne ich ebenfalls nicht — aber auch das gehört nicht hierher. 
Schutzzölle sind das wichtigste Beispiel dafür — mit ihrer Beseitigung 
wäre alles getan, was vom Standpunkt der Preisbildung der Boden- 
nutzungen für die Gesamtheit getan weıden kann. 

Es erübrigt nur noch zu sagen, daß die Ablehnung des Gedankens 
vom Bodsnmonopol, die mir unvermeidlich scheint, mich nicht hindert, 
die Fülle von Talent zu bewundern, die Dr. Oppenheimers Werk 
durchstrahlt und anzuerkennen, daß er mehr als irgend jemand dazu 
getan hat, in Deutschland wieder Interesse für theoretische Arbeit 
zu erwecken. 
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Zur Literatur der mitteleuropäischen wirtschaft- 
lichen Annäherung. 


Von 


SIGMUND SCHILDER. 


Das mitteleuropäische Zoll- und Wirtschaftsbündnis hat in seiner 
schon drei volle Jahre umfassenden schriftstellerischen und sonstigen 
Erörterung tiefgreifende Wandlungen erfahren. Im Herbst 1914, 
da es auf dem Horizont auftauchte, und noch lange darnach wurde 
es in erster Linie als zollpolitischer Gegenstand mit freilich hoch- 
bedeutsamem machtpolitischen Hintergrund angesehen. Man besprach 
die Frage, ob eine vollkommene Zollvereinigung mit wechselseitig 
freiem Handelsverkehr am Platze oder überhaupt möglich sei, ob 
nicht eine unvollkommene Zollvereinigung, aufgebaut auf zahlreichen 

achselseitigen Zollbefreiungen sowie Vorzugszöllen und Zwischen- 
zollinien, vorzuziehen wäre. Im Anschluß daran wurde untersucht, 
wie sich die Meistbegünstigungsrechte dritter, namentlich neutraler 
Staaten mit den wechselseitigen Vorzugszöllen der Mittelmächte 
vertragen würden und wie das mittelmächtliche Vorzugszoll-Verhältnis 
beim Friedensschluß gegenüber etwaigen Meistbegünstigungs-An- 
sprüchen der gegnerischen Staaten zu verteidigen sei. 

Gerade die Gegner eines mittelmächtlichen Vorzugszoll-Verhält- 
nisses überhaupt, jene Wirtschaftspolitiker, die aus mehrfachen 
Gründen über einen gewöhnlichen, weitherzigen Handelsvertrag 
(und etwa noch wechselseitige Unterstützung beim Abschluß von 
Handelsverträgen mit dritten Staaten) nicht hinausgehen wollten, 
lenkten die Aufmerksamkeit mit allem Nachdruck auf jene mannig- 
fachen Belange, bezüglich deren sich ein Wirtschaftsbündnis 
der Mittelmächte, auch unter Beiseitelassung einer zollpolitischen 
Annäherung, äußern könnte. In dieser Hinsicht kamen in Betracht: 
finanz- und währungspolitische Unterstützung, gemeinsamer Roh- 
stoffbezug, verkehrspolitische Abmachungen in Fragen der Binnen- 
schiffahrt und des Eisenbahnwesens usw., rechtspolitische Annäherun- 
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gen, Ausgleichung der Arbeiterschutz-Bestimmungen und der sonstigen 
sozialen Gesetzgebung usw. 

Was aber vielleicht ursprünglich in der Hauptsache zur Ab- 
lenkung der Anhänger des mitteleuropäischen Zollbündnisses bestimmt 
sein mochte, wuchs im Lauf der drei Weltkriegsjahre auch im Bewußt- 
sein der entschiedensten Anhänger »Mitteleuropas« zu immer größerer 
Bedeutung empor. Es ist ein besonderes Verdienst von Gustav 
Stolper, in seiner Schrift »Das mitteleuropäische 
Wirtschaftsproblem« (Wien-Leipzig 1917, Verlag Franz 
Deuticke, 305 Seiten, Preis 7.50 K.) auf diese Wandlung mit allem 
Nachdruck hingewiesen und hieraus sehr bemerkenswerte Folgerungen 
abgeleitet zu haben. 

Vor allem stellt er fest: Dieser mitteleuropäische Wirtschafts- 
bund, über den bis vor kurzem derart gesprochen wurde, als ob es 
noch innerhalb unserer freien Entschließung läge, ob wir ihn begründen. 
wollen oder nicht, hat sich inzwischen bereits wie eine unentrinnbare 
Schicksalsnotwendigkeit auf Deutschland, Oesterreich-Ungarn, Polen 
und noch darüber hinaus herabgesenkt. 

Die Finanzwirtschaft aller mittelmächtlichen Gebiete beruht 
bereits zum nicht geringen Teil auf deutscher (die Bulgariens und 
der Türkei zum kleineren Teil auch auf österreichisch-ungarischer) 
Unterstützung; die Devisenzentralen aller Mittelmächte arbeiten 
schon derzeit Hand in Hand; die Einkaufszentralen Deutschlands 
und Oesterreich-Ungarns gehen schon seit Ende 1915 beim Einkauf 
von Rohstoffen und Lebensmitteln im neutralen Ausland geeint vor, 
um nicht vereinzelt wechselseitig zu Gunsten der Verkäufer aus- 
gespielt zu werden; die Behandlung der wichtigsten Binnenschiff- 
fahrts-Fragen nach Gesichtspunkten gemeinsamer Nützlichkeit hat 
bereits begonnen, und die seit der Eroberung Serbiens durchgeführte 
Verbesserung des Schiffszuges am Eisernen Tor kommt ebenso der 
Versorgung Oesterreich-Ungarns wie jener Deutschlands zugute; 
die Vorbereitungen für den KRohstoffbezug nach Friedensschluß 
werden von deutschen, österreichischen und ungarischen Banken 
sowie Zentralen gemeinsam betrieben ; durch große deutsche Kapitals- 
anlagen in Ungarns Landwirtschaft, Bergbau und Industrie wurde 
damit begonnen, die ungarische Volkswirtschaft aus ihrer bisherigen 
Abhängigkeit von den kapitalskräftigen Westmächten, namentlich 
Frankreich loszulösen. 

Diesen den Gegenstand keineswegs erschöpfenden Beispielen 
sei zu entnehmen, daß wir von »Mitteleuropa« bereits rings umfangen 
sind. Es handle sich nur darum, diese Tatsache in die entsprechenden 
Rechts- und Vertragsformen zu gießen sowie hieraus die sachgemäßen 
zoll- und handelspolitischen Folgerungen zu ziehen. 

In letztgenannter Hinsicht weist Stolper noch auf einen Umstand 
von grundlegender Wichtigkeit hin: Während der drei Kriegsjahre 
haben die einzelnen Industriezweige Oesterreich-Ungarns weitgehende 
Veränderungen erfahren. Einzelne konnten sich eben infolge der 
Kriegsereignisse mächtig ausgestalten und befestigen (so die Eisen- 
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und Stahlindustrie, Maschinenfabrikation, die sich vielfach mit Ersatz- 
stoffen behelfenden elektrotechnischen Industrien, die Erzeugung 
von Automobilen, Flugzeugen, Lokomotiven und Waggons, einzelne 
wichtige chemische Fabrikationen usw.); andere litten zwar schwer 
unter dem ‚Mangel an Rohstoffen und Arbeitskräften, haben aber 
in vielenFällen bei hochgestiegenen Preisen sehr vorteilhaft »liquidiert«, 
wobei sie bedeutend kapitalskräftiger geworden sind, wenn auch sehr 
häufig nur in Gestalt eines riesigen Besitzes von Kriegsanleihen, 
insofern sich die betreffenden Unternehmer nicht mit Ersatzstoffen 
oder durch Uebergang zu Kriegsindustrien behelfen konnten (Textil- 
industrien ; Kupfer, Zinn usw. verarbeitende Fabrikationen ; Erzeugung 
von Kautschukwaren, Speisefetten, Oelpressereien usw.); nur wenige 
Industrien erfuhren einen empfindlichen Rückgang ohne den Ersatz 
finanziell vorteilhafter Liquidierungsmöglichkeiten (Zementfabrikation, 
Ziegeleien, einzelne Betriebe zur Herstellung von Luxuswaren, 
Fremdenverkehrs-Unternehmungen in der Nähe der Kriegsgebiete). 

Im großen und ganzen hätten aber die Industrien Oesterreich- 
Ungarns in ihrer Kapitalskraft und häufig auch in ihren Betriebs- 
einrichtungen ‚bedeutsame Fortschritte gemacht, während andrerseits 
die früher finanziell schwächer belasteten deutschen Industrien unter 
schweren Steuerdruck gekommen seien. Daher liege für Oesterreich- 
Ungarn jenes besondere Schutzbedürfnis zumeist nicht mehr vor, 
um dessentwillen zu Beginn der mitteleuropäischen Bestrebungen 
die Zwischenzollinie gefordert wurde. Gerade diese Zwischenzollinie 
mit den an ihr einzuhebenden Vorzugszöllen hat aber den handels- 
politischen Aufbau von Mitteleuropa verwickelt und undurchsichtig 
gemacht; sie hat auch, infolge der durch die Vorzugszölle minder 
leicht gewordenen Auseinandersetzung mit den Meistbegünstigungs- 
rechten und Meistbegünstigungsansprüchen dritter, neutraler und 
feindlicher Staaten, nicht nur im Ausland, sondern äuch bei über- 
ängstlichen Wirtschaftspolitikern der Mittelmächte selbst mancherlei 
Besorgnisse und Zweifel erweckt. 

Aber diesen Gesichtspunkt hält Stolper mit Recht nicht für 
entscheidend, da die Entente, falls sie aus politischen Gründen das 
Zoll- und Wirtschaftsbündnis der Mittelmächte verhindern wollte, 
um Ausreden nicht verlegen wäre, auch gegen eine vollkommene 
. mitteleuropäische Zollvereinigung aufzutreten, die wechselseitig freien 
Handelsverkehr aufweist. Entscheidend sei vielmehr . folgender 
Umstand: das stets wirtschaftlich schwächer gewesene und durch 
den Weltkrieg verhältnismäßig viel stärker betroffene Oesterreich- 
Ungarn wird nur dann nach Friedensschluß imstande sein, seine 
wirtschaftliche, namentlich aber staatsfinanzielle und währungs- 
politische Lage durch Anteilnahme an den stärkeren Wirtschafts- 
kräften Deutschlands zu verbessern, wenn das Herüber- und Hin- 
überfluten der Kapitalien, Arbeitskräfte, Unternehmerleistungen, 
Wirtschaftspläne durch keinerlei Zwischenzollinie gehemmt wäre. 
Beide Mittelmächte zusammen werden aber, schon zur Deckung 
der riesenhaften, nach dreijähriger Absperrung erforderlich gewordenen 
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Zufuhren von Rohstoffen (und Nahrungsmitteln), genötigt sein, ihr 
Ausfuhrgeschäft mit allem Nachdruck zu pflegen und zu diesem 
Behuf eine liberale Handelspolitik zu treiben. 

Hierin und in der hiemit zusammenhängenden wirtschaftlichen 
Kräftigung namentlich Oesterreich-Ungarns werden die neutralen 
Staaten und die Ententeländer reichlich Ersatz finden für die verhält- 
nismäßig kleinen Einbußen, die ihnen etwa aus der wechselseitigen 
Zollbefreiung des deutsch-österreichisch-ungarischen Handelsverkehrs 
erwachsen könnten!). Ohnehin werde durch eine Reihe von Jahren 
in den meisten Staaten Europas nach Friedensschluß aus finanz-, 
währungs-, schiffahrts- und ernährungspolitischen Rücksichten an 
Stelle jener Handelspolitik, woran man bis Juli 1914 gewohnt war, 
ein anderer weit unfreierer Zustand strenger staatlicher Regelung 
des Außenhandels treten; während dieser Uebergangszeit dürften 
die Devisenzentralen das stärkste handelspolitische Werkzeug sein. 

Trotz allen kräftigen Gründen, die Stolper für einen vollkommen 
freien, durch keine Zwischenzollinie beengten, wenn auch vertrags- 
mäßig zeitlich beschränkten Handelsverkehr zwischen Deutschland 
und Oesterreich-Ungarn vorbringt, kann er selbst zum Schluß die 
Zweifelfrage nicht unterdrücken: Werden sich die maßgebenden 
Kreise und leitenden handelspolitischen Beamten von der Kette 
alter Gewöhnungen so weit losreißen, um über den Gedanken der 
wechselseitigen Zollbevorzugung hinauszugehen und aus der finanz-, 
währungs- und industriepolitischen Gesamtlage die Schlußfo gerung 
des wechselseitig völlig freien Handelsverkehrs zwischen den Mittel- 
mächten zu ziehen ? Zu was für Endpunkten immer der tatsächliche 
Gang der Dinge führen mag, jedenfalls wird man Stolper folgende 
Anerkennung nicht verweigern können: er hat aus der verwickelten 
wirtschaftlichen Gesamtlage der Mittelmächte im dritten Weltkriegs- 
jahr mit tiefdringender Kühnheit höchst bemerkenswerte Folgerungen 
gezogen, mag auch seine Stärke mehr in finanz-, währungs- und 
industriepolitischen Darstellungen als in rein handelspolitischen 
Auseinandersetzungen liegen. 

Die inhaltsreiche und wertvolle Arbeit von Rogerv. Battaglia 
»;Ein Zoll- und Wirtschaftsbündnis zwischen 


3) Daß die Einbußen dritter Staaten durch Vorzugszölle und Zollbefrei- 
ungen innerhalb des mitteleuropäischen Zoll- und Wirtschaftsbündnisses nur 
verhältnismäßig gering sein könnten und durch den wirtschaftlichen Aufschwung 
reichlich aufgewogen werden dürften, den die Mittelmächte eben durch dieses 
Bündnis erfahren werden, ist ein Gedanke, der in der vom sMitteleuropäischen 
Wirtschaftsverein in Oesterreich« herausgegebenen Schrift »Das mitteleuro- 
päische Wirtschaftsbündnis und der internationale Handelsverkehr« (Wien, 
1917, Verlag Carl Fromme G. m. b. H., 60 Seiten, Preis 1,50 Kronen) auf Grund- 
lage eines reichhaltigen landelsstatistischen Materials (siehe Seite 35—60) em- 
gehend besprochen wird. Auf den ersten 34 Seiten der genannten Veröffentlichung 
wird die Meistbegünstigungsfrage in einigermaßen ähnlichem Sinn behandelt 
wie in meiner früher erschienenen Schrift »Mitteleuropa und die Meistbegün- 
stigungsfrage«, von der im weiteren Verlauf vorliegender Arbeit noch die Rede 
sein wird. 
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Oesterreich-Ungarn und Deutschland« (Wien und 
Leipzig 1917, Verlag Wilhelm Braumüller, 803 Seiten hat sich von 
der ursprünglichen Auffassung »Mitteleuropas« als eines in erster 
Linie zoll- und handelspolitischen Gegenstandes nicht in gleichem 
Ausmaß freigemacht wie das soeben besprochene, ungefähr gleich- 
zeitig erschienene Buch Stolpers. Doch nähert sie sich immerhin den 
freien, umfassenden Ansichten Stolpers in nicht geringem Ausmaß. 
Battaglia will zwar das mitteleuropäische Zollbündnis in Fo:m eines 
Vorzugszollvertrages mit Zwischenzollinien begründen. Andrerseits 
legt er aber das Hauptgewicht auf eine möglichst ausgedehnte Freiliste 
im wechselseitigen Handelsverkehr der Mittelmächte (siehe Seite 84, 
98-100, 106—108); er will durch diese Freiliste die hohe Zollbelastung 
mancher Roh- und Hilfsstoffe, der weiter zu verarbeitenden Fabrikate 
aller Art, der Maschinen, Chemikalien, Baustoffe und sonstiger indu- 
strieller Bedarfsgegenstände (ein sehr umfassender Begriff), als eines 
der Haupthemmnisse für das industrielle Aufblühen Oesterreich- 
Ungarns, möglichst beschränkt sehen und hofft auf ein allmähliches, 
zeitlich nicht gar zu entferntes Ueberflüssigwerden aler deutsch- 
österreichisch-ungarischen Zwischenzölle. So trennt seine und Stolpers 
Auffassung zuletzt wohl nur mehr eine »papierdünne Wanda. 

Aber Battaglia wird vielleicht auf die berufsmäßigen Handels- 
und Wirtschaftspolitiker kräftiger einwirken, da er sich ihrer Denk- 
und Sprechweise eher anpaßt als der über das Herkömmliche und 
Gewohnte allzu kühn und stürmisch hinwegeilende Stolper. Es 
entgeht Battaglia auch nicht, daß sich die einzelnen Industriezweige 
Oesterreich-Ungarns nach Beendigung des Weltkrieges auf völlig 
anderen Grundlagen befinden werden, als diejenigen waren, auf 
denen sie noch im Juli 1914 beruhten. Er zieht hieraus die Folgerung, 
daß die Zollschutz-Bedürftigkeit eines jeden Industriezweiges erst 
von neuem nachgewiesen werden müsse und nicht bloß aus Zuständen 
vor dem Weltkrieg erschlossen werden dürfe. Freilich geht er nicht 
so weit wie Stolper, der in der Rückkehr zu den zollpolitischen Ver- 
hältnissen vor Kriegsbeginn eine weit ärgere, nach rückwärts gewendete 
Revolution erblickt als im Aufbau eines Zollbündnisses beider Mittel- 
mächte mit wechselseitig völlig freiem Handelsverkehr ohne Zwischen- 
zollinie. 

Dafür bringt Battaglia in folgender Beziehung wiederum eine 
wertvolle Ergänzung zu den Darlegungen Stolpers. Er (Battaglia) 
bezeichnet, gemäß seinen reichen Erfahrungen als wirtschaftlicher 
und politischer Vertreter von österreichischen und besonders galizischen 
Industrieinteressen und Industriellenverbänden, die noch in die 
Zeit unmittelbar vor dem Weltkrieg fallenden Zollschutz-Ansp: üche 
und tatsächlichen Schutzzölle der meisten österreichischen Industrien 
und namentlich der sogenannten schweren Industrien als übermäßig 
hoch. Diese Zölle hätten in Oesterreich-Ungarn weit mehr Renten 
geschaffen oder, zur Rettung der weiterverarbeitenden Industrien 
und zum Schaden des Verbrauches, Renten der schweren Industrie 
ausgeglichen, als gegen den Wettbewerb leistungsfähigerer, weil 
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eben auch minder hochschutzzöllnerischer ausländischer Industrie- 
staaten geschützt. 

“ Das Zollbündnis mit Deutschland sei für Oesterreich-Ungarn 
die einzige Möglichkeit, aus folgender Sackgasse (fehlerhaftem Zirkel) 
herauszukommen: Produktionshemmungen durch übermäßig hohe 
Zölle (d. h. durch Verteuerung der industriellen Grundlagen) sowie 
Bevölkerungs- und Vermögensverluste durch übermäßige Auswande- 
rung infolge schwächlicher industrieller Entwicklung. Denn bei 
den vielverschlungenen Beziehungen aller Industrien untereinander 
sei ein stufenweiser Abbau der hemmenden Zollbelastung ungemein 
schwierig. Weit eher sei es möglich, den Industrien Oesterreich- 
Ungarns mit einem Schlag, nämlich durch ein den wechselseitigen 
freien Handelsverkehr beider Mittelmächte möglichst begünstigendes 
Zollbündnis, den billigeren Stand der industriellen Selbstkosten 
Deutschlands zu verschaffen. 

Diese eine entscheidende Erleichterung werde im großen und 
ganzen genügen; jedenfalls werde sie auf Regierung, Bürokratie, 
die Parlamente und vor allem auf die Industriellen selbst den stärksten 
und aller Wahrscheinlichkeit nach erfolgreichen Anreiz ausüben, 
das sonst noch fehlende mittels Bekämpfung einer Reihe von Miß- 
ständen nachzuholen. Es sind dies: schärferer und schlechter verteilter 
Steuerdruck (hier haben die schweren finanziellen Lasten des Welt- 
krieges an und für sich schon ausgleichend zwischen beiden Mittel- 
mächten gewirkt) ; Rückständigkeit Oesterreich-Ungarns in Eisenbahn- 
und Binnenschiffahrtseinrichtungen (Battaglia entwickelt im einzelnen 
den Plan einer deutsch-österreichisch-ungarischen Zentralstelle für 
Verkehrsangelegenheiten); Zurückgebliebenheit Oesterreich-Ungarns 
hinsichtlich des Arbeiterschutzes, der Sozialversicherung und sonstigen 
Sozialpolitik sowie der allgemeinen Volksbildung gegenüber Deutsch- 
land (wodurch bisher der Durchschnitt der deutschen Arbeitskräfte 
leistungsfähiger und ihr Verbrauch stärker sein mußte als jener 
Oesterreich-Ungarns) ; außerordentlich weitgehende Verschlechterung 
der österreichisch-ungarischen Währungsverhältnisse durch den Welt- 
krieg (in welcher Beziehung Battaglia ähnlich wie Stolper die größten 
Hoffnungen auf deutsche Unterstützung setzt); verhältnismäßige 
Schwäche der Arbeitsorganisation und des Arbeitsgeistes in Oesterreich- 
Ungarn im Vergleich zu Deutschland (Battaglia hofft in dieser Be- 
ziehung am meisten auf das durch den Weltkrieg geförderte massen- 
hafte Eindringen deutscher Unternehmer, leitender Arbeitskräfte 
und Kapitalien in die habsburgische Monarchie; doch dürfte bereits 
sehr viel durch die furchtbar ernste Zwangsschule geleistet worden 
sein, der Oesterreich-Ungarns industrielle Unternehmer und Arbeiter 
durch den Weltkrieg selbst in der Werkstätte und im Feld unter- 
worfen worden sind). 

In seinen Schlußausführungen bespricht Battaglia die handels- 
politischen Aussichten auf dem ganzen Weltmarkt unter der Voraus- 
setzung, das mitteleuropäische Zoll- und Wirtschaftsbündnis werde 
den Kern eines wirtschaftsfriedlichen europäischen Bundes bilden. 
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Hiebei findet er sich mit den Wirtschaftskriegsplänen der Entente 
und mit der Pariser Wirtschaftskonferenz von Mitte Juni 1916 wohl 
etwas zu leicht ab, indem er annimmt, daß der wirtschaftsfriedliche 
Bund der Staaten Europas, etwa mit Ausnahme Großbritanniens, 
schon durch die allseitigen, riesigen wirtschaftlichen Kriegsverluste 
und die allgemeine Notlage gewährleistet sei; Daß ein solcher Bund 
gar den Schutz gesamteuropäischer Wirtschaftsinteressen gegen 
Nordamerika übernehmen könnte, dürfte nach dem endlich auch 
formellen Anschluß der Union an die Entente in der ersten April- 
hälfte 1917 (Battaglias Buch erschien Januar 1917) so gut wie aus- 
geschlossen sein. 

wi Battaglia spricht dem mitteleuropäischen Zoll- und Wirtschafts- 
bündnis auch die schöne Aufgabe zu, innerhalb des gesamten Welt- 
marktes den Kampf gegen Ausfuhrprämien sowie gegen zoll- und 
handelspolitische Schikanen aller Art aufzunehmen. Hiebei ist er 
aber noch zu sehr in Vorstellungen der Vorkriegszeit befangen. Er - 
hat sich, im Gegensatz zu Stolper, nicht genügend klar gemacht, 
daß wohl zumindest eine Reihe von Jahren nach Friedensschluß 
vergehen werde, bis die europäischen Staaten die Bahnen der bis 
zum Weltkrieg üblich gewesenen Handelspolitik wieder werden 
beschreiten können; und was sich nachher. entwickeln wird, ist derzeit 
wohl kaum abzusehen. 

- Dagegen trifft Battaglia nach den Erfahrungen, welche die 
Geschichte der Handelspolitik bisher an die Hand gab, durchaus 
das Richtige, wenn er von dem auch durch das mitteleuropäische 
Zoll- und Wirtschaftsbündnis dargestellten Gedanken der »welt- 
wirtschaftlichen Konzenträtion« (Bildung von Riesenzollgebieten) 
eher das Seltenerwerden, die Vermeidbarkeit von Zollkriegen erhofft 
als vom Bestehenbleiben oder gar von der Neubildung (Frage des 
selbständigen Polens!) zahlreicher »Weltmarktsplitter«, d. h. mittlerer 
und kleiner Zollgebiete. 

Der dritte Teil der von H. Herkner herausgegebenen 
Veröffentlichung des Vereins für Sozialpolitik »Die wirtschaft- 
liche Annäherung zwischen dem Deutschen 
Reich und seinen Verbündeten« (München und Leipzig 
1916, Verlag Duncker u. Humblot, 138 Seiten, Preis 4 Mark), der 
die Aussprache in der Sitzung des Ausschußes vom 6. April 1916 
zu Berlin enthält (nebst drei schriftlichen Nachträgen von Schmoller, 
Hainisch und Spiethoff), wirkt enttäuschend. Mit wenigen Ausnahmen 
bleiben die darin zu Wort kommenden hervorragenden Volkswirte, 
was Gedankenreichtum und Weite der Gesichtspunkte anbetrifft, 
hinter den soeben besprochenen Schriften Stolpers und Battaglias 
stark zurück. 

= Die in der Ausschußsitzung entwickelten Ansichten können 
sich von den Eindrücken und Anschauungen der Vorkriegszeit nicht 
freimachen, als ob die Versammlung im tiefen Frieden von Juni 1914 
und nicht nach fast zwei, alle gewohnten Verhältnisse umstürzenden 
Weltkriegsjahren stattgefunden hätte. Dies trifft besonders für die 
Archiv für Sosialwissenschaft und Sosialpolitik. 44. 2. 33 
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deutschen Teilnehmer zu mit zwei Ausnahmen: Schmallers von 
großen Gesichtspunkten ausgehendes Gutachten, worin die graue 
Theorie einer scharfen Trennung zwischen der wirtschaftlichen und 
der politischen Betrachtung der Annäherungsfrage zurückgewiesen 
wird, ferner Jaffes sehr verständiger, nur leider zu kurzer, nicht 
näher ausgeführter Hinweis darauf, daß »allzusehr von dem aus- 
gegangen werde, was war, und zu wenig beachtet werde, was als 
Folge der ungeheuren Kriegsereignisse kommen wird und muls. 

Im allgemeinen stand aber bei den zu Wort gekommenen, zumeist 
hochangesehenen deutschen Volkswirten die Stimmung unter dem 
Druck von Befürchtungen, die wirtschaftliche Annäherung der Mittel 
mächte würde den Wirtschaftskrieg der Entente erst recht anfachen; 
Oecsterreich-Ungarn sei kein Ersatz für den offenen Weltmarkt: die 
süberrannte« österreichische Industrie werde zum Ausgangspunkt 
politischer Verstimmungen zwischen den Mitte'mächten werden; 
. Oesterreich-Ungarns Nahrungsmittelgewinnung sei nicht groB genug, 
am neben der eigenen Versorgung auch noch den deutschen Nahı ungs- 
mittelfehlbetrag zu decken usw. All dies sind Gesicht: punkte, die, 
wie schon aus den Besprechungen der Werke Stolpers und Battaglias 
ersichtlich ist, die Hauptsache nicht treffen. Die Verwirrung ist sogar 
so groß, daß die Währungsfrage, nach österreichischer Auf assung 
einer der Hauptantriebe zur Annäherung, unter ienen Umständen 
genannt wird, welche gegen die Annäherung Bedenken einflößen. 
Es schien die Meinung vorzuberrschen, man werde sich die Annäheı ung 
ohne innere Freudigkeit eben gefallen lassen müssen, wenn sie vo% 
der deut’chen Regierung aus hochpolitischen Gründen als eine ua- 
umgängliche Notwendigkeit befunden werde (polnische Fragel), 
aber auch nur in diesem Fall. 

Auch die österreichischen Beiträge (Spann, Hartmann, Hainisch, 
Spiethoff) sind nicht ganz befriedigend. Sie stellen zwar die politischen 
Beweggründe, die für das mitteleuropäische Zoll- und Wirtsch ıfts- 
bündnis sprechen, klar dar, drücken aber die wirtschaftlichen Um> 
stände, wodurch für die österreichische Industrie die zol politische 
Annäherung nicht nur erträglich, sondern sogar wünschenswert 
gemacht wird, (im Gegensatz zu Stolper und Battaglia) nur unvoll- 
kommen aus. Am besten sind noch die eingehenderen Darlegungen 
Spiethoffs, worin unter anderem am Beispiel der österreichisch- 
ungarischen Eisen- und Stahlindustrie gezeigt wird, welch großen 
Aufschwunges einzelne österreichische Fabrikationen unter dem 
Druck der Kriegsnöte ähig seien. 

Sehr bemerkenswerte Erörterungen fanden bei Punkt 4 der 
Spezialdebatte »Verkehrspolitische Mittel zum Zweck der Annäherung® 
statt. Die Pläne eines großen durchgehenden Eisenbahnverkehres 
zu lohnenden Bedingungen zwischen Norddeutschland und Süd- 
mesopotamien wurden zwar 'ür Friedenszeiten, in welchen haupt- 
sächlich der Lokalverkehr und die Verbindung mit dem nächsten 
Seehafen in Betracht kämen, als phantastisch bezeichnet; aber eine 
Ausgleichung, ein Ineinanderwachsen der Eisenbahnbetriebe zu- 
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mindest Deutsehlands und Oesterreich-Ungarns durch die Tätigkeit 
eines ständigen Ausschusses von Vertretern der betreffenden Bahn- 
verwaltungen, vor allem die AufsteF ung eines einheitlichen Gütertarifes. 
von Metz bis Orsowa dürfte kaum viel schwieriger sein als ähnliche 
Einigungsvorgänge in Deutschland seit 1876 (Ausführungen von 
A. v. der Leyen, die ähnlichen Darlegungen Battaglias über die von 
ihm vorgeschlagene »Bündnis-Verkehrszentrale« an die Seite gestellt 
werden können). Die Frage der natürlichen und künstlichen Binnen- 
wasserstraßen scheint einigermaßen unterschätzt worden zu sein. 

Im allgemeinen höher zu schätzen als die Meinungsäußerungen 
im III. Teil der Veröffentlichungen des Vereins für Sozialpolitik sind 
zumeist auch jene in den ersten zwei Teilen des genannten Sammek- 
werkes, dieim Jahr 1916 erschienen sind, aber bereits im Oktober 1925 
abgeschlossen waren (I. Band mit 417, II. mit 506 Seiten). Diese 
beiden ersten Bände beruhen auf den Erfahrungen und 
Stimmungen des ersten Weltkriegsjahres, die 
von jenen der Vorkriegszeit noch nicht allzusehr verschieden sein 
konnten und bedeuten demgemäß eine namhafte, Achtung ein- 
flößende Leistung. Auch einem so schroffen Gegner der Annäherung 
wie Franz Eulenburg mag man es zugutehalten, daß er damals 
noch nicht jenes völlig geänderte Bild der mittelmächtlichen Volks- 
wirtschaften vor sich sah, durch das Battaglia und namentlich Stelper 
zu ihren weitreichenden Vorschlägen bewogen wurden. Um so ver- 
dienstvoller ist die Haltung eines Anhängers der Annäherung, wie 
Arthur Spiethoff, der schon damals, namentlicn in finanz- und 
währungspolitischer Hinsicht, einen guten Teil jener Erfahrungen 
vorwegnahm, die erst im zweiten und dritten Weltkriegsjahr mit aller 
Deutlichkeit zutage traten. 

Außerdem enthalten die zwei Bände eine Anzahl höchst wert- 
voller Einzeluntersuchungen, die ihren allgemeinen oder wirtschafts- 
geschichtlichen Wert jedenfalls behaupten werden, wie immer die 
mitteleuropaische Angelegenheit ausgehen mag, so R. Schüllers 
feine Untersuchung über die in den letzten Jahrzehnten vor dem 
Weltkrieg tatsächlich vielfach üblich gewesenen Zwischenstufen 
zwischen Vorzugsbehandlung und Meistbegünstigung, deren Un- 
bedingtheit und Unbeschränktheit häufig mit übertriebener Schärfe 
aufgefaßt wurde; die sorgfältigen Darlegungen Stolpers über 
die möglichen Formen eines Wirtschaftsverbandes zwischen Deutsch- 
land und Oesterreich-Ungarn; die gute Zusammenstellung, die Rudolf 
Kobatsch über die Stellungnahme der einzelnen österreichischen 
Wirtschaftsgruppen in der Annäherungsfrage lieferte ; die eingehenden 
und aufschlußreichen Darlegungen J. B. Eßlens über die Land- 
wirtscnaft Oesterreichs, Friedrich Fellners über die Ungarns, 
Hans Meßners über die Viehproduktion und Fleischversorgung 
Oesterreich-Ungarns; die beachtenswerten Ausführungen von Carl 
v. Tyszka über die Annäherung vom Standpunkt des deutschen 
Verbrauchers, die bereits die später so vielfach erörterte Frage der 
ungarischen landwirtschaftlichen Mehrproduktion (ähnlich wie Fellner) 
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streifen; die finanz- und übergangswirtschaftlich bedeutsame, sonst 
aber einigermaßen aus dem Gesamtrahmen der Veröffentlichungen 
hinausfallende Untersuchung von Michael Hainisch über ds 
Getreidemonopol. 

Besonders ausführliche und sachkundige Arbeiten wurden über 
einschlägige sozialpolitische Gegenstände beigesteuert, 
deren Verfasser bemerkenswerterweise durchweg einen der Annäherung 
freundlichen Standpunkt einnahmen; so Walter Schiff in seinem 
Vergleich des Arbeiterschutzes in Deutschland und Oesterreich-Ungarn, 
August Winnig, der die Annäherung der Mittelmächte vom be- 
sonderen (gewerkschaftlichen) Arbeiterstandpunkt bespricht, und 
Rudolf Wissel in Ausführungen über die Annäherung des öster- 
reichischen sozialen Versicherungsrechtes an das deutsche. 

Viele beachtenswerte Einzelheiten und Hinweise bezüglich der 
Möglichkeit eines weitgehenden verkehrspolitischen und 
namentlich eisenbahnpolitischen Zusammenarbeitens der Mittel- 
mächte enthält der Beitrag von Alfred von der Leyen. Auch die 
Aussichten einer Ausdehnung der Annäherung über die Balkan- 
halbinsel und das türkische Reich werden erörtert, so 
gegenüber fantastisch-hoffnungsseligen Uebertreibungen einiger- 
maßen warnend und zurückhaltend im gediegen-sachkundigen Beitrag 
von Kurt Wiedenfeld, dagegen mit wohlerwogenen Gründen 
feurig aneifernd und große Aussichten eröffnend in der mitabge- 
druckten »Denkschrift der bulgarischen Regie- 
rung über den Anschluß Bulgariens an die Mittelmächte und die 
Türkeie, endlich die Abhandlung von Rottmann über eine 
mitteleuropäisch-rumänische Wirtschaftsgemeinschaft, worin auf die 
großartigen Versorgungsmöglichkeiten hingewiesen wird, die sich für 
Deutschland und Oesterreich aus einer engeren wirtschaftlichen 
Annäherung an Rumänien (und Bulgarien) ergeben würden, wie 
anderseits das Königreich an der unteren Donau aus den deutschen 
Kapitalsanlagen und Unternehmerbetätigungen auf rumänischem 
Boden großen Gewinn ziehen könnte. Durchaus unzulänglich und 
der Bedeutung des Gegenstandes nicht angemessen ist der die eigent- 
liche Schwierigkeit links liegenlassende, dürftige währungs- 
politische Beitrag von G. F. Knapp, der, an Stelle von Vor- 
schlägen zur ‘Behebung des Währungselends Oesterreich-Ungams 
eine mechanische Regelung der Zollzahlungen vorschlägt. 

| %“ a “ 

Es wäre wohl von Interesse, auch fachmännische Aeußerungen 
aus einzelnen Industriezweigen über die wirtschaftliche Annäherung 
der Mittelmächte zu vernehmen. Man findet derartige Ausführungen 
in der Schrift von Fritz Abelsdorff, Mitglied des Fachaus- 
schusses für die Textilindustrie bei der Berliner Handelskammer 
»Die Wollweberei und die wirtschaftliche An- 
näherung zwischen Deutschland und Oester- 
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reich-Ungarn« (Berlin, Carl Heymanns Verlag,' April 1916, 
Preis ı Mark, 48 Seiten). In dieser Arbeit wird auf Grundlage einer 
reichhaltigen, sehr bemerkenswerten Vorkriegs-Statistik und Be- 
schreibung der Vorkriegs-Zustände beider Wollindustrien die Ansicht 
vertreten, daß die deutsche Wollindustrie in feineren Geweben von 
.der österreichischen mehr zu fürchten habe als umgekehrt, während 
in Massenartikeln die deutsche Industrie der östereichischen über- 
legen sei. Daher mögen der österreichischen Industrie besonders 
niedrige deutsche Zwischenzölle für feinere Wollwaren, der deutschen 
Industrie besonders niedrige österreichisch-ungarische Zwischenzölle 
für Massenartikel eingeräumt werden. 

Aber gerade die Wollindustrien der Mitte! mächte gehören zu 
jenen Fabrikationen, die durch die Absperrung von den überseeischen 
Rohsiof gebieten stark eingeschrumpft sind (die geringe Inlands- 
erzeugung von Rohwolle diente Militärlieferungen), daher gewisser- 
maßen neu au gebaut werden müssen und auf ziemlich gleichartigen 
Gıiundlagen wiederhergestellt werden können. Der Wunsch des 
Verfassers nach strammerer Kartel.ierung der österreichischen Woll- 
industrie, wodurch ein die zollpolitische Annäherung förderndes 
Einvernehmen beider Wo.lfabrikationen leichter zu erzielen wäre, 
dürfte durch die Vorarbeit des österreichischen Kriegsverbandes 
der Wollindustriezentrale in Er üllung gehen. 

In sozialer Beziehung weist Abelsdorff auf den niedrigeren Lohn- 
stand der schlechter organisierten österreichischen Arbeiterschaft 
hin, der aber durch minder hohe Arbeitsleistung ziemlich wettgemacht 
worden sei. Die geringeren Ausgaben der österreichischen Industrie 
sür Sozialversicherung hätten durch ihre höheren S@UEREISEUNBEN 
eine reichliche Ausgleichung eıfahren. 

Im Gegen atz zu Abelsdorff ist der elektrotechnische Fachmann 
Emil Honigmann in seiner Schrift »Die österreichisch- 
ungarische Elektroindustrie und das Wirt- 
schaftsbündnis der Mittelmächte« (Berlin 1917, 
Ver.ag Julius Springer, 83 Seiten, Preis 2 Mark) von irgendwelchen 
Besorgnissen im Fall einer noch so weit gehenden zollpolitischen 
Annäherung völlig frei. Er erklärt, daß gerade in den elektrotech- 
nischen Fabrikationen die Wirksamkeit der Zölle von anderen Um- 
ständen, wie technische und geschäftliche Leistungsfähigkeit, ge- 
‚schickte und eifrige Reklame, Kartellabmachungen über Absatz- 
gebiete und Preise, Verhä tnis zwischen Mutter- und Tochterunter- 
‚nehmen usw., häufig beiseitegeschoben werde. Er ist der Ansicht 
daß die Elektroindustrien Oesterreich-Ungarns eines besonderen 
Zo Ischutzes gegen Deutschland gar nicht bedürfen, falls sie sich in 
den anderen genannten Beziehungen, wie dies bereits vor dem Welt- 
krieg in mehreren Fällen tatsächlich verwirklicht wurde, die gleichen 
günstigen Bedingungen zu sichern wissen, die dem älteren, kapitals- 
krä tigeren deutschen Wettbewerb zumeist von vornherein zur Ver- 
eag standen. 
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Eine gedankenreiche, wertvolle Arbeit ist jene von Willi Prion 
sDie Pariser Wirtschaftskonferenz, Vortrag, ge- 
halten in der Jahresversammlung der Deutschen Weltwirtschaftlichen 
Gesellschaft am 23. November 1916 in Berlin« (Verlag Carl Heymann, 
1917, Heft 3 der Vereinsschriften, 99 Seiten). Darin wird das nament- 
lich bei den hanseatischen und sonstigen deutschen, österreichischen 
und ungarischen Gegnern des mitteleuropäischen Zollbündnisses 
bsstehende, bequeme Vorurteil gründlich und sachkundig widerlegt, 
daß die Ententevorbereitungen zu einem Wirtschaftskrieg nach dem 
Weltkrieg zu keinen besonderen Besorgnissen Anlaß gäben. 

Prion w:ist nach, daß das auf der Konferenz getrof’ene Abkommen, 
Deutschland die Maistbegünstigung für unbestimmt lange Zeit nicht 
zu gewähren, ein wirtschaftspolitisches Seitenstück zu dem macht- 
politischen Abkommen vom September 1914 sei, das einen Sonder- 
frieden eines einzelnen Ententestaates ausschließt. Die P'äne der 
Rohstoffabsperrung seien für die ersten Jahre nach dem Weltkrieg 
sogar eine noch ernstere Bedrohung der deutschen Wirtschaftskra’t 
als die Entziehung der Meistbegünstigung. Denn Deutschland werde 
in den ersten Jahren nach Friedensschluß mit dem eigenen Wieder- 
aufbau so viel zu tun haben, daß es auf jeden Fall den Außenhandel 
nur in bsschränktem Ausmaß und in solchen Warengattungen werde 
betreiben können, die auf sicheren Absatz in den ihrer dringend be- 
dürftigen Auslandsstaaten zu rechnen haben. Den meisten anderen 
kriegführenden Staaten dürfte es hinsichtlich der Entwicklung ihres 
Außenhandels nicht viel besser ergehen. 

Jene Darlegungen seien unzutreffend, die den Besch’üssen der 
Pariser Konferenz deshalb eine größere Bedeutung absprechen, weil 
ihre Verwirklichung für die Ententeländer selbst mit großen wirt- 
schaftlichen Schäden und Einbußen verbunden wäre. Prion weist 
nach, daß es sich der Entente, insbesondere Großbritannien, aber auch 
Frankreich um ein mit rücksichtsloser Leidenschaft angestrebtes politi- 
sches Ziel handle, nämlich um die nachhaltige, empfindliche Schwächung 
der auf dem Weltmarkt durch ihren redlichen, aber nachdrücklichen 
Wettbewerb höchst unbequem gewordenen deutschen Wirtschaft macht. 

Da dieses Ziel mit den Waffen nicht erreichbar scheine, hoffe 
man in London durch einen Boykott dahin zu gelangen, der ohne 
Rücksicht auf etwaige Selbstschädigung nach dem Weltkrieg durch- 
zuführen sei. In diesen Boykott sollen die Neutralen durch die wirt- 
schaftlich-politische Uebermacht der Entente hineingezwungen werden. 
Eine Abhilfe hiegegen erblickt Prion in folgenden Umständen und 
Veranstaltungen: eine zumindest die derzeitigen »Faustpfänder« fest- 
haltende, für die Mittelmächte günstige militärische Lage bei den 
Friedensverhandlungen und zu diesem Zeitpunkt auch ein enges 
wirtschaftlich-politisch-militärisches Zusammenstehen der Mittelmächte 
selbst, daneben eine planmäßige Vorbereitung wirtschaftlicher Gegen- 
maßnahmen gegen den Wirtschaftskrieg der Entente, um nicht etwa 
bei den Friedensverhandlungen das Papier der Pariser Konferenz- 
beschlüsse mittels politischer Zugeständnisse abkaufen zu müssen. 
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Die Behauptung der Ententepolitiker, daß die Wirtschaftskriegs- 
Maßnahmen der Pariser Konferenz die Antwort auf »Mitteleuropa« 
seien, wist Prion als Heuchelei zurück. Jener Wirtschaftskrieg sei 
schon in der ganzen Anlage des von der Entente den Mittelmächten 
aufgszwungsnsn Weltkriegs von vornherein entha'ten gewesen. 

Ein großer Teil der Ziele des Wirtschaftskriegs sei von der Entente 
und zwar insbesondere von Großbritannien, bereits erreicht worden, 
nämlich die Zerstörung oder Schwächung zahlreicher Grundlagen 
dutscher und österreichischer Außenhandelsbetätigung in europäischen 
und Ueberseegebieten mit Einschluß der meisten deutschen Kolonien 
selbst, ferner die Abschwächung des früheren sorglosen Wagemutes 
der deutschen Geschäftswelt, im Ausland zum eigenen Nutzen und 
dəm der deutschen Volkswirtschaft Handelsniederlassungen, indu- 
strielle und sonstige Betriebe zu begründen sowie Kapitalien an- 
zulegen. 

S:it dem Abschluß der Schrift Prions gegen Mitte März 1917 
hat der auch formelle Beitritt der Vereinigten Staaten zur Entente, 
eine weitere Verschärfung dieser bereits vorher für die Mittelmächte 
wenig günstigen Sachlage gebracht, zumal hiedurch auch der Auschluß 
Brasiliens und mehrerer kleinerer Staaten des romanischen Amerika 
an die Entente bewirkt wurde, vom zweifelhaften Fall Chinas ganz 
abzəsehen. Inwiefern diese große Förderung der Wirtschaftskriegs- 
Pläne der Entente während des Weltkriegs im weiteren Verlauf der 
Dinge dadurch wettgemacht werden könnte, daß Rußland infolge 
der B:seitigung des Zarismus in wirtschaftsfriedliche Bahnen ein- 
zulenken scheine, mag dahingestellt bleiben. 

In der Dezember 1916 abgeschlossenen Schrift »Die Pariser 
Wirtschaftskonferenz vom 14.—17. Juni 1916 und 
die ih’ vorangegangenen gemeinsamen Be- 
ratungen der Ententestaaten über den Wirt- 
schaftskrieg gegen die Mittelmächte« von Friedrich 
Kahl (Jena 1917, Verlag Gustav Fischer, 94 Seiten, Preis 2 Mark, 
13. Heft der Kriegswirtschaftlichen Untersuchungen aus dem Institut 
für Seeverkehr und Weltwirtschaft an der Universität Kiel) ist eine 
große Fülle wertvollen Materials angehäuft. Das Ziel aller dieser 
Beratungen und Beschlüsse, die wirtschaftliche Einengung und Lahm- 
legung der Mittelmächte, besonders Deutschlands durch den nach 
Abschluß des Weltkriegs planmäßig weiter zu führenden, rücksichts- 
losen Wirtschaftskrieg, stehe demnach außer Zweifel. Ebenso zweifellos 
habe der darin vorfindliche Hinweis auf die Pläne eines mitteleuro- 
se Zoll- und Wirtschaftsbündnisses nur die Bedeutung einer 

usrede. Minder sicher scheine die Möglichkeit der Durchführung 
dieses Wirtschaftskrieges in Anbetracht gewisser Schwierigkeiten 
zu sein, worüber Kahl gleichfalls viel beachtenswertes Material in 
Gestalt von Zzitungsstimmen, parlamentarischen Erörterungen, Be- 
schlüssen von Fachvereinigungen usw. bringt; und zwar handelt es 
sich um folgende Hindernisse: Abweichende Interessen Rußlands 
und Italiens, namentlich bezüglich ihrer landwirtschaftlichen Aus- 
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fuhren, die stark auf die Märkte der Mittelmächte angewiesen sind; 
‚Bedenken der meisten Entente-Staaten gegen den zur Verwirklichung 
der Pariser Beschlüsse unentbehrlichen Uebergang Großbritanniens 
zum Schutzzoll und gegen die hiemit zusammenhängenden groß- 
britannischen Vorzugszölle auf Waren der britischen Ueberseebesitzun- 
gen; das Verhalten der Neutralen gegenüber Sonderbegünstigungen 
für die Waren der Entente-Staaten innerhalb des A Ai 
 Länderbesitzes dieser Gruppe. 
-Kahl scheint, trotz aller vorsichtigen Zurückhaltung, der Ansicht 
‚zuzuneigen, daß diese Hindernisse kaum bewältigt werden könnten; 
'hiebei befaßt er sich übrigens mit einem Haupthindernis, wahrscheinlich 
‚sogar der größten Hemmung überhaupt nicht. Es ist dies der ent- 
schiedene Widerstand der militärisch-diplomatisch, sowie zollpolitisch 
und in sonstiger wirtschaftlicher Beziehung fest verbundenen Mittel- 
mächte. Doch hatsich eine von ihm erwähnte Hauptschwierigkeit, 
nämlich die ablehnende Haltung der Vereinigten Staaten, infolge 
‘des im April 1917 vollzogenen auch formellen Anschlusses der Union 
“an die Entente nicht nur verflüchtigt, sondern die Westmächte haben, 
für den Fall eines etwaigen Ausspringens Rußlands und sogar Italiens 
aus dem Wirtschaftskrieg nach dem Weltkrieg, einen mehr als aus- 
reichende Ersatz erhalten, ` 
“ + 
. J. Jastrows im Juni 1915 herausgegebene Schrift »Die 
‘mitteleuropäische Zollannäherung und die 
Meistbegünstigung« (Leipzig 1915, Verlag S. Hirzel, Heft 26 
von »Zwischen Krieg und Friedens, 47 Seiten) enthält, trotz der 2 % 
. Jahre seit ihrem Erscheinen, im Gegensatz zu manchen anderen 
‚älteren, in den stürmischen Entwicklungen der Weltkriegszeit fast 
‚schon veralteten Arbeiten über das mitteleuropäische Zoll- und Wirt- 
‚schaftsbündnis manchen, noch immer brauchbaren guten Gedanken. 
In dieser Hinsicht wäre auf den Vorschlag (Seite 25) einer bei 
den Friedensverhandlungen durchzusetzenden Meistbegünstigungs- 
"Formel zu verweisen. Darnach sollen sich die Vertragschließenden 
untereinander keine schlechtere Behandlung zuteil werden lassen, 
. als sie selbst den im Weltkrieg neutral gebliebenen Ländern angedeihen 
‚lassen werden. (Seit dem auch formellen Anschluß der Vereinigten 
Staaten an die Entente ist diese Formel freilich etwas mager und 
schwächlich geworden.) Mit .Entschiedenheit und mit durchaus 
zutreffender Begründung wendet sich Jastrow gegen jene Anregungen, 
. welche die wirtschaftliche Annäherung der Mittelmächte dazu benützen 
wollen, um die seit 1860 üblichen Meistbegünstigungs-Verträge durch 
ein schleppend-schwerfälliges und die internationale Handelspolitik 
"in steter Unruhe haltendes Netz von Gegenseitigkeits-Verträgen zu 
ersetzen. 
| Recht beachtenswert sind auch die Gegengründe, womit er die 
Abneigung gewisser sunentwegter Freihändler« gegen die mittel- 
‚ europäische Annäherung bekämpft ;. diese Abneigung gibt sich nach 
_ außen hin als Sorge um eine auf alle Schutzzölle verzichtende liberale 
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Handelspolitik, die keinerlei Ausnahmen von der unbedingten,' un- 
beschränkten Meistbegünstigung und völlig voffenen Tür« zugeben 
will. Demgegenüber führt Jastrow aus, daß jeder kostspielige Krieg 
an und für sich eine mehr oder minder schutzzöllnerische Handelspolitik 
schon aus fiskalischen Rücksichten fast unvermeidlich mache. Hiezu 
kämen noch nach dem Weltkrieg die den völligen Freihandel aus- 
schließenden Schwierigkeiten einer längeren Uebergangszeit. Außer- 
dem wäre die politische Notwendigkeit in Betracht zu ziehen, daß 
Oesterreich-Ungarn durch namhafte Abschläge von seinem schutz- 
zöllnerischen Tarif mit Deutschland in innigere Verbindung zu 
‚bringen sei. | 

Die Arbeit von Rudolf Dietrich »Unser Handel 
mit unseren Feinden« (Leipzig 1914, Verlag Duncker u. 
Humblot, 78 Seiten) ist, abgesehen von einigen übertriebenen, mit 
dem seitherigen Gang der Dinge nicht übereinstimmenden Schluß- 
‚betrachtungen, eine brauchbare, klare statistische Zusammenstellung 
:über Deutschlands Handel mit seinen Entente-Gegnern verglichen mit 
den deutschen Handelsbeziehungen zu befreundeten und zu zweifel- 
‚haften Staaten, all dies nach dem Stand von Oktober 1914. Zur Frage 
der mitteleuropäischen Wirtschaitsannäherung trägt diese Schrift 
wohl nur insofern bei, als sie bereits für diesen fast schon entlegen 
zu nennenden Zeitpunkt die gewaltige Größe der auch wirtschafts- 
feindlichen Gegenkräfte erkennen läßt. Hiemit wird auch auf die 
‚Notwendigkeit eines straffen wirtschaftlichen Zusammenstehens der 
‚Mittelmächte, d. h. eines mitteleuropäischen Zoll- und Wirtschafts- 
bündnisses hingewiesen. | 
. kd + . 

+ 

Die Schrift »Deutschlands Handel nach dem 
.Krieges« des deutschen Reichstagsabgeordneten Georg Gothein 
. (Tübingen 1916, Verlag von J. C. B. Mohr, Heft 4 der von Professor 
Franz Eulenburg herausgegebenen »Kriegswirtschaftlichen Zeitfragen«, 
80 Seiten, Preis 1.60 Mark) steht dem mitteleuropäischen Zollbündnis 
‘mit Abneigung gegenüber. Die mancherlei kleinen Hilfsmittel aus 
den Möglichkeiten des reinen Wirtschaftsbündnisses, wodurch hiefür 
Ersatz geboten werden soll, wie wechselseitiges Entgegenkommen 
-bei einem gewöhnlichen Handelsvertrag ohne Vorzugszölle, in Fragen 
des Eisenbahn- und Binnenschiffahrtsverkehres, lassen diesen Grund- 
zug der Schrift völlig unberührt. 
Gothein ist einsichtig genug, in diesem Zusammenhang von einer 
.wichtigen wirtschaftspolitischen Angelegenheit überhaupt nicht zu 
sprechen, bezüglich welcher in Oesterreich-Ungarn bereits seit IQIs 
‚auf die Hilfe Deutschlands nach Beendigung des Weltkriegs in hohem 
‚Maße gerechnet wird, nämlich von den währungspolitischen Fragen. 
Deutschland wird nur im Fall eines Zollbündnisses einen Antrieb, 
dann freilich einen sehr starken empfinden, bei der Wiederherstellung 
.der durch die Kriegsereignisse schwer hergenommenen Kronen- 
„Währung hilfreich mitzuwirken. 

Andrerseits befürchtet man in Oesterreich-Ungarn, bei Handels- 
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vertragsverhandlungen mit Deutschland, ohne ein Zollbündnis und 
mit stark verschlechterter Währung, noch viel ungünstiger abzu- 
schneiden, als es beim letzten Handelsvertrag vom 25. Januar 1905 
der Fall war. (Die früher besprochene Arbeit Battaglias behandelt 
diese Besorgnisse ausführlich und mit Nachdruck.) Man dürfte dann 
dem ganz berechtigten Bestreben des inzwischen verhältnismäßig noch 
viel stärker gewordenen Deutschland gegenüberstehen, seinen eigenen 
wirtschaftlichen Nutzen kühl wie gegenüber einem beliebigen dritten 
Staat zu wahren, ohne zu jener pfleglichen Rücksichtnahme veranlaßt 
zu Sein, wie sie in einem Zollbündnis selbstverständlich und natur- 
notwendig ist. Zwischen innigem Zollbündnis und wirtschaftlicher, 
schließlich auch auf das politische Gebiet übergreifender Entfremdung 
gibt es, im Gegensatz zu dem, was Gothein und ähnlich Denkende 
annehmen, wohl kaum einen Mittelweg. 

Im Zusammenhang mit seiner Grundansicht behandelt Gothein 
auch den von der Entente planmäßig vorbereiteten Wirtschaftskrieg 
nach dem Weltkrieg als eine wirtschaftliche Unmöglichkeit, weil 
Selbstschädigung der Ententeländer. Hiebei arbeitet er nicht nur 
viel zu sehr mit Friedensstatistiken, die den durch den Weltkrieg von 
Grund aus geänderten Verhältnissen nur mehr wenig angepaßt sein 
dürften, und mit der inzwischen gescheiterten Hoffnung au die 
dauernde Neutralität der Vereinigten Staaten, sondern überhaupt 
mit einer Unterschätzung der (in der früher besprochenen Schrift 
Prions entschieden hervorgehobenen) politischen Leidenschaften; 
diese dürften z. B., trotz aller nachgewiesenen rein wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten, den engeren zol politischen Zusammenschluß des 
britischen Weltreiches, möglicherweise sogar unter Teilnahme der 
Vereinigten Staaten, bringen. Der leidenschaftliche Wunsch, Deutsch- 
land in wirtschaftlich-politischer Schwäche zu erhalten, könnte die 
Ententeländer, insbesondere Großbritannien, Frankreich und die 
Vereinigten Staaten, bei den Plänen eines Wirtschaftskriegs nach 
dem Weltkrieg verharren lassen, so sehr sie sich auch hiedurch selbst 
schädigen und namentlich ihre Erholung von den Einbußen und 
Leiden des Weltkriegs verzögern würden. Und als Schutz- und Trutz- 
wehr gegen diesen Wirtschaftskrieg, nicht (wie Gothein zu glauben 
scheint) als »Ersatz« für etwa gesperrte Absatzgebiete in den Entente- 
ländern, ist das mitteleuropäische Zoll- und Wirtschaftsbündnis 
in erster Linie unentbehrlich. 

Der Gedanke, Kongreßpolen, das bisher mit dem riesigen russischen 
Absatzgebiet in völlig freier Verbindung war, weder an Oesterreich- 
Ungarn, noch an Deutschland anzuschließen, sondern alssselbständigess, 
d. h. hililoses kleines Zollgebiet zu belassen, ist geradezu ungeheuerlich 
und nur aus der grundsätzlichen Abneigung Gotheins gegen all das- 
jenige zu erklären, was auch nur entferntermaßen dem Gedanken 
des mitteleuropäischen Zollbündnisses förderlich sein könnte. 

In »Handelspolitik und Krieg, Gespräche 
in Deutschland und Desterreich« von Arthur F eilet, 
Redakteur der Frankfurter Zeitung (Leipzig 1916, Verlag von Veit u. 
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Comp., 7I Sziten, Preis 1.20 Mark) wird gegenüber dem mitteleure- 
piischen Zollbündnis keine derart ablehnende Haltung eingenommen, 
wie sie manchem hanssatischen Wirtschaftspolitiker, aus ängstlicher 
B:sorgnis bezüglich etwaiger Schädigungen des großen überseeischen 
Handslsverkehrs Deutschlands durch das besagte Bündnis, eigen 
ist oder wenigstens war. Immerhin zeigt Feiler in dieser sehr unter- 
richteten, auch auf manche österreichische Eigentüm!ichkeiten mit 

vi:l Sachkenntnis eingehenden Schrift gegenüber dem Zollbündnis 
große Zurückhaltung. S:zine M>inung geht hauptsächlich dahin: 
Deutschland und Oesterreich-Ungarn könnten einander wirtschaftlich 
in so vielfacher Hinsicht in vorteilhaftester Weise hilfreich seta. 
Warum müsse man sich gerade auf das gefährliche zollpolitische 
G:>»i:t vərstzifen? Es sei dies um so weniger angebracht, als unter 
den zahlreichen, kaum zu bewältigenden, verzweifelt schweren Auf- 
gaben der jahrelangen Uebergangswirtschaft jene der Einfuhrzölle 
‚nicht einmal an erster Stelle stehen dürften. 

Deamg:genüber wäre (ganz abgesehen von den tiefer schürfenden 
G:g:nzründ:n, die in dən bereits besprochenen Schriften von Stolper 
und Battazlia auseinandergesetzt werden) zu erwidern, daß ein Wirt- 
schaftsbund, nam:ntlich ein solcher, der, wie Feiler annimmt, auch 
gzm:insame Verhandlungen über Handelsverträge in sich schließt, 
nur dann, gemäß älteren Erfahrung:n, die Gewähr der Dauer in sich 
trägt, wenn er auf Zollbevorzugungen gestützt bleibt. Sonst leidet 
er. “unter den Lockungen der jew:iligen leicht überschätzten Augen- 
blickskonjunkturen, bald S:had:n; die im Vergleich zum Leben der 
Völker kurze Frist der Uebergangswirtschaft mit ihrer Einschränkung 
der Wichtigk:it der Einfuhrzölle kann dafür nicht maßgebend sein, 
wis in der für absehbare Z:iten wichtigsten wirtschaftspolitischen 
und im gewissen Sinn auch machtpolitischen Frage der Mittelmächte 
entschieden werde. 

Die Arbeit des bekannten volkswirtschaftlichen Schriftstellers 
E. Fitger, Hauptredakteurs d:r Weser-Zeitung in Bremen 
»U nsere zukünftigeHandelspolitik, namentlich 
mit Oesterreich-U ngar ne (B:rlin 1916, Verlag von Leonhard 
Simion Nf., Nr. 296 der »Volkswirtschaftlichen Zeitfragen«, heraus- 
gegeben von der volkswirtschaftlichen Gesellschaft in Berlin, 39 Seiten, 
Preis ı Mark) spi:gelt die bekannten ängstlichen Besorgnisse der 
deutschen Hansestädte und Schiffahrtskreise wider, das mittel- 
europiische Wirtscha’tsbündnis könnte der freien Entfaltung des 
gro3ən ühbsrsesischen Hand:lsvarkehrs hinderlich im Wege stehen. 
Infolz: dieser vorgz’aßten M :inung vermag Fitger mancherlei Wider- 
sprüche und Irrtüm:r nicht zu vermz:iden. So stellt er zuerst die 
ganz: Schw:re der Entente-Drohungen gegen das Wirtschaftsleben 
der Mittelmächte dar, um sodann diese ernste Gefahr, wogegen die 
Bildung eines starken mitteleuropäischen Wirtschaftskörpers zur 
Lzbsnsnotw:ndigk:it wird, als undurchführbare Fantasterei zu be- 
z:ichnen und sogar dn ziemlich sicheren, im nicht geringen Ausmaß 
-bereits bestehenden, engeren zollpolitischen Zusammenschluß des 
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britischen Weltreiches einer Unmöglichkeit gleich zu achten. 
Dabei stößt ihm der Unfall zu, den ‚Vereinigten Staaten unter 
jenen Mächten eine große Rolle zuzuweisen, die den Ententeplan 
‚eines Wirtschaftskriegs nach dem Weltkrieg unmög!ich machen co len. 
‚Seit April 1917 kann man aber mit ziemlicher Sicherheit vermuten, 
daß die Union auch nach dem Weltkrieg in wirtschaftlicher Beziehung 
in besonders enger Verbindung mit Großbritannien verbleiben dürite. 
Fitger ergeht sich in weitläufigen, den Erfahrungen der Vorkriegszeit 
entstammenden Betrachtungen darüber, mit welchen wirtschaftlichen 
und politischen Schwierigkeiten für Deutschland ein engeres handels- 
politisches Verhältnis zu Oesterreich-Ungarn angeblich verbunden 
‚sei. Dagegen beantwortet er folgende naheliegenden Hauptfragen 
nicht: Wie, wäre ohne wechselseitige Zollbevorzugung (oder mehr 
oder minder weitgehende Zollgebietsverschmelzung) eine au . die 
Dauer verläßliche, einheitliche handelspolitische Front der Mittel- 
mächte gegen die Einschnürungsversuche der Westmächte mit Ein- 
.schluß der Vereinigten Staaten durchzuführen? Wie könnte es ein 
wirtschaftlich-handelspolitisch auf sich selbst angewiesenes und daher 
schließlich von den Westmächten in Schwierigkeiten gebrachtes 
.Oesterreich-Ungarn vermeiden, in machtpolitischer Beziehung immer 
mehr in ein »westlerisches« Fahrwasser zu. geraten ? 
”- Hermann Schumachers stark schutzzöllnerische, wenn 
‘nicht hochschutzzöllnerische Schrift »Meistbegünstigung 
und Zollunterscheidung, Betrachtungen über eine Neu- 
‚gestaltung der deutschen Handelspolitik nach dem Kriege (Leipzig 1915, 
‚Verlag Duncker u. Humblot, 77 Seiten, Sonderabdruck aus den 
Schriften des Vereins für Sozialpolitik, Band 155, I »Die wirtschaftliche 
„Annäherung zwischen den verbündeten Mächten«) will der von ihm 
-für die Zeit nach Abschluß des Weltkrieges vorausgesehenen Befel.dung 
des deutschen Außenhandels, und zwar namentlich der deutschen 
.Fabrikatenausfuhr nach Kräften begegnen. Zu diesem Zweck stellt 
-er alle jene Listen und Künste zusammen, womit, bei formeller Gewäh- 
:rung der Meistbegünstigung, ihr tatsächlicher Genuß . dennoch ver- 
‘kümmert oder entzogen werden könnte. Gegen das Zollbündnis der 
‚Mittelmächte führt er eine Reihe von Bedenken an, die nicht sehr 
„überzeugend wirken. So befürchtet er einerseits, es könnte durch 
‚dieses Bündnis der aus Sicherheitsgründen für Deutschland nötige 
‚Uebergang vom Weizen- zum Roggengenuß, der sich während des 
‚Weltkrieges vollzogen hat, wieder rückgängig gemacht werden. Auch 
„würden hiedurch etwaige Schutzzölle auf ‚Futtermittel, insbesondere 
Futtergerste (gegen solche Zölle erklären sich aber tatsächlich sogar 
viele Handelspolitiker aus landwirtschaftlichen Kreisen!) und auf 
pflanzliche Textilfasern (für Deutschland wohl eine industriepolitische 
- Unmöglichkeit, eher könnte noch von Erzeugungsprämien die Rede 
‚sein) wirkungslos gemacht werden. Andrerseits spricht er aber 
..(Seite 19) die Befürchtung aus, Oesterreich-Ungaıns Zunalme. an 
Wohlstand und nichtagrarischer Bevölkerung werde die. Bedeutung 
..des Habsburgerreiches als landwirtschaftlichen Lieferers für Deutsch- 
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land immer mehr schmälern.' An Stelle eines auf festen Grundiagen 
beruhenden Zollbündnis-Vertrages, demgemäß auch die! Unterhand- 
‘ langen über Handelsverträge mit dritten Staaten gemeinsam ti 
führen wären, empfiehlt er beiden Mittelmächten die Annahme eines 
dreifach gegliederten Zollsystems nach kanadischem Muster: General- 
tarif (Zollkriegsmaßnahme), Vorzugstarif (für die politisch nahe- 
stehenden Mittelmächte wie in Kanada für Teilnehmer des britischen 
Weltreiches) und Zwischentärif (der neutralen oder feindlichen Staaten 
ganz oder zum Teil zukommen mag, die keinen Wirtschaftskrieg nach 
dem Weltkrieg gegen die Mittelmächte führen, ebenfalls nach dem 
Muster Kanadas, das vor dem Weltkrieg Frankreich, Italien, den 
Vereinigten Staaten usw. seinen Zwischentarif zum größeren oder 
geringeren Teil zugestanden hatte). Gegen diesen Vorschlag Schu- 
machers ist vor allem einzuwenden: Seine Verwirklichung wäre kaum 
mit kleineren handelspolitischen Schwierigkeiten verbunden als 
ein Zoll- und Wirtschaftsbündnis, vermöchte aber in weit geringerem 
Ausmaß, wenn überhaupt die so ungemein notwendige, unzerbrechliche 
handelspolitische Einheitsfront der Mittelmächte herzustellen. 

In meiner Schrift Mitteleuropa und die Meist- 
begünstigungsfrage« (Verlag F. Enke, Stuttgart 1917, 
74 Seiten, Preis 2.80 Mark, 32. Heft der von Julius Wolf u. G. v. Schanz 
herausgegebenen »Finanz- und volkswirtschaftlichen Zeitfragen«) 
suchte ich, zur Förderung des mitteleuropäischen Zoll) und Wirtschafts- 
bündnisses, insbesondere folgende stark umstrittene Frage zu beant- 
worten: In welchem Verhältnis befinden sich unvollkommene Zoll- 
Vereinigungen, die auf Zwischenzollinien und Vorzugszöllen (mit 
Einschluß zahlreicher wechselseitiger Zollbefreiungen) beruhen, zu 
älteren M:istbegünstigungsverträgen und zu der seit 1860 in Europa 
fast allgemein üblich gewordenen, unbedingten, unbeschränkten 

aistbegünstigung überhaupt? Die herkömmliche Ansicht, bekannt 
als »Lehre von der neuen Rechtspersönlichkeit«, geht dahin, die 
B:iseiteschiebung älterer Meistbegünstigungsverträge durch spätere 
Zollvereinigungen und die Unangreifbarkeit der Zollvereinigungen 
durch irgendwelche Meistbegünstigungs- Ansprüche nur dann zuzu- 
gestehen, wenn es sich um vollkommene Zollvereinigungen mit durch- 
aus freiem wechselseitigen Handelsverkehr ohne Zwischenzollinie 
und Vorzugszölle handelt. Die derart völlig verschmolzenen älteren 
Zollgebiete bilden nunmehr eine neue Rechtspersönlichkeit des Völker- 
rechts, auf die sich die älteren Meistbegünstigungs-Verträge nicht 
erstrecken; diese neue Rechtspersönlichkeit kann auch durch später 
auftretende Meistbegünstigungs-Ansprüche nicht mehr gespalten 

werden. Dagegen entstehe bei Bildung unvollkommener Zollvereini- 
gungen keine neue Rechtspersönlichkeit. Daher könnten sowohl 
Forderungen aus älteren Meistbegünstigungs-Verträgen als auch 
neuere Masistbegünstigungs-Ansprüche an jeden Teilnehmer der 
unvollkommenen Zollvereinigung für sich allein gerichtet werden, 
wodurch eine solche Zollvereinigung eben zersprengt würde. Ihr 
Basstehenbleiben wäre daher nur eine Machtfrage, vom reinen Rechts- 
standpunkt aber höchst zweifelhaft. 
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Demnach ist die Lehre von der neuen Rechtspersönlichkeit dem 
Entstehen von Zollvereinigungen überhaupt sehr abträglieh. Denn 
bekanntlich sind vollkommene Zollvereinigungen aus ;ahlreichen 
wirtschaftlichen und politischen Gründen, die eine so innige Ver- 
schmelzung bedenklich erscheinen lassen, weit schwieriger zu errichten 
als die unvollkommenen Zollvereinigungen. (Ueber die besonderen 
ausnahmsweisen Zustände, die bezüglich des mitteleuropäischen 
Zoll- und Wirtschaftsbündnisses diesen Sachverhalt möglicherweise 
umkehren, wurde anläßlich des Stolperschen Buches gesprochen.) 
Diese Feindseligkeit der herrschenden Völkerrechtslehre (die in noch 
höherem Grade als andere Rechts- und Moralgebiete in weitgehendem 
Ausmaß ein ideologischer Ueberbau auf Interessen wirtschaftlicher 
und politischer Art ist) gegen die Zollversinigungen beruht auf folgen- 
dem Umstand: Die meisten Staaten sind in den meisten Fällen daran 
interessiert, die Gründung von Zollvereinigungen zu erschweren, nicht 
aber solche eine stärkere handelspolitische Macht schaffende G ün- 
dungen zu fördern, die für dritte Länder zumindest eine Unbequem- 
lichkeit sind. Eine Ausnahme von dieser Interessierung bildet nur 
der seltene Fall, daß eben zwei bisher völlig getrennte Zollgebiete eine 
unvollkommene Zollvereinigung abschließen wollen. 

Demgegenüber führte ich, im Anschluß an ältere diesen Gegen- 
stand nur flüchtig und beiläufig berührende Lehrmeinungen, aus: 
Wenn die größere Sache, nämlich die vollkommene Zollvereinigung, 
statthaft ist, um wie viel mehr muß die kleinere Sache, die aufVorzugs- 
zöllen, Zwischenzollinien aufgebaute unvollkommene Zollvereinigung, 
zulässig sein. Die Logiker nennen dergleichen den Schluß a maiori 
ad minus, weshalb ich für diese Ansicht der Kürze wegen die Be- 
zeichnung a maiori-Lehre gebrauchte. 

Hier liegt der Einwand nahe, daß mit Hilfe der a maiori-Lehre 
jeder Versuch, sich Meistbegünstigungsverpflichtungen zu entziehen, 
die Meistbegünstigung zu durchbrechen, gerechtfertigt werden könnte. 
Tatsächlich beschränkt sich aber ein Versuch, die Meistbegünstigung 
zu umgehen oder zu durchbrechen, auf einige wenige Warengattungen 
oder gar nur auf die eine oder andere Ware minderen Belanges. Doch 
umfaßt eine unvollkommene Zollvereinigung, wie z. B. jene zwischen 
Rußland und Finnland oder zwischen den Vereinigten Staaten und 
Kuba, eine größere Zahl (und darunter sehr wichtige), wenn nicht 
alle Erzeugnisse der betreffenden Länder. Ferner stellt eine wenn 
auch nur unvollkommene Zollvereinigung mit Zwischenzollinie die 
Wirtschaftspolitik der zollvereinten Länder gewissermaßen auf eine 
neue, gemeinsame Grundlage. Demgemäß ergreifen die Pläne einer 
wirtschaftlichen Annäherung Deutschlands und Oesterreich-Ungarns 
mittels einer unvollkommenen Zollvereinigung nicht nur den gesamten 
Zolltarif, sondern erstrecken sich auch auf zahlreiche verkehrspolitische, 
finanz- und währungspolitische, rechtspolitische usw. Gegenstände, 
darunter auch auf den gemeinsamen Abschluß von Handelsherträgen. 
Demnach ist für jeden, der unbefangen prüft, der Unterschied zwischen 
unredlicher Durchbrechung der Meistbegünstigung und aufrichtiger 
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unvollkommener Zollvereinigung, die nach der a maiori - Lehre gerecht- 
fertigt ist, mit Händen zu greifen. 

Es wurde weiterhin als ein Billigkeitsgrund für die Duldung des 
mwitteleuropäischen Zoll- und Wirtschaftsbündnisses bezeichnet, daB 
die Ententemächte Großbritannien und Frankreich bereits durch 
den staatsrechtlichen Zusammenhang ihrer Ueberseegebiete mit dem 
Mutterland Rußland und die Vereinigten Staaten schon durch die 
Tatsache ihres Kontinentumfang aufweisenden Zollgebietes) eim 
Riesenzollgebiet oder wenigstens die Grundlage hie ür besitzen. 
Dagegen hätten die Mittelmächte durch ihren  handelspolitisch-wirt- 
schaftlichen Zusammenschluß von der Nord- und Ostsee bis zum 
Persischen Meerbusen und Roten Meer die Grundlage zu einem 
Riesenzollgebiet erst zu erwerben. Als ergänzender Behelf einer 
Rechtfertigung »Mitteleuropas« aus Gründen der Billigkeit wurde, 
unter Anführung zahlreicher Beispiele, dargetan, man habe auch im 
letzten Vierteljahrhundert vor dem Weltkrieg die unbedingte, um- 
beschränkte Meistbegünstigung keineswegs als einzig mögliche und 
einzig vorhandene Grundlage friedlicher handelspolitischer Beziehungen 
ansehen können; diese Meistbegünstigung habe im Gegenteil, durch 
zahlreiche und wichtige Ausnahmen und Umbiegungen durchlöchert, 
nicht selten mehr auf dem Papier als in der Wirklichkeit bestanden. 

+ + i 


“ 

Die Schrift »Deutschland und Oesterreich-Ungarn, 
Gesichtspunkte eines Industriellen zur New 
gestaltang ihres wirtschaftlichen Verhält 
nisses« von Julius Heller (Leipzig, Mai 1916, Verlag S. Hirzel, 
80 Seiten) hinterläßt einen zwiespältigen Eindruck. Ihr Verfasser, 
ein hinsichtlich der Wirtschaftslage Oesterreich-Ungarns bis zum 
Weltkrieg anscheinend sehr erfahrener Volkswirt, arbeitet zum nicht 
geringen Teil (so insbesondere auf den ersten 29 Seiten seiner Schrift) 
mit jenen Beweisgründen, die in Oesterreich-Ungarn gewöhnlich 
von den Anhängern des mitteleuropäischen Zollbündnisses für ihre 
Sache angeführt werden. So weist er auf die Schwächung und Rück- 
ständigkeit der Volkswirtschaft der habsburgischen Monarchie seit 
der Zolitariferneuerung vom Iï. März 1906 hin, die im Interesse der 
schweren 'Halbfabrikatindustrien sowie des Großgrundbesitzes und 
zum Schaden der volks- und weltwirtschaftlich weit wichtigeren 
verarbeitenden Industrien vorgenommen wurde. Hiebei wäre der 
viel zu hohe Roheisenzoll (und die auf ihm aufgebauten, geradezu 
maßlosen Zölle der ein acheren Eisen- und Stahlfabrikate) als Haupt- 
schädling zu bezeichnen. Daraus ziehen die österreichisch-ungarischen 
Anhänger der Annäherung den Schluß, dieser schädliche Zoll und 
andere seiner Art seien durch möglichst weitgehende Abtragung 
gegenüber Deutschland auf ein unschädliches Ausmaß herabzusetzen, 
wenn nicht ganz zu beseitigen, und den überdies auf ein unzureichendes 
Absatzgebiet beschränkten Industrien Oesterreich-Ungarns sei dureh 
die Eröffnung des großen, aufnahmsfähigen deutschen Marktes Luft 
zu machen. 
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“Diesen naheliegenden Schluß zieht aber Heller nicht, sondern 
spricht von der Schonungsbedürftigkeit der österreichisch-ungarischen 
Industrien, die angeblich nur allmählich in die von den Anhänge n 
des mitteleuropäischen Zollbündnisses gewünschte engere Verbindung 
zu Deutschland gebracht werden könnten, zumal dieses Bündnis bei 
soförtiger Verwirk‘ichung auch mit großen völkerrechtlichen (er sagt 
irrtümlicherweise mehrmals sstaatsrechtlichen«) Schwierigkeiten ver- 
bunden sei. Demgegenüber wäre, im Anschluß an das bei Besprechung 
der Schriften Stolpers und Battaglias Gesagte, darauf hinzuweisen, 
daß die Industrien O©esterreich-Ungarns durch den Weltkrieg auf 
eine völlig neue Grundlage gestellt worden sind. Einzelne unter ihnen 
verfügen demnach über riesig gewachsene Kräfte, die vor der indu- 
striellen Leistungsfähigkeit Deutschlands kaum mehr zurückstehen; 
andere stellen eine tabula rasa dar, die nur als Grundlage eines völligen 
Neuaufbaues in Betracht kommt. Dieser Neuautbau dür te am besten 
Hand in Hand mit Deutschland durchgeführt werden, wo man ähn- 
lichen Verhältnissen gegenübersteht. 

Die völkerrechtlichen Schwierigkeiten, von denen Heller spricht, 
können am besten, ja sogar einzig und allein bei den Friedensverhand- 
lungen und im Friedensvertrag selbst überwunden werden, entweder 
dort oder gar nicht; sie sind eher kleiner als größer geworden, seitdem 
sich die Vereinigten Staaten, deren angebliche Meistbegünstigungs- 
ansprüche von Heller mit nicht geringer Besorgnis besprochen werden, 
auch formell der Entente angeschlossen haben. Bezeichnend ist die 
Sucht Hellers, wie anderer Gegner des mitteleuropäischen Zoll- und 
Wirtschaftsbündnisses, die schwere Gefahr eines Wirtschaftskrieges 
nach dem Weltkrieg als wüst-verworrene, gar nicht ernst zu nehmende 
Ausgeburt der Kriegsleidenschaft aufzufassen. 

Heller führt am Schluß seiner Darlegungen über eine die öster- 
reichisch-ungarischen Industrien kräftigende, die Halbfabrikatzölle 
ermäßigende freihändlerische Ausgestaltung des österreichisch- 
ungarischen Zolltarifes (zu Gunsten aller Auslandsstaaten, nicht 
bloß Deutschlands) als lockende Fata morgana eine vollkommene 
Zollvereinigung der Mittelmächte vor Augen, der keine völkerrecht- 
lichen Schwierigkeiten entgegenstünden. Aber dies käme tatsächlich 
wohl einer Verschiebung ad calendas graecas gleich. Denn für 
jene freihändlerische Ausgestaltung besteht in Oesterreich-Ungarm 
tatsächlich wenig Aussicht ohne die sofortige Bildung einer mittel- 
europäischen Zollvereinigung, die, abgesehen von möglichst zahl- 
reichen wechselseitigen Zollbefreiungen, auf Vorzugszöllen und einer 
deren Einhebung dienenden Zwischenzollinie beruht. 

- In der Arbeit »Zur Frage eines Zoll- und Wirt- 
schaftsbündnisses zwischen Deutschland und 
Oesterreich-Ungarn. Betrachtungen über die 
Durchführbarkeit der bisherigen Vorschläge« 
von einem deutschen Industriellen (Berlin 1916, Verlag 
J. Guttentag G. m. b. H., 69 Seiten, Preis 2 Mark) wird im allgemeinen, 
abgesehen von einigen abschwächenden, zum Gesamtaufbau der 
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Schrift nicht recht passenden "Bemerkungen auf Seite 6769, das 
mitteleuropäische Zoll- und Wirtschaftsbündnis für nützlich und 
durchführbar, ja sogar für notwendig erklärt, obzwar die Bedenken 
über Einzelheiten stark, nicht selten zu stark in den Vordergrund 
gerückt werden. 

- Auch dieser Anonymus huldigt, ähnlich wie die früher besprochene 
Schrift Hellers, dem Irrtum von der »allmählichen« Verwirklichung 
des Zollbündnisses; doch ist dieses, zumindest in der vom Verfasser 
vorgeschlagenen Gestalt eines unvollkommenen Zollvereines auf 
Grundlage von Vorzugszöllen und Zwischenzollinien, nur zusammen 
mit den übrigen Bestandteilen des Friedensvertrages oder überhaupt 
nicht zu verwirklichen. Insofern er sich den Aufbau des Zollbündnisses 
derart vorstellt, daß mit möglichst großer »Vorsicht« von den bisher 
geltenden Zöllen Abschläge zu machen seien, ist das hiegegen zu 
sagende (Oesterreich-Ungarns Industrie teils riesig gestärkt, teils 
eine tabula rasa) schon bei den Besprechungen der Schriften von 
Stolper und Battaglia vorgebracht worden. 

Bssorgnisse des Verfassers über ungarische Quertreibereien gegen 
das mitteleuropäische Zollbündnis sind durch die veränderte Stimmung 
im genannten Staat der habsburgischen Monarchie, besonders seit 
dem Sturz des gegenüber »Mitteleuropa« zurückhaltenderen Ministeriums 
Tisza, gegenstandslos geworden. Die vom Verfasser besonders emp- 
fohlene Form eines langfristigen Handelsvertrages mit Vorzugszöllen 
dürfte auch tatsächlich im Anschluß an einen österreichisch-ungarischen 
Zollvereins- oder Ausgleichsvertrag ebensolanger Dauer von den 
maßgebenden ungarischen Stellen ins Auge gefaßt worden sein. 

Das handelspolitische Wirrsal, das der Verfasser, unmittelbar 
nach dem Inslebentreten der mitteleuropäischen unvollkommenen 
Zollvereinigung, infolge des Widerstandes der Ententeländer und der 
Neutralen gegen die mittelmächtlichen Vorzugszölle auftauchen sieht 
(siehe Seite 34/35), dürfte eine beängstigende Phantasie bleiben. Denn 
unmittelbar nach Abschluß des Weltkrieges werden alle euro- 
päischen Industriestaaten mit der Neubeschaffung unzulänglich 
vorhandener Rohstoffe und weiter zu bearbeitender Fabrikate sowie 
mit dem Wiederaufbau ihres durch den Weltkrieg (besonders seit 
dem dritten Jahr seiner Dauer) schwer gestörten Ausfuhrgeschäftes 
so viel zu tun haben, daß sie zollpolitischen Feinheiten, nach Art der 
vom Verfasser in den Vordergrund gerückten Dinge, wohl nicht viel 
Au’merksamkeit werden widmen können. ' Um die verkehrte Welt, 
mit der man es sodann geraume Zeit zu tun haben wird, richtig würdi- 
gen zu können, möge man sich unter anderem folgenden Umstand 
vor Augen halten: Eine Zeitlang dürfte die Gewährung von Ausfuhren 
eine größere Gunst darstellen als die vor dem Weltkrieg fast einzig 
und allein in Betracht gekommene Erleichterung oder Zollbefreiung 
der Einfuhren. 

d i + 

Viel staatsrechtliche Ueberempfindlichkeit und ungarischen Wirt- 
schaftschauvinismus entwickelt Belar Rajnik (Rechtsanwalt in 
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Budapest) in »Die wirtschaftliche Annäherung der 
Zentralmächte Gedanken und Anregungen zur 
Neuregelung der wirtschaftlichen Beziehungen 
zwischen Deutschland, Oesterreich und Ungarn«. 
(ro. Heft der Kriegspolitischen Einzelschriften, Berlin 1916, 48 Seiten, 
Preis 0.80 Mark, Verlag C. A. Schwetschke u. Sohn.) Indem er das 
mitteleuropäische Zollbündnis ganz richtig als Anzeichen des allseitigen 
Strebens nach Riesenzollgebieten auffaßt, erweckt es bei ihm die 
Besorgnis, daß die Bemühungen um ein selbständiges ungarisches 
Zollgebiet zu spät kommen könnten; deshalb müsse das selbständige 
ungarische Zollgebiet gleichzeitig mit dem mitteleuropäischen Zoll- 
bündnis durch eine Zwischenzollinie verwirklicht werden. Auch sei 
für dieses Bündnis angeblich keine gemeinsame äußere Handelspolitik 
nötig, obwohl das von Rajnik für »Mitteleuropa« vorgeschlagene Zoll- 
system an Anstoß erregenden und daher schwer durchsetzbaren 
Verwicklungen und Künsteleien Außerordentliches leistet. Wie sehr 
im Jahre 1917 und namentlich seit dem Sturz Tiszas die in Ungarn 
bezüglich Mitteleuropas gangbaren Anschauungen von den Auf- 
fassungen Rajniks abgewichen sind, ist daraus zu erkennen, daß er 
unter anderem die Behauptung aufstellt, die ungarische Landwirt- 
schaft habe weder an der Zollgemeinschaft mit Oesterreich, noch am 
mitteleuropäischen Zollbündnis ein nennenswertes Interesse. Dem- 
gegenüber wäre auf die innige Verbindung hinzuweisen, die in Ungarn 
schon seit längerer Zeit zwischen dem Gedanken der landwirtscha t- 
lichen Mehrp: oduktion und jenem des mitteleuopäischen Zoll- und 
Wirtschaftsbündnisses besteht. 
® “ 
“oe 

Bemerkenswerte soziale Gesichtspunkte entwickelt au reich- 
haltigen produktions- und handelsstatistischen Grundlagen Hermann 
Kranold in :Zollunion und Agrarpolitik. Die 
Wirkung einer Vereinigung des deutschen Zoll- 
gebietes mit Südosteuropa auf die deutsche 
Landwirtschaft« (Dresden und Leipzig, »Globus«, Wissen- 
schaftliche Verlagsanstalt 1917, Heft 30 der von Professor F. v. Mammen 
herausgegebenen Bibliothek für Volks- und Weltwirtschaft, 135 Seiten, 
Preis 2 Mark). Er sucht die Frage zu beantworten, ob eine zollpolitische 
Annäherung Deutschlands an Oesterreich-Ungarn und die Balkan- 
staaten (von der besonders wichtigen Türkei spricht er meıkwürdiger- 
weise nicht) schwere Nachteile für die deutsche Landwirtschaft zur 
Folge haben könnte oder nicht. Die deutsche Landwirtschaft sei 
recht ergiebig in der seit den napoleonischen Kriegen stark erhöhten 
Fleischgewinnung, dagegen durchaus unzureichend, was Futtermittel 
(namentlich Futtergetreide) betrifft, abgesehen von den auch als 
menschliche Nahrung wichtigen Kartoffeln; die Erzeugung von Brot- 
getreide sei schon sehr knapp, die von Milch ausreichend, wenn auch 
in starkem Ausmaß auf Grundlage ausländischer Futtermittel auf- 
gebaut und in den letzten Jahren vor dem Weltkrieg teilweise nur 
unter schädlicher Entblößung des ländlichen Bedarfes selbst den 
Städten und Industriegebieten reichlich liefernd. 
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Die Gründe, der in Anbetracht der bedeutenden Ueberzahl der 
städtisch-industriellen Bevölkerung, hohen Leistungsfähigkeit der 
deutschen Landwirtschaft lägen nicht nur in technischen Hilfen (weite 
Verbreitung landwirtschaftlicher Fachbildung, hervorragende Samen- 
zucht, Fülle guter Düngemittel, ausgedehnte Verwendung landwirt- 
schaftlicher Maschinen), sondern vor allem im starken Ueberwiegen 
des auf genossenschaftliche Einrichtungen gestützten kleintäuerlichen 
Familienbetriebes bei verhältnismäßiger Einschränkung des wirt- 
schaftlich und technisch weniger leistungsfähigen Grofgrundbesitzes 
einerseits, der Zwergbetriebe andrerseits. 

Bezüglich Oesterreich-Ungasns und der Balkanstaaten käme es 
vor allem auf folgendes an: I. Vermag ihre Landwirtschaft so billig 
zu erzeugen, daß hiedurch die Hauptproduktionen der deutschen 
Landwirtschaft gefährdet wären? 2. Ist dort für innere Kolonisation 
ein so großer Spielraum, daß hiedurch ein derartig gefährlicher Auf- 
schwung dieser Landwirtschaften möglich wäre? 3. Können die 
Landwirte Oesterreich-Ungarns und der Balkanstaaten der deutschen 
Landwirtschaft die von dieser für Gewinnung von Fleisch und Fett 
dringend nötigen Futtermittel lieiern? | 

Die von der deutschen Landwirtschaft benötigten Futtermittel 
vermag insbesondere der Maisanbau Rumäniens beizustellen. Eine 
innere Kolonisation im größeren Maßstabe wäre nur in einzelnen 
umfangreicheren Gebieten Ungarns und in Rumänien möglich. Eine 
gefährliche Ueberschwemmung des deutschen Absatzmarktes für 
landwirtscha fliche Erzeugnisse sei um so unwahrscheinlicher, als 
sogar in Ungarn, Rumänien, Serbien, Bulgarien dienach dem Weltkrieg 
zu erwartende raschere Industrialisiesung einer allzu gewaltigen 
Steigerung der etwa zollbegünstigten Ausfuhr von Biıotgetreide, 
Gemüse, Obst und tierischen Nahrungsmitteln nach Deutschland 
sicherlich im Wege sein müßte. l 

Zu bemerken wäre, daß diese 1917 erschienene Schrift bereits 
im Jahre 1g15 abgeschlossen und wahrscheinlich, weil sie sich haupt- 
sächlich auf die Statistik aus der Zeit vor dem Weltkrieg stützt, 
unverändert zum Abdruck gebracht wurde. Gemäß den Eindrücken 
des Jahres 1917 hätte der Verfasser die etwaigen Rückwirkungen 
eines mitteleuropäischen Zollbündnisses auf die deutsche Landwirt- 
schaft wohl überhaupt nicht so ängst'ich untersucht, wie es ihm noch 
im Jahr 1915 nötig erscheinen mochte. Denn, in Anbetracht des 
Darniederliegens der Landwirtschaft aller Länder der Erde infolge 
der Kriegsverhältnisse und mit Hinblick auf die Zustände auf dem 
Schi fsfrachtenmarkt, wird man in Deutschland nach dem Friedens- 
schluß noch auf Jahre hinaus froh sein, mittels der Donau und der 
Eisenbahnen aus nahegelegenen, befreundeten Gebieten überhaupt 
Nahrungsmittel beziehen zu können. Die Agrarzollpolitik von 1906 
dürfte dann höchstens wie der eingefrorene Ton aus Münchhausens 
Posthorn wirken. 


34° 
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Karl Kumpmanns Friedrich List als Prophet 
des neuen Deutschlande (Tübingen 1915, Verlag J. C. B. 
Mohr [Paul Siebeck], 52 Seiten, Preis 0.90 Mark) beschäftigt sich 
nur mit den äußersten Umrissen des mitteleuropäischen Wirtschafts- 
bundss und fast mehr mit dessen politischer als mit seiner wirtschaft- 
lichen Seite. Kumpmann geht davon aus, daß List seinen national- 
wirtschaftlichen Lieblingsplan, den deutschen Zollverein, auch auf 
Osterreich erstreckt haben wollte und Ungarn sowie die Türkei als 
Brücken und: Tätigkeitsfelder einer zukünftigen großartigen Ent- 
wicklung deutscher. wirtschaftlicher Kraft und Leistungsfähigkeit 
bis zum indischen Ozean hin ansah. Hiebei wurde jedenfalls das 
mitteleuropäische Zoll- und Wirtschaftsbündnis samt dem Berlin- 
Bagdad-Plan in einer den  Zeitverhältnissen entsprechenden Art 
vorausgeahnt. So wurden z. B. von List Auswanderungspläne solchen 
fruchtbarer auswärtiger Kapitalsanlage vorangestellt. 

' Noch überraschender und prophetischer wirkt List in jenen Dar- 
legungen, worin erdie politische Umwelt zeichnete, aus der die schließ- 
lich bis zum persischen Meerbusen und dem Roten Mer gehenden 
Pläne eines mitteleuropäischen Zol- und Wirtschaftsbündnisses 
naturnotwendig zur Entstehung gelangen mußten: Der dumpfe 
Eroberungsdrang Rußlands (ob nur seiner herrschenden Klassen 
oder auch seiner breiten Massen, wie List anzunehmen scheint, mag 
dahingestellt bleiben), der unruhige kriegerische Ehrgeiz Frankreichs, 
der Handels-, Industrie- und Flottenneid Großbritanniens (vom 
Kolonialneid konnte zu Lists Zeit noch nicht die Rede sein). Die 
Unvermsidlichkeit des furchtbaren Zusammenstoßes von IQI4—IQI7, 
wie immer sich die leitenden Staatsmänner der Mittelmächte auch 
verhalten hätten, liegt angesichts solcher den Ereignissen um sieben 
Jahrzehnte vorauseilender Prophezeiungen klar zutage. Hier konnte 
sogar Bismarck eben nur verzögern, nicht verhindern. 


+ 

Einen wertvollen Beitrag hat Karl Landauer in seiner 
Mai 1916 abgeschlossenen Arbeit »Literatur zur Frage 
der deutsch- österreichisch-ungarischen Wirt- 
schaftsannäherung« (Jena 1916, Verlag Gustav Fischer, 
63 Seiten, Preis 1.50 Mark, elftes Heft der kriegswirtschaftlichen Unter- 
suchungen aus dem Institut für Seeverkehr und Weltwirtschaft an 
der Universität Kiel) geliefert. Er stellt die bereits erschienenen 
wichtigeren Schriften mit knappen, unparteiischen Inhaltsangaben 
zusammen und legt kurz dar, wie die Gründe für und gegen eine engere 
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere für und gegen zollpolitische 
Verständigungsmaßnahmen, in den einzelnen Schriften behandelt 
werden. Immerhin wäre auf eine Entgleisung hinzuweisen, indem 
er auf Seite 55 die österreichisch-ungarischen Delegationen als seinen 
starken Ansatz zu einem Zollparlament« bezeichnet; tatsächlich sind 
sie nur besondere Ausschüsse beider Parlamente mit streng umgrenzten 
Aufgabenkreis, worin sich gerade die Handelspolitik nicht befindet. 
Zur Zeit, da Landauer seine Arbeit abschloß, hatte er sicherlich recht 
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mit seiner Schlußbemerkung, daß die grundlegenden produktions- 
politischen sowie Währungs- und Kartellfragen der Wirtschafts- 
annäherung weit dürftiger behandelt worden seien als die zollpoliti- 
schen Belange. Seither sind aber diese Lücken insbesondere durch 
die Arbeiten von Battaglia und Stolper in nicht geringem Ausmaß 
ausgefüllt worden. Eine Fortführung dieser dankenswerten Arbeit 
bis Sommer 1917 wäre durchaus zu wünschen. 

Dieser Wunsch ist zumTeil durch eine bis Frühjahr 1917 reichende 
ungarische Arbeit erfüllt worden, die von Imre Barcza unter dem 
Titel s»Bibliographie der mitteleuropäischen 
Zollunionsfrage« (Budapest 1917, Verlag des Pester Lloyd, 
72 Seiten) erschienen ist. Inhaltlich geht Barcza sogar weiter als 
Landauer, indem er auch kleinere Aufsätze, ferner einige französische 
und englische sowie, was besonders dankenswert ist, zahlreiche Ver- 
öffentlichungen in magyarischer Sprache aufnimmt. Andererseits 
bleibt er aber hinter Landauer zurück, indem bloß bibliographische 
Mitteilungen gemacht, aber keine Inhaltsangaben, geschweige denn 
kritische Bemerkungen geboten werden. Die von Alexander von 
Matlekovits verfaßte Einleitung enthält nur einige beiläufige 
geschichtliche Bemerkungen zur Zollvereinsfrage sowie die Andeutung, 
daß die wirtschaftliche Annäherung der Mittelmächte schon durch 
die Pläne der Entente hinsichtlich eines Wirtschaftskrieges nach dem 
Weltkrieg zur Notwendigkeit geworden sei. Nichtsdestoweniger 
bleibt die gewiß sehr mühevolle, sorgfältige Arbeit ein wertvoller 
Behelf, zumal sie auch ältere Schriften (aus der Zeit vor dem Weltkrieg) 
und solche über verwandte Fragen (österreichisch n Aus- 
gleich, Verkehrsangelegenheiten usw.) heranzieht. 
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Von 


OSKAR BLUM. 
I. 

Wenn Hegel mit Bezug auf die Religion einmal bemerkt, 
sie stelle entweder positiv oder zumindest negativ (also selbst für Athei- 
sten) den Ausgangspunkt jeglicher Weltanschauung dar, so kann man 
diese Bemerkung wohl mit besserem Fuge hinsichtlich der Stellung 
des Marxismus innerhalb der Geistesgeschichte der letzten 50 
Jahre wiederholen. Die Sozial vissenschaften können sich einer zu- 
stimmenden oder polemischen Beziehung auf die Mar xsche Betrach- 
tungsweise nicht mehr begeben — und die zentrale Bedeutung seiner 
Geədankenwelt bleibt für jeden vorurteilslosen Beobachter unseres 
Geisteslebens schlechthin unbestreitbar. In diesem Sinne erfüllte 
sich die einstige Ahnung Marx ens vollinhaltlich. Was er bald nach 
dem Erscheinen des ersten Bandes vom »Kapital« an Friedrich 
Engels schrieb, klingt heute gar sonderbar in unseren Ohren: 
»Die Deutschen sind gute Kerls. Ihre Leistungen als Bediente der 
Engländer, Franzosen und selbst — Italiener auf diesem (d. i. dem sozial- 
wissenschaftlichen) Gebiet berechtigen sie in der Tat, meine Geschichte 
zu ignorieren. Indes muß mans machen wie die Russen: warten. 
Geduld ist der Kern der russischen Diplomatie und Erfolge. Aber 
unsereiner, der einmal lebt, kann darüber verreckene«!). Zwei Schick- 
salsfügungen: die persönliche Leidensgeschichte des Schöpfers und der 
objektiv notwendige Siegeslauf der Schöpfung, sind chan hier ahnungs- 
voll festgehalten, 


1) Der B:iefwechzel zwischen Friedrich Engeis und Karl marx 15044 
bis 1883. Herausgegeben von A. Bebel und Ed. Bernstein. [.—IV. 
Stuttgart 1913. (Im waiteren zitiert als: Briefwechsel.) Bi. ITI. S. 4193. — E3 
entbahrte beiläufig eines gewissen ironischen Baigeschmacks nicht, wenn die- 
jenigen Helden der deutschen Nationalokönomie, welche den größten Lärm ob 
Marxens »vaterland;losene Gesinnung schlugen, vollständig zu übersehsn 
ptlegten, daß niemand anderer als Marx die deutsche O>konomie nebsa 
Ricardo, Bastiat, Proudbon, Molinari usw. selbstinlig 
und übsrragend bazrüniste. Sie würde sich wohl ziemlich spät vom Gänz:ibınil 
dieser #frem lländiscrsn«e Musterbeispiele befreit haban, müsste sie auf die Gsi- 
stestaten jener Helden warten. 
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Es kann jedoch nicht geleugnet werden, daß die schließliche Selbst- 
behauptung des Marxismus weniger dem planmäßigen Wirken der 
Schule oder der »Schüler«, als vielmehr der überzeugenden Sprache 
der historischen Entwicklung zugeschrieben werden muß. Die Kraft 
des Marx schen Denkens offenbarte sich den Späteren nicht so sehr 
im bewußten Einklang mit seinem eigenen Worte, denn als eine Be- 
gleiterscheinung derselben sozialen Entwicklungsreihe, deren erste 
theoretische Prägung das Lebenswerk von Marx und Engels 
ausfüllte. Deshalb konnte ihre Lehre sich ausbreiten, obwohl sie 
selbst — d. h. ihre wirkliche, reale Gestalt — entweder der Vergessen- 
heit anheimfielen, oder aber im mystischen Zwielicht gläubiger Vereh- 
rung herumschwebten. 

Der Umstand, daß gerade diejenige Bewegung, die als glänzendste 
Rechtfertigung des Marx-Engelsschen Lebenspensums in der 
Geschichte aller zivilisierten Länder auf den Plan trat: die sozialisti- 
sche Arbeiterbewegung, im Laufe der Zeit eine gewisse Nachlässigkeit 
in Ansehung ihrer eigenen Vorkämpfer an den Tag legte, ist sicherlich 
des ernsthaftesten Nachsinnens wert. Jene ganze Periode der »kriti- 
schen« Revision, die mit unendlicher Selbstgefälligkeit ans Werk ging, 
entbehrte ja bezeichnenderweise der ersten und natürlichsten Grund- 
lage: der zureichenden Kenntnis der Marxschen Gedanken. Denn 
nur spät und nur bruchstückweise kam in allerletzter Zeit die geistige 
Erbschaft Marx’ und Engels’ zam Vorschein. Erst nach und 
nach lernte man den ganzen Umfang des Marx-Engelsschen 
Schaffens kennen, erhielt man Einblicke in den Wortlaut ihres wissen- 
schaftlichen Testaments *). Wie lange ist es denn her, seitdem man in 
wissenschaftlichen Kreisen die Verfasser des »Kommunistischen Mani- 
festes« einzig und allein nach dem »Kapitale und in Arbeiterkreisen 
den Verfasser des +»Kapitals«e ausschließlich nach dem »Kommunisti- 
schen Manifeste beurteilte? Nicht nur jene Arbeiten, die seinerzeit 
sder nagenden Kritik der Mäuse« anheimfielen und wohl nimmermehr 
aus dem Dunkel hervortreten werden, blieben dem Studium entzogen; 
die ganze Fülle jener Zeitproduktion, die in unzähligen Zeitungen, 
Zeitschriften und Broschüren zerstreut ist, und die man ohne jede 
VUebertreibung als das Laboratorium des Marxismus 
bezeichnen darf, harrte ebenfalls seit Jahr und Tag der Wiederer- 
weckung. 

Franz Mehrings vierbändige Ausgabe des Literarischen 
Nachlasses von Ma rx, Engels und Lassalle — um die 
Jahrhundertwende erschienen — warf den ersten Lichtstrahl in dieses 
Dunkel. Sie brachte die Jugendperiode des Marxismus unserem Ver- 
ständnis näher. Es waren dies in vielfacher Hinsicht seine W a n d e r- 
jahre: die Zeit des demokratischen Gärens und Brausens, der 
Loslösung vom idealistischen Radikalismus der Hegelschen Linken, 
die Inkubationsperiode der kommunistischen Selbstbesinnung des 

4) Wa» allerdings nuch kainen einzigen von den vorlauten Wortiührera 
der Kritik veranlaßt hat, seine »Revision« des Marxismus einmal im Lichte der 
neuen Materialien zu revidieren, 
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Brüsseler Exils. In Verbindung mit früheren Neudrücken der histo- 
rischen Studien von Marx und Engels über die französische 
und die deutsche Revolution und über Louis Bonapartes Staatsstreich 
gewährten diese Publikationen einen ziemlich erschöpfenden Ueber- 
blick der 40er Jahre des vorigen Jahrhunderts. Aber je willkommener 
man diese Bereicherung der Literatur des Marxismus heißen mußte, 
am so empfindlicher machte sich eine andere Lakune bemerkbar: 
die arbeitsreiche Zeit des Londoner Exils erschien nach der Meh- 
ring schen Ausgabe erst recht der Erhellung bedürftig. Das erste 
Jahrzehnt dieser Londoner Verbannung bildete doch gewissermaßen — 
als Seitenstück zu der Kölner und Brüsseler Zeit — die weltpoli- 
tischen Lehrjahre des Marxismus. Hier erst kamen Marx 
sowohl als Engels in den Mittelpunkt der weltgeschichtlichen 
Begebenheiten des bürgerlichen Zeitalters. Aus dem engen Kreis 
lokaler Probleme des deutschen Vaterlandes durch die zusammenbre- 
chende und darum noch trübe und verwirrende Welt der französi- 
schen Parteipolitik, sahen sie sich plötzlich auf den Gipfel der bour- 
geoisen Ordnung versetzt, von wo aus sich das bunte Gewirr aller 
Tagesfragen der kapitalistischen Revolutionsära mit unerwarteter 
Klarheit dem Auge darbot. Es versteht sich von selbst, daß der theos 
retische Ausbau des Marxismus eine tiefgehende Einwirkung dieses 
eigenartigen Milieus erhalten mußte. Marx’ und Engels’ Lon- 
doner Jahrzehnt 1850—60, welches der Gründung der Internationalen 
Arbeiter-Assoziation und der Abfassung des »Kapitalse voranging, 
war für die ganze fernere Entwicklung ihrer Weltanschauung folgen- 
schwer. 

Und doch hat es gerade in Ansehung dieser Periode am längsten 
gedauert, bis auch nur die wichtigsten Materialien und Denkwürdig- 
keiten, die in sie fallen, der Untersuchung zugänglich gemacht wurden, 
Den Anfang legten Bebel und Bernstein mit der Herausgabe 
des Marx-Engelsschen Briefwechsels. Ihnen folgt nunmehr 
eine neue Veröffentlichung, die für die literarischen Arbeiten Marx’ 
und Engels’ aus jener Zeit ebenso wertvolle Aufschlüsse bietet, 
wie es der Briefwechsel mit Bezug auf ihr persönliches Trachten 
und Tun gewährte ?). Diese Sammlung verschollener, schwer- oder 
zum Teil (wenigstens auf dem Kontinente) gar nicht auffindbarer 
Beiträge von Marx und Engels zu den Tagesfragen der euro- 
päischen Weltpolitik nach 1848 fügt daher den Schlußstein zu dem 
— nunmehr bereits vorhandenen — Rohbau einer theoretischen 
Biographie des Marxismus hin. 


II. 


Die beiden vorläufigen Bände der neuen Ausgabe umfassen das 
Lustrum 1852—1856 und enthalten Marx’ und Engels’ Kor- 


- 3) Gesammelte Schriften von Karl Marx und Friedrich Engels 
1852—1862. Herausgegeben von N. Rjasano ff. Die Uebersetzung aus dem 
Englischen von Luise K a u ts k y. Bd. I—II (1852—56). LXXIV und 530 und 
XXIV und 551 Seiten. Stuttgart 1917. Verlag von J. H. W. Dıetz Nacht. 
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respondenzen in der New York Tribune, in Peoples’ Paper und in der 
Neuen Oder-Zeitung. Es ist wirklich kein schlechtes Zeugnis für die 
schriftstellerischen Fähigkeiten der Verfasser, wenn ihre für den Tag 
geschriebenen Aufsätze heute noch — nach einem Menschenalter — 
sich mit ebensoviel Interesse lesen lassen, wie zur Zeit ihres Entstehens. 
Aber damit hat es eine ganz eigene Bewandtnis. Was Friedrich E n- 
gels im Anfang der 70er Jahre einmal an Marx schrieb: »Das 
Zeitungsschreiben ist weiter nichts, als ein fortlaufendes Räsonnieren 
über Dinge, die man nicht gelernt hats $), kennzeichnet zwar vortreft- 
lich das damalige (und wohl auch das spätere) Niveau der üblichen 
Zeitungsproduktion, wird aber weder seiner eigenen Tätigkeit als 
sZeitungsschreiber« noch derjenigen seines Freundes auch nur in ent- 
fernter Weise gerecht. Beide lieferten — gegen wirklich beschämende 
»Honorare« 5) — sozusagen »ganze Arbeite. Wieviel Studien, Aus- 
dauer, Fleiß in jeder Marx -Engelsschen Zeitungsnotitz 
steckt, kann man erst heute richtig ermessen. Die Zeiten, wo eine 
Neue Oder-Zeitung sich für bare 30 monatliche Taler die Mitarbeiter- 
schaft eines Marx sichern konnte, sind allerdings unwiderruflich 
vorbei — und es wäre unbillig, das heutige Zeitungsgewerbe an jenem 
Ausmaß zu prüfen. Immerhin erkennt man in diesem Vergleich jenen 
Entwicklungsweg wieder, den der gewerbsmäßige Journalismus 
seither genommen hat. 

Für Marx bedeuteten die Zeitungsberichte weit mehr als eine 
bloße Erwerbsquelle. Daß sie ihm nebenbei über die bitterste Not 
hinweghalfen, zog er selbstverständlich wohl in Betracht und sah den 
marktmäßigen Charakter des Metiers sehr bald ein. »Hätten wir — 
Du und ich —«, schreibt er am 14. Dezember 1854an Engels, szur 
rechten Zeit das englische Korrespoudenzgeschäft angefangen, 
so säl!est Du nicht in Manchester, Kontorgequält, und ich nicht 
Schuldengequält«®). Sieht man aber genauer hin, so bemerkt man, 
daß diese — gewissermaßen merkantile — Seite der Frage hinter den 
wirklichen Beweggründen des Marxschen Zeitungsdienstes ver- 
schwand. 

Diese Beweggründe liegen ganz anderswo. Die Notwendigkeit der 
Berichterstattung zwangen Marx, sich viel eingehender mit dem 

4) B.iefwechsel, Bd. IV, S. 329. 

6) Die Neue Oder-Zeitung zahlte allmonatlich 30 Taler. Lohnender war 
schon die Mitarbeit an der New York Tribune. Wenn man aber bedenkt, was alles 
die Redaktion aus ihrem »Mitarbeiter« herauszuschlagen verstand und wieviel 
dieser dem » Rufe — also vor allem dem Abonnenten- und Inseratengeschäft der 
Zeitung genützi hat, so wird man auch diese Honorare nicht übermäßig hoch an- 
schlagen. Wenn es allgemeinhin heißt, Charles A. Dana, der Marx zuf 
Mitarbeit an der N.-Y. T. heranzog, habe sich damit auch bei der »Sozialdemo- 
kratie (und) jedem, der den Genius von Karl Marx anerkennt« das Anrecht 
auf besondere Dankbarkeit erworben (vgl. z. B. K. Kautsky, Vorwort zu: 
Marx, Revolution und Kontie-Revolution in Deutschland, S. XX), so sollte 
man immerhin bedenken, daß es keineswegs Marx war, der dabei das bes- 
sere Geschäft machte. | 

¢) Briefwechsel, Bd. 1, S. 448. Vgl. auch Bd. III, S. 43. 
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Getriebe der bürgerlichen Gesellschaft zu befassen — und bei weitem 
vielseitiger, als es wohl sonst der Fall gewesen wäre. Und dies war 
es, worauf es ihm am meisten ankam. Darob verga® er nur zu oft, den 
eigentlichen Zweck seiner »Korrespondenzgeschäfte«e und zeigte un- 
versehens — unter der Maske des Journalisten — doch nichts anderes, 
als seine ureigenste Gestalt des Forschers und Denkers. 

Während der spanischen Revolution von 1854 vertieftsich Mar x 
in das Studium der Geschichte Spaniens — wie es wohl kaum je ein 
ə Journaliste getan! — und läßt in einem Brief an Engels die fol- 
gende bemerkenswerte Aeußerung fallen: »Meine principal study 
ist jetzt Spain. Die Geschichte ist nicht ganz ohne Verwicklung. 
Schwieriger ist’s der Entwicklung auf die Sprünge zu kommen. Das 
Ganze wird ungefähr sechs Artikel für die Tribune setzen, wenn (man) 
sehr kondensiert. Jedenfalls ist es ein Fortschritt, 
daß man at his moment ones studies bezahlt 
bekomm te”). »Ward je in solcher Laun’« — der Nachrichtendienst 
einer Zeitung besorgt? Ein anderesmal — anläßlich seiner Aufsätze 
über Palmerston (gleichfalls für die New York Tribune) — 
schreibt sunser eigener Korrespondents an seinen «Kontorgequälten« 
Freund nach Manchester: »Es ist mir lieb, daß ich durch Zufall dazu 
gekommen bin, die auswärtige Politik — die diplomatische — seit 
20 Jahren mir in der Nähe anzusehen. Wir hatten diesen Punkt zu 
sehr vernachlässigt und man muß wissen, mit wem man es zu tunhate®). 

Neben derartigen — mehr abstrakten — Erwägungen sprach, 
namentlich bei Marx, noch ein anderer Umstand gebieterisch mit: 
für ihn bedeutete der Zeitungsdienst auch eine Ablenkung von ab- 
tötendem Einerlei des Emigrantendaseins. In dieser Hinsicht war die 
Mitarbeit an der New York Tribune ein willkommenes Mittel, jenen 
Begleiterscheinungen des Exils zu entgehen, die selbst für die geistige 
Muskulatur eines Marx mannigfaltige Gefahren bergen. Wie Marx 
und Engels über die Beschaffenheit der Verbannung dachten, 
geht aus ihrem Briefwechsel unzweifelhaft hervor. 1851 schreibt E n- 
gels anseinen Freund: »Man sieht immer mehr und mehr ein, daß die 
Emigration ein Institut ist, worin jeder notwendig ein Narr, ein Esel 
oder ein gemeiner Schurke wird, der sich nicht vor ihr zurückzieht 
und dem die Stellung eines unabhängigen Schriftstellers nicht genügt«®). 
Wir werden also kaum fehlgehen, wenn wir in Marxens pflicht- 
mäßiger Befassung mit Tagesfragen und Obliegenheiten des journali- 
stischen Dienstes einen jener Notbehelfe sehen, die ihm nicht nur ma- 
teriell, sondern vor allem auch geistig über die erste Zeit des Lon- 
doner Exils hinweghelfen mußten. Sein Briefwechsel mit Engels 
zeigt überaus anschaulich, mit welchem Eifer er dabei ans Werk ging 
und wie wenig dieser letztere sich täuschte, als er gleich zu B ginn 
ihrer gemeinsamen Emigrationszeit das Postulat aufstellte: »Die 
Hauptsache für den Moment ist, die Möglichkeit, unsere Sachen zum 

1) a.a. O. Bd. II, S. 37/38. 

'¢) a.a. O. Bd. I, S. 444. 

®) Briefwechsel, Bd. I, S. 139. 
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Druck zu bringen«!%). An das gewerbsmäßige »Zeitungsschreiben« 
dachte er dabei freilich noch nicht. Gleichwohl hat sich gerade dieses 
Schreiben als die »beste R:ssources gegen den zersetzenden Einfluß 
der szunehmenden Reaktion« bewährt 11). 


III. 


»Um eine Epoche in der Welt zu machen«, sagt Goethe, »dazu 
gehören bekanntlich zwei Dinge: erstens, daß man ein guter Kopf 
sei, und zweitens, daß man eine große Erbschaft tue.e Marxens 
Erbschaft war — wie jene Napoleons — die Revolution von 1848. 
Erst wenn man seine Arbeiten aus der ersten Periode des Londoner 
Exils aufmerksam betrachtet, bemerkt man, welch einschneidende 
Bedeutung jene Erbschaft für den ganzen Entwicklungsgang des wis- 
senschaftlichen Sozialismus gewonnen hatte. Wie für Marx so auch 
für Engels bedeutete das Jahr 1848 nur eine Vorstufe zur baldigen 
Wied:rholung desselben Kreislaufs — aber in erweiterter und end- 
gültiger Fassung. Es ist bekannt, daß diese Erwartungen sich nicht 
bestätigten. Man hat sie denn auch als mehr oder weniger verzeihliche 
è Jugendverirrungen« zu entschu:digen gesucht. Aber das Material, 
worauf man sich stützen konnte, war außerordnetlich knapp. Engels 
. selbst erinnerte sich in späteren Jahren nur ungern der ehemaligen 
sSünd :n« und tat sie mit einigen wenigen Sätzen ab. Nun kann aller- 
dings kein Zweifel darüber bestehen, daß die beiden Freunde immerhin 
nichts gem:insam:s hatten mit der landläufigen Begeisterung der 
damaligen Emigrationszirkeln, die ob der stündlichen Revolutionser- 
wartung die inzwischen tatsächlich eingetretene Reaktion übersahen 

er »ignorierten«e. In diesem Sinne konnte Engels mit Recht 
die folgend: retrospektive Darstellung nied:rschreiben: »Seit Früh- 
jahr 1850 (gewann) Marx wied:r Muße für ökonomische Studien 
und (nahm) zunächst die ökonomische Geschichte der letzten zehn. 
Jahre vor. Dadurch wurde ihm aus den Tatsachen selbst vollständig 
klar, was er bisher aus lückenhaftem Material halb aprioristisch 
gefolgert hatte: daß die Welthandzslskrise von 1847 die eigentliche 
Mutter der Februar- und März-R:volution gewesen, und daß die seit 
Mitte 1848 allmählich wieder eingetretene, 1849 /1850 zur vollen Blüte 
gekomm:ne industrielle Prosperität die belebende Kraft der neu er- 
starkten europäischen Reaktion war. Das war entscheidende 2). 


10) a, a. O. Bd. I, S. 143. 

11) Was Engels anbelangt, so rührte seme Bateiligung an dem »Zeitungs- 
geschäft« allerdings in erster Linie von dem Wunsche her, M a r x e n einen Teil 
seiner Last abzunehmen und für ihn stets dann einzuspringen,wenn er selbst durch 
anderweitige Inanspruchnahme am Ausüben seiner journalistischen Pflichten ver- 
hindert war. Für Engels bedeutete schon das »Kontor« ein wirksames Si- 
cherheitsventil gegen die Gebreste der Emigration. Dies alles selbstverständ- 
lich abgesehen von dem rein theoretischen Interesse an der Sache, welches bei 
Engels ebenso stark mitsp-ach wie bei Marx. 

11) Vgl. die Einleitung zu: Klassenkämpfe in Frankreich, Barlin ıgıı, S. 9. 
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Allein damit ist nur wenig gesagt: diese Betrachtung gibt nur eine 
Seite der Frage wieder. Denn viel entscheidender noch als die Einsicht 
in die eingetretene Prosperität, war für Marx die Aussicht auf eine 
sicher zu erwartende neue Wirtschaftskrise. Ebenso wie die P osperi- 
tät die Reaktion brachte, mußte seines Erachtens die kommende 
Krise die Revolution vollbringen. Im letzten Heft der Neuen Rheini- 
schen Zeitung erschien 1850 eine von beiden Freunden verfaßte ge- 
schichtliche Uebersicht des abgelaufenen Revolutionsabschnittes. 
Dort hieß es resolut genug: seine neue Revolution ist nur möglich 
im Gefolge einer Krisis. Sie ist aber auch ebenso sicher 
wie diese«!3). Daß diese felsenfeste Zuversicht um 1850 und in 
der unmittelbar darauf folgenden Zeit im Mittelpunkt der M arx- 
Engelsschen Weltbetrachtung stand: dies bezeugt nunmehr 
ihr journalistischer Nachlaß mit aller Bestimmtheit. Zugleich hat aber 
seine Zeugenschaft noch eine andere — und viel wichtigere — Trag- 
weite. Die Berufung auf die Wirtschaftskrise machte in Wirklichkeit 
nur einen Teil der Marxschen Revolutionszuversicht aus. Der Sach- 
verhalt ist demnach viel komplizierter, als es selbst die obige Darstel- 
lung Engels vermuten läßt. Jene Kausa'verbindung zwischen 
Wirtschaftskrise und Revolution lief inWirklichkeit noch neben ar deren 
mitbestimmenden Erwägungen her, die für die Entste] ungsgeschichte 
des Marxismus von grundlegender Wichtigkeit sein dü ften. Der 
Gedankengang: Die Revolution von 1848 kam infolge der Krisis 
von 1847 — also wird die nächste Krisis von neuem zur Revolu- 
tion führen: dieser Gedankengang konnte für Marx ru- deshalb eine 
ausschlaggebende Bedeutung gewinnen, weil er im Zu ammenhang mit 
einer ganz besonderen Soziologie der bürgerlichen Gesellschaft zum Aus- 
druck gelangte. Hinter der revolutionären Spannung M a r x ens wirkte 
jene Erkenntnis der von der kapitalistischen Preduktionsweise unzer- 
trennlichen Widersprüche mit, die von Anfang an das ausgeprägteste 
Merkmal des wissenschaftlichen Sozialismus war. Die Geburtsstunde 
der politischen Klassenselbständigkeit der Bourgeoisie bedeutete 
zugleich eine unerhörte Anspannung aller bis dahin im Halbschlummer 
begriffenen Kräfte des Kapitalismus. Die Gegensätzlichkeit seiner 
ökonomischen Natur brach dabei zum erstenmal mit dem ganzen Nach- 
druck und vollkommen unverhüllt hervor. Gleich bei den ersten selb- 
ständigen Schriften schien die kapitalistische Gesellschaft in eine Sack- 
gasse zu gelangen. In diesem Zwiespalt hin- und hertreibender Tenden- 
zen, im Mittelpunkte unversöhnlichster Konflikte entstand nun die 
revolutionäre Tradition in der Tat als die einzige Erretterin des schwan- 
kenden Gesellschaftsbaues. Und diese ihre Rolle ist es, worauf Marx 
sowohl als Engels nicht müde wurden hinzuweisen. Die unge- 
stümmen Revolutionserwartungen, die wie ein roter Faden durch die 
öftentlichen und privaten Kundgebungen der beiden Freunde nach 
1848 ziehen, sind im Grunde genommen nichts anderes, als die Kehr- 
seite ihres klaren Erfassens aller Schwierigkeiten, die die soeben kon- 
stituierte bürgerliche Gesellschaft umlauerten, oder, wenn man will, 


13) a.a. O. S. 102. Gesperst von min. O. B. 
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der pyschologische Niegerschlag ihrer theoretischen Analyse der 
kapitalistischen Widersprüche. Was Marx und Engels von 
dem zeitgenössischen Sozialismus unterschied, war in erster Linie 
diese Erkenntnis derEndlichkeit der bürgerlichen Wirtschafts- 
ordnung. Sie sahen in ihr eine Produktionsweise, die, wie alle früheren, 
in sich selbst den Keim des eigenen Unterganges trägt. Die Entwick- 
lung des Kapitalismus bedeutete ihnen vor allem die (in mancher Hin- 
sicht automatisch — d.h. unabwendbar und unfehlbar wirkende) 
Entwicklung zum Sozialismus. Aber je mehr sie sich in diese 
Erkenntnis einlebten, um so zuversichtlicher sahen sie der nahen Re- 
volution entgegen, als der einzig möglichen Synthese der kapitalisti- 
schen Gegensätzlichkeiten. 

Marxens Briefe aus England 1852 /56 werfen ein helles Licht 
auf diese ganze Konstruktion. Durchaus eigenartig ist seine Stellung 
allen Problemen des englischen Gesellschaftslebens gegenüber. Was 
er an ihnen mit konsequenter Zähigkeit hervorhebt, ist stets nichts 
anderes, als die schließliche Aussichtslosigkeit aller Lösungen, die auf 
dem Boden des Bestehenden verbleiben zu können glauben. Und nicht 
nur als ein lediglich theoretisches Räsonnement kam dieser Umstand 
Marx zum Bewußtsein. Er summierte darin zugleich die zum ersten- 
mal mit völliger Anschaulichkeit empfangenen Eindrücke der briti- 
schen Arbeiterbewegung. So wie 1845 die »Lage der arbeitenden Klassen 
in England« für Engels eine blitzartige Erleuchtung bedeutete, 
so bildete diese Lage auch diesmal den Ausgangspunkt seines und 
M a r x ens sozialistischen Denkens. Die motorische Kraft ihrer Skep- 
sis in bezug auf die gesellschaftlichen Zustände der bürgerlichen 
Ordnung gab die Chartistenbewegung ab. Sie brachte 
eine neue Klasse auf die politische Arena Englands und griff mit 
unerhörter Heftigkeit in die vonaltersher sich hinziehende Rechts- 
sache des Bürgertums gegen den feudalen Grundbesitz ein, indem sie 
das ganze vorherige Klassenverhältnis umzugestalten begann. Wie 
stark der Chartismus die sozialpolitischen Anschauungen Marxens 
beeinflußte, erkennt man am besten aus seinen Berichten an die Neue 
Oder-Zeitung über die »kirchliche Agitation« im Sommer 1855, das 
heißt, über die Konflikte wegen der sogenannten Beerbill, sdie alle 
öffentlichen Vergnügungsorte an Sonntagen schloß mit Ausnahme 
von 6 bis 10 Uhr abendse, und der Sunddaytradingsbill: »In beiden Fäl- 
len, wie Marx sich ausdrückt, Verschwörung der Kirche mit dem 
Monopol des Kapitals, aber in beiden Fällen religiöse Strafgesetze gegen 
die niederen Klassen zur Beruhigung des Gewissens der vornehmen 
Klasse« 14). Wenn Marx bei dieser Gelegenheit der Bemerkung 
Raum gibt, daß »der Kampf gegen Pfäfferei denselben Charakter an- 
nimmt, wie jeder ernstliche Kampf in England, den Charakter des 
Klassenkampfes von Arm gegen Reich, Volk gegen Aristokratie, 
der niederen, gegen die ‚besseren’ Ränge« 5), wenn er in hoffnungs- 


14) Gesammelte Schriften, Bd. II, S. 299. 
15) a.a. O. Bd. II, S. 399. 


538 T Oskar Blum, 


freudigem Optimismus die Versicherung abgibt, ıdaß gestern im Hyde- 
park die englische Revolution begonnene habe !*), so wird — mit 
Umkehrung des bekannten Ausspiuchs — der Gedanke von der ob- 
jektiv bereits vollzogenen Ueberwindung der kapitalistischen Pro- 
duktionsweise zum Vater der Wünsche. Die Tradition und die Tages- 
praxis des Chartismus verliehen der abstrakten Analyse Fleisch und 
Blut. 

So brachte der Anschluß an die englische Arbeiterbewegung 
alle jene theoretisch gefolgerten Annahmen zu voller Blüte, die in 
Marx seit 1845 reiften. Sicherlich ist z. B. jenes Bild einer Hyde- 
park-Demonstration nicht spurlos an ihm vorübergegangen, welches 
Marx in einer Korrespondenz vom 28. Juni 1855 mit deutlichem 
Jubel wiedergibt: »Wenn die Pferde scheu wurden, bäumten, bockten, 
ausrissen, Lebensgefahr ihrer eleganten Last drohten, erhob sich das 
Hohngelächter lauter drohender, uneıbittlicher. Edle Lords und Ladies 
wurden gezwungen auszusteigen und Gebrauch von ihren eigenen Füßen 
zu machen. Wenn ältliche Gentlemen vorbeiritten, deren Tracht 
besondere Ansprüche auf Vollkommenheit im Glauben kundgab, 
erlöschten alle Wuttöne wie auf Kommando in unauslöschlichem Ge- 
lächter. Einem dieser Gentlemen riB die Geduld. Er machte, wie 
Mephistopheles, eine unanständige Gebärde, er streckte dem Feinde 
die Zunge entgegen. ‚He is a wordcatcher, a parliamentary man! 
He fights wit his own weapons!’ ersch.oll es von der Seite des Weges. 
‚He is a saint, he is psalm singing! war die Antistrophe von der an- 
deren Seite« 17). Hier ist selbstverständlich nicht die nackte Tatsache 
des Radaus, was Marx sichtlich entzückt, sondern eben der auf die 
äußerste Spitze getriebene soziale Antagonismus, wie er sich ihm in 
England zum ersten Male in der handgreiflichsten, sozusagen fabrik- 
mäßig erzeugten Gestalt darbot, und wie ihn das kleinbürgerliche 
Milicu Deutschlands und selbst Frankreichs mit einer derartigen 
dreidimensionalen Anschaulichkeit nimmer zu prägen vermochte. 

Wir wollen die Wirkung dieser Eindiücke keinesfalls überschätzen. 
Bei aller Kühnheit ihrer welthistorischen Prognose liebten es weder 
Marx noch Engels, sich allzu überm.ütigen Illusionen in betreff 
des empirischen Tatbestandes hinzugeben ?8). Es liegt aber gleichwohl 
auf der Hand, daß das politische Leben Englands den Veıfassern des 
»Kommunistischen Manifestes« vor allem deshalb eine reiche Ausbeute 

16) a a. O. Bd. 11, S. 299. 

17) a.a. O. Bd. Il, S. 302. 

18) Und schon gar nicht, sobald die Rede auf die subjektive Reife cer 
englischen Arbeiterschaft kam! So stellte beispielsweise Engels 1858 fest, 
daß sdas englische Proletariat faktisch immer mehr und mehr verbürgert, so 
daß diese bürgerlichste allerNationen es schließlich dahin bringen zu wollen scheint 
eine bürgerliche Aristokratie und ein bürgerliches Pıoletariat neben der Bour- 
geoisie zu besitzen«. (Briefwechsel, II. 290.) Die «spätere Entwicklung bestätigte 
diese Prognose teilweise ganz überraschend. Aber Engels wußte sehr wohl 
zu unterscheiden zwischen dem subjektiven Reifegrad einer Klasse und den not- 
wendigen Konsequenzen ihrer Stellung im Hinblick auf ihre objektive Reife als 
Produktionskraft. 
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bieten müßte, weil es den Kontakt herstelle mit einerArbeiterbewegung, 
deren Fluten inmitten mächtig entwickelter kapitalistischer Ver- 
hältnisse hochstiegen. Die Rolle des englischen Proletariers im Wirt- 
schaftsleben seines Landes war doch eine ganz andere als jene, die 
seinem jüngeren Klassengenossen auf dem Kontinente zufiel. Besaß 
dieser unter Umständen eine größere politische Schlagfe:tig- 
keit, so hatte jener eine viel mächtigere soziale Kraft. Ebendes- 
halb dürfte man ihm eher die Fähigkeit zuschreiben, den Besitz der 
bürgerlichen Erbschaft anzutreten. Je schonungsloser die Kritik der 
widerspruchsvollen Weltordnung des Kapitalismus an den Leib rückte, 
desto zuversichtlicher konnte sie zu dem bereitstehenden Erben auf- 
blicken und um so unabweislicher mußte ihr sein sofortiges Eingreifen 
erscheinen. 

Unter diesem Gesichtspunkte wird die Stellungsnahme Marxens 
zur Kardinalfrage der damaligen britischen Handelspolitik, d. i. 
zu der folgenschweren Kontroverse zwischen Schutzzoll und 
Freihandel besonders vielsagend. Die Betrachtungen, die wir 
darüber in Marxschen Briefen vorfinden, sird außerordentlich 
wertvoll. Abgesehen davon, daß sich in ihnen schon mancher Gedanke 
kundtut, der später erst im »Kapitale endgültige Bearbeitung erhalten 
sollte, bieten sie sehr lehrreiche Proben des ursprünglichen Verhaltens 
des Marxismus zu den Problemen des kapitalistischen Wirtschafts- 
lebens. Worin das bürgerliche Denken alleinseligmachende Panazeen 
erblickte, vermögen die Schöpfer des wissenschaftlichen Sozialismus 
nichts anderes zu entdecken, als armseligeNotbehelfe, die an dem eigent- 
lichen Kern der Sache kläglich vorbeiirren. So auch in der Freihan- 
delsfrage. Daß der Freihandel unter Umständen der ökonomi- 
schen Entwicklung des Kapitalismus (und vor allem des englischen 
Kapitalismus!) zuträglich sein kann, übersieht Marx keineswegs. 
Nichtsdestoweniger lenkt er seinen Blick in erster Linie auf die s o- 
ziale Wirkungssphäre des Freihandels, — und dieser Punkt ist 
es, wo seine Kritik einsetzt. Die soziale Quelle der kapitalistischen 
Prosperität entspringt dem fortschreitenden Klassenanta- 
gonismus. »Das Vorhandensein einer Million Paupers in den bri- 
tischen Arbeitshäusern ist ebenso unzertrennlich mit der britischen 
Prosperität verkrüpft, wie das Vorhandensein von achtzehn bis 
zwanzig Millionen in Gold in der Bank von England«!®). Hier kommt 
die grundlegende Unterscheidung zwischen der nurökonomischen 
and der sozialen Seite der kapitalistischen Entwicklung, die die Achse 
des Marxschen sozialwissenschaftlichen Systems ausmacht (und 
die sich allerdings in den nachfolgenden Jahrzehnten des prakti- 
schen Marxismus erheblich verwischte 2°), sehr deutlich zum Vor- 
schein. Die ökonomische Entwicklung ruft gerade dadurch, daß sie 
mit der größtmöglichen Intensität fortschreitet, immer akuter werdende 
Interessenkonflikte ins Leben. Ebendeshalb können nur »bürgerliche 

19) Gesammelte Schriften Bd. I, S. 30. 

1$) Ueber diese lehrreiche Seite der Frage soll spite an anderer Stelle 
ausführlich berichtet werden. 
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Phantasten« in ökonomischer Prosperität ein Sicherheitspfand kapi- 
talistischen Gedeihens erblicken. In Wirklichkeit, meint Marx; 
verhält es sich damit umgekehrt: »Beide Seiten der bourgeoisen Han- 
detspolitik, Freihandel und Schutzzoll, sind gleicherweise außerstande, 
diese Tatsachen aus der Welt zu schaffen (d. h., das Grundgesetz 
des sozialen Antagonismus, O.B.), die die natürlichen und die not- 
wendigen Resultate der ökonomischen Bedingungen der Bourgeois- 
gesellschaft sinde ?!). Das Soziale, — oder mit anderen Worten: die 
Klassenstruktur der bürgerlichen Gesellschaft, — ist jene Schranke, 
an der jede Möglichkeit eines hemmungslosen ökonomischen Fort- 
schritts zerschellt. Dieser dialektische Widerspruch kehrt vielmehr 
jede Maßnahme, die das Bürgertum zur Sicherung seiner ökonomischen 
Interessen ergreift, gegen seine eigene Brust. Derselbe Freihandel, 
an den die Ideologen der Manchesterschule so übermäßige Hoffnungen 
knüpften, liefert Marx die beste Probe auf dieses Exempel. Daß 
er vom Standpunkte des Bürgertums aus entscheidende Vorteile ge- 
währte, sash Marx, wie soeben bemerkt, sehr wohl ein. Aber diese 
Vorteile dauern nur so lange, bis man den Produktionsprozeß von seiner 
rein ökonomischen Seite betrachtet. In einem ganz anderen Lichte 
erscheinen sie hingegen, wenn man die sozialen Wirkungen der neu- 
geschaffenen ökonomischen Unterlage mit in Betracht zieht. Ins 
Soziale übersetzt erhält auch der Freihandel eine ganz unerwartete 
Wendung: »Der Freihandel drängt nach dem System der direkten 
Steuern hin. Die direkte Besteuerung schließt revolutionäre Maßnah- 
men gegen die Kirche, Grundbesitzer und Besitzer von Staatspapieren 
in sich. Diese Maßregeln bedingen ein Zusammengehen mit der 
Arbeiterklasse, und dieses Zusammengehen beraubt die 
englische Bourgeoisie der Hauptvorteile, die sie vom Freihandel 
erwartete, nämlich der unbegrenzten Herrschaft des Kapitals über 
die Arbeit« ??). Wir sehen also, daß der verhältnismäßig progressives 
Charakter des Freetradertmus für Marx nur insofern in Betracht 
kommt, als sich in ihm die absolute Sterilität des bürgerlichen sRe- 
formismus« kundtut. Ob Schutzzoll oder Freihandel: beide bewegen 
sich in demselben verzauberten Kreis der kapitalistischen Dialektik. 
Welches immer auch die Probleme sein mögen, auf die das Bürgertum 
beim Verfolgen seiner eigenen Ziele und Interessen stößt: sie zu lösen 
ist es nicht imstande, solange es die Grundlagen des gegenwärtigen 
Gesellschaftsbaues — das heißt sichselbst — unbehelligt lassen 
möchte. P 


IV. 


Der soeben skizzierte Ideengang stellt die Grundlage der M ar z- 
schen Kritik der gesellschaftlichen Zustände Englands dar. Die vor- 
herrrschende Tendenz ist somit leicht zu fassen. Stets handelt es sich 
für ihn in erster Linie um die Enthüllung jener inneren Schwierigkeiten, 

a1) Gesammelte Schriften, Bd. I, S. 30. 

22) a. a. O. Bd. I, S. 53. 
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die der Bourgeoisgesellschaft innewohnen und die ihren Fortbestand 
in Frage stellen. Bis zu welchem Grad diese Kritik berechtigt war, 
braucht hier nicht untersucht zu werden. Es kann einfach darauf hin- 
gewiesen werden, daß die spätere Entwicklung Englands Marxen 
nicht sosehr im einzelnen Recht gab, wie in Ansehung der allgemeinen 
Richtungslinie seiner Prognosen. Jedenfalls bestätigte sie seine prin- 
zipielle Voraussetzung, wonach keine bürgerliche Handelspolitik 
imstande sei, die sozialen Widersprüche des Kapitalismus — in Eng- 
land wie anderswo — aus der Welt zu schaffen. Diese Voraussetzung 
war es, worauf sich Marxens Ueberzeugung gründete, England 
stehe nur ein einziger Weg offen: die soziale Revolution, wenn anders 
die gesellschaftliche Entwicklung überhaupt vor sich gehen soll. 

Nun, damit hatte es bekanntlich keine allzu große Eile. Die Re- 
volution blieb aus, — und schon seit Anfang der 60er Jahre gewann 
Marx die Ueberzeugung, daß es mit ihr doch länger dauern dürfte, 
als er es bis dahin vermutete, und daß die bürgerliche Gesellschaft 
bedeutend lebenskräftiger sein wird, als wie es ihm nach der Kata- 
strophe von 1848 schien. Dieser (wenn man sagen darf) Tempo- 
verlust tut jedoch der methodologischen Seite der 
Marxschen Betrachtungen keinen Abbruch. Im Gegenteil: gerade 
deshalb, weil seine Methode so überaus tief grub, kam er in Versuchung, 
die Gültigkeitsdauer der mit ihrer Hilfe enit- 
deckten Gesetze näher zu rücken, alses nach dem 
tatsächlichen Entwicklungsgrad der realen Wirklichkeit möglich sein 
konnte. Aber in diesem Falle darf man wahrlich sagen: aufgeschoben 
ist nicht aufgehoben! Blickt man auf den inzwischen abgelaufenen 
Entwicklungsgang Europas zurück, so entdeckt man, daß er in Wirk- 
lichkeit nichts andres bedeutete, als ein fortwährendes Schwanken 
zwischen jenen diametral entgegengesetzten Polen, die Marx schon 
in den 5oer Jahren klar erkannte. 

Der Widerspruch zwischen der ökonomischen Entwicklung und 
der sozialen Struktur des Kapitalismus: dies war das Grundgesetz, 
welches die Geschicke Europas seither beherrschte. Wohl blieb die 
Revolution da zumal als M a r x sie erwartete, aus; dafür erreichten aber 
auch die gesellschaftlichen Widersprüche der kapitalistischen Entwick- 
ling eine um so schärfere Prägung. Jene ganze Epoche, die wir neuer- 
dings als die imperialistische zu bezeichnen pflegen, kann 
als das überzeugendste Beispiel dieses widerspruchsvollen Entwick- 
lungslaufes angeführt werden. Mit dem ganzen Rattenkönig ihrer 
ungelösten und unlösbaren Probleme ist sie nur eine ins Riesenhafte 
angewachsene Nachgeburt jener ersten Periode des siegreichen Kapi- 
talismus, andie Marx bereits 1853 die kritische Sonde legte. Sicher- 
lich kann man mit Fug und Recht die Behauptung aufstellen, daß die 
schlechthin unüberwindlichen Schwierigkeiten, mit denen das kapi- 
talistische Europa 1914/16 im buchstäblichen Verstand zu kämpfen 
hat, schon 1848/1856 ihr Gorgonenhaupt erhoben. Marx stellte 
damals die Frage so: Revolution oder Selbstzerfleischung der Gesell- 
schaft im verzauberten Zirkel der kapitalistischen Widersprüche 
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Weil nun das Dilemma länger schweben blieb als er vermutete, braucht 
das Verfahren, mit dessen Hilfe es entdeckt wurde, nicht weniger 
stichhaltig zu sein. Es ist fürwahr kein zufälliges Zusammentreffen, 
wenn das Vermächtnis der weltpolitischen Lehrjahre von Marx 
und Engels inmitten des Kanonendonners der heutigen Weltpo- 
litik erscheint: so erst wird sein verborgener Sinn augenfällig *). 

Um aber auf die Periode der 5oer Jahre zurückzukommen, so 
fällt noch der folgende Umstand sehr maßgebend in Betracht. Die 
Erkenntnis der gleichmäßigen Aussichtslosigkeit der sbeiden 
Seiten der bourgeoisen Handelspolitik« (d.h. sowohl der schutz- 
zöllnerischen als auch der freihändlerischen) gab weder Marx 
noch Engels den Vorwand zu passiver Gleichgültigkeit ab. Im 
Gegenteil: sie spornte sie erst recht zu kritischer Tätigkeit 
(theoretisch wie praktisch) an. — Und das ist nicht weiter verwunderlich. 
Vergessen wir nicht, daß der Kampf um unmittelbare materielle 
Ziele nach Marxens Auffassung sich in einem klassendifferen- 
zierten sozialen Milieu abspielt. Es geht also nicht nur die sökonomi- 
sche Unterlage« an, sondern wirkt in entsprechender Weise auch auf 
den sganzen ungeheuren Ueberbau«s ein. Zu sehr tief war Marx 
in den Geist der H e g e lschen Dialektik eingedrungen, um annehmen 
zu können, daß der Hinweis auf volkswirtschaftliche Grundlagen der 
bürgerlichen Gesellschaftsentwicklung auch alle sonstigen dazuge- 
hörigen Probleme vollständig erschöpfe. Danach urteilte Marx 
auch in dem vorliegenden Falle. Ebendeshalb, weil weder Schutzzoll 
noch Freihandel imstande seien, die Bourgeoisgesellschaft gegen 
lebensgefährliche Erschütterungen zu schützen, müssen ihre Kon- 
flickte zu eigenartigen Umgruppierungen der sozialen Daseinsbedin- 
gungen dieser Gesellschaft führen, — und ebendeshalb kann es auch 
der Arbeiterklasse nicht gleichgültig sein, wie sich die Entwicklung 
jener Konflikte gestalten wird. Man beachte, wie Marx zum Bei- 
spiel den sozialen Gehalt der Freihandelskontroverse skiz- 


33) in einer Sammelschrift der russischen sogenannten »Linksmarxisten« 
lasen wir jüngst die folgenden, mit einer gewissen Wohlgefälligkeit hingeworfenen, 
Zeilen: »Marx starb 1883, d.h. nach dem Entstehen des Dreibundes. Und 
doch konnte selbst dieser geniale Denker, der eine besondere Gabe der histori- 
schen Voraussicht besaß, das Herannahen einer ganz neuen Aera in der Entwick- 
lung des modernen Kapitalismus nicht bemerken — jener Aera, die wir heute 
Imperialismus heißen.« (Vgl. Sammelbuch des Sozialdemokraten, Nr. 2, Genève 
1916, S. 1.) So verwischen sich die Spuren der wirklichen Geschichte, um einer 
dünkelhaften Legendenbildung Platz zu machen. In Wirklichkeitsah die Mar x- 
sche Kritik des Kapitalismus nichts anderes vor, als eben den heutigen Imperialis- 
mus. Die Revolutionszuversicht Mar x ens entsprang zwar der Annahme, 
daß der Kapitaismus gesprengt werden könne — noch bevor seine Gegensätze 
das imperialistische Ausmaß erreicht haben werden, verstellte sich aber keines- 
wegs den Einblick in die objektiven Triebkräfte dieser Gegensätzlichkeiten. 
Um solches zu bemerken, brauchte man den Wiederabdruck der 
Marx-Engelsschen Zeitungsstudien wahrhaftig nicht abzuwarten: schon 
ihr Briefwechsel gab darüber sehr schlüssige Fingerzeige. Immerhin sollte man 
hoffen, daß den Mißverständnissen wenigstens jetzt ein Ende gelegt sein wird. 
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ziert: »Was beschützen die Schutzzöllner ? Ihre eigenen Revenuen aus 
ihrem eigenen Grundbesitz. Die Tories sind also letzten Endes eben 
solche Bourgeoise wie die übrigen .... Sie unterscheiden sich 
von den anderen Bourgeois ebenso, wie sich die Bodenrente vom kom- 
merziellen oder industriellen Profit unterscheidet. Die Bodenrente 
ist konservativ, der Profit ist fortschrittlich; die Bodenrente ist 
national, der Profit international; die Bodenrente glaubt an die Staats- 
kirche, der Profit ist von Geburt an dissident. Die Anschaffung der 
Korngesetze im Jahre 1846 ist nichts weiter als die Anerkennung einer 
längst vollzogenen Tatsache ........ namentlich der Unterordnung 
der Interessen des Grundbesitzes unter die Interessen des Geldes, 
des Grundeigentums unter den Handel, der Landwirtschaft unter die 
Industrie, des Landes unter die Stadts °$). In diesem Umschwung 
kommt vom Standpunkt der Weiterentwicklung des Kapitalismus 
nicht seine ökonomische, sondern vielmehr seine soziale 
Seite in Betracht. Der Sieg des »fortschrittlichen Profitse war an und 
für sich sicherlich außerstande, den Kapitalismus auf eine höhere 
Stufe (d.i. zum Sozialismus) zu bringen. Wohl aber die in ihm ver- 
borgenen sozialpolitischen Umwälzungen. Denn er mußte, nach der 
Schätzung Marxens, zum Ausgangspunkt eines immer akuteren 
Klassenantagonismus werden. »Die Abschaffung der Kornzölle 
brachte die Nahrungsmittelpreise herunter, dadurch wurde wieder die 
Grundrente herabgedrückt, und mit der sinkenden Rente brach auch 
die wirkliche Stärke der Tories zusammen, auf der ihre politische 
Macht beruhte. Was also wollen sie jetzt beginnen, um eine politische 
Macht aufrechtzuerhalten, deren gesellschaftliche Basis zu existieren 
aufgehört hat? Und wie können sie dieserreichen? Durch nichts 
anderes als durch eine Konterrevolution, das 
heißt durch eine Reaktion des Staates gegen 
die Gesellschafte®). 

Und hier erst setzt zugleich die Aktion der Arbeiterklasse ein: 
je skeptischer sie sich zu den überschwenglichen Verheißungen des 
Manchestertums verhält, um so selbständiger kann sie aus der sozial- 
politischen Krise hervorgehen, die der Zusammenstoß des »fortschritt- 
lichen Profitse mit der »konservativen Bodenrente« mit sich bringen 
muß: das ist in wenigen Worten das Schema der damaligen taktischen 
Postulate von Marx und Engels. Die soziale Revolution er- 
schien auch in diesem Zusammenhang als die legitime Erbin der bür- 
gerlichen — objektiv bedingten — Unfähigkeit, mit den Problemen 
der kapitalistischen Entwicklung fertig zu werden. »Von diesem Augen- 
blick an, schreibt Marx in der New York Tribune am 25. August 
1852, wo (die britischen Bourgeois) allein die politische Macht erobert 
haben (werden), wo politische Macht und ökonomische Gewalt in den- 
selben Händen vereinigt sein und daher der Kampf gegen das Kapital 
sich nicht mehr von dem Kampfe gegen die bestehende Regierung 


M) Gesammelte Schriften, Bd. I, S. 2. 
s) a. a. O. Bd. I, S. 2. 
35 * 
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unterscheiden wird, von diesem Augenblick an wird 
die soziale Revolution in England datieren«®®). 

Allerdings: über die oppositionelle Spannkraft der englischen 
Bourgeois täuschte sich Marx keinen einzigen Augenblick. Er 
wußte ganz genau, daß die Tradition aller Erhebungen Englands 
sehr stark zu Kompromissen neige, und daß der britische Bürger 
in derselben Zwickmühle stecke, die auch seinen kontinentalen Genos- 
sen manches Ungemach bereitete: er mußte noch gegen die Ueber- 
reste des feudalen Regiments ankämpfen, während sich im Hinter- 
grunde schon die drohende Gestalt seines eigenen sozialen Antipoden 
erhob. Daher wollte er lieber smit dem verschwindenden Gegner 
paktieren, als den heranwachsenden Feind, dem die Zukunft gehört, 
durch Konzsssionen von mehr als nur scheinbarer Bedeutung stär- 
kene ?”). Unter diesem Gesichtspunkt gibt Marx eine wahrhaft 
mzisterhafte Charakteristik der britischen Verfassung: »die britische 
Konstitution, sagt er, ist in der Tat nur ein verjährtes, überlebtes, 
veraltetes Kompromiß zwischen der nichtoffiziellen, aber faktisch in 
allen entscheidenden Sphären der bürgerlichen Gesellschaft herrschen- 
den Bourgeoisie und der offiziell regierenden Grundaristokratie .. . 
Die Geschichte der Gesetzgebung seit 1831 ist die Geschichte der Kon- 
zessionen, die an die industrielle Bourgeoisie gemacht worden sind ... . 
Die Bourgeoisie zog 1830 die Erneusrung des Kompromisses mit der 
Grundaristokratie einem Kompromiß mit der Masse des englischen 
Volkes vorę?8). In dieser Hinsicht war also Marx, wie man sieht, 
tatsächlich gegen alle Illusionen gefeit. Wenn er aber nichtsdestoweniger 
den Augenblick eines entscheidenden Zusammenstoßes des Bürger- 
tums mit Alt-England für unvermzaidlich hielt, so nur deshalb, weil 
er die ökonomischen Widersprüche des englischen Kapitalismus be- 
sonders deutlich sah und diese Widersprüche letzten Endes dorh 
für maßgebender und zwingender hielt, als die traditionelle Flauheit 
des englischen Oppositionalismus. Die Logik der Tatsachen war 
für Marx stets viel wichtiger als die ideolozischen Einbildungen der 
Parteien. Diese Richtschnur verfolgte er schon 1848 mit äußerster 
Konsequenz. Er blieb ihr in den nächstfolgenden Jahren treu. 

So kehrt also die Revolutionszuversicht überall mit der nämlichen 
Gestalt zurück: als der einzige Ausweg aus den auf die äußerste Spitze 
. getriebanen Gasgensätzlichksiten der kapitalistischen Entwicklung 
Englands. Sie war, — um es noch einmal zu betonen, — weder ein 
einfacher Nachklang der Erregung von 1848, noch ein bloßes Seiten- 
stück zu der Marx schen Krisentheorie: sie bildete einen notwendigen, 
ja geradezu unumgänglichen Bestandteil seines soziologischen Sy- 
stems, war im ersten Elan seiner Analyse des Kapitalismus um so 
unausbleiblicher, je festgefüzter die Grundpfeiler dieser Analyse waren. 
Man begreift dies am besten, wenn man Marx ens »Briefe aus Eng- 
lande mit dən gleichzeitigen Darstellungen einss Ledru Rol- 

26) a.a. O. Bd. I, S. 8/9. 

237) a. a. O. Bd. I, S. 8. 

23) a.a. O. Bd. II, S. 116. Vgl. auch S. 243. 
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i n 2%)Poder eines Theodore F on ta n e 30) vergleicht. Beide waren 
sie gegen »Verirrungen« und sUebertreibungens gesichert. Beiden 
wäre der Gedanke eines nahen Revolutionssturms in England schlecht- 
hin unfaßbar. Weil beide England mit den Vorurteilen des Kleinbür- 
gers skritisiertene: nur daß der eine, in dem noch die Revolution nach- 
wirkte, dasjenige für Entartung hielt, was dem anderen —, dem 
durch keine Revolutionsgelüste Beschwerten, — bloß sungemütlich« 
schien. Bei Marx war hingegen die Einsicht in die revolutio- 
näre Natur des Kapitalismus ausschlaggebend, — und in den 
Revolutionserwartungen seiner englischen Lehrjahre erkennt man 
in diesem Sinne schon die ersten Anläufe wie zum nachherigen Vorwort 
von »Zur Kritik der politischen Oekonomie« so auch zu der im »Kapi- 
tale dargestellten Anatomie der bürgerlichen Gesellschaft. 


V. 


Die Analyse des englischen Parteiwesens mußte Marx ens 
Revolutionszuversicht nur verstärken. Mit wirklich bewunderns- 
würdigem Scharfblick hat er ihren grundsätzlich oligarchischen 
Charakter erkannt. In dieser Hinsicht war er sicherlich einer der ersten, 
die sich von der traditionellen Anhimmelung des britischen Konstitutio- 
nallismus befreiten. Den englischen Parlamentarismus stellt er als ein 
Privilegium geschäftsmäßig politisierender Aristokratie dar, die ge- 
legentlich die Vertretung jeweils vorherrschender Interessen über- 
nimmt, unter der Bedingung, dass man dieser »Oligarchie aristokra- 
tischer Familien das Regierungsmonopol und den ausschließenden Be- 
sitz aller Aemter überläßte 31). Zwischen der wirklich herrschenden 
Bourgeoisie und den nominellen Ausübern ihrer Gewalt im Parlament 
entstand somit eine Spannung, die in demselben Maße sich erweitern 
mußte, in welchem das Bürgertum sich zur selbständigen Führung 
seiner Geschäfte aufraffte. Marx folgerte daraus sehr richtig, dass 
es der britischen Bourgeoisie unmöglich sein dürfte, die Oligarchie 
der gewerbsmäßigen Politiker zu stürzen ohne das Volk zur Mithilfe 
einzuladen und ihm die gleichen politischen Rechte einzuräumen 
wie sich selbst. Das unvermeidliche Ergebnis einer solchen vereinten 
Aktion wäre die politische Vorherrschaft der Ar- 
beiterklasse. »Die Erringung des allgemeinen Wahlrechts 
in England, bemerkt Marx, wäre daher eine Errungenschaft, in 
der mehr sozialistischer Geist steckte, als in irgendeiner Maßnahme, 


2) Vgl. Ledru Rollin, De la Décadence de l’Angleterre, 2 Bde. Paris, 
1850. l 
30) Vgl. Theodore Fontane. Ein Sommer in London, Berlin 1854. — 

Jenseits des Tweed, Berlin 1860. (Geschrieben nach zwei aufeinanderiolgenden 
Englandfahrten: 1852 und 1858/59). — Louis Blancs »Dix ans d’histoire 
de l’Angleterre« sind bei allen vorzüglichen EinzelŁeiten und glücklichen Ein- 
fällen — metbodologisch ebenfalls ganz verfehlt. Es macht sich in ihnen dieselbe 
Blindheit für die Triebkräfte des Kapitalismus bemerkbar. 

31) Gesammelte Schriften, Bd. 1, S. 4. 
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die auf dem Kontinente mit diesem Namen beehrt wurde« ??). Auch 
in diesem Falle hat sich der buchstäbliche Sinn der Marxschen 
Prognose nicht bewährt. Die politische Oligarchie Englands erwies 
sich lebensfähiger und die Kompromißlust der britischen Bourgeoisie 
stärker, als es Marx 1854 vermutete. Von ihrem Standpunkte aus 
hat sie sicherlich ein glücklicheres Arrangement getroffen, als wie es 
ihr ein Bündnis mit der Arbeiterklasse gebracht haben würde. Gleich- 
wohl wirft die Marxsche Konzeption ein sehr scharfes Licht auf 
die Anfänge der modernen Arbeiterbewegung. Man erkennt mit großer 
Deutlichkeit, welch entscheidende Rolle dabei de Opposition 
zum Feudalismus spielte, — und wie staık diese Ursprungs- 
quelle die nachherigen Formen des sozialistischen Emanzipations- 
kampfes beeinflußte. Wir haben diesen Umstand an der Arbeiterbe- 
wegung der Vereinigten Staaten von Nordamerika bei einer anderen 
G :legenheit hervorzuheben versucht 33). Die Marxsche Darstel- 
lung zeigt nunmehr, daß es damit auch in England nicht anders be- 
stellt war. Auch dort wirkten die landesüblichen Formen und Bedin- 
gungen des Kampfes gegen die Ueberreste des Feudalismus sehr bedeu- 
tend auf die Entwicklung der Arbeiterbewegung ein. 

Schon im »Kommunistischen Manifeste finden wir sehr bemerkens- 
werte Glossen zu diesem Thema. Die Bedeutung der demokratischen 
Freiheitskämpfe als eines der vorzüglichsten Entwicklungsmitteln 
des proletarischen Klassenbewußtseins wird dort mit besonderem 
Nachdruck hervorgehoben. England hat diese Ueberzeugung der 
Verfasser nur verstärken können %). Allgemein kann gesagt werden, 
daß die sozialistische Arbeiterbewegung überall dort am ehesten zur 
klaren Zielstrebigkeit gelangt, wo ihr Ausgangspunkt eine Kampf- 
gemeinschaft mit der Bourgeoisie bedingte; und daß umgekehrt dort, 
wo sie das Bürgertum von Anfang an gegen sich hatte, sie einen be- 
deutend größeren Zeit- und Kraftaufwand brauchte, um sich zu gei- 
stiger Selbständigkeit hindurchzuringen. Weshalb Marx so große 
Stücke auf die Auseinandersetzung zwischen dem britischen Bürger- 
tum und der politischen Oligarchie Englands hielt, wurde erst in den 
nachfolgenden Jahrzehnten durch die politische Entwicklung Eng- 
lands (und des englischen Proletariats) augenfällig gemacht. Wenn die 
Arbeiterklasse Englands jahrelang im Fahrwasser des Liberalismus 
segelte, so verdankt es die Bourgeoisie nicht zuletzt ihrer rechtzeitigen 
Kompromißbereitschaft. Je früher das Bürgertum mit dem Feudalis- 
mus paktiert, desto später kommt die proletarische Bewegung als 
selbständige Kraft zu Wort. Marxens Briefe aus England unter- 


a) a, a. O. B1. I, S. 9. 

33) Meine Besprechung von: Gustavus M yers, »Geschichte der großen 
amerikanischen Vermögens, Grünbergs Archiv für die Geschichte des 
Sozialismus und der Arbeiterbewegung, VIII /r. 

“) F. Engels hat in einer sehr bəmərkenswerten B-oschüre über »Die 
preußische Militärfrage und die deutsche Arbeiterparteie (Hamburg, Otto MeiB- 
ner, 1865) denselben Gedankengang nochmals dargestellt und seine taktische 
Anwendung demonstriert. 
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lassen daher keine Gelegenheit, um den inneren Gegensatz zwischen 
dem industriellen England und den Landlords zu unterstreichen: 
das war für ihn der einzige Hebel, an den das Proletariat seine eigenen 
Anstrengungen setzen konnte. Mit f:eudigster Hoffnung nimmt er 
alle Anzeichen derartiger Interessenkonflikte wahr: sie müssen die 
Arbeiterklasse zum Zünglein an der politischen Wage Englands machen. 
»Das Volk kann sich an dieBourgeoisie niemals wenden und anschließen, 
ohne seine Prinzipien und Interessen aufzugeben — meint Marx 
bei einer derartigen Gelegenheit —, wohl aber wäre es nicht das erste- 
mal, daß die Bourgeoisie sich gezwungen sähe, sich auf die Schultern 
des Volkes zu stützen« 343). 

Es ist bekannt, daß die englische Arbeiterschaft erst in den goer 
Jahren zu einiger politischer Selbständigkeit gelangen konnte. 1893 ent- 
stand de Independent Labour Party, 10900 die La- 
bour Party. Es war dies in mancher Hinsicht eine posthume 
Rechtfertigung M ar xscher Gedankengänge®?®). Denn es kann gar 
nicht geleugnet werden, daß das britische Proletariat dabei ebenden- 
selben Weg einschlug, der den englischen Korrespondenten der New 
York Tribune schon vor vier Jahrzehnten in den hauptsächlichsten 
Linien vorschwebte. »Les leaders du I.L.P., bemerkt Ostro- 
gorski, declarerent la guerre sainte aux vieux partis, surtout 
au parti libéral qu’ils envisageaient comme 
le grand ennemi du’ Travail’, plus encore que 
le partitory, car aux sentiments d’hostilite capitaliste contre 
les revendications du travail, il ajoutait hypocrisie de ses protestations 
de sympatie pour lesmasses«®*). Man vergleiche damit die meisterhafte 
Schildarung Marxens aus dem Anfang der 50er Jahre: »Die Masse 
des englischen Volkes hat einen gesunden ästhetischen Sinn und daher 
eine instinktive Abneigung gegen alles Zwiespaltige und Zweideutige, 
gegen Fledermäuse und Russeliten. Und mit den Tories gemein hat 
die Masse des englischen Volkes, das städtische und ländliche Prole- 
tariat den Haß gegen die ’Geldmacher’. Mit der Bourgeoisie teilt es 
wieder den Haß gegen die Aristokraten. In den Whigs haßt es Aun 
beides, den Aristokraten und den Bourgeois, den Grundbesitzer, 
der es bedrückt, und den Geldmann, der es ausbeutet. Es haßt in 
ihnen die Oligarchie, die über England seit mehr alseinem Jahrhundert 
herrscht und das Volk davon ausschließt, seine Geschäfte selbst in 
die Hand zu nehmen« ®%). 


82) Gesammelte Schriften, Bd. I, S. 137. 

38) Selbstverständlich nur in Ansehung der objektiven Bedeutung dieses 
selbständig werdenden Organisationswillens der englichen Proletarier: theoretisch be- 
deutete er ja gleichwohl die denkbar größte Abschwenkung von Marx ens gei- 
stigem Erbe. Aber wir konnten schon eingangs feststellen, daß es beim schließ- 
lichen Siegeszug des Marxismus mehr auf die immanente historische Situation 
als aufs bewußte Erfassen seines Gedankeninhalts ankommt! 

sa) Vgl. M. Ostrogorski, La Dsmscratie et les partis politiques. 
Nouvelle edition, refondue. Paris, 1912. S. 147. 

8) Gesammelte Schriften, BJ. I. S. 5/6. 
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Man kann kein glücklicheres Motto zu der neueren Geschichte 
der englischen Arbeiterbewegung wählen, — nur daß man dabei frei- 
lich auf die Gesetze der historischen Perspektive acht haben muß, 
um nicht zu übersehen, daß der »gesunde ästhetische Sinne des engli- 
schen Volkes einer geraumen Zeitspanne zu seinem Durchbruch be- 
dürfte. Wenn wir jedoch bedenken, daß Marx diese Perspektive 
unter der Voraussetzung bedeutend verkürzte, daß die Bour- 
geoisie (wie es ihm als unmittelbar bevorste- 
hend schien) zur direkten Ausübung der poli- 
tischen Macht gelange, so wird es sich sofort zeigen, daß 
der Marxsche »Irrtum« in Wirklichkeit eine tiefe sozialpolitische 
Erkenntnis bedeutete. Hier ein überzeugendes Beispiel: Als die La- 
bour Party auf dem Höhepunkt ihres Feldzuges gegen den Li- 
beralismus aller Schattierungen stand, zeichnete Keir Hardie 
das folgende Situationsbild: »Je mehr man die wachsende Liste 
der neuen liberalen Abgeordneten betrachtet, um so mehr wird man 
durch die ungeheure Macht des organisierten Kapitals überrascht. 
Und man fühlt sich versucht, erleichtert aufzuatmen, wenn man be- 
denkt, daß solches nicht früher geschehen konnte, als bis die Arbeiter 
bereit waren, ihre Bataillone auf das Kampffeld zu werfen .... 
Das neue Parlament ist heute alles andere eher, als ‚der beste Klub 
Londons’. Das ist ein Parlament der Arbeitgeber, eine Festung der 
Geldmacht, eine richtige Zitadelle der kapitalistischen Herrschaft. 
Und es ist vielleicht besser, daß dem so ward, 
denn nichts vermag die jungen Kräfte der Ar- 
beiterpartei besser zu stählen und in unver- 
brüchlicher Treue und Unabhängigkeit zu 
einigen«?). Was sind diese Worte anderes als die verspätete 
Erkenntnis desselben skategorischen Imperativse, für das Marx 
sich seinerzeit — sozusagen in der Hitze des Gefechts — ereiferte ? 
Die unentschiedene Wendung, die anno 1850 der Kampf zwischen 
der britischen Bourgeoisie und Alt-England nahm, hat eben auch die 
Entwicklung der Arbeiterklasse, — oder vielleicht in erster Linie ge- 
rade ihre Entwicklung, — auf Jahrzehnte lahmgelegt. | 

Das ist aber noch nicht alles. Das Studium der politischen Ge- 
schichte Englands eröffnete den Ausblick auf eine weitere, nicht min- 
der bemerkenswerte Tatsache: Auf den inneren Zusammenhang 
zwischen Englands ökonomischen Monopolstellung und der sozialen 
Eigengesetzlichkeit seines Lebens. Die Rückwirkungen dieser Tat- 
sache auf das proletarische Klassenbewußtsein haben sowohl Marx 
als auch Engels sehr bald herausgefunden und deren eminente 
Bedeutung vollkommen erkannt. Während des »kommerziellen 
Paroxismuse von 1852 schrieb Marx beispielsweise an die New- 
York Tribune: »Die Masse des Volkes hat reichlich Arbeit und ist mehr 
oder weniger gut dran, immer abgesehen von den Paupers, die von der 
engl.schen Prosperität unzertrennlich sind; das Volk ist daher augen- 


”) Vgl. National Rewiew vom Februar 1906, S. 1003 /1008 passim. 
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blicklich kein sehr brauchbares Material für politische Agitation« ®®). 
Noch pointierter urteilte Engels ineinemspäteren Briefean Marx 
»Bei einer Nation, die die ganze Welt exploitiert, ist (die politische 
Abstumpfung der Arbeiterschaft) allerdings gewissermaßen gerecht- 
fertigt. Hier können nur ein paar grundschlechte Jahre helfen« 39). 
Es liegt auf der Hand, daß diese Berücksichtigung des englischen 
Weltmonopols die sozialkritischen Erörterungen Marxens nicht 
nur nicht beeinträchtigte, sondern ihnen im Gegenteil erst recht die 
Spitze schärfte. Denn nun mußte er in der Tat der notwendig zu 
erwartenden Krise verheerende Explosionskraft beimessen. Man wird 
sich in diesem Zusammenhang gern eines Urteils erinnern, daß ein 
anderer — in seiner Art sicherlich sehr kompetente — Beobachter 
Englands ein halbes Jahrhundert nach Marx über die britische 
Arbeiterbewegung fällte: »Seule une crise commerciale, schreibt er, 
d’une intensité prolongée, pourrait, par les souffrances provoquées 
et les coléres eveillées, imposer une réaction politique et intellectuelle, 
un retour à la tactique revolutionaire« 30). 


VI. 


War die Revolutionszuversicht die logische und notwendige 
Vollendung der Marxschen Analyse der inneren Entwicklungs- 
tendenzen des englischen Kapitalismus, so erschien sie bei seinen 
Streifzügen auf das Gebiet der auswärtigen Politik vielmehr wie ein 
Deus ex machina, der alle gordische Knoten mit einigen machtvollen 
Hieben zu durchhauen hatte. Nicht nur wenn zwei, auch wenn einer 
dasselbe sagt, so ist es mitunter nicht immer dasselbe. War der Be- 
griff der Revolution in einem Falle nur der konzentrierte Ausdruck 
einer wissenschaftlichen Erkenntnis, so verwandelte er sich in dem 
anderen, d.h. auf dem Gebiete der Weltpolitik, unversehens zu einer 
bloßen taktischen Pointe. Auf diesen Umstand wird man bei 
der Beurteilung der weltpolitischen Laufbahn Marx’ und Engels’ 
sein Augenmerk unbedingt zu richten haben. Eigentlich konnte man 
a priori darauf gefaßt sein. Denn durchaus verschieden war die ob- 
jektive Situation, in der sie sich in beiden Fällen befanden. 

Wie hinter der Kritik des Kapitals die reale Gestalt des englischen 
und teilweise auch des kontinentalen Proletariats stand, Marxens 
Feder gewissermaßen führend -—, ebenso bewegten sich seine welt- 
politischen Betrachtungen auf einem Boden, wo es ihm an realer Kraft 
vollständig gebrach und wo sein Interesse sich nur rein spekulativ 
betätigen konnte. »Wo Kräfte fehlen, da sstellt ein Wort zur 
rechten Zeit sich einl« 

Weltpolitisch war die Arbeiterklasse nach 1848 nicht nur bloß 
völlig unerfahren: in diesem Sinne existierte sie überhaupt noch gar 


33) a.a. O. Bd. I, S. 35. 

8) Briefwechsel, Bd. II, S. 290. 

4) Vgl. Jaques Bardoux, Essaie d’une Psychologie de l'Angleterre 
contemporaine. Bd. II. Les crises politiques. Paris, 1907, S. I9O—IQI. 
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nicht! Es müßte da wirklich mit unrechten Dingen zugehen, wollte 
man annehmen, daß es unter solchartigen Umständen selbst einem 
Marx gelingen konnte, aus nichts etwas zu machen; das heißt: 
die prinzipielle Selbständigkeit des proletarischen Standpunktes 
auch in weltpolitischen Dimensionen zu wahren. »Kurios, wie 
es Dir erscheinen mag, — lesen wirin einem Mar xschen 
Briefe an Engels, — ich bin durch das genaue Nachgehen in die 
Fußstapfen des noblen Viscount (d.h. Palmerston, O.B.) 
seit zwanzig Jahren auf denselben Schluß gekommen, wie (der) Mono- 
mane Urquharte®!). Aber diese Kuriosität ist eben gar keine. 
So sehr verfehlt es wäre, aus M a r x einen simplen Urquhartiten zu 
machen und so sehr Marxens geistige Unabhängigkeit in dieser 
Hinsicht über allen Zweifeln erhaben ist $3), so wenig kann anderer- 
seits geleugnet werden, daß die ganze Ausrüstung Marxens in der 
weltpolitischen Krise der 50er Jahre dem Arsenal der bürgerlichen 
parlamentarischen Opposition Englands entnommen war und ihre 
Beweisführung mit auffallender Treue wiederholte. 

Um die Tragweite dieser Tatsache voll zu würdigen, müssen wir 
noch einen Blick auf die — sozusagen intime — Entstehungsgeschichte 
mancher weltpolitischen Betrachtung von Marx und Engels 
werfen. Darü)sr gibt ihr Biiefwschsael wiederum sehr wichtige Auf- 
schlüsse. So schreibt Marx unterm Io. März 1853 — also gleich zu 
Beginn der orientalischen Krise — an Engels: »Ich muß nun not- 
wendig, um den Dana warm zu halten, einen längeren Artikel über 
haute politique schreiben. Also die detestable question orientale, 
womit mir ein miserabler Yankee von hier in der Tribune Konkur- 
renz zu machen sucht. Aber diese Question ist vor allem militärisch 
und geographisch, also nicht von meinen Departement . . . Was aus 
dem türkischen Reiche werden soll, ist mir ‚spanisch’. Ich kann also 
keinen allgemeinen Gesichtspunkt geben. (Im Zeitungsartikel wäre) 
es übrigens nötig, durch milıtärisch-geographisch- 
historische Draperie möglichst an der eigent- 
lichen Question vorbei zuschlüpfen«®). Daß Marx 
solches in bezug auf irgendwelche innerpolitische Frage Englands 
schreiben könnte, ist natürlich ausgeschlossen. Aber seine Stellung 
innerhalb der weltpolitischen Begebenheiten war eben eine ganz be- 
sonders heikle: es fehlte ihm da insofern an Orientierungsmöglichkeiten, 
als die Klasse, deren Interessen es vertreten wollte, gerade auf diesem 


4t) B’iefwechsel, B1. I, S. 433. Unterstrichen von mir. O. B. 

4) Man b>achte zum Bi:ispiel diese Charakteristik Urquharts: »Als 
geborener Ho)chschotte, adoptierter Tscherkesse und Türke aus freier Wahl ist 
er fähig die Zivilisation mit allen ihren Geschwüren zu verurteilen und von Zeit 
zu Zeit selbst zu beurteilen. David ist ein rückwärts gewandter Prophet, anti- 
quarisch verzückt im Anblick von Alt-Eagland.+« (Gesammelte Schriften, Bd. II, 
S. 276). Engels seinerseits gibt die folgende Porträtskizze: »Der Kerl ist ein 
keltischer Schotte mit sächsisch-schottischer Bildung, der Tendenz nach Roman- 
tiker, der Bildung nach Freetrader.« (Briefwechsel, Bd. I, S. 392.) 

43) Briefwechsel, Bd. I, S. 395. 
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Gebiete eigentlich vollkommen teilnahms- und interessenlos dastand. 
Somit blieb ihm nichts anderes übrig, als dieses Interesse gewissermaßen 
künstlich — d.h. rein theoretisch und abstrakt — vorauszusetzen. 
Was Wunder, wenn man dabei unversehens in die Fußstapfen eines 
»Monomanent geriet ? 

Daß Marx und Engels ihre Sache dennoch äußerst ge- 
wissenhaft machten, braucht nicht besonders hervorgehoben zu werden: 
das versteht sich bei ihrem Arbeitsmodus von selbst. Marxens 
Analysen der englischen Blaubücher, der einschlägigen Literatur und 
der Parlamentsberichte gehören sicherlich zu den Meister stücken 
historischer Quellenforschung, — ebenso übrigens wie Engels’ 
militärwissenschaftliche Abhandlungen zu den Standardwerken der 
Literatur über die orientalischen Feldzüge der 50er Jahre zählen. 
Aber dort, wo ihre Darstellung den wirklichen Interessenkonflikt 
der Zeit berührt und seinen sozialen Kern bloßlegt, kann man die Ein- 
flüsse der parlamentarischen Oppositionskulissen direkt mit Händen 
greifen. Wassiez.B.über Palmerstons Kriegsführung, Rus- 
sels Diplomatie oder über die englische Politik in bezug auf Rußland 
vorbringen, sind in Wirklichkeit doch mehr Periphrasen der üblichen 
Anklagen von Urquhart und Konsorten. Dabei kann man M ar x 
von einer mitunter allzutreuen Gefolgschaft nicht ganz freisprechen. 
So — um den wichtigsten Punkt herauszugreifen — in der Frage nach 
den anglo-russischen Beziehungen. Den ganzen damit verknüpften, 
recht obskuren diplomatischen Handel geißelt er mit mustergültiger 
Beweiskraft, so daß seine Beiträge zur pamphletarischen Literatur 
jener Zeit an der vordersten Stelle genannt werden können. Aber so 
sehr verrennt er sich in die leidenschaftlichen Uebertreibungen der 
damaligen Widersacher Palmerstons aus dem Hause der Ge- 
meinen, daß er einen der am nächsten liegenden Beweggründe der 
anglo-russischen Annäherung: die Rivalität Englands 
und Frankreichs in Aegypten und Kleinasien 
vollständig übersieht 44). Es scheint demnach, dass Las<alle wirk- 
lich gar nicht so Unrecht hatte, als er die beiden Freunde davor warnte 
sich, »bis zur Russomanie zu anglisieren« %5). — wenigstens retrospektiv 
(denn gerade zur Zeit seiner Warnung haben sie sich von dem gerügten 
Uebel fast völlig bzfreit!‘. Die Unterlassungsünde Mar xens 
ist aber insofern besonders bemerkenswert, als man an ihr das hervor- 
stechendste M:rkmal der ganzen Epoche studieren kann: Den Zwie- 
spalt zwischen den beschränkt nationalen Aufgaben der Arbeiterbe- 
wegung und dən bereits hochgehenden internationalen Konflikten 
der bürgerlichen Weltpolitik. In diesem Zwiespalt mußte auch die 
weltpolitische Urteilsfähigkeit Marx’ und Engels’ getrübt werden. 








s, Vgl. in Marxensz Streitschrift gegen Palmerston namentlich 
den Rückblick aıf die dip!ynatisch» B:hanilunz der türkischen Frage um 1830. 
(Gz3ann:lte Schriften B1. I, S. 254.) 

6) Vgl. seinen B:ief an Marx 'vom If. Saptember 1890. — Aus dem 
literarischen Nachlaß usw., herausgegeben von F. Mehring, Stuttgart, 
1902. Bd. IV, S. 276. i 
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Was ihre hauptsächliche Informationsquelle — also David 
Urquhart — anbelangt, so finden wir darüber bei Marx sehr 
interessante Fingerzeige. Die bewegende Kıaft seiner politischen Tätig- 
keit — deren zeitweiliger Eclat wirklich überlebensgroß gewesen zu 
sein scheint — lirgt ziemlich offen. 

Herr Urquhart schlug König Wilhelm IV. vor, mit der 
Türkei einen Handelsvertrag abzuschließen, der gleichzeitig dem briti- 
schen Handel große Vorteile bringen und die Produktivkräfte der 
Türke zur Entfaltung bringen, ihre Staatskasse sanieren und sie vom 
russischen Joch befreien sollte«*). Mr. Anstey— Urquhart’s 
Fürsprecher im Unterhaus — erzählte darüber wie folgt: »Der stete 
Kampf zwischen Lord Palmerston und Mr. Urquhart 
drehte sich um diesen Handelsvertrag . . . Der edle Lord hatte den 
Vertrag zerfetzt, in allen seinen Teilen verfälscht und ihn zu einem Han- 
delsverderb verwandelte 417). Dem fügt nun Marx seinerseits hinzu: 
Der durch den edlen Lord veränderte Vertrag erwies sich als so gün- 
stig für Rußland und so verderblich für England, daß einige englische 
Kaufleute in der Levante sich seitdem unter den Schutz russischer 
Firmen stellen wollten und andere sich, wie Herr Urquhart be- 
richtet, nur durch eine Art nationalen Ehrgefühls davon abhalten 
ließen« 48). Diese »Art des nationalen Ehrgefühlse war, wie man sieht, 
vor allem eine Geschäftsangelegenheit und es unterliegt demnach 
keinem Zweifel, daß der Russenhaß Urquharts -- ebenso wie 
sein ganzer Feldzug gegen Palmerston — die wohlberechnete 
Spekulation eines Handelsagentes bedeutete. Auf seine »Monomanie« 
wirft dies jedenfalls ein sehr bezeichnendes Licht. Wenn aber ein Marx 
mit dem treuherzigsten Eifer sich den nämlichen Gedankengang zu 
eigen macht, wenn er ‚der doch die sozialen Folgen 
des englischen Weltmonopols besseı wie sonst 
jemand zu beurteilen wußte! — ohne viel Federlesens 
an die Aspirationen eben desselben Weltmonopolisten sich wendet, 
um Palmerstons »Russophiliee an den Pranger zu stellen, so 
machte er sich dabei in einem viel größeren Maße zum Mitbeteiligten 
im Wettstreite zwischen verschiedenen Koterien der Londoner Finanz- 
welt, als er es sich wohl jemals träumen ließ. 

Damit soll und kann auch nicht behauptet werden, daß Marx an 
den wirklichen Triebkräften desanglo-russischen Interessenkonflikts 
blindlings vorbeitraf. Im Gegenteil:seine theoretische Analyse 
entdeckte sofort, um was esging: »Obgleich John Bull gerne selbst in 
Indien hie und da einkleinesAnnexionsgeschäftchen vornimmt,so denkt 
er gar nicht daran, anderen Leuten in anderen Gegenden dasselbe zu 
gestatten . . . Rußland war das Land, das in dieser Hinsicht schon 
längst seinen eifereüchtigen Argwohn erregte. Der ins ungeheure an- 
wachsende Handel Englands nach der Levante und über Trapezunt 
nach Innerasien macht die freie Schiffahrt in den Dardanellen zu einem 

4) Geran.melte Schritten Bd. 1, S. 267. 

1) a.a. O. Bd. I, S. 268. 

4) a, a. O. Bd. I, S. 269. 
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Punkt von höchster Wichtigkeit für England. Es kann nicht ruhig 
zusehen, wie Rußland die Donauländer nach und nach aufsaugt, deren 
Wert als Kornkammern beständig wächst, und ebensowenig kann 
es gestatten, daß Rußland die Schiffahrt auf der Donau ab- 
schließt. Russisches Getreide spielt heute schon eine übermächtige 
Rolle in der britischen Konsumtion, würde Rußland auch noch die 
kornproduzierenden Nachbarländer annektieren, so wäre Großbritan- 
nien ganz von ihm und den Vereinigten Staaten abhängige *). 

Wir haben hier ein längeres Zitat einschalten zu müssen geglaubt, 
weil es sich dabei offenbar um einen der machtvollsten Faktoren der 
ganzen späteren Weltpolitik hand:lt: Um den Kampf zwischen Agrar- 
und Industriestaat. So glänzend Marx hier den objektiven Sach- 
verhalt darstellt, so wenig kümmert er sich um seine praktische 
Seite. Es fällt ihm gar nicht ein, die Frage nach der eventuellen Rück- 
wirkung einer Sicherstellung des britischen Weltmonopols auf die 
zukünftigen Geschicke Europas (und Englands selbst) aufzustellen. 
Daß der Kampf gegen Rußland — so nützlich die Niederwerfung dieser 
Despotie sich vom demokratischen Standpunkte aus auch erweisen 
mochte — eine bleibende und uneingeschränkte Suprematie Englands 
zur Folge haben mußte: diese naheliegende Erwägung lassen Marx 
sowie Engels außerhalb ihres Gesichtskreises. Unwillkürlich 
muß man dabei an die Worte Hegels denken: »Jede Philosophie, 
eben darum weil sie die Darstellung einer besonderen Entwicklungs- 
stufe ist, gehört ihrer Zeit an, und ist in ihrer Baschränktheit befangen. 
Das Induviduum ist Sohn seines Volkes, seiner Welt; der Einzelne 
mag sich aufspreizen, wie er will, er geht nicht über sie hinaus« °®). 
Das weltpolitische Denken M ar xens mußte eben abstrakt bleiben, — 
weil alle Voraussetzungen einer konkreten Behandlung der Weltpoli- 
tik unter dem Gesichtspunkt der proletarischen Interess ennoch fehlten. 
So kam es, daß die abstrakt durchaus richtigen Sätze Marxens 
in Wirklichkeit einem sehr konkrefen Bedürfnis der Bourgeoisie 
Vorschub leisten mußten. 

In diesem Rahmen erscheint nun — wie ein Machtspruch — die 
ultima ratio der Revolution. Sie soll den verworrenen Knäuel welt- 
politischer Begebenheiten wieder auflösen; ihr müssen sowohl die 
diplomatische Erbschaft des ancien régime, als auch die kläglichen 
Errungenschaften des bürgerlichen Unvermögens zufallen. Wir werden 
dieser R:volutionszuversicht weiter unten noch näher treten müssen. 
In diesem Zusammenhang sei nur der vorläufige Hinweis gemacht, 
daß Marx, wie man sich leicht überzeugen kann, ihre erste, prin- 
zipielle, allgemeine Voraussetzung unbesehen ließ. Die Annahme, 
wonach weltpolitische Konflikte den Anstoß zur Weltrevolution geben 
würd:n, entbehrte insofern der Begründung, als sie den tatsächlichen 
Stand der europäischen Politik vollständig aus den Augen verlor. 
Die R:volution an der Weltpolitik entfachen, hieß sie international 
organisieren. Was hingegen überall auf dem Kontinente (und teilweise 

“) a.a. O. B4. II, S. 218/19. Vgl. Bd. I, S. 156. 

£) Hegels sämmtliche Werke, Bd. XIII. Berlin 1833, S. 59. 
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auch in England) auf der Tagesordnung stand, waren nationale 
Revolutionen; solange dieses Hindernis ungenommen blieb, mußte 
jeder weltpolitische Konflikt (aus naheliegenden Gründen) einzig 
und allein zu Nutz und Frommen der englischen Bourgeoisie ausfallen, 
also ihre monopolistische Stellung konsolidieren, also auch die Lösung 
der sozialen Frage in Großbritannien wie in Europa verschleppen. 
Die englische Diplomatie hat diesen Umstand durchaus nach Gebühr 
eingeschätzt. Nicht von ungefähr sehen wir sie überall dort sehr ge- 
schäftig am Werke, wo die nationalen Fragen Europas entschieden 
werden; nicht von ungefähr entdecken wir in allen konterrevolutio- 
nären Anschlägen jener Zeit (wie zum Beispiel in Polen, Spanien, 
Portugal usw.) ihre diskreten Handreichungen. Aber das diplomatische 
Ränkespiel war nur der Ausdruck eines tieferliegenden objektiven 
Antagonismus, der der ganzen Epoche seinen Stempel aufdıückte. 
Weit davon entfernt, aus der weltpolitischen Machtentfaltung des eng- 
lischen Kapitalismus neue Kräfte zu schöpfen, zerschellte im Gegen- 
teil die kontinentale Revolution an ihrer Schranke, weil außerstande, 
gleichzeitig ihren nationalen und ihren internationalen Aufgaben 
gerecht zu werden. 

Marx hat erst Ende der 5oer Jahre diese Seite der Frage voll- 
kommen erfaßt. Sein Brief an Engels vom 8. Oktober 1858 ist 
in dieserHinsicht außerordentlich wichtig. Mit einigen wenigenStrichen 
kennzeichnet er jenes Problem, welches den innersten Kern der 
ganzen nachherigen sozialpolitischen Geschichte ausmachte: »Die 
eigentliche Aufgabe der bürgerlichen Gesellschaft ist die Herstellung 
des Weltmarkts, wenigstens seinen Umrissen nach, und einer auf seiner 
Basis ruhenden Produktion. Da die Welt rund ist, scheint dies mit 
der Kolonisation von Kalifornien und Australien und dem Aufschluß 
von China und Japan zum Abschluß gebracht.e Sofort unterstreicht 
er aber auch die konkrete, d. i. dialektische Wendung der Dinge: »Die 
schwierige Frage für uns ist die: Auf dem Kontinente ist die Revolu- 
tion imminent und wird auch sofort einen sozialistischen Charakter 
annehmen. Wird sie in diesem kleinen Winkel 
nicht notwendig unterdrückt werden, da auf 
vielgrößerem Terrain dasmovement der bürgerlichen 
Gesellschaft noch im Aufsteigen ist?«®l) 52) Dieser 
großartige Gedankenwurf Marxens ist zugleich die beste Korrek- 
tur seiner eigenen Haltung während der weltpolitischen Krise von 
1853/55. Um 1854 schreiben zu können: »Eines Signals bedarf es nur 
und die sechste und größte europäische Macht (d. i. die demokratische 
Revolution) tritt hervor, in glänzender Rüstung, das Schwert in der 
Hand, wie Minerva aus dem Haupte des Olympiers« 3), mußte man das 
Wichtigste übersehen: die fundamentale Diskrepanz zwischen den 

s) Vgl. Briefwechsel, Bd. II, S. 292 /93. 

ss) Der Gedankengang Marxens ist übrigens ein schr instruktiver Bei- 
trag zur imperialistischen Frage. Vgl. oben die 23. Anmerkung. 

‘3) Gesammelte Schriften, Bd. I, S. 328. 
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rein nationalen Aufgaben der kontinentalen Wirtschafts- und Sozial- 
politik und dem universalen Geltungsbereich der bürgerlichen Gesell- 
schaft. Sehr bald sollte es sich zeigen, daß diese Diskrepanz in viel 
größerem Maße ein konterrevolutionärer Faktor war, 
als der Ausgangspunkt einer erfolgreichen Revolution. 

Nun besaß Marx freilich in Rußland einen Tiegel, worin 
er alle Besonderheiten der westeuropäischen Wirtschaftsentwicklung 
restlos einschmelzen zu können vermeinte. Stellte er doch 1853 den 
geradezu lapidaren Satz auf, daß es seit 1789 auf dem europäischen 
Kontinent »tatsächlich bloß zwei Mächte gab: Rußland mit seinem 
Absolutismus, die Revolution mit der Demokratie« 54). So war ihm 
der Gegensatz Europas zu Rußland gleichsam eine Nacht, worin alle 
Katzen — ungeachtet ihrer sonstigen Unterschiede — r o t erschienen. 
Was er über die sozialwirtschaftlichen Wurzeln der Weltrevolution 
zu sagen versäumt, sucht er durch umfangreiche Beschreibung ihrer 
Reibungsquellen mit Rußland zu ersetzen. 


VII. 


Eine Quelle M ar x ens Ansichten über Rußland kennen wir be- 
reits: Es war dies der Turkomane David Urquhart und die fran- 
kophilen Gegner Palmerstons. Eine weitere Quelle bildete das 
Studium der russischen Diplomatie und die Geschichte des Selbst- 
herrschertums. Die dritte endlich entsprang der schmachvollen Rolle 
der slawischen Nationen während der Revolution von 1848. 

Alles, was darüber zu sagen ist, — jene rauschende Tonleiter des 
Zornes, Hasses und Hohns, die durch Jahrzehnte ihre faszinierende 
Wirkung unv:rmindert beibehielt, — hat Marx seinem literarischen 
Erbe einverleibt. Alle vernichteten Revolutionshoffnungen, die 
ganze Wut des unterlegenen Bilderstürmers entladet Marx auf das 
Haupt des Tyrannen, der den Henkersdienst am demokratischen Eu- 
ropa besorgte. Jedes Wort — ein Dolch! Wenn Marx einmal selber 
etwas spöttisch von »unbestimmten und schreckhaften Gerüchten 
über Rußlands Ausbreitunge berichtet, die von »interessierten Poli- 
tikern und erschreckten Phantastens aufgegriffen und gläubig hinge- 
nommen werden 5), so tut er dabei seinem eigenen Eifer einigermaßen 
Unrecht. Auch er malte ja den slawischen Teufel an die Wand, — 
so schwarz, wie kaum ein anderer. Es war daher gewissermaßen eine 
psychologische Zwangsvorstellung, wenn er meinte, ein Krieg gegen 
Rußland würde ganz Europa im spontanen Begeisterungstaumel 
mitreißen können. Der Haß gegen den Absolutismus sollte zum Binde- 
mittel der national zerklüfteten, an mannigfaltigen internen Haus- 
übeln leidenden Demokratie werden. 

Der ganze Gedankengang stellte zunächst ein fernes Echo der 
großen Traditionen von 1792 dar. Mit dem Schwerte in der Hand sollte 
die Revolution ihre Grenzen weiter tragen. Im Gegensatz zu dım 

*) a. a. O. Bd. I, S. 159. 

5) a.a. O. Bd. II, S. 219. 
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bürgerlichen Pazifismus — wie er nach der Katastrophenperiode 
1792—1830 um sich griff und eigentlich nichts anderes, als blasse 
Furcht vor einer auf Schlachtfeldern herumspukenden Revolution 
bedeutete 52) —: im Gegensatz zu diesem kontre-revolutionären 
Pazifismus war der Radikalismus von 1848 durchaus kriegerisch ge- 
sinnt. Was speziell Marx anbelangt, so hat er sich durch die 
wehleidige Träne jenes Pazifismus nie täuschen lassen. »Es wäre 
ein großer Irrtum anzunehmen«, schreibt er am 28. Januar 1853 
an die New York Tribüne, »daß das Friedensevangelium der Man- 
chesterschule tiefe philosophische Bedeutung habe. Es besagt bloß, 
daß die feudale Methode der Kriegführung durch die kaufmännische 
ersetzt werden soll — Kanonen durch Kapital!«5®b) Dieser 
Hieb sitzt! Und wie Marx — so auch Engels: seit seiner 
badischen Insurrektionszeit ward ihm das Bild einer im Schlachten- 
getöse sich behauptenden Revolution vollkommen geläufig. Den Blick 
wohlgemerkt stets nach Osten gerichtet! »Mit den slawischen Spra- 
chen muß ich dieses Jahr fertig werden . . . Außer dem linguisti- 
schen Interesse, was die Sache für uns hat, ist es noch die Konsidera- 
tion, daß wenigstens einer von uns bei der nächsten Haupt- und Staats- 
aktion die Sprachen, die Geschichte, die Literatur und die sozialen 
Institutionen gerade derjenigen Nationen kennt, mit denen man sofort 
in Konflikt kommte«*®) 583), 

So Engels am ı8. März 1852. Und im gleichen Sinne Las- 
salle nach einem knappen Jahrzehnt: »Ich betrachte den Krieg 
mit Rußland... als unser bestes und notwendigstes 
Erbteil. Er ist, ich möchte sagen, dass providentielle 
Erbteil der deutschen Revolution« 57). Aber in der speziellen 
Situation des anglo-russischen Zusammenpralls von 1853/55 war die 
aktuelle Bedeutung des Marx schen Schlachtrufs doch eine andere, 
als daß man ihn mit einem einfachen Hinweis auf die traditionellen 
Ueberlieferungen abfertigen könnte. Als unmittelbare taktische 
Parole, aus der anglo-russischen Handelsrivalität im Orient gefolgert, 
bedeutete jener Schlachtruf zugleich eine Verquickung der allgemein- 
politischen mit den sozialwirtschaftlichen Gesichtspunkten. Und dies 
ward ihm zum Verhängnis. 

Marx balanzierte auf des Messers Schneide: Wäre die latente 
Revolution wirklich stark genug, um die Führung in der weltpoliti- 
schen Katastrophe zu übernehmen, dann allerdings könnte der Kreuz- 


dba) Vgl. darüber in meiner Abhandlung >»Jean Jaur&s« Grünbergs 
Archiv für die Geschichte des Sozialismus und der Arbeiterbewegung, VII/1, S. 53 ff. 

65) Gesammelte Schriften, I, 84. (Von mir unterstrichen. O. B.) Vgl. auch 
ebenda S. 410. 

56) Briefwechsel. Bd. I, S. 306. 

č) Man hüte sich aber wohl, diese kriegerische Einstellung mit dem Säbel- 
rasseln der heutigen Cunow, Helphand, Lensch und Konsorten auch nur 
in einem Atem zu nennen: was dort der Ausdruck eines starken revolutionären 
Willens war, ist hier nur eine List opportunistischer Abenteurerpolitik. 

+) Aus dem literarischen Nachlaß usw., Bd. IV, S. 277 (unterstrichen v. F.L.). 
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zug gegen Rußland ihre Stellung innerlich (d. h. gegenüber der legi- 
timistischen Kontre-Revolution) erheblich verstärken. (Wiewohl 
sie selbst in diesem Falle höchstwahrscheinlich aus dem Regen in die 
Traufe käme und an den ungeheuren Dimensionen der russischen 
Rückständigkeit zugrunde gegangen wäre.) Wie aber, wenn die Re- 
volution — noch ehe sie auf die weltpolitische Arena käme — an den 
eigenen nationalen Grenzen zusammenbräche ? Dann bliebe als ein- 
zige Spur des schönen Wahns — die uneinnehmbare Zitadelle des eng- 
lischen Weltmonopols! 

"# Daß der Krimkrieg in der Tat dieses Monopol auf viele Jahre 
hinaus in sehr bedeutendem Grade sicherstellte, kann man heute — 
rückblickend — sehr leicht einsehen. Und im Vorwort zu seiner Schrift 
über »Die Lage der arbeitenden Klasse in Englande hat Engels 
die Folgen dieses Monopols sehr überzeugend geschildert ë$). Somit 
ist die seltsame Unterlassungssünde Marxens nachträglich vollkommen 
durchsichtig. Man habe aber wohl darauf acht, daß es sich hier keines- 
wegs um die billige Konfrontierung Marx-Engelsscher Revo- 
lutionszuversicht mit dem tatsächlichen Ausbleiben der erwarteten 
Weltkatastrophe handelt: darüber haben sie schon selbst viel besser, 
als wir es könnten, gerichtet. Relevant ist vielmehr die grundsätz- 
liche Andersartigkeit ihres weltpolitischen Fehlers im Ver- 
gleich zu jener —anscheinend ähnlichen — Uebereilung, die ihren Er- 
wartungen mit Bezug auf die innerpolitischen Geschicke 
Europas widerfuhr. Hier haben wir es nur mit der subjektiven Zu- 
spitzung eines an sich vollkommen richtig erfaßten dialektischen 
Prozesses, — dort mit ahnungslosem Scheitern an einem objektiven 
dialektischen Widersp uch, der nur in seinen einzelnen Momenten 
glücklich gewürdigt wird. 

Das ist noch nicht alles. Auch in Ansehung der sozialen Zustände 
Rußlands macht sich Marx des nämlichen Mangels an Dialektik 
schuldig 5). Das ganze Reich ist ihm eine unterschiedlose, tote, 
stumpfe Masse: ein williges Werkzeug in den Händen seiner Macht- 
haber. »Man denke: eine russische Nationl« ruft Marx einmal 
aus 8°) — und faßt in diesem höhnischen Ausruf die ganze Verach- 
tung, die ihn damals erfüllte, zusammen ®). Dieser unübertreffliche 


ss) Vgl. namentlich S. XIV und XXIII (IV. Auflage, Stuttgart 1913.) 

€) Engels scheint hierin von Anfang an viel selbstständiger vorge- 
gangen zu sein. In einem Brief an Marx — vom 23. Mai 1851 — macht 
er die folgende feine Bemerkung: »Die russische Herrschaft mit all ihrer Gemein- 
heit, all ihrem slavischen Schmutz ist zivilisierend für das Schwarze und Kaspi- 
sche Meer und Zentralasien, für Baschkiren und Tartaren, und Rußland hat viel 
mehr Bildungselemente und besonders industrielle Elemente aufgenommen, als 
.das seiner ganzen Natur nach chevaleresk-bärenhäuternde Polen. Rußland 
ist wirklich progressiv gegen Osten.« (Briefwechsel, Bd. I, S. 189). Aber sowohl 
er selbst als auch Marx haben bei ihrem nachherigen öffentlichen Auftreten 
dieses dialektische Unterscheidungsvermögen vollständig eingebüßt. Allerdings 
nur eine kleine Zeitlang. Im übrigen vgl. weiter unten im Text. 

©) Gesammelte Schriften, Bd. I, S. 258. 

“) Freilich hallt in diesen Ausfällen auch noch der Groll gegen Herzen, 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik 44, 2. 36 
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Meister der dialektischen Auffassung der Geschichte fehlt hier gegen 
das oberste Gebot der historischen Dialektik: die Dinge in ihrer Be- 
wegung zu betrachten, ihr Sein aus ihrem Werden zu er- 
kennen. 

Im Aufsatz: »Die herkömmliche Politik Rußlands« versuchte es 
Engels sogar mit der Behauptung, die russische Politik habe sich 
seit achthundert Jahren überhaupt nicht verändert und immer die- 
selben unwandelbaren Ziele im Auge behalten ®). Hierzu heißt es 
nun in einer Anmerkung des jetzigen Herausgebers seiner Aufsätze: 
dieser »Exkurs in die russische Geschichte finde seine Ergänzung 
und Berichtigung in einer späteren Arbeit Marxens (die im dritten 
Band der gesammelten Schriften vollständig gebracht werden 
soll). Dort wird gerade das Gegenteil behauptet, nämlich, daß trotz 
scheinbarer Aehnlichkeit die Politik des ersten Ruriks sich vollständig 
von der des heutigen Rußlands unterscheidet« 83). 

Indes braucht man das Erscheinen dieser Berichtigungen — 
so sehr sie auch an sich interessant sein mögen — nicht abzuwarten, 
um das fehlerhafte der Engelsschen Darstellung zu erkennen. 
Nicht nur in einem — verhältnismäßig nebensächlichen — Einzel- 
fall haben sich Marx und Engels sehr bald eines besseren be- 
lehren müssen. Ihre Betrachtungsweise der russischen Wirklichkeit 
erfuhr auch in der Hauptsache eine gründliche Umwandlung. Es 
zeigte sich nämlich, daß die bürgerliche Gesellschaft keine andere 
Sicherung gegen das russische Schreckgespenst haben kann, als die 
— nationale Entwicklung Rußlands. Die völker- 
befreiende Rolle der demokratischen Revolutionen durfte nur in dem 


Bakunin und den salten panslawistischen Schwindel«e überhaupt wider. 
Aber auch in diesem Punkte ist es nicht überflüssig, festzustellen, daß sich 
Engels nach Jahren bewogen sah, die Streitfrage viel vorsichtiger zu formulie- 
ren. Im Vorwort zur russischen Uebersetzung des »Kommunistischen Manifestes e 
kommt Engels auf die Frage nach den seigenartigen« Entwicklungsmöglich- 
keiten der russischen Bauerngemeinde (also auf den salten panslawistischen 
Schwindel«) zurück und sagt bei dieser Gelegenheit wie folgt: »Die einzige heute 
mögliche Antwort auf diese Frage ist die folgende. Wenn die russische Revolu- 
tion das Signal zu einer Arbeiterrevolution im Westen wird, so daß beide einander 
ergänzen, dann kann das heutige russische Gemeindeeigentum zum Ausgangs- 
punkt einer kommunistischen Entwicklung dienen.« (Vgl. a.a. O. VIII. Auflage, 
Berlin 1912, S. 21). Sicherlich hat Engels, als er solches niederschrieb, 
nicht erwartet, daß seine Worte Balsam auf die Wunden der russischen Epigonen 
des salten panslawistischen Schwindels« gießen werden. Und doch war dies der 
Fall. N.Michailowsky führte sie in der Polemik gegen Plechanow 
stets mit besonderer Vorliebe ins Treffen. Engels würde sich an diesem qui 
pro quo nicht weniger delektiert haben, wie Marx 1870an einer anderen Wand- 
lung: »Dıiöle de position für mich, (im Ausschuß der Internationale) als Reprä- 
sentant der jeune Russie zu figurieren. Der Mensch weiß nie, wozu er es bringen 
kann, und welche strange fellowship er zu untergehen hat.+ (Briefwechsel, 
Bd. IV, S. 259.) 

“) Gesammelte Schriften, Bd. I, S. 201. 

“) a.a. O. S. 484. | 
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Falle auf siegreiche Fortschritte rechnen, wenn sie im Bunde 
mit den zu befreienden Völkern selbst auftreten konnte. Ein 
neuer Beweis dafür, daß die weltpolitische Organisation der Revo- 
lution einen langen und beschwerlichen Entwicklungslauf durchzu- 
machen hatte! 

Die erste öffentliche Kundgebung dieser Erkenntnis finden wir 
in der Engelsschen Schrift: »Savoyen, Nizza und der Rhein.« 
Es heißt dort: »Inzwischen haben wir einen Bundesgenossen bekom- 
men an den russischen Leibeigenen. Der Kampf, der jetzt (1860! O.B.) 
in Rußland zwischen der herrschenden und der beherrschten Klasse 
der Landbevölkerung ausgebrochen ist, untergräbt schon jetzt das 
ganze System der russischen auswärtigen Politik. Nur solange 
Rußland keine innere politische Entwicke- 
lung hatte, war dies System möglich. Aber diese 
Zeit ist vorbei. Die von der Regierung und dem Adel in jeder 
Weise gehobene industrielle und agrikole Entwicklung ist auf einen 
Grad gediehen, der die bestehenden sozialen Zustände nicht mehr 
erträgt. Ihre Aufhebung ist eine Notwendigkeit einerseits, eine Un- 
möglichkeit ohne gewaltsame Umänderung andererseits. Mit dem Ruß- 
land, das von Peter dem Großen bis Nikolaus bestand, fällt auch die 
auswärtige Politik Rußlands« ®). Hier übersieht Engels, daß 
Rußland, wie es svon Peter dem Großen bis Nikolaus bestande, allen- 
falls eben dasselbe Rußland ist, welches auch die innere Entwicklung 
durchmachte; ja, noch mehr: daß dieselbe auswärtige Politik, deren 
Expansionsdrang eine so schwerwiegende Gefahr für Westeuropa 
bedeutete, durch die eigene innere Dialektik den Ast, auf dem sie saß, 
absägte. Allein dies kann füglich übergangen werden. Wichtig in den 
angeführten Worten ist nur die deutliche Abschwenkung von 
der früheren Betrachtungsweise. 

Das nämliche ist auch in Ansehung Marxens festzustellen. 
Am 29. April 1858 schreibt er an Engels: »Die Bewegung der 
“ Leibeigenenemanzipation in Rußland scheint nur wichtig, sofern 
esden Anfang einer inneren Geschichte in dem 
Lande zeigt, die der traditionellen auswärtigen Politik des- 
selben in die Quere kommen mags %). Etwas später — 1860 — drückt 
er sich nicht minder bestimmt aus: »Nach meiner Ansicht ist das 
größte, was jetzt in der Welt vorgeht, einerseits die amerikanische 
Sklavenbewegung . . . , andererseits die Sklavenbewegung in Ruß- 
land. Du wirst gesehen haben, daß der Adel in Rußland sich direkt 
auf konstitutionelle Agitation geworfen hat . . . Zugleich hat Alexan- 
der es mit den Bauern verdorben ... . So ist die ‚soziale’ Bewegung 
im Westen und Osten eröffnete %). Damit wird — wenigstens 


“) Vgl. a. a. O. Neudruck, herausgeg. von Ed. Bernstein, Stutt- 
gart 1915, S. 47, unterstrichen von mir O. B. 

“) Briefwechsel, Bd. I, S. 273. Auch Marx will übrigens unbeachtet 
lassen, daß dieser sAnfang« doch ebenfalls einen Anfang haben muß. 


“) a, a. O. Bd. I, S. 367. 
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theoretisch) — der Standpunkt von 1853 verlassen und die 
ganze weltpolitische Auffassung dəs Marxismus in ein neus Licht 
gerückt. Die europäische R:vo'ution sollte von nun an nicht m:hr 
gegen Rußland, sond:rn mit Rujland stattfind:n. Und eine d:nk- 
wärdige Ironie dər Geschichte: wie um 1843 die zarische Autokratie 
als ein Schreckzespenst der revolutionären Völker überall herumspurkte, 
ebenso ward nach einem M:nschenalter das G:witter der russischen 
Volkserhebung zum Popanz der europäischen »Ordnung«! 

Aber freilich: zur Zeit, woMarx und Engels ihre Korrespon- 
denzen an die New York Tribune schrieb:n, lag noch diese ferne Zu- 
kunft in urdurchdringlichen Nebel gehüllt. Zun Teil standen sie zu 
sehr unter dəm Einfluß ihres neu:n Londoner Milieus; zum anderen 
Teil hatten sie noch kein: Ge:leg:nheit, tiefer in die Triebkräfte der 
inneren Geschichte Rußlands einzudringen. Schließlich kamen 








nn Praktisch habən wie Marx so aıch Engels eins garanıma 
Zeitlang es sich nicht nehmen lassen wollen, in dər O»9a»;ition zu Rıalani sin 
bequemes Mittel zur H:rstallung einsr — wnriritars Äıderlichen — Einhait- 
lichkeit des demokratischen Bawußtseins zu suchen. So Engels in derselbsn 
Broschüre, die wir obsa zitieren. Noch barizraiflicher ist dar Wilarsp-ruch bei 
Marx, der zur selb21 Zait (1859) ineKarl Vyzte liz Olz31i> Botrachtung 
einrückte: »Di2 Laibzeigenenemarzipration bizwickt eintich die Vollen- 
dung der Au‘okratie. Die Leibeigenenemanzipation im Sinne der russıschen 
Ragıerunz wi’l: li» Arrressivicaft Rı3larlsın; Fir lo tiacsıe steizarn.e (Vgl. 
a.a. O., London 1860, S. 75 pıssim). Also, wie maa sieht, da; Aırekte Gegenteil von 
dem, was wir in seiner Korrespondenz mit Engels lesen! Ab:r dieselbs Kırre- 
sp>ndenz zeigt auch, daß die Gründe dieser offenliegenden Zwiespältigkeit rein 
taktischer Natur waren. So sagt M a r x gelegentlich einer von E n g e ls zu schrei- 
benden B'oschüre über die italienische Frage: »Die revolutionäre (Po- 
inte ist der Sacheeinfach () dadurchzu geben, daB der 
Gegensatz gegen Rußland noch stārker betont wird 
als der gegen B»ustrapa« (Biiefwschsel, Bi. II, S. 325.) Die tak- 
tischen Rück;ichten bebielten für lange Jahre hinaus die O):rhand. Mit der 
Zeit zeigte es sich jedoch, daß die G:ister, die man rief gefährlicher zu werden 
drobten, als man es anfänglich vermutete. Sə ist die folgeni1: Stelle aus einem 
Brief Engels an Marx vong. September 1879 von groß:m Blarg: »5sit- 
dem die russisch» Diplomatie sich ihre Ziele durch innere russische E*siznisse 
muß vorschreib:n lassen geht ihr alles schief. Ich bin sichar, B smirck arb:itet 
mit Händen und Füssen um den Kiez mit Rıßlanı zustan l? zu brinzen. 
Mit Oesterreich und Eıgland vereint kann ecs schon wazen .. . E; wär: aber 
besser, die Sach: in Rı3land ginge rasch zur K isis voran und b>3aitiz3 tie Krisgs- 
aussichten duıch inneren Umsturz. Die Laze wird zu günstig für Bismarck, 
Ein gleichzeitiger Krieg gegen Rußland uni Frankreich würds ein Kampf um 
die nationale Existenz und indem dabeientflammten Chauvi- 
niemus gınge unsere B>swseung aut Jabre zugrunde.«e 
(Briefwechsel Bl. VI S. 422.) Zu betonen ıst noch, daß Lassalle von vorn- 
herein den zweischneidigen Charakter der an.irussischen Agitation erkannte. 
Nurim Gefolge einer »wirklichen Revolutione schien ihm der Krieg gezen 
Rußland »wahrhafte Resultatee erlangen zu können. Andernfalls wäre er 
ein ezroßes Malheur«. (Vgl. Aus dem literarischen Nachlaß usw. Bi. IV, 
S. 266/67 passim.) 
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die lächerliche Russophilie Buno Bauers®) und die reaktionären 
Urtopien der Slawophilen urd Panslawisten hinzu: Gründe genug, 
um die damalige Haltung Marx’ und Engels’ endgültig fest- 
zulegen. Als Ende der 60er Jahre die Studie Flerowskys über 
die Lage der Arbeiterklasse in Rußland herauskam, waresfür Marx 
wie eine Offenbarung ®). Mit ein: mmal ward ibm nun die revolutio- 
näre Rolle Rußlands klar. Mithin schloß sich auch der Kreis der euro- 
päischen Entwicklung und die proletarische Weltpolitik 
konnte endlich auf internationaler Basis festen Fuß fassen. 

Glaubteen Marx und Engels wirklich, daß der Krimkrieg 
das Signal zur allgemeinen Revo,ution geben und mit einem Kreuzzug 
gegen Rußland enden würde? Dies wohl schwerlich. Bei der ersten 
Kunde von den Feindseligkeiten warf Engels zwar einen groß- 
zügigen Feld:ugsplan hin, worin es an kategorischen Imperativen 
wahrhaftig nicht fehlte: »Eine Allianz um jeden Preis muß mit Schweden 
geschlossen, Dänemark muß, wenn nötig, eingescl.üchtert werden, 
in Finnland würde ein Auf: uhr ausbrechen, sobald man eine genügende 
Anzahl von Truppen dort landen ließe, und kein Frieden dürfte ge- 
schlossen werden, ehe nicht diese Provinz mit Schweden wiederver- 
einigt werde . .. Odessa, Kronstadt, Riga, Sebastopol genommen, 
Finnland befreit, eine feindliche Armee vor den Toren der Hauptstadt, 
alle seine Flüsse und Häfen gesperrt: was bleibt von Rußland übrig? 
Ein Riese ohne Arme, ohne Augen, dem nichts übrig bliebe, als seine 
Gegner unter der Last seines ungeschlachten Körpers erdiücken zu 
wollene 7%). Aber diese Worte waren im Grunde genommen doch 
nur mehr der Ausdruck einer militärischen Liebhaberei. In Wirklich- 
keit schien Engels von Anfang an einen Weltkrieg, swie wir ihn 
1792 sahene, kaum ernstlich in Betracht zu ziehen. Je länger der 
Krieg dauerte, um so deutlicher wurde die heuchlerische Nichtigkeit 
der offiziellen Kriegsphraseologie, — und sehr bald beschränkt En- 
gels seine Aufgabe auf die unbarmherzigste Enihüllung der ver- 
-~ lotterten Kriegsführung. So optimistisch seine ersten Anwandlungen 
waren, so skeptisch ist er schon nach einigen Monaten. Fast klingt 
es wie eine Polemik gegen sich selbst: »Rußland kann die Krim, 
den Kaukasus, Finnland, St. Petersburg und alle diese Anhängsel 
verlieren ; solange aber sein Körper unverletzt bleibt, braucht es kein 
Jota nachzugeben« 7). 

Und nun zum letzten Schlußakkord, den wir ganz besonders unter- 
streichen möchten! Er betrifft die Haltung der französischen und eng- 
lischen Arbeiterklasse: »Die industrielle Bevölkerung, schreibt Marx 
an die New-York TriLune im Frühjahr 1855, nimmt in beiden Län- 
dern fast die gleiche eigentümliche Stellung in bezug auf diesen (d. i. 
also den Krim-) Krieg ein. Sie haben wenig unmittelbares Interesse 


©) Vgi.z B.B.Bauer, Deutschland und das Russentum, Charlottenburg 
1854; Die jetzige Stellung Rußlands, Charlottenburg 1854. 

6%) Brieiwcch:tel Bd. IV, S. 240, 244, 245. 

10) Gesammelte Schriften, Bd. I, S. 326. 

n) a.a. O. Bd. II, S. 70. 
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an dem Krieg, es sei denn, daß die Siege ihrer Landsleute ihrem natio- 
nalen Stolze schm:icheln und daß dər Verlauf dəs Krieges... „, 
ihnen eine gute Gelegenheit gibt, gegen die bestehenden Regierungen 
und die herrschenden Klassen zu agitieren« 73). Damit war eigentlich 
die Haltung Marx’ und Engels’ während der Orientkrise 
endgültig besiegelt. Keine temperamentvolle Eloquenz vermochte 
über diese Klippe hinwegzuhelfen: für weltpolitische Aufgaben war 
die Arbeiterklasse noch nieht reif. 


VIII. 


»Fassen wir also die Orientfrage kurz. Der Zar, unzufrieden und 
ärgerlich darüber, daß sein ganzes ungeheures Reich auf einen einzigen 
Exporthafen angewiesen ist, verfolgt den Plan seiner Vorfahren, 
Zutritt zum Mittelmeer zu bekommen. Eins nach dem anderen trennt 
er die entferntesten Glieder des Ottomanischen Reiches vom Körper 
ab, bis endlich Konstantinopel, das Herz zu schlagen aufhören muß. 
Auf Feigheit und Furchtsamkeit dər Westmächte zählend, schüchtert 
er Europa ein und schraubt seine Forderungen so hoch als möglich hin- 
auf, um nachher großartig zu erscheinen, wenn er sich mit dem zufrieden 
gibt, was er eigentlich unm'ttelbar erreichen wollte. Die Westmächte 
andererseits, unbeständig. kleinmütig, sich stets gegenseitig mißtrauend 
ermutigen im Anfang den Su!tan, sich dəm Zaren, d:ssen Uebergriffe 
sie fürchten, zu wid:rsetzen, um ihn am Ende zum Nachgeben zu zwin- 
gen, aus Furcht vor einem allgemeinen Krieg, der zu einer allgemeinen 
Revolution führen könnte. Zu schwach und zu feig, den Wiederaufbau 
der europäischen Tü:kei durch die Errichtung eines griechischen 
Reichs oder durch eine föd:rale R:publik der slawischen Staaten 
zu unternehmen, ist ihr ganzes B:streben nur auf die Aufrechterhal- 
tung des Statusquo gerichtet, d.h. jenes Stadiums der Verwesung, 
das dəm Sultan verbietet, sich vom Zaren, und den Slawen verbietet, 
sich vom Sultan zu emanzipierene« 73). 

Soweit Marx. Schw:rlich konnte man sowohl den ımmanenten 
Gehalt als auch die zeitgeborenen B:gleiterscheinungen der Frage 
knapper und treffsicherer in Worte fassen. Der immanente Gehalt: 
das ist jener Kampf um kleinasiatische Kornkammern und sichere 
koloniale Abflußröhren, der die ganze spätere weltpolitische Entwick- 
lung immer machtvoller zu beherrschen beginnt. Die vorübergehenden 
Nebenumstände: d. h. der langsame Abbröckelungsprozeß der Türkei 
und das erwachende Salbstbewußtsein der Balkanvölker. So stark 
Marxens Haß gegen England gewesen, so bar war er jeglicher spe- 
ziellen Voreingenomm:nheit zuzunsten der Wirtschaft des Sultans 7$). 
Jenes rasch berühmt gewordene Wort vom skranken Mann am Bosphore 


73) a.a. O. B1. II S. 221. 

7) a.a. O. Bl. I, S. 196/197 passim. 

"4, Die Legende von der sTurkophiliee M a r x ens ist so sinnlos, daß es sich 
wohl erübrigt, auf sie näher einzugeben. Franz Mehring hat übrigens diese 
Legende bereits vor längerer Zeit mit sicherer Hand zurückgewiesen. 
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kennzeichnet sehr gut die damalige europäische Auffassung von der 
Daseinsberechtigung der Türkei, — und weder Marx noch Engels 
machten in dieser Hinsicht eine Ausnahme aus der allgemeinen Regel. 
Nur daß sie, um mit Metternich zu sprechen, diesem Kranken 
ganz andere Aerzte und Erben erhofften, als jene, deren diplomatische 
Vertreter sich am goldenen Horn gegenseitig den Rang abliefen. Als 
unbewußter Depositär der europäischen Demokratie, nicht als Hüter 
des Zankapfels der dynastischen und bourgeoisen Handelsgier, hielt 
sich der Kranke notdürftigam Leben — und das Unvermögen der »no- 
minellen Würdenträgere Europas, ihn zu heilen oder seine Erbschaft 
anzutreten, war für Marx und Engels eine indirekte Bestäti- 
gung der Notwendigkeit einer revolutionären Lösung der Frage 75). 

4 Die prominente Bedeutung des balkanischen Wetterwinkels 
für die Ruhe Europas haben sie beide rechtzeitig erkannt. Der Gefahr 
konnte ein zwiefacher Riegel vorgeschoben werden. Zunächst ein- 
mal durch Demokratisierung der europäischen 
Politik: »Die russische Politik mag durch ihre traditionellen Ränke 
und Listen und Ausflüchten den europäischen Höfen imponieren, 
die selbst bloß in der Tradition begründet sind, den revolutionären 
Völkern gegenüber wird sie völlig versagene 78). Dann aber durch 
Aufhebung des türkischen Statusquo, das heißt durch die Schaffung 
einer beweglichen, freien Barriere zwischen den westeuropäischen 
Mächten und dem russischen Expansionsdrang 77). 

q Aber keinen einzigen Augenblick gab sich Marx (wie selbstver- 
ständlich auch Engels) der Täuschung hin, daß es möglich sei, 
diesem Ziel näher zu kommen, solange bis der Balkan im Machtbereich 
auch des europäischen Expansionsdranges bleiben 
wird. Die türkische Erbschaft diesem aus partikularistischen Profit- 
interessen zusammengesetztem Drang zufallen lassen, hieße den Teufel 
durch Beelzebub vertreiben: dies war für Marx von vornherein 
klar. Und eben dies unterschied ihn sowohl vonden simplen Turkomanen 
wie auch von den zeitüblichen Russenfeinden. 

In der Abhandlung: »Was soll aus der europäischen Türkei 
werden ?«hatsich Engels ausführlich über die objektiven Voraus- 
setzungen der Emanzipation der Balkanländer ausgesprochen. Be- 
zeichnend für seine Auffassung ist der Umstand, daß er — bei aller 
seiner (und namentlich Marxens!) sonstigen Neigung, den pan- 
slawistischen Schrecken recht kräftig aufzutragen, — den eigentlichen 
Kernsatz des panslawistischen Glaubensbekenntnisses ohne weiteres 

175) a. a. O. Bi. I, S. 203. 

”) a.a. O. Bd. I, S. 202. 

m Vgl. a.a. O. Bd. I, S. 166 ff. In der Bətreiung der Balkanvölker sah 
Engels zugleich das wirksamste Gegengift gegen den Panslawismus: »Nehmen 
wir einen Augenblick an, daß die griechisch-slawische Halbinsel sich von der 
türkischen Herrschaft befreit hätte, daß dort eine Regierung existierte, die den 
Bedürfnissen der Bevölkerung besser angepaßt wäre. Wie würde sich Rußlands-- 
Position gestalten ? Es ist allbekannt, daß sich in jedem Staat auf türkischem Ge- 
biet, der sich ganz oder teilweise unabhängig zu machen verstand, sogleich eine 
starke antirussische Partei entwickelte.« 
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zum alten Eisen wirft, seine völlige Haltlosigkeit enthüllend::” »Mögen 
auch Blutsverwandtschaft und gemeinsame Religion, sagt Engels, 
unter anderem noch so viele Bande zwischen Russen und Südslawen 
knüpfen, ihre Interessen werden doch von dem Tage an auseinander 
gehen, wo sich die letzteren befreien. Die kommerziellen Interessen, 
die aus der geographischen Lage der beiden Länder hervorgehen, 
machen das erklärlich . . . Türken und Südslawen haben tatsächlich 
mehr gemeinsame Interessen mit Westeuropa als mit Rußland. Und 
wenn erst die Eisenbahnlinien, die von Ostende, Havre und Hamburg 
nach Budapest gehen, bis Belgrad und Konstantinopel fortgesetzt 
werden, was jetzt geplant ist, so wird der Einfluß westlicher Zivili- 
sation und westlichen Handels im Südosten Europas ein dauernder 
werden« 78). Ist er schon! Aber allerdings unter wesentlich anderen 
Bedingungen, als wie es sich Engels damals dachte! 

Die sozialpolitische Entwicklung Europas hielt nicht 
gleichen Schritt mit dr ökonomischen Ausbreitung des Ka- 
pitalismus. Was als ein Pfand demokratischer Umgestaltungen wirken 
konnte, wurde zum Stein des Anstoßes. Die Revolution, die das Gleich- 
gewicht zwischen ökonomischer »Unterlages und politischem »Ueber- 
baue schaffen sollte, blieb aus, —undder seither immer stärker anschwel- 
lende Antagonismus lastete wie ein Alpdruck auf Europa. Die ent- 
leibte Revolution rächte sich an kommenden Generationen. Wahr- 
lich, schon aus diesem Grunde muß man die obstinate Hartnäckigkeit 
Marx’ und Engels’ bewundern, wenn sie die Lösung der Orient- 
frage durchaus in revolutionären Perspektiven aufgefaßt wissen wollen, 
obgleich ihnen dabei manche Verkennung der tatsächlichen Sachlage 
mit unterlaufen ist. 

Freilich ist dabeinoch das Folgende zu bedenken. Niemals stand 
das Ansehen der europäischen »Zivilisation« so tief, wie nach den Nie- 
derlagen und Enttäuschungen von 1848, niemals war die Verachtung 
des sverfaulten Europass überzeugter und überzeugender. Und Marx 
zollte dieser Stimmung ebenso Tribut, wie zum Beispiel Herzen. 
Wie denn überhaupt die Neubelebung des Slawophilismus Anfang 
der 50er Jahre des vergangenen Jahrhunderts zu einem bedeutenden 
Teil auf den Erfahrungen des europäischen Radikalismus basierte 
und durch einen Schaden klug zu werden hoffte. In Verbindung damit 
erblickten auch Marx und Engels in der Orientfrage eine neuer- 
liche Manifestation desselben impotenten Schwachsinns »der Ordnung, 
des Besitzes, der Familie, der Religione. Nun kam der Krimkrieg 
und mit ihm das letzte Tüpfelchen auf dem i: »Europa mag verfault 
sein, jedoch ein Krieg hätte die gesunden Elemente aufrütteln, ein 
Krieg hätte manche schlummernde Kräfte wieder wecken müssen«+ 7°). 
Aber das Uebel saß tief. Die Verfaulung schien ihren Kulminations- 
punkt erreicht zu haben. Worauf war da zu hoffen? Jener Ausweg, 
zudem Herzen oder Bakr*in getrost „reifen konnten, war 


t8) a.a. O. Bd. I, S. 169. 
19) a.a. O. Bd. II, S. 53. 
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für Marx selbstverständlich unpassierbar. Ihren Glauben an öst- 
liche Erleuchtung konne er nicht teilen. Es ist vielmehr direkt auf sie 
gemünzt, wenn er ausruft: »Aber nein, nicht nur das England der 
Mittelklassen und das Frankreich des Bonapartes ist zu einem ordent- 
lichen frischen, kräftig ausgefochtenen Krieg untauglich geworden; 
nein, auch Rußland, dasjenige Land Europas, das von der entnerven- 
den, treulosen Zivilisation am wenigsten angekränkelte Land Europas 
bringt derartiges nicht zuwege« 80). So blieb — als einziger Rettungs- 
anker — die Revolution. 

Ein Dobroljubow, der ebenso wie Herzen Europas 
Verfaulung beklagte, aber im Unterschied von ihm an die Auserwählt- 
heit Rußlands nicht glauben konnte, mußte in diesem aussichtslosen 
Zwiespalt die Revolution beschwören, auszuharren und nicht zu 
kommen: Nur bange Stille wird dich jetzt empfangen!« rief er 
ihr zu. Marx, inmitten des hochschießenden Kapitalismus, im Voll- 
besitze seiner sozialistischen Erkenntnisse, durfte sie mit der ganzen 
Inbrunst des geborenen Bilderstürmers anrufen. 


IX. 


So sind diese Dokumente aus der weltpolitischen Lehrzeit von 
Marx und Engels zugleich vollwertige Bestandstücke ihrer 
theoretischen Entwickfung und bedeutsame Marksteine der ganzen 
Epoche. Es wird vermutlich an Versuchen nicht fehlen, ihren Gehalt 
schlagwörtlich zu behandeln und aus dem reichen Fluß dieses Schaffens 
einzelne Tropfen herauszugreifen, um in ihnen die Welt der heutigen 
politischen Kontroversen zu bespiegeln. Diese Versuche werden von 
vornherein steril (und skurril!) bleiben. Es ist, wie wenn man ein sinn- 
volles Bild in Stücke schneiden und die einzelnen Fetzen dann separat 
einrahmen wollte. Der politische Nachlaß von Marx und Engels 
ist in seinem ganzen, innerlichen Zusammensein zu begreifen — oder 
gar nicht. 

Es bleibt uns nunmehr noch übrig, einigen Bemerkungen über 
die Rjasanoffsche Ausgabe Raum zu geben. Sie macht dem Fleiß 
ihres Veranstalters, dessen Verdienste um die Bibliographie des Mar- 
xismus bekannt sind, alle Ehre. Die Mühe, die darin steckt, kann sich 
durch reiche Ausbeute vollauf befriedigt schätzen. »Da unsere Samm- 
lung, heißt es im Vorwort des Herausgebers, noch mehr für Leser 
aus Arbeiterkreisen bestimmt ist als die Mehring sche, hielten 
wir den kritisch-bibliographischen Apparat für überflüssig, der nur 
für eine wissenschaftliche Gesamtausgabe passen würde«®). Die 
Gründlichkeit der Textrevisionen ist nichtsdestoweniger augenfllig, 
und was N. Rjasanoff selbst an Einleitungen und Anmerkungen 
beisteuerte, überrascht durch die Fülle wertvoller Einzelheiten und 
historischer Belege. Einen Vorbehalt wird man aber dennoch ausspre- 


s) a.a. O. Bd. Il, S. 54. Dieser Passus scheint übrigens nicht besonders 
glücklııh übersetzt zu seın. 
2) a.a. O. Ba. I, S. XI. 


565 Oskar Blum, Die weltpolitischen Lehrjahre v. Marx u. Engels. 


chen müssen. Es darf nämlich mit vieler Wahrscheinlichkeit ange- 
nommen werden, daß die Schlußsätze des Engels schen Artikels: 
»Was soll aus der europäischen Türkei werden ?« nicht von ihm, son- 
dern von der Redaktion der New York Tribune herrühren, wie sie ja 
derartige Einschaltungen des öfteren mit flinker Hand anzuhängen 
‚pflegte. Wir geben den betreffenden Passus, dessen salbungsvolle 
Fassung zumindest auf fremde Korrektur schließen läßt, in der Fuß- 
note wieder 82). Außerdem wäre — gerade im Hinblick auf die »Leser 
aus Arbeiterkreisen« — zu erwägen, ob es sich nicht empfehlen würde, 
die vielen Anglizismen (resp. Gallizismen) Marx’ und Engels 
zu verdeutschen und manche Anspielung zu verdeutlichen. Ausdrücke 
wie:shortcomingse Harangue, stock-exchanges, 
Anti-Cornlaw-lecturer u. dgl. m. dürfen ruhig ins Deut- 
sche übertragen werden. 

Endlich verdient noch die Uebersetzung volle Anerkennung. 
Daß dabei manche Unebenheiten (wie beispielsweise Bd. I, S. 55, 
107, 390, Bd. II. S. 258, 289, 391) und Druckfehler (so Bd. II. S. 62, 
und namentlich S. 167, wo es anstatt »Ueberfuhr« des Marktes selbst- 
verständlich immer Ueberfüllung heißen soll) mitgehen muß- 
ten, ist nicht weiter verwunderlich. Dergleichen zu erwähnen, ist zwar 
leidige Pflicht des Rezensenten, aber nur kleinliche Pedanterie wird es 
vom Wert der Leistung abziehen wollen. 


ët) „Wer also heute die demokratische Idee in Europa unterstützen wul, 
der muß die Eıtwicklung der Industrie, des Erziehungswesens, der Gesetzlich- 
keit und den Instinkt für Freiheit und Unabhängigkeit in den christlichen Va- 
sallenstaaten der Türkei mit allen Mitteln zu fördern suchen. Der zukünftige 
Fıieden und der Fortschritt der Menschheit hängen damit aufs innigste zusammen. 
Will man wirklich einmal ernten, so kann man auf die Vorbereitung des Bodens 
und die Aussaat des Samens nicht genug Sorgfalt verwenden.« (a.a. O. Bd. I. 
S. 170.) 4 
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2. Sozial- und Rechtsphilosophie. 


Kutter, Hermann: Reden an die deutsche Nation. 
Jena ıgı6, Eugen Diederichs. 225 S. | 

In hohem Schwung und in reicher Gedankenfülle rauschen diese 
Reden des Zü’icher Pfarrers daher, der glühenden Enthusiasmus mit 
einem großen Mı3 von g>schichtlicher Bildung jeglicher Art verbindet. 
Darum kann er auch, das Zeichen des wahren Redners, sein Thema 
geradezu bestechend von imnsr neuen Gesichtspunkten aus beleuchten 
und den einen Ausdruck seines Willens einem jeden Leser mit unwider- 
stehlicher Wucht einhänn:rn, einerlei, wie sich dieser dazu stellen 
mag. Sin Thema verbindet zwei G:danken miteinander, deren einer 
jedem als besonders Kuttersches Geistesgut bekannt ist, deren anderen 
aber mancher in dieser Kraft und Eigenart bei ihm.mit freudiger 
UVeberraschung vernimmt. 
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Einmal stimmt K. den alten Ton religiös-sozialer Apokalyptik 
an, der auch einen Zweifler bei ihm mit jener Gewalt packt, wie sie 
immer, wie sie aber auch nur dem einen Gedanken eigen ist, den ein 
gedankenreicher und willensstarker Geist als seinen Fund oder als 
die ihm gewordene Offenbarung, unermüdlich neu gewendet in das 
Stimmengewirr der öffentlichen Meinung hineinerschallen läßt, bis 
er wenigstens einmal vernommen wird. So ist dieser höchste Gedanke 
von Kutter Anhängern und an bekannt geworden. Unsere 
Gegenwart steht im Zeichen des Mammonismus. Das aber bedeutet 
zwar nicht das kapitalistische Produktionssystem, aber die Herr- 
schaft der Sachen über den Menschen, der doch zur Herrschaft über 
sie berufen ist. Das ist der grimmige Humor jener Verfassung der 
Menschheit, daßsie im Mammonismus aus den Mitteln zum Leben den 
Zweck des Lebens gemacht und darum alles verkehrt und auf den Kopf 
gestellt hat. Darum aber hat sich auch der ganz sinnwidrige Zustand 
als der normale ergeben, daß die Macht im Dienste jenes Mammonismus 
die Welt und zumal die Staaten und ihre Beziehungen untereinander 
regiert, und zwar mit allen bösen Begleiterinnen, wie Haß, Mißtrauen 
und Feindschaft, die von ihr unabtrennlich sind. Sind Sachenkultur 
und Raubtiergier die Kennzeichen dieses Aeon, so tritt strahlend das 
Bild einer besseren Zukunft vor die Seele des Propheten: das Reich des 
nahen Sozialismus, in dem die Moral, die alles beherrschende Macht 
der Idee, der Gemeinschaft ein Reich der Menschlichkeit herbei- 
führen, das die Innerlichkeit als Lebensmacht bestimmend in der Welt 
werden läßt. Dann weicht die Sachenwelt der Welt der Seele, die Macht 
der Liebe, die Raubtierpolitik der Macht der Politik des guten Willens; 
der Imperialismus und Chauvinismus machen der Moral als Staats- 
prinzip Platz; denn die Menschheits- und Völkerwelt tritt an die 
Stelle der einzelnen Nation in der Hochschätzung der Menschen. 
Damit bekommt deren Sehnsucht ihr wahres Ziel; sind doch auch 
jene üblen Dinge alle nichts weiter, als falsche Gegenstände dieser selbst, 
die nur auf falschem Wege ihre Befriedigung sucht. — Ein solcher 
Zustand der Vollkommenheit ist freilich nur möglich, wo Gott und 
Jesus Christus zur Macht gekommen sind. Haben die Kirchen, an den 
Staat der Machtpolitik gebunden, viel versäumt und gesündigt, so 
müssen nun anstatt ihrer Priester echte Zeugen Gott verkündigen 
als den, der unter uns ist mit seiner ganzen Macht und Liebe, wie er 
in Jesus daist. Dasist die dringendste Aufgabe in der Welt ; wir müssen 
wissen, daß wir geliebt sind, denn daraus kommt alle Aktivität. Jesus 
ist der Emporbildner zu allem wahren Reichtum der Seele. Nur auf 
diesem Grunde wachsen die Gesinnungen, die jenes Reich schaffen 
können, die der Menschlichkeit und Gemeinschaft, die der Liebe und 
des Vertrauens, die zu der Politik des guten Willens führt. 

Nun stehen wir aber vor der Wendung zu einer solchen neuen 
Verfassung der Welt, in der eine solche Gesinnung der Gemeinschaft- 
lichkeit und eine solche Politik heraufziehen: in diesem Krieg, der 
mehr ıst als Krieg, erhebt sich langsam diese neue Welt, in der die Dinge 
der Menschheit dienen und nicht umgekehrt. Und Deutschland, 
Deutschland ist es, wo sich der Anbruch dieser neuen Welt vollzieht. 
Das ist der neue Klang, den K. mit leidenschaftlicher Begeisterung 
anstimmt. Sind die Ideen aller andern so reich ausgestatteten Völker 
entweder dahin oder noch nicht kraftvoll genug hervorgetreten, 
Deutschland allein hat allen seinen Mängeln und Fehlern zum Trotz 
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Innerlichkeit genug, um die Hoffnung aller Sehnsucht der Welt auf 
eine neue Ordnung der Dinge zu erfüllen. Denn in ihm war stets das 
Menschheitsprinzip stärker als das Staatsprinzip, wie der Sinn für 
die Seele stärker als der für die Sachen. Um dieses seines Ideengehaltes 
willen jetzt von den Völkern gehaßt, wird es einst von ihnen gepriesen 
werden, wenn es ihnen zum Segen geworden ist. Deutschland, allein 
reif zum Durchbruch der Wahrheit, muß die geistige Vorherrschaft 
in der Welt gewinnen und es wird dies auch, wenn sein Volk und seine 
Regierung anfangen, die Politik des guten Willens zu verwirklichen. — 
Solche proplretischen Ergüsse entziehen sich der Kritik, weil sie aus 
der tiefsten Persönlichkeit ihres Urhebers herausgeboren sind. Darum 
stellt sich auch jeder zu ihnen, wie es dem Grunde seiner Persönlichkeit 
entspricht. Stimmt der eine begeistert zu, und das kann auch ein 
nüchterner Geist sein, den es wirklich jener bösen Uebelstände geradeso 
ekelt oder der in einem hohen Idealismus das einzige Heil sieht, so 
ist ein anderer zu tief in naturalistischen Gedankengängen, um so 
etwas anders als pathologisch oder höchstens als notwendige Träume 
aufzufassen. Wieder ein anderer will gut lutherisch Geistliches mit 
Weltlichem nicht vermengen; oder es heißt jemand solchen Idealismus 
willkommen als ergänzende Kraft, die mit dem Realismus zusammen 
zur Diazonale des M5zlichen führt. Oder man kann auch die tragische 
Notwendigkeit empfinden, die uns Hohes hoffen und dabei in allem 
Elend unrettbarstecken läßt. Imneraberistesein Glück, einem Manne 
zu begegnen, der mit einem eignen Gesicht und Ton unter so vielen 
andern steht, die nur aussehen wie alle und wiederholen, was die andern 
sagen. (F. Niebergall.) 


Achille Loria: Le Bass Economiche della Costi- 
tuzione Sociale. 4. vom Verfasser durchgesehene und erwei- 
terte Auflage. Turin 1915. Bocca. 913 Seiten. 

In wissenschaftlichen Kreisen wird die vor uns liegende Neu- 
auflage des nunmehr klassischen Werkes von Achille koria mit Freuden 
begrüßt werden. Dieses Werk hat bei seinem Ersterscheinen sowie 
nicht minder in seinen späteren Auflagen die lebhaftesten Diskussionen 
für und wider hervorgerufen. Das Schema dieses Buches wurde von 
seinem Verfasser bereits im Jahre 1885 in einer feierlichen, an der 
Universität Siena gehaltenen Rede auseinandergesetzt. Der Verf. 
war damals nicht viel über 20 Jahre alt. Die Rede verschaffte dem 
blutjungen Gelehrten gleichsam mit einem Schlage einen fast euro- 
päisch zu nennenden Ruf. Insbssondere reihte es ihn den hervor- 
ragendsten Koryphäen der Lehre des historischen Materialismus an. 

Die in der Rede von 1885 enthaltenen Studien und Gedanken- 
gänge hat Loria nun in einem ganzen, der Wissenschaft gewidmeten 
Leben weiter ausgereift. Heute ist die ehemals mehr intuitiv gerichtete 
Wissenschaft Lorias zu einem absolut organisch gearteten, streng 
logischen Gebäude synthetischer Soziologie geworden. 

Die These von der Abhängigkeit allen Geschehens von den wirt- 
schaftlichen Verhältnissen der einzelnen Länder und Zeiten gehört 
freilich einer Epoche an, die vor dem Jünglingsalter Lorias liegt; 
die Wirtschafts-, Rechts- und Sittengeschichte hatte bereits von der 
neuen Lehre Besitz ergriffen, bevor Loria auftrat. Die Sozialisten 
reagierten auf die ersten Arbeiten Lorias sogar mit dem Vorwurf des 
Plagiats an ihrem großen Meister Karl Marx, ohne zu beachten, daß 
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der Gegensatz zum Spiritualismus und Idealismus als Geschichts- 
und Wirtschaftsbetrachtung und eine mehr wirtschaftiich gerichtete 
Auffassung nicht erst mit Marx beginnen. Loria selbst hat nie die 
Behauptung aufgestellt, den historischen Materialismus erfunden zu 
haben und läßt seinen und Marxens Vorgängern volle Gerechtigkeit 
widerfahren. Freilich müssen wir daran erinnern, daß nie vor ihm die 
Lehren des historischen Materialismus so organisch erfaßt und dar- 

estellt und auf so reiches Tatsachermaterial fufend mit subtilster 

ogik zu einem System ausgebaut worden sind. Es ist nicht unsere 
Aufgabe, hier in meritum them ae zutreten. Ineiner Rezension 
vermag der gewaltige Stoff der materialistischen Geschichtsauffassung, 
der die Gelehrtenwelt des ganzen vergangenen Vierteljahrhunderts 
beschäftigte, nicht bewältigt zu werden. Hier nur einiges zur Inhalts- 
angabe: In der weitausholenden Einleitung gibt Loria eine auf zahl- 
reiche Beispiele gestützte deterministische Lehre vom historischen 
Geschehen auf ökonomischer Basis. In den drei darauffolgenden Ab- 
schnitten wird, meist auf Grund der modernen Geschichte und Wirt- 
schaftsgeschichte, die moralische, juridische und finanzielle Super- 
struktur darzulegen versucht. 

Das vorliegende Buch Lorias ist mit jenem Reichtum an Einzel- 
beobachtungen und Gedanken, mit jener saristokratischen Opulenze 
geschrieben, die den Verf. überhaupt kennzeichnen und seinen Werken 
innere Lebenskraft sichern. Gewiß kann der Gıundthese Lorias viel 
Tatsachenmaterial entgegengehalten werden. Wenn der historische 
Materialismus, wie ihn Loria vertritt, das Verdienst beanspruchen 
darf, auf viele neue Zusammenhänge der Entwicklung hingewiesen 
zu haben, so vermag er doch die komplexe Phänomenologie des 
historischen Verlaufs in keiner Weise allein ausreichend zu erklären, 
Dazu vernachlässigt er zu viele Entwicklungsfaktoren und beurteilt 
"zu viele andere falsch oder übersieht sie völlig. So wird die Lehre 
einseitig und vermag ohne Komplementärtheorien nicht benutzt zu 
werden. Auch entbehrt der historische Materialismus, um ein end- 
gültiges System zu sein, zu sehr der absoluten und eindeutigen Sicher- 

eit des von ihm benutzten Materials, das nicht immer mit genügender 
Methodik gewonnen wurde. Die Doktrin, die von Marx auf weitem 
Untergrund aufgestellt und von Loria erweitert und in gewissem Sinn 
geadelt worden ist, hat sich bisher nicht dazu verstehen können, dem 
Apriorismus entsagend, treue historische, die Fakten koordinierende 
Arbeit zu leisten. Die Synthesis der Lehre steht dabei immer noch 
mit der ungenügenden Fundierung in Widerspruch. Was dem histo- 
rischen Materialismus nottut, ist die Vorarbeit unendlich vieler Mono- 
graphen, die sich unbekümmert vm die Resultate und fernab von 
aller Generalisierung darem bemühen, für alle Länder und alle Zeiten 
in bescheidener Weise das historische und wirtschaftshistorische Tat- 
sacherwaterial einwandfrei aufzusuchen urd darzustellen. Hier, 
an diesem Funkte hat die Kritik denn auch tatsächlich eingesetzt, 
die an Loria geübt worden ist. 

Natürlich wäre es irdes ein Irrtum, ein Werk wie das Lorias allein 
mit historischen Maßstäben messen zu wollen. Die Geschichtsphilo- 
sophie hat auch in ihrer wesentlich interpretativen Foım den Vorteil, 
die Geister anzuregen urd auf höhere Warten zu lenken. Der Wissen- 
schaft, die nur Relativiemus ist, entgeht leicht die Eröffnung neuer 
@ebiete und Ideenwelten. Diese zu ermöglichen, gebührt der In- 
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tuition. Urd die Tatsache, hierin wiı klicb Bedeutendes urd Originelles 
geleistet zu haben, macht die vierte Auflage des Loriaschen Werkes 
uns, trotz aller Zweifel im ganzen und einzelnen, im mer noch bewun- 
.dernswert, und erklärt uns völlig den internaticnalen Erfolg des Buches. 


Lahe me- "va é .) 


3. Soziologie, Sozialpsychologie, Rassenfrage. 


4. Sozialismus. 


Renner Kaili: Marxismus. Krieg undInternationale. 
Kritische Studien über offene Probleme des wissenschaftlichen und 
des praktischen Sozialismus in und nach dem Weltkriege. Stutt- 
gart 1917. J. H. W. Dietz. 384 S. M. 4.—. K: 

Geboren aber wurden diese Studien aus der leidenschaftlichen 
Empfindung des geistigen Wirrsals, in das die Arteiterschaft der 
Welt durch den Krieg verstrickt worden ist, und aus der unerschütter- 
lichen Ueberzeugung, daß ihr einzig und allein marxistiscke Forschung 
Abhilfe schaffen kann. Mögen diese Blätter dazu dienen, die ganze 
Fülle neuer Aufgaben, die dem Marxismus gestellt sind, aufzurollen !& 
ı Mit diesen Worten der Vorrede charakterisiert der Verfasser 
Zweck und Aufgabe seines neuen Buches, das größtenteils aus Auf- 
sätzen und Artikeln besteht, die zuerst im Wiener »Kampf« und in 
der Wiener »Arbeiterzeitung« erschienen sind. Der Inhalt ist daher 
teils theoretischer, teils praktisch politischer Natur in jener Ver- 
schmelzung, die von jeher marxistische Forschung kennzeichnet, die 
historisch sowohl in der theoretischen Auffaseung wie in den persön- 
lichen Lebensumständen der Forscher begründet einen Teil der Scl.uld 
trägt, weshalb seit Marx die systematische Fortbildung der Theorie 
und die umfassende Darstellung, ihre Anwendung auf die Wirtschafts- 
probleme der Gegenwart nur langsame Fortschritte macht. 

Hier soll nur auf die theoretischen Teile des Buches aufmerksam 
emacht werden, auf jenes »Studienprogramm für Marxistene, das 
enner zuerst im »Kampf« veröffentlichte und das den ersten Teil 

des vorliegenden Werkes bildet. Aber nicht nur der Abschnitt über 
sdie neue Gesellschafts bietet reiche theoretische Anregung, sondern 
auch der folgende über den »neuen Staate. Hier gibt Renner im engen 
Anschluß an Otto Bauer, dem er das Buch widmet, eine systematische 
und historische Uebersicht über die Entwicklung und Wandlung der 
nationalen Idee bis zu dem Nationalitätsprinzip des Imperialismus, 
das eigentlich die nationale Idee aufl.ebt. 

Von hervorragendem theoretischem Interesse ist die Darstellung 
der gesellscnaftlichen und politischen Umwälzung der Jahrzehnte 
seit dem Tode von Karl Marx, die sich auch in einem durchgreifenden 
Wandel der sozialen Grundverhältnisse offenbaren. 

Während Rudolf Hilferding in seinem»Finanzkapital«dieStruktur- 
veränderungen innerhalb der kapitalistischen Produktion theoretisch 
untersuchte und die Erscheinungen der Aktiengesellschaft, des mo- 
dernen Bankwesens, der Börse, der Kartelle und Trusts, mit Hilfe 
der Wertlehre theoretisch zu erläutern strebte, legt Renner den Nach- 
druck auf die »Durchstaatlichung der Oekonomie«. Während Marx, 
schon aus methodologischen Gründen, aber auch veranlaßt durch 
den Zustand der derzeitigen englischen Industrie und Volkswirtschaft, 
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zunächst die Gesetze einer frei funktionierenden kapitalistischen Wirt- 
schaft entwickelte, will Renner zeigen, wie unbeschadet der Geltung des 
Wertgesetzes, sich durch die Eingriffe des Staates die Wirtschaft 
wandelt und Bu neue wirtschaftliche Kategorien in Erscheinung 
treten. Zur Kennzeichnung und Rubrizierung dieser Wandlungen 
stellt Renner eine Reihe neuer Bezeichnungen auf, die in ihrer Stufen- 
folge eine Phaseologie der Durchstaatlichung des Kapitalismus er- 
geben: Niederschutz-Epoche, Hochschutz-Epoche und staatswirtschaft- 
liche Epoche. Renner untersucht, welche Wirkungen diese verschie- 
denen Epochen auf Preis und Lohn, auf Funktion und Stellung des 
Privateigentums usw. haben und bringt eine Fülle von Problemen 
zur Sprache, die natürlich nur schematisch dargestellt und skizziert 
werden konnten, allerdings auf Grund einer geschlossenen Anschauung. 
Sehr gut erscheint mir z. B. die Betrachtung der Entwicklung des 
Kapitalismus vom Standpunkt der Kapitalakkumulation und die 
Kennzeichnung der verschiedenen Stufen durch die Schlagworte: 
I. Domanialismus, 2. Finanzialismus, 3. Kommerzialismus, 4. Indu- 
strialismus, 5. Agrarialismus, 6. Finanzkapitalismus. 

Eine ähnliche Reihe stellt Renner auch für den Arbeitslohn auf, 
der immer mehr vom reinen Individuallohn sich zu einem staatlich 
stark bestimmten Lohn entwickelt, sowohl durch Ausbau des Ver- 
sicherungswesens mit seinen Beiträgen und Leistungen, als auch 
durch die Zunahme der staatlich beschäftigten Arbeiter und Be- 
amten, die ihr Gegenstück in den Besoldungsskalen privater Riesen- 
betriebe findet. 

Diese Andeutungen sollen nur zeigen, welche theoretisch und nicht 
minder praktisch wichtigen Probleme bereits in dem theoretischen 
Teil des Werkes behandelt oder angeschnitten werden. Die völker- 
rechtlichen und mehr politischen Partieen lasse ich außer Be- 
tracht und kann auch die zahlreichen kritischen Streifzüge gegen 
den »Vulgärmarxismus«, die mir weniger gelungen erscheinen, hier 
nur erwähnen. 

Ein Punkt sei noch hervorgehoben: Durch die Wandlungen nicht 
nur der Industrie, sondern auch der Landwirtschaft, ist auch die 
Arbeiterklasse nicht nur beruflich differenziert, sondern in ihrer wirt- 
schaftlichen Stellung zu den verschiedenen Fraktionen der Kapitalisten- 
klasse maßgebend beeinflußt, was sich auch in der Psychologie der 
verschiedenen Arbeitergruppen äußert. In geschichtlicher Betrach- 
tung hat Hermann Schlüter in seinem Werk über den Chartismus 
diesen Gedanken fruchtbar gemacht, während vor allem Gustav 
Eckstein zur Erklärung politischer Gegenwartserscheinungen diesen 
Gesichtspunkt heranzog. Renner weist mehrfach mit Nachdruck auf 
diese Differenzierung des Proletariats hin. Man darf nur nicht in den 
Fehler anderer Oekonomen verfallen, die dadurch die Einheit der 
Arbeiterklasse für aufgehoben erklären. Neben diesen Abgrenzungen 
von Berufen und Schichten erzeugt die finanzkapitalistische Kon- 
zentration und die imperalistische Ideologie wichtige gemeinsame 
Interessen der Arbeiterklasse jedes Staates und der gesamten kapi- 
talistischen Wirtschaft. Auch diese Fragen, das Interesse und die 
Gegnerschaft des Proletariats am Imperialismus werden von Ren- 
ner in verschiedenem Zusammenhang behandelt. Otto Bauers und 
Hilferdings diesbezügliche Darlegungen werden popularisiert und 
ergänzt. 


6. Sozial- und Wirtschaftsgeschichte, Biographien. 573 


Es handelt sich also bei Renners Werk um ein theoretisch äußerst 
anregendes, sehr oft auch zu energischem Widerspruch herausforderndes 
Buch, das aber zu reger theoretischer Forschungsarbeit anspornen 
sollte, die auch praktisch unerläßlich ist, sollen die wichtigen wirt- 
schaftlichen Probleme der Nachkriegszeit erfolgreich gelöst werden. 

nd Aal (O. Jenssen.) v. 
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5. Sozialökonomische Theorie und Dogmengeschichte. 





— 


6. Sozial- und Wirtschaftsgeschichte, Biographien. 


Lautenschlager, Friedrich: Die Agrarunruheninden 
badischenStandes-undGrundherrschaftenim Jahre 
1848. (Heidelberger Abhandlungen zur mittleren und neueren Ge- 
schichte. Hrsg. von Hampe und Oncken. Heft 46.) Heidelberg, 
Winter, 1915. M. 2.80. 

Was hier auf Grund der ursprünglichsten en. erforscht und 
erzählt wird, ist eine Episode, die allen den Einzelerhebungen des 
Revolutionsjahres 1848 in Deutschland vorausgeht, unter diesen zwar 
nicht ohne parallele Erscheinungen ist, aber zu den Ideen der 
Einheit und Freiheit, wovon diese getragen sind, kaum eine Beziehung 
hat. Ein Anachronismus fast, sowohl was die Urheber und Träger, 
als was Ursachen und Ziele angeht. Selbst von den aus kapitalistischen 
Verhältnissen erwachsenen Nöten und Motiven jener ländlichen 
schlesischen Weber, deren verzweifelter Losbruch im Jahre 1844 dem 
jungen Gerhard Hauptmann einen so wirksamen dramatischen Vor- 
wurf gewährt hat, findet sich hier keine Spur. In allem Wesent- 
lichen scheint es vielmehr ein Stück aus dem großen Bauernkrieg des 
16. Jahrhunderts, das erst der historischen Betrachtung auf der Folie 
der in höherem Grade politischen als sozialen Gesamtbewegung des 
Jahres 1848 in Deutschland erscheint. Aber wir vergessen allzu leicht, 
daß fast jede moderne Revolution, von der französischen angefangen 
bis in die unmittelbare Gegenwart, von ähnlichen Bauernerhebungen 
begleitet war. Nur ist es im vorliegenden Falle nicht gelungen, diese 
robusten revolutionären Kräfte in nennenswertem Maße in den Strom 
der politischen Bewegung zu leiten. 

Worum es sich handelte, war die gründliche Beseitigung der 
feudalen Lasten und Abhängigkeiten, wie sie sich in den bei der 
Gründung des Großherzogtums diesem zugewachsenen fürstlichen oder 
herrschaftlichen, nunmehr also mediatisierten Gebieten durch die 
Napoleonische Aera gerettet hatten und sich dank dem durch den 
Bundestag gewährten Patronat in wesentlichen Teilen auch die folgen- 
den Jahrzehnte hindurch erhielten. Zwar machen sie, teils finanzieller, 
teils verwaltungsrechtlicher Natur, nicht den Eindruck des Unerträg- 
lichen, aber allzeit sind es mehr die Schikanen, die den menschlichen 
Widerwillen erregen und auf die sie mit Vorliebe alle Not, und sei 
sie, wie durch die Mißernten nach der Mitte der vierziger Jahre, durch 
unabwendbare natürliche Gewalt hervorgerufen, zurückzuführen pfle- 
a Aber nicht nur in dieser allgemeinen Erfahrung liegt jene Ana- 

ogie zu den Verhältnissen und dem Ablauf des großen Bauernkrieges, 

sie liegt in den Spielern — hier Herrschaft, hier Bauerschaft —, in 
dem massiven und doch so naiven Auftreten der bäuerlichen Auf- 
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rührer, in der gleichzeitigen Aufstachelung der durch Verschuldung 
genährten antisemitischen Instinkte, in der nachdrücklichen Versiche- 
rung der Loyalität gegen die höchste Obrigkeit, wie einst des Kaisers, 
so jetzt des Großherzogs, am hervorstechendsten aber in der örtlichen 
Verbreitung: es ist klassischer Boden, über den der Sturm hinfegte, 
der Kraichgau, der Taubergrund, der Odenwald. 

Das aber zeichnet diese auf wenige Tage beschränkte Bewegung 
aus: sie endet mit einem vollen Erfolg, und den verdankte sie der all- 
gemeinen politischen Erschütterung. Regierung und Landtag einigten 
sich schnell zu einer jeden Rest des Feudalismus beseitigenden Gesetz- 
gebung, ohne jedoch den z. T. in seiner Existenz bedrohten Adel 
preiszugeben: der Staat übernahm es, ihn abzufinden. Er konnte es, 
da er erst durch diesen Akt der gleichmäßige Herr seiner sämtlichen 
Untertanen ward. (E. Vierneise!). 


7. Bevölkerungswesen. 


Tyszka, Carl'von: Das weltwirtischaftliche Problem der 
modernen Industriestaaten. Jena, Verlag von Gustav Fischer 
1916. Preis M. 5.60. 8°. VIII, 207 Seiten. 

Der ee re der durch das vorliegende Buch hindurch- 
eht, ist der: »Wie kann Deutschland, ein Industrie-Handelsstaat, 
essen Bevölkerung längst schon über den eigenen Nahrungsspielraum, 

den seine eigene Landwirtschaft gewähren kann, hinausgewachsen ist, 

der keine Ackerböden und Viehweiden in fremden Erdteilen sein 
eigen nennt, seiner Bevölkerung die notwendigen Nahrungsmittel zu 
den tunlichst günstigsten Preisen, seiner Industrie die unentbehrlichen 

Rohstoffe und Halbfabrikate verschaffen; den Erzeugnissen seiner 

Industrien neue Absatzmärkte erschließen, um dadurch seine Bevölke- 

rung in den Stand zu setzen, durch ihren Gewerbefleiß und ihren Handel 

sich die Nahrungsmittel, die die eigene Landwirtschaft nicht in aus- 
reichendem Maße erzeugen kann, im Austausch mit ihren Industrie- 
erzeugnissen aus anderen Ländern zu beschaffen.« In einem ersten Ab- 
schnitt wrd das Problem aufgeworfen, zwei weitere behandeln die 

Lösung des Problems in England durch den Freihandel und in Deutsch- 

land durch die wirtschaftliche Selbstgenügsamkeit, ein weiterer bringt 

die Begründung und Kritik dieser letzteren, während die beiden 

Schlußabschnitte die Art der Lösung des Problems in ihren Folgen 

und Wirkungen auf das wirtschaftliche und soziale Leben und die 

Neuorientierung der deutschen Wirtschaftspolitik als notwendige 

Vorbedingung zur endgültigen Lösung des weltwirtschaftlichen Pro- 

blems darstellen. 

Von Interesse sind in erster Linie die Ausführungen, in denen 
der Verfasser positiv zu den strittigen Fragen Stellung nimmt, während 
die ersten historischen Abschnitte naturgemäß nicht viel Neues bringen 
können. Zu seinen Ausführungen über die Entwicklung der englischen 
Landwirtschaft möchte ich nur bemerken, daß seine Behauptung, 
daß der Freihandel es der englischen Landwirtschaft ermöglicht habe, 
den schwierigen Uebergang zur vorwiegenden Viehproduktion ohne 
allzugroße Erschütterung durchzumachen, sich doch nicht ganz in 
Einklang mit den von ihm genannten Daten bringen läßt. Denn 
die englische Viehproduktion ist — wenigstens in ihrem zahlenmäßigen 
‚Umfang — in dem von ihm betrachteten Zeitraum von 1882--1913 
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so gut wie stehen geblieben. Doch diesnur nebenbei. Seiner Charakteri- 
sierung der wirtschaftlichen Entwicklung Deutschlands im letzten 
Menschenalter möchte ich im wesentlichen durchaus beipflichten. 
Das gilt auch von seinen Darlegungen üter den grundlegenden Unter- 
schied in der englischen und deutschen Entwicklung, den er mit Recht 
vor allem darin sieht, daß dort im Kampf mit dem Feudalismus Volk 
und Bürgertum zur Herrschaft gelangte, während hier bei uns die Herr- 
schaft einer kleinen grundbesitzenden Oberschicht, der gegenüber ein 
ohnmächtiges Volk und Bürgertum stand, die ausschlaggebende Rolle 
bei unserer wirtschaftlichen Gesetzgebung spielte. Es ist überhaupt 
ein Vorzug des Buches, daß es in hohem Maße immer wieder auf die 
litischen Kräfte und Gegensätze hinweist, die vor allem auch in 
eutschland hiebei einen maßgebenden Einfluß ausgeübt haben. 
In seinen positiven Ausführungen kann ich dem Verfasser nicht 
in allen Teilen folgen; ich kann hiebei nicht ganz den Optimismus 
teilen, von dem er sich dabei leiten läßt. Zunächst ist es nicht zu- 
treffend, daß in der Industrie, wie er mehrfach behauptet, jeder 
Mehraufwand an Kapital und Arbeit größere Erträge bei sinkenden 
Kosten liefert. Neuere Untersuchungen +) haben doch gezeigt, daß 
es auch hier ganz bestimmte Grenzen gibt; von anderem abgesehen, 
unterliegen ja doch auch die Industrierohstoffe dem Gesetz vom 
sinkenden Ertrag. Das gilt auch von dem, was er im Anschluß an 
Berechnungen Ballods über die Vermehrung der Getreideproduktion 
sagt. Er kommt hier zu dem Ergebnis, daß, wenn auch die Bevölkerung 
der Erde in ähnlich schneller Weise wächst, wie im letzten Jahrhundert, 
ein Mangel an Weizennahrung für die nächsten 150—200 Jahre nicht 
zu befürchten ist. Das kann man ihm ruhig zugeben. Aber es kommt 
für uns nicht so sehr auf die technische Seite der Versorgung mit 
Nahrungsmitteln und Rohstoffen, als auf die ökonomische Seite an. 
Es handelt sich hier in erster Linie um ein Preisproblem und um den 
Einfluß einer solchen Entwicklung auf Zahlungsbilanz und Kapital- 
neubildung, wie ich schon an anderer Stelle eingehender dargelegt 
habe *). Wenn wir, und gewisse Ansätze dazu sind bereits wahrnehmbar 
geworden, Lebensmittel und Rohstoffe nur noch zu steigenden Preisen 
zukünftig aus fremden Gebieten erhalten können, so werden wir dem 
Ausland gegenüber in steigendem Maße tributpflichtig, und damit 
kann das Maß unserer Kapitalneubildung zurückgehen, von dem doch 
in den modernen Industriestaaten letzten Endes deren Bevölkerungs- 
kapazität abhängt. Ich halte es auch nicht für ausgeschlossen, daß 
wir auch einmal zukünftig, vielleicht sogar recht bald, mit der 
Einführung von Ausfuhrzöllen auf Lebensmittel und Rohstoffe rechnen 
müssen, wodurch sich die Konkurrenzfähigkeit unserer Fabrikatindu- 
strien auf dem Weltmarkt ganz gewaltig verschlechtern könnte. Das 
sind nur Möglichkeiten, mit deren Eintritt wir jedoch rechnen müssen. 
Die Stellung und Lage eines Industriestaates ist nun einmal eine 
wirtschaftlich gefährdete. 
Darin stimme ich dem Verfasser restlos zu, daß die Idee der 


1) z. B. Vogelstein: Das Ertragsgesetz der Industrie, Archiv f. Sozialwissen- 
schaft Bd. XXXIV. Bücher: Das Gesetz der Massenproduktion. Zeitschr. f. d. 
ges. Staatswissenschaft 1910. 

8) Zur Frage von Kapitalbildung und Kapitalbedarf in Deutschland ; Festschrift 
L, Brentano, München 1916. a 
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Selbstgenügsamkeit, wie sie vor dem Kriege immer wieder proklamiert 
wurde und wie sie in unserer neuesten handelspolitischen Gesetz- 
gebung zum Ausdruck kam, gänzlich ungeeignet ist, diesen Gefahren 
vorzubeugen. Da wir bei weiterem Volkswachstum, wieesja gerade auch 
diejen'gen K -ise besonders verlangen, d e fü d'emözlichst : Selbstge- 
nügsamkeit eintreten, immer mehr und stärker nd eWeltwirtschaft ver- 
flochten werden müssen, so wird das, was die heimische Landwirtschaft 
zu bieten ve mag, schließlich doch einen imm?r sinkenden Teil unseres 
Bedarfs au mıchen müssen. Konsequenterweise müßten eigentlich 
die Anhänger des Ideals der Selbstgenü zsamkeit der Lehre von Malthus 
und dem davon ausgehenden Neomalthhusıanismus beistimmen. Aber 
Interessenp>litik und folgerichtiges ökonomisches Denken vertragen 
sich nicht immer zusammen. 
Tyszkas Ausführungen über das Problem der Selbstgenüzsamkeit 
liedern sich in 4 Teile: Die Begründung durch die erzieherische Wir- 
g des Schutzzaolles, die internationale Produktionsteilung und die 
angebliche Erschütterung der europiischen Industrieherrschaft, die 
nationalistische Begründung durch die Notwendigkeit der Erhaltung 
einer Bauerngrundlage und die Anpassung der deutschen Landwirt- 
schaft an die Verschiebung der Weltmarktlage. Auch hier kann ich 
nicht in allen Einzelheiten dem Verfasser folgen, ich glaube z. B. nicht, 
daß, wie er m:int, die Säuzlingssterblichkeit ein geeigneter Maßstab 
ist, um die Lebenskraft und -fähigkeit einer Bevölkerungsschicht zu 
erfassen, es ist auch viel zu weıt gegangen. zu behaupten (S. 104), 
daß die Zunahme der in Industrie, Handel und Verkehr Tätigen eine 
unbeschränkte sei. Ganz eingehende Ausführungen widmet dann der 
Verfasser der Entwicklung des R=allohnes etwa seit der Jahrhundert- 
wende und den Ursachen, die dessen, wie er zeigt, ungünstige Ent- 
wicklung hervorgerufen haben. Diese Abschnitte sind mit die wert- 
vollsten des Buches; bewegt sich ihr Verfasser ja hier auch auf Ge- 
bieten, die er schon öfters mit Erfolg literarisch bearbeitet hat. Diese 
Tatsachen werfen nun auch ein neues sehr wichtiges Problem 
auf, dem sich Tyszka dann zuwendet: »Wie ist es möglich, daß bei 
oder trotz eines wirtschaftlichen Aufschwungs, wie er in der Tat er- 
staunlich ist, doch die Lebenshaltung der arbeitenden Klasse in diesem 
Lande — wenn auch nicht gerade direkt sich verschlechterte —, so 
sich doch nicht gehoben hat.« Er kommt dahei auf die so ungemein 
wichtige und bisher sehr unzulänglich behandelte Frage des inneren 
Marktes; zu sp’echen, jener Lehre vom Schutz der nationalen Arbeit, 
deren Kernpunkt der ist, daß der Schutzzoll eine Stärkung des heimi- 
schen P oduzenten bewirkt; da jeder Produzent auf der anderen Seite 
aber auch Konsument sei, so müsse damit ent;p’echend auch die 
Kaufkraft der ganzen Bevölkerung, d.h. die Aufnahmefähigkeit des 
inneren Ma-ktes; steigen. Man findet in dem Buche eine ganze Reihe 
treffender Ausführungen gezen diese oberflächliche Anschauung; ich 
finde nur, daß auch Tyszka dabei den entscheidenden Punkt nicht 
genüzend beachtet hat. Er liegt im folgenden: Die Schutzzallpnlitik, 
wie wir sie haben, hat zu einer Erhöhung der durchschnittlichen 
Erzeuzungskosten der Güterproduktion geführt, vor allem in der 
Landwirtschaft, mittelbar aber auch in den Gewerben und im Handel. 
Die dank der Zölle steigenden Mehreinnahmen der Produzenten müssen 
zum Teil dazu verwandt werden, die gestiegenen Kosten zu decken, 
so daß selbst unter der Voraussetzung, daß alle Produzenten auch in 
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gleicher Weise Konsumenten wären, die Kaufkraft der Bevölkerung, 
also die Aufnahmefähigkeit des inneren Marktes, nur in geringerem 
Maße wachsen kann, als jene durch die Zölle bewirkten Mehreinnahmen. 
In der Vernachlässigung dieses Zusammenhangs liegt der Grundfehler 
dieser schutzzöllnerischen Lehre vom inneren Markt. 

Die heutige Zeit ist ganz besonders wichtig, diese Probleme an- 
zuschneiden und zu behandeln. Denn unter dem Eindruck der durch 
den Krieg bewirkten Abschliefung vom Weltmarkte beginnt sich die 
Auffas ung immer mehr Bahn zu biecl.en, daß wir es ganz allein unserer 
»bewährten« Schutzzollpolitik zu verdanken haben, daß die Aus- 
hungerungspläne unserer Gegner zunichte geworden sind. Dem- 
gegenüber hebt der Verfasser mit Recht hervor, daß es unsere agrari- 
sche Politik gewesen ist, der wir es zu verdanken haben, daß unsere 
Getreidevorräte bei Kriegsbeginn so knappe gewesen sind, daß hierfür 
das so viel erörterte Getreide-Ausfuhrp. ämiensystem verantwortlich 
zu machen ist. Wenn es aus Gründen der nationalen Sicherheit er- 
forderlich ist — und diese Notwendigkeit hat der Krieg erwiesen — 
uns in der Versorgung unserer wichtigsten Lebensmittel vom Ausland 
unabhängig zu macl.en, dann bildet eine sachgemäß durchgeführte 
Vorratswırtschaft den geeigneten Weg. 

Das ganze Buch Tyszkas ist darauf abgestimmt, daß bei uns in 
Deutschland bislang eine kurzsichtige Produzentenpolitik getrieben 
worden ist, daß der Konsument immer als Stiefkind behandelt wurde. 
Auch dem ist restlos zuzustimmen. Freilich können auch Fälle ein- 
treten, in denen Schutzzölle in dieser Hinsicht anders zu beurteilen 
sind, als es bei den bei uns herrschenden der Fall ist. Bei der wirt- 
schaftlichen Lage Deutschlands ist die Frage der Handelspolitik 
eine rein ökonomische Zweckmäßigkeitsfrage und keine Frage des 
Prinzips »Freikandel oder Schutzzolle. Ich kann mich aber der 
Empfindung nicht verschließen, als ob Tyszka doch etwas zu sehr 
in seinen Ausführungen auf diesen grundsätzlichen Gegensatz abge- 
hoben hat. 

In zwei Schlußkapiteln werden dann die Fragen der mittel- 
europäischen Wirtscl.aftsgemeinschaft und die liberal-demokratische 
Wirtschaftspolitik der Zukunft besprochen. Was die erstere anlangt, 
so wird in eingelienden Ausführungen gezeigt, daß uns ein »Mittel- 
europa« keinerlei auch nur einigermaßen ausreichenden Ersatz für 
unsere bisherigen weltwirtschaftlichen Beziehungen zu bieten vermag. 
Der letzte Abschnitt trägt einen mehr zusammenfassenden Charakter. 
Es sind zwei Punkte, dıe für den Verfasser, wie er hier noch einmal 
wiederlolt, die Richtlinien unserer Wirtschaftspolitik abgeben müssen, 
einmal die Tatsache, daß Deutschlands Reichtum in der Arbeitskraft 
seiner Bevölkerung liegt, und dann, daß unsere Hauptaufgabe ist, 
die Produktivität unserer Arbeit zu erhöhen. Unsere bisherige Wirt- 
schaftspolitik hat nach Kräften diesem obersten Ziele entgegen- 
gearbeitet. 

Ein ungemein warmer Ton, ein tiefes soziales Verständnis durch- 
zieht das ganze Buch. Für Tyszka ist die Forderung der Zukunft 
»Schutz der Arbeit der breiten Masse vor der Uebermacht des Kapital- 
besitzes«. Freilich erscheint es mir zweifelhaft, ob der Sp 
prozen den wir in unserem Denken, Fühlen und Wollen in diesem 

ieg durchgemaclıt haben, gründlich und ausreichend genug gewesen 
ist, in den bei uns maßgebenden Kreisen den Blick von den Interessen 
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einzelner Schichten auf diejenigen der Gesamtheit zu richten, sich 
später auch im Frieden dem unterzuordnen, dem wir jetzt im Kriege 
e dienen, der Zukunft unseres Landes und unseres Volkes. 
(P. Mombert.) 


8. Statistik. 


9. Soziale Zustandsschilderungen. 








10. Agrarwesen, Landarbeiterwesen. 
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11. Gewerbliche Technik und Gewerbepolitik. 


Riedler, A.: Emil Rathenau und das Werden der 
Großwirtschaft. Berlin 1916, Julius Springer. 8° VII 
und 249 S. M. 5.—, geb. M. 6.—. 

Das vorliegende Buch enthält mehr als der Titel angibt. Es han- 
delt sich nicht nur um die Persönlichkeit und das Wirken Emil Ra- 
thenaus und das Werden der Großwirtschaft; diese letztere und alle 
damit zusammenhängenden Fragen stehen vielmehr durchaus im 
Mittelpunkte und es ist nur die überragende Leistung und führende 
Persönlichkeit Rathenaus, an welche diese Betrachtungen immer wie- 
der anknüpfen. In diesem Sinne gibt das Buch ein überaus wichtiges 
Stück der neussten deutschen Wirtschaftsgeschichte, vor allem der 
so innigen -Beziehungen zwischen Technik und Wirtschaft und das 
aus der Feder eines Mannes, der wie jede Saite des Buches zeigt, nicht 
nur die in Frage stehend:n technischen Problems und ihre Entwick- 
lung miterlebt hat, sondern der auch eine tiefe Einsicht und einen guten 
Blick für die wirtschaftliche Seite der Frage besitzt. Es ist ein Buch, 
aus dem jeder, besonders aber auch der Nationalökonom, reichste 
Belehrung und Anregung schöpfen kann. 

In den ersten Abschnitten steht Rathenau und seine Tätigkeit 
noch durchaus im Mittelpunkte, während es vor allem die Kapitel 
über Großbetrieb und Gro3dwirtschaft und vor allem auch das letzte 
über »Kommendes und Vergangenes« sind, welche den eben darge- 
legten mehr allgemeinen Charakter tragen. So packend und lesens- 
wert auch all das ist, was sich auf Rathenaus Persönlichkeit bezieht, 
die Schwierigkeiten, die er bei seinem Vorwärtskommen zu überwinden 
hatte, den persönlichen Anteil, den er an der Entstehung und dem 
Wachstum der A.E.G. gehabt hat, die ganze Entwicklung dieses 
gewaltigen Unternehmens, so tritt doch all das zurück hinter dem, 
was allgemein über die Beziehungen von Wirtschaft und Technik 
und die Voraussetzungen von Großwirtschaft und Großbetrieb ge- 
sagt wird. Hierher rechne ich in erster Linie die Ausführungen über 
die Unwirtschaftlichkeit der älteren Technik z. B. den großen Kraft- 
verbrauch beim Leerlauf der älteren Maschinen, der mitunter %, 
des Vollbetriebs betrug, das Fehlen des kalkulatorischen rechnungs- 
mäßigen Momentes bei der Beschaffung und dem Betrieb derselben, 
Tatsachen, die immer noch an den alten Handwerksbstrieb erinnerten 
und diz erst dank der neuesten Entwicklung der Technik — aber 
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doch auch wirtschaftlicher Momente, die bei dem" Verfasser hier viel- 
leicht doch etwas zu kurz kommen — immer mehr in Fortfall kamen. 
Damit hängen auf das engste die sehr anschaulich geschilderten 
Unterschiede zwischen der älteren und der neueren Technik zusammen, 
jener, die sich durchaus fern vom Wirtschaftsleben hielt und dieser 
neuen Richtung, die sich mit der Wirtschaft auf das engste verband 
und vor allem wirtschaftliche Erfolge anstrebte. Das Moment der 
Kosten mußte eine immer größere Rolle spielen und in immer steigen- 
dem Maße die Arbeit der Technik beeinflußen. Sehr lesenswert sind 
ferner des Verfassers Ausführungen über Wirksamkeit und Bedeutung 
der praktischen, theoretischen und wissenschaftlichen Richtung beim 
Werden der neuen Technik, der Gegensatz zwischen den mehr auf 
Grund von Zufallserfahrungen arbeitenden Praktikern und der ihm 
gegenüber planmäßig arbeitenden Intelligenz. Nicht darum handelt 
es sich heute mehr, Maschinen schlechthin zu bauen, sondern sie zu 
bauen und Betriebe durchzuführen mit den geringsten Kosten und 
den höchsten B:triebsvorteilen. Alle diese Fragen werden dann noch 
im Zusammenhang mit den Hochschulen, der Ausbildung der Ingenieure 
und dem Patentwesen besprochen. 

In den Kapiteln über Großbetrieb und Großwirtschaft lernen wir 
dann noch mehr, so allgemeinenCharakter dieseAbschnitte auch tragen, 
das kennen, was das neue, das eigenartige in der Tätigkeit Rathenaus 
ausgemacht, was inm in der Hauptsache zu seinen großen Erfolgen 
verholfen hat urd die A.E.G. in verhältnismäßig so kurzer Zeit 
zu solcher B:d:utung bringen konnte. Es waren das die eigenartigen 
Beziehungen, die er in seinen Betrieben und Unternehmungen zwi- 
schen Technik und Wirtschaft geschaffen hat; er hat nicht nur einen 
Großbetrieb in einer technisch überaus vollkommenen Form geschaf- 
fen, sondern hat es verstanden, das ins Leben zu rufen, was Riedler 
mit einem treffznden Ausdruck als Großwirtschaft bezeichnet: Massen- 
herstellung und billige Fabrikationsmöglichkeit, nicht warten, bis 
die Kunden mit ihren B:dü fnissen kamen, sondern immer neue Bedürf- 
nisse wecken und vorhandene vervielfältigen und damit den Groß- 
betrieb, die immer weiter verbilligende Massenfabrikation zu nähren. 
Das war das eine, dem Rathenau zustrebte. Das andere, was damit 
Hand in Hand ging, war eban diese neue Art der Wirtschaftsführung 
dieses Großbetriebs, deren Eigenart bereits in den eben dargelegten 
Punkten zum Ausdruck kan, die sich aber noch deutlicher in seiner 
Geschäfts- und Finanzpolitik zeigte, in der Tatsache, daß die A. E. G. 
nicht nur eine Liefsrantin ihrer Kunden, sondern auch Unternehmerin 
großen Stiles war, indem sie selbst wieder als Abnehmerin für ihre Er- 
zeuznisse neue Industrien und Unternehmungen ins Leben gerufen 
hat. Eine weitere Folge dieser wirtschaftlichen Geschäftspolitik 
war dann das bekannte Verhältnis der A. E. G. zu ihren Tochterge- 
sellschaften, die Grundsätze, die bei ihrer Dividendenpolitik maßgebend 
waren, und die ihr dann wieder die Mittel sicherten und zuführten, 
mittels einer sehr g:schickten Finanzpolitik im Gegensatz zu vielen 
andren Unternehmungen und sehr zu ihrem Vorteil sich ein großes 
Ma3 von Unabhängigkeit gegenüber der Großfinanz und den Banken 
zu erhalten. l 

Von sehr gro32m Interesse ist dann ferner, um nur noch einiges 

enige hervorzuneben, was Riedler über die sog. »Anlaufszeit« sagt, 
die Zeit vom Bau der Unternehmung bis zum ertragsfertigen Betriebe, 
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die vielfach eine ganze Reihe von Jahren beträgt und deren Zunahme 
dann wieder für die Neugründung und Finanzierung solcher Unter- 
nehmungen wichtige Folgen hat. 

Der letzte Abschnitt »Kommendes und Vergangenes« trägt 
einen mehr programmatischen Charakter, wie auch schon manches 
andere in den vorausgegangenen Abschnitten. In ihm werden Fragen 
aufgeworfen, die gerade nach den Erfahrungen dieses Krieges, zu 
den wichtigsten für die Zukunft des deutschen Volkes gehören. Hier 
ist auch die Stelle, wo sich dann Technik und Wirtschaft im Interesse 
des Ganzen zusammenfinden, wo die technischen Wissenschaften 
und die Volkswirtschaftslehre sich die Hände reichen müssen um das 
zu erzielen, was das wichtigste für unsere ganze Zukunft ist, wenn sich 
Deutschland später im wirtschaftlichen und damit auch politischen 
Wettkampfe der Völker behaupten will: Die größtmögliche Leistungs- 
fähigkeit der ganzen Volkswirtschaft. Mit vollem Recht setzt Riedler 
die Aufgaben, vor welche sich diese für absehbare Zeit gestellt sieht, 
denjenigen gleich, welche eine Großwirtschaft, wie z.B. die A. E. G. 
zu lösen hatte. Mögen auch mancherlei Unterschiede vorhanden sein, 
die in der Natur der Sache liegen, so hat er damit im wesentlichen 
doch das richtige getroffen. 

Was er diesem ledal gegenüber als Kritik unserer heutigen Zu- 
stände äußert, ist zwar scharf, aber keineswegs übertrieben. Die 
folgenden Worte geben vielleicht am besten die Grundgedanken 
dieser seiner Kritik wieder: »Der Staat bedarf Kräfte, die nicht zum 
bloßen Verwalten, zum Erledigen, sondern zum Erschauen der Wirk- 
lichkeit erzogen sind, zum Schaffen und zum richtigen Wirtschaften.e 
Daraus ergeben sich dann im einzelnen wichtige kritische Schluß- 
folgerungen für unser Schulwesen auf allen seinen Stufen, für unsere 
ganze Verwaltung usw. 

Man würde dem vorliegenden Buche und seinem Verfasser nicht 
gerecht werden, wenn man an dem oder jenem Punkte eine von der 
seinen abweichende Meinung zum Ausdruck bringen wollte. Es liegt 
auf der Hand, daß bei der großen Zahl der von ihm behandelten oder 
doch berührten Punkte, mancherlei zum Widerspruch reizt. Das 
Buch will aber als ganzes genommen sein und als solches stellt es eine 
Leistung dar, die zur Lektüre und zum Studium nicht warm genug 
empfohlen werden kann. (P. Mombert.) 





12. Karteilwesen, Unternehmerorganisation. 


Zoelly, Dr. Charles:*Die rechtliche Behandlung der Kar- 
P er Schweiz. Aarau 1917. H.R. Sauerländer u. Co. 
209 S. M. 3.—. 

Das Kartellwesen wird in der Volkswirtschaft aller Kulturvölker 
eine immer beherrschendere Rolle er Die Verhältnisse, die der 
Weltkrieg gezeitigt hat, haben die Entwicklung desselben besonders 
in Deutschland, »dem klassischen Lande der Kartelle«, noch mächtig 
gefördert. Je nach der eigenen Anschauung wird man sie begrüßen 
oder aber, besonders vom individualistischen Standpunkte aus, mit 
mannigfachen und erheblichen Bedenken ihr gegenüberstehen. Ein 
großer Teil der Bedenken erwächst daraus, daß es bisher an einer der 
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Eigenart dieser Erscheinung des modernen Wirtschaftslebens völlig 
gerecht werdenden Rechtsform mangelt. Bei Anwendung der im 
geltenden Rechte sich findenden Geeellschaftstypen auf die Kartelle 
— es kommen für das deutsche Recht eigentlich allein die G.m.b.H. 
und die sog. Nebenleistungs-Aktien-Gesellscnaften in Betracht — 
tritt eine Beschränkung der Gewerbefreiheit der Mitglieder ein, die 
über das im allgemeinen für zulässig erachtete Maß weit hinausgeht. 
. Die Frage der rechtlichen Bel andlung der Kartelle und verwandter 
Vereinigungen wird in Deutschland nach dem Kriege durch di: Um- 
gestaltung der wirtschaftlichen Verhältnisse, die während des Kriegs er- 
olgte Zwangs-Syndizierung einiger Branchen usw. besonders brennend 
werden. Es ist deshalb interessant und wichtig, zu sehen, auf welcher 
rechtlichen Grundlage in außerdeutschen Landen das Kartellwesen 
beruht. Für die Schweiz liefert Zoelly in dem angezeigten Buche in 
vortrefflicher Weise das Material. Auch das schweizerische Recht 
hat keine spezielle Rechtsform für Kartelle. Man mußte sich wie in 
Deutschland des Prokrustesbetts der allgemeinen Vereins- und Gesell- 
schaftsfoımen bedienen. Jedoch ergeben die Ausführungen von Zoelly, 
daß das schweizerische Recht noch weit mehr wie das deutsche an 
dem Mangel leidet, keine für die Kartellbildung wirklich völlig ge- 
eignete Rechtsform zu besitzen. Zoellys Darstellung fußt im wesent- 
lichen auf dem wissenschaftlichen Schrifttume Deutschlands, dessen 
Rechtsprechung er auch zur Auslegung seines heimischen Rechts 
weitgehendst heranzieht. Er hat eine üver das Kartellwesen auch im 
allgemeinen sehr gut orientierende Arbeit geliefert. 
(Ludwig Wertheimer.) 


-m no 





13. Gewerbl. Arbeiterfrage, Arbeitsmarkt. 


14. Arbeiterschutz. 


15. Versicherungswesen (bes. Arbeiterversicherung). 


Die Ersatzkasse. Zeitschrift des Verbandes kaufmännischer Er- 
satzkassen. Verantwortlicher Schriftle ter und Verleger: C. Friedrich 
Fral.m, Hamburg. Erster Jahrgang. Hamburg 1917. Hanseatische 
Druck- und Verlags-Anstalt. 

Die neue Zeitscl.rift will die besondere Stellung der freien Kranken- 
versicherung hervorheben und die gesetzliche Entwicklung in ihrem 
Sinne fördern. Sie bringt ALlandlungen, Urteile und Entscheidungen, 
Berichte über die Arbeiten und die Entwicklung der Kassen und 
Kassenverbände. Einen Ueberblick über die Rechtsentwicklung von 
der preußischen Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845 bis zur Gegen- 
wart und über das geltende Recht enthält eine Abhandlung des stän- 
digen Mitarbeiters der Zeitschrift, des Kaiserl. Regierungsrates Prof. 
Dr. Brack in Hamburg. 

Der im Druck vorliegende Bericht über den ersten Allgemeinen 
deutschen Ersatzkassentag, der am ı. Dezember 1916 abgehalten 
wurde, unterrichtet über das Verhältnis der Ersatzkassen zu den 
Zwangskassen und über die Kriegsleistungen der Ersatzkassen. 

(Fr. Dochow.) 
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Soll die Organisation der Angestellten-Versicherung 
nach dem Gesetze vom 20. 12.19II beibehalten werden? 
Berlin 1917. Verlag von Karl Siezismund. 64 S. 

Im Interesse einer Vereinfachung und Verbilligung unserer öffent- 
lichen Verwaltung;einrichtungen tritt die Schrift unter Berück- 
sichtigung der amtlichen Quellen und der beachten;werten Literatur 
für die Vereinigung der Angestelltenversicherung mit der Invaliden- 
versicherung ein. Die gesonderte Angestellten versicherung neben der. 
Invalidenversicherung, der die meisten Angestellten doch auch an- 
gehören müssen, sei unwirtschaftlich, die künstliche Trennung der 
Arbeiter und Angestellten auf sozialem Gebiet nicht gerechtfertigt. 
An öffentlichen Mitteln und an M:nschenkräften müsse nach dem 
Kriege nach Möglichkeit gespart werden. D. 


Koppmann,F., DasKapitalabfindungsgesetzvom 3. Juli 
1916. Mit Erläuterungen, den Ausführungsbestimmungen des Bun- 
desrats, den Anweisungen der Landeszentralbehö-den Preußens, 
Bayerns, Sachsens, Württembergs und Badensmi't den sonstigen ein- 
schlägigen Vorschriften. München, Berlin und Lsipzig 1917. 
Schweitzer Verlag (Arthur Sellier). 280 S. 

In erster Linie für Militär- und Zivilbehörden bestimmt, die sich 
mit dem Vollzug dieses Gesetzes zu befassen haben, auch als Ratgeber 

für die Kriegsbeschädigten und Kriegerwitwen geeignet. D. 


—— s e au 


16. Gewerkvereine und Tarifwesen. 


Lange, Paul: Zur Neuorientierung der Gewerkschaften. 
(Sozialdemokratische Gewerkschaftsbücherei, Heft r) Leipzig 1917. 
Politische und wirtschaftliche Arbeiterbewegung sind niemals 
ganz ineinander aufgegangen. Alle Versuche, da; Verhältnis von 
Gewerkschaft und Sozialismus in die Formel von M ttel und Zweck 
zu pressen, haben nur imm:r wieder gezeigt, daß die Kluft zwischen 
einer auf das » Jetzt« gerichteten wirtschaftlichen Aktivität und einem 
schlechthin gegenwartsverneinenden politischen Tun so einfach nicht 
überbrückt werden kann. Die Praxis hat sich über das Problem in 
den meisten Fällen kühn hinweggesetzt, indem sie die reinliche Schei- 
dung zwischen Partei- und Gewerkschaftsangelegenheiten überhaupt 
aufgab. Die Folge war, daß man wirtschaftlich gemeinte 
Handlungen der Gewerkschaften politisch wertete, ihnen Un- 
treue gegen ein Prinzip vorwarf, das zwar in der politischen Gesinnung 
ihrer Mitglieder lebendig sein mochte, sie selber aber als eine 
auf Gegenwartserfolge gestellte Organisation zunächst nicht berühren 
durfte. Dieser Vermischung macht sich auch Paul Lange in 
seiner Broschüre schuldig. Lange irrt, wenn er in der weitgehenden 
Gemeinschaftspolitik zwischen Arbeiterverbänden und Unternehmern 
während des Krieges eine »Neuorientierung« erblickt. Es handelt sich 
um keine Neuerscheinung, sondern um eine klare und deutliche Heraus- 
schälung der wirtschaftlichen Natur der Gewerkschaften, 
um eine unverhüllte Offenbarung der Probleme, welche durch die 
weitgehende Personalunion von gewerkschaftlicher und sozialistischer 
Bewegung gegeben sind. Steckt so Lange den wirtschaftlichen Arbeiter- 
verbänden die G:enzen zu weit, indem er ihnen die p>litischen Kon- 
sequenzen ihrer Handlungen zur Last legt, so faßt er doch andrerseits 
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ihre eigentliche Aufgabe zu eng. Diese besteht nicht allein darin — wie 
Lange mzint —, den Unternehmern einen möglichst großen Teil des 
Arbeitsertrazes abzunehm:n, sondern ganz allgemein darin, einen 
möglichst großen Teil des gesellschaftlichen Arbeitsertrages für sich 
zu gewinnen — sei es gezen den Unterne'im:r oder mit seiner Hilfe. 
Mit seiner Hilfe z. B. dann, wenn A:5eitneimer versuchen, zusammen 
mit den Arbeitgebern zurichst einmal den Arbeitsertrag möglichst 
bedeutend zu gestalten, dann erst aus diesem gewachsenen Produkt 
den grö3tmäzlichen Teil fü: sich beansp.uchen. Die von Lange ver- 
pönte G>werbefö:rderung stert K:inzsw>z; im Widerspruch zum Wesen 
der gewerkschaftlichen B: wazun z. D.e G:werkschaftsfrage ist — und 
das hat sich schon vor dem Kriege in der gem:insam:n Preispolitik 
von Unternehm:rn und A:s»eitern d:utlich g:z:igt — kein reines 
Verteilungs-, sondern ebenso ein Produktionspro- 
blem. Im Kriege ist dasletzterestark inden Vordergrund getreten. 
Darin liegt für da; sozialistische Erdziel eine Gefahr. Aber sie ist nicht 
heraufbeschworen durch einen Gesinnungswechsel. Nicht 
eine Neuorientie.-ung ist es in Waırheit, wozezen Lange sich wendet, 
e3 ist die rein von wirtschaftlichen E’wizunzen bestimmte Aktions- 
freiheit der Gewerkschaften schlechthin. (Hilde Oppenheimer.) 


17. Allg. Sozialpolitik und Mittelstandsfrage. 





A. Romen, Dr. jur. Geheimrat: Das Vereins- und Ver- 
sammlungsrecht der Gewerkschaften, Gewer k- 
vereine und ähnlichen Vereinigungen von Ar- 
beiitnehmern undÄrbeitgebern nach dem Gesetz vom 
26. Juni 1916. M t einem Arhanz: Dis gewerbliche Koalitionsrecht. 
Berlin 1917. J. Guttentaz. Verlaysbuchhandlung G. m. b. H. 1178. 

Dı; neu: G:;etz — $ 17a wird in das R>ichsvereinsgesetz vom 
19. Ap:il 1903 eingeführt — ist von denen, die unter dem bisherigen 
R:chtszustaril: zu leiden hatten. mit Anerkennung begrü3t worden. 
Du:ch E.nfürmız dieses nzu:n Pä’az’apııen wu:de gesetzlich fest- 
gelezt, da3 die G:w::k;chaften url Ähnlichen B:rulsvereine von den 
arıchten uad Verwaltuız592hs.len nicht als politische Vereine an- 
zusehen sind, w212 sie b>zw:>kn. an sich nicht politische Berufs- 
interessen ihrer M tziieler du:ch Einwirkung auf die Gesetzgebung 
und Verwalturz zu fi-d:rn. Vereine von A'J2itgebern und Arbeit- 
nehm:rn zur E:laı zurz günstiger Lon- und Arbeitsbedingungen 
bleiben in ihrer B:w:ruıg;sfreiheit ungehindert, wenn sie nur auf 
solche Anrzzlezenheiten dər Sozialpolitik oder der Wirtschaftspolitik 
einzuxirken bezwecken, d.e m t der E:lanzung oder Erhaltung günsti- 

er Lonn- und A-5>itsbelinzunzen oder mit der Wahrnehmung oder 

örderung wirtschaftlicher oder gewerblicher Z vecke zuzunsten ihrer 

M.tziieder oder m.t allzem:inen beruflichen Fragen im Zusammenhang 

stehen. Arlzenfalls w::1imı ste als politische Vereine im Sinne des 

R:ichsvereinszssetzes behandelt. Die Vorschriften der Gewerbeord- 

nunz $$ 152, 153, 1I54a bzhalten ihre Gü:tigkeit. Romen hat es nun 

unte.nomn:n, den $ Iya so e.nzehtend zu erläutern, daß nichts un- 
erö-tert bleibt. E; 5’rarl:lt die verschiedenen in Fraze kommenden 

Vereine, die Begriffe Arbeitzeder und A:>sitneim:r im weitesten 

Sinne (Staatsarbe.ter, landwirtschaftliche Arbeiter und Dienstboten, 
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Beamte), die Stellung der Jugendlichen, die vielumstrittenen Fragen 
swas sind politische Angelegenheiten, was ist unter Sozialpolitik und 
unter Wirtschaftspolitik zu verstehen, was heißt: einwirken, bezwecken, 
im Zusammenhang stehen«. — Da während des Krieges mancher die 
Entstehung des neuen Gesetzes nur flüchtig, mancher gar nicht ver- 
folgen konnte, scheint es mir ein glücklicher Gedanke des Verf. gewesen 
zu sein, bei seinen Erläuterungen die Auseinandersetzungen bei den 
Vorverhandlungen und bei den Verhandlungen im Reichstage, die 
manche wünschenswerte Aufklärung brachten, teilweise wörtlich 
wiedergegeben zu haben. Romens Ausführungen zum $ 17 a sind eine 
wertvolle Ergänzung zu allen bisher erschienenen Kommentaren zum 
Vereinsgesetz, die ja alle eine Neubearbeitung oder Ergänzung nach 
dem Kriege erfahren müssen. Wb. i kába.. (Fr. Dochow.) 


— ——— — 


18. Privatbeamten- und Gehilfenfrage. 





Manasse, Rudolf: Die Rückwirkung der Dienstpflicht 
des preußischen Beamten aufseine staatsbürgerliche 
Stellung. Berlin 1917. 85 S. 

Eine Dissertation einer auf dem Titelblatt nicht angegebenen 
juristischen Fakultät als methodologischer Beitrag zur juristischen 
Lehre vomStaatszweck gedacht. Reichlich umständlich und gewunden in 
der Einleitung und dem ersten Abschnitt über Ziel, Thema und Dispo- 
sition der Arbeit. Die benutzte Literatur, namentlich die Arbeiten 
von Anschütz, Fleiner, Jellinek, Laband, Mayer, hätte dem Verf. 
zeigen können, daß man das, was er ausdrücken will, schon wesentlich 
einfacher und leichter verständlich gesagt hat. Mit mehr Befriedigung 
liest man die Ausführungen über das Wahlrecht, das Vereins- und 
Versammlungsrecht, und das Recht der freien Meinungsäußerung der 
Beamten. _ (Fr. Dochow.) 


19. Handel und Verkehr. 








Ei 


20. Privatwirtschaftslehre (Handelswissenschaft). 


21. Handels- und Kolonialpolitik. 


Konstantinoffs, Dr.P.:DerAußenhandelBulgarien 
mitbesonderer BerücksichtigungdesExportes. 
Zürich und Leipzig 1914. Verlag Rascher u. Comp., Io. Heft 
der von Prof. Dr. Sieveking in Zürich herauısgegebenen sZüricher 
Volkswirtschaftlichen Studien«, 182 S. nebst mehreren handels- und 
produktionsstatistischen Tabellen. 

Diese auf reichhaltigen statistischen Grundlagen aufgebaute 
Arbeit befaßt sich formell mit dem Außenhandel Bulgariens, liefert 
aber tatsächlich auch ein Bild der gesamten V- lks- und Staatswirt- 
schaft dieses derzeit wichtigsten Balkanstaates. Seit dem Eintreten 
Bulgariens in den Weltkrieg sind zahlreiche Darstellungen bulgarischer 
Wirtschaftsverhältnisse veröffentlicht worden, deren Verfasser die 
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Verpflichtung zu empfinden schienen, um des Vierbundes willen alles 
in rosenfarbenem Licht zu sehen. Die vorliegende Schrift wurde zwar 
von einem Bulgaren selbst verfaßt, entstammt aber der Zeit unmittel- 
bar vor Kriegsbeginn und ist daher von diesem Fehler frei. Es mangelt 
zwar auch in Konstantinoffs Darstellung nicht an Lichtseiten, wie 
überhaupt der Aufschwung des Landes von einem armseligen Paschalik, 
dessen Handelsbeziehungen zum weitaus überwiegenden Teil innerhalb 
des osmanischen Reiches selbst verliefen, zu dem tief in die Welt- 
wirtschaft verflochtenen Bulgarien kurz vor Beginn des Weltkrieges 
(im Jahr ıgıı Einfuhr 199,3, Ausfuhr 184,6 Millionen Francs) zweifel- 
los bewunderungswürdig ist. Hier wäre auch die gewaltige Zunahme des 
behauten Landes (ohne Brache) von 1,75 Millionen ha im Jahr 1889 
auf 3,32 Millionen ha im Jahr Igıı zu erwähnen. 

Aber Bulgarien hatte in den 36 Jahren seit seiner Begründung 
bis zum Weltkrieg die Grundlagen für seinen staatlichen und volks- 
wirtschaftlichen Neuaufbau zu schaffen, hatte ein den Unsicherheiten 
der Balkanhalbinsel gewachsenes Heereswesen, den wirtschaftlichen 
Bedürfnissen des Landes entsprechende Verkehrsanlagen (Eisen- 
bahnen, Häfen, Reedereien, Landstraßen usw.) und Volksbildungs- 
anstalten zu errichten, eine fiskalisch wie volkswirtschaftlich gleich 
unentbehrliche Industrie hauptsächlich zur Verarbeitung der im Land 
selbst gewonnenen Rohstoffe zu begründen. Die Geldmittel hiefür 
mußte das kapitalsschwache Bulgarien vorwiegend aus dem Ausland 
beziehen. Aber die Handelsbilanz der Jahre 1886—ıgı0 schloß mit 
einem Gesamtpassivum von ungefähr 5ı Millionen Francs, und andere 
nennenswerte Aktivposten der bulgarischen Zahlungsbilanz, außer 
etwaigen gelegentlichen Ausfuhrüberschüssen, waren nicht vorhanden. 
Dagegen wurde die zu verzinsende und zu tilgende auswärtige Ver- 
schuldung des Staates, der Gemeinden und der Privaten für Anfang 
IgII, also noch vor den beiden kostspieligen Balkankriegen von I9I2 
bis 1913, auf zumindest 667 Millionen Francs berechnet, so daß bereits 
vor diesen Kriegen das Passivum der bulgarischen Zahlungsbilanz 
alljährlich durch neuerliche Ausführung von Schuldtiteln zu decken 
war. 

Die heikle Lage der bulgarischen Zahlungsbilanz führte zu sozial 
ungünstig wirkenden Zuständen auf dem Gebiet des Außenhandels. 
Die Getreideausfuhr ging, ohne Rücksicht auf den Eigenbedarf der 
Bevölkerung, namentlich der an Zahl weitaus überwiegenden Land- 
bevölkerung, unter dem Druck der Steuerschuldigkeiten, der Getreide- 
und Dorfwucherer zu wenig günstigen Preisen vor sıch, wozu noch 
mancherlei, vom Verfasser ausführlich besprochene Mißstände auf 
dem Gebiet des Getreidehandels (insbesondere überflüssige Zwischen- 
hände) kamen, die alle zu Lasten der Bauernbevölkerung gingen. Aehn- 
liches galt bezüglich der Ausfuhr von Eiern und anderen landwirtschaft- 
lichen Erzeugnissen. 

»ı Ueberhaupt gehörte die Landbevölkerung Bulgariens vor dem 
Weltkrieg, mochte sie auch jener Serbiens durch ihren Bildungsstand 
und jener Rumäniens durch ihre soziale Unabhängigkeit überlegen 
sein, jener osteuropäischen, aus Mitteleuropa allmählich verdrängten 
Art an, die sich noch des Wuchers nicht erwehren kann, da sie sich 
der genossenschaftlichen Abwehrmittel hiegegen (Raiffeisenkassen, 
Molkereigenossenschaften usw.) nur in ganz unzureichendem Ausmaß 
bedient. Auch war bis zum Weltkrieg, trotz mehrfachen eifrigen Be- 
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mühungen der Regierung, eine mit intensivem Bodenanbau unverträg- 
liche Gemenglage, Dreifelderwirtschaft und Brache (noch im Jahr 
ıgII 707 000 ha Brache gegen 3,32 Millionen ha bebauten Bodens) 
zu verzeichnen. 

Der Weltkrieg selbst dürfte in Bulgarien, das seine Ernten im 
In- und Ausland zu vorteilhaften Preisen verwerten konnte, ohne durch 
Kriegsverwüstungen (abgesehen von ein paar Küstenbeschießungen) 
Nennenswertes zu leiden, die Lage der Landbevölkerung namhaft 
verbessert haben. Andererseits hat es aber zur älteren, von Kon- 
stantinoff erwähnten Schuldenlast mit Ausschluß jener der Balkan- 
kriege noch neuere bedeutende auswärtige Verschuldungen aufgehäuft. 
Abhilfe dürfte in einer lebhaften Anlagetätigkeit der Mittelmächte 
innerhalb Bulgariens nach Friedensschluß gefunden werden, wodurch 
die bulgarische Produktion eine starke Anregung erfahren wird. 
Außerdem wird vielleicht noch das Wiedererstehen des wechsel- 
seitigen bulgarisch-türkischen Vorzugszollverhältnissess von Nutzen 
sein, das bis IgII beiden Staaten in so hohem Ausmaß zugutekam, 
sowie ein ähnliches Verhältnis zwischen Bulgarien einerseits, Oester- 
reich-Ungarn und Deutschland andrerseits. Hiebei wird die vorliegende, 
sorgsam und sachkundig gearbeitete Schrift als ein wertvoller Weg- 
weiser dienen, mögen auch die auf Seite 11 —26 gebrachten allgemeinen 
theoretischen Bemerkungen über Außen} andel, Handels- und Zahlungs- 
bilanz sowie Wechselkurs ziemlich überflüssig sein. 

(Sigmund Schilder.) 


Schmidt, Dr. Peter Heinrich: Die Schweizund'die 
europäische Handelspolitik. Zürich 1914. Verlag Orell 
Füßli. 327 Seiten. Preis 7 Francs, gelunden 8.50 Francs. 

Diese knapp vor dem Ausbruch des Weltkrieges abgeschlossene, 
in seinen ersten Monaten erschienene Schrift, gewährt eine recht an- 
schauliche Uebersicht über die Grundzüge der europäischen und wohl 
auch der nardamerikanischen Handelspolitik im 19. Jahrhundert und 
im 20. Jahrhundert bis zum Weltkrieg, all dies unter dem Gesichts- 
winkel der schweizerischen wirtschaftlich-handelspolitischen Interessen 
betrachtet. Der höchst beachtenswerte Grundgedanke Schmidts geht 
dahin, daß ein europäisches Zollgebiet, besonders aber ein solches, 
dasin Ausdet.rung, Volkszahl und Hilfsmitteln derartige Beschränkun- 
gen aufweist wie die Schweiz, in dem von Großbritannien gepredigten 
wehrlosen Freihandel sein Genüge nicht finden könne, wie er in der 
Schweiz von der Begründung des einheitlichen Zollgebietes im Jahr 
1850 bisetwa 1885 herrschte. Noch weniger gelte dies von jener unfrei- 
willigen handelspolitischen Wehrlosigkeit, die in der Schweiz 1814 
bis 1850 infolge des Mangels einer straffen Bundesverfassung bestand, 
wodurch eine einheitliche Handelspolitik zu Schutz- und Trutzzwecken 
überhaupt undurchführbar blieb. 

Dagegen habe der seit 1885 von der Schweiz immer nachdrück- 
licher verfolgte wehrhafte Freihandel oder gemäßigte Schutzzoll — die 
Schutzzollfärbung der schweizerischen Handelspolitik wurde im Ver- 
lauf der drei Jahrzehnte bis zum Weltkrieg immer entschiedener — 
der kleinen Republik eine Reihe schöner handelspolitischer Erfolge 
mittels Verhandlungszölle, kräftig geführter Verhandlungen, unter 
Umständen auch Zollkriege gebracht, mochten auch bisweilen diese 
Erfolge, namentlich, gegenüber dem starren Hochschutzzoll Frank- 
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reichs, hinter berechtigten mäßigen Ansprüchen der Schweiz zurück- 
geblieben sein. Aber bei den handelspolitischen Beziehungen des 
neutralen Kleinstaates zu den europäischen Großmächten war dies 
nicht gut anders möglich. sbri 
Bemerkenswert ist der mehrfache Hinweis des Verfassers darauf, 
daß die schweizerischen Wirtschaftspolitiker auch aus politischen 
Gründen, um nicht die Neutralität ihres Landes bloßzustellen, eine 
allzuweitgehende wirtschaftliche Anlehnung an einen der großmächt- 
lichen Nachbarstaaten, namentlich an Frankreich oder an Deutschland, 
möglichst vermieden hätten. Seit dem Umschwung Frankreichs zum 
Hochschutzzoll im Jahre 1892 kam übrigens für eine etwas weiter- 
ehende Anlehnung nur Deutschland in Betracht. Daher widmet 
hmidt einen sehr lesenswerten Anhang seiner Schrift von zwölf 
Seiten der »Zolleinigung Mitteleuropas«, die er als seine Frage der 
Zukunft« bezeichnet. Sie ist bekanntlich durch die unerwarteten 
Entwicklungen des Weltkrieges eine brennende Gegenwartsfrage ge- 
worden. Schmidt leugnet nicht, daß mancherlei wirtschaftliche Gründe 
für einen Anschluß der Schweiz an ein unter deutscher Leitung stehen- 
des mitteleuropäisches Zollbündnis anzuführen wären. Aber mit 
Hinblick auf den Gedanken der nationalen Selbständigkeit der Schweiz 
spricht er sich schließlich doch dagegen aus. 
(Sigmund Schilder.) 
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24. Finanz- und Steuerwesen. 


v. Eheberg,Karl Theodor: Die Kriegsfinanzen. Kriegs- 
kosten, Kriegsschulden, Kriegssteuern. 2. Auflage. Leipzig 1917. 
A. Deichertsche Verlagsbuchhandlung Werner Scholl. Preis M.5. 

Der ersten im Spätjahr 1916 ausgegebenen Auflage dieses Buches 

ist sehr schnell die zweite Auflage gefolgt. Wir können der im Heft 3 

des 42. Bd. gegebenen Anzeige hinzufügen, daß die zweite Auflage 

ausführlicher gehalten ist und sich stärker auch auf ausländ sches 

Zeitungs- und Zeitschriftenmaterial stützt. Die Finanzen der durch 

den Krieg beeinflußten neutralen Staaten sind auch in dem jetzt 

216 Seiten umfassenden Buch nicht behandelt. — Die schnelle Zu- 

sammenstellung der Tatsachen hat ihren Wert, auch wenn sie nicht 

immer alle wissenswerten Materialien zusammenbringt. (Altmann.) 


Freudenfeld, Dr. Franz: Die Wertzuwachsab- 
gene von Liegenschaften. Wien 1917, Manzsche K. 

. Hof-, Verlags- und Universitäts-Buchhandlung. 112 S. Kr. 3.80. 
Diese Arbeit gibt uns nach einer knappen, historischen Ueber- 
sicht über Theorie urd Praxis der Besteuerung des unverdienten 
Wertzuwachses an Liegenschaften eine systematische Darstellung 
der jetzigen österreichischen Zuwachssteuergesetzgebung. Die Wert- 
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zuwachsabgabe ist bis jetzt in den Jahren ıgıı bis 1915 in sieben 
Kronländern Ossterreichs — nämlich in Kärnten, Tirol, Schlesien, 
Krain, Triest, Mähren und Böhmen — durch Landssgesetze als Landes- 
und Gemeindsabgabe eingeführt word:n. In großem Umfang be- 
rücksichtigt die Darstellung die Motive der österreichischen Gesetz- 
gebung, die zum Vollzug der Gesetze erlassenen Durchführungsver- 
ordn ngen und die bisherige öste "eichische Verwaltungs echtspre- 
chung, fe ner aber auch die deutsche Gesetzgebung und endlich die 
deuts:h: und österreichis:he Fachliteratur. Fü die einzelnen Gel- 
tungsgebiete mit ih en nicht völlig übe.einstimmenden Vo-sch-iften 
erläutern Baispi 1: von Zuwachssteu : be echnungen die ve"schiedene 
Wi kung d:° Gesetzgeb .ng. Der Text der Abgabeordnungen ist am 
Schlusse d:s We kchens abgedruckt. 

D s Buch bietet sowohl dəm Steuerverwaltungsbeamten als 
dem Fachtheoretiker und gebi d:ten Laien eine willkommene, gründ- 
liche und kl.re Ein‘üh ‘ung in die österreichisch: Wertz ;wachsbe- 
steuerung. Leider hat der Verf.sser — wohl mit Rücksicht auf seine 
Berufsstellung — davon abgesehen, sich über die wirtschaftlichen 
Folgen und die fin .nziellen Erträgnisse dər österreich schen Zu- 
w.ıchsbesteue ung aus .u:p ech:n und insbesondere zu erörtern, ob 
sich auch bei ih die in Deutschland zut .ge get: tenen steuertech- 
nischen Schwierigkeiten de‘ Durchtührung dər Bestimmungen und 
die geringen Erträgnisse der Ahgıbe unliebsam geltend gemacht 
haben. Wir glauben, die Frage bejahen zu müssen. Auch die öster- 
reichische Zuwachssteuergesetzgebung scheint uns noch viel zu wenig 
die iü das Steuerwesen so bed>utungsvollen, aber auch so oft unter- 
schätzten Grundsätze der Steuertechnik und der Steuerverwaltung 
zu be.ücksichtigen. ( Joos.) 


Lange, Rechtsanwalt, Syndikus des Bayerischen Brauerbundes, 
Dr. Karl A.: Die Wirkungen des bayerischen 
Malzaufschlagsgeseizes vom 18. März I19Io 
auf den öffentlichen Haushalt und die einzel 
nen Schichten des Wirtschaftslebens. Stuttgart 
und Berlin 1916. J. G. Cottasche Buchhandlung Nachfolger. M. 8.—. 

In der norddeutschen Brausteuergemeinschaft war anläßlich der 
großen Reichsfinanzıeform die bisherige Bierbesteuerung vom Jahr 
1906 durch das Brausteuergzsetz vom I5. Juli 1909 neu geregelt wor- 
den. Es hatte eine beträchtliche Erhöhung der Steuersätze von bisher 
4—ıIo Mark auf I4—20 Mark vom dz der in einer Brauerei innerhalb 
des Betriebsjahrs steuerplichtig gewordenen Braustoffe gebracht. 
Durch diese Aenderun, der Biersteuergesetzgebung mit ihren bedeutend 
gesteigerten Einnahmen wurden auch die nicht der norddeutschen 
Brausteuergemeinschaft angehörenden süddeutschen Staaten ge- 
nötigt, ihre Einnahmen aus der Biersteuer zu erhöhen, da sie nach den 
verfassungsrechtlichen Bestimmungen des Deutschen Reiches nun- 
mehr höhere Ausgleichungsbeträge an die Reichskasse zu entrichten 
hatten. 

In Bayern ist die Aenderung in der Bierbesteuerung durch das 
Malzaufschlaggesetz vom 18. März Ig10 erfolgt. Die Wirkungen dieses 
Gesetzes werden jetzt in obigem Werk besprochen. 

An wesentlichen Aenderungen und neuen Bestimmungen hat das 
Gesetz insbesondere folgende gebracht: An die Stelle der Besteuerung 
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nach dem Raummaß (hl) ist die Besteuerung des Malzes nach Gewicht 
(dz) getreten. Sämtliche Steuersätze sind erheblich erhöht worden 
und betragen jetzt 15—20 Mark tür den dz; für den Steuersatz ist 
nunmehr der Gesamtmalzverbrauch maßgebend im Gegensatz zu 
Norddeutschland, das auch heute noch die sogenannte Durchstaffe- 
lung, d.h. die stufenweise Erhöhung des Steuersatzes, auch für die 
größten Bräuereien kennt. Eine Kontingentierung der Zahl der Braue- 
reien auf unbestimmte Zeit ist durch Erhöhung der Steuersätze für 
neu entstehende Brauereien eingeführt worden. Eine Erweiterung 
der Steueraufsicht bildet die Einführung des Sudbuchs, dessen An- 
gaben jedoch auch eine einwandfreie Grundlage schaffen füt die Be- 
messung der Rückvergütung des staatlichen und gemeindlichen 
Malzaufschlags für ausgeführtes Bier. Zur Erleichterung der Ueber- 
wälzung sind besondere gesetzliche Bestimmungen getroffen worden 

Diese wesentlichen Neueinführungen des Malzaufschlagsgesetzes, 
die ziffermäßige Mehrbelastung der Biererzeugung durch das neue 
Gesetz, sowie die Frage der Steuerüberwälzung, insbesondere der tat- 
sächliche Hergang der Bierpreiserhöhung bilden den Gegenstand der 
Darstellung im allgemeinen Teil des Werkes 

In dem besonderen Teil folgt sodann eine eingehende Besprechung 
der Wirkungen des neuen Gesetzes auf die einzelnen Schichten des 
Wirtschaftslebens (Brauereien, Wirte und Flaschenbierhändler, Braue- 
reienpersonal und -arbeiter, Landwirtschaft und Konsumenten) 
sowie auf den Staat und auf die Gemeinden. 

Ein reichhaltiges, in 27 besondern Tabellen gegliedertes Zahlen- 
material unterstützt die Ausführungen des Verfassers. 

In seiner Zusammenfassung und Schlußbetrachtung kommt der 
Verfasser u. a. zu folgendem Ergebnis: die finanziellen Ergebnisse 
des neuen Gesetzes waren glänzend, nachteilige Erscheinungen für 
den Staat hat es nicht gezeitigt. Zu der je nach der Betriebsgröße und 
Malzverwendung der Brauereien erfolgten offenen Mehrbelastung 
durch die Höhe der Steuersätze ist vielfach eine versteckte je nach dem 
Gewicht des Malzes und nach der Malzverwendung für den hl Bier 
verschiedene Mehrbelastung getreten. Im allgemeinen ist den Braue- 
reien durch Erhöhung des Bierpreises die Ueberwälzung des Malz- 
aufschlags auf die Wirte und das Publikum gelungen; teilweise ist auch 
eine Einsparung in der Malzverwendung vorgenommen worden. Das 
Braugewerbe wird nach der Ansicht des Verfassers infolge der ihm 
auch sonst auferlegten Lasten und der in weitesten Kreisen vor- 
herrschenden Verbrauchseinschränkung großer Anstrengungen be- 
dürfen um auch in weniger guten Jahren die Folgen der Malzaufschlag- 
erhöhung zu verwinden. 

Als Anhang ist der Arbeit eine Abhandlung über die Brausteuer- 
überwälzung in Deutschland sowie über die bayerische Bierbrauerei 
im gegenwärtigen Weltkrieg beigefügt. 

Das vorliegende von der staatswirtschaftlichen Fakultät der 
Universität München preisgekrönte Werk bildet eine wertvolle Be- 
reicherung der Spezialliteratur über die indirekte Besteuerung. So- 
wohl die Finanzpolitiker wie der Brauereifachmann werden das Werk 
mit großem Interesse lesen und die Gründlichkeit und Klarheit des- 
selben lobend anerkennen. Wenn auch infolge der Berufsstellung 
des Verfassers die Folgen des Gesetzes auf das Brau- und Wirtschafts- 
gewerbe besonders eingehend geschildert sind, so hat dadurch die Ob- 
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jektmwität der Darstellung nicht gelitten. Auch die steuerliche Behand- 
lung des Stoffs ist nicht zu kurz gekommen. Vermißt haben wir nur 
ein Eingehen auf die Bestimmung in § 35 Abs. 2, Satz 2 der Reichsver- 
fassung, wonach die Bundesstaaten ihr Bestreben darauf richten wer- 
den, eine Uebereinstimmung der Gesetzgebung über die Besteuerung 
auch des Bieres herbeizuführen ; eine Erörterung dieses auch im Sten- 
gelschen Brausteuergesetzentwurf 1905 enthaltenen und von v. Sten- 
gel offen im Reichstag ausgesprochenen Gedankens einer Vereinheit- 
lichung der Biersteuergesetzgebung durch den mit den Verhältnissen 
im bayerischen Brau- und Wirtsgewerbe besonders vertrauten Ver- 
fasser erschiene mir begrüßenswert. Doch vermag dieses Fehlen 
einer derartigen Erörterung dem durchaus günstigen Gesamturteil 
über das Werk keinen Abbruch zu tun. (Joos.) 


25. Städtewesen und Kommunalpolitik. 


Rechte und Pflichten der Stadtverordneten in den ein- 
zelnen Bundesstaaten. Berlin-Friedenau 1917. Deutscher 
Kommunal-Verlag. 293 S. 

Bei der Bedeutung, welche die Kommunalverwaltung während 
des Krieges erlangt und während der Zeit der Uebergangsverwaltung 
und später behalten wird, ist es mit Dank zu begrüßen, daß der Verein 
für Kommunalwirtschaft und Kommunalpolitik es unternommen hat, 
die vorliegende Sammlung von Gutachten über die Rechte und Pflich- 
ten der Stadtverordneten zu veröffentlichen. Die Auswahl der Sach- 
verständigen ist geschickt getroffen, es gelangt auch die Rechts- 
entwicklung und das Recht der kleinen deutschen Staaten zur Dar- 
stellung, das in den systematischen Bearbeitungen des deutschen 
Staats- und Verwaltungsrechts meist zu kurz kommt. Es ist durchaus 
gerechtfertigt, daß man bei rechtsvergleichenden Studien über dem 
ausländischen Recht das Recht der deutschen Einzelstaaten, auch der 
kleinen, nicht vernachlässigt. Weitere kommunalrechtliche Beiträge, 
die auch andere Kommunalverbände, namentlich die Kreise betreffen, 
sind im Interesse der Ausgestaltrung und Vereinheitlichung des Kom- 
munalrechts erwünscht. (Fr. Dochow.) 


26. Wohnungsfrage. 


ZurWohnungsfrage.« Drei Preisschriften herausgegeben vom 
Schutzverband für deutschen Grundbesitz. Berlin 1916. Putt- 
kammer u. Mühlbrecht. 367 S. | 

Im Jahre 1912 erließ der »Schutzverband für deut- 
schen Grundbesitz E. V.« ein Preisausschreiben: #Wie ver- 
schafft man der minderbemittelten Bevölkerung die billigste und 
zweckmäßigste Wohngelegenheit?« Es ist zweifellos ein Verdienst 
des Schutzverbandes zur Bearbeitung dieser wichtigen Frage, die 
gerade nach dem Kriege erhöhte Bedeutung gewinnen wird, angeregt 
zu haben, und man wird auch anerkennen müssen, daß er in der Aus- 
wahl der preisgekrönten und veröffentlichten Schriften — besonders 
gilt dies von den beiden mit dem ersten und zweiten Preis ausgezeich- 
neten Arbeiten — durchaus objektiv verfahren ist, und hier Auffas- 
sungen zu Wort kommen ließ, die sonst von dem Schutzverband nicht 
vertreten werden. 
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Die erste Arbeit (von v. Völcker und Seri ni in München 
mit dem Kennwort »Verkehr und Freiheit«), sowie die 
zweite (von Wilhelm Deetz in Kiel mit dem Kennwort »Z wei 
Fron tens) erörtern in der Hauptsache bau- und verkehrstechnische 
Fragen, während die volkswirtschaftlichen Probleme der Wohnungs- 
frage in diesen Arbeiten mehr zurücktreten. Die dritte Arbeit von 
Dr. Pesl in München geht dagegen auf diese Fragen besonders ein. 

 Nachv. Völcker und Serin isind die Preise der Wohnungen: 
in den Innenbezirken im wesentlichen abhängig einmal von den Ge- 
stehungskosten der Wohnungen an der Peripherie, andrerseits von 
dem Aufwand von Fahrkosten von der Geschäftsstadt zu den Außen- 
bezirken. Die Lösung der Wohnungsfrage liegt daher in der Herab- 
drückung der Gestehungskosten der Außenwohnungen und in der 
Verbesserung der Verkehrsverhältnisse. Nun verbilligen aber Verkehrs- 
verbesserungen allein durchaus noch nicht die Wohnungen, denn gerade 
die Berührung mit dem Verkehr steigert den Preis des Grund und 
Bodens. Es müssen daher die in den Außenbezirken für die Bebauung 
zu erschließenden Grundstücke schon vor der Herstellung der Verkehrs- 
gelegenheiten erworben werden, und zwar entweder durch ein öffent- 
liches Rechtssubjekt (Gemeinde- oder Zweckverband) oder die Ver- 
kehrsunternehmung selbst. Der Hinauswanderung der Minder- 
bemittelten stehen aber die hohen Fahrkosten entgegen, die die 
Minderbemittelten un, etwa zehnmal so schwer wie die 
Besitzenden belasten. Die hohen Fahrkosten sind es, die gerade die 
minderbegüterten Kreise vor der Verlegung ihrer Wohnungen an die 
Peripherie vielfach zurückschrecken lassen. Um hier Abhilfe zu schaf- 
fen und das Mißverhältnis in den Fahrkosten zwischen Minderbemittel- 
ten und Begüterten zu beseitigen, oder doch in seinen Wirkungen ab- 
zuschwächen, schlagen die Verfasser daher eine »Fahrkosten- 
emeinschaft« dergestalt vor, daß die Fahrkosten in einer 
ohnungskolonie als gemeinsame Last von den sämtlichen Wohnungs- 
interessenten übernommen und unter sie nach einem die Minder- 
bemittelten begünstigenden Schlüssel umgelegt werden. Die Verfasser 
kommen sodann auf die Gestehungskosten der Wohnungen zu sprechen, 
den anderen wichtigen Punkt zur Lösung der Wohnungsfrage. An 
Zahlenbeispielen werden die Kosten der mehrgeschossigen Bauweise 
und des Einfamilienhauses erörtert. Sie kommen zu dem Ergebnis: 
Je teurer der Boden, desto rentabler wird der Stockwerkbau, dagegen 
gleicht sich auf billigem Grund und Boden beides mehr und mehr aus, 
sodaß hier der weiträumigen Bauweise vor der engeren unbedingt der 
Vorzug zugeben ist. Die weiträumige Bebauung wird 
um so wirtschaftlicher,je niedriger der Preis 
des Rohgeländesist. 

Die gut durchdachte und auch für den Laien im Baufach ver- 
ständliche Arbeit ist ohne Zweifel eine wertvolle Bereicherung der 
Wohnungsliteratur. Man wird auch den Verfassern in ihren Vor- 
‘ schlägen bezüglich der Notwendigkeit der Erwerbung der Außen- 

dstücke durch die Gemeinde oder einen Zweckverband, der 

chaffung einer Tarifgemeinschaft und der Erstellung von Ein- 
familienhäusern an Stelle der stockweisen Bauweise in den Außen- 
bezirken voll und ganz zustimmen können. 

Für den Verfasser der zweiten Arbeit (Wilhelm Deetz 
mit dem Kennwort »Z wei Fronten«) ist die Wohnungsfrage 
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z eine Frage der Bauweise, also eine rein technische Frage. Welche 
iedlungsform man nehmen mag, ob Einfamilienhaus oder Miethaus, 
ob man die Wohnstraßen von den Verkehrsstraßen trennt oder nicht, 
überall werden sich die Nach- oder Vorteile die Wage halten. Dagegen 
ist auf einem anderen Wege zum Ziel zu kommen, und zwar durch 
Einführung des Zeilenbaues, des Reihenhauses. Von 
dem unbebauten Boden soll nur der für Wirtschaftszwecke erforder- 
liche Hofraum dem Grundstück gelassen werden, dagegen der für die 
Licht- und Luftzuführung zu den Wohnungen erforderliche Freiraum 
soll — ohne Einschränkung der Nutznießung — der Verfügung des 
einzelnen entzogen werden, um ihn durch Zusammenfassen an Stelle 
der Verzettelung in den einzelnen Grundstücken für die Gesamtheit 
besser nutzbar zu machen. Die Vorteile wären: das Verschwinden 
der Hinterhäuser, gute Durchlüftbarkeit der Wohnungen, da an Stelle 
von winkligen und umbauten Höfen die Luftzuführung durch lang 
gestreckte Straßen erfolgt. Auch die Baukosten würden sich, wie an 
zahlreichen Zahlenbeispielen erläutert wird, ermäßigen. Eine beson- 
dere Einwirkung erwartet der Verfasser auf die Bodenspekulation, 
denn da der Bodenwertzuwachs die bebaute Fläche im Zeilenbau nur 
14 so hoch belastet als im Blockbau, bietet der Zeilenbau für die Boden- 
spekulation erheblich geringeres Interesse, und es steht daher zu er- 
warten, daß ein Geländestück, das durch seine schmalstreifige Auf- 
teilung von vornherein für Wohnungen der minderbemittelten Be- 
völkerung bestimmt ist, früher der produktiven Bauspekulation zu- 
fällt als ein solches, in dem Baublöcke vorgesehen sind. Der Arbeit 
sind wieder viele Aufstellungen und Grundrisse beigegeben. 

Vom volkswirtschaftlichen Standpunkt aus ist die dritte Arbeit 
{von Dr. Pesl mit dem Kennwort »suum cuiquee) die interes- 
santeste, denn sie setzt sich mit den Problemen, die die »Wohnungs- 
frage« wirklich zu einer Frage gemacht haben, eingehend auseinander, 
freilich — das soll gleich vorweg gesagt werden — in einer Weise, 
daß man diese Arbeit als echtes Kind des Schutzverbandes bezeichnen 
muß. Das zeigt sich gleich in der Einleitung, in der er behauptet, 
daß der Bund der Bodenreformer den Neid und Haß gegen eine Be- 
sitzerklasse schüre, ohne doch das mindeste für die Verbilligung und 
Besserung der Wohnungen erreicht zu haben (|). 

Einen breiten Raum nimmt das Kapitel»Mietpreisbildung« 
ein. Freilich wäre eine objektiv wissenschaftliche Erörterung der 
Fragen der Mietpreisbildung und des Verhältnisses des Mietpreises 
zum Preis des Grund und Bodens sehr zu begrüßen, aber leider sind 
a diese Ausführungen bei Pesl recht einseitig. Wasbestimmt den 

ietpreis? fragt Pesl. Und antwortet ganz richtig: Die Mietpreise 
der Wohnungen, Läden und Geschäftsräume werden ausschließlich 
durch den Satz von Angebot und Nachfrage bestimmt und niemals 
durch einseitige Forderung oder den Wunsch des Hauseigentümers. 
Das ist ganz schön, letzteres ist wohl auch von niemanden ernsthaft 
behauptet worden, und der Aufwand an Worten, der vorher gebraucht ° 
wurde, um zu widerlegen, daß der Hauswirt nicht verlangen kann, 
was er will, ist eine Don Quichotterie. Aber, was bestimmt Angebot 
und Nachfrage, aus welchen Faktoren setzen diese sich zusammen ? 
Darauf geht Pesl gar nicht ein, danach frägt er überhaupt nicht. An 
Stelle dessen kommt ern folgender, geradezu ungeheuerlicher Satz: 
» Auf den Bodenpreis kommt es überhaupt nicht an; es ist ganz gleich- 
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gültig, ob der Bauunternehmer den Boden teuer oder billig gekauft 
hat.« (!) Nein, der Wert des Grund und Bodens ist ein auf Seite des 
Angebots stehender preisbestimmender Faktor und kein nebensäch- 
licher, sondern der hervorragendste. Die Beispiele, die Pesl gibt, um 
zu beweisen, daß der Bodenpreis keine Rolle spielt, und die alle darauf 
hinauslaufen, daß die Ladenmieten in den frequenteren Stadtteilen 
höhere sind als in den entlegeneren, beschränken sich nur auf die Er- 
örterung der Nachfrage, lassen das Ankebot ganz beiseite, können 
daher nicht im entferntesten als beweiskräftig angesehen werden. 
Die Wertbildung der Grundstücke entsteht nicht, wie Pesl irrig meint, 
von selbst, beruhend auf der Verschiedenheit der Lage, sondern — um 
einen Verfasser der vorliegenden Arbeiten anzuführen — es haben 
v. Völcker und Serini mit der Behauptung, die Preise der Wohnuugen 
in den Innenbezirken sind im wesentlichen abhängig von den Ge- 
stehungskosten der Wohnungen an der Peripherie, vollständig recht. 
Und in den Außenbezirken ist es die Bodenspekulation, die die Preise 
des Grund und Bodens in die Höhe treibt, dadurch das Haus kost- 
spieliger werden läßt, den Buchwert des Hauses erhöht. Der Haus- 
besitzer ist nun gezwungen, aus seinent Hause so viel herauszuwirt- 
schaften, daß sich das hineingesteckte Kapital rentiert, er muß die 
hohen Hypothekenzinsen aufbringen; er ist somit gezwungen, hohe 
Mietpreise zu verlangen, wenn er nicht zugrunde gehen will. Die hohen 
Mieten in den Außenbezirken wirken dann zurück auf die Mietpreise 
in der Innenstadt, ebenso wie die hohen Bodenwerte an der Peripherie 
die Bodenpreise in den inneren Stadtteilen in die Höhe treiben. Die 
Wertbildung geht nicht, wie Pesl behauptet, von der Innenstadt nach 
den Außenbezirken, und nur weil die Nachfrage nach Wohnungen 
in der inneren Stadt größer wäre als außen (was gar nicht immer der 
Fall ist), wären die Mietpreise dort höhere, sondern umgekehrt geht 
die Wertbildung von der Peripherie aus, wo 
die Bodenpreise künstlich durch die Speku- 
lation in die Höhe getrieben werden,nach dem 
Stadtinneren zu. 

Die viel umstrittene Frage, ob dem städtischen Grund und Boden 
Monopolcharakter zukomme, wird von Pesl glattweg ver- 
neint. Auch die Bodenspekulation sei an der Verteu 
des Grund und Bodens und an den hohen Mietpreisen nicht schuld. 
Die verschieden große Nachfrage nach Wohnungen bestimme die 
Mietpreise und diese wieder die Höhe des Bodenwertes; die Mietpreise 
wären das prius, nicht die Grundstückpreise. In Wirklichkeit verhält 
sich die Sache aber gerade umgekehrt. Nicht die Mietpreise 
sind das erste,sondern die Bodenwerte. Da der 
für die Errichtung von Wohnhäusern geeignete Boden innerhalb des 
Stadtgebietes nur beschränkt ist, kommt dem städtischen Grund und 
Boden selbstverständlich Monopolcharakter zu, auch ohne daß die 
Grundeigentümer zu Ringen oder Trusten sich zusammenschlössen. 
| (v. Tyszka.) 


»Der Erlaß des Kgl. Ministeriums des Inneren 
im Königreich Sachsen vom Io. November 1913 
überErleichterungen im Klein-Wohnungsbau 
sn seiner Bedeutung [ür die Wohnungsfürsorge 
nach dem Krieges von Percival Booth. (Leipzig 
1916, bei G. B. Teubner. 34 S.) 
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Die kleine Schrift gibt zunächst den Text des Erlasses des säch- 
sischen Ministeriums, der für den Klein-Wohnungsbau wesentliche 
Erleichterungen vorsieht, und bespricht sodann die Einrichtung von 
in Hellerau, der Gartenstadt bei Dresden, errichteten Einfamilien- 
häusern, wo es auf Grund des Erlasses möglich gewesen ist, eine Klein- 
wohnung zu bauen, welche einschließlich der Arbeiterfahrkarte für 
die elektrische Straßenbahn nach Dresden konkurrenzfähig ist im 
Preise mit der Kleinwohnung im großen Zinshause der Stadt. An 
diesem Beispiel soll gezeigt werden, daß es möglich ist, bei Berück- 
Aane der in dem erwähnten Erlaß vorgesehenen Bauerleichte- 
rungen Kleinwohnungen in den Vorstädten herzustellen, die, trotzdem 
sie in Ein- oder höchstens Zwei-Familienhäusern liegen, im Mietpreise- 
einschließlich Fahrkosten zur Stadt nicht teurer kommen als eine 
Kleinwohnung im Massenmiethause. Baukostenaufstellungen, Ent-- 
würfe und Grundrisse vervollständigen die kleine Schrift. 

(v. Tyszka.) 








27. Unterrichts- und Bildungswesen. 


28. Jugendiürsorge, Armenwesen und Wohlfahrtspflege. 


Parmelee, Maurice: Poverty and Sooial Progreß. 
New York, The Macmillan Company 1916. XIV u. 477 S. 

Das Buch von Parmelee bietet eine umfassende Untersuchung der: 
verschiedenen Ursachen, Erscheinungsformen, Heilungs- und Ver-- 
hütungsmittel des mit dem Worte Armut bezeichneten sozialen Krank- 
heitsbildes. Von dem bekannten Werke der Webbs über das »Problem. 
der Armut«, mit dessen Gedankengängen es sich in mancher Hinsicht 
berührt, unterscheidet es sich durch ein tieferes Eindringen in Einzel-- 
probleme und durch eine im allgemeinen mehr referierende Haltung 
des Verfassers gegenüber dem behandelten Gegenstand und den ein- 
zelnen sozialreformerischen Maßnahmen und Vorschlägen. Das hin-- 
dert ihn allerdings nicht, in einigen Punkten seine subjektive Ansicht 
stark hervortreten zu lassen, so vor allem in der Bevölkerungsfrage, 
in der er als eifriger Befürworter neomalthusionistischer Methoden. 
auftritt. Die tatsächlichen Angaben und Reformvorschläge Parmelees 
berücksichtigen ausschließlich amerikanische Verhältnisse, auch geht 
aus dem umfassenden Literaturverzeichnis hervor, daß er sich fast 
nur auf in englischer Sprache geschriebene Quellen stützt. Sein an 
einigen Stellen sehr kategorisch geäußertes Urteil über die sozialen 
und politischen Zustände Deutschlands weicht deshalb nicht von 
dem auf angelsächsischer Seite üblichen ab, daß bei uns die staatliche 
Fürsorge für die schwächeren Volksschichten mit deren politischer 
Entrechtung erkauft sei. Immerhin bemüht er sich, auch den guten 
Seiten des deutschen Systems gerecht zu werden. Für einzelne seiner 
Behauptungen bleibt Parmelee den Beweis schuldig, so für die, daß 
die politische Demokratie die Voraussetzung für eine wirksame Be- 
kämpfung und schließliche Beseitigung der Armut sei, da unter anderen. 
Regierungsformen sich die Ausbeutung der Schwachen durch die- 
Starken, die eine der Hauptursachen der Armut sei, nicht ausrotten. 
lasse. Diese Ansicht bedürfte um so mehr eines Beweises, als dieser- 
in den sozialen Verhältnissen der amerikanischen Demokratie kaum. 
zu finden sein dürfte. (Charlotte Leubuscher.) 
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30. Soziale Hygiene. 


Zuntz N: Ernährung und Nahrungsmittel. Aus Natur 
und Geisteswelt, 19. Bändchen.) Dritte Auflage. Leipzig und 
Berlin 1918. B. G. Teubner. 136 S. Mit 6 Abbildungen im Text 
und ı Tafel. 

Dieses Buch — die reife Frucht jahrzehntelanger Forschungen 
des bekannten Psychologen — bietet auch für den Sozialpolitiker eine 
vortreffliche Einführung in das schwierige Gebiet der Ernährungslehre. 
Denn Zuntz setzt bei dem Leser nur geringe naturwissenschaftliche 
Kenntnisse voraus, und er schenkt der wirtschaftlichen und sozialen 
Seite der Ernährungsfrage eingehende Beachtung. Was aber das 
Studium des Buches besonders reizvoll gestaltet, ist, daß man hier 
findet, was so selten vereinigt ist: gänzliche Vorurteilslosigkeit und 
vollendete Abgeklärtheit. Charakteristisch hiefür ist die Stellungnahme 
von Zuntz zu den Genußstoffen und zum Alkohol. Die Alkaloide 
des Kaffee, Tee, Kakao und das Nikotin des Tabaks vergleicht 
er mit dem Schmieröl, welches in die Achsenlager gebracht, die Rei- 
bungswiderstände verringere und, ohne selbst Kraft zu liefern, den 
Gang der Maschine erleichtere und der Abnutzung der Maschinenteile 
vorbeuge. Es sei durchaus falsch, den mäßigen Gebrauch solcher 
Genußmittel verwerfen zu wollen. Daß der Alkohol im mensch- 
lichen Körper bis zu einem gewissen Grade den Charakter eines Nähr- 
stoffes beanspruchen dürfe, indem er, analog dem Fette und den 
Kohlehydraten, zu Wasser und zu Kohlensäure verbrenne und Heiz-. 
kraft liefere, sei sicher; er werde also zum Teil in der täglichen Kost 
andere Nahrungsmittel ersetzen können. Diese Ersatzwirkung sei 
aber von der giftigen Wirkung, welche der Alkohol in größeren Mengen 
auf das Nervensystem, ja fast auf alle Organe unseres Körpers ausübe, 
nicht zu trennen. Aus diesem Grunde könne nicht eindringlich genug 
vor dem übermäßigen Alkoholgenuß sowohl bei geistig wie körperlich 
Arbeitenden gewarnt werden. Den besten Ersatz für den Alkohol 
biete der Zucker, der ein ausgezeichnetes Stärkungs- und Be- 
lebungsmittel bei ermüdender Arbeit sei. Es sei sehr zu wünschen, 
daß das Vorurteil, das noch in den weitesten Kreisen gegen den Zucker 
herrsche, und das daher rühre, daß der Nährwert des Zuckers noch nicht 
allgemein bekannt sei, endlich verschwinde und dem Zucker ein ihm 
gebührender erster Platz unter den Nahrungsmitteln des Volkes ein- 
geräumt werde. Auch gegen andere Vorurteile kämpft er mit guten 
Gründen an. Die Abneigung der meisten Menschen gegen das P f e r d e- 
fleisch lasse sich durch nichts begründen. In seiner chemischen 
Zusammensetzung ähnele es dem Rindfleisch, und was die ästhetische 
Seite anlange, so sei das Pferd ein viel edleres und reinlicheres Tier 
als z. B. das Schwein. Die sogenannte Schwerverdaulichkeit der 
Fische seiein ebensolches Volksmärchen wie die angebliche Schwer- 
verdaulichkeit des Käses. Die heute übliche Begeisterung für das 
grobe Brot vermag Zuntz nicht zu teilen. Der Ausnutzungs- 
verlust im menschlichen Körper sei so groß, daß im Frieden das Weıß- 
brot, d. h. das aus kleiefreiem Mehl hergestellte Brot, das billigste 
aller Brote gewesen sei. Da außerdem die Belastung und die Arbeits- 
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leistung des Verdauungsapparates bei Feinbrot wesentlich gerin ger 
sei, sei ein mit Feinbrot genährter Arbeiter unter sonst gleichen Be- 


dingungen beweglicher und leistungsfähiger als derjenige, welcher 
fast seine ganze Energie aus Kleienbrot gewinnen müsse. 

Die Einschränkung unserer Eiweiß aufnahme im Kriege hält 
Zuntz für unbedenklich. Die Leistungsfähigkeit und Gesundheit 
hätten darunter nicht gelitten. Vielleicht wäre es zweckdienlicher 
gewesen, wenn er hinzugefügt hätte, daß jedenfalls die gesamte 
Nahrungsaufnahme weiter Volkskreise namentlich in den Großstädten 
schon im dritten Kriegsjahre viel zu gering war. Uebrigens fehlt es 
auch nicht an Fachmännern, die gerade den Eiweißmangel für besonders 
schädlich erachten. So schreibt Backhaus in den »Mitteilungen 
der Deutschen Landwirtschafts-Gesellschaft« vom ı. Dezember 1917: 
»Zahlreiche Beobachtungen der Jetztzeit, sei es nach der Statistik, 
bezüglich der Abnahme des Körpergewichts und der Erhöhung der 
Sterblichkeit, oder sei es nach dem Aussehen vieler Personen, belehren, 
daß die theoretischen Folgen des Eiweißmangels tatsächlich ein- 
er sind. Es zeigt sich nicht nur eine geistige und körperliche 

rschlaffung, eine gewisse Gleichgültigkeit und eine dumpfe, ver- 
bitterte Stimmung, es wird vielmehr auch von manchem klar erkannt, 
daß eine derartige Ernährung noch einige Zeit hindurch fortgesetzt 
schließlich zum Zusammenbruch führen muß.« 

Indes, die Sonderfragen der Ernährung im Kriege, die Zuntz 
an vielen anderen Stellen gründlich behandelt hat, fallen außerhalb 
des Rahmens dieses Leitfadens. Wohl aber stellt er auch hier Forde- 
rungen für unsere künftige Nahrungsmittelversorgung auf, und man 
kann nur wünschen, daß diese Anregungen bei unseren Behörden 
‚und unseren Landwirten die verdiente Beachtung finden. 

(R. Kuczynski.) 


31. Frauenfrage, Sexualethik. 


Berger, Dr. Richard: Die häuslichen Dienstboten. 
Volksvereinsverlag M.-Gladbach 1916. 36 S. 

Die kleine Schrift bezweckt in erster Linie die Wichtigkeit und 
daher Notwendigkeit der katholischen Dienstbotenvereine zu erweisen 
und aufzuklären, und es ist fraglos, daß gerade die katholischen Dienst- 
botenvereine vielfach sehr segensreich gewirkt und den kulturellen 
Aufstieg unserer Dienstboten gefördert haben. In dem ersten Teil der 
Schrift, der von den häuslichen Dienstboten einst und jetzt handelt, 
stellt der Verfasser mit Recht die Dienstbotenfrage als einen Teil der 
Arbeiterfrage hin und zeigt die Veränderungen in wirtschaftlicher, 
sozialer, kultureller und nicht zum wenigsten auch psychologischer 
Hinsicht, die das Verhältnis der Dienenden zu den Herrschaften er- 
fahren hat. Zum Schluß findet sich eine sehr verdienstvolle Zusammen- 
stellung über die Dienstbotenliteratur. (v. Tyszka.) 


Wolf,Dr.Gerirdud: Der Frauenerwerbinden Haupt- 
kulturstiaaten nach amtlichen statistischen Quellen. München 
1916, C. H. Beck. 258 S. 

Schon vor dem Kriege nahm die erwerbstätige Frau einen immer 
ößeren Raum in der Volkswirtschaft der Kulturstaaten ein; das 
at mit dem Kriege, der die weitaus größte Mehrzahl der Männer an 
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die Front gestellt hat, ganz außerordentlich zugenommen. Auch in 
die typisch männlichen Berufe, die ihr vor dem Kriege ganz verschlossen 
waren, in die schwere Eisenindustrie, drang die Frau während des 
Krieges ein und ihre Arbeitskraft wurde immer unentbehrlicher. 
Man fing jetzt an, der Frauenarbeit auch statistisch Interesse entgegen- 
zubringen, und der Mangel umfangreicher und umfassender statisti- 
scher Erhebungen über die Frauenarbeit im Frieden machte sich 
bemerkbar. Da war das Erscheinen des umfangreichen Werkes von 
Dr. Gertraud Wolf nur sehr zu begrüßen. Denn wie die Verfas- 
serin im Vorwort sehr richtig sagt, »fördert die Forschung über die 
Frauenarbeit nicht nur die Interessen der arbeitenden Frauen, sondern 
auch die der Gesamtheit; denn erst dann, wenn die weibliche Erwerbs- 
ziffer richtiggestellt ist, kann die Erwerbsziffer der ganzen Nation 
richtiggestellt werden.« 

Die Untersuchung umfaßt für die einzelnen Länder (im ganzen 20) 
die letzten 20—30 Jahre, also jenen Zeitabschnitt, der infolge der 
volkswirtschaftlichen Umwälzungen die einschneidendsten Verände- 
rungen auf dem Gebiete des Frauenerwerbs bewirkte. Vorausgeschickt 
ist eine Klarlegung der angewandten Methode und Technik: die Art 
der Anlage und Aufbereitung des Materials, die Gesichtspunkte für 
zeitliche und internationale Vergleiche. Es beweist dies, daß die 
Verfasserin ihre Arbeit kritisch durchdacht hat und daß man den 
angeführten Zahlen und Tabellen Vertrauen schenken darf, was nicht 
von jeder statistischen Arbeit gesagt werden kann. Dann folgt im 
zweiten Teil die Behandlung des Themas getrennt nach den einzelnen 
Ländern und im dritten und letzten Teil werden die internationalen 
Entwicklungsrichtungen zur Darstellung gebracht. (v. Tyszka.) 


Wygodzinski, Prof. Dr: Die Hausfrau und die 
Volkswirtschaft. Tübingen 1916, bei J.C. B. Mohr. 8r S. 

. In dem kleinen ansprechenden Schriftchen sucht Wygodzinski 

den Einfluß der Hausfrauentätigkeit auf unser Wirtschaftsleben 
nachzuweisen. »Wir rechnen sicherlich nicht zu hoch«, sagt er, swenn 
wir die Hausfrau als Verwalterin von rund 60 % des ganzen deutschen 
Volkseinkommens im Durchschnitt aller Einkommensklassen (unter 
denen die niedrigsten naturgemäß am stärksten vertreten sind) an- 
sehen, also unter Zugrundelegung der Helfferichschen Schätzung einer 
Jahressumme von rund 16 Milliarden Mark.« Angesichts dieser Summe 
wird es selbstverständlich, daß der Hausfrauentätigkeit eine ent- 
scheidende Bedeutung für das gesamte Wirtschaftsleben zukommt, 
und es ist gewiß verdienstlich, einmal darauf hingewiesen zu haben, 
und die Wege zu zeigen, wie die hausfrauliche Tätigkeit nutzbringender 
für das Volksganze gestaltet werden kann. In dreifache Beziehung 
tritt die Hausfrau zum Wirtschaftsleben: zunächst als Leiterin der 
Konsumtion, als ihrer wichtigsten Tätigkeit. Auf diesem Gebiete 
hat der Krieg sie viel lernen lassen. Bisher hatte die Hausfrau den 
Einfluß der kapitalistischen Wirtschaft mehr negativ gespürt, vor allem 
durch die Mechanisierung des Rohproduktes ihrer Tätigkeit, des 
immer stärker hervortretenden »Markencharakters« der Ware. Durch 
den Krieg wurde die Konsumtion aber in den Mittelpunkt des Wirt- 
schaftens geschoben, sie stellte jetzt ganz andere, erhöhte Anforde- 
rungen an die Hausfrau. Sie wurde gezwungen, ökonomisch und tech- 
nisch ganz anders rationell zu wirtschaften, und es ist nur zu wünschen, 
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daß sie im Frieden die harten Lehren des Krieges beherzige. Aber 
auch auf die Produktion kann die Hausfrau Einfluß gewinnen und 
zwar in dem Sinne der Anpassung des Haushaltes an die nationale 
Produktion, wozu allerdings eine gewisse Warenkenntnis seitens der 
Hausfrauen unbedingt erforderlich ist. »Wer sich beschwindeln läßt, 
tut volkswirtschaftlich Unrecht«, sagt nicht ohne Grund der Verfasser. 
Zum dritten tritt die Hausfrau mit der Güterzirkulationssphäre in 
Beziehung, und hier muß es ihre Sorge sein, durch geeignetes Ver- 
halten zur Verminderung der Zirkulationskosten beizutragen, z. B. 
um nur eines zu erwähnen: durch das Ablassen von der Unsittz des 
Borgwesens. Zum Schluß bespricht der Verfasser die Möglichkeit 
der Bildung von Hausfrauenorganisationen, um dadurch Einfluß zu 
gewinnen auf die Produktion. Die Konsumvereine mögen hier Vor- 
bild und erste Vorstufe sein, ob aber darüber hinaus eine Hausfrauen- 
oder überhaupt Konsumenten-Organisation auf die Dauer möglich 
sein wird, erscheint nach den bisher gemachten Erfahrungen sehr 


fraglich. (v. Tyszka.) 
32. Staats- und Verwaltungsrecht. 


33. Gewerbe-, Vereins- und Privatrecht. 


Ullmann, J., Justizrat: Die Veräußerung des Ver- 
mögens einer Aktiengesellschaft im Ganzen 
(Fusion). Duncker und Humblot 1915. 100 S. M. 2.50. 

Das Streben nach Konzentration gehört mit zu den charakteristi- 
schen Kennzeichen des modernen Wirtschaftslebens. Diese Bewegung 
tritt neuerdings immer mehr in Erscheinung. Damit gewinnen auch 
die Bestimmungen des Aktienrechts, welche sich mit der Fusion von 
Aktiengesellschaften befassen, erhöhte Bedeutung und bedingen 
allgemeineres Interesse. Eine eingehende wissenschaftliche Behand- 
lung der gesetzlichen Vorschriften über die Verwertung des Vermögens 
einer Aktiengesellschaft durch Veräußerung desselben im Ganzen fehlte 
bisher. Die Ullmannsche Arbeit ist daher zu begrüßen, besonders da 
sie selbständig zu den meisten Zweifelsfragen Stellung nimmt. Anderer- 
seits ist sie aber nur als sehr dankenswerte Vorarbeit für eine systema- 
tische, tiefer schürfende und vor allem auch die wirtschaftlichen Ge- 
sichtspunkte eingehend berücksichtigende Darstellung des »Rechts 
der aktienrechtlichen Fusion« zu werten. 

Hervorzuheben ist: 

Nach § 303 S. ı HGB. ist die Verwertung des Gesellschaftsver- 
mögens als Ganzes nur zulässig auf Grund eines Beschlusses der 
Generalversrammlung. Diese Bestimmung ist eine Quelle mannig- 
facuer Unklarheiten, da in $ 304 Abs. 2 HGB. das Gesetz diese Mit- 
wirkung der Generalversammlung als »Zustimmungs bezeichnet. 
Hierdurch sind zahlreiche Erläuterer des Gesetzes zu der Auffassung 
verleitet worden, es handele sich um eine Zustimmung im Sinne der 
$8 182 ff BGB. Zutreffend vertritt auch Ullmann die Ansicht, daß 
dies nicht der Fall ist. Denn die Zustimmung kann nur von einem 
Dritten ausgehen. Ullmann sieht in dem Beschlusse der General- 
versammlung lediglich ein gesellschaftliches Internum, eine Willens- 
Offenbarung der Aktiengesellschaft gegenüber ihrem Vorstande. Er 
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will deshalb rechtsähnlich die Bestimmung der $$ 1829 und 1830 BGB. 
anwenden. (S. 16 ff.) Diese behandeln den Fall, daß ein Vormund 
ohne die erforderliche Genehmigung des Vormundschaftsgerichts 
einen Vertrag abgeschlossen hat. Die Wirksamkeit des Vertrags hängt 
kann davon ab, daß diese Genehmigung nachträglich erteilt wird. 
Abgesehen davon, daß die rechtsähnliche Anwendung einer Sonder- 
Vorschrift des Vormundschaftsrechts auf einen Sonderfall des Aktien- 
rechts nicht zulässig erscheint, liegen aber auch die Voraussetzungen 
des $ 1829 BGB. bei einem ohne Mitwirkung der General-Versammlung 
abgeschlossenen Fusions-Vertrag nicht vor. Dieses im einzelnen dar- 
zulegen würde hier zu weit führen. Es bleibt deshalb vorbehalten dies 
an anderer Stelle zu tun. 

Zutreffend kann auch die Ansicht Ullmanns (S. 6) nicht erachtet 
werden, daß der $ 303 HGB. nicht zur Anwendung zu kommen hätte, 
wenn das ganze Vermögen einer Aktiengesellschaft bei der Gründung 
einer neuen Aktiengesellschaft in diese eingebracht werden soll. 

Bei der Uebertragung des gesamten Vermögens einer Aktienge- 
sellschaft an eine andere Aktiengesellschaft gegen Gewährung von 
Aktien der übernehmenden Gesellschaft ergibt sich häufig bei Fest- 
stellung des Wertverhältnisses, daß neben den Aktien auch noch Geld 
zugezahlt werden muß oder andere Vergütungen zu leisten sind. Ull- 
mann vertritt mit Recht — mit der jetzt herrschenden Meinung — 
die Ansicht, daß dann die §§ 305 und 306 HGB. nicht zur Anwendung 
kommen können, obwohl auch er nicht verkennt, daß aus praktischen 
Gründen eine Ausgleichung in Geld zur Erleichterung des Umtausches 
wünschenswert wäre. Er empfiehlt, um den gegen eine Barzahlung 
obwaltenden Bedenken Rechnung zu tragen, den in der Praxis wieder- 
holt eingeschlagenen Ausweg, Teile des Vermögens der übertragenden 
Aktiengesellschaft an einen Treuhänder zu übereignen und auszu- 
bedingen, daß von der übernehmenden Gesellschaft eine entsprechende 
Vergütung unmittelbar an die Aktionäre der übertragenden Gesell- 
schaft zu leisten ist. Bedenken können hiergegen meines Erachtens 
deswegen nicht geltend gemacht werden, weil die Gläubiger deı Ge- 
sellschaft hierdurch nicht geschädigt werden, wenn das Vermögen 
der übertragenden Gesellschaft wird als Ganzes übernommen und 
damit gehen auch deren Schulden über. 

Ullmann hat für die Praxis ein gut orientierendes Hilfsmittel ge- 
schaffen. Seine Brauchbarkeit würde eine erhöhte sein, wenn er die 
so wichtigen stempelrechtlichen Fragen mitbehandelt hätte. _ 

(Ludwig Wertheimer.) 








34. Politik. 


35. Kriegswirtschaft. 


Eisas, Dr. Fritz: Leiter des Städtischen Lebensmittelamtes Stutt- 
gart: Die Lebensmittelversorgung einer Großstadt 
im Kriege. Stuttgart-Berlin 1917. Deutsche Verlagsanstalt. 32 S. 

Die Literatur über die Lebensmittelversorgung ist im Kriege 
geradezu ins Ungemessene angeschwollen. Die jedem einzelnen fühl- 
bare Knappheit und Teurung an Lebensmitteln, die Notwendigkeit 
organisatorischer Maßnahmen verführte sehr viele dazu, auch ihrer- 
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seits ein Scherflein beizutragen: daß hierbei vielfach wenig Taugliches 
unterlief, ist nicht wünderzunehmen. Zu den Schriften dagegen, 
die sich durch Sachkenntnis aüszeichnen, gehört hier die angezeigte. 
Der Verfasser gibt zunächst einen recht interessanten Ueberblick 
über die Versorgung Deutschlands mit den wichtigsten pflanzlichen 
und tierischen Nahrungs- und Futtermitteln vor dem Kriege, dem 
. Verhältnis der Eigenversorgung zu dem Anteil, der vom Auslande 
eingeführt werden mußte. Sodann schildert der Verfasser die außer- 
ordentlichen Schwierigkeiten der Lebensmittelversorgung einer Groß- 
stadt im Kriege und die Wege und Maßnahmen, auf denen man dieser 
Herr zu werden versuchte. Da die Schrift zwischen allzu abstrakter 
Theorie und einem zu großen Verlieren in praktischen Einzelheiten 
die richtige Mitte hält, kann sie allen denen, die sich über das Problem 
der Lebensmittelversorgung einer Großstadt im Kriege unterrichten 
wollen, nur empfohlen werden. - (v. Tyszka.) 


Moellendorff, Wichard von: Deulsche Gemeinwirlt- 
schaft. Berlin 1916, Karl Siegismund. 48 S. 

Das kleine Buch behandelt kriegswirtschaftliche Fragen im all- 
gemeinen. Man kann nicht gerade sagen, daß es sich durch Reichtum 
neuer Gedanken auszeichne. Die Gemeinwirtschaft, die der Krieg 
im Gefolge gehabt hatte, solle auch nach dem Kriege weiter behandelt 
werden, wenigstens in ihren wesentlichen Bestandteilen; dabei wird 
soldatische Disziplin, Ordnting und Hingabe an das Ganze von jedem 
einzelnen gefordert. Aber alle solche Vorschläge, die aus der Begeiste- 
rung für den Krieg geboren sind, und mehr oder weniger subjektive 
Ansichten der Verfasser, wenig beschwert durch irgendwelche Sach- 
kenntnis, darstellen, sind wenig nütze und können uns nicht weiter 
bringen. (v. Tyszka.) 


Redaktionelle Bemerkung. 
Aus Raummangel kann die »Sozialpolitische Chronik« in diesem Hefte nicht 
zum Abdruck gebracht werden. (Red.) 


Die Wirtschaftsethik der Weltreligionen, 


Von 


MAX WEBER. 


Das antike Judentum. 
| (Fortsetzung) 


I. Dieisraelitische Eidgenossenschaft und Jahwe (Schluß). 
Die Leviten und die Thora S. 601. — Die Entfaltung des Priestertums und das 
-Kultmonopol von Jerusalem S. 606. — Der Kampf des Jahwismus gegen die Or- 
giastik S. 619. — 


Der Name »Levi« hat keine hebräische Etymologie 17), 
Es ist möglich, daß Leviten auch außerhalb Israels im Dienste 
des minäischen Stammesgottes Wadd tätig waren 1%), Wie alt 
die Verbreitung dieser gelernten Priester eigentlich ist, steht nicht 
fest 169%), Sicher scheint nur, daß sie ursprünglich in Nordisrael 
wenig heimisch waren, sich dorthin durch Einzeleinwanderung 
verbreitet hatten und jedenfalls von Jerobeams Dynastie, ver- 
mutlich aber noch später, mindestens nicht als einzig legitime 
Jahwepriesterschaft anerkannt waren. Schlechthin alle Anzeichen 
weisen auf einen südlichen Ursprung, in der Steppe am Wüsten- 
rand, in der Oase von Kades und in Seir. Einer ziemlich alten 


107) Schneider, Die Entwicklung der Jahwereligion und der Mosessegen 
(Leipzig Semit. Stud. V, I. 1909) glaubt »Levie von der »Schlanges herleiten zu 
können, beruft sich auch auf Adonıjas Zug zum*Schlangenstein und auf den 
Namen eines Vorfahren von David. 

168) S5 Ed. Meyer. Vgl. die Inschrift bei D. H. Müller, Denkschr. 
d. Kais. Ak. d. Wiss. Wien, Phil.-hist. Kl. 37 (1888). 

16%) Der Jakobsegen kennt keine levitischen Priester. Erst der Mosessegen 
kennt die Leviten und zwar als Thoralehrer und Priester. (Vgl. Ed. Meyer, 
Die Israeliten usw. S. 82 f.) 
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Tradition sind die Leviten zuerst die ganz persönliche Gefolg- 
schaft des Mose 170), die er gegen widerspenstige und ungehorsame 
Gegner aufruft und welche in einem Blutbad unter den eigenen 
Nächstversippten seine Autorität sichert. Diese Tradition, 
ebenso aber auch der Mosessegen ergeben nach Eduard Meyers 
einleuchtender Interpretation, daß jedenfalls dieser Zweig der 
Ueberlieferung sie nicht als Erbkaste kannte: im Gegenteil 
mußte man nach dem Mosessegen Vater und Bruder verleugnen, 
um Levit zu sein. Sie waren für diese Auffassung also ein gelernter 
Derufsstand. Daß sie später gentilizisch gegliedert und als erb- 
charismatisch qualifizierter Stamm auftreten, würde nichts da- 
gegen beweisen: diese Entwicklung findet man außerhalb wie 
innerhalb Israels immer wieder. Indessen andere Teile der Tra- 
dition kennen einen nicht priesterlichen wehrhaften »Stamm 
Levi« 11) als politischen Genossen der Stämme Israels, insbe- 
sondere der Stämme Simeon und Juda, und der Jakobsegen 
weiß nichts davon, daß gerade er ein Priesterstand sei oder daß 
es überhaupt levitische Priester gebe. Vielmehr erzählen die 
Quellen von seinen militärischen Gewalttaten gemeinsam mit’ 
Simeon und der Jakobsegen weissagt Levi die Zerstreuung 
wegen eines Frevels: Männer haben sie getötet und »den Stier 
verstümmelt«. Sie sollen »in Jakob« und »in Israel« zerstreut wer- 
den, wie Simeon. Mose gehörte der späteren Priestertradition 
zum Stamme Levi als Mitglied. Vielleicht galt er der älteren, 
später tendenziös ausgemerzten, Tradition als Stammvater oder 
wenigstens als Archeget derjenigen Sippen des Stammes Levi, 
welche Levitenim rituellen Sinne waren oder wurden. Denn 
unbedingt muß es zur Zeit des Jakobsegen Glieder eines Stammes 
Levi gegeben haben, welche nicht »Leviten« im späteren Sinne 
waren. Es steht nun zur Wahl, entweder anzunehmen: daß die 
Glieder eines durch politische Katastrophen oder ökonomische 
Wandlungen zerstreuten Stammes Levi sich ganz oder teilweise 
der Pflege des Jahweopfers und Jahweorakels zugewendet 
und Jahwepriester geworden seien 17%). Oder: daß umgekehrt. 


170) Isch chasidecha, »Mann deines Getreuen«, des Mose, im Mosessegen 
(Deut. 33, 8) für Levit. 

171) Vielleicht auch die Inschrift der Ramessidenzeit, die einen »Lui-el« als. 
Stammesnamen zu kennen scheint. 

173) Ed. Meyer (Die Israeliten usw.) hält es für sicher, daß der »Stamm« 
Levi in Meriba (dem »Prozeßwasser«) ansässig war (also eine Art von Pandit-Ge- 
schlechtern indischer Art darstellte). 
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einmal aus dem zuerst auf persönlicher Einschulung ruhenden, 
dann erbcharismatischen Berufsstand der im Süden, interethnisch, 
verbreiteten »Leviten« Laiensippen, solche also, bei denen die 
rituelle Schulung und Tradition erloschen war, als ein »Stamm« 
angesehen wurden oder wirklich als ein solcher sich konstituiert 
und mit Simeon verbunden haben, später aber ebenso wie dieser 
Stamm zerfallen seien. Bei den Brahmanen in Indien finden wir 
ja wie bei den Leviten den Kampf der personalcharismatischen 
und berufsständischen mit der erbcharismatischen und geburts- 
ständischen Qualifikation. Auch bei ihnen war und ist bei weitem 
nicht jeder geburtsständische Brahmane rituell zu den Privilegien 
der Brahmanen: Opfer, Vedalehre, Pfründen, qualifiziert. Sondern 
nur der, welcher das rituell vorgeschriebene Leben geführt und 
nach richtiger Lehre die Weihe empfangen hat. Auch in Indien 
gibt es ganze Dörfer, die nur von damit belehnten Brahmanen, die 
zum Teil die Vedaschulung ganz oder fast ganz aufgegeben haben, 
bewohnt sind. Die Möglichkeit besteht also, daß es auch bei den 
Leviten ähnliches gegeben hat. Die Art, wie im Deuteronomium 
die Ausdrücke »Leviten« und »Priester« kombiniert werden, 
könnte den Gedanken nahelegen, daß es auch damals nicht 
geschulte und nicht rituell reine, also zum Praktizieren nicht 
qualifizierte Levitenabkömmlinge gegeben hat, die nicht »Prie- 
ster« waren (bzw. sein konnten). Es ist diese Annahme sogar 
praktisch fast nicht abzuweisen. Denkbar wäre dann, daß das 
Zerstreutleben dieser auch damals zu keinem von den anderen 
Stämmen zu zählenden »Laien-Leviten« der Tradition den Anlaß 
dazu gab, sie mit Simeon gemeinsam in den Sichem-Frevel zu 
verstricken. 

In deuteronomischer Zeit waren die levitischen Priester 
erbcharismatisch in Sippen gegliedert und ständisch abgesondert, 
beanspruchten das Monopol bestimmter Orakelformen, der Prie- 
sterlehre und der Priesterstellen. Dies mit Erfolg wenigstens im 
Süden. Im Norden findet sich die Erwähnung levitischer Priester 
nur zweimal im Richterbuch (Kap. 17 f. für Dan und Ephraim) ; 
zur Zeit der Redaktion dieser Partie unsicheren Alters scheinen 
die Leviten noch ein Berufsstand, kein Geburtstand gewesen zu 
sein. Als solcher erscheinen sie dagegen in den von der priester- 
lichen Tradition beeinflußten Darstellungen der Wüsten- und 
Eroberungsgeschichte und im Deuteronomium. Diese Tradition 
behandelt die Leviten schlechthin als die geschulten erblichen 

39* 
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Jahwepriester. Dabei haben die einzelnen Leviten privaten Be- 
sitz, auch Haus- und Grundbesitz aller Art. Zugewiesen ist ihnen 
das Monopol der Vollziehung des Opfers, soweit ein Priester mit- 
wirkt, ferner das ausschließliche Recht des Losorakels und der 
Lehre und die für alles dieses zu leistenden Abgaben und Kasua- 
lien, in der Theorie der jetzigen Redaktion des Dzuteronomiums 
ferner: das Zehntrecht von allem Ertrag des Bodens. 

Der älteren Tradition sind die Leviten rechtlich gerim 173), 
Ja sie sind: geradezu der vollendetste Typus des »Gaststammes« 
innerhalb der israelitischen Gemeinschaft. Sie haben diese Stel- 
lung in der jetzigen Redaktion am reinsten bewahrt. Wir finden 
in der Erzählung vom Frevel von Gibea einen Leviten als Metöken 
der Ephraimiten. Zweifellos lebte er von Kasualien. Die Leviten 
standen außerhalb des Verbandes der Kriegshufenbesitzer. Sie 
entbehrten der Wehrpflicht (Num. I, 49; 2, 33) und ihr Dienst galt, 
wie die Bezeichnung: ‘ebed zeigt, als Metökenleiturgie gegen- 
über der politischen Gemeinde. Ihre Rechtsstellung wurde zu- 
nehmend fest geregelt und ihre innere Gliederung nach Vater- 
häusern (Ex. 6, 25; Num. 3, 14 f.) entspricht sowohl der Art, wie 
ein indischer Gaststamm, wie derjenigen, wie die damaligen israe- 
litischen Stämme gegliedert waren. Die Vorschrift eines Zweiges 
der Tradition (Num. 35, 2f.) über die ihnen zuzuweisenden 
Levitenstädte 17%) muß nicht notwendig fiktiv sein, sondern kann 
darauf beruhen, daß in manchen Städten ihr Unterhalt durch 
Zuweisung von Hausgrundstücken und Weideland neben Anteil 
an den Steuererträgen bestimmter Ortschaften gesichert war, 
wie sich ähnliches ja auch für Fürsten (Josua) findet und wie es 
auch manchen indischen Analogien entspricht. Nach einer an- 
deren freilich noch fragwürdigeren Tradition (Lev. 25, 32 f.), 
welche von Feldgrundstücken der Leviten spricht, wären diese 
ganz unveräußerlich — wohl deshalb, weil leiturgisch belastet — 
und auch ihre Häuser nicht, wie bei andern Israeliten, frei für 
immer verkäuflich gewesen 175). Man wird jedenfalls wohl 
örtlich recht verschiedene Arten ihrer Ausstattung annehmen 
dürfen 179), 

173) Genau so, wie übrigens jeder Israelit in dem Gebiet eines anderen isıae- 
litischen Stammes. 

176) Zu ihnen gehören auch die Asylstädte. 

178) Ihr Vieh wird (Num. 3, 41. 45) als »Vieh Jahwes« bezeichnet. 


176) Sie wohnen (Jos. 14, 1) wie alle gerim, in den »Vorstädten« (migraschim). 
Anteil am Acker erhalten sie nicht: den behält z. B. in Hebron Kaleb für sich. 
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Die Analogie mit den Brahmanen geht in manchen Punkten 
noch weiter. Jene Lage der Leviten als Gaststamm mit fest- 
geregelter Stellung war nicht die einzige und vermutlich nicht 
die ursprüngliche Form ihrer Beziehung zu Israel. Die Tradition 
berichtet, wie schon erwähnt, von Fürsten und Grundherren, 
daß sie entweder, wie dies bei Jerobeam mißbilligt wird (1. Kern. 
12, 31), niedrig Geborene, teils aber ihre eigenen Söhne oder Ver- 
wandten als Priester an ihren Hauskapellen »Eigenkirchen« im 
Stutzschen Sinn) anstellten. Das letztere erzählt eine alte da- 
nitische Tradition auch von dem Grundherren Micha in Nord- 
israel. Von diesem wird nun aber weiter berichtet, wie er sich 
später mit einem aus Juda zuziehenden Leviten in Beziehung 
setzt, diesen mit dem Dienst an seinem Heiligtum betraut und 
zu seinem »Vater« (dem indischen Guru entsprechend) macht, 
schließlich aber: wie die auf der Wanderung nach Norden begriffe- 
nen Daniten das Bild aus dem Heiligtum und den Leviten mit 
nehmen und ihm die erbliche Priesterschaft am Tempel der neu- 
gegründeten Stadt im Sidoniergebiet übertragen »bis auf diesen 
Tag«. Dies entspricht genau der Art der Ausbreitung der Brah- 
manen in Indien. Ebenso sind die späteren levitischen Hofkapläne 
die Parallele des brahmanischen Purohita. Man sieht hier deutlich, 
welche Motive zur Ausbreitung der Leviten führten: offenbar 
ihre überlegene rituelle Schulung für den Opferdienst, vor allem 
aber für die »Seelsorge«, d.h. die Beratung über die Mittel, 
Jahwe günstig zu stimmen und seinen Zorn abzuwenden. Die 
Fürsten und Grundherren stellen sie an nicht nur um ihres per- 
sönlichen Bedarfs nach solcher Beratung willen, sondern zweifel- 
los auch um ihres Prestiges als Herren der Kultstätten und um 
der Einkünfte willen, welche der Ruf eines von einem geschulten 
Priester versorgten Heiligtums seinem Besitzer abwarf: wir 
sahen ja, wie Gideon seinen Beuteanteil zur Errichtung einer 
Kapelle mit einem Bild verwendete. Daß Gemeinden als solche 
sie beriefen und ausstatteten, wird später — wie bei den Daniten 
—- auch vorgekommen sein. Daneben stand ihre freie Erwerbs- 
tätigkeit. Auf diese Art hatten die Leviten im Wege allmählicher 
Ausbreitung ihr in deuteronomischer Zeit innerhalb des judäi- 
schen Gebietes im wesentlichen anerkanntes Monopol erlangt. 
Das Deuteronomium setzt voraus, daß in jedem Ort ein Levit 
sitzt und von den Opfern leben will. Ohne Widerstand ist diese 
Ausbreitung nicht erfolgt, wie der Fluch des Mosessegens”gegen 
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ihre »Hasser« (Deut. 33, II) zeigt. Es gab, wie in der Tradition die 
Revolte der später als degradierte Leviten erscheinenden Kora- 
chiten in Verbindung mit Abkömmlingen Rubens gegen die 
Vormacht der Priesterschaft in der priesterlichen Redaktion 
beweist, eine machtvolle Schicht innerhalb Israels, welche sich 
erinnerte, daß von einer solchen klerikalen Vormacht, insbe- 
sondere von einem Opfer- und Orakelmonopol einer erblichen 
Kaste, ursprünglich nichts bekannt gewesen war. Jahwe hatte 
durch Propheten und Seher seinen Willen offenbart. Es scheint, 
daß gerade der alte Hegemon des Bundes, der Steppenstamm 
Ruben, auf diesem Standpunkt gestanden hat. Seine Zerstreu- 
ung wäre dann vielleicht dem Fehlen einer fest organisierten 
Priesterschicht mit zuzuschreiben, deren Existenz Judas Stärke 
bedingte. Die Schulung der levitischen Orakelgeber und wohl 
vor allem die zunehmend hinter ihnen stehende Macht des König- 
tums haben diese Anfechtungen zum Schweigen gebracht. Für 
die Zeit vor dem Untergange Nordisraels bleibt es trotzdem 
durchaus problematisch, welches Maß von Machtstellung die 
Leviten und ihre Orakel dort im Konkurrenzkampf eingenommen 
haben. 

Rituell scheinen sich die Leviten von Anfang an, wie die 
Brahmanen, durch Innehaltung bestimmter Reinheitsvorschriften 
von den »Laien« geschieden zu haben. Hier interessiert davon 
lediglich die besonders strenge Meidung der Berührung mit Toten 
und allem, was mit Gräberkult zu tun hat: offenbar war diese 
Priesterschaft die Hauptträgerin des Gegensatzes gegen den be- 
nachbarten ägyptischen Totenkult. Ueber die spezifischen 
Leistungen der Leviten in der Zeit ihrer universellen Anerkennung 
gibt der Mosessegen (Deut. 33, 8f.) eindeutig Auskunft. Gar 
nicht erwähnt ist darin eine therapeutische Funktion der Le- 
viten, obwohl Mose selbst therapeutische Magie zugeschrieben wird, 
wie wir sahen, und der Schlangenstab vielleicht ein Rest einstiger 
magischer Therapeutik war. Noch später ist den Priestern die 
Feststellung des Aussatzes zugewiesen. Aber im übrigen hören wir 
von Therapie der Leviten gar nichts und der Aussätzige gehörte spä- 
ter vor ihr Forum wesentlich als rituell unrein. (Wie es mit der ärztli- 
chen Kunstin Altisrael stand, ist völlig unbekannt. Die Empfehlung 
des Arztes und der Apotheke durch den Sirachiden spiegelt Ver- 
hältnisse der hellenistischen Zeit wider.) Es’ ist also anzunehmen, 
daß eine eigentliche magische Therapie in historischer Zeit nicht 
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mehr in ihren Händen lag. Der Kranke gehörte nur in ihre »Seel- 
sorge«, von der später zu reden ist. Irrationale therapeutische 
Mittel scheinen sie nicht angewendet zu haben. Vorangestellt 
ist im Mosessegen (V. 8) die Erinnerung an das Losorakel des 
»Haderwassers« (der Prozeßorakelquelle) von Kadesch, dann 
kommt (V. 10) die Pflicht der Belehrung über mischpatim und 
thora, dann erst, zuletzt: Räucherwerk und Vollopfer. Mose hat 
(nach V. 8) dem Jahwe das Orakel im Ringen entwunden: ge- 
meint ist dabei das Prozeßorakel. Das levitenfreundliche deutero- 
nomische Gesetz ermahnt dazu, Prozeßsachen »vor Jahwe zu 
bringen«, und die Ueberlieferung läßt Mose, außer in besondern 
Fällen als Magier, den ganzen Tag durch Prozeßgeschäfte in An- 
spruch genommen sein, bis er sie auf Jethros Rat den Sarim 
der Königszeit überträgt, die als ihm untergeordnet vorgestellt 
werden. Aus Laien und Priestern gemischte Gerichte schlägt 
noch eine späte Tradition vor (Deut. 17, 8; 19, 17). Diese An- 
gaben sind Spuren einer sich auch sonst findenden Spannung 
zwischen weltlicher und hierokratischer Rechtsfindung. In 
Babylon hatte die Generation vor Hammurapi die Priester 
zugunsten der Laien aus den Gerichten ausgeschaltet und auf 
die bloß technische Vollziehung von Oraken in dem von Laien- 
richtern instruiertem Prozeß beschränkt. Der Kodex Hammurapi 
erwähnt das für den Verdacht der Zauberei und des Ehebruchs 
der Frau. In Israel ist das Orakel in den Rechtssprüchen auf den 
zweiten dieser Fälle beschränkt. Laienrichter: die Aeltesten oder 
die königlichen Beamten, entschieden wenigstens in Nordisrael 
allein die Prozesse. Im Süden muß, wie schon früher angedeutet, 
nach der Bedeutung von Kadesch und der Prozeßorakeltätig- 
keit im Mosessegen, die Stellung der Priester im Prozeß allem 
Anschein nach weit bedeutender gewesen sein. Daß die Priester 
dort, wie gelegentlich angenommen wird, jemals wirklich als 
ordentliche Richter fungiert haben, ist, wie gesagt, nichterweislich. 
Wohl aber als Schiedsrichter und Orakelstätte, an die sich 
Parteien und Richter mit Rückfragen wenden. Ihre stärkere 
Position im Süden ist an sich leicht erklärlich. Wie die politi- 
schen Verbände der halbnomadischen Stämme nur als religiöse 
Bünde stabil zu bleiben pflegten, so hatte bei ihnen auch — gegen- 
über der an persönliches Prestige gebundene Macht des Schechs 
— nur das priesterliche Orakel eine wirklich überindividuell zwin- 
gende Gewalt. Inden »mischpatim«des aus Nordisraelstammenden 
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Bundesbuches, kenntlichan der abstrakten hypothetischen Formu- 
lierung des Tatbestandes mit swenn« . . ., haben wir, wie früher 
erwähnt, den Niederschlag einer alten durch babylonische Vor- 
bilder beeinflußten Laienjurisprudenz. Nur gelegentlich kleiden 
sich rein profane Gebote in die Form der »debarim«: sdu sollst« . . 
oder sdu sollst nichte. Nicht ausschließlich also, aber doch stark 
vorwiegend ist diese Form jedoch jenen Geboten und Verboten 
eigen, welche rituellen oder religiös-ethischen Charakters sind 
und zweifellos nicht auf profane Juristen, sondern entweder auf 
Orakel von Propheten oder auf priesterlich gelehrte Gebote 
zurückgehen. Wir werden über die Art der Entstehung dieser 
letzteren, also der nicht prophetischen, sondern priesterlichen 
Vorschriften, noch zu reden haben. Jedenfalls sind daran die 
Leviten, denen der Mosessegen die PĦicht des Unterrichts des 
Volkes sowohl in den Rechten (Mischpatim) als in den »Thoroth« 
zuspricht, beteiligt. Die an sich profanen Mischpatim (von schafat: 
srichten«) waren vom jahwistischen Standpunkt aus religiös er- 
heblich, weil und soweit sie als Teile der berith mit Jahwe galten. 
Die Chukim, die (rituellen) Traditionen zu lehren wirdden Leviten 
(10, II) aufgetragen. 

Der levitische Lehrer hatte jedenfalls im Prinzip nur 
mit dem zu tun, was rituell für die Lebensführung gebo- 
ten war. Aber die Scheidung von »jus« und »fas« ist hier 
noch weniger als bei anderen hierokratisch beeinflußten Sozial- 
ordnungen durchgeführt worden. In der praktischen Tätigkeit 
der Leviten hatte in der Zeit des Mosessegens das Losorakel 
gerade in Rechtsstreitigkeiten (wie der Name Meribath ergibt) 
in Tätigkeit su treten. Und nachdem die Thora rationale reli- 
giöse Unterweisung geworden war, wurde der Unterschied erst 
recht flüssig. Denn darüber: was als Bestandteil der von Jahwe 
garantierten alten Bundesordnungen anzusehen sei, entschieden 
ja die Leviten nach der Thora. Ursprünglich aber heißt »Thora« 
nicht, wie gelegentlich noch immer übersetzt wird, »Ge- 
setz«, sondern: »Lehre«. Freilich knüpft der Begriff. ebenfalls 
an das alte Losorakel der Leviten an 177). In den Quellen be- 
zieht er sich jetzt in aller Regel auf die Gesamtheit der von Prie- 
stern zu lehrenden Bestimmungen. Im Mosessegen, wo Thora 
von Mischpat unterschieden ist, bedeutet sie aber offenbar 


177) Der Name »Thora« wird von »Loswerfen« abgeleitet. So Ed. Meyer 
(Die Israeliten usw.) S. 95 f. 
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speziell die rituellen und ethischen, vor allem aber auch: sozial- 
ethischen, jedenfalls: nicht die rechtlichen Gebote des Bun- 
desgottes. Mag nun der im Mosessegen (erst hinter Vers 9 und 
getrennt von Vers 8) etwas nachklappende Vers (Io) über die 
Thora nachträglich hineingekommen sein, so lehrt er doch (im 
Zusammenhalt mit Vers 8 und der sonstigen Tradition) deutlich, 
auf welchen Leistungen die Ausbreitung und Macht der Leviten 
beruhte: auf der Beantwortung nicht prozessualer Anfragen 
ihrer »Kundschaft«. Orakelgeben war zwar von Anfang an 
die spezifische Form ihrer Leistung auch hier. Aber für den 
Privatbedarf hätten das rein mechanische Loswerfen auch rituell 
Ungeschulte erlernen können, und wir sehen in der Tat aus den 
Gideon- und Jonathan-Geschichten, daß Omina und Pfeilorakel 
zur Ermittlung des Willens Jahwes sowohl wie zur Tatsachen- 
feststellung auch von Nichtleviten benutzt wurden. Die rituelle 
Korrektheit des Verfahrens bei der Befragung Jahwes war das 
Entscheidende. Auf diese rituelle Korrektheit mußten vor allem 
amtliche Instanzen, richterliche und politische, bei Anfragen un- 
bedingtes Gewicht legen, und für sie blieb daher das levitische 
Losorakel dauernd wichtig. Was aber die Privatkundschaft an- 
langt, so konnte ihren Bedürfnissen diese primitive Form, bei 
aller offiziellen Anerkennung ihres Prestiges (noch in Esras 
Zeit, als sie längst nicht mehr bestand) unmöglich auf die Dauer 
genügen. Die sozialen Verhältnisse und dadurch die zu stellen- 
den Fragen komplizierten sich. Wir sahen, wie in der aus der 
Zeit der Blüte der Kultstätte in Dan stammenden Tradition 
(Jud. 17) der Grundherr Micha den zuwandernden Leviten, 
angeblich einen Abkömmling des Moses, zu seinem »Vater« macht, 
d.h. ihm neben dem Bildkult vor allem die Spendung von Be- 
lehrung über seine, des Stifters, Pflichten gegen Jahwe überträgt 
(wie in Indien dem brahmanischen Beichtvater). Ebenso war 
schon von der stets zunehmenden Bedeutung der Chattat- und 
Ascham-Opfer neben den alten Gabeopfern (Bittopfern) die 
Rede. Diese steigende Bedeutung des Bedürfnisses nach Sünden- 
sühne ging mit der zugunsten der rationalen Beantwortung ge- 
stellter Fragen abnehmenden Bedeutung der mechanischen Los- 
orakel zusammen. Eben an das Orakelgeben für Private 
schloß sich naturgemäß diese zunehmend rationale Belehrung 
an. Flüssig war die Beziehnung zur Prophetie und zum Kult- 
priestertum. Zwar scheidet Jeremia klar zwischen der Thora, 
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die Sache der Priester, und dem dabar Gottes, welches Sache der 
Prophetie sei. Aber die Bedeutung von »Thora« als »Orakel« 
(und also insofern gleichbedeutend mit »debar Jahwe)« findet 
sich bei Jesaja (1, 10 und 8, 16. 20), und einmal (8, 16) wird so 
eine den Jüngern versiegelt übergebene Orakelrolle des Pro- 
pheten bezeichnet. »Thora-Lehrer« (Thosf& hattora: Leute, 
die »mit der Thora umgehen«) nennt auch Jeremia (2,8)neben 
den Priestern, den Kohanim: wohl den Kultpriestern des Jerusa- 

lemitertempels. 

Jedenfalls aber gewannen die Leviten ihr Prestige nicht 
durch Schulung zum Opferkult für de Gemeinschaft, 
sonderndurch die Schulung im rein rationalen Wissen von Jah- 
wes Geboten, denrituellen Mitteln, Verstöße dagegen — durch cha- 
kat, ascham, Fasten oder andere Mittel— wieder gutzumachen und 
dadurch bevorstehendes Unheil abzuwehren, schon eingetretenes 
rückgängig zumachen. Dasinteressierte zwar König und Gemein- 
schaft auch. Aber vor allem doch die Privatkundschaft. Mit 
zunehmender politischer Bedrängnis Israels nahm grade dies Be- 
dürfnis universell zu. Ihm durch Belehrung der Kundschaft abzu- 
helfen: das wurde nun ausschließlich der Sinn der levitischen 
»Thora«. Sie wird gegen Lohn gegeben (Micha 3, 11). Dem Le- 
viten wird die Sünde gebeichtet (Num. 5, 6) und er »versöhnte 
dann den Schuldigen mit Jahwe (Lev. 4, 20. 3I; 5, I0; 6, 7): 
das ist seine für die Privatkundschaft wichtigste Leistung. Mit 
dem Zurücktreten der alten dem bäuerlichen Heerbann ange- 
hörigen ekstatisch-irrationalen Kriegspropheten und Nebijim 
parallel geht dieser Aufstieg der — mag man sich zunächst 
die Inhalte so primitiv vorstellen wie man will — doch jedenfalls 
relativ rationalen, weil lehrhaften Beeinflussung 
durch die Leviten. | 

In die Bahn rationaler Methodik wurde die leviti- 
sche Thora auch durch die technische Eigenart ihres Orakelmit- 
tels gedrängt. Gegenüber der Eingeweideschau, der Beobachtung 
des Vogelfluges oder anderer Verhaltungsweisen von Tieren, voll- 
endsaber gegenüber jeder Art von ekstatischer Mantik war schon 
das primitive Auslosen der Antwort auf konkrete Fragen 
mit » Ja« oder »Nein« mit dem absoluten Minimum von Esoterik, 
emotionaler oder mystischer Irrationalität belastet. Es gab keinen 
Anlaß zur Entstehung solcher Theoreme, wie sie uns die baby- 
lonische Omina-Literatur darbietet. Vielmehr erzwang es etwas 
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ganz anderes: damit durch einfaches Losen der Tatbestand und 
der konkrete Wille des Gottes festgestellt werden könne, mußte 
die Frage richtig gestellt sein. Darauf also kam alles an und der 
Levit mußte sich mithin eine rationale Methodik aneignen, die 
Probleme, die dem Gott vorgelegt wurden, auf einen mit »Ja« 
oder »Nein« beantwortbaren Ausdruck zu bringen. Zunehmend 
aber mußten auch Fragen auftauchen, die mit den Mitteln 
des Loses und mit »Ja« oder »Nein« überhaupt nicht direkt 
erledigt werden konnten. Ehe sie vor den Gott gebraucht wurden, 
mußten komplizierte Vorfragen erledigt sein, und in sehr vielen 
Fällen war nach dieser Erledigung gar nichts mehr übrig, was 
der Ermittlung durch das Losorakel bedürftig gewesen wäre. 
War insbesondere durch Befragung festgestellt: um welche Sünde 
des Kunden es sich handelte, so stand die Art der Sühne tradi- 
tionell fest. Nur wo die Person des Sünders fraglich war, 
mußte, wie die Achan-Erzählung paradigmatisch zeigt, das 
Losorakel helfen. Gerade für die privaten Bedürfnisse aber trat 
es an Bedeutung unvermeidlich immer mehr zurück zugunsten 
der rationalen Sünden-Kasuistik, bis der theologische Ratio- 
nalismus des Deuteronomium (18, 9—ı5) das Losen der Sache 
nach überhaupt diskreditierte, es mindestens gar nicht erwähnte, 
und für die Fälle, in denen es bisher üblich und unvermeidlich 
gewesen war: — wo nämlich die Traditionen der Thoralehrer 
versagten —, die Befragung der Propheten als einziges Mittel 
übrig ließ. | 

Das Prestige der levitischen Thora hat Wandlungen durch- 
gemacht. Beginnend, wenn den betreffenden Erinnerungen 
irgend zu trauen ist, schon in der Zeit des alten Bundes, 
steigerte es sich unvermeidlich mit dem Eintritt der judäischen 
Südstämme in den Verband, wurde dann vielleicht durch die 
Trennung der Reiche wieder geschwächt, stieg aber wieder mit 
sinkendem Prestige der nördlichen Könige und wurde im Süd- 
reich zunehmend alleinherrschend. In Aegypten war das Sühn- 
opfer, wie es scheint, nicht bekannt. Magier standen hier an der 
Stelle, welche die Leviten in Israel einnahmen. Gelegenheit und 
Anlaß zu rationaler Belehrung über die ethischen Pflichten 
scheint, jedenfalls in späterer Zeit, wesentlich der Totenkult 
der Osirispriester, der volkstümlichste von allen, geboten zu 
haben. Dagegen findet sich die Sühne der Sünde durch Opfer 
in Mesopotamien, vor allem aus Anlaß von Krankheit, die als 
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Folge göttlichen Zorns galt. Der Sünder hatte unter Leitung 
des Priesters die alten (zum Teil vorbabylonischen) Bußpsalmen 
zu rezitieren, um die rituelle Unreinheit (assyrisch: mamitu) 
von sich abzuwälzen. Aber der Charakter des Vorgangs war auch 
hier, wie inAegypten, magisch, nicht ethisch-paränetisch. Und das 
für Babylonien zwar von Hesekiel (21, 26) erwähnte, aber aus 
der Priestertechnik, soviel bisher bekannt, längst verschwundene 
Losorakel war hier nicht durch rationale Thora, sondern durch 
Sammlung und Systematisierung der Omina und eine priester- 
liche Fachlehre ihrer Deutung ersetzt, welche uns in einer höchst 
monströsen Literatur erhalten ist 78). Wir werden später erörtern, 
auf welchen Gründen dieser wichtige Unterschied der Entwicklung 
beruhte. 

Die Leviten paßten sich bei ihrer Verbreitung den vorhan- 
denen Zuständen an. Wie das Beispiel des Micha zeigt, hatten 
die älteren Leviten sich dem Idolkult des Nordreichs unbedenk- 
lich gefügt; vermutlich gehörten sie dort za den Trägern der 
Vorstellung, daß die Idole eben Jahwe-Idole seien. Aber ihr nach 
der Tradition unzweifelhafter Ursprung aus dem Süden ließ, 
als der Bilderstreit begann, den Nachschub sicherlich mit steigen- 
dem Gewicht in die Wagschale der Bilderfeinde fallen. Sehr 
wahrscheinlich ist ein Teil der später, wie bald zu erörtern, zu 
priesteramtsunfähigen Leviten und Tempeldienern degradierten 
Leviten aus idolatrischen Levitengeschlechtern hervorgegangen, 
wofür die Entwicklung des Brahmanentums in Indien ja eben- 
falls Analogie bieten würde. 

Wie bei den Brahmanen, so lag bei den levitischen Priestern 
die eigentliche Quelle ihres Prestiges im »Wissen« von den maß- 
geblichen Vorschriften Jahwes. Nureben — beider aus politischen 
Gründen weit geringeren Bedeutung und größeren Jugend 
des Kults und dem Fehlen eines heiligen Buches vom Charakter 
des Veda — im Wissen von positiven rituellen und ethischen 
Geboten und der Art, wie man durch deren Befolgung den 
Gott günstig stimmt oder seinen durch Verstöße dagegen er- 
regten Zorn besänftigt. Es war so, als ob es in Indien nur gri- 
hyasutras und darmagastras und überhaupt an rituellen Geboten 
nur ganz wenige einfache Vorschriften gegeben hätte. Darin lag 
der überaus große Unterschied gegenüber den Brahmanen. 


8) 5. dazu Ungnad, Die Deutung der Zukunft bei den Babyloniern 
und Assyrern, Leipzig 1909. 
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Und dann: in dem Fehlen jeder Esoterik im indischen Sinn: 
Weder ein magisches oder ein Mystagogen-Wissen, noch ein 
‚Buchwissen, noch astrologisches, therapeutisches oder anderes 
-Geheimwissen brachte diese von Süden her langsam das Land 
überflutende Welle. Mystagogie konnte sich nur auf dem Boden 
‘der Nabi-Ekstase entwickeln und hat sich auch daraus, wie wir 
- aus den Elisa-Mirakeln sehen, entwickelt. Daß die »Gottesmän- 
ner«, Gegenstände scheuer Furcht und gläubiger Verehrung, 
als magische Nothelfer nicht nur, sondern auch als Fürbitter bei 
Jahwe eintreten und Sündenvergebung erwirken, ist, von Gen. 
20, 7 angefangen, massenhaft in der Tradition bezeugt. Aber es 
hat sich daraus nicht, wie in Indien, eine anthropolatrische 
Verehrung lebender Heilande entwickelt. Die levitische Thora 
hat das verhindert. Diese Männer des Südens und ihre rechabiti- 
schen und andern Verbündeten wußten nur: daß das alte gute 
Recht der Jahwe-Eidgenossenschaft durch berith Jahwes mit 
dem israelitischen Heerbann nach Verkündigung durch Mose 
dereinst festgestellt war und daß jede Verletzung dieser Sat- 
zungen Jahwes Zorn hervorrufen müsse. Neben dem, wie das 
Deuteronomium zeigt, schlichten Ernst ihrer Opferpraxis standen 
bei ihnen die damals noch einfachen Ritualgebote und die ra- 
tionale Lehre der privaten und Sozialethik. — 

Die Leviten werden sich, wie die Brahmanen, mancherlei 
alte örtliche Priesterschaften assimiliertt haben. Andererseits 
kann es keinem Zweifel unterliegen, daß heftige Kämpfe der 
Priestergeschlechter der einzelnen Kultstätten stattgefunden 
haben. Priester, die sich an verworfenen Kulten beteiligten, 
wurden deklassiert 17%). Das ursprüngliche Verhältnis der von 
Süden zuwandernden Leviten zu den altansässigen Kultpriester- 
geschlechtern ist problematisch. Das alte Priestergeschlecht 
der Eliden in Silo, welches nach dem in ihm vorkommenden 
ägyptischen Namen (Pinchas) am wahrscheinlichsten auf Mose 
zurückgeht, wird zwar später als ein Levitengeschlecht behandelt. 
Ebenso das danitische Priestergeschlecht. Aber ursprünglich 
scheinen die Eliden nicht als Leviten zu gelten, und vollends 
undeutlich bleiben die ursprünglichen Verhältnisse zu den bei- 
den großen Priestergeschlechtern, welche, das eine in der deutero- 
nomischen und frühexilischen, das andere in der nachexilischen 


179) So die vermutlich aus den orgiastischen Kulten stammenden sSänger« 
und »Nethinim« der nachexiliscben Zeit. 
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Zeit, die entscheidende Rolle spielen: den Zadokiden und den 
Aaroniden. Die späteren levitischen Stammbäume beider sind 
natürlich gefälscht. Die Zadokiden waren seit Salomo das füh- 
rende jerusalemitische Königspriestergeschlecht. Dem Deutero- 
nomium galten sie als levitisch; sie müssen also — ein Beweis 
für das damals schon als althistorisch feststehende Prestige der 
Leviten — bereits vorher mit diesen sich zu verschmelzen für - 
klug gehalten haben. Am problematischsten bleibt dagegen die ur- 
sprüngliche Stellung der Aaroniden und der Figur Aarons selbst?8°), 
In den ältesten vordeuteronomischen Nachrichten (Ex. 24, I. 9; 
18, 12) scheint Aaron als der vornehmste der Aeltesten Israels 
zu gelten, also nicht als ein Priester. In den späteren, insbesondere 
den exilischen, Redaktionen ist er Priester und steigt fortwährend, 
zuerst zum Sprecher des Mose, der schwerer Zunge ist, dann zum 
Bruder der Prophetin Mirjam, dann zum Bruder, und zwar zum 
älteren Bruder, des Mose selbst. Und schließlich kommt es in der 
spätesten Redaktion vor, daß er auch alleinund direkt Offen- 
barungen über seine und seines Geschlechts Rechte erhält (Lev. 
10, 8; Num. 18, ı. 9. 20) 181). Die Zadokiden wurden nun als ein 
Teil der Aaroniden behandelt. Dem Mose wird mit erstaunlicher 
Dreistigkeit seine in der alten Tradition vorkommende Nach- 
kommenschaft, zu der sich außer dem Priestergeschlecht der 
Eliden vor allem das in Dan rechnete, fortkonfisziert und dem 
Aaron zugeschrieben. Da die jahwistische Renzension Aaron 
gar nicht gekannt zu haben scheint und er mit dem Stierdienst 
in Verbindung gebracht wird, so hat man auf nordisraelitischen 
Ursprung geschlossen. Da die aaronidische Rezension der Abra- 
hamsage (Gen. 17) sich Gott dem Abraham als »El Schaddaje« 
vorstellen läßt, so ist es möglich, daß die Aaroniden ein altes 
El-Priestergeschlecht waren und deshalb auf diese Feststellung 
der Identität ihres Gottes mit dem im Exil zum einzigen Welt- 
gott erhobenen Jahwe Gewicht legten. Die Notiz im letzten 
Verse des Josuabuchs könnte Beziehungen zu Benjamin vermuten 
lassen, dem in der spätern Redaktion der Jakoblegende so stark 
bevorzugten Lieblingssohn. Indessen bleibt das alles unsicher. 

Die heftigen Kämpfe unter den Priestergeschlechtern spiegelt 


180) Ueber Aaron vgl. Westphal, Aaron und die Aaroniden, Z. f. A.-T. W 
26 (1906). 

181) Schneider a. a. O. will die Aaroniden von der Bundeslade ableiten, was 
an sich nahe läge. Aber sie sind nirgends wie er annimmt, mit Silo verknüpft. 
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die Tradition neben zahlreichen Retouchierungen der Fassung 
auch in den gegenseitigen Fluchsprüchen wider. Dem vermut- 
lich alten überschwenglichen Segensspruch für Pinchas, den 
Ahn des elidischen Priestergeschlechts in Silo, steht nach dem 
Sturz der Eliden unter. Salomo die im Samuelbuch verzeichnete 
Unheilsdrohung gegen dies Geschlecht gegenüber. Gegner der 
Priesterautorität, wie die Korachiten, werden von der Erde 
verschlungen: später sind sie degradierte Sängersippen. Auch 
der Widerstand nicht nur der puritanisch gesinnten jahwistischen 
Priesterschaft, sondern vor allem der Interessenten der alten 
Kultorte im Norden gegen den salomonischen Tempelbau und 
gegen das dadurch gegebene Uebergewicht dieser Kultstätte 
muß, wie die Spuren in der umredigierten Tradition ergeben, sehr 
stark gewesen sein. Und sicherlich ist der Abfall des Nordreiches 
sehr wesentlich mitbedingt gewesen durch diese Gegensätze der 
Priesterschaften und ihrer Kultregeln, wie Jerobeams Maßregeln 
zugunsten von Dan und Bethel, vor allem aber deren Motivierung 
durch den König ergeben. Am deutlichsten zeigt sich aber die 
Schärfe der Gegensätze darin, daß in den gegenseitigen Tendenz- 
legenden auch die Stammväter des Jahwekults nicht geschont 
werden. Gegen Mose selbst schreibt die Legende der aaronidi- 
schen Priester dem Aaron und der Prophetin Mirjam schwere 
Vorwürfe zu, vor allem seine Mischehe. Die Tradition weiß, 
daß seine Nichtbeteiligung am Einmarsch in das gelobte Land 
Folge seiner Sünde war. Andererseits wird aber Mirjam dafür 
nach der mosaischen Legende vom Aussatz geschlagen. Ganz 
schwankend ist vor allem die Stellung Aarons selbst, dem neben 
sonstigen Irrungen vor allem die Beteiligung am Stierdienst — 
ein in der Zeit der Endredaktion dieser Tradition todeswürdiges 
Verbrechen — vorgeworfen wird, dem aber dennoch in der Tra- 
dition nichts Uebles dafür widerfährt. 

Dieser Kampf der Priesterschaften untereinander mußte 
sich verstärken, als die Jerusalemiter Priesterschaft (damals: die 
Zadokiden) nach der politischen Vernichtung des Nordreiches 
die letzte Konsequenz zog und den gegenüber der klaren alten 
Tradition ganz unerhörten Anspruch aufstellte: daß fortan 
nur in Jerusalem ein Tempel und eine rituell voll- 
wertige Opferstätte bestehen solle, die alte Verehrung Jahwes 
auf Höhen und unter Bäumen und an den alten ländlichen 
und provinzialen Kultstätten in Bethel, Dan, Sichem und an 
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anderen Orten aufzuhören habe. Die Forderung war wohl nicht 
absolut neu, sondern entstand vermutlich gleich nach dem Unter- 
gang des Nordreichs. Denn es scheint, daß schon Hiskia in der 
schweren Kriegsnot gegen Sanherib einen Anlauf zu ihrer Ver- 
wirklichung genommen hatte. Aber der Widerstand der ideellen 
und materiellen Interessenten der ländlichen Kultstätten: der 
Bauern und Grundherren, war damals wohl zu stark. Unter 
Manasse, der seinerseits als assyrischer Vasall mesopotamischen 
Sterndienst in Jerusalem pflegte, war keine Rede mehr davon. 
Sein gleichgesinnter Nachfolger Amon wurde, vermutlich auf 
Anstiften der jahwistischen Partei, durch eine Militärrevolte, 
ähnlich wie seinerzeit die Omriden im Nordreich, beseitigt. 
Die Stärke der Widerstände gegen die Priesterforderung zeigte 
sich aber damals darin, daß die hier erstmalig unter dem später 
oft wiederkehrenden Parteinamen ‘amme ha arez, »Landleute«, 
auftretenden Interessenten der ländlichen Kultstätten die Revo- 
lution niederwerfen. Aber es gelang den mit vornehmen, den 
jahwistischen Parteien befreundeten Adelssippen verbündeten 
Priestern, auf den unmündigen Josia Einfluß zu gewinnen und als 
die große Koalition gegen das assyrische Reich, die ihm den 
Untergang brachte, sich vorbereitete, tauchte die Forderung 
erneut auf. Sie war die Kernforderung des deuteronomischen 
Gesetzbuchs, eines literarischen Produkts der um die Jerusa- 
lemiter Priesterschaft gruppierten Intellektuellenschicht. Man 
ließ es durch Angestellte des Tempels in diesem sauffinden«. 
Die utopische Hoffnung, durch Erfüllung der in diesem, angeblich 
den echten alten mosaischen sefer hattorah repräsentierenden 
Fund enthaltenen Gebote Jahwes Hilfe gegen den durch Palä- 
stina marschierenden Pharao Necho zu erlangen, war es offenbar, 
die König Josia veranlaßte, das Volk in feierlicher berith auf 
dies Gesetz zu verpflichten, die alten Kultstätten zu zerstören 
und durch Totengebeine rituell zu verunreinigen (621). Die Nie- 
derlage und der Tod des Königs in der Schlacht bei Meggiddo 
machte indessen allen diesen Hoffnungen ein Ende und war 
überhaupt ein furchtbarer Schlag für die levitische Jahwe-Partei. 
Der augenscheinliche Anspruch des Kompendiums, an die Stelle 
aller anderen Rechtssammlungen zu treten, war damit zunächst 
dahingefallen. Aber als ideale Forderung der damals allein fest 
organisierten Jerusalemiter Priesterschaft blieb er bestehen. 
In kluger Weise hatten seine Redaktoren mit jenem Monopol- 


Die Wirtschaftsethik der Weltreligionen. Das antike Judentum. 617 


anspruch andere, ihrer eigenen Machtstellung zugute kommende, 
zugleich aber sehr populäre Forderungen verbunden. Zunächst 
den alten Protest gegen das salomonische Fronkönigtum. Nie 
war vergessen worden, daß auch die an Prestige höchststehende, 
davididische, Dynastie durch berith der Aeltesten den Thron 
erlangt hatte und daß der alte israelitische Führer ein auf dem- 
Esel reitender charismatischer. Volksfürst ohne Kriegswagenpark, 
Hort, Harem, Fronden, Steuern und ohne weltpolitische Allüren 
gewesen war. Das sollte nun im Ernst wieder hergestellt werden. 
Die Entscheidung über die Würdigkeit der Könige sollte das 
alte Losorakel der Priester geben, der König an das deuteronomi- 
sche mosaische Gesetz, das er täglich lesen sollte, gebunden sein. 
Entsprechende Berichte über die Art, wie Saul von Samuel zum 
König kreiert worden sei, wurden nun den alten Ueberlieferungen 
eingefügt, ebenso die Legende vom Sieg des Hirtenknaben 
David über Goliath an Stelle der echten Tradition. In der Um- 
redaktion der Königstradition erhielt nun jeder König seine 
Zensur je nach seiner Stellung zum Idol- und Höhendienst, 
Aus ähnlichen Gründen war das alte Sozialrecht .des Bundes- 
buchs entsprechend umgestaltet in das neue Kompendium 
aufgenommen worden. Da der babylonische Lehensherr des 
Zedekia ein Interesse an der Schwächung der Königsgewalt 
hatte, so ist durchaus glaubhaft, daß unter diesem Fürsten einige 
Zeit mit diesen Forderungen wirklich Ernst gemacht wurde. 
Die Exilszeit überkam, neben den erst teilweise und unvoll- 
kommen vereinheitlichten anderen Sammlungen von Legenden 
und Traditionen, dies Kompendium als die einzige ganz in sich 
geschlossene Theologie. Die praktisch weittragendste Forderung 
des deuteronomischen Gesetzes war von Anfang an das Kult- 
monopol Jerusalems und seiner Priesterschaft. Zugleich frei- 
lich diejenige, welche die erheblichsten Schwierigkeiten schuf. 
Von dem Widerstand der nicht jerusalemitischen Laieninteressen- 
ten ganz abgesehen, — was sollte aus jenen Leviten und 
andern Priestern werden, die bisher an den andern Kultstätten 
amtiert hatten ? Das später sehr stark interpolierte deuteronomi- 
sche Gesetz enthält darüber in der jetzigen Redaktion zwei wider- 
sprechende Bestimmungen. Einerseits die Mahnung an alle Israe- 
liten, die »Leviten in ihren Toren« nicht ohne Nahrung zu lassen: 
diese sollten also Rentner ohne Kultrecht werden und mit den 
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seits die Bestimmung, daß diese Priester nach Jerusalem über- 
siedeln und am dortigen Kult teilnehmen könnten: — eine jeden- 
falls nicht von den Priestern selbst in das Gesetz gebrachte Be- 
stimmung, deren Ausführung denn auch, als damit Ernst gemacht 
wurde, die Jerusalemiter Priesterschaft nicht zuließ. Darüber 
kam das Exil und das hieß: die Fortführung aller Priestergeschlech- 
ter. Im zwingenden Interesse der gesamten Priesterschaft 
lag es nun, sich ‚zu vertragen. Noch Hesekiel hatte das Monopol 
der Jerusalemiter Zadokiden vertreten und von ihnen der deutero- 
nomischen Theorie entsprechend die »Leviten« als Priester zweiten 
Grades, ohne Opferrecht, geschieden. Aber das Monopol der Zado- 
kiden war offenbar nicht durchzusetzen. Das schließliche Kom- 
promiß in der Perserzeit, für dessen Inhalt wahrscheinlich auch 
das Maß des höfischen Einflusses der einzelnen Geschlechter 
maßgebend war, hat offenbar der schriftgelehrte Priester Esra 
gefunden, indem er die Zadokiden als einen Teil der Aaroniden 
behandelte und diesen allen die Qualifikation zum Opferdienst 
an der alleinigen Kultstätte Jerusalem gab, alle anderen als 
levitisch anerkannten Geschlechter zu ihnen unterstellten 
reihum dienenden Subalternbeamten des Kults degradierte, 
gewisse andere zu leiturgischen »Tempelsklaven« (Nethinim), 
Sängen und Türhütern. Die Dreiteilung der Hierokratie: 
Priester, Leviten, Nethinim und, nachdem diese letzteren ver- 
schwunden waren: Priester und Leviten, die noch in den Evan- 
gelien besteht, entstammt dieser Regulierung. Das Mittel, sie 
annehmbar zu machen, war die Ordnung der materiellen 
Verhältnisse: die universelle Zehentpflicht des ganzen heiligen 
Bodens wurde durchgeführt und der Ertrag dieser und einiger 
hier nicht interessierender anderer Gefälle unter die beteiligten 
hierokratischen Interessenten verteilt. Die besonderen Verhält- 
nisse einerseits der Exilsgemeinde, andererseits die später zu er- 
wähnende Art der politischen Beziehungen zum Perserhof, wel- 
che für die Neuregelung maßgebend waren, bedingten diese Art 
der Erledigung der alten Kämpfe, welche durch massenhafte 
Interpolation der alten Satzungen und Traditionen und durch 
die Neukodifikation der Bestimmungen des von Esra durch feier- 
liche Verpflichtung der synoikisierten Gemeinde auferlegten 
sogenannten »Priesterkodex% legitimiert wurde. Uns sollen 
hier die Einzelheiten dieser äußeren Regulierung nicht näher 
angehen. Wir kehren vielmehr nochmals in die vorexilische 
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Zeit zurück und betrachten die inneren Konsequenzen und die 
Triebkräfte der eigenartigen Entwicklung. 

Die Kultmonopolisierung in Jerusalem hatte zunächst 
eine sehr wichtige Konsequenz: die Profanierung der bis dahin 
wenigstens theoretisch als »Opferung« und »Opfermahl« geltenden 
häuslichen Schlachtungen und Fleischmahlzeiten. Diesen Cha- 
rakter verloren sie jetzt, wo nur in Jerusalem Opfer stattfinden 
konnten, vollständig. Und nur der Vorbehalt: daß wehigstens die 
nicht zu entfernt wohnenden Abgabepflichtigen ihre Opfergabe 
in der heiligen Stadt selbst als Opfermahl verzehren sollten — 
den anderen wurde Umwechselung in Geld gestattet — blieb, 
in zunächst problematischer Bedeutung, bestehen. Jene Pro- 
fanierung aller privaten Mahle war, nach der Ablehnung des 
Totenkults, der letzte Schlag, welchen der Jahwismus.der Mög- 
lichkeit einer sakralen Bedeutung der Sippe versetzte: es 
konnte fortan keine vom Sip pen haupt geleiteten Kultmahle 
mehr geben. Denn das Passahmahl war längst kein Sippenmahl 
mehr, sondern ein häusliches Familienfest. Das schnelle Schwin- 
den der Bedeutung der Sippen in nachexilischer Zeit hängt wohl 
auch damit zusammen. Als eine absichtsvoll gegen die Sippen , 
gerichtete Maßregel ist jene Bestimmung, welche diesen Erfolg 
haben mußte, freilich wohl kaum gedacht gewesen: sie war ein 
Nebenerfolg der Kultmonopolisierung, wie schon die Halbheit' 
der für das Verzehren der Abgaben geschaffenen Bestimmungen 
zeigt. Die Bedeutung der Kultmahle als solche war vielmehr schon 
in vorexilischer Zeit langsam aber nachdrücklich ihres einstigen 
Sinns entkleidet worden. Ihrem einstigen Sinn und dem mit 
dem Vordringen der Leviten eng zusammenhängenden Prozeß 
seiner Aenderung müssen wir uns jetzt zuwenden. Denn hier liegen 
sehr tiefgehende Eigentümlichkeiten der puritanischen Jahwe- 
religion, welche die Stellungnahme ihrer Vertreter zu den an- 
dern Kulten erst verständlich machen. 

Es ist Ed. Meyers Verdienst, auf einen charakteristischen 
Gegensatz des Ritus bei der israelitischen »berith« aufmerksam 
gemacht zu haben, der zwischen der Hauptkultstätte Nord- 
israels, Sichem, einerseits und Jerusalem andererseits bestand. 
Der Bund in Sichem hatte nach dem Josuabuch den Charakter 
eines Kultmahls, also einer Speisegemeinschaft: einer »Koi- 
nonia«, mit dem Gott, so wie sie auch in einer alten nordisraeli- 
tischen Erzählung vom Sinaibunde berichtet wird, wo die siebzig 
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Aeltesten ebenso an Jahwes Tafel Gäste sind, wie umgekehrt er 
zum Opfermahl der Kultgenossen zu Gaste kommt. Sehr anders 
ist der überlieferte Ritus in Juda, der besonders eingehend für 
die berith unter Zedekia berichtet und von der Legende auch 
für Gottes berith mit Abraham als geltend vorausgesetzt wird. 
Das Opfertier wird zerstückt und zwischen den Stücken gehen die 
sich verpflichtenden: König, Priester und, je nachdem, Sippen- 
älteste oder Mannen (‘am) sämtlich hindurch. In jener Legende 
tut dies Jahwe nächtlicherweile. Eine sakramentale Koinonia 
mit dem Gott fand hier also nicht statt. Die Zerstückelung eines 
Opfertiers findet sich nun in einer anderen Zeremonie wieder. 
Der Held oder Prophet, der Israel zum heiligen Kriege gegen 
Fremdvölker oder frevelnde Eidgenossen aufrufen will, zerstückt 
ein Tier und sendet die Stücke im Lande umher. Das gilt als 
Mahnung an die Pflicht, Jahwe Heerfolge zu leisten. Diese Form 
wird nur zweimal, aber gerade für Nordstämme: Ephraim und 
Benjamin, berichtet. Nimmt man irgend eine Beziehung zu der 
judäischen Form der berith an, was immerhin nahe liegt, so könnte 
also diese Form auch im Norden nicht unbekannt gewesen sein. 
` Dann wäre wohl anzunehmen, daß die bei der festangesessenen 
Bevölkerung von Sichem übliche Koinonia die altkanaanäische 
„Form der Herstellung einer Beziehung zum friedlichen 
Gott, dagegen bei den minder fest seßhaften Bauern und Hirten 
der Berge jene andere dem Bundeskriegsgott Jahwe eigene. 
der Kriegs verbrüderung dienende Form ursprünglich hei- 
misch gewesen sei. Dafür spricht eine erhebliche Wahrschein- 
lichkeit aucn deshalb, weil diese Zerstückung des Opfertiers 
doch wohlals ein rituelles Rudiment der alten orgiastischen 
Zerreißung des Opfertiers — bei den afrikanischen Beduinen: 
eines Hammels — anzusprechen ist, wie sie sich namentlich 
bei Gebirgs- und Steppenvölkern findet und wie sie bei den 
Iraniern erst durch Zarathustra, vielleicht unter dem Einfluß 
mesopotamischer Bildung, ausgerottet worden zu sein scheint. 
Man wird in der Annahme kaum fehl gehen, daß auch bei den 
judäischen Stämmen ein planvoller Kampf gegen die ursprüng- 
liche, z. B. auch im Dyonysoskult sich findende, Fleischorgie diese 
beseitigt hat. Vielleicht bedeutet das spätere rituelle Verbot 
des Blutgenusses eine Etappe auf diesem Wege und 
dann würde die an sich späte Motivierung: daß man »die Seele 
des Tiers nicht essen dürfe«, doch Spuren des einstigen animisti- 
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schen Sinnes aufbewahren. Denn, wie wir gelegentlich sahen: 
für das Heer im Kriege galt jenes Verbot anscheinend ursprüng- 
lich nicht. Es wäre die Entwicklung dann so zu denken; 
daß der Blutgenuß, der ursprünglich nur in normalen Zeiten, 
außerhalb der dem Kriegsgott vorbehaltenen Fleischorgie, unter- 
sagt war, später, unter dem Einfluß des uns bekannten Ent- 
militarisierungsprozesses und der Beseitigung der Orgien, als ein 
für allemal verboten gegolten hätte. Doch kann dies nur als 
unsichere Hypothese gelten. In der Ueberlieferung findet sich 
‘schließlich (Ex. 24, 6. 8) noch eine dritte Form der Eingehung - 
einer berith: die Besprengung der Jahwegemeinde mit Opfer- 
blut, mit welchem zugleich auch der Altar besprengt wurde. 
Sie setzt Mitwirkung des Priesters voraus, denn nur er kann 
jenen Akt vornehmen. Da sie in die sehr alte Erzählung vom ge- 
meinsamen Mahl Jahwes mit den Aeltesten eingeflochten ist: 
— diese Tischgemeinschaft ist hier Folge der geschlosseen 
berith, nicht ihrerseits Stiftung der religiösen Koinonia —, 
so mag auch sie alt und in diesem Fall südlichen Ursprungs sein. 
Auch dies ist unsicher. Für uns ist lediglich wichtig: daß den 
Südstämmen eine Zeremonie, welche eine sakramentale Koi- 
nonia mit dem Gott herstellte, in historischer Zeit unbekannt war. 
Denn damit kommen wir zu einem wichtigen Punkt, der den ent- 
scheidenden Gegensatz des südlichen reinen Jahwismus gegen die 
nordisraelitische Verschmelzung mit Baal- und verwandten 
Ackerbaukulten bedingte und zu dessen äußeren Zeichen 
jener an sich mehr formale Gegensatz der berith gehört. 
Die Baalkulte, wie die meisten alten Ackerbaukulte, waren 
und blieben bis zuletzt orgiastisch. und zwar insbesondere 
alkohol- und sexualorgiastisch. Die rituelle Begattung 
auf dem Acker als homöopathischer Fruchtbarkeitszauber, 
die alkoholische und orchestische Orgie mit der unvermeidlich 
sich anschließenden Sexualpromiskuität, abgemildert später 
zu Opfermahl, Singtanz und Hierodulenprostitution, sind mit 
voller Sicherheit als ursprüngliche Bestandteile auch der israeli- 
tischen Ackerbaukulte nachzuweisen. Die Reste liegen zutage. 
Der »Tanz um das goldene Kalb«, gegen welchen nach der Tra- 
dition Mose, die »Hurerei«, gegen welche die Propheten eifern, 
die kultischen Reigen, von denen überall die Spuren vorhanden 
sind, die in den Rechtssammlungen, in den Legenden (Tamar) 
und bei den Propheten ausdrücklich bezeugte Existenz der 
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Hierodulen (Kedeschen) ergeben den sexual-orgiastischen Cha- 
rakter der alten fröhlichen Baalskulte. Dieser geht auch aus den 
ausdrücklichen Angaben der Quellen hervor. Die weibliche Ge- 
fährtin, die Baalat, fehlte den Baalen so wenig wie den indischen 
Fruchtbarkeitsgöttern. Sie war mit Astarte und diese mit der 
babylonischen Istar, der Gottheit der Sexualsphäre, identisch. 
Von den Baalkulten her drang bei der Vermischung mit Jahwe 
die Sexualorgiastik auch in die Jahwekulte ein. Die Existenz von 
Hierodulen auch am Tempel von Jerusalem ist bezeugt. 
Gegen diesen orgiastischen, den alkohol- und insbesondere 
den sexualorgiastischen Charakter der Baalkulte und der 
durch sie beeinflußten Religiosität richtete sich nun der leiden- 
schaftliche Kampf der Vertreter des reinen Jahwismus. Der 
Kampf der Rechabiten gegen den Wein war keine bloße Kon- 
servierung alter Steppengewohnheiten, sondern vor allem Kampf 
gegen die Alkoholorgiastik der seßhaften Bevölkerung. Vor 
allem aber die Stellungnahme des jahwistischen Rituals und der 
jahwistischen Ethik zum Sexualleben sind Zeugen dieses tief- 
gehenden Gegensatzes. Den Baalen dienen heißt ein für allemal 
ihnen snachhuren«. Die ganze Reglementierung der Sexualsphäre 
hat von dem Kampf dagegen ihren im Judentum dauernd 
nachwirkenden Charakter erhalten. Die religiöse Verpönung 
der Verletzung einer fremden Ehe als todeswürdigen Frevels 
entspricht freilich lediglich dem, was in allen prophetisch und 
priesterlich reglementierten Religionen wiederkehrt und ist 
nur besonders streng in der Art der Strafe. Die Auffassung der 
Ehe als eines Mittels zur Erzeugung von Kindern und zur öko- 
nomischen Sicherung ihrer Mutter enthält natürlich erst recht 
nichts spezifisch Israelitisches, sondern war universell verbreitet. 
Ebenso ist der ausgeprägte Naturalismus in der Art der Auffassung 
der Sexualvorgänge in keiner Art nur Israel eigentümlich. Die 
kultischen und kriegerasketischen Keuschheitsregeln, Tabuie- 
rungen und Unreinheitsvorschriften für Menstruierende usw. 
waren in freilich sehr verschiedener Art ebenfalls sehr weit ver- 
breitet und lediglich Ausdruck der Betrachtung der Sexual- 
sphäre als eines spezifisch dämonisch beherrschten Gebiets, 
wie sie überall gerade durch den Eindruck der Sexualorgiastik 
den Trägern rationaler Kulte und Religiositäten nahegelegt war. 
Aber der Grad und die Art, wie sich das israelitische Ritual und 
die israelitischen Legenden, gerade soweit sie spezifisch jahwi- 
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stisch beeinflußt sind, mit dieser Sphäre befassen, zeigt allerdings 
einen sehr radikalen Grenzfall dieser Auffassung, der sich schlech- 
terdings nur aus dem tendenziösen Gegensatz gegen die Baal- 
orgiastik erklärt, ganz ähnlich wie wir die Ablehnung jeglicher 
Jenseitsspekulationen vermutungsweise auf eine Tendenz gegen 
‚den ägyptischen Totenkult zurückführen mußten. Auf dem Ge- 
biet des Sexuellen tritt diese Tendenz gegen die orgiastische 
Schamlosigkeit, als deren Träger die Kanaanäer verachtet und 
verflucht werden, vor allem in der schroffen Perhorreszierung 
jeglicher physischen Entblößung hervor. Die bloße Tatsache 
einer solchen oder das bloße begehrliche Anblicken eines Ver- 
wandten wird (Lev. 20, Io) als Incest und todeswürdiges Ver- 
brechen behandelt und der Stammvater der Kanaanäer gilt 
der Genesis als der Urheber all jener Schamlosigkeit, welche 
die Verfluchung dieses Volks zu ewiger Knechtschaft verschuldet 
haben soll: Andererseits wird auch (Lev. Kap. 18) jeder Incest, 
jedes Anrühren des väterlichen Harems, aber auch jede andere 
unerlaubte Geschlechtsverbindung unter dem Bilde einer physi- 
schen Entblößung bezeichnet. Die Zulassung von Stufen am Altar 
war im alten Ritual ganz verboten (Ex. 20, 26), weil sonst eine 
Entblößung gegenüber jenen Stufen, die schon zum ideellen Sitz 
Jahwes gehörten, stattfinden konnte. Daß sie »nackt« sind, 
ist bei den ersten Menschen das allererste, was ihr nach dem Ge- 
nuß vom Baum der Erkenntnis erwachtes Unterscheidungsver- 
mögen für das, was »gut« und »böse« ist, dokumentiert. Die 
gleiche Anschauung und Tendenz geht durch alle hierher gehörigen 
Bestimmungen und Kasuistiken hindurch. Die Sünde Onans 
ist perhorresziert. Nach der jetzigen Tradition allerdings als Ver- 
brechen gegen die Pflicht, dem Bruder Nachkommenschaft 
zu erwecken. Ursprünglich aber war ihre ausdrückliche Verwer- 
fung wohl bedingt durch die Gegnerschaft der Jahwisten gegen 
gewisse Molochorgien (Lev. 20, 2), bei denen männlicher Samen 
geopfert wurde. Alle Arten verpönten, weil orgiastischen oder 
incestuösen oder widernatürlichen Geschlechtsverkehrs fallen 
— zwar nicht allein sie, aber sie doch in allererster Linie — unter 
den spezifisch jahwistischen Begriff der »Narrheit« (Gen. 34, 7; 
Deut. 22, 21) und dies Wort bezeichnete in der Sprache noch der 
spätesten Tradition und selbst noch der Evangelien das äußerste, 
was gegen einen Israeliten gesagt werden konnte. Alle spezifisch 
israelitischen, hier nicht ins einzelne zu verfolgende Reglemen- 
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tierungen der Sexualvorgänge haben daher nicht ethischen, 
sondern rituellen Charakter. Die materielle Sexualethik 
Altisraels war nicht strenger als andere priesterliche Reglementie- 
rungen. Der Ehebruch des Dekalogs war Verletzung der Ehe 
eines fremden Mannes, nicht Bruch der eigenen Ehe. Den Ge- 
schlechtsverkehr des Mannes außerhalb der Ehe zu verpönen 
hat erst die spätere nachexilische Zeit begonnen und zwar — 
ganz ebenso wie die Konfuzianer und die ägyptische Spruch- 
weisheit z. B. Ptahoteps — zuerst nur unter Gesichtspunkten 
der Lebensklugheit. Ein Ausdruck für »Keuschheit« im etbischen 
Sinn des Worts fehlt der alten Sprache Israels. Erst unter persi- 
schem Einfluß, wie wir sehen werden, ging die Reglementierung 
weiter und auch zunächst nur in unkanonischen Schriften (Tobit). 
Nach altisraelitischer Auffassung dagegen konnte die Verführung 
eines Mädchens ohne vorherigen Kontrakt mit ihrer Sippe zwar 
deren Rache hervorrufen, wie der Fall der Dina zeigt; die Rechts- 
sammlungen schreiben aber als Sühne nur die Heirat d. h. den 
Erwerb des Mädchens durch Zahlung des Kaufpreises vor, ähnlich 
wie die angelsächsischen Gesetze den Fall als eine Art von Sach- 
'beschädigung behandeln. Die Antipathie gegen das, was als 
sexuell schamlos galt, hat auch nichts mit einer besondern »Rein- 
heit der Sitten« etwa der Beduinen zu schaffen. Gerade den Ara- 
bern der Wüste wirft Jeremia (3, 2) vor, daß sie »Hurerei an der 
Straße« treiben, d.h. — wie das Verhalten der Tamar zeigt — 
an den Stellen, wo sich die käuflichen Dirnen aufzuhalten pflegten,, 
darunter auch die Hierodulen der Tempel, welche die Propheten 
mit allen anderen Resten der Sexualorgiastik verwerfen. Nur 
die homöopathische sexuelle Orgie war den Beduinen im 
Gegensatz zu den Ackerbaukulten rituell fremd. -« 

Der spezifisch rituelle, nicht primär ethische Charakter der 
ganzen Sexualkasuistik nun, der sich auch später immerhin 
weitgehend erhalten hat, gibt ihr, weil er zwar nicht der Art, 
aber dem Grade und der tendenziösen Penetranz nach sich nur 
hier findet, eine eigenartige Note. Die Verbindung der alten 
naturalistischen Unbefangenheit in der Behandlung und Erörte- 
rung der Sexualvorgänge an sich, verbunden mit dieser ganz 
und gar rituellen Angst vor der rein physischen Entblößung 
hat mit jener besonderen Art von Würdegefühl, welches sich mit 
unsren durch feudale oder bürgerliche Konvention hindurchge- 
gangenen Schamgefühlsreaktionen zu verknüpfen pflegt, gar 
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keine Beziehung. Sie erscheint der durch feudale, bürgerliche und 
christliche Vorstellungen beeinflußten modernen Schamempfin- 
dung leicht wie eine Karikatur eines echten Schamgefühls in 
dem uns geläufigen Sinn. Die Quelle jener Besonderheit liegt 
aber historisch ganz und gar in dem schroffen Gegensatz gegen 
die Orgiastik der nordisraelitischen Ackerbauer, wie sie die Prie- 
sterschaft pflegte. Der Islam kennt ja ähnliches und ist in allen 
Gebieten seiner Verbreitung wegen seiner Antipathie gegen die 
Nacktheit Träger der Entwicklung der Textilindustrie oder doch 
eines Marktes für sie geworden. — 

Diese Gegnerschaft gegen die Orgiastik und orgiastische 
Ekstatik bestimmte nun auch die Stellungnahme des Südens 
zu den aus beiden hervorgegangenen ekstatischen Virtuosen. Die 
alten massenekstatischen Nebijim waren unbestreitbar eine 
wesentlich nordisraelitische, teils aus phönizischen, teils aus kana- 
anäischen Baalskulten hervorgegangene Erscheinung. Noch 
Sacharja nimmt (13, 5) als selbstverständlich an, daß die falschen 
‘Propheten Ackerbauer seien und daß ihre angeblichen Selbstver- 
wundungen von den Nägeln von Dirnen herrührten. In aller 
Welt haben sich ja die dem orgiastischen Massenkult dienenden 
charismatischen Ekstatiker zu Zünften oder Schulen zusammen- 
geschlossen. Die Nabischulen des Elisa und schon der früheren 
Zeiten entsprachen nur dieser allgemeinen Erscheinung. Die 
-Orgiastik, aus welcher die Nabiekstatik stammte, war, sahen 
„wir, vor allem homöopathische Fruchtbarkeitsorgiastik. Etwas 
Derartiges kannten die Nomaden und Halbnomaden nicht. Wenn 
sie wirklich einmal die Fleischorgie gekannt haben, dann als Be- 
standteil der Kriegerekstatik. Zwar das älteste Israel, gerade 
auch Nordisrael, kannte die nasiräische Kriegeraskese und die 
Kriegerekstase der Berserker. Ebenso waren die alten massen- 
ekstatischen Nebijim, wie wir sahen, wenigstens zum Teil auch 
Kriegspropheten. Aber dreierlei zeigt sich: einmal, daß für die 
nasiräischen Kriegsekstatiker im Gegensatz zur kultischen 
Orgiastik der Baale gerade die Alkoholabstinenz vorge- 
schrieben war. Dann, daß die klassische Kriegsprophetie der 
Zeit Debora, im Gegensatz zu denNebijim Einzel prophetie war. 
Endlich fällt auf, daß das Deboralied von »anderen Göttern« 
spricht, denen sich Israel hingegeben habe. Es können damit 
schlechterdings nur die Landesgötteer, also die Baale, gemeint 
sein. Jahrhunderte später sehen wir wiederum die Einzelprophetie 


626 Max Weber, Die Wirtschaftsethik der Weltreligionen usw. 


des Elia im Kampf gegen die gleichartigen sanderen Götter« 
und die orgiastische Massenekstatik. Der Prophet, den Jehu 
auf seinem Wagen mitführt, ist ein Rechabit, also Gegner def 
Alkoholorgiastik. Immer wieder geht dieser Kampf vorwiegend 
von Männern aus, welche entweder dem Süden oder doch vor- 
wiegend den Viehzüchterverbänden entstammen. Der typische 
Einzelprophet Elia, der Todfeind der Baalekstatik, stammt 
aus Gilead und ist ein typischer Wandernomade. Elisa, der Mas- 
senekstatiker, war nach der Tradition ein Bauer. Gleich der 
erste wiederum geraume Zeit später gegen die Kultpraxis des 
Nordens auftretende Prophet, Amos, ist ein Hirt aus Thekoa. 
Daraus folgt: aus dem Norden kamen unter dem Einfluß der 
kanaanäischen Orgiastik und Ekstatik die massenekstatischen 
Nebijim und die irrationalen und emotionalen Formen der 
Magie, aus dem Süden, welcher die Ackerbauorgiastik nicht kannte, 
die rationale levitische Thora und die rationale ethische Sendungs- 
prophetie, die da weiß, daß diese Schamlosigkeiten Jahwe ein 
Greuel sind und daß Kult und Opfer überhaupt dem alten Bun- 
desgott gar nichts bedeuten gegenüber der Erfüllung seiner alten 
Gebote. Der Zwiespalt zog sich also offenbar latent durch die 
ganze israelitische Geschichte von der Einwanderung angefangen. 
Er nahm akute Formen an mit Zunahme des rationalen 
Charakters der Gedankenwelt jener beiden Mächte, welche der 
Orgie feindlich waren: der Leviten und der Unheilspropheten. 
Diese war wenigstens zu einem Teil Folge der Zunahme der lite- 
rarischen Intellektuellenkultur als solcher. Daher haben wir 
uns die Art klarzumachen, wie die miteinander teils latent, 
teils offen ringenden elementaren Grundlagen jener unterein- 
ander grundverschiedenen Religiositäten innerhalb der altisraeli- 
tischen Literaten sich auswirkten. — 


(Fortsetzung folgt.) 
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Glossen und Beiträge zur Geldtheorie von heute. 
Von 
JOSEPH SCHUMPETER. 


Die währungspolitische Situation, der außer England alle 
europäischen Großstaaten gegenüberstehen, ist ebensowenig ein 
Novum als irgendeine andere wirtschaftliche Erscheinung der 
‚Zeit. Neu sind höchstens die Dimensionen der Probleme. Aber 
sonst hat der Weltkrieg nichts hervorgebracht, was für die Oeko- 
nomie als neu oder überraschend erscheinen und uns zu einem 
»Umdenken« in wirtschaftlichen Dingen bewegen könnte. Von 
all den Irrtümern, die heute wie in allen bewegten Zeiten auf- 
getischt werden, ist keiner verderblicher, von all der alten Torheit, 
die heute als neue Weisheit drapiert wird, ist keine so desorien- 
tierend für Geschäft und Politik, wie die Phrase, daß der Nexus 
wirtschaftiicher Erfahrung im Sommer 1914 abgebrochen und 
alle Geistesarbeit zweier Jahrhunderte wertlos geworden sei — 
daß nun eine neue Welt beginne mit neuen Lebensgesetzen, 
neuen Formen und neuem Inhalt. Unter dieser Marke kann 
dann schlechthin Alles behauptet und taktisch sehr einfach damit 
verteidigt werden, daß Jeder, der nicht zustimmt, eben unfähig 
sei, die großen neuen Dinge in sich aufzunehmen. Dergleichen 
ist auf allen Gebieten ärgerlich und störend — neues Wasser 
auf die ohnehin so laut klappernde Mühle des wirtschaftspoliti- 
schen Dilettantismus; am ärgerlichsten und störendsten aber 
in währungspolitischen Fragen, die an sich schon dem Verständ- 
nis weiterer Kreise schwer zugänglich und von alters her ein 
Herd von Vorurteilen sind. 

Es ist überaus bedauerlich, daß die Wissenschaft sich völlig 
unfähig gezeigt hat, der Diskussion praktischer Fragen das zu 
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bieten, was man von ihr mit Recht verlangen kann: Einen 
prinzipiellen Boden, Klarheit über die Grundfragen und das 
Wesen der monetären Zusammenhänge. Vielmehr hat sich in 
ihrem Kreise dieselbe Zerfahrenheit gezeigt, die wir in der Tages- 
diskussion sehen. Und dem Laien kann es nicht übelgenommen 
werden, wenn er sich abwendet und sich selbst seine Probleme . 
schlecht und recht zu lösen sucht. Dennoch müßte das nicht so 
sein. Es ist unsere eigene Schuld, wenn wir vor der Tatsache 
stehen, daß die heutige Diskussion von Währungsfragen nichts 
gewonnen hat von der Arbeit eines Jahrhunderts und zum Teil 
nicht über, sondern unter dem Niveau der englischen zur Zeit 
der bank restriction’ (1797—1821) steht. Die ist mit manchem 
fertig geworden, was heute ungescheut und ungerügt wieder 
auftaucht, und hat die klassischen Leistungen Ricardos aufzu- 
weisen, in denen tiefste Einsicht so heroisch mit der Primitivität 
des Rüstzeuges kämpft. Hätten wir selbst das nötige Können und 
Wissen, vor allem aber jene Selbstlosigkeit, die das Vorhandene 
loyal pflegt und entwickelt, statt immer eine Kampf- und Ent- 
deckerattitude!) einzunehmen und alles, was wir sagen, auf einem 
tunlichst persönlichen Standpunkt zu verankern, so würde die 
Wissenschaft leisten was sie soll. Denn es sind alle Voraus- 
setzungen dazu da. 

Die vorliegende Abhandlung entspringt der Ueberzeugung, 
erstens, daß es gerade auf dem Gebiet der Währungspolitik gar 
keinen Sinn hat, an praktische Probleme heranzutreten, ehe 
man sich nicht über die Grundfragen des Geldes klar geworden 
ist und den lähmenden Einfluß prinzipieller Differenzen beseitigt 
hat. Mehrals irgendwo muß und kann hier die Praxis auf theore- 
tischer Einsicht beruhen. Die Theorie kann zwar auch hier nicht 
den praktischen Entschluß diktieren —, dieser muß immer auch 
vom angestrebten Ziel, das ein Kind unseres Parteistandpunktes 
ist, und von der Einschätzung der Daten der Situation abhängen, 
die oft nur Sache mehr oder weniger begründeter Meinung und 
nie Resultat theoretischer Ueberlegungen sein kann. AberVoraus- 
setzung jeder praktischen Stellungnahme ist sie umsomehr 
und deshalb dient auch jede theoretische Arbeit der Währungs- 


1) Esist kaum glaublich, was man sich in dieser Beziehung heute erlauben 
darf. Dinge, die bei Mill mit aller wünschenswerten Klarheit zu finden sind, durfte 
man als Entdeckungen ausgeben, wenn man sie nur mit einigen Phrasen ver- 
brämtel 


il 
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politik der Zeit. Die vorliegende Arbeit entspringt der Ueber- 
zeugung, zweitens, daß in der letzten Zeit die Ausarbeitung der 
Geldtheorie im Einzelnen und das Vordringen zu konkreten 
Resultaten ohne Notwendigkeit durch prinzipielle Gegensätze 
gehemmt worden ist, die bei einigem guien Willen überbrückt 
werden können. Alle überhaupt ernstzunehmenden Arbeiter 
stehen einander näher als sie zugeben. Das gilt auch von jenem 
Gegensatz, der die deutschen Arbeiter auf diesem Felde ent- 
zweit, und dem nichts Analoges in der Literatur anderer Nationen 
über das Geld entspricht, vom Gegensatz zwischen Anhängern 
und Gegnern Knapps. Die Ansicht, daß es sich da um toto 
coelo verschiedne Standpunkte handle, die zu völlig verschiedenen 
Resultaten führen, und zwischen denen es keine Verständigung 
gibt, ist ebenso oberflächlich wie der Glaube an eine aus aller 
doktrinellen Entwicklung herausfallenden, sie völlig unter- 
brechenden Neuheit der betreffenden Gedanken. Wohl gibt es 
Anhänger der staatlichen Theorie, bezüglich derer man ihren 
Gegnern nur recht geben kann, wenn sie auch nur eine Diskussion 
ablehnen. Aber so steht es weder mit dem Grundgedanken, 
noch mit dem Autor der Theorie, noch mit dem besten Vertreter 
ähnlicher Gedanken, Bendixen 2). Ich hoffe zu zeigen, daß die 
»herrschende« Lehre Ursache und die Möglichkeit hat, mit ihnen 
Frieden zu schließen und ihre Leistung aufzunehmen, wenn auch 
manches daran unhaltbar sein dürfie. Freilich arbeitet die vor- 
liegende Abhandlung dessenungeachtet auf den Linien fort, die 
in deutscher Sprache durch Menger, Wieser, Wicksell und Schle- 
singer, in italienischer durch Del Vecchio und Fanno, in franzö- 
sischer durch Walras und Aupetit, in englischer durch Marshall 3), 
Keynes, in einigen Punkten durch Irving on und Kemmerer 
gezogen worden sind $), ; 2 


2) Ich habe Bendixen in meiner »Theorie der wirtschaftlichen Entwicklung« 
als »Knappschüler« bezeichnet. Darauf teilte er mir mit, daß er völlig unabhängig 
von Knapp zu seiner Auffassung gelangt sei. Ich-ziehe daher den Ausdruck mit 
der Bitte um Entschuldigung zurück. 

3) Ganz eigentümlich ist die Entwicklung der Geldtheorie in England ge- 
‚wesen: Seit dem Abflauen der bimetallistischen Kontroverse ist darüber außer 
dem von Keynes kein Buch von Bedeutung erschienen. In aller Stille, durch die 
mündliche Tradition des Hörsaals, hat sie sich weiter- und umgebildet. Da ist 
sie weit über das hinausgekommen, was man bei Jevons und Nicholson lesen 
kann. 

$) Ein Buch, dessen Kraft und Originalität die Kritik wieder einmal über 
einigen Nebenpunkten übersehen hat, ist das von v. Mises. 
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Den gemeinsamen Boden zu beleuchten und darüber hinaus 
im einzelnen vorwärts zu kommen, ist das Ziel der folgenden 
Bemerkungen, die der Kürze halber nicht systematisch aus- 
gebaut, sondern nur lose zu einem Ganzen gefügt sind. Dabei 
wollen wir uns die Darstellung dadurch erleichtern, daß wir von 
den »intervalutarischen« Vorgängen absehen, also im allgemeinen 
ein isoliertes Land betrachten und die Problemgruppen des Bi- 
und Symmetallismus ausscheiden, indem wir überall, wo wir 
von Metallgeld sprechen, ein monometallistisches System voraus- 
setzen. 


I. Sozialprodukt und Einkommenssumme. 
Die der »Verkehrswirtschaft« eigentümliche Erscheinung des 
privaten Geldeinkommens ist der Ankergrund der vorzutragenden 
Geldtbeorie. Zu diesem unserm Ausgangspunkt gelangt man 
durch die folgende Ueberlegung: 

Es ist klar, daß die Funktion des Geldes in der Volkswirt- 
schaft prinzipiell nur technischer Natur, d. h. daß das Geld 
wesentlich ein Hilfsmittel der Abwicklung des Geschäftsverkehrs 
ist, ein bloßer Satellit der Ware, ein Diener der Vorgänge in der 
Güterwelt. Die Geldausdrücke und Geldbewegungen, aus denen 
die Epidermis des wirtschaftlichen Lebens in der Verkehrs- 
wirtschaft besteht, können nur durch Beobachtung des Körpers 
erklärt werden, dessen Hülle sie sind und dem sie sich anpassen, 
also durch Beobachtung der Güterwelt, in der das wirklich 
Relevante sich abspielt. Der größte Fortschriti moderner Geld- 
theorie liegt darin, daß sie das Geldproblem aus jener Isolation 
befreite, in der es, gleichsam als Sache für sich, früher neben 
Wert- und Preistheorie stand, und daß sie seine Lösung aus der 
Wert- und Preistheorie, aus der Untersuchung des Kreislaufs 
des wirtschaftlichen Lebens herauswachsen läßt.. Zwar ist 
die Erkenntnis der Dienerrolle des Geldes aus dem — sozu- 
sagen — Schattencharakter der Geldausdrücke eines der primi- 
tivsten und ältesten Resultate ökonomischen Denkens. Darauf 
beruht ja der alte Kampf gegen die populären Verwechslungen 
von Geld und Reichtum, gegen die Auffassung, daß Vermehrung 
des Geldes den ZinsfuB dauernd herabsetzen könne, gegen die 
laienhaften Ueberschätzungen der Bedeutung günstiger Zahlungs- 
bilanzen u. dgl. mehr. Auch die Quantitätstheorie beruht — und da- 
rin liegt ihr größtes Verdienst — auf dieser Erkenntnis. Aber dabei 
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blieb man lange stehen. Man begnügte sich mit Erklärungs- 
versuchen des Wesens des Geldes und gewissen Folgerungen 
- daraus, ging aber nie Schritt für Schritt den Beziehungen zwischen 
Warenwelt und Geldrechnung nach, die sich daraus ergeben. 
Daraus erklärt sich die Oberflächlichkeit der gewonnenen Resul- 
tate und die Tatsache, daß, obgleich das Geldproblem das älteste 
der Oekonomie und die Literatur darüber Legion ist, im Grunde 
so wenig an gesichertem Wissen erobert wurde. Erst Walras 
schürfte tiefer, und erst seit seinem Auftreten begann die Geld- 
theorie Bestandteil der allgemeinen Theorie des Wirtschafts- 
prosesses zu werden. Heute müßte jede Darstellung deı Probleme: 
der Geldwirtschaft mit einer Preis- und Verteilungstheorie be- 
ginnen. 

Für unsern Zweck genügt eine kürze Bemerkung. Der 
Grundprozeß des Wirtschaftslebens ist offenbar ein kontinuier- 
licher Kreislauf von produktiven Aufwendungen und konsum- 
tiven Verwendungen innerhalb jeder Wirtschaftsperiode: »Kreis- 
lauf« insofern als jede konsumtive Verwendung eines Genuß- 
gutes direkt oder indirekt Aufwendungen von Produktivgülern, 
in letzter Linie von Arbeit und »Naturleistungen«, zu dessen 
Produktion voraussetzt und ihrerseits wieder das Motiv zu neuer 
Produktion ist, so daß z. B. jede Arbeitsstunde irgendwann und 
irgendwo zu einem Genußgut wird, dessen Konsumtion direkt 
oder durch Vermittlung der Konsumtion eines Aequivalents den 
Wunsch nach Wiederholung und daher wieder die Leistung einer 
ebensolchen Arbeitsstunde durch dieselbe Arbeitskraft auslöst. 
Was daran spezifisch ökonomisch ist, tritt bei verkehrswirt- 
schaftlicher Organisation der Volkswirtschaft in der Form zahl- 
loser einzelner Tauschakte auf, durch die die produktiven Lei- 
stungen in die Hände der Unternehmer und die produzierten 
Güter aus diesen in die Hände der Konsumenten gelangen — rein 
ökonomisch betrachtet erscheint der ganze Prozeß als ein stetes 
Austauschen von produktiven Leistungen sachlicher und persön- 
licher Natur gegen Genußgüter, wodurch sich sowohl Produktion 
wie Verteilung — uno actu — realisieren. Dieser Prozeß vollzieht 
sich kontinuierlich und automatisch; doch tritt sein Wesen klarer 
hervor, wenn wir ihn mittelst des Begriffs eines irgendwo erst 
durch die Mitwirkung aller Wirtschaftssubjekte aufgehäuften 
und dann unter sie verteilten Sozialprodukts schematisieren. 

Das Sozialprodukt einer isolierten Volkswirtschaft, Marshalls 
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nationale Dividende, besteht aus allen materiellen undämmateriel- 
len Genußgütern, die in einer Wirtschaftsperiode zur Konsumtion 
bereitgestellt werden, die Abnützungsquoten dauerbarer Güter 
mit eingeschlossen. Es ist das gemeinsame Resultat aller aktiven 
Produktivkräfte der Volkswirtschaft und gleichzeitig der einzige 
Fonds ihrer Entlohnung. In seiner Produktion und seiner Ver- 
teilung, auf die sodann Konsumtion und wiederum: Produktion 
folgt, erschöpft sich der u volkswirtschaftlichen Lebens. 
Präzjisieren wir: ` 

Das Sozialprodukt besteht_nur aus Genußgütern, Denn 
obgleich in jedem Zeitpunkt auch Produktionsmittel erzeugt 
werden, so werden doch gleichzeitig produzierte Prduktions- 
mittel aus der unmittelbaren Vergangenheit übernommen und 
in genußreife Güter verwandelt, sodaß jeder Teil der nationalen 
Produktivkräfte, der jeweils nicht der Genußgüterproduktion 
dient, durch das Resultat früher aufgewendeter Produktiv- 
kräfte ersetzt wird 5), und im Sozialprodukt einer Wirtschafts- 
periode Produktivkräfte enthalten sind, die zwar nicht einer 
Wirtschaftsperiode entstammen, aber dem der Volkswirtschaft 
pro Wirtschaftsperiode zur Verfügung stehenden Vorrat an 
Produktivkräften gleich sind. Das Prinzip der Sache macht man 
sich am besten klar, wenn man vereinfachend annimmt, daß die 
Produktionsperiode aller Branchen gleich und zwar einer Wirt- 
schaftsperiode gleich sei, und daß weder ein Werkzeug noch ein 
Genußgut eine Wirtschaftsperiode überdauere. Dann kann man 
sich vorstellen, daß am Beginn jeder Wirischaftsperiode das 
ganze Sozialprodukt der vorhergehenden Wirtschaftsperiode in 
den Händen von Unternehmern sei und von diesen gegen Arbeits- 
und Bodenleistungen und produzierte Produktionsmittel — die 
den Unternehmern selbst gehörenden und ihre Arbeitsleistung 


5) Um den Grundgedanken scharf zu fassen, empfiehlt es sich in diesem 
Augenblick vom Sparen abzusehen. Doch gilt er auch ohne diese Vereinfachung. 
Wenn gespart wird, so wird auf Kosten der Genussgüterproduktion der folgenden 
Periode eine größere Menge von Produktionsmitteln überantwortet, als aus der 
vorhergehenden übernommen worden ist. Geschähe das nur einmal, so würden 
in dieser Periode allerdings nicht salle« Produktionskräfte der Volkswirtschaft 
am Sozialprodukt mitarbeiten — sondern erst wieder in der folgenden, in der 
dann das Sozialprodukt größer wäre. Weilaber in der Regel in der vorhergehen- 
den auch und zwar ungefähr ein gleicher Betrag gespart wurde, so wira der Effekt 
des Sparens in der jeweilig gegenwärtigen Wirtschaftsperiode zum größten Teil 
paralysiert durch das Sparen, das in der letzten selbst vor sich geht, so daß der ob- 
ige Satz in der ersten Annäherung trotzdem gilt. Im übrigen ergibt sich die 
Art, wie das Moment des Sparens einzufügen ist, aus dem Folgenden von selbst. 
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miteingeschlossen — ausgetauscht werde. Mit diesen Produktions- 
mitteln gehen diese Unternehmer wieder an die Produktion von 
Genußgütern, so daß am Ende der Wirtschaftsperiode wieder 
das Sozialprodukt angehäuft ist, während jene Unternehmer, 
die produzierte Produktionsmittel erzeugt und abgesetzt haben, 
die dafür erhaltenen Genußgüter ihrerseits an Produktionsmittel- 
besitzer weitergeben, um mit deren »Leistungen« wiederum Pro- 
duktionsmittel zu erzeugen und in die nächste Periode hinüber- 
zunehmen. So lebt die Volkswirtschaft — und das gilt nicht nur 
von diesem Schema — jeweils von den Früchten vergangener 
Produktion, welche ihre an der laufenden Produktion arbeitenden 
Produktionskräfte bezahlen, so daß sie stets das Bild zweier 
synchronisierten Phasen des Wirtschaftsprozesses darbietet. Und 
im normalen Gang des Wirtschaftsprozesses ermöglicht diese 
»Synchronisierung«, daß die Volkswirtschaft gleichsam das 
Resultat ihrer Produktion erhält, ehe es produziert worden ist. 
Deshalb kann es auch schon vorber »verteilt«, d. h. es kann jedem 
Wirtschaftssubjekt sein Anteil daran zugewiesen werden, ehe 
sein Beitrag dazu Zeit gehabt hat, seine Früchte zu tragen: Jeder 
lebt von seinem »produktiven Beitrag«, aber er erhält ihn gleich- 
sam anticipando. 

Das Charakteristische der volkswirtschaftlichen »Verteilung« 
ist nun, daß der Anteil jedes Wirtschaftssubjekts am Sozial- 
produkt von dem Marktwert seines persönlichen oder sachlichen 
Beitrages zur Produktion abhängt. Deshalb sind da — im Gegen- 
satz z. B. zur Sachlage in einem sozialistischen Gemeinwesen- 
Produktion und Verteilung des Sozialprodukts nicht etwa unter- 
scheidbare Vorgänge, sondern die Produktion, die vom ökonomi- 
schen im Gegensatz zum technischen Standpunkt nichts ist als 
ein Kombinieren von Produktionsmiiteln, realisiert in den dazu 
nötigen Geschäftsakten, die also ihrem Wesen nach im Ein- 
tauschen von Produktionsmitieln gegen Genußgüter bestehen, 
zugleich auch die Verteilung. Jedes Wirtschaftssubjekt wirft 
gleichsam seinen Beitrag in den großen volkswirtschaftlichen 
Automaten ein und erhält durch das Spiel des Mechanismus 
dafür eine Güterquantität, die zusammen mit den nach Maß- 
gabe der Marktgeltung ihrer Beiträge den übrigen Wirtschafts- 
subjekten zufallenden Güterquantitäten das Sozialprodukt gerade 
erschöpft. 

In dieser Weise bedingt jeder produktive Beitrag in der 
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Verkehrswirtschaft automatisch eine bestimmte Genußgüter- 
menge — das Realeinkommen. Und das produktive Verhalten 
jedes Wirtschaftssubjekts ist ebenso bestimmt von dessen Schät- 
zung der durch dieses Realeinkommen gesicherten Bedürfnis- 
befriedigung — des »psychischen Einkommens« Fetters — wie 
diese vom produktiven Verhalten des Wirtschaftssubjekts ab- 
hängt. | 
Das ist das Wesen der Sache. Die Geldrechnung, die wir 
nun einzuführen haben, ändert so wenig daran, wie die Verwen- 
dung von Spielmarken am Wesen eines Spiels. Sie zerreißi den 
großen Pulsschlag des Wirtschaftslebens, den kontinuierlichen 
Austausch zwischen Produktionsmitteln und Genußgütern, aller- 
dings in zwei große Gruppen von Tauschakten und die Volks- 
wirtschafi, die sonst einen großen Markt bilden würde, in 
zwei Märkte: Auf dem einen, dem Produktionsmittelmarkt, 
treten die Unternehmer als Nachfragende und die Besitzer von 
Produktionsmitteln als Anbietende auf und es vollzieht sich der 
Austausch der letzteren gegen Geld. Auf dem andern, dem Genuß- 
gütermarkt, treten die Unternehmer als Anbietende und die 
Konsumenten als Nachfragende auf und es vollzieht sich der 
Austausch von Geld gegen Genußgüter. Aber die Konsumenten 
des Genußgütermarktes sind natürlich dieselben Leute, die auf 
dem Produktionsmittelmarkt als Anbietende auftraten, und 
können auf dem Genußgütermarkt nur dasselbe Geld ausgeben, 
das sie auf dem Produktionsmittelmarkt eingenommen haben 
— wobei die Unternehmer bezüglich ihrer eigenen Leistung den 
Anbietenden auf dem Produktionsmittelmarkt und bezüglich 
ihrer eigenen Konsumtion den Nachfragenden auf dem Genuß- 
gütermarkt beizuzählen sind — und auf dem Produktionsmit- 
telmarkt dann wieder nur das einnehmen, was sie korporativ 
vorher auf dem Genußgütermarkt ausgegeben haben und was 
durch Vermittlung der Unternehmer wieder auf den Produktions- 
mitielmarki gelangt. Deshalb hat das Auseinanderreißen des 
früher geschilderten einheitlichen Vorgangs in zwei unterscheid- 
bare Vorgänge und das Dazwischentreten des Geldes soweit nur 
eine lediglich markttechnische Bedeutung: die Dinge spielen sich 
trotzdem im Wesen so ab, wie sie sich abspielen würden, wenn 
jenes Schema der Theorie Uebung der Praxis wäre. 
Damit ist das Wesen des Geldkreislaufs erfaßt. Und ohne 
. weiteres ergibt sich daraus der Satz, daß die Preissumme 
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aller Genußgüter im Zustande stationären“ 


Gleichgewichts der Preissumme aller Pro- 
duktionsgüter gleich sein müßte und beide 
identisch gleich der Summe aller Geldein- 


kommen. Der Begriff des Geldeinkommens ist hier im Sinne 


Fishers genommen, so daß er weder ersparte Summen noch 
Steuerleistungen umfaßt, dagegen auch konsumtiv verwendete 
Darlehen oder Kapitalteile — also einfach als Geldausdruck der 
konsumierten Güter. Das entspricht dem Wesen der Sache: 
Ersparte Summen werden normalerweise zu Einkommen bei 
irgendeinem andern Wirtschaftssubjekt, das mit ihrer Hilfe eine 
konsumtive Nachfrage ausübt, während die konsumtive Nach- 
frage des Sparenden um den gleichen Betrag sinkt. Ebenso ist 
es mit Steuergeldern. Konsumtive Verwendungen von Teilen 
des Geldkapitals tfeten unmittelbar den Genußgütern gegenüber, 
statt vorher auf den Produktionsmittelmarkt zu kommen. Wenn 
wir daher die realen Vorgänge der Güterwelt ersen wollen 9), 
die unter der Hülle der Geldvorgänge liegen, so müssen wir die 
Einkommen so abgrenzen. Ihre Addition ergibt die Einkom- 
mensumme. Von ihr können wir also aussagen, erstens, 
daß in sie alle zirkulierenden Geldeinheiten eintreten, und 
zweitens, daß sie in jeder Wirtschaftsperiode der Gesamtheit 
der Genußgüter, als der Geldausdruck des Realeinkommens, 
gegenübertritt. Wir werden sehen, wie wichtig diese zuerst 
von Wieser scharf betonte fundamentale Gleichung zwischen 
Einkommensumme und Sozialprodukt für das Verständnis mone- 
tärer Zusammenhänge ist. 

Weil also das Geldeinkommen auf dem Produktionsmittel- 
markt nur erworben wird, um auf dem Genußgütermarkt aus- 
gegeben zu werden, weil das, was die Wirtschaftssubjekte 
für ihre produktiven Leistungen eigentlich wollen, die Genuß- 
güter sind, so ist das Wesen des Geldes mit der Analogie 
einer »Anweisung auf Güter« von Bendixen — allerdings auch 
schon von Mill — offenbar richtig wiedergegeben. Der Unter- 
schied, daß eine auch juristisch als solche anzuerkennende An- 
weisung auf Güter den Besitz bestimmter Spezies oder doch be- 
stimmter Qualitäten und Quantitäten sichert, während der reale 
Inhalt des Geldeinkommens erst noch vom Preisstand und von 
der Wahl des Berechtigten abhängt, berührt nur die Oberfläche 


®) Für andere Zwecke mag sich ein anderer Einkommensbegriff empfehlen. 
41° 
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der Sache: Das Geldeinkommen ist normalerweise bereits auf 
einen bestimmten Stand der Preise eingestellt und seine Größe 
bezieht sich auf einen solchen — wäre eine andere, wenn er ein 
anderer wäre —, so daß es unter normalen Verhältnissen den 
Empfang bestimmter Güterquanten verbürgen soll. Die Wahl 
zwischen den möglichen Verwendungen steht dem Wirtschafts- 
subjekt ferner zwar rechtlich zu, rechtlich besteht »un- 
beschränktes Virement«. Tatsächlich aber wählt es nicht will- 
kürlich und wenn auch nicht auf die Nachfrage jedes Einzelnen, 
so ist doch auf die vermutete und erfahrungsgemäß bekannte 
Nachfrage Aller die Produktion eingerichtet. Ein plötzliches Ab- 
springen davon ist zwar nicht unmöglich, aber es ist etwas ganz Ab- 
normales und führt eventuell zu einer Krise — die übrigens auch 
bei eigentlichen »Anweisungen« eintreten könnte, wenn 
nämlich plötzlich viele Leute statt der Güter, auf die ihre An- 
weisungen lauten, andre haben und zu diesem Zweck ihre Anwei- 
sungen gegen andre umtauschen wollten, nur daß die Folgen der 
Krise nicht direkt auf die Unternehmer, sondern vor allem auf 
diese Leute selbst fallen und sich in einer Entwertung der be- 
treffenden Anweisunger äußern würden. Normalerweise macht 
es wenig Unterschied, ob der Unternehmer die Produktionsmittel 
direkt mit Genußgütern bezahlt oder Anweisungen auf bestimmte 
Güter ausstellt oder Geld gibt, für das sich die Leute eben diese 
Güter kaufen, die mit Hinblick auf ihre erfahrungsgemäß ge- 
schätzte Nachfrage vom Unternehmer produziert werden. 

Weil ferner die Wirtschaftssubjekte normalerweise nicht 
anders in den Besitz eines Geldeinkommens gelangen können als 
durch Verkauf irgendwelcher sachlicher oder persönlicher produk- 
tiver Leistungen, und die Geldeinkommen nur ein Geldausdruck 
für deren ihren Marktpreis bestimmende Grenzbedeutung im Pro- 
duktionsprozeß sind, so kann man sie gleichzeitig als Beschei- 
nigungen von produktiven Leistungen verbunden mit einer 
Schätzung derselben auffassen. Dieser Charakter gehört nicht 
zum Wesen des Geldes, denn er fehlt neugeschaffenen Geld- 
summen, wenn sie z. B. für künftige Produktion einem Unter- 
nehmer zur Verfügung gestellt werden — worauf wir noch kom- 
men werden; aber er eignet allen Teilen der zirkulierenden Geld- 
summen, die zwischen Produktionsmittel- und Genußgütermarkt 
jahraus jahrein hin- und herströmen. Von Owens labour notes 
unterscheidet sich daher das Geld lediglich dadurch, daß es 
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Bescheinigung für alle Arten von produktiven Beiträgen, nament- 
lich auch von »Naturleistungen« ist, und nicht bloß Bescheinigung 
geleisteter Arbeit, ein Unterschied, der selbst in der Verkehrs- 
wirtschaft eliminiert werden könnte, ohne sie aufzuheben. 
Würden wirklich statt des Geldes Bescheinigungen bei- 
getragener produktiver Leistungen ausgegeben, die zugleich An- 
weisungen auf den Konsumtivfonds der Volkswirtschaft wären, 
etwa von einem Zentralbureau, so hätten wir eine von den mög- 
lichen Formen eines sozialen Abrechnungssystems vor uns, eine 
comptabilité sociale à Ja Solvay). Und deshalb ist auch die Geldzir- 
kulation ihrem Wesen und ihrer verkehrswirtschaftlichen 
Hauptfunktion nach — eine andre, die kapitalistische 
Funktion, wird uns später begegnen ?) — nichts andres als ein 
erstens automatisches und zweitens sehr primitives und zahl- 
losen Mängeln und Mißbräuchen unterworfenes Abrechnungs- 
system. Alle praktischen Schwierigkeiten und, theoretischen _ 
Streitfragen der Währungspolitik und der Geldlehre fließen aus 
dem Automatismus dieser Abrechnungsmethode vermittelst des 
Geldes und den Aberrationen vom befriedigenden Funktionieren 
derselben, die sich aus ihrer Mangelhaftigkeit ergeben. 
»Anweisung und Bescheinigung« ist das Geld aber nicht nur 
seinem sozialen Sinn nach. Es ist das nicht nur für den die Er- 
scheinungen deutenden Forscher. Sondern auch das praktische 
Wirtschaftsleben verhält sich dem Gelde gegenüber ganz so, wie 
es sich solchen »bescheinigenden Anweisungen« gegenüber ver- 
halten würde: Es muß sich jedes Wirtschaftssubjekt normaler- 
weise — mit Ausnahmen, von denen uns die wichtigsten noch 
beschäftigen werden — der Bedingung fügen, äquivalente Bei- 
träge zur Produktion zu leisten, wenn es zu einem Geldeinkommen 
gelangen will und es betrachtet jedes Wirtschaftssubjekt sein 7 
Geldeinkommen unter dem Gesichtspunkt der Güter, die es dafür ` 
erlangen kann — ganz wie eine Anweisung —, also unter dem 
Gesichtspunkt des dadurch gegebenen Real- bzw. eigentlich 
psychischen Einkommens. Die andere Front der Einkommens- 
summe, die dem Markt der Produktionsmittel zugekehrt ist, hat 
diese Bedeutung nicht. Wie Wieser hervorgehoben hat, sind dessen 
Geldausdrücke für die einzelnen Unternehmungen nur »durch- 
laufende Posten«, an denen sie nur die Profitrate interessiert, e 





- ?) Unter Nr. 9; von der Erörterung anderer Funktionen des Geldes, die 
sämtlich nicht wesentlich sind, sehen wir ab. 
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mit denen sich aber nichts verbindet, was dem Phänomen des 
spsychischen Einkommens« analog wäre. 


Exkurs über das Verhältnis ökonomischer 
zu juristischen Begriffen. Die Analogie mit dem 
juristischen Gebilde einer Anweisung, mit der wir die Grund- 
funktion des Geldes veranschaulicht haben, führt auf das Pro- 
blem, dem wir in den Sozialwissenschaften auf Schritt und Tritt 
begegnen, aber nirgends so oft wie im Umkreis des Geldphäno- 
mens — auf die Beziehung zwischen der analytischen und der 
normativen Ebene der Begriffsysteme. Obgleich das Problem, 
‘dessen Klarstellung ein Bedürfnis ist, hier nicht einmal in seiner 
Tiefe angedeutet, geschweige denn erschöpft werden kann, und 
obgleich es im nächsten und im übernächsten Abschnitt unsern 
Weg wieder kreuzen wird, so mögen doch an dieser Stelle einige 
Bemerkungen darüber Raum finden. Wir wollen von den norma- 
tiven Begriffsystemen nur das juristische herausgreifen, obgleich 
die Sache auf anderen Gebieten ebenso liegt. Das Realobjekt 
juristischer und analytischer Betrachtungsweise ökonomischer 
Dinge ist dasselbe: Beide beziehen sich auf das vorhandene Mate- 
rial der ökonomischen Wirklichkeit. Es wäre verfehlt, etwa der 
Rechtslehredie institutionelle» Seite«derselben und der Oekonomie 
die Beschreibung der innerhalb dieser Institutionen ablaufenden 
Vorgänge zuzuweisen. Die wirtschaftlichen Rechtsinstitutionen 
sind zwar nicht Gegenstand der ökonomischen Theorie im eng- 
sten Sinn, wohl aber ebenfalls Gegenstand einer erkenntnis- 
theoretisch prinzipiell gleichgearteten analytischen oder, wenn 
man will, kausalen dder mit Rickerts kaum glücklichen Ausdruck 
natur wissenschaftlichen« Disziplin, der Wirtschaftssoziologie, die 
mit der ökonomischen Theorie zusammen die dem Erkenntnis- 
zweck dienende Maschine ausmacht. Von ihr unterscheidet sich 
die Jurisprudenz erstens durch das Merkmal eines praktischer 
Zweckes und zweitens dadurch, daß dieser praktische Zweck im 
Dienste eines Wollens steht, das auf Grund irgendwelcher Sank- 
tion gegenüber andersgeartetem Wollen durchgesetzt werden 
soll: Die Begriffe wissenschaftlicher Theorie dienen der Beherr- 
schung des Tatsachenmaterials zum Zwecke der Konstruktion 
kausaler oder funktioneller Zusammenhänge, die Begriffe der 
Jurisprudenz dienen der Beherrschung des Tatsachenmaterials 
zum Zweck der Verknüpfung von Tatbeständen mit Weisungen. 
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Natürlich fehlt nicht jede Beziehung zwischen beiden: Ein Rechts- 
befehl, der sich auf etwas beziehen würde, das nicht schon durch 
begriffliche Bearbeitung — natürlich vorwissenschaftliche — zum 
Bewußtsein der Rechtssubjekte gekommen wäre, wäre sinnlos und ` 
unverständlich. Aber prinzipiell haben beide nichts miteinander 
zu tun. Ihre erkenntnistheoretische Natur macht sie inkommen- 
surabel. Nie kann man das Wesen eines Rechtsbefehls — 
allerdings oft seinen Inhalt und das Motiv der mysteriösen 
Wesenheit, die man »Gesetzgeber« zu nennen liebt — ökono- 
misch, nie das Wesen eines ökonomischen Vorgangs durch 
einen Rechtsbefehl erklären. Dafür werden wir einem sehr wich- 
tigen Beispiel unter Nr. 2 begegnen. 

Aber nicht nur das erkenntnistheoretische Wesen juristischer 
und ökonomischer Begriffe ist verschieden, sondern die Ver- 
schiedenheit der Zwecke, denen sie dienen, bringt auch eine Ver- 
schiedenheit des Inhalts und des Umfangs jener Begriffe hervor, 
die in der ökonomischen und der juristischen Welt einander ent- 
sprechen. Für den Inhalt eines juristischen Begriffs ist seinem 
rein praktischen Zweck entsprechend lediglich der Entschluß 
des Gesetzgebers, in welchen Fällen er »Rechtsdurchsetzung« 
gestatten bzw. anordnen will, und seine Erwägung über die 
Zweckmäßigkeitsfrage entscheidend, an welche Merkmale er ein 
eventuelles Eingreifen seiner Maschine knüpfen will. Jede gesetz- 
liche Expektoration über diesen Zweck hinaus ist nicht rele- 
vanter als ein gleichlautender Erguß in einem Feuilleton. Daß 
sich z. B. Ehegatten »Liebe und Achtung« schulden, ist eine Be- 
merkung, die nur dann mehr ist als Papierverschwendung, wenn 
damit ein Tatbestand charakterisiert sein soll, der juristisch zu 
erfassen ist und dessen Fehlen irgendwelche Folgen zeitigt, z. B. 
das Entstehen eines Scheidungsanspruchs. Selbst wenn die Be- 
griffsumfänge in der juristischen und der wissenschaftlichen 
Ebene die gleichen wären, so müßten noch immer die Begriffs- 
inhalte verschieden sein. Außerdem aber bringt es der Zweck der 
Rechtsregeln mit sich, daß auch die ersteren nie zusammenfallen. 

Das sahen wir im Text beim Fall der Anweisung. Juristisch 
kann nur Anweisung sein, was den bekannten Erfordernissen 
genügt. Dise Erfordernisse braucht der Richter, um ein Schrift- 
stück als Anweisung zu erkennen. Sie werden aber so konstituiert, 
daß durch sie die Fälle abgegrenzt werden, in denen die Rechts- 
ordnung »Durchsetzung« gewährt, nicht notwendig so — wenn 
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auch möglicher-, aber dann auch prinzipiell zufälligerweise — 
wie es dem Bereich des ökonomischen. Wesens der Sache ent- 
spricht. Das Argument gegen die Anweisungstheorie, Geld sei 
keine Anweisung, ist daher prinzipiell verfehlt. Ein anderes 
Beispiel für denselben Sachverhalt ist der Begriff der solutorischen 
Zahlung. Sowohl die Oekonomie wie die Jurispradenz braucht 
einen Begriff dieses Namens. Für die Oekonomie kommt dabei 
das Wesen und der Sinn des Vorgangs in Betracht. Für das 
Recht aber die ganz verschiedene Frage, welcher von den Metho- 
den durch die ihrem ökonomischen Sinn nach Forderungen ge- 
tilgt werden, mit Rücksicht auf Rechtssicherheit usw. die Wir- 
kung zuerkannt werden soll, bestehende Ansprüche definitiv zu 
vernichten. 


J 2.»Geldwert.« Weil in jenem automatischen Abrech- 
nungsverkehr, der den innern Sinn der Geldzirkulation bildet, 
die Geldeinheiten zwar »Anweisungen« auf Güter sind, aber nicht 
auf bestimmte Quantitäten und Qualitäten von Gütern, sondern 
Anweisungen auf Güter im allgemeinen, und ihr konkreter Inhalt 
— das, was man dafür bekommt — sich erst im Preisbildungs- 
prozeß des Marktes festsetzt, so ergibt sich für jede Theorie des 
Geldes die Frage — und für jede ist das die praktische und theo- 
retische Grundfrage —, wovon die Geltung der Einkommens- 
einheit auf dem Markte abhängt. Das ist die alte Frage nach 
den Bestimmungsgründen des Geldwerts 8) oder der Kaufkraft °) 

x des Geldes. 

Auf diese Frage antwortete die Auffassung, die man heute als 

ġ »Metallismus« — allgemeiner wäre »Warentheorie des Geldes« — 

bezeichnet: Der Geldwert hängt vom Wert des Stoffes ab, aus 

dem das Geld besteht, er ist einfach der Tauschwert des Geld- 
materials. Das Geld wäre seinem Wesen nach ein zur Erfüllung 
der Tauschmittelfunktion ‚geeignetes wirtschaftliches Gut, als 
solches ein Mittel der Befriedigung irgendwelcher Bedürfnisse 
und Gegenstand subjektiver Wertschätzungen, aus denen sich 
ganz wie bei allen andern Gütern bestimmte Austauschverhält- 
nisse gegenüber diesen andern Gütern ergeben. Das Geldwert- 
a Da manche Autoren diesen Begriff heute perhorreszieren, sei erwähnt, 
daß wir sogleich über seine Berechtigung sprechen wollen. 
°’) »Kaufkraft« hat noch eine zweite Bedeutung, die z. B. im Begriff der 


»kaufkräftigen Schichten« hervortritt. Da wir das Wort in beiden Bedeutungen 
brauchen, so sei der Leser vor Verwechslungen gewart. 
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problem würde im allgemeinen Tauschproblem aufgehen, die 
Produktionskosten des Geldgutes würden dabei ganz dieselbe 
Rolle spielen wie die Produktionskosten der übrigen Güter. Wie 
das Roschers lapidarer Satz ausdrückt: »Die falschen Theorien 
vom Gelde kann man in zwei Gruppen einteilen: solche, die im 
Gelde mehr, und solche, die darin weniger sehen als die markt- 
gängigste Ware.« Im Grunde besteht diese Lösung des Geld- 
wertproblems darin, seine Existenz zu verneinen und es durch 
ein Warenwertproblem zu ersetzen. Und vom Standpunkt, von 
dem sie ausgeht, leistet sie auch was sie soll. 
| Diese Auffassung ist ein interessantes Beispiel für die er- 
kenntnistheoretisch so wichtige Tatsache, der wir in den Sozial- 
wissenschaften auf Schritt und Tritt begegnen, daß die histori- 
schen Anfänge einer Erscheinung sie keineswegs immer in ihrer 
' einfachsten und reinsten Form zeigen, weshalb der Versuch, durch 
genetische Behandlung an das Wesen der Sache zu gelangen, 


leicht irreführen kann. Der historische Ursprung des Geldwerts“ ` 


J 


liegt sicher im Wert der Geldware, sein Wesen aber liegt anderswo. 


Daß in primitiven Zuständen nur Geld aus »vollwertigem« Stoff 
seine bestimmte Marktgeltung gewinnen und sich im Verkehr 
halten kann und daß Geld aus wertlosem Stoff einen so hohen 
. Stand von Rechtssicherheit voraussetzt, daß im internationalen 
Verkehr noch heute nur auf »wertvollem« Stoff basiertes Geld 
glait funktioniert, ist allerdings klar. Und das führte ganz be- 
greiflicherweise dazu, das Wesen des Geldes im Warencharakter 
des Geldstoffs und den Grund seines Wertes im Werte dieses 
Stoffs zu sehen. Diese Auffassung scheitert schon an der Tat- 
sache, daß sich uneinlösliches Papiergeld dauernd im Verkehr 
erhalten kann, und darf bereits den Klassikern, die diese Möglich- 
keit anerkannten, nicht ohne weiteres zugeschrieben werden — 
schon A. Smith nicht, noch weniger Ricardo, am wenigsten 
. aber J. St. Mill 1°). Ihr steht ferner die bekannte Tatsache ent- 
gegen, daß Metallgeld, dessen freie Prägung eingestellt ist, im 
Kurse über seinem Stoff stehen kann, weil darin zum Ausdruck 
kommi, daß die Geldrolle einer Ware etwas von deren stofflichen 
Verwendungen zu Unterscheidendes ist und ihr einen »Wert 
verleiht, der aus diesen offenbar nicht erklärt werden kann. 
Das entscheidende Argument liegt aber endlich in der weitern 


10) Mill verwirft das Papiergeld — aber lediglich aus praktischen Gründen 
und zwar solchen, die heute noch zutreffen. 
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Tatsache, daß auch bei freier Prägung und Demonetisierbarkeit 
die Geldrolle dem Geldmetall einen andern Wert gibt als den, 
den es sonst hätte. Allerdings muß in diesem Fall der Wert einer 
Einheit des betreffenden Metalls als Geld dem Wert der Einheit 
dieses Metalls als Ware gleich sein, wie überhaupt die Einheiten 
eines Gutes, z. B. Getreide, das mehrere Verwendungen zuläßt, 
z. B. zur Brot- und zur Branntweinerzeugung, bei Gleichgewicht 
in allen diesen Verwendungen gleichen Grenzwert haben müssen. 
Aber dieser Grenzwert ist stets Resultat der durch alle Ver- 
wendungen realisierten Bedürfnisbefriedigungen, und es ist eben 
so inkorrekt zu sagen, daß der Wert der Metalleinheit als Geld 
abgeleitet sei vom Werte der Metalleinheit als Ware, wie daß 
der Wert der Getreideeinheit im Brot abgeleitet sei vom Wert 
der Getreideeinheit im Branntwein. Oder noch präziser: Die 
Behauptung, daß das Metall als Geld vom Werte des Metalls als 
Ware abhänge, ist nur in jenem Sinn richtig, in welchem es auch 
richtig ist zu sagen, daß, der Wert des Metalls als Ware sich 
nach dem Werte des Metalls als Geld richte. 

Das überhebt uns nicht der Aufgabe, überall dort, wo tat- 
sächlich eine »vollwertige« Ware den Geldstoff abgibt, alle die 
davon ausgehenden Einflüsse auf den Geldverkehr zu unter- 
suchen. Schon deshalb ist mit der Erkenntnis der Unzulänglich- 
keit des Grundgedankens der Warentheorie noch lange nicht 
alle Arbeit der »Metallisten« entwertet. Weil vielmehr tatsächlich 
alle Währungssysteme die Beziehung zum Metall festhalten und 
weil auch die Abweichungen von diesem Prinzip keineswegs immer 

[yo metallistischen Standpunkt unerfaßbar sind, so geht man 
in den Resultaten meist nicht fehl, wenn man,vom metallistischen 
| Ausgangspunkt startet — und man kann »Metallist« und trotz- 
: dem sehr tüchtiger Geldtheoretiker und Währungspolitiker sein. 
Auch ist mit jener Erkenntnis noch gar nichts über die Frage 
gesagt, ob sich eine Währung aus vollwertigem Stoff empfehle 
oder. nicht. Es ist sogar zweifellos — und es ist nachgerade 
Zeit das zu betonen —, daß die Bindung des Geldesan einen wert- 
vollen Stoff zwar den Mangel hat, daß die Einkommenseinheit 
dann den Fluktuationen des Wertes dieses Stoffes ausgesetzt ist, 
aber dennoch von der größten praktischen Bedeutung sein 
kann "!), nur daß diese Bedeutung anderswo liegt, als wo man 


11) Man kann z. B. sehr wohl argumentieren, daß der englische Geldmarkt 
seine Stärke z. T. dem Goldmarkt in London und der sicheren Goldbasis der 
englischen Währung, besonders der Tatsache verdanke, daß die Bank von England 
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sie zu suchen pflegte. Die besondere Art von »Anweisung«, die“ 
man Geld nennt, hat das Eigentümliche, daß niemand für den 
Wareninhalt derselben garantiert. Besteht daher das Geld aus 
einem wertvollen Stoff, so hat sein Inhaber eine solche, freilich 
nicht völlig einwandfrei funktionierende Garantie, gleichsam eine 
Art Faustpfand für eine Einlösung in Ware. Und nur dieses, 
Faustpfand sichert, solange die Sicherheit nicht von einer über 
den Beteiligten stehenden Macht, die unter Umständen sogar 
überstaatlich sein müßte, oder durch ein entsprechendes morali- 
sches Niveau zweifelsfrei gegeben ist, durch seine Kostspieligkeit 
vor der Gefahr, die den Anweisungen auf das volkswirtschaft- 
liche Güterreservoir sonst immer droht, vor ihrer beliebigen 
Vermehrung. Deshalb ist es bis auf vorläufig unerreichte Kultur 
stufen hinauf möglicherweise unentbehrliche Voraussetzung glat- 
ten Funktionierens des durch das Geld bewirkten automatischen, 
Abrechnungsprozesses. Darin liegt — und darin allein — auch 
die Bedeutung einer »Deckung« zirkulierenden Geldes ohne Eigen- 
wert durch Metall. Gewiß brauchen die Wirtschaftssubjekte 
das Gold nicht, auf das ihre Geldzeichen lauten. Nicht auf Geld 
kommt es ihnen an, sondern auf Waren. Aber ein stets durch- 
setzbarer Ansprüch auf Gold sichert eben die Verfügung über 
Waren. Er sichert sie in unvollkommener Weise, je nach den 
Umständen in sehr wechselndem Umfang — zugegeben, aber 
er sichert sie trotz alledem. Und zwar liegt das Wesen der Sache“ 
nicht darin, daß man sich für die Geldzeichen Gold und für das 
Gold Ware beschaffen kann: Dem Verkäufer ist es ebensowenig 
um Gold zu tun als dem Inhaber der Note. Sondern darin, daß 
das Bestehen des Anspruchs die beliebige Vermehrung der Geld- 
zeichen verhindert: Tut es das nicht, so nützt keine »Fundierung« 
des Geldes auf irgendwelche Werte, wie das Beispiel er Assi, 
gnaten zeigt. Aehnlich tritt eine »Geldentwertung« zwar regel- 
mäßig im Gefolge einer Münzverschlechterung ein. Aber: nicht 
deshalb, weil nun die Münzen weniger Edelmetall enthalten. 
Das wäre an sich sehr gleichgültig !?). Sondern weil — und nur 


das zugänglichste Goldreservoir der Welt und als solches bekannt ist. Deshalb 
muß man, was ja schon Knapp betonte, was aber allzuleicht vergessen wird, 
streng zwischen theoretischem und pıiaktischem Metallismus unterscheiden. 
Auch die praktische Idealisierung des Goldes, die pis zu einer gewissen Heuchelei 
geht, hat ihre Schwächen. Heute aber dient sie gesünderen und moralischeren 
Zwecken als das Gegenteil. 

12) Allerdings könnte schon die bloße Münzverschlechterung das Vertrauen 
des Publikums erschüttern. Aber es würde, wenn keine Münzvermehrung ein- 


N 
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wenn — dann mehr Münzen geprägt werden als früher. Dieses 
Beispiel zeigt besonders klar, wie Anerkennung der eminenten 
Bedeutung der Vollwertigkeit der Valuta völlig kompatibel ist 
mit der Erkenntnis ihrer »Unwesentlichkeit« — im strikten Sinne 
dieses Worts. Das wird später noch klarer und gegen naheliegende, 
jetzt sehr populäre Einwendungen gesichert werden, weshalb 
der Leser gebeten wird, sein Urteil noch nicht auf dieser Stufe 
unserer Erörterungen zu fällen. 

Trotzdem war diese Erkenntnis der prinzipiellen 
Unabhängigkeit des Geldwerts vom Geldstoff und die Erfassung 
der Geldrolle in voller Reinheit, losgelöst von dem Beimengsel 
des Stoffwerts, ein großer Fortschritt. Und im Wort »Anweisung« 
— Mills »ticket« — liegt alles beschlossen, was wir brauchen, um 
das zu ersetzen, was uns durch das unvermeidliche Aufgeben der 
»Warentheorie« entgeht, so daß man wohl von einer »Anwei- 
sungs«- oder »Eintrittsbillettheorie« des Geldes sprechen kann. 
Soweit hat Bendixen, dessen energischer Vertretung diese Theo- 
rie viel verdankt, mit seinem geistreichen Wort, daß Geld 
aus einem wertvollen Stoff im Grund so sinnwidrig sei wie eßbare 
Speisemarken, zwar aus den angeführten Gründen nicht völlig 
recht gehabt, aber doch einer wichtigen Wahrheit Ausdruck 
verliehen. Es ist wahr, daß der Wert des Geldes als Geld nicht 
von dem Stoff kommt, aus dem es besteht oder den es — wie 
bei Goldzertifikaten — repräsentiert oder mit dem es irgendwie 
in Beziehung gesetzt wird 13). Aber wenn das wahr ist, so erhebt 
sich erst recht die Frage nach dem Ursprung und den Bestim- 
mungsgründen des Geldwerts, der deshalb noch lange nichts 
Willkürliches oder Gleichgültiges ist. Gerade vom Standpunkt 


träte, sehw bald zurückkehren, und ohne diese könnten auch bloß momentane 
Wirkungen eintreten. »Vertrauen« zum Stoffwert oder Einlösungsversprechen ist 
nur die äußere Form des allein wesentlichen Vertrauens darauf, daß man für das 
Zahlungsmittel auch ungefähr die gewohnte Warenmenge erhält. 
13) Wicksell, Geldwert und Güterpreise S. 44, drückt das in der Wendung 
aus, daß auch Goldgeld Kreditgeld sei (18981!!). Nicht glücklich scheint mir die 
"Auffassung der Nominalisten, die die Währungsfrage im Grunde zu einer Fıage 
der sintervalutarischen Kurses macht. Das impliziert, daß die Währungsverhält- 
nisse für den inneren Verkehr wenig bedeuten. Allein die sintervalutarischen« 
Kurse sind eine Teilerscheinung des Geldwerts überhaupt — einfach dasselbe 
Phänomen, das sicb im Innern als Preisniveau darstellt. In vielen Dingen haben 
die unmodernsten Metallisten viel richtiger gesehen als wir. Wenn man die 
nominalistische Tagesliteratur betrachtet, so findet man, daß wir das — viel- 
leicht ungefährlichere — metallistische Vorurteil mit einem Bündel neuer Vor- 
urteile vertauscht haben. 


Das Sozialprodukt und die Rechenpfennige. 645 


der Anweisungstheorie bleibt das die Grundlage der Geldlehre, 
und es ist ein Irrtum, im Grunde eine ziemlich primitive Ver- 
wechslung verschiedener Dinge, wenn man in dem Moment, 
wo man die Unwesentlichkeit eines Stoffwerts des Geldes er- 
kannt hat, zugleich das Geldwertproblem überhaupt und nicht 
bloß die unzulängliche metallistische Lösung desselben los- 
geworden zu sein glaubt — ein Irrtum, der noch schlimmer ist, 
als der der »Warentheorie«. Insbesondere ist es auch falsch, 
zu glauben, daß man etwas gewonnen und die weggefallene 
Warentheorie ersetzt bat, wenn man das Geld als Geschöpf der 
Rechtsordnung bezeichnet und seine Marktgeltung einfach 
durch den Annahmebefehl des Staates erklären will 14}. Denn 
erstens ist das Geld seinem Wesen nach ebensowenig oder doch 
nur in demselben Sinn Geschöpf der Rechtsordnung wie jede 
andre soziale Institution, z. B. die Ehe oder das Privateigentum. 
Der Vergleich ist ganz instruktiv. Auch Ehe oder Eigentum 
sind jeweils rechtlich geregelt und insoweit sind ihre konkreten 
Formen natürlich Geschöpfe der jeweiligen Rechtsordnung. Nie- 
mals aber kann man Ehe oder Eigentum aus dieser Rechts- 
ordnung erklären, vielmehr werden die betreffenden Rechts- 
befehle selbst erst aus dem sozialen Wesen und den sozialen Funk- 
tionen der Beziehungen und Verhaltensarten verständlich, die 
sie regeln und die zwar nie ohne sie, aber auch nie bloß durch 
sie existieren — das Wesen der ehelichen Beziehungen erklärt 
die sie regelnden Rechtsbefehle, aber die Rechtsbefehle erklären 
nicht Wesen und Ursachen der ehelichen Beziehungen. So ist 
auch der Geldverkehr zwar jeweils durch die Rechtsordnung 
. geregelt oder gestaltet, aber er bleibt trotzdem ein ihr gegenüber- 
stehendes, von ihr unterscheidbares, nur aus sich selbst resp. 
den inneren Notwendigkeiten der Verkehrswirtschaft erklär- 
bares Objekt ihrer Regelung und wird auch in keinem tiefern 
Sinn ihr Geschöpf, wenn ihr Eingriff seine konkreten Formen 
völlig verändert. Zweitens wäre die Sache nur dann mit dem“ 
Hinweis auf den Annahmebefehl des Staats erledigt, wenn durch 
ihn auch der Warengehalt der Einkommenseinheit festgesetzt 
würde. Solange die Rechtsordnung dieses wesentliche Moment,- 
dem Automatismus des Marktes überläßt, muß man auf diesem 


14) Dagegen ist natürlich die Anerkennung der Rechtsordnung entscheidend 
für die Frage, was Geld im juristischen Sinn des Wortes ist. In dieser Be- 
ziehung ist der Spruch des Staates nicht bloß deklaratorisch, sondern kon- 
stitutiv. Aber in ökonomischer Beziehung ist er auch nicht einmal das erstere. 


% 
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die Lösung des Problems suchen, das der Staat zu lösen ablehnt. 
Das Geldproblem bleibt also auf unserer Bahn — wenn auch nicht 
in ganz demselben Sinn wie vor hundert Jahren »). 

Vom Standpunkt der Anweisungstheorie ist uns jener so 
einladende Weg verschlossen, der über den Wert des Geldstoffes 
zur Kaufkraft des Geldes führt. Das Geld ist seinem Wesen nach 
kein Gut, auch dann nicht, wenn es zufällig aus einem wert- 
vollen Stoff besteht: Denn sowie ein solcher als Geld verwendet 
wird, muß er notwendig aufhören, seine Rolle als wirtschaftliches 
Gut zu erfüllen; und sowie ein Geldstück aus wertvollem Stoff 
seinem Stoffzweck zugeführt, z. B. als Schmuck verwendet wird, 
so hört es pro tanto auf, Geld zu sein. Solange ein Stoff Geld 
ist, befriedigt er keine Bedürfnisse und nie kann er als Geld 
Gegenstand von subjektiven Gebrauchwertschätzungen sein, daher 


/ als Geld nie Eigenwert haben. Das Geld hat Kaufkraft und des- 


halb wird es von seinem Besitzer geschätzt. Aber es schöpft 
seine Kaufkraft nicht daraus, daß es auch noch anderweitig, 
nämlich an sich, geschätzt wird, wie das die Warentheorie an- 
nimmt. 

Deshalb wäre es ein Zirkel, wenn man auch vom Standpunkt 
der Anweisungstheorie, wie es die Warentheorie tun kann und 
tun muß 1%), die Kaufkraft des Geldes aus den subjektiven Wert- 


‚ schätzungen der Marktparteien für Geld und Ware ableiten 


wollte. Denn die Wertschätzungen derselben für das Geld sind 
lediglich reflektierte: Sie setzen bestimmte Austauschverhältnisse 
zwischen Geld und Waren bereits voraus, also eben die Kauf- 
kraft, die sie erklären sollen und die nichts anderes ist und sein 
kann, als der reziproke Wert der Geldpreise der einzelnen Waren. 
Zwar sind die subjektiven Wertschätzungen, deren Gegenstand 
das Geld ist, und die Grenznutzen der Geldeinkommen keines- 
wegs bedeutungslos. Sie entscheiden im Fall eines Geldes aus 
wertvollem Stoff bei freier Prägung und Demonetisierbarkeit 
über die Verteilung dieses Stoffes zwischen der Geld- und der 


15) Deshalb muß man streng unterscheiden zwischen »Nominalismuss und 
»staatlicher Theories. Der nominalistische Gedanke hat in der letzteren eine 
besondere, ihm nicht wesentliche Form erhalten, die ihn Einwendungen aus- 
setzt, welche andernfalls wegfallen würden. Es ist fraglich, ob die Ueberschätzung 
der Bedeutung des Stoffwerts oder die Ueberschätzung der Bedeutung der Rolle 
des Staats beim Geld die schlimmere Aberration ist. 

16) Bei ihr liegt kein Zirkel vor. Bekanntlich hat das Helfferich behauptet, 
speziell für eine Warentheorie, die mit dem’ Grenznutzenprinzip arbeitet. Es 
erübrigt sich wohl, das dünne Gewebe des Arguments zu -zerreißen. 
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industriellen Verwendung. Sie treten ferner bei jedem Kaufakt 
hervor, indem der Geldgrenznutzen dabei stets mit dem Grenz- 
nutzen der für die Geldeinheit erhältlichen Warenmenge ver- 
glichen wird. Aber dabei ist der Geldgrenznutzen lediglich ein 
Ausdruck der Wertschätzung jener Güter, die man für die Geld- 
einheit sonst noch erhalten könnte und deren Gebrauchswert 
in Wahrheit gegen den des Kaufobjekts abgewogen wird. Für 
die Ableitung der Kaufkraft des Geldes ist er nicht zu gebrauchen. 

Sogar schon dann läge ein Zirkel vor, wenn man die Kaufkraft 
des Geldes als einen Spezialfall des allgemeinen Phänomens des 
Tauschwerts erklären und die Geldpreise der Waren als Resultate 
eines eigentlichen Tausches zwischen Geld und Waren auffassen 
wollte. Denn das käme auf die Behauptung hinaus, daß man 
für das Geld Waren erhält, weil es Tauschwert hat, während es 
doch nur Tauschwert hätte, weilman dafür Waren bekommt. Das 
Geld hat eben nicht nur keinen Gebrauchswert, sondern infolge- 
dessen auch keinen Tauschwert im gleichen Sinn wie die Waren. 
Das schadet auch weiter nichts — der Fall ist nicht mysteriöser, 
wenngleich wesentlich komplizierter, wie der einer Theaterkarte 
und alle Schwierigkeiten verschwinden, wenn man erkennt, daß 
man von einem Tauschwert des Geldes nur in demselben Sinn 
sprechen kann wie vom Tauschwert einer Theaterkarte gegenüber 
dem Platz, auf den sie lautet. Diese Analogie zeigt uns das 
Wesen der Erscheinung sui generis, die wir Kaufkraft des Geldes 
nennen. Sie hilft noch weiter, nämlich über das Problem hinweg, 
das in der Unbestimmtheit des Objektes liegt, auf das das Geld 
eine »Anweisung« ist. Vergleichen wir die Warenmasse mit dem‘ 
Raum in einem Stehparterre und die Geldeinheiten mit den 
Eintrittsbilletts dazu, so sehen wir sofort, wovon die Kaufkraft 
des Geldes abhängen muß, der in diesem Gleichnis der Raum 
entspricht, welcher dem einzelnen Besucher des Stehparterres 
zur Verfügung steht. 

Aber — und damit mündet unser Gedankengang in den 
des ersten Abschnittes ein — dieser Vergleich gilt unmittelbar 
nicht für die Geldmenge, sondern für die Einkommensumme, 
nicht von Geldeinheiten, sondern von Einkommenseinheiten und 
deren Kaufkraft. Sie und nicht einfach die Geldeinheiten, 
als solche sind die wahren »Eintrittsbilletts« zum Güterreservoir. 
Wenn man ihn so versteht, so liegt in unserem Vergleich wirklich 
der Schlüssel zur Lösung des Geldwertproblems. Zugleich aber 
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der Grundgedanke der Quantitätstheorie: Was immer für Mängel 
diese letztere aufweisen mag — und ihre verschiedenen Dar- 
stellungen haben zahllose aufzuweisen —, so ist doch zweifellos, 
daß für die reale Bedeutung von »Anweisungen«, deren Eigen- 
tümlichkeit darin besteht, daß sie nicht auf bestimmte Objekte, 
sondern auf Anteile an einer Gütermasse lauten, ihre Anzahl 
sehr entscheidend sein muß, ebenso wie bei Spielmarken, die 
einen Anteil an einem den Spielern gemeinsamen Fonds repräsen- 
tieren, offenbar die Gesamtzahl der Spielmarken über die Größe 
des von jeder dargestellten Anteils daran entscheidet. Es würde 
zu weit führen die Gründe zu erörtern, die zu solcher Abneigung 
gegen die Quantitätstheorie geführt haben, daß man sie immer 
wieder köpft, um immer wieder zu sehen, daß sie sich hydragleich 
erneuert 1”). Sehr berechtigte Einwendungen gegen Momente, 
mit denen sich jener Grundgedanke in ihren Darstellungen 
alliiert, und gegen manche vorschnelle Anwendungen vereinigen 
sich da mit laienhaften Vorurteilen und gewissen währungs- 
politischen Tendenzen 18). Hier ist nur von jenem Grundgedanken 
die Rede. Und da ist wichtig, daß er unmittelbar und notwendig 
aus der Anweisungstheorie folgt. Deshalb existiert kein prin- 
zipiellet Gegensatz zwischen beiden, wie man ihn mitunter finden 
wollte!9): Die Anweisungs- und Quantitätstheorie sind überhaupt 
nicht zwei koordinierte Geldtheorien. Vielmehr ist die letztere 
nur ein geldtheoretischer Lehrsatz, der an und für sich nichts 
über. das Wesen von Geld und Geldwert aussagt. Er ist voll- 
kommen kompatibel mit der »Produktionskostentheorie«. Das 
hat schon Mill ausgeführt — weshalb es hier nicht wiederholt 
werden soll. Damit hat er schon anticipando gegenüber Marx 
recht gehabt 2%). Das Quantitätstheorem ist ferner vollkommen 


17) Unter ihren neuern Verteidigern ragen Irving Fischer, Del Vecchio und 
Spiethoff hervor. Doch muß betont werden, daß es keineswegs meine Ab- 
sicht ist, die Quantitätstheorie als solche zu verteidigen. 

18) Diese Tendenzen — oder doch die Rücksicht darauf — haben dazu geführt, 
daß manche Autoren von heute lieber vom Einfluß des Produktionsrückganges, 
der Ersetzung der Warenmassen durch Geldmassen, dem konsumtiven Charakter 
des Staatskredits sprechen, wenn es gilt, den Preisstand im Kriege zu erklären. 
Alle diese Dinge haben ihren Platz. Aber erstens bleibt das Moment der Geld- 
vermehrung daneben bestehen und zweitens kann man so nie die Quantitäts- 
theorie bekämpten wollen. Im Gegenteil: wenn man von jenen Momenten Ge- 
brauch macht, so impliziert man ihre Richtigkeit. 

19) z. B. Bendixen. 

20) Aehnlich wie in der Diskussion über Angebot und Nachfrage. Und es 
ist charakteristisch für unsere Wissenschaft, daß ihm das statt Anerkennung 
nur Schmähungen eintrug. 
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kompatibel mit der »Kredittheorie« des Geldes — die übrigens 
ebensowenig Anrecht darauf hat, als eine Geldtheorie zu gelten, 
wenn man darunter nur das versteht, was man bei Tooke und 
Fullarton findet. Mit der Anweisungstheorie ist sein Grund- 
gedanke aber nicht bloß kompatibel, sondern er postuliert sie 
sogar als seine tiefere Begründung, wie Mill ebenfalls schon an- 
deutete. Nur zwei Geldtheorien gibt es, die diesen Namen ver- 
dienen: Die Waren- und die Anweisungstheorie. Sie sind schon 
dem Grundgedanken nach nicht kompatibel, obgleich sie in sehr 
vielen Fällen zu denselben Resultaten führen und der Grund 
eines großen Teils ihrer Differenzen nicht in ihnen selbst, sondern 
nur in Akzessorien und namentlich in den praktischen Tendenzen 
liegt, mit denen sie sich nicht notwendig, sondern nur tatsächlich 
alliiert haben 2!) und bei denen das Recht keineswegs immer auf 
der Seite zu finden ist, die den theoretisch richtigern Grund- 
gedanken der Anweisungstheorie vertritt. 

Aus dem Grundgedanken der Anweisungstheorie ergibt sich 
nun auch noch ein weiterer Unterschied zwischen der bloß reflek- 
tierten subjektiven Wertschätzung der Geldeinkommen und 
der originären subjektiven Wertschätzung der Güter, zwischen 
Geldgrenznutzen und Warengrenznutzen. Beide sinken mit zu- 
nehmender Menge ihrer Objekte. Der Grenznutzen jeder Ware 
für jedes Wirtschaftssubjekt sinkt mit Zunahme der von diesem 
besessenen Menge nach dem Gossenschen Gesetz. Der Grenz- 
nutzen der Einkommenseinheit hängt von dem Grenznutzen der 
Warenmengen ab, die man für die erstere erhalten kann. Deshalb 
sinkt er zunächst mit Zunahme des Einkommens aus dem gleichen 
Grund wie der Warengrenznutzen, nur daß er, weil sich in ihm 
die Grenznutzen aller erhältlichen Waren spiegeln, lang- 
samer sinkt als der Grenznutzen jeder einzelnen Ware, etwa 
nach Bernoullis und Laplaces Hypothese. Außerdem hängt aber 
die durch das »letzte« Einkommenselement gesicherte Bedürfnis- 
befriedigung noch von der Kaufkraft derselben ab. Wenn daher 
die Einkommenszunahme eines Wirtschaftssubjekts mit einem 
Sinken der Kaufkraft zusammengeht, so sinkt der Geldgrenz- 


— 


21) Was man dem Quantitätstheoretiker am wenigsten verzeihen kann, ist, 
daß er heute meist energischer ‚sound money man‘ ist und gar kein Verständnis 
hat für die unsterbliche Gefolgschaft John Laws in allen Zeiten und allen Landen 
— wie man esihm früher in Amerika nicht verzeihen konnte, daß die Quantitäts- 
theorie in mancher populären Darstellung mit der entgegengesetzten Tendenz 
vermählt worden war. 
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nutzen offenbar auch, aber nicht oder nicht bloß deshalb, weil 
weiterer Güterzuwachs den Gütergrenznutzen drückt, sondern 
deshalb, weil nun jede zuwach$ende Geldeinheit Zuwachs von 

{weniger Gütern bedeutet. Der Geldgrenznutzen hat also 
um einen Bestimmungsgrund mehr als der Warengrenznutzen, 
er ist der Ausdruck zweier Ursachenkomplexe, von denen nur einer 

\sein Pendant in der Welt der Warenwerte hat. Praktisch wird 
die Sache noch dadurch kompliziert, daß die Wirtschaftssubjekte 
die Neigung haben, mit konstanter Kaufkraft zu rechnen und 
so zu handeln, wie wenn Einkommensab- und -zunahme stets 
auch Ab- und Zunahme des Realeinkommens bedeuten würde, 
was Ursache einer besonderen Klasse von wirtschaftlichen 
Störungen ist. 

Deshalb bedeutet Zu- und Abnahme der Einkommensumme 
auch vom volkswirtschaftlichen Standpunkt etwas ganz anderes 
als Zu- und Abnahme des Sozialprodukts. Die letztere bedeutet 
bessere oder schlechtere Güterversorgung. Die erstere ist an sich 
volkswirtschaftlich gleichgültig und kann reale Bedeutung nur 
gewinnen, wenn sie entweder zugleich eine Verschiebung der 
Einzeleinkommen, also der Anteile am Sozialprodukt, involviert 
oder Symptom und Begleiterscheinung einer Veränderung der 
Größe des Sozialprodukts ist. Die Volkswirtschaft als solche 

er Lulely- hat daher auch keinen bestimmten »Geldbedarf«. Sie kann, wie 
DEN schon oft hervorgehoben wurde, ebensogut mit einer geringeren 
wie mit einer größeren Einkommensumme ihren Verkehr be- 
een À , wältigen, wie ein Kartenspiel ebensogut mit einer größeren wie 
pann ji „m mit einer geringeren Anzahl von Spielmarken abgerechnet werden 
Re kann: Ein Bedarf an einer bestimmten Zahl von Spielmarken 
hätte vom Standpunkt der Gesamtheit der Spieler keinen Sinn. 

/Nur in bezug auf ein bestimmtes Preissystem kann es »zuviel« 

oder »zuwenig« Geld geben, aber das erstere paßt sich, wenn 

das der Fall ist, einfach der Einkommensumme an. Anders 

ür das einzelne Wirtschaftssubjekt, das ein Tropfen im Meere 

der Volkswirtschaft und für das das Preissystem etwas ohne 
Rücksicht aufgerade sein Einkommen Gegebenesist. Seiner 

Geldfülle oder seinem Geldmangel paßt sich das Preissystem 

nicht an und für das Individuum gibt es wirklich einen bestimmten 

Bedarf an Geld zur Durchführung seines Wirtschaftsprozesses. 

Jede Veränderung der ihm zur Verfügung stehenden Geldsumme 

hat, wenn nicht gleichzeitig eine ebensolche bei allen Wirtschafts- 


IC» 
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subjekten eintritt, reale Bedeutung, nämlich die einer Verschie- 
bung der Anteile am Sozialprodukt im Gegensatz zu einer Aende- 
rung der Einkommensumme — die nur der numerische Aus- 
druck des Sozialprodukts ist, eine an sich sinnlose Zahl 22). 

»Geldwert« kann also nichts anderes bedeuten als die Kauf\ 
kraft der Einkommenseinheit, die weder ein Tauschwert ist, 
noch auf einem Gebrauchswert beruht. Das Geldwertpro/ 
blem ist einfach das Kaufkraftproblem und dieses ist lediglich 
das Problem des Geldpreises der einzelnen Waren, dessen rezi- 
proker Wert eben die Kaufkraft der Einkommenseinheit gegen- 
über der einzelnen Ware ist. Hat man einmal erfaßt, daß das 
Geld nichts anderes ist als ein technisches Hilfsmittel des Wirt- 
schaftsverkehrs, eine Spielmarke ohne Eigenbedeutung, so ver- 
liert jeder andere Standpunkt seinen Boden. Dem Kaufkraft 
begriff liegt der Preisbegriff zugrunde, die Kaufkraft setzt den 
Preis voraus. Versucht man beide zu trennen, so entschlüpft 
der Kern der Sache. 

»Geldentwertung« ist dann die Erscheinung, daß man für 
die Einkommenseinheit weniger Ware bekommt als vorher 
— gleichbedeutend mit sinkender Kaufkraft oder steigendem 
Preis; in einem engeren Sinn durch monetäre Ursachen hervor- 
gerufenes Sinken der Kaufkraft, wobei mangelndes »Vertrauen« 
à la longue nie die Ursache, sondern nur die individual- 
.. Konsequenz und Erscheinungsform dieser sinkenden 

aufkraft ist und aus sich selbst nur temporäre Wirkungen auf 
den Geldwert — namentlich wenn weiteres Sinken erwartet 
wird — ausüben kann. Geldentwertung bedeutet, daß die Ein- 


kommenseinheit in Ware ausgedrückt billiger wird — man 
weniger Ware für sie hinzugeben braucht. Natürlich hat das 
prinzipiell gar nichts zu tun mit sinkendem Zinsfuß — dem 


»sinkenden Geldpreis« des Geldmarktes —, was man schon vor 
A. Smith wußte, aber leider auch heute noch hervorheben muß, 
sogar einem Schriftsteller wie Heyn gegenüber. 


22) Im Grunde sind das Selbstverständlichkeiten. Wenn sie nur nicht 
so oft übersehen würden! Immer wieder spricht man von einem infolge gestie- 
gener Preise gestiegenen Bedarf der Volkswirtschaft an Zahlungs- 
mitteln, von einer Drosselung der Volkswirtschaft durch zu geringe Umlaufs- 
mittelmengen usw. In diesem Zusammenhang ist es vielleicht sogar nicht 
überflüssig zu betonen, daß der individuelle Geldbedarf, von dem der Text 
spricht, nicht zu verwechseln ist mit Kreditbedarf. Noch weniger aber mit dem 
Bedarf an Gütern, besonders Produktionsmitteln, den der Praktiker meint, 
wenn er von »Geldbedarf der Industrie« spricht. Noch etwas andres ist Geld- 
bedarf im Sinne von Bedarf an einzelnen Formen von Geld: Kleingeldbedarf z. B. 

42* 
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Das ist das Wesen und der wirklich relevante Sinn von »Geld- 
i , entwertung«. Der Praktiker erkennt ihr Eintreten mitunter nur 
CAT ae daran, wenn sie sich als Disagio äußert, nämlich als Unterwertig- 
keit des Geldes gegenüber dem Preis eines Stoffes, wenn die 
Einkommenseinheit zu einem solchen in Beziehung gesetzt ist, 
z. B. gegenüber dem Marktpreis des Goldes. Doch ist ein solches 
Disagio — wie es sich am deutlichsten am Verhältnis der Ein- 
kommenseinheit zu einer fremden »vollwertigen« zeigt — an sich 
noch kein Beweis für eine Geldentwertung in bezug auf andere 
Waren, also für eine Geldentwertung im praktisch und theoretisch 
relevanten Sinn. Denn es kann durch eine Wertsteigerung des 
Goldes herbeigeführt sein. Umgekehrt kann es vorkommen, daß 
kein Disagio gegenüber dem Gold vorliegt und dennoch eine 
zweifellose Geldentwertung (Goldinflation.. Denn es kann das 
Geld seine paritätische Relation zum Golde behalten, aber wegen 
sinkendem Werte des letzteren an Kaufkraft gegenüber anderen 
Waren verlieren ®2). Wenn daher Mill (p. 545 ed. Ashley) das 
Disagio als Beweis und Maß der Entwertung von Papiergeld 
betrachtet, so sinkt er damit für den Augenblick unter das Niveau 
seiner eigenen Erkenntnis herunter und macht sich eines »Metal- 
lismus« in dem Sinn schuldig, in welchem dieses Wort nicht eine 
falsche Grundauffassung vom Wesen des Geldes, sondern eine 
Ueberschätzung der Rolle des Goldes in der Währungspolitik 
bedeutet. Praktisch freilich greift man nicht viel daneben, wenn 
man im Falle des Papiergeldes nach den bisherigen Erfahrungen 
Disagio gegenüber dem Gold und Entwertung gegenüber andern 
Waren ziemlich gleichsetzt. 
<” Nun ist aber die Kaufkraft des Geldes nur den einzelnen 
Waren gegenüber als unmittelbare Tatsache gegeben. Soweit 
könnte man also von einer allgemeinen Kaufkraft des Geldes, 
ohne spezielle Beziehung auf eine einzelne Ware, nur dann 
sprechen, wenn sich alle Warenpreise nicht nur in gleichem Sinn, 
Nsondern auch in gleicher Proportion veränderten. Das ist natür- 
lich nie der Fall, weil erstens die einzelnen Preise neben alle Waren 
affizierenden Ursachen auch solche widerspiegeln, die nur der 
betreffenden Ware eigen sind, und weil zweitens auch die alle 
Warenpreise affizierenden Ursachen die einzelnen Preise mit 


23) Natürlich kann ein Disagio gegenüber dem Gold nicht bei Einlöslich- 
keit des Geldes in Gold eintreten, ein »Disagio« des Goldgeldes gegenüber den 
Waren aber umgekehrt nur bei Einlöslichkeit des Geldes in Gold. Das erstere 
ist oft bestritten worden, wogegen schon Ricardo ankämpfen mußte. 
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sehr verschiedener Gewalt erfassen. Trotzdem bedürfen wir oft 
eines Ausdrucks für die allgemeine Kaufkraft des Geldes, der 
die verschiedenen Kaufkraftindizes, die einzelnen Warenpreise, 
zu einer Resultante zusammenfaßt. Das ist schon deshalb nötig, 
weil nur so festgestellt werden kann, wieweit Kaufkraftverluste 
des Geldes durch Kaufkraftgewinne aufgewogen oder übertroffen 
werden, vor allem aber deshalb, weil jene allgemeinen Bewegungen 
aller Einzelpreise erfaßt und von den Wirkungen spezieller, nur 
einzelne Waren betreffender Ursachen unterschieden werden 
müssen. Daher das Bedürfnis nach dem Begriff und der zahlen- 
mäßigen Erfassung des Preisniveaus (general prices). 
Dieses nun ist nicht als unmittelbare Tatsache gegeben, sondern 
immer nur ein künstliches Gebilde, das sein Recht nur aus dem 
Zwecke zieht, den man mit ihm verfolgt. Jedem solchen Zweck 
entspricht ein anderer Begriff des Preisniveaus und mithin auch 
seines reziproken Wertes, der allgemeinen Kaufkraft des 
Geldes. Für jeden Zweck müssen besondere Methoden der Kon- 
struktion von »Generalindexziffern« gewählt werden, die das 
jeweils gewünschte Preisniveau mit einer einzigen durch eine 
Kombination der Einzelpreise gewonnenen Zahl charakterisieren 
sollen. | ; 

Die ganze Geldlehre liegt in diesen Indexziffern 2*) und ihren 
Veränderungen, die ganz andern Gesetzen folgen als die Einzel- 
preise 25). Für unsern Zweck ist uns jedoch mit keinem solchen 
Preisniveau gedient, weil sich darin je nach der gewählten Methode 
verschiedene, immer aber auch nichtmonetäre Ursachenkomplexe 
spiegeln. Starke Preisbewegungen schon eines großen Artikels 
können die Generalindexziffer verändern, es kann z. B. eine 
Mißernte nordamerikanischer Baumwolle ihn. steigen lassen. Noch 
mehr muß eine Ursache, die alle Waren affiziert, z. B. der all- 
gemeine Produktionsrückgang im Kriege, auf sie wirken, ohne 
daß sich deshalb notwendig etwas in der Geldzirkulation geändert 
zu haben braucht. Für spezielle Zwecke konstruierte Indexziffern 
vollends, z. B. jene, die die Bewegungen der Kaufkraft des Lohnes 
erfassen sollen, sind ganz unbrauchbar für uns. Je unvollstän- 
diger endlich die Liste der Artikel ist, deren Preise der statistischen 
Erfassung des Preisniveaus zugrundegelegt sind, um so weniger 


#) Wie die ganze Zukunft der Währungspolitik in ihrer praktischen Anwen- 
dung. Von ihr ist die Ueberwindung der »Geldmethode« zu erhoffen. 
35) Darüber unter Nr. 6. 
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hat sein Zahlenausdruck mit dem Geldproblem zu tun. Wir 
bedürfen vielmehr eines Ausdrucks, der auf alle monetären Ur- 
sachen und nur auf monetäre Ursachen reagiert. Einen solchen 
finden wir, wie später bewiesen werden wird, in der Summe der 
Produkte aus Preisen und Mengen der in der Wirtschaftsperiode 
konsumierten Genußgüter, die, wie bereits gezeigt, der Ein- 
kommensumme gleichgesetzt werden kann. Wir wollen sie »Pro- 
duktensumme« nennen. Sie ist das Ergebnis der quantitativen 
Beziehungen zwischen Sozialprodukt und Einkommensumme, 
und an ihr lassen sich diese und damit der reale Inhakt der Ein- 
kommenseinheit, deren Kaufkraft, studieren. 

Zunächst haben wir aber die Beziehung zwischen Einkom- 
mensumme und Geldmenge, insbesondere den präzisen Sinn des 
letzteren Ausdrucks, klarzustellen. Heute, wo manche Autoren 
in der Ersetzung der Geldmenge durch die Einkommensumme 
im geldtheoretischen Gedankengang eine große Entdeckung zu 
erblicken scheinen, ist das nötiger als jemals. Dann werden wir 
bereit sein, den monetären Grundzusammenhang zu formulieren, 
an dessen Diskussion sich alles anschließen läßt, was ich zu 
sagen wünsche. 


/ 3. Geldmenge. Daß der ökonomische Geldbegriff 2%) 
wie alle sozialwissenschaftlichen Begriffe seine Realdefinition und 
seinen Umfang nur aus der Funktion empfangen kann, die das 
Geld erfüllt, dürfte niemand bestreiten. Diese methodologische 
Erkenntnis führt uns aber, wenn man nach ihr verfahren will, 
zu einer Schwierigkeit — die sich nur beim Geld und sonst nirgends 
findet — bezüglich der Abgrenzung des Geldes von den Forde- 
rungen auf Geld. Während es sonst nämlich niemals schwer 
sein kann, zwischen einem Gegenstand und einem Forderungs- 
recht auf diesen Gegenstand zu unterscheiden, begegnen wir im 
Falle des Geldes der Tatsache, daß Forderungen, wie man das 

. meist auszudrücken pflegt, als Geldsurrogate dienen können: 
Ich kann auf einer Forderung auf ein Pferd nicht reiten und jeder- 
mann ist sich darüber klar, daß die Kreierung dieser Forderung 
die vorhandene Pferdemenge nicht vermehrt und es eine un- 
zulässige Doppelrechnung wäre, wenn man Pferd und Forderung 
nebeneinander anschlagen wollte. Aber mit einer Forderung auf 
Geld kann ich unter gewissen Voraussetzungen ganz dasselbe 


=) Im Gegensatz zum juristischen. 
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anfangen, wie mit dem Objekt selbst, auf das die Forderung 
lautet. 

Die Ursache dieser Erscheinung ist natürlich der Um- 
stand, daß das Geld kein Mittel unserer Bedarfsbefriedigung und 
insofern an sich weder ein »Gut« noch eine »Ware« ist. Die 
Folge jener Erscheinung ist, daß eine Vermehrung der Forde- 
rungen auf Geld unter gewissen Voraussetzungen ganz so wirkt, 
wie eine Vermehrung des Geldes selbst. Und ferner, daß auch 
die Stellung anderer »Geldsurrogate« als Forderungen völlig ver- 
schieden ist von der sonstigen Stellung von Surrogaten zu der 
Ware, die sie surrogieren. 

Wenn wir also im Sinne des an die Spitze unserer Erörte- 
rungen gestellten Satzes verfahren und das Geld aus seiner Funk- 
tion, für die Zwecke einer ökonomischen Untersuchung daher 
aus seiner ökonomischen Funktion, abgrenzen, so daß alles unter 
den Geldbegriff fällt, was die Rolle des Geldes tatsächlich aus- 
füllt, und die Geldmenge, die dieser Begriff ergibt, wirklich jene 
Menge wird, die für das Grundproblem der Geldtheorie relevant 
ist, so müssen wir unter Geld verstehen: 

Erstens: Waren, die tatsächlich als Geld zirkulieren. Der 
wichtigste Fall sind gegenwärtig natürlich vollwertige, frei präg- 
und demonetisierbare Goldmünzen. Weder auf den staatlichen 
Stempel — der hat wirklich keine andre Bedeutung als die, daß 
er den Verkehr erleichtert, An diesem Punkt hat der »Metallismus« 
Recht —, noch auf das juristische Gebilde der gesetzlichen 
Zahlungskraft kommt es hierbei an, sondern nur auf das ökono- 
mische Faktum, dessen Anerkennung sich in diesen juristischen 
Akzessorien ausdrückt. Deshalb ist auch Barrengold, soweit es 
die Geldfunktion erfüllt oder für Verwendung als Tausch- und 
Zahlungsmittel bereitliegt, dazuzurechnen u. zw. mit jener Summe, 
die sich unter Berücksichtigung einerseits der Prägungs-, anderer- 
seits der Ersparung der Demonetisierungskosten ergibt. Deshalb 
müssen aber auch alle andern Waren, die jeweils Tauschmittel- 
funktion erfüllen, mitgerechnet werden. Gegenwärtig ist die 
Bedeutung dieser Nebenrolle anderer Waren nicht gering. Wir 
zählen die Funktion der »Wertaufbewahrung« nicht zu den für 
das Geld konstitutiven Merkmalen, sonst müßten wir eine ganze 
Reihe von Waren hier anführen. Aber selbst wenn wir bloß an 
die Tauschmittelfunktion denken, können wir nicht umhin, 
freilich nicht näher bestimmbare Mengen vieler Waren (Zucker, 


S 
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Kaffee, Schokolade, Tee, Tabak usw.) einzuschließen. Der Grund 
für dieses auf den ersten Blick gewiß befremdliche Arrange- 
ment ist, daß diese Verkehrsübung tatsächlich ganz so wirkt 
wie eine Geldvermehrung, daß jene Waren, soweit sie erworben 
werden, um als Tauschobjekt zu dienen, die Geldfunktion er- 
füllen — eventuell ganz allein erfüllen könnten. Die ihnen an- 
haftenden Unvollkommenheiten ändern nichts daran. 

Erscheint die Einbeziehung von »andern Waren« in die 
Geldmenge bedenklich, so erwäge man, daß für primitive Zu- 
stände, in denen es ein einziges und staatlich anerkanntes Tausch- 
und Zahlungsmittel nicht gibt, von allen Geldtheoretikern mit 
Ausnahme jener, die das Wesen des Geldes im staatlichen An- 
nahmebefehl erblicken, solches Warengeld immer anerkannt 
wurde, wobei es für das Wesen der Sache immer gleichgültig ist, 
ob diese Anerkennung schlechthin geschah, also z. B. von einem 
Rinder- oder Kaurimuschel- oder Teeziegel»geld« gesprochen 
oder die Wendung gebraucht wurde, Rinder, Kaurimuscheln 
und Teeziegel hätten »die Rolle des Geldes ausgefüllt«. Steht 
man jedoch einmal auf diesem Standpunkt, dann können solche 
Waren durch die bloße Tatsache, daß ein anders geartetes, 
z. B. ein staatlich ausgemünztes Goldgeld 2?) neben sie tritt, 
diese Qualität nicht verlieren — sondern erst eventuell durch 
die weitere Tatsache, daß sie durch dieses Goldgeld verdrängt 
und infolge seiner Verwendung nicht mehr als Tauschmittel 
verwendet werden. Und folglich müssen sie auch als Geld an- 
erkannt werden, wenn sie, nachdem sie einmal verdrängt waren, 
durch besondere Umstände die Tauschmittelrolle zurückgewinnen. 
Diesem Zweck kann, muß aber nicht, auch der Warengiro dienen. 
Natürlich erhebt sich dann das Problem des Wertverhältnisses 
zwischen der staatlich anerkannten Goldgeld- und den sonst 
noch als Geld verwendeten Wareneinheiten. Allein dieses Pro- 
blem bietet keine anderen Schwierigkeiten als das einer Doppel- 
währung ohne gesetzliche Relation 2). 

x) Uebrigens hat der Staat sehr häufig solches Warengeld für bestimmte 
Zwecke neben seinem Metallgeld anerkannt. Beispiel: act ı8 Elisabeth C. VI 
1576, wo die Pacht gewisser Ländereien in Getreide festgesetzt wird. 

22) Es ist wichtig festzuhalten, daß heute in der Verwendung von Waren 
alsGeld lediglich ein Mittel des Privatverkehrs liegt, die gegenwärtigen Störungen 
des Geldwesens zu remedieren, sozusagen eine verläßliche Währung an Stelle einer 
momentan unverläßlichen zu setzen — nicht aber etwa eine prinzipielle Abkehr 


vom Geld- und eine Wendung zum Naturalverkehr. Auf der Flucht vor Verlusten 
und auf der Suche nach wertbeständigern Umlaufsmitteln gelangte man zu 
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Zweitens: Geld aus einem Stoff, dessen Marktpreis geringer? 
ist als die Kaufkraft der daraus erzeugten Einheiten. Dabei ist 
es ganz gleichgültig, ob diese Differenz größer oder kleiner, ob 
also der Stoff zwar nicht vollwertig, aber doch von verhältnis- 
mäßig großem Wert ist, wie namentlich bei innerhalb des Passier- 
gewichts unterwertigen Goldmünzen und bei ursprünglich als 
vollwertig gemeinten Silbermünzen, oder handgreiflich unter- 
wertig, wie bei Scheidemünzen — bei denen der gesetzliche An- 
spruch auf Umwechselung in vollwertiges Währungsgeld un- 
wesentlich ist — oder praktisch wertlos, wie beim Papiergeld: 
Denn, um ein glückliches Gleichnis Irving Fishers zu wieder- 
holen, wenn eine Säule nicht hoch genug ist, um die Decke eines 
Raumes zu tragen, so ist es gleichgültig, ob sie nur um einen 
Zentimeter zu kurz oder überhaupt nur einen Zentimeter hoch 
ist. Hier tritt die Geldrolle am klarsten unabhängig vom Stoff- 
wert hervor, und es war sicher ein Verdienst der »Nominalisten«, 
großen Wert darauf gelegt zu haben, daß dieses Geld ebensogut 
und iù ganz demselben Sinn Geld ist, wie »vollwertiges«. 

Drittens: Banknoten. Man hat sich lange dagegen gewehrt,/ 
Banknoten als Geld anzuerkennen, obgleich bekanntlich auch 
schon sehr früh ihre Einschließung in den Geldbegriff verlangt 
wurde. Auch heute widerstreben noch manche (z. B. Diehl) 
aus dem Gesichtspunkt, daß Banknotcn »nur« Forderungen auf 
Geld seien. Man könnte das zugeben und sie dennoch nach dem 
Gesagten einschließen. Aber die Banknote hat in normalen Zeiten 
ihren Forderungscharakter längst abgestreift. Es hat, ferner 
— und das ist wichtiger — gar keinen Sinn, den Inhaber einer 
Banknote als Kreditgeber aufzufassen. Denn das Wesen des 
Kreditgebens ist, jemand Verfügung über Güter zu verschaffen. 
Das tut der Inhaber einer Banknote nicht. Im Gegenteil, er 


dieser Praxis, die schon lange, bevor das Geldwesen so eklatante Mißstände 
zeigte, für viele Zwecke von der Theorie empfohlen worden war. Das sieht dann 
so aus, wie wenn der Gegenwart eine Tendenz zur Naturalwirtschaft innewohnen 
würde. Wir wollen nicht untersuchen, inwieweit eine solche Tendenz etwa aus 
andern Gründen abgeleitet werden könnte — wie das z. B. Neurath behauptet —, 
hier ist nur wichtig, festzustellen, daß sie aus jener Uebung nicht folgt und daß 
diese Uebung, weit entfernt eine Elimination vollwertigen Goldgeldes anzustreben, 
im Gegenteil eine Huldigung vor der Idee des Geldes mit Eigenwert ist — eben 
der Versuch, die Zirkulation, die ihre Goldbasis verloren hat, gleichsam von 
Fall zu Fall auf andere, weniger unerreichbare Waren zu stützen. Wie gelegent- 
lich auch sonst, so können die Erfahrungen des Krieges auch hiernur für den 
von mir gewiß nicht vertretenen — Metallismus angeführt werden. 
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selbst verschafft sich Güter dafür. Daß er ein Recht auf Gold 
hat, das er normalerweise nicht ausübt, ist eine juristische Ober- 
flächentatsache, die mit dem ökonomischen Wesen der, Rolle 
der Banknote wenig zu tun hat — obgleich sie für den Wert der 
Banknote, wie wir noch sehen werden, von viel größerer Bedeutung 
ist als unsere »Nominalisten« zuzugeben pflegen #) —, weshalb 
wir im Folgenden im allgemeinen von »uneinlöslichen« Bankno- 
ten sprechen wollen. 

Viertens: Scheck- und Giroguthaben, deren Entwicklung 
ja Folge der restriktiven Banknotengesetzgebung ist, die den 
Verkehr zu andern Methoden der »Geldschöpfung« gedrängt hat. 
Im einzelnen bestehen zwischen Guthabengeld und Banknoten- 
geld eine Menge oft betonter Unterschiede. Im Wesen sind beide 
dasselbe. Wenn in einem isolierten Bezirk, in welchem bis dahin 
nur Goldzirkulation bestand, eine Bank gegründet wird, bei der 
alle Wirtschaftssubjekte ihre Barvorräte deponieren, um fortan 
darüber mit Scheck zu verfügen, so kann die Bank geradezu den 
ganzen deponierten Betrag durch Kreditgewährung in Zirku- 
lation bringen. Er wird dann neben der ihm gleichen Summe 
von Guthaben, durch die er ersetzt wurde, zirkulieren und die 
»Geldmenge« im Bezirk ist verdoppelt. Wenn die Kreditnehmer 
nun das Beispiel der übrigen Leute nachahmen, so wird die Menge 
der zirkulierenden Geldeinheiten weiter erhöht bis zu dem Moment, 
wo alles Gold infolge der Senkung des Geldwerts, die natürlich 
eintreten muß, in industrielle Verwendungen abgeströmt ist. 
Und das Resultat wird ganz dasselbe sein, wie wenn keine solche 
Bank gegründet, dafür aber dieMenge des Goldgeldes in gleichem 
Verhältnis vermehrt worden wäre. Das fordert den Einschluß 
der jeweils bestehenden Scheck- und Giroguthaben (nicht der. 
Schecks 3°) und Girozettel) in die Geldmenge. 

Diese Erscheinung ist von jener zu scheiden, auf welcher das 
sogenannte Bankprinzip beruht und die ebenfalls geldvermehrend 
wirkt. Die erstere ermöglicht Geldvermehrung durch Ausschal- 
tung des Goldes aus dem Verkehr. Die letztere bloß dadurch, 
daß der fortbestehende Bedarf an Goldgeld, der durch Bank- 








; %) Natürlich ist bei der Vermehrung der Geldmenge durch die Banknoten 
die Summe ihrer metallischen Deckung als Abzugspost zu berücksichtigen. 
Darüber sogleich. 

30) Nur in einem Fall sind außerdem noch die Schecks einzubeziehen, 
nämlich wenn sie, von Hand zu Hand gehend, mehr als die eine Zahlung erledigen, 
für die sie gezogen sind. Darüber unter »Sechstens« 
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noteneinlösung gedeckt werden müßte, nicht bei allen Wirtschafts- 
subjekten zugleich auftritt, so daß jeweils eine Summe frei ist 
oder daß mehr Banknoten emittiert werden können, als durch 
die Reserve voll gedeckt sind. 

Fünftens: Alle Beträge der Zahlungen, die Einkommens- 
verwendungen sind und durch Skontration allein erledigt 
werden. Wenn der Kunde A der Bank X mittelst Scheck über 
1000 Mk. aus seinem Guthaben zugunsten des Kunden B der 
BankY und der Kunde C der Bank Y mittelst Scheck über I000 Mk. 
aus seinem Guthaben zugunsten des Kunden D der Bank X 
verfügt hat, so werden die beiden Banken im Clearing vonein- 
ander nichts zu fordern haben und die beiden Zahlungen durch 
Skontration erledigen können. Die Clearingoperation ist hier 
nur Durchführung der Scheckzahlung und nicht etwa noch be- 
sonders anzuschlagen — sie vermehrt die Geldmenge nicht. 
Wenn aber Schuster und Schneider gegeneinander gleichhohe 
Forderungen haben und durch Skontration erledigen, so wird 
dadurch derselbe Effekt erzielt, wie wenn der Schuster dem 
Schneider und der Schneider dem Schuster mit Goldmünzen oder 
Bankneten bezahlt hätte, und die Geldmenge ist durch diesen 
Vorgang effektiv um eine Summe in der Höhe beider Forderungen 
vermehrt. Es ist irreführend, hier — und ebenso im Falle des 
Guthabengeldes — von »geldsparenden Zahlungsmethoden« zu 
sprechen, wenn man darunter anderes als »m et a 1 1 geldsparende 
Zahlungsmethoden« versteht. Denn es wird dabei kein Geld in 
dem Sinn erspart, daß nun die Dinge so vor sich gingen, wie wenn 
weniger Geld vorhanden wäre als im Fall z. B. der Goldzahlung. 
Es treten vielmehr ganz dieselben monetären Wirkungen ein, wie 
wenn die betreffende Summe in Goldgeld ad hoc geschaffen 
worden wäre. Ebenso ist es irreführend zu sagen, daß in unserm 
Fall eigentlich Naturaltausch vorliege und der Vorgang aus der 
Geldwirtschaft ausscheide. Wohl liegt da in einem tieferen Sinn 
Naturaltausch vor, aber nur in jenem, in dem man das von aller 
Zahlung sagen kann: In letzter Linie werden in der Volkswirt- 
schaft immer nur Waren gegen Waren getauscht, das Geld ist 
stets nur ein Mittelglied ohne prinzipiell selbständige Bedeutung. 
In keinem andern Sinn stellt unser Falleinen Naturaltausch dar — 
auch bei ihm wird der Geldmechanismus zwischen Ware und 
Ware eingeschaltet, liegen zwei Käufe vor. 

Sechstens: Kreditinstrumente und Forderungsrechte aller 


J 
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Art, sofern sie tatsächlich die Geldrolle erfüllen. Daß es mit 
den eben angeführten Kategorien nicht getan sei, hat man theo- 
retisch und praktisch bald eingesehen. Wenn man dabei die 
Wendungen gebrauchte, daß die Kreditinstrumente eigentliches 
‚Geld surrogieren, auf ihm basiert seien, ihren Wert von ihm 
und ihrer Umtauschbarkeit dagegen ableiten, so lagen darin 
Versuche, die Verkehrsgeltung der fiduziären Zahlungsmittel zu 
erklären, aber es konnte damit nicht mehr erreicht werden als 
die formelle Aufrechterhaltung einer auf die Tatsachen nicht 
passenden Abgrenzung des Geldbegriffs. Schließt man Papier- 
geld, Banknoten und Scheckguthaben ein, so bleibt nichts andres 
übrig als alle Kreditinstrumente — Forderungsrechte jeder Art —, 
soweit sie tatsächlich, wenn auch nicht notwendig all- 
gemein, zirkulieren, einzubeziehen, denn sie unterscheiden sich 
in diesem Falle nur unwesentlich von Banknoten und Scheck- 
guthaben, nämlich durch das prinzipiell gleichgültige Moment, 
daß sie meist nicht von der regulären Instanz der Geldschöpfung, 
Nder Bankwelt, ausgestellt sind. 

Wenn ’also ein Wechsel diskontiert und von der diskontieren- 
den Bank im Portefeuille behalten oder auch rediskontiert wird, ` 
so ist er nicht in die Geldmenge einzuschließen. Im Gegenteil, 

. er steht auf dem Geldmarkt der Geldmenge charakteristisch, 
als Ausdruck der Nachfrage nach Geld, gegenüber. Wenn er 
aber zahlungshalber von Hand zu Hand geht, wie das vor hundert 
Jahren in manchen Teilen Englands üblich war — man könnte 
da fast von einer »Wechselwährung« sprechen —, so wirkt er 
als Geld und muß zur Geldmenge gezählt werden. Bankkassen- 
scheine gehören ebenfalls hierher. 

Würde der Staat Lieferungen mit Staatsrente bezahlen, so 
würde diese Rente für diesen einen Akt die Geldrolle ausfüllen 
und bei der Schätzung der Geldmenge anzuschlagen sein. Was 
dann weiter geschieht, hängt ganz davon ab, wie der Lieferant 
sie verwertet. Würde er seinerseits mit ihr Waren bezahlen, so 
bliebe ihr die Geldrolle erhalten — und sogar definitiv, wenn 
sich in der Volkswirtschaft die Uebung ausbildete, Rente im 
Warenverkehr in Zahlung zu geben und zu nehmen. Eine solche 
Uebung gibt es nicht, und in der Regel wird die Rente im ge- 
dachten Falle ihre Geldrolle mit jenem einen Kaufakt beendigt 
haben und, einmal im Besitz des Lieferanten, ihren Geldcharakter 
verlieren. Behält er sie, so ist sie für ihn einfach eine Kapitals- 
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anlage, die direkt gar nichts mit der Geldmenge zu tun hat. 
Indirekt kann sie da allerdings geldvermehrend wirken, wenn 
er sie Jombardieren läßt und die Darlehenssumme aus ad hoc 
geschaffenem Bankgeld besteht, aber dadurch wird sie nicht selbst 
zu Geld. Behält er sie nicht, sondern verkauft er sie, dann wirkt 
sie ebenfalls nicht als Geld, sondern als Ware — allerdings nicht 
auf dem Genußgütermarkt, sondern in einer andern Sphäre. 
Alle diese Unterscheidungen sind eminent praktisch. Begrifflich 
bieten sie keine größern Schwierigkeiten als etwa der Fall, daß 
ein Pferd je nach seiner Verwendung Genuß- oder Produktivgut 
sein und diesen Charakter alle Augenblick wechseln kann. 

Ebenso steht es mit Kupons. An sich bedeuten sie nicht 
Geld, sondern »Nachfrage« nach Geld. Geld werden sie nur, 
wenn mit ihnen tatsächlich gezahlt wird, indirekter Anlaß zur 
Geldvermehrung nur dann, wenn sie mit ad hoc geschaffenem 
Geld eingelöst werden. Löst der Staat die Kupons seiner Rente 
z. B. aus laufenden Einnahmen oder Anleiheerlösen ein, die dem 
Einkommen der Privatwirtschaften entstammen und auch von 
diesen nicht etwa durch Neuschaffung von Geld aufgebracht 
worden sind, so üben sie keine Wirkung auf die Geldmenge. 
(Näheres noch unter 7.) 

Vielleicht ist noch ein Wort über andere Forderungsrechte 
-` am Platze. Wenn jemand Ware auf drei Monate Ziel kauft, ohne . 
daß ein Wechsel ausgestellt oder sonst ein Kreditinstrument 
kreiert würde, so=tut er etwas, was prinzipiell so wirkt, wie 
wenn er sofort in Goldmünzen zahlte ®!). Der Vorgang äußert 
nicht alle Wirkungen der Goldzahlung. Die Forderung des Ver- 
käufers dringt nicht gleich in alle Kanäle des Verkehrs wie ein 
Goldstück. Aber das Goldstück braucht ja Auch.nicht sogleich wei- 
tergegeben zu werden und die Forderung kann zahlungshalber 
übertragen werden, d. h. »zirkulieren«: also ist dieser Unterschied 
nicht von prinzipieller Bedeutung. Der Umstand, daß die Schuld 
bei Verfall normalerweise honoriert werden muß, daher die Sache 
mit Begründung der Buchforderung nicht definitiv erledigt ist, 
ist gleichfalls unwesentlich. Trotzdem liegt ökonomisch\ 
~ a) Mill hat diesen Fall als einen ganz besonderen behandelt. Allein die 
»Kreation« eines selbständigen Kreditinstruments ist kaum ein Merkmal von 
besonderer Bedeutung. Uebrigens liegt sie ja eigentlich auch hier vor: nämlich 
in Gestalt einer Buchforderung. Doch hat der Unterschied, ob die Kreation 


durch Tinte und Papier objektiviert wird oder nur ein mündliches Versprechen 
vorliegt, nur für den Beweis Wichtigkeit. 
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f Zahlung und pro tempore Vermehrung der Geldmenge vor. 
Denn es geschieht etwas, was ohne die Buchforderung einen 

‚Zuwachs an anderem Geld erfordern würde. Würde statt der 
Begründung der Buchforderung der Weg gewählt, daß sich der 
Käufer Bankkredit gewähren läßt und daraufhin mittelst Scheck 
zahlt, so würden Alle,,die Bankguthaben als Geld anerkennen, 
von Vermehrung der Geldmenge sprechen müssen. In unserem 
Fall wird nun dasselbe Resultat erzielt — warum also nicht die 
gleiche Betrachtungsweise anwenden ? In beiden Fällen muß die 
Schuld des Käufers — das einemal gegenüber dem Verkäufer 
oder seinem Delegatar, das anderemal gegenüber dem Bankier — 
getilgt werden. Aber das Wesen, der ökonomische Sinn der 
Tilgung ist in beiden Fällen, daß der Volkswirtschaft für ent- 
nommene Werte Gegenwerte zurückgestellt werden, daß der 
Verkäufer in den drei Monaten etwas produziert, dessen Preis 
der Forderungssumme mindestens gleichkommt. Das ist die 

normale Voraussetzung der Begleichung der Schuld, die Heran- 

. ziehung anderweitigen Vermögens des Schuldners ist nur ein 
Notbehelf. Und die Bedeutung des rechtlichen Zwanges zur 
Einlösung der Buchforderung wie des Bankkredits in anderem 
Geld liegt nur in der Sicherung jenes normalen Ablaufs. Tat- 
sächlich findet beim Bankkredit auch normalerweise keine Ein- 
lösung in Geld im üblichen Sinn statt, es läuft vielmehr nur ein 
entsprechendes Aktivum des Schuldners bei der Bank ein. Wenn 
bei der Buchforderung auf der Einlösung bestanden wird, so 

. liegt das nur daran, daß der Warengläubiger meist weder der 
Schuldner der Gegenforderung ist noch die Möglichkeiten eines 
Bankiers hat, dieselbe zu verwerten. Deshalb tritt da ander- 
weitiges Geld zwischen Forderung und Gegenforderung, Geld 
von allgemeiner Zirkulationsfähigkeit. Aber das ändert 
nichts an dem Wesen des Vorgangs und an der Tatsache, 
daß prinzipiell die Einlösungspflicht bei der Buchforderung 
keine andere Bedeutung hat als die Einlösungspflicht bei der 
Banknote. : 

Einige Ueberlegung wird dem Leser zeigen, daß die weite 
Fassung der Geldmenge aus zwingenden Gründen unvermeidlich 
ist. Sie allein entspricht den Tatsachen und macht ein treues 
gedankliches Abbild der Wirklichkeit möglich. Jede andere 
entstellt das Wesen der Sache, indem sie Grenzen zieht, wo der 
Wirtschaftsprozeß keine aufweist, und verrammelt sich mit juristi- 
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schen 3%) und technischen Nebendingen und historischer Zufällig- 
keit den Ausblick. Allerdings verliert in unserer Fassung die“ 
Geldmenge jene leicht erfaßbare bestimmte Größe, die sie hat, 
wenn man sie etwa der Menge: Metallgeld plus Papiergeld plus 
Banknoten gleichsetzt. Ist man sich aber darüber klar, daß 
damit die tatsächlich wirksame Geldmenge nicht erfaßt ist, so 
nützt es wenig, diese letztere Fassung beizubehalten, mit der 
wir nichts anfangen können und deren Einfachheit sich später 
durch um so größere Kompliziertheit der mit ihr arbeitenden 
Gedankengänge rächt. Der Umstand, daß »Geld« für unsere Auf- 
fassung fortwährend geschaffen wird und verschwindet, raubt frei- 
lich der Quantitätstheorie ihre scharfumrissene Basis. Aber man darf 
nicht vergessen, daß sich eine wichtige Gruppe von Einwendungen 
gegen sie nur daraus erklärt, daß man jene Beschränkung des 
Geldbegriffs für ihrem Wesen inhärenthält und dieKreditzahlungs- 
mittel von ihr vernachlässigt glaubt 33), und daß unsere Fassung 
sie aus diesen Schwierigkeiten befreit. Freilich verliert sie dadurch: 
auch an Gehalt und Brauchbarkeit — zugegeben! Sie soll hier 
auch gar nicht verteidigt werden. Die geldtheoretische Frucht- 
barkeit unserer Fassung der Geldmenge aber werden die fol- 
genden Ausführungen dartun. 

Natürlich könnte die gesamte Geldmenge denkbarerweise 
eine einheitliche Masse darstellen. Es ist eine wesentliche Stütze 


ss) Was Geld und was Geldsurrogat ist, hat natürlich große Bedeutung für 
die Rechtspraxis. Oekonomisch verliert diese Unterscheidung jede prinzi- 
pielle Bedeutung und damit auch die zwischen »definitivems« und »provi- 
sorischem« oder von »valutarischem« und snichtvalutarischem« Geld. 

3) Mitunter findet sich auch noch eine metallistische Quantitätstheorie, 
nach der das Preisniveau sich proportional zu den Veränderungen der Gold geld- 
menge bewegen würde. Selbst Irving Fisher steht ihr nahe. Um diskutierbar 
zu sein, muß sie voraussetzen, daß die übrigen Zahlungsmittel auf den vom Gold- 
geld ausgehenden Anstoß durch automatische Vermehrung oder Verminderung 
in ungefähr gleichem Verhältnis reagieren, daß also das Verhältnis zwischen 
dem Gold und dem als sein »Ueberbaus« stilisierten Kredit eine Konstante sei 
oder sich doch nur langsam in der Zeit verändere. Es kann zugegeben werden, 
daß manche Faktoren in dieser Richtung wirken, Historisch und statistisch 
läßt sich diese Position nicht ohne weiteres vernichten. Trotzdem aber ist sie 
völlig undiskutierbar. Sieht man aber einmal ein, daß der Zusammenhang 
zwischen Kredit- und Metallgeld unwesentlich und nur in einigen Fällen nähe- 
rungsweise durch Gesetzgebung und Zahlungssitte erzwungen ist, so muß man 
viel von der alten Lehre über Bord werfen. Das nicht getan zu haben ist — neben 
der Krisentheorie — der größte Mangel seines Werkes. Auch das Verhältnis 
zwischen Bankreserven und Bankdepositen ist lange nicht so fest als er annimmt. 
Gibt man aber diese Dinge auf, so ist man kaum mehr frei, die Methode unseres 
Textes abzulehnen. 


664 Joseph Schumpeter, 


unserer Auffassung, daß die Dinge im Wesen gar nicht 
anders wären, namentlich das Preisniveau dasselbe sein würde, 
wenn das der Fall wäre, also z. B. diese ganze Summe aus voll- 
wertigen Goldmünzen bestünde. Daß sie nicht einheitlich ist, 
sondern in so viele Arten zerfällt, ist teils durch historische 
Zufälligkeiten, Eingriffe der Gesetzgebung, Entwicklungsstufe 
des Bankwesens usw., teils durch technische und wirtschaft- 
liche Notwendigkeiten und Zweckmäßigkeiten zu erklären. Privat- 
wirtschaftliche Zweckmäßigkeit bewirkt, daß die verschiedenen 
Geldarten einander im Verkehr ablösen, und somit besteht gar 
kein Unterschied zwischen dem Vorgang des Auswechseln einer 
großen Banknote gegen Kleingeld und dem Vorgang der Ein- 
lösung einer fälligen Forderung gegen Geld im juristischen Sinn 
durch den Schuldner. In beiden Fällen wünscht man Geld, 
das sich für bestimmte Zwecke nicht eignet, zu ersetzen durch 
Geld, das eine spezielle Eignung dafür hat. Die große Banknote 
eignet sich nicht zum Kaufe von Straßenbahnkarten, die Forde- 
rung, die nur in einem ganz kleinen Kreis von »Geschäftsfreunden« 
zirkulieren kann, nicht zu Lohnzahlungen. Für die kleinen 
Transaktionen des täglichen Lebens braucht man Kleingeld, 
für Zahlungen an weitere Kreise allgemein zirkulationsfähiges 
Geld, d. h. Geld von allgemein anerkannter »Sicherheit«. Kein 
ökonomisch wesentlicher Unterschied besteht zwischen beiden 
Fällen. Daß beim Umtausch manche Geldarten untergehen und 
andere nicht, ist gewiß ein sehr wichtiger Unterschied, aber den 
Geldcharakter der ersteren berührt er nicht. Wenn man trotz- 
dem eine auszeichnende Besonderheit mancher Geldarten darin 
sehen will, daß sie »definitive« Zahlkraft haben, so liegt darin 
nur eine Ueberschätzung juristischer Regeln. Definitiv ist Geld 
vom ökonomischen Standpunkt überhaupt niemals, wahrhaft 
definitiv ist nur der Konsumakt: Das Geld ist immer nur ein 
Mittelglied, die Geldzahlung immer nur ein provisorischer Ruhe- 
punkt im Ablauf der ökonomischen Kausalkette. 

Daß manche Geldarten auf andern »basieren«, reicht eben- 
falls nicht aus, um die Geldmenge auf die letzteren zu beschränken. 
Man kann darunter einmal die eventuelle Einlösungspflichtig- 
keit 34) der ersteren verstehen. Darin liegt einfach eine Sicherung 


%) Für die Präsentation zur Einlösung gibt es drei Motive, die streng zu 
scheiden sind: ı. Eine Panik: Furcht vor Versagen einer Geldart. Nicht eigent- 
lich Furcht davor, daß sie uneinlösbar werden könnte, wenngleich das die Form 
sein mag, die die Sache im Bewußtsein der, Leute annimmt. Wie Newcomb 
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ihrer Marktgeltung, wie sie vollwertiges Geld eben in seinem 
Stoffwert findet. Sowie man einmal erkannt hat, daß solche 
Sicherungen keinem Gelde wesentlich sind, wird man der 
Art der Sicherung — ob direkte durch Stoffwert oder indirekte 
durch die Pflicht zur Einlösung in Geld aus diesem Stoffe — 
keine prinzipielle Bedeutung mehr beimessen: Den Waren stehen 
beide Geldarten in gleicher Weise gegenüber und nur darauf 
kommt es an. Man kann ferner darunter die »Deckung« mancher 
Geldarten durch andere verstehen. Verliehe diese Deckung den 
ersteren ihre Kaufkraft, so wären sie wirklich nur »abgeleitetes« 
Geld im Gegensatz zum wahren. Da das aber nicht der Fall ist, 
so liegt kein Anlaß vor, diese.Deckungsfunktion in den Vorder- 
grund des Bildes vom Wesen des Geldes zu schieben. Wir werden so- 
fort sehen, daß und wie wir die Tatsache, daß eine Geldart einer an- 
dern zur Deckung dient, in der Theorie der monetären Vorgänge 
berücksichtigen müssen. Von prinzipieller Bedeutung ist sie nicht. 
Man kann endlich unter »Basierung« mancher Geldarten auf andere 
einfach verstehen, daßdie Kaufkraft der Einkommenseinheit durch 
Beziehung gerade auf vollwertiges Geld fixiert wird. Natürlich 
müssen die Geldarten miteinander in Beziehung gesetzt, gleich- 
sam auf einen gemeinsamen Nenner gebracht werden. Und wenn 
es eine Geldart gibt, die aus einem Stoff von selbständiger Markt- 
geltung besteht, so wählt man sehr begreiflicherweise eine Ein- 
heitsmünze aus diesem Stoff zur allgemeinen Kaufkrafteinheit. 
Dadurch wird aber der Geldart, die diese Einheit abgibt, keine 
irgendwie relevante Dignität verliehen. 

Allein nur jener Teil der Geldmenge steht tatsächlich den‘ 
Waren gegenüber — und hat eine unmittelbare Beziehung zur 
Einkommensumme —, der zirkuliert. Nur er erfüllt die Grund- 
funktion des Geldes. Manche Elemente der Geldmenge ver-- 
lieren den Geldcharakter, wenn sie nicht zirkulieren. Dahin” 
gehören z. B. Wechsel. Und jedes Geld hört auf Geld zu sein, 


treffend bemerkt hat: Die Leute stehen auf dem Standpunkt, daß sie keine 
Einlösung wollen, wenn sie möglich ist, aber darauf bestehen, sowie sıe unmöglich 
wird. 2. Steigender Goldwert, der die Einlösung zu einem Mittel macht, Gold 
der nun besser rentierenden industriellen Verwendung zuzuführen. 3. Bedarf 
an Goldgeld; entweder für auswärtige Zahlungen oder für den inneren Verkehr, 
letzteres in dem Fall, daß die Goldmünzen in ihrer Eigenschaft als Kleingeld 
gebraucht werden. Jedes dieser drei Motive macht die Präsentation zur Einlösung 
zu einem andern Vorgang als jedes andere. Aber in keinem Fall ergibt sich eine 
Besonderheit des Goldgeldes, dieesim Wesen seiner Geldfunktion von andern 
Geldarten unterscheiden würde. 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 44. 3. 43 
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wenn es definitiv aus der Zirkulation ausscheidet und andern 
/Verwendungen zugeführt wird. Nur gibt es bei manchen Geld- 
arten, besonders bei vollwertigem Metallgeld, einen Zwischen- 
zustand, während dessen sie nicht als Geld wirken, aber stets 
bereit sind als solches wieder hervorzutreten. Dann bleiben sie 
Geld, sind aber aus der zirkulierenden Geldmenge, auf die es 
uns ankommt, auszuschließen. Dahin gehören vor allem: 

I. Die Horte. Gehortetes Geld wirkt nicht auf den Zirku- 
lationsprozeß, gleichgültig, was die Motive der »Hortung« sind. 
Es ist pro tempore tot. 

2. Die Summen, die jeweils als Basis für die Emission anderer 
Geldarten dienen und deshalb temporär mattgesetzt sind. Die 
Banknoten sind Geld und ihre Golddeckungen auch. Aber nur 
die ersteren erfüllen die Geldrolle. 

3. Unbeschäftigte, aber auf Verwendung wartende Summen. 

4. Die eigentlichen Kassenreserven der Banken wie der 
Privaten. Darunter ist nicht die ganze Summe zu verstehen, die 
in irgend einem Zeitpunkt in den Kassen, Taschen und Bank- 
guthaben der Wirtschaftssubjekte vorhanden ist, bzw. deren 
jährliche Durchschnittsgröße. Denn auch das zirkulierende Geld 
strömt durch die Kassen hindurch und verweilt darin den größten 
Teil der Zeit. Sondern nur die Summen, unter die die Wirtschafts- 
subjekte, um gegen unerwartete Ansprüche gesichert zu sein, 
ihre Kassenbestände nie sinken lassen. 

Die Theorie der Einkommensumme hat es jedoch nicht einmal 
mit der ganzen zirkulierenden Geldmenge zu tun. Für sie und 
damit für den monetären Grundzusammenhang handelt es sich 
vielmehr nur um jenen Teil der zirkulierenden Geldmenge, der 
in jeder Wirtschaftsperiode von den Produzenten auf dem Pro- 
duktionsmittelmarkt ausgegeben, dort von den Lieferanten der 
Produktionsmittel erworben und dann auf den Konsumgütermarkt 
gebracht wird, wie das an früherer Stelle geschildert wurde 3). 
Nur diese Summe tritt in die Geldeinkommen ein und nur sie steht 
dem Genußgüterstrom geldwertbildend gegenüber. Es sind daher 
die Summen auszuscheiden, die auf den Märkten der Einkom- 
mensträger, auf dem Grundstücks-, Hypotheken-, Effektenmarkt 
usw. zirkulieren. Sie üben keine direkte Wirkung auf die Kaufkraft. 

Nun sind natürlich diese drei Sphären, auf die sich di€ ge- 


35) Auf diesen Teil beschränken wir der Kürze halber den Ausdruck 
szirkulierende Geldmenge« im folgenden. 
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samte Geldmenge verteilt, die Zirkulationssphäre, die Sphäre 
der Horte und Reserven und die Kapitalsphäre, wohl stets be- 
grifflich und praktisch unterscheidbar, niemals aber gegeneinander 
verschlossen. Fortwährend findet vielmehr ein Hin- und Her- 
strömen von Geldsummen zwischen diesen statt. Am Geldmarkt 
fließen sie zusammen. Altbekannte Ursachen können der Zirkula- 
tion Summen zum Zwecke der Hortung entziehen, ebenso bekannte 
die Horte in Zirkulation locken. Die Höheder Kassenreserven ist 
eine Frage der Geschäftslage und des Zinsfußes, die der Summen, 
die die Börsenspekulation alimentieren, ebenfalls. Einzahlung 
auf große Staatsanleihen kontrahiert die im Warenverkehr zirku- 
lierende Menge, die Lombardierung der Titres dehnt sie aus: 
Tiefergreifende Veränderungen des Wirtschaftslebens, wie z. B. 
die vom Weltkrieg hervorgerufenen, bieten Massen von Bei- 
spielen für diese Strömungen und Kapillaritäten zwischen den 
drei Sphären. 

Da ist es denn völlig klar, daß die Geldmenge, auf die es 
ankommt, nämlich die in der Zirkulationssphäre wirkende, den 
letzten Rest leichter statistischer Erfaßbarkeit, wenngleich nicht 
im geringsten ihre begriffliche Klarheit, verliert, den ihr unsere 
Fassung der Gesamtgeldmenge allenfalls noch übrig gelassen hat. 
Man sieht vor allem, daß sie etwas überaus Wechselndes ist, etwas, 
das sich jeder Situation des Wirtschaftslebens anzupassen ten, 
diert. Dennoch gilt nur von dieser Geldmenge jener Grund- 

edanke der Kaufkrafttheorie, den wir mit der Quantitätstheorie 
emein haben. Wollte man also, ausgehend von der alten Ein- 
fachheit jener Geldmenge, mit der die meisten Quantitätstheore- 
- tiker operieren, und den daraufhin so prompt verkündeten 
Resultaten, sagen, daß unsere Ausführungen eine Widerlegung 
der Quantitätstheorie bedeuten, so wäre meinerseits nichts da- 
gegen einzuwenden, wenn nicht dogmenhistorische Loyalität 
gebieten würde, den Wahrheitsgehalt und den praktischen Wert 
zu betonen, der ihr trotzdem erhalten bleibt. 

4 »Umlaufsgeschwindigkeit«. Das Moment, das 
mit diesem wenig glücklich gewählten Wort — besser wäre: 
Effizienz —gemeint ist, ist so lange mit jener Flüchtigkeit behan- 
delt worden, die besser als alle Argumente die Unreife ökonomi- 
schen Denkens dartut, bis es erstens verschiedene Bedeutungen 
gewann und zweitens zu einer Quelle von Mißverständnissen 
wurde. Schließlich kam es so weit, dasuns allen Ernstes versichert 
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wurde, das Arbeiten mit diesem Begriff sei einer der größten 
Irrtümer der Geldtheorie — die Umlaufsgeschwindigkeit des 
Geldes sei überhaupt kein unterscheidbares Element des Geld- 
wertproblems, sondern notwendig gleich der der Waren. Und das 
ist richtig — nur daß dabei übersehen wird, daß die Bedeutung 
des Wortes, von der das richtig ist, nicht das geringste zu tun hat 
mit jener Bedeutung des Wortes, der jemals irgend eine Rele- 
vanz für den Geldwert zugeschrieben wurde. 

Deshalb mag die Sache, um die es sich handelt, näher um- 
schrieben werden. 

Nehmen wir an, wir hätten in unserer Volkswirtschaft nur 
zwei Waren und der volkswirtschaftliche Verkehr bestehe ledig- 
lich darin, daß die Produzenten der einen dieselbe gegen die 
andere von deren Produzenten austauschten und zwar durch 
die — in diesem Fall allerdings überflüssige — Vermittlung von 
hundert Geldstücken. Das kann nun in verschiedener Weise 
geschehen. Zunächst wäre es denkbar, daß alle Produzenten 
der einen Ware auf einem besondern Markt diese Ware einmal 
im Jahre gleichzeitig verkaufen: Alljährlich finden sie sich also 
alle an bestimmtem Tage auf dem Markte ein, entschlossen, ihre 
gesamte Warenmenge abzusetzen. Als Nachfrage stehen diesem 
Angebot die hundert Geldstücke — nennen wir sie hundert 
Kronen — gegenüber, für die es keine andere Verwendungs- 
möglichkeit geben soll, als Ankauf jener Ware. Dann muß 
offenbar die Gesamtmenge der Waren gegen die hundert Kronen 
umgesetzt werden und der Gesamterlös gleich hundert Kronen 
sein. Mit diesem Erlös begeben sich darauf die Leute, die soeben 
verkauft haben, auf den alljährlichen, analog organisierten Markt 
der andern Ware, um diese zu kaufen und so ihren früheren Ab- 
nehmern die hundert Kronen zurückzugeben, die bis zum nächsten 
» Jahrmarkte« der ersten Ware in den Kassen der Produzenten 
der zweiten ruhen. Damit ist der Wirtschaftsprozeß unserer 
Volkswirtschaft erledigt, die Güter und die in ihnen enthaltenen 
Produktionsmittel haben das Ende ihrer Laufbahn beim Kon- 
sumenten erreicht und parallel mit ihnen in entgegengesetzter 
Richtung haben die hundert Kronen einen »Kreislauf« zurück- 
gelegt. Die Dinge brauchen aber nicht so vor sich zu gehen. Statt 
eines » Jahrmarktes« können z. B. für jede Ware zwölf »Monats- 
märkte« abgehalten werden, auf denen je ein Zwölftel jeder Ware 
umgesetzt wird und die im übrigen ganz so wie die früheren 
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Jahrmärkte organisiert sind. Das ändert nichts an dem Wesen 
des Vorgangs: Noch immer legt die Gesamtmenge der Güter 
und der in ihnen enthaltenen Produktionsmittel im Jahre 
ihre Laufbahn einmal und nur einmal zurück. Aber auf jedem 
Monatsmarkte stehen nun dieselben hundert Kronen einem 
Zwölftel der Jahresmenge jeder Ware gegenüber. Sie gehen 
nicht mehr einmal, sondern zwölfmal hin und her. Und soll 
keine unbefriedigte Nachfrage übrig bleiben, so muß jetzt auf 
jedem Markte ein Zwölftel der Gesamtmenge jeder Ware den- 
selben Erlös geben wie früher diese Gesamtmenge selbst, also _ 
hundert Kronen. Die Preise beider Waren müssen daher, ohne 
daß sich sonst etwas verändert hätte, auf das Zwölffache ge- 
stiegen und, obgleich das Endresultat dasselbe ist und die Produ- 
zenten der einen Ware schließlich wieder in dem Besitz eines 
Kassenbestandes von hundert Kronen bleiben, die Gesamterlöse 
jeder der beiden Waren gleich zwölfhundert Kronen sein. Das 
ist die Tatsache, die man mit der Wendung ausdrücken kann, 
die Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes sei im zweiten Fall 
zwölfmal so groß wie im ersten. Und dieser Tatsache entspricht 
nichts in der Welt der Waren: Wäre etwa in unserem zweiten Fall 
die »Umschlagsperiode« verkürzt und zwölfmal mehr mit den- 
` selben Produktionsfaktoren produziert worden, so hätten eben 
zwölfmal mehr »produktive Leistungen« aus denselben gleichsam 
herausgenommen werden müssen und jede Produkteinheit und 
jede Einheit produktiver Leistung (Arbeitsstunde, Quote stehen- 
den Kapitals usw.) würde noch immer ihre Laufbahn bis zum 
Konsumenten nur einmal zurückgelegt haben. 

Würde die Gesamtsumme aller Geldeinkommen der Wirt- 
schaftssubjekte einer Volkswirtschaft — um das Resultat unseres 
primitiven Beispiels gleich anzuwenden — in einem und dem- 
‚selben Zeitpunkt gegen den irgendwo aufgehäuften Warenberg, 
der das »Realeinkommen« dieser Volkswirtschaft in einer Wirt- 
schaftsperiode bildet, umgesetzt werden, so müßte offenbar 
jeder Einheit dieser Einkommensumme eine in irgendeiner Form 
existierende Geldeinheit entsprechen. Soviel aber lehrt trotz 
aller ihrer Mängel jeder Blick auf die Statistik, daß die Geld- 
einheiten aller Formen in keiner Volkswirtschaft in auch nur 
annähernder Zahl vorhanden sind, vielmehr die der Einkommen- 
summe entsprechenden Umsätze — sowohl was die Bildung der 
Einkommen (Produktionsmittelmarkt) als auch was ihre Ver- 
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wendung (Konsumgütermarkt) betrifft — mit einer geringeren 
Anzahl von Geldeinheiten aller uns bekannten Arten bewerk- 
stelligt werden. Das ist nur möglich, weil sich die Einkommen in 
der Regel nicht uno actu (ein Beispiel wäre etwa das Einkommen 
eines Malers, der vom Erlös eines Bildes im Jahrelebt) bilden und 
nie uno actu gegen Genußgüter umgesetzt werden (ein Beispiel 
für eine Annäherung wäre der Fall eines Kolonisten, der all- 
jährlich einmal zu Markte geht), sondern zwar nicht völlig, aber 
mehr oder weniger kontinuierlich. Wieder: Am Wesen des 
Prozesses wird dadurch nichts geändert, die Elemente der Real- 
einkommen laufen deshalb nicht schneller um. Aber die 
Elemente der Geldeinkommen tun das. Dieselbe individuelle 
Brotmenge kann nur in einem einzigen Realeinkommen er- 
7 scheinen und konsumiert werden. Dieselbe individuelle Geld- 
einheit aber kann verschieden schnell umlaufen, d. h. in ver- 
schiedenen Geldeinkommen oder mehrmals 
in. demselben Geldeinkommen erscheinen 
‚und ausgegeben werden. 
Um da3selbe noch anders auszudrücken: In jeder Pro-. 
duktionsperiode legt jedes Element von Produktivkraft einen 
. bestimmten technischen und kommerziellen Weg zurück. Diese 
Produktionsperioden — die bei Vielheit und verschiedener Dauer- ` 
barkeit der verwendeten Produktionsmittel bekanntlich sehr 
schwer feststellbar sind — können länger oder kürzer sein. Die 
Investitionsdauer jedes produktiven Elements — und die Ver- 
schiedenheit der Investitionsdauer der einzelnen produktiven Ele- 
mente — ist eine ökonomisch außerordentlich bedeutsame Tat- 
sache, in der Tat das Zentrum der größten Schwierigkeiten der 
ökonomischen Theorie. Auch in der Geldtheorie spielt sie eine 
Rolle. Aber hier, am Punkt, an dem wir stehen, ist sie irrelevant. 
Nie kann die Warenmenge durch eine schnelleze oder langsamere 
»Zirkulation« der individuell gleichen z. B. Arbeitsstunde affiziert 
werden: Zeitigt sie ihr Resultat früher, so ist sie dann nicht mehr 
vorhanden. Beim Geld ist es anders. Geld kann seine Laufbahn 
innerhalb der Grenzen technischer Möglichkeit beliebig oft 
zurücklegen, beliebig viele produktive Elemente von der Wiege bis 
zum Grabe begleiten. Der Grund fjir diesen Unterschied ist 
klar: Er liegt darin, daß das Geld mit dem privatwirtschaftlichen 
Konsumakt — dem Ausgeben — nicht notwendig untergeht, 
eben weil es kein Bedürfnis befriedigt, kein Gut ist. Die Folge 
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dieses Unterschiedes ist auch klar: Er führt, während der Begriff“ 


einer Umlaufsgeschwindigkeit in dieser Bedeutung bei Waren 
keinen Sinn hat, beim Geld zum besondern Phänomen, dessen 
Definition sich nun unmittelbar ergibt als die Tatsache, daß ein- 
und Dieselbe Geldeinheit in einer Periode, in der sich der Wirt- 
schaftsprozeß vollendet, mehrmals den Kreislauf von der Konsum- 
tionssphäre bis wieder in die Konsumtionssphäre zurücklegt oder, 
was dasselbe ist, mehrmals zum Element von Geldeinkommen 


und als solches ausgegeben wird. "a 


Daraus ergibt sich auch sofort, was das theoretisch richtige“ 
Maß der Umlaufsgeschwindigkeit oder Effizienz des Geldes ist: 
nämlich eben die Anzahl von Malen, in denen das innerhalb 
der volkswirtschaftlichen Produktionsperiode geschieht, auf wel- 
che sich die Einkommensumme bezieht. Ferner, daß die durch- 
schnittliche Anzahl der in einer Zeitperiode vorfallenden »Hände- 
wechsel« oder umgekehrt die durchschnittliche »Ruhezeit« der 
Geldeinheit, d. h. die Zeit während welcher eine, Geldeinheit 
beim einzelnen Wirtschaftssubjekt verbleibt 38), kein befriedigen- 
des Maß der Umlaufsgeschwindigkeit ist, weil es viele »Hände- 


wechsel« im Wirtschaftsprozeß gibt, die nicht jene für den Geld-/ 


wert relevante Bedeutung haben. Man sieht das aus dem Ver- 
gleich der folgenden beiden Fälle. Wenn ein Konsument eine 
Warenmenge von einer Firma kauft, die den Artikel »von der 
Wiege bis zum Grabe« beherrscht, wie es z. B. bei einem Trust 
oder einer Bauernwirtschaft denkbar wäre, so könnte die Sache 
so gemacht werden, daß in der Wirtschaftsperiode nur zwei 
Händewechsel vor sich gehen: Die Firma übernimmt die Zahlung 
des Käufers und verteilt sie — darauf kommt es in letzter Linie 
hinaus — an alle die, welche an der Produktion teilgenommen 
haben, den Unternehmer bezüglich des Unternehmerlohns mit 
eingeschlossen. Wenn, wie es ja im einzelnen Fall möglich ist 
und, sobald man die Volkswirtschaft als Ganzes betrachtet, 
immer zutrifft, der Käufer selbst zu diesem Kreise ge- 
hört, so kehrt das gezahlte Geld dabei teilweise zu ihm zurück, 
so daß für diesen Teil der Summe der Kreislauf strikte geschlossen 
ist. Wenn jedoch ein Konsument von einer Firma kauft, die 
nur den letzten Schritt, des produktiven Weges beherrscht, 
während hinter ihr noch 99 andere Produzenten und Zwischen- 


36, Die durchschnittliche Ruhezeit ist das Maß der Umlautsgeschwindig- 
keit bei Irving Fisher. 


| 
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händler stehen, so hat offenbar bloß der Teil der Summe, der 
innerhalb jener zuletzt stehenden Firma bleibt, dieselben Hände- 
wechsel durchzumachen wie früher, um zum Einkommenselement 
zu werden. Der Rest der Summe wird, fortschreitend zusammen- 
schmelzend, immer weitern Händen überantwortet und seine- 
einzelnen Teile gehen fortschreitend durch immer mehr Hände 
bis zum letzten Teil, der offenbar hundertmal übergeben werden 
muß, ehe seine definitive Verteilung an individuelle Einkommen 
erfolgen kann. 

Nun liegt es aber auf der Hand, daß sich vom Standpunkt 
der Geldtheorie die beiden Fälle durch nichts unterscheiden 37). 
Wenigstens prinzipiell und wenn nicht eintritt, was in der Praxis 
meist eintreten wird, nämlich daß bei zerfälltem Produktions- 
prozeß alle Teile desselben, also ein und dieselbe Ware in verschie- 
denen Stadien der Reife, zur Grundlage für die Emission von 
Bankgeld werden kann, eine Erscheinung, die noch berührt 
werden wird: Abgesehen davon ist es offenbar völlig gleichgültig, 
durch wieviel Hände eine Geldsumme gehen muß, um von einem 
Einkommen in ein anderes zu gelangen. Bedeutet ein Hände- 
wechsel einen solchen Uebergang, dann wirkt er wie eine Ver- 
mehrung der Geldmenge in gleichem Betrag; bedeutet er das 
nicht, sondern nur einen durchlaufenden Posten, tritt eine Summe 
in eine Privatwirtschaft nur ein, um von ihr weitergegeben zu 
werden ohne daß ihr Gegenwert der Bedürfnisbefriedigung des 
betreffenden Wirtschaftssubjektes dienen soll, so hat sie keine 
solche Wirkung. In beiden Fällen zeigt aber die Methode der 
»Händewechsel« eine Beschleunigung des Geldumlaufs an. Zwei 
Volkswirtschaften, deren Produktionsprozeß in verschiedenem 
Maß spezialisiert und in selbständige Betriebe zerfällt ist, würden 
danach verschiedene Umlaufsgeschwindigkeiten ihres Geldes 
haben. Das könnte man passieren lassen. Aber nur in demselben 
Sinne, in dem man sagen kann, daß sie verschieden große Waren- 


umsätze haben. In der Tat kann die Technik der statistischen 


< Erfassung monetärer Daten zu beidem zwingen. Aber eben- 


sowenig man dann aus der Verschiedenheit der Warenumsätze 
etwas für den relativen Reichtum der beiden Volkswirtschaften 


„schließen darf, darf man dann aus der verschiedenen Umlaufs- 


87) Auch im ersten Fall ist übrigens die Effizienz nicht gleich zwei, sondern 
gleich eins: Ein Umlauf besteht immer aus einer Einkommensverwendung und 
einer Einkommensbildung. 
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geschwindigkeit etwas für ihr Preisniveau schließen, wie das` 
wiederholt vorgekommen ist. 

Natürlich ist bei der Erfassung der Effizienz des Geldes, 
besonders in Ländern, in denen die kapitalistische Wirtschafts- 
weise noch nicht durchgedrungen ist, auf die Unterschiede der- 
selben in den verschiedenen sozjalen Kreisen zu achten. Die 
Effizienz des Geldes ist immer eine Durchschnittsgröße. Die 
individuellen Verschiedenheiten der Geldgebarung verhalten sich 
dazu, wie die individuellen Körperlängen der Menschen zur 
Durchschnittslänge. Man kann annehmen, daß sich die indivi- 
duellen Abweichungen vom Durchschnitt dem Fehlergesetz ein- 
fügen. Aber das kann man nur innerhalb eines und desselben 
sozialen Kreises. Die Differenzen zwischen bäuerlicher Land- 
wirtschaft und kapitalistischer Industrie sind oft zu groß dazu, 
und in solchen Fällen muß man wohl von verschiedenen Umlaufs- 
geschwindigkeiten des Geldes im gleichen Land und zu gleicher 
Zeit sprechen. Ebenso weisen die verschiedenen Geldarten sehr 
verschiedene Effizienzen auf. Große Noten dürften eine andre 
haben als Zehnpfennigstücke. Wenig zirkulationsfähige Waren- 
wechsel eine andre als Banknoten. Zinstragende Forderungen 
eine andre als Goldstücke usw. Wenn wir darauf weiter keine 
Rücksicht nehmen, sondern von einer Umlaufsgeschwindig- 
keit sprechen wollen, so möge das nur als eine Vereinfachung der 
Darstellung verstanden werden, die wir uns erlauben können, 
weil es hier nur auf das Wesen der Sache ankommt. 

Die zahlenmäßige Erfassung der Effizienz des Geldes ist 
dine Aufgabe, die von Schwierigkeiten starrt — von Schwierig- 
keiten theoretischer und statistischer Natur. Hier sei nur im 
Vorbeigehen bemerkt, daß die vorgeführten Ergebnisse unserer 
Analyse Fishers Methode nicht unanwendbar machen. Mir 
scheint sogar, daß sie auf unsern Begriff der Effizienz besser paßt 
als auf seinen eigenen. Außerdem eröffnet sich von unserm 
Standpunkt noch eine zweite Möglichkeit — nämlich die Unter- 
suchung des technischen und kommerziellen Produktionsprozesses, 
aus der sich — wenn man ein Bureau voll Hilfskräfte hätte — 
feststellen ließe, wie oft ein und dieselbe Geldeinheit in der ge- 
wählten Periode in die Einkommen eintritt. 

Das Phänomen der Umlaufsgeschwindigkeit wirkt also in“ 
einer nur dem Gelde eigentümlichen Weise wie eine Vermehrung 
des Geldes. Und deshalb ist es mitunter nur Frage der gedank-- 
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Aichen Konstruktion, ob man von einer Vermehrung der Geld- 
menge oder einer Beschleunigung des Geldumlaufs sprechen will. 
Die Geldformen des Kreditverkehrs könnte man vom Standpunkt 
eines engeren Geldbegriffs auch als Methoden intensiverer Aus- 
nützung des so definierten Geldvorrats, als eine Beschleunigung 

seines Umlaufs auffassen. Nehmen wir das Beispiel eines Wechsel- 
verkehrs, beidem die Wechsel forderungsausgleichend von Hand zu 
Hand gehen, so könnte man sich vorstellen, daß die Wechselsumme 
selbst virtuell von Hand zu Hand gehe. Allerdings wäre das, weil 
die Geldstücke während dieses Prozesses ihrerseits eine anderweitige 
Verwendung finden, eine etwas merkwürdige »Beschleunigung« 
— sie würde es zustande bringen, daß dasselbe Objekt zu der- 
selben Zeit an verschiedenen Orten sein kann. Auch würde diese 
Auffassung eine dem Wesen der Sache nicht entsprechendek 
theoretische Privilegierung gewisser Geldarten und die Auffassung 
involvieren, daß die Kreditzahlungsmittel ihrem Wesen nach 
auf der Grundlage andersgearteten, seigentlichen« Geldes ruhen 
müssen und dieser Grundlage prinzipiell ihre Verkehrsgeltung 
verdanken. Aber an sich ist diese Auffassung — und nicht bloß 
im angedeuteten Fall, sondern auch im Fall des Guthabengeldes, 
des Clearing usw. — möglich, wenn sie auch diese — auf 
ziemlich gekünstelter Konstruktion beruhende — Beschleunigung 
des Umlaufs mit einer andern, wirklichen, konfondieren 
würde, die die Wirkung eines geordneten Banksystems ist: 
nämlich jener, die auf der dadurch verringerten Notwendigkeit 
der Kassenhaltung beruht — Kassenhaltung hier im weitesten 
Sinn verstanden, so daß Scheck- und Giroguthaben darunter 
fallen. N 

Es wäre denkbar, daß der gesamte Wirtschaftsprozeß mit 
Hilfe von Geld durchgeführt würde, das immer zugleich mit 
jeder Ware entsteht und untergeht. Würden die Produzenten 
jeden Schritt der Produktion mit Bankkredit finanzieren, z. B. 
mit ad hoc geschaffenen Banknoten die Produktionsmittelkaufen, 
so daß alle diese Banknoten dann am Genußgütermarkt in ihre 
Hände kämen und von ihnen der Bank zurückgestellt würden, 
die sie vernichten würde, so würde dieses Geld eine Effizienz 
gleich eins haben und die Einkommensumme, gleichgültig ob 
Produktion und Absatz kontinuierlich vor sich gehen oder nicht, 
gleich der Geldmenge sein. Dann könnten wir den Begriff der 
Umlaufsgeschwindigkeit streichen. Ist das nicht der Fall, so 
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können wir ihn nicht entbehren. Dann ist die Einkommen- 
summe nicht mehr gleich der Geldmenge, sondern gleich dem 
Produkte: Geldmenge mal Effizienz. Damit ist die quantitative 
Beziehung zwischen Geldmenge und Einkommensumme her- 
gestellt und zugleich dargetan, wie wenig Neues man gesagt hat, 
wenn man den letzten Begriff an die Stelle des ersten setzt 38). 
Die Einkommensumme ist der Geldausdruck der »Gesamtnach- 
frage«. Also ist auch diese nur abhängig von der zirkulierenden 
Geldmenge mal der Effizienz. 

5. Die Grundgleichung der Geldtheorie. 
Bezeichnen wir die Summe der Einkommen aller Wirtschafts- 
subjekte einer Volkswirtschaft einschließlich der Einkünfte des 
Staates und der übrigen Körperschaften, die nicht privaten 
Erwerbszwecken dienen — wobei »Einkommen« in dem fest- 
gesetzten Sinn zu verstehen ist — im Wirtschaftsjahr mit E, 
die zirkulierende Geldmenge mit M, die durchschnittliche Um- 
laufsgeschwindigkeit mit U, die Menge der einzelnen Gebrauchs- 
und Verbrauchsgüter — wobei für jene Gebrauchsgüter, die die 
Wirtschaftsperiode überdauern, die normale Quantität der jähr- 
lichen Neuanschaffung in Betracht kommt — mit m,, ma, m, usw. 
und ihre Preise mit p,, Po, Ps usw., so gilt die Gleichung: 

E=M.U =p, m, + pe Mm + PsM, +... Pn Mn, 

Diese Gleichung ist mit der Newcomb- Fisherschen äußerlich 
völlig identisch. Doch weicht sie tatsächlich infolge der ver- 
schiedenen Definition von U und der entsprechenden Beschrän- 
kung der Größen der rechten Seite auf Genußgüter von ihr ab. Wir 
haben schon gesehen, daß und warum trotz dieser Beschränkung M 
die gesamte zirkulierende Geldmenge der Volkswirtschaft um- 
faßt und nicht etwa bloß den in irgendeinem Zeitpunkt am Genuß- 
gütermarkt vorhandenen Teil. Für den Markt der produktiven 
Leistungen würde eine ähnliche Gleichung gelten, in der die 
Größe M dasselbe (nicht nur ein analoges) Objekt, dieselben kon- 
kreten Geldeinheiten, bedeuten würde. Doch bezieht sich die 
Gleichung des Produktionsmittelmarktes in jedem Zeitpunkt 
auf ein anderes konkretes Sozialprodukt als die gleichzeitig mit 
ihr geftende Gleichung des Konsumgütermarktes. 

8) Vielleicht empfiehlt es sich schärfer zu betonen: Wer im Problem des 
Geldwerts das Moment der Geldmenge durch das Moment der Einkommen- 
summe ersetzt, hatin der Regel nur in aller Unschuld den Grundgedanken der 


Quantitätstheorie, die er damit zu überwinden glaubt, mit andern Worten 
wieder ausgesprochen. 


S 


í, 
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Die Richtigkeit unserer Gleichung bedarf nach früher Ge- 
sagtenî keines weiteren Wortes. Sie stellt nur eine ganz unleugbare 
— deshalb freilich noch lange nicht wertlose oder schon in allen 
ihren Konsequenzen übersehbare — Selbstverständlichkeit dar. 
Diese Selbstverständlichkeit wurde nie geleugnet und kann nie 
geleugnet werden. Worüber man aber verschiedener Ansicht 
sein kann, das ist ihr Erklärungswert, besonders die Fragen, 
ob sie eine bloße Tautologie oder Identität ist oder nicht und 
vor allem, ob ihre Größen in bestimmende und bestimmte zer- 
fallen, so daß sich in ihr ein Kausalzusammenhang abbildet. 


Eine Tautologie im eigentlichen Sinn des Wortes ist sie nicht. 
Das wäre dann der Fall, wenn die eine Seite der Gleichung nur 
ein anderer Ausdruck für dieselbe Quantität wäre wie die 
andre, so daß eine Veränderung der einen die Veränderung der 
andern Größe nicht bloß herbeiführen, sondern ipso facto be- 
deuten würde, wie z. B. bei der Gleichung zwischen Geldpreis 
seiner Ware und reziprokem Wert der Kaufkraft des Geldes 
gegenüber dieser Ware. So steht es aber nicht: Sowohl E wie 
die Produkte p, m,, p, m, usw. sind nicht nur begrifflich, sondern 
auch praktisch unterscheidbare, aus verschiedenen Quellen stati- 
stisch erfaßbare ’Größen, 


Aber einen bestimmten Kausalzusammenhang drückt sie 
auch nicht aus. Sie sagt nur, daß wenn von den drei Größen, 
die sie enthält, zirkulierende Geldmenge, Effizienz und Produk- 
tenssumme, zwei gegeben sind, damit auch die dritte bestimmt 
ist. Aber diese rein arithmetische Behauptung ist mit jeder 
Geldtheorie kompatibel. Die quantitätstheoretische Behauptung 
ist, daß zirkulierende Geldmenge und Effizienz die Produkten- 
summe bestimmen, bzw. wenn man die letztere zerlegt in Gesamt- 
warenmenge und Preisniveau, daß M, U und Warenmenge die 
aktiven, bestimmenden Elemente und das Preisniveau das passive, 
bestimmte sei und zwar nicht bloß im arithmetischen, sondern 
im kausalen Sinn. Aber das ist nur eine von vielen möglichen 
Deutungen der Gleichung. An sich liegt weder die Quantitäts- 
noch eine andre Theorie darin. Und nur in diesem ganz fognalen 
— und ganz harmlosen — Sinn soll sie uns zum Ausgangspunkt 
für das Weitere dienen. 


6. Erster Satz über die Grundgleichung: 
Keine Veränderung der Größen, aus denen die Produktensumme 
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besteht, kann diese selbst, also den Ausdruck: p; m, + Pz Pa, 
+... + Pn Mn direkt beeinflussen. 

Dies Satz schließt nicht aus, daß Veränderungen na 
Warenmengen und Warenpreise indirekt auf die Produkten- 
summe wirken können in der Weise, daß sie zuerst die Größe: 
zirkulierende Menge mal Effizienz des Geldes verändern und 
diese dann ihrerseits so auf die Warenpreise oder Warenmengen 
wirkt, daß sich die Produktensumme verändert. Wieweit das 
der Fall ist und wieweit dadurch die Quantitätstheorie selbst 
bei sonstiger Korrektheit als eine Erklärung geldwirtschaftlicher 
Tatsachen entwertet wird, soll später untersucht werden. Hier 
habe ich nur zu betonen: Erstens, daß unser Satz eine solche“ 
Möglichkeit nicht leugnet. Er sagt nur, daß Veränderungen der 
Warenpreise und Warenmengen, die nicht selbst schon auf Ver- 
änderungen der Größe M x U beruhen, die Produktensumme 
auf keinem andern Wege als dem über diese Größe beeinflussen 
können und läuft darauf hinaus, daß, solange M x U konstant 
bleibt, jede Veränderung von Warenpreisen und Warenmengen 
durch entsprechende Veränderungen anderer Warenpreise und 
Warenmengen ausgeglichen werden muß und daher eine Ver- 
änderung von M x U auf defh Wege einer vorhergehenden Ver- 
änderung der Produktensumme, während welcher M x U kon- 
stant bliebe, unmöglich ist. Zweitens mag schon hier betont 
werden, daß, wenn selbst jede Veränderung irgendwelcher Waren- 
preise und Warenmengen die Größe M x U automatisch alte- 
rieren und wenn es keine andern Ursachen für Veränderungen 
von M x U geben würde als diese — wenn also Bendixens 
»klassisches Geld« realisiert wäre —, unser Theorem noch immer 
aufrecht bliebe. Es würde zwar an praktischem Wert einbüßen in 
demselben Sinn, in dem man sagen könnte, daß der Satz: Ein 
Schutzzoll erhöht den Preis des geschützten Gutes — in dem 
Augenblick an praktischem Wert einbüßen würde, in dem jeder 
Schutzzoll eine den bisherigen Import ersetzende Produktions- 
steigerung automatisch zur Folge hätte, aber es bliebe in dem- 
selben Sinn richtig. Noch immer müßte erkannt werden, daß 
hier zwei Kausalzusammenhänge vorliegen: einmal Beeinflussung 
der Geldmenge durch die Warenmenge und die Warenpreise 
und sodann die Wirkung der Veränderung von M x U auf die 
Produktensumme — und nicht bloß einer, dessen richtige 
oder falsche Formulierung in Frage stünde. Und noch immer 
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wäre die unmittelbare, »direkte« Ursache der Veränderung der 
Produktensumme die Veränderung der Größe M x U und nicht 
die Veränderung der Warenmengen und Warenpreise, die den 
Anstoß zur Veränderung von M x U gegeben hat. Manche über- 
flüsşige Kontroverse verschwindet, wenn man sich das klar 
/macht. Außerdem aber kann natürlich für kein tatsächlich exi- 
stierendes Geldsystem behauptet werden, daß sich M x U nie 
aus andern Ursachen verändern kann oder daß jede Verände- 
„ung von Mengen und Preisen der Waren auf M x U wirken muß. 

So verstanden, ist unser Theorem — wenn nicht selbstver- 
ständlich — leicht zu beweisen: Geben die Wirtschaftssubjekte 
von ihren Einkommen, deren Gesamtsumme dabei konstant 
bleibt, mehr oder weniger auf irgendeine Ware aus als bisher 
so bleibt ihnen weniger oder mehr davon für die übrigen Waren 
und es müssen deren Preise und à la longue auch deren Mengen 
sich genau so verändern, daß der Ueberschuß aufgesogen oder 
das Defizit gedeckt wird, sonst müßten entweder Waren un- 
verkauft oder zahlungsfähige Nachfrage unbefriedigt bleiben. 
Allerdings können sich die Wirtschaftssubjekte nun veranlaßt 
sehen, mehr oder weniger als bisher zu sparen, also, nach unserer 
Definition, ihre Geldeinkommen z® verringern oder zu erhöhen. 
Da aber erhöhte Sparsummen einfach erhöhte Einkommen der 
Besitzer von Produktivgütern bedeuten und verminderte Spar- 
summen das Gegenteil, so ändert das nichts an dem Endresultat. 
Ferner können die Wirtschaftssubjekte nun Anlaß haben, ihre 
Horte, Kassenreserven usw. zu mindern oder zu stärken, was 
eine Veränderung der Einkommensumme bedeutet. Aber 
gleichzeitig bedeutet das auch eine Veränderung der zirkulierenden 
Geldmenge, so daß dieser Fall ausscheidet. 

Dieser einfache Tatbestand hätte nie bestritten werden 
können, wenn man nicht naiv genug gewesen wäre, die Gesamt- 
nachfrage nach allen Waren auf dem Markte wie die’Nachfrage 
nach einzelnen Waren und das Preisniveau wie die Preise ein- 
zelner Waren zu behandeln und die Sätze, die für Einzelnachfragen 
und Einzelpreise richtig sind, einfach auf Gesamtnachfrage und 
Preisniveau auszudehnen, wie wenn diese von den erstern nur 
graduell und nicht wesentlich verschiedene Dinge wären. Wenn 
es also wirklich nötig ist zu zeigen, daß das nicht angeht: Die 
Nachfrage nach jedem Gut bedeutet, unmittelbar in der Tausch- 
wirtschaft, mittelbar in der Geldwirtschaft, die Menge dieses 
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Gutes, die die Wirtschaftssubjekte bei einem bestimmten Tausch- 
verhältnis resp. Preis, d. h. also unter der Bedingung zu erwerben 
bereit sind, daß sie dafür eine bestimmte Menge eines andern 
Gutes hingeben müssen. In ihr drückt sich das Verhältnis zwischen 
dem Bedarf der Wirtschaftssubjekte am gefragten Gut und dem 
Bedarf der Wirtschaftssubjekte am hinzugebenden aus. Die Geld- 
summe, die in der Geldwirtschaft die Nachfrage nach einem 
Gut charakterisiert, findet ihren Sinn nicht bloß in der Beziehung 
auf einen bestimmten Preis dieses Gutes, sondern auch in der 
Beziehung auf alle andern Geldsummen, die die Nachfrage nach 
den übrigen Gütern analog charakterisieren. Nur deshalb und 
nur insofern drücken sich im Steigen und Fallen dieser Geld- 
nachfrage alle Produktions- und Absatzverhältnisse des betreffen- 
den Gutes aus. Nur deshalb steigt sie z. B., wenn der Bedarf 
nach dem Gute steigt, weil das die Verhältnisse der Güter unter- 
einander verschiebt. Addiert man nun alle die Nachfragen nach 
den einzelnen Gütern zu einer Gesamtnachfrage, so geht dabei 
eben dieser Sinn der eine Nachfrage charakterisierenden Geld- 
summe verloren. Ob nun viel oder wenig Güter da sind, ob man 
ihrer dringend oder nicht dringend bedarf, immer bleibt diese 
Gesamtnachfrage dieselbe, ihr zahlenmäßiger Ausdruck einfach 
gleich der Einkommensumme. Sie ist auch ganz unabhängig 
von den Preisen und lediglich bestimmt durch monetäre Momente. 
Sie drückt nur eine Tautologie aus. Und kein Hunger nach Gütern 
im blockierten Mitteleuropa kann den geringsten Einfluß auf 
sie üben. 

» Aehnliches gilt für das Preisniveau. Sieht man von der 
Intervention des Geldes ab und betrachtet man die den Geld- 
preisen zugrunde liegenden Tauschverhältnisse, so ist es völlig 
klar, daß das Steigen eines derselben ein Sinken anderer nicht 
etwa nur zur Folge hat, sondern schon ipso facto bedeutet. Alle 
zusammen können nie steigen oder fallen, auch in der bittersten 
Notlage und auch im Schlaraffenland nicht. Die Preise sind“ 
nichts andres als in Geld ausgedrückte Tauschverhältnisse. Wenn 
sie trotzdem alle zusammen steigen und fallen können, so kann 
das nie aus den Ursachen erklärt werden, die ein Steigen und 
Fallen einzelner Preise begründen würden, sondern nur aus einer 
Veränderung der Beziehung zwischen Warenwelt und Geldstrom. . 
Wenn in einer Branche ein Produktionsfortschritt das Angebot 
vermehrt, so sinkt der Preis ihrer Produkte. Wenn ein allg@meiner 
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Produktionsfortschritt das Angebot aller Waren vermehren würde, 
so würden alle Preise sinken. Aber nicht aus demselben Grund. 
Im erstern ist es das Sinken des Grenznutzens der betreffenden 
Ware, was den Preisfall erklärt, der bei Naturalwirtschaft sich 
auch als Fallen des »Tauschwerts« dieser Ware äußern würde. 
Im zweiten Fall sinken die Grenznutzen aller Waren zwar auch, 
aber wenn sie gleichmäßig sinken würden, so müßten die Tausch- 
verhältnisse unverändert bleiben. Und es würden die Preise 
unverändert bleiben, wenn eine entsprechende Geldvermehrung 
aufträte. Andernfalls sinken sie, aber nur deshalb, weil nun die 
gleiche Menge »Anweisungen« einem größeren auf sie zu verteilen- 
den Gütervorrat gegenübersteht. Sie würden auch sinken, wenn 
z. B. eine gleichzeitige Bevölkerungsvermehrung jedes Sinken 
irgendwelcher Grenznutzen verhinderte. Dasselbe gilt mutatis 
mutandis für den Fall der Einführung allgemeinen und gleich- 
mäßigen Zollschutzes — weder Preise noch Tauschverhältnisse 
könnten dadurch alteriertt werden. Und Aehnliches gilt von 
einer allgemeinen Lohnerhöhung. Dadurch würden allerdings 
Tauschverhältnisse und Preise verschoben und zwar zugunsten 
der Industrien »hoher« und zuungunsten der Industrien »nied- 
riger« organischer Zusammensetzung des Kapitals, aber sie 
könnten nicht alle zusammen steigen außer im Falle allgemeiner 
Reduktion der Produktion und dann eben wegen dieser und 
nicht wegen der Lohnerhöhung an sich und auch nicht wegen 
der nun höheren Bedeutung der Produkteinheit, sondern nur 
wegen des Umstandes, daß eine verringerte Warenmenge der 
unveränderten Einkommensumme gegenüberstünde. 

Unter welchen Umständen das Preisniveau steigen und 
fallen kann, hängt ganz von der Art ab, wie man es konstruiert 39). 
Ist es einfach der arithmetische Durchschnitt von Preisnotie- 
rungen, so kann schon das Steigen eines einzigen Preises sein 
Steigen zur Folge haben. Wenn man es als den mit den Umsatz- 
summen proportionalen Zahlen gewogenen arithmetischen Durch- 
schnitt definiert, ebenfalls. Der mit den Warenmengen propor- 
tionalen Indices gewogene arithmetische Durchschnitt hingegen 
reagiert nur auf jene nicht durch entgegengesetzte Preisbe- 

39) Ueber die verschiedenen Methoden der Konstruktion von Indexriffern 
vgl. auch Fisher, vor allem W. C. Mitchell, Index Numbers of Wholesale Prices, 
Bull. U. S. Bureau of Labor Statistics 173, 1915. Vor allem aber die Arbeiten 


Edgeworth, in Reports of the Br. Ass. for the Advancement of Science 1887, 
1888 und 1889. 
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wegungen anderer Waren neutralisierte Veränderungen einzelner 
Preise, die diese Indices, also das Verhältnis zwischen den Waren- 
mengen unberührt lassen *%), während die Wirkung jener Preis- 
veränderungen, die das nicht tun und die Wirkung aller,so weit 
sie es nicht tun — sondern durch Mengenänderungen kompensiert 
werden, die die relative Bedeutung der Waren alterieren — ver- 
schwindet. Allgemeine Preisänderungen in derselben Richtung 
zeigen alle diese Methoden an. UnsereProduktensumme ist jedoch, 
solange M x U konstant bleibt, ebenso unempfindlich gegen sie 
wie gegen jede Veränderung der Warenmengen. Noch sei be- 
merkt, daß die Produktensumme steigen kann, wenn alle Preise 
sinken, nämlich bei einer Zunahme von M x U, die durch gleich- 
zeitige Produktionssteigerung mehr als kompensiert wird. 
Gleichgerichtete Bewegungen aller Preise müssen also, wenn“ 
Veränderungen von M X U nicht gleichzeitig eintreten oder 
vorher eingetreten sind, durch entsprechende Veränderungen der 
Warenmengen ausgeglichen werden und umgekehrt. Allgemeine 
Veränderungen von Preisen, die sich nicht in dieser Weise ausglei- 
chen, können nur von einem monetären Anstoß, nie von der Waren- 
seite ausgehen. Der direkte Einfluß der Warenseite wirkt 
sich immer in der Verschiebung des Verhältnisses der Preise unter- 
einander aus, gleichmäßige, dieses Verhältnis nicht tangierende 
Preisbewegungen können nur das rein äußerliche Spiel des 
Rechenmechanismus der Geldwirtschaft zur Ursache haben. Die 
Produktensumme (Umsatzsumme) kann daher auch nie selbst 
Ursache von Veränderungen der Geldmenge sein, etwa so, daß 
ihr Steigen eine Vermehrung des Geldes »nötig mache« 4). = 
7. Zweiter SatzüberdieGrundgleichung‘\. 
Was immer auf der linken Seite der Gleichung geschieht — jede 
Wirkung »monetärer« Ursachen also — beeinflußt unmittelbar 
M x U und jede Veränderung von M x U erzwingt eine ent- 
sprechende Veränderung der Produktensumme der rechten Seite., 
40) Hält man, wie es meist geschieht, die relative Bedeutung der Waren in 
einem Jahr für die ganze Periode der Betrachtung fest, so gewinnt dieser Fall 
eine Wichtigkeit, die ihm in Wirklichkeit nie zukommen könnte. 
41) Wie weit sich jemand dieser Laienvorstellung schuldig macht, ist bei 
der Unklarheit, die Darstellungen ımnonetärer Gedankengänge oft auszeichnet, 
nicht immer leicht festzustellen. Die Praktiker, die in England zur Zeit der 


Diskussion der Bankgesetzgebung von 1844 die Interessen der Provinzbanken 


vertraten, sind dieses Fehlers sicher schuldig gewesen. Heute begegnet man 
ihm oft in Zeitungsartikeln. 
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Der erste Teil dieses Satzes wäre selbstverständlich, wenn 
Geldmenge und Umlaufsgeschwindigkeit unzweifelhaft vonein- 
ander unabhängige Größen wären. Dann könnte zwar noch immer 
eine Veränderung der einen durch eine gleichzeitige Veränderung 
der andern neutralisiert werden, daher die Größe von M x U 
unberührt bleiben, doch das wäre prinzipiell uninteressanter 
Zufall. Aber es ist klar, daß keine vollständige Unabhängigkeit 
zwischen Effizienz und Geldmenge besteht, besonders wenn man 
festhält, daß unter der letztern nur die zirkulierende 
Geldmenge zu verstehen ist. Daher kann es sich nur darum 
handeln, festzustellen, ob unser Satz nicht in einer für die meisten 
Fälle ausreichenden Annäherung gilt. Da die Antwort verschieden 
ausfällt, je nach den Begriffen von Geldmenge und Effizienz, 
auf die sie sich bezieht, wolle man sich vor Augen halten, daß 
wir hier nur von unserer Fassung beider Begriffe sprechen, ins- 
besondere die Einführung von Skontration, Clearing, Forderungs- 
überweisung als Geldschaffung, nicht als Umlaufsbeschleunigung 
betrachten. 

Nimmt aus irgendeinem Grund die Effizienz des Geldes zu, 
so wirkt das wie eine Geldvermehrung. Dadurch kann vollwertiges 
Metallgeld aus der Zirkulation, ja aus der Geldfunktion vertrieben 
werden. Wenn in jenem Beispiel, mit dessen Hilfe wir den Be- 
griff der Effizienz vorführten, Monatsmärkte an die Stelle des 
Jahrmarktes treten, so sinkt die Kaufkraft des Geldes, und wenn 
sich vorher Warenfunktion und Geldfunktion eines Metalls im 
Gleichgewicht befanden, so hört das jetzt auf — es wird daher 
Geldmetall in die Warenverwendung strömen. Aber nur für 
vollwertiges Metallgeld trifft das zu. Man kann nicht etwa 
argumentieren, daß durch eine Umlaufsbeschleunigung auch 
andres Geld überflüssig werde und verschwinde, denn ehe das 
eintreten könnte, tritt die Preissteigerung ein, und sowie sie ein- 
getreten ist, ist keine Geldeinheit mehr überflüssig #%). Und 
weil die Vollwertigkeit keine wesentliche Eigenschaft des Geldes 
ist, so dürfen wir auch jenen einen Fall der Abhängigkeit von 
Menge und Effizienz des Geldes als durch ginen Nebenumstand 
herbeigeführt und nicht im Wesen des Geldes begründet ansehen. 


42) Trotzdem könnte die Menge einlöslicher Zahlungsmittel sinken, wenn 
unter sonst gleichen Umständen die Effizienz steigt. Sie werden dann eben zur 
Einlösung präsentiert, wenn infolge des Sinkens des Geldwerts das Gold völlig. 
abzuströmen droht. Aber das wäre ein sehr extremer Fall. 


Das Sozialprodukt und die Rechenpfennige. 683 


Dasselbe gilt vom umgekehrten Fall, daß ein Sinken der Effizienz 
mehr Geld in Zirkulation lockt. Veränderungen der zirkulierenden 
Geldmenge beeinflussen die Effizienz — in unserm Sinn — nicht. 
Das Argument, daß z. B. neuauftretendes Geld, wenn es nicht 
»gebraucht« wird, liegen bleibt, wird später diskutiert werden. 
Aber selbst soweit richtig heißt es nicht, daß mit einer Geld- 
vermehrung eine Umlaufsverlangsamung Hand in Hand geht, 
sondern nur, daß neu auftretendes Geld überhaupt nicht ohne 
weiteres in Zirkulation tritt, was etwas ganz andres ist #). Die 
Effizienz hängt vielmehr von der Art des Ineinandergreifens der 
Einzelwirtschaften ab, also von etwas, das mit der Geldmenge 
nichts zu tun hat und alles Geld, das — immer: in unserer Be- 
deutung des Wortes — überhaupt in Zirkulation kommt, zirku- 
liert auch mit der Effizienz, die es vorgefunden hat *). Deshalb 


. 43) Auch hier scheint es eine Nebenwirkung zu geben, die Umlaufsverlang- 
samung herbeizuführen tendiert, nämlich ein temporäres Sinken des Diskonts. 
Das könnte zunächst auf die Reservehaltung wirken. Aber das wäre erstens, wieim 
Text angedeutet, eine Wirkung auf die zirkulierende Geldmenge eben in der Rich- 
tung, daß nicht alles neue Goldgeld in Zirkulation tritt. Darüber noch später. 
Auch würde das zweitens notwendig zum Teil, ganz oder auch mehr als ganz kom- 
pensiert durch die Wirkung der gleichwohl eintretenden Preissteigerung — die 
ja unvermeidlich ist, weil etwas vom neuen Goldgeld doch sicherin Zirku- 
lation kommt. Das Argument, daß sinkender Diskont etwa auch den Verlust 
verringert, den die Wirtschaftssubjekte an jedem Geldstück, das in ihrer Tasche 
ist, erleiden — also nicht an Reserven, sondern an den zirkulierenden Summen, 
die nur jeweils irgendwo auf den Akt des Ausgebens warten müssen —, und daß 
infolgedessen die Wirtschaftssubjekte weniger prompt in ihrer Geldgebarung sein 
werden, ist derselben Einwendung ausgesetzt. Im übrigen erledigt es sich durch 
entsprechende Anwendung des Gedankengangs der folgenden Note. rej 
4“) Oft wurde — und auch von Vertretern der Quantitätstheorie, so von 
Irving Fisher — behauptet, daß eine Abhängigkeit zwischen Menge und Effizienz 
des Geldes in dem Sinn bestehe, daß die Vermehrung des Geldes die Effizienz 
desselben erhöhe. Dann würden also beide Momente einander verstärken und 
zu jeder Steigerung des Preisniveaus, die infolge einer Geldvermehrung einträte, 
noch eine weitere Steigerung durch die Erhöhung der Effizienz hinzutreten. 
Der einzige Grund, den Irving Fisher dafür gibt, ist, daß bei sinkendem Geld- 
wert wir das Geld loszuwerden trachten ganz wie eine Ware, die vor unsern 
Augen verdirbt (S. 63). Unterscheiden wir zwei völlig verschiedene Dinge. 
I. In Zeiten großer Störungen, die das Vertrauen zum Geld erschüttern und die 
Erwartung weiterer Störungen wachrufen, werden die Leute vor dem täglich 
an Kaufkraft verlierenden Geld flüchten, indem sie Grundstücke, Bilder usw. ` 
oder auch Waren wie Rohzucker usw. kaufen. Das führt zu scharfen Preis- 
steigerungen — temporär —, aber das hat nichts mit der Umlaufsgeschwindig- 
keit auf dem Gebiet der wirklich zur Durchführung des Wirtschäftsprozesses 
getätigten Produktionsmittel- und Konsumgüterkäufe zu tun. II. Abgesehen 
aber vom Fall der »Flucht vor dem Gelde« können Veränderungen der Kaufkraft, 
auch wenn vorhergesehen, nicht auf die Umlaufsgeschwindigkeit wirken und 
dadurch noch verstärkt werden. Mag viel oder wenig Geld zirkulieren, stets 
44° 
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kann man immerhin von einer prinzipiellen Unabhängigkeit 
zwischen Geldmenge und Effizienz sprechen. Keinesfalls neutrali- 
sieren sie sich. 

Der zweite Teil unseres Satzes behauptet das Bestehen einer 
Kausalbeziehung. Und zwar einer Kausalbeziehung, der keine 
Umkehrung entspricht, so daß sie ein bloßer Ast einer Wechsel- 
beziehung wäre: Denn die Produktensumme der rechten Seite 
kommt, wie wir sahen, als solche nie in die Lage, als Ursache 
der Veränderung von M x U zu wirken. Ihre einzeinen Größen 
mögen es unter Umständen tun — das wird noch erörtert wer- 
den —, aber auch da besteht noch der Unterschied, daß sie es 
nicht notwendig tun, während hier eine notwendige Wir- 
kung ausgesagt wird. 

Mbedeutet zirkulierende Geldmenge. Aus der bloßen 
Veränderung der Gesamtgeldmenge kann für sich allein noch nicht 
auf den Eintritt jener Wirkung geschlossen werden. Wer be- 
hauptet, daß eine zuwachsende Geldmenge in einem bestimmten 
Fall nicht in Zirkulation getreten sei, beweist nichts gegen unser 
Argument, sondern negiert nur das konkrete Vorliegen seiner 
Voraussetzungen. Man beachte ferner, daß M die ganze zirku- 
lierende Geldmenge bedeutet. Aus der bloßen Veränderung der 
Menge des Geldes einer Form — wie sie bei Ersetzung einer Geld- 
art durch die andre, so zum Teil beim Uebergang vom Bank- 
noten- zum Girogeld stattfindet — kann ebenfalls nicht auf 


bleibt die ökonomische Distanz, dieein Geldstück von Einkommen zu Einkommen 
zurückzulegen hat, dieselbe — immer muß es den Weg der Produktion zurück- 
legen. Die Produzenten, die bei Preissteigerungen gewinnen, hätten kein Motiv, 
die Produktion zu forcieren, um vor einer weitern ‚Preissteigerung noch mehr 
Produkte auf den Markt zu bringen. Aber selbst wenn sie ein solches Motiv 
hätten, so könnten sie es in ihrer Gesamtheit nicht tun — ihre Umschlagsperiode 
ist durch andere Momente bestimmt. Sie können versuchen, mehr Geld 
und mehr Produktionsmittel in den Dienst ihrer Betriebe zu stellen — darüber 
noch später im Text —, aber sie können ihre Mittel nicht etwa »schneller um- 
laufen« lassen, sondern nur in der bisherigen Weise verwenden. Der Konsument 
hätte zwar jenes dem Produzenten fehlende Motiv. Aber der Kreislauf der Wirt- 
, schaft führt ihm sein Geld und die Waren, die er dafür kaufenkann, nicht schneller 
zu als bisher. Und selbst soweit es ihm trotzdem möglich wäre mehr auszugeben 
als bisher, so würde das bei vielen Artikeln (Wohnung z. B.) unwirtschaftlich 
sein, auch dort aber, wo es wirtschaftlich wäre, keine Preissteigerung durch 
Beschleunigung des U mlaufs herbeiführen — sondern nur eine Preissteige- 
rung infolge Vermehrung der den momentan verfügbaren Gütern gegenüber- 
tretenden Geldmenge. Die vorzeitig ausgegebene Summe aber würde nicht 
früher in den Einkommen wiedererscheinen, als wenn sie zur gewöhnlichen Zeit 
ausgegeben worden wäre. 
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Eintritt unserer Wirkung geschlossen werden. Wer das Vor- 
liegen dieses Falles behauptet, beweist ebenfalls nichts gegen 
unser Argument 45). 

Unter diesen Bedineingen muß man unsern Satz — was 
uns völlig genügt — offenbar als Selbstverständlichkeit gelten 
lassen. Denn, wenn er nicht zuträfe, müßte entweder zahlungs- 
fähige Nachfrage unbefriedigt oder es müßten Waren unverkauft 
bleiben, was normalerweise bei freiem Verkehr nicht möglich 
ist. Auch mit Hilfe des Begriffs der Einkommensumme oder 
des Grundgedankens der Anweisungstheorie läßt sich das dartun. 
Irgendwelche Leute haben, wenn M x U steigt, »mehr Gelds«, 
und ob sie es nun auf Genußgüter ausgeben oder ersparen — wenn 
sie es nur nicht in den bekannten Strumpf stecken —, müssen 
einzelne oder alle p, m,, p, m, usw. steigen und damit auch ihre 
Summe und zwar genau um denselben Betrag wie M x U. 

Die Quantitätstheorie fügt nun zwei Dinge hinzu: Erstens, 
daß die Geldmenge die treibende Kraft der Veränderungen von ” 
M x U ist und die sich nur langsam und aus unabhängigen Ur- 
sachen verändernde Effizienz dabei als neutraler Faktor, fast als 
Konstante, betrachtet werden kann. Das wird hier für Effizienz 
in unserm Sinn akzeptiert, weshalb wir im folgenden ein- 
fach von Veränderungen der Geldmenge sprechen und darunter alle 
Veränderungen von M x U verstehen wollen. Zweitens wird nach 1 
der Quantitätstheorie die durch Veränderungen von M x U 
herbeizuführende Veränderung der Produktensumme durch 
eine Veränderung der Preise bewirkt, während die Warenmengen 
dabei konstant bleiben, so daß die Geldmenge das aktive, das. 
Preisniveau das passive Element und Effizienz und Warenmengen 
neutrale Elemente des monetären Kausalzusammenhangs wären., 
Wenn wir auch für den Augenblick wieder von der Frage des 
Einflusses der Warenmengen und Warenpreise auf die Geld- 
menge absehen, so läßt sich diese These noch immer nicht schlecht- 
hin annehmen oder ablehnen. Zunächst enthält sie eine einfache 
Wahrheit: Die Erhöhung der Einkommensumme ist keine Be- 


45) Er hätte aber, wenn er bei Vermehrung von Geld einer Art, wie z. B. 
der Banknoten in der Gegenwart, behauptet, daß nur eine Ersetzung andern 
Geldes stattfinde, die Beweislast, umsomehr als in der Regel Geldsummen ver- 
schiedener Formen sich nicht bei denselben Wirtschaftssubjekten ablösen und 
als, wenn jemand einen Geldzuwachs erfährt, er offenbar ihn neben seinem bis- 
herigen Vorrat zu verwenden suchen wird und nicht an dessen Stelle. Denn in 
letzterem Fall würde der Zuwachs ja wertlos für ihn. 


686 Joseph Schumpeter, 


reicherung des Güterreservoirs, sondern nur eine Vermehrung 
der »Anweisungen« darauf. Deren realer Gehalt muß sinken, das 
Preisniveau steigen, die Warenmenge unberührt bleiben. Stiegen 
alle Preise gleichmäßig und gleichzeitig, so wäre ihr Steigen 
nur nominell und damit wäre die Sache erledigt. Man könnte 
nicht sagen, daß dieser Prozeß zum Teil dadurch kompensiert 
würde, daß alle Lager schneller ausverkauft, alle Ladenhüter 
an den Mann gebracht würden. Denn das wäre nur eine temporäre 
Gegenwirkung, die das Resultat nur verschärfen würde. Man 
kann auch nicht sagen, daß die gestiegenen Preise ein Ansporn 
zu Produktionsausdehnungen *) wären. Das ist nur wieder die 
alte Verwechslung von Preisniveau und Einzelpreis: Wenn ein 
einzelner Preis steigt, so wird die betreffende Produktion rentabler, 
und man wird versuchen, sie auszudehnen, indem man Pro- 
duktionsmittel aus anderen Branchen heranzieht. Steigen alle 
Preise, so ist keine Produktion rentabler geworden, und wenn 
man versuchte, sie alle auszudehnen, so würde es zu einem Kampf 
um die — ja nicht vermehrten — Produktionsmittel kommen, 
der allen Beteiligten ihren Irrtum sehr bald klarmachen würde. 
Daß endlich fast nie alle Produktionsmöglichkeiten ausgenützt 
sind, so daß man in unserm Fall auf diese Reserven greifen könnte, 
ist gleichfalls keine Entgegnung: Wenn vor der Erhöhung des 
Preisniveaus es vorteilhaft war, den Produktionsapparat nicht voll 
auszunützen, so bleibt das auch nachher vorteilhaft, denn keine 
der möglichen Ursachen der Unterbenützung wird dadurch be- 
seitigt und nur ein Irrtum übe: die Natur der Preissteigerung 
könnte. einen Unternehmer veranlassen, deshalb von seinem Ver- 
halten abzugehen. Aber obgleich alles das wahr und die Quanti- 
tätstheorie soweit ihren Gegnern gegenüber im Recht ist, bringen 
die konkreten Tatbestände soviel Abweichungen von den nöti- 
gen Voraussetzungen mit sich, daß von dem an sich richtigen 
Prinzip in praxi wenig übrig bleibt. 

Würden alle zirkulierenden Geldeinheiten an den Stellen, 
wo sie gerade sind, plötzlich verdoppelt, wäre dieser Vorgang 
allen Leuten bekannt, das Land isoliert, könnte aus der Zirku- 
lation nichts — etwa Metall in industrielle Verwendungen — ab- 
strömen, würden alle Kontrakte uno actu auf die doppelte Geld- 








t) Wie vielfach — u. a. von Eggenschwyler in seiner Besprechung des 
Fisherschen Buches in diesem Archiv — behauptet wurde, auch von Autoren 
wie Benini. 
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summe gestellt, dann könnten wir die Sache beruhigt als mit dem 
eben Gesagten erledigt betrachten. Dann würden alle Preise 
einfach auf das Doppelte steigen. Und das wäre ein ganz gleich- 
giltiger Vorgang, den die Quantitätstheorie restlos erklären würde, 
auch in jener prfmitiven Fassung und oberflächlichen Aus- 
führung, die ihr bisher meist zuteil geworden ist. Aber diese Fas- 
sung — wenn auch nicht notwendig der quantitätstheoretische 
Grundgedanke selbst, der sich vielmehr auch an weniger aben- 
teuerlichen Fällen bewähren würde, wenn man nur loyal versuchte 
ihn anzuwenden — versagt, wenn man diese Voraussetzungen 
fallen läßt. Und das muß man, sowie man mehr will als ein 
Grundprinzip illustrieren. 

Zunächst erfolgt die Vermehrung der Geldmenge nie gleich- 
mäßig bei allen Wirtschaftssubjekten. Sodann sind sich die 
Wirtschaftssubjekte des Wesens des Vorgangs nie völlig bewußt, 
so daß sie wenigstens eine Zeitlang handeln, wie wenn sie Ein- 
kommenszuwächse bei konstanten Einkommensummen erhalten 
hätten. Aus beiden Gründen steigen die Preise nie gleichmäßig 
— nicht die Preise der Genußgüter und nicht Genußgüter- und 
Produktionsmittelpreise — und damit hört die Preiserhöhung auf, 
bloß nominell zu sein. _Sie bedeutet dann eine reale Reichtums- 
verschiebung auf dem Genußgütermarkt und eine reale Macht- 
verschiebung auf dem Produktionsmittelmarkt und affiziert die 
Warenmengen und den ganzen Produktionsprozeß. Zweifellos 
sind diese Wirkungen nicht alle dauernde. Die Reallöhne z. B., 
die bei einer Geldvermehrung in der Regel sinken, erlangen schließ- 
lich ihre frühere Höhe und der entsprechende Zwischengewinn 
des Unternehmers verschwindet. In vielen Fällen, wo Anpassung 
für das Individuum nicht möglich ist, wie z. B. für Gläubiger 
festverzinslicher Forderungen, treten andere Individuen, die die 
Welle der Preiserhöhung zu Rentnern gemacht hat, an Stelle der 
verdrängten,. so daB für die Volkswirtschaft alles beim alten 
bleibt *). Aber sehr häufig ist solche Retablierung unmöglich. 
Neue Positionen können dauernd gewonnen, alte dauernd ver- 
loren und dabei viele Dinge im Leben der Volkswirtschaft anders 
4) Das wäre nur dann nicht der Fall, wenn die nunmehr Kaufkräftigeren 
wesentlich andere Geschmacksrichtungen hätten. Das wird im allgemeinen 
nicht zutreffen, so daß in dieser Beziehung — im Gegensatz zu den sozialen Kon- 
sequenzen der Komprimierung der Kaufkraft der »fixen Einkommen« — sich 


meist nicht viel ändert. Nur dieser Umstand erklärt, warum die Theorie sich 
mit so flüchtigem Eingehen auf diese Dinge begnügen konnte. 
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geworden sein — Betriebsformen, Produktionsrichtungen, Pro- 
duktionsmethoden usw. Manches Neue kann den Antrieb, 
manches Alte den Gnadenstoß erhalten haben, deren es gerade 
noch bedurfte. Mag immerhin dadurch nicht viel spontan ge- 
schaffen werden, was nicht schon im Keim vorhanden war, 
jedenfalls ist das Auskunftsmittel, von »Uebergangsperioden« zu 
sprechen, während welcher sich alles das auswirkt und welche 
dann in einen ausgeglichenen status quo zu höheren Preisen 
münden sollen, zwar ein Fortschritt $), aber noch immer un- 
zureichend. Trotzdem und trotz der unendlichen Komplikation 
jedes Einzelfalls, lassen sich die Wirkungen einer Geldvermehrung 
im Prinzip leicht übersehen. Da dafür die Stelle des Wirtschafts- 
körpers, an der die Geldvermehrung auftritt, sehr entscheidend 
ist und die wichtigsten typischen Fälle praktisch mit bestimmten 
Geldformen zusammenfallen, so wollen wir kurz die Wirkungen 
der Vermehrung vollwertigen Metallgeldes und staatlichen Papier- 
geldes erörtern. Der dritte typische Fall, der der Vermehrung 
des Bankgeldes, wird gesondert behandelt. 

Soweit neues Gold industriellen Verwendungen zugeführt 
wird, wirkt es auch in Goldwährurgsländern nicht anders als 
jede andre neuauftretende Warenmenge. Bestünde keine freie 
Prägung, so würde sein Geldpreis sinken. Bei freier Prägung 
kann zwar nicht diese, wohl aber eine andre Wirkung der Waren- 
vermehrung eintreten, nämlich das Sinken des Preisniveaus, weil 
jetzt mehr Ware der gleichen Geldmenge gegenübersteht *). 
Wird hingegen das neue Gold ausgemünzt, so vermehrt es nur 
die Anteilscheine am Sazialprodukt, nicht dieses selbst. Es zwingt 
die Volkswirtschaft zu Leistungen an die Besitzer der Goldstücke 
ohne Gegenleistung. Insofern ist Produktion von Goldgeld keine 
Produktion und in der Wirkung ganz analog der Falschmünzerei, 
wie Bendixen treffend gesagt hat. Der reale Inhalt der Einkom- 
menseinheit wird vermindert, das Preisniveau steigt infolge des 
Auftretens neuer Nachfrage in Geld. Der subjektive Wert des 
Goldes sinkt hier nicht aus demselben Grunde, wie bei einer 
Verwendung des neuen Goldes als Ware, nämlich weil die Deckung 
des Gebrauchsbedarfs an Gold nun bis zu niedrigeren Bedarfs- 
intensitäten herabreicht, sondern aus dem wesentlich andern 

48) Bekanntlich verdanken wir ihn vor allem Irving Fisher. 


4) Dann wird zwar ein Teil des Goldes ausgemünzt werden. Aber das 
resultierende Preisniveau muß noch immer niedriger bleiben als das ursprüngliche. 
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Grund, daß nun weniger Ware auf die Geldeinheit fällt 5°). 
Nehmen wir den Fall eines Goldwäschers vor, der das von 


ihm gewonnene Gold zur Münze bringt — was er in praxi natür- - 


lich nie tut —, um die erhaltenen Goldstücke auszugeben. Er 
kann damit zunächst Genußgüter kaufen. Deren Preise steigen, 
damit die Geldeinkommen ihrer Verkäufer und weiter die Geld- 
einkommen der Lieferanten der Verkäufer. Von der sozialen 
und lokalen Position des Goldwäschers g$reift die Preissteigerung 
auf die ganze Volkswirtschaft und darüber hinaus. Das letztere 
vollzieht sich durch temporär gesteigerten Import und dadurch 
herbeigeführte passive Handelsbilanzen und Goldabflüsse. Diese 
Momente müssen, wenn weder die Zoll- noch die Währungs- 
politik des eigenen oder der fremden Staaten eingreift, schließlich 
die Preisniveaus aller Länder erhöhen, um dann aufzuhören, 
wenn die neue Geldmenge resorbiert ist. Wenn — wie wir an- 
nehmen wollen, um diesen Spezialfall zu Ende zu denken — nicht 
nur der Goldwäscher, sondern auch seine Lieferanten und alle, 
die im Nexus des Warenverkehrs hinter ihnen stehen, alle Mehr- 
gewinne auf Konsumgüter ausgeben, so ändert sich nicht viel 
am produktiven Apparat. Aber trotzdem ist die Preisänderung 
nicht bloß nominell. Was realiter dabei vorgeht, ist ein Akt 
volkswirtschaftlicher Verschwendung, einer Gütervernichtung 
ohne dieGegenleistung, die das Wesen reproduktiver Konsumtion 
ausmacht, und ebenso unproduktiv wie etwa eine Plünderung. 
Dieser Umstand verschärft dann seinerseits die Preissteigerung, 
weil in den nächsten Wirtschaftsperioden nicht nur mehr Geld, 
sondern auch weniger Ware da ist als früher. Und diese Ver- 
schwendung geht auf Kosten des vor dem Geldzuwachs vor- 
handenen Realeinkommens jener Wirtschaftssubjekte, die nicht 
als Goldwäscher oder deren Lieferanten daran Anteil ‘haben. 
Auf deren Kosten steigt temporär die »Kaufkraft« und daher 
das Realeinkommen der letzteren. Die »Kaufkraft« und das 
Realeinkommen der Gläubiger festverzinslicher, Forderung wird 
dauernd geschmälert, »Kaufkraft« und Realeinkommen aller 
andern Wirtschaftssubjekte — den Goldwäscher eingeschlossen — 
kehrt, abgesehen von dieser Erleichterung der Schuldenlast, die, 
wenigstens unmittelbar, eine volkswirtschaftliche Ersparung dar- 

60), Das widerlegt die auch heute noch, besonders im marxistischen Kreis, 


mitunter festgehaltene Auffassung, daß eine Goldvermehrung nie anders 
wirke als die Vermehrung eines andern Guts. 
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stellt und jene Verschwendung zu einem Teil kompensiert, wieder 
auf den frühern Stand zurück — nur eben im Gewand eines 
. höhern Geldeinkommens. Nirgends tritt jene kompensierende 
Wirkung ein, auf die wir bei Vermehrung irgendwelcher Einkom- 
men bei konstanter Einkommensumme stoßen, nämlich das 
Sinken anderer Geldeinkommen: Während aber dieses Sinken 
von Geldeinkommen nicht notwendig ein Sinken der ihnen ent- 
sprechenden Realeinkommen bedeutet — sondern nur dann, 
wenn die Gewinne, die dieses Sinken verursachen, ohne Produk- 
tionssteigerung zustandekommen, also vor allem durch Kartel- 
lierung einer Branche —, so tritt in unserm Fall umgekehrt keine 
Reduktion der Geld-, wohl aber eine Reduktion vieler Real- 
einkommen als, erste Wirkung ein, welchem Verlust dann der 
reale Gewinn des Goldwäschers und seiner Lieferanten genau 
. entspricht. 

Selbst in diesem Fall also findet eine Verschiebung der 
Realeinkommen statt, die sehr tief greifen kann. Freilich wäre 
sie in der Hauptsache vorübergehend. Auch darf man nicht über- 
sehen, daß durch einen so gearteten Geldzufluß die Einkommen- 
und Produktensumme nur um den Betrag der neuen Goldstücke 
mal Effizienz vermehrt würde, also, wenn die Zahl der neuen 
Goldstücke im Verhältnis zu den vorhandenen nicht sehr groß 
ist — wie das z. B. im 16. Jahrhundert der Fall war —, die Wir- 
kung auf die Preise nur lokal und im ersten Stadium, d. h. in der 
unmittelbaren Umgebung des Goldwäschers und sofort, nachdem 
er seine neuen Goldstücke erlangt hat, sehr fühlbar sein kann. 
Fühlbarer wäre sie, wenn es richtig wäre, daß jede Vermehrung 
des Goldgeldes automatisch die übrigen Zahlungsmittel vermehrt. 
Aber unter unsern Voraussetzungen wäre das ausgeschlossen. 

Anders liegt die Sache, wenn unsere Goldwäscher oder ihre 
Lieferanten ihren Gewinn nicht verjubeln, sondern investieren, 
also z. B. selbst Produktionsmittel erwerben, um damit Fabriken 
zu betreiben, oder andern Wirtschaftssubjekten durch Darlehen 
dazu die Möglichkeit geben oder endlich sich zu diesem Zweck der 
Vermittlung einer Bank bedienen, bei der sie die betreffenden 
Summen deponieren. Hier tritt zuerst eine Preissteigerung auf 
dem Produktionsmittelmarkt auf — es steht eine größere Geld- 
nachfrage als bisher den vorhandenen Mengen von Produktions- 
mitteln gegenüber. Diese Preissteigerung greift dann zwar auf den 
Genußgütermarkt hinüber, aber der Vorgang unterscheidet sich 
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von dem eben geschilderten schon dadurch, daß nun z. B. die 
Arbeiter eine Erhöhung ihrer Geldeinkommen erfahren, ehe die 
Preise der Genußgüter gestiegen sind, so daß sie zunächst auch 
höhere Realeinkommen erhalten und auch später, wenn die Genuß- 
güterpreise gestiegen sind, eine ganz andere Position haben, als 
wenn die Genußgüterpreise der Angriffspunkt der neuen Geld- 
menge sind. Viel wichtiger aber ist, daß jetzt keine volkswirt- 
schaftliche Verschwendung stattfindet, sondern im Gegenteil eine 
Ersparung. Die Realeinkommen der Kreise, deren Geldein- 
kommen nicht oder nicht entsprechend gestiegen sind, werden 
zwar auch hier »komprimiert«. Aber die Produktivkräfte, die 
dadurch frei werden, daß diese Kreise nun weniger kaufen können 
als früher, werden statt der unmittelbaren Konsumproduktion 
einer weiter ausholenden Produktion dienstbar gemacht: Es 
werden z. B. weniger Automobile und mehr Maschinen produ- 
ziert. Ohne es zu wollen und ohne dieFrüchte davon zu genießen, 
werden viele Leute zum Sparen gezwungen. Dieses erzwun- 
gene Sparen?!) ist eine außerordentlich wichtige Erschei- 
nung, ein wesentliches Stück des kapitalistischen Mechanismus, 
ein Schlüssel zum Verständnis vieler Erscheinungen des modernen 
Wirtschaftslebens. Viel deutlicher werden wir es am Werke sehen, 
wenn wir von der Wirkung eier Vermehrung des Bankgeldes 
sprechen. Aber schon hier sehen wir, daß es Wirkungen auslöst, 
die den im früheren Fall nachgewiesenen gerade entgegengesetzt 
sind, und die Vermehrung der zirkulierenden Geldmenge zu einem 
wichtigen Treibriemen der wirtschaftlichen Entwicklung macht. 

Die Preisverschiebung wirkt also hier zugunsten der Pro- 
duktionsmittel- und zuungunsten der Konsumgüterproduktion. 
Hier können wir wirklich sagen, was im früheren Fall nicht gesagt 
werden konnte, daß die Goldvermehrung ein Anlaß zu einer 
Mehrproduktion ist 52), die dann ihrerseits die gestiegenen Preise 
wieder abbaut, ja sogar unter ihr ursprüngliches Niveau herab- 
drücken könnte, weil die neuen Produkte normalerweise mehr 
einbringen als sie kosten und die Differenz offenbar durch Re- 
duktion der Mengen oder eben der Preise der übrigen Waren 
aufgebracht werden muß. Wird diese Differenz selbst wieder 


81) Seiner Wirkung steht allerdings die Tatsache gegenüber, daß solche 
Erfahrungen den Impuls zu freiwilligem Sparen, damit die wichtigste Kom- 
ponente der Kapitalbildung, abschwächen. 

53) Das hat sowohl Irving Fisher, S. 62, wie vor ihm Wicksell übersehen. 
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investiert, so müßte sich der Vorgang wiederholen. Wenn das 
in praxi nicht eintritt, so liegt das an einem Umstand, der im 
übrigen die Wirkung eines in die Bahnen der Produktion ge- 
leiteten Metallgeldzuflusses stets machtvoll verstärkt — an der 
Zunahme der Bankgeldzirkulation, die er zur Folge hat. 

Im Gegensatz zum ersten Fall drückt in diesem die Gold- 
geldvermehrung den Diskontsatz. Das ist ganz klar, wenn das 
neue Gold auf dem Geldmarkt angeboten wird. Wenn es die 
Reserven einer Notenbank stärkt, so steigen ihre Mittel und ihre 
Bereitwilligkeit zu erhöhten Darlehensgewährungen. Das erhöht 
in weiterer Folge auch das Entgegenkommen der übrigen Banken 
gegenüber ihrer industriellen Kundschaft und führt so zu den- 
selben Konsequenzen, wie wenn das neue Goldgeld direkt am 
Geldmarkt angeboten worden wäre, nur noch in einem um ein 
Vielfaches verstärktem Maß. Schon deshalb würden die Unter- 
nehmer temporär größere Gewinne machen, auch wenn ihre übri- 
gen Kosten ganz im gleichen Verhältnis mit den Produkt- 
preisen steigen würden. Nur wenn unser Goldwäscher mit seinem 
neuen Goldgeld selbst eine Fabrik gründen würde, träten diese 
Konsequenzen nicht ein. Von diesem Ausnahmsfall abgesehen 
muß daher die soziale Wirkung jeder Goldgeldvermehrung, die 
von jenen Wirtschaftssubjekterf, in deren Händen sie eintritt, 
produktiven Zwecken zugeführt wird, viel größer — wenn auch 
anders — sein, als wenn sie nur gesteigerter Konsumtion dienst- 
bar gemacht wird. Natürlich kombinieren sich in der Praxis 
stets beide Fälle. 

Zu dem erwähnten Moment tritt auch noch ein anderes hinzu, 
auf welches vor allem Wicksell und Irving Fisher (op. cit. S. 55) 
hingewiesen haben. Selbst wenn der Diskontsatz nicht sinken 
würde, so würde doch — selbst abgesehen davon, daß die Kosten 
der Unternehmer tatsächlich nur langsam steigen — auch dadurch 
eine Konjunktur geschaffen werden, daß der Unternehmer seine 
Produkte jeweils zu Preisen verkauft, die dem momentanen 
Stand der Geldentwertung entsprechen, während er jeweils einen 
Zins zahlt, der einige Zeit vorher und meist ohne Rücksicht auf 
diese Geldentwertung festgesetzt wurde 5). Das zeugt einen 


5) Man kann diesen Kausalzusammenhang — und das Verdienst, ihn so 
stark hervorgehoben zu haben — anerkennen, ohne doch im übrigen der Dar- 
stellung Prof. Fishers an dieser Stelle zu folgen. Die Art, wie neue Goldgeld- 
mengen wirken, hat Marshall in seinen Aussagen vor der Gold and Silver commis- 
sion 1887 und dem Indian Currency Committee 1898 viel richtiger geschildert. 
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weiteren Zwischengewinn. Und alle diese Momente zusammen- 
genommen: Sinken des Diskonts, Sinken der realen Bedeutung 
der Schuldzinsen, schnelleres Steigen der Produkt- als der Pro- 
duktionsmittelpreise 5) — schaffen eine Tendenz zur Ausdehnung 
aller Betriebe, die um so stärker ist als die Wirtschaftssubjekte 
so gut wie nie erkennen, daß ihre Konjunktur im Grund ein 
Tragbild ist. 

Tatsächlich ist sie nicht mehr als ein Trugbild. Wenigstens 
vom Standpunkt des Unternehmers. Die Güterversorgung der 
Volkswirtschaft wird ja wirklich durch den Prozeß bereichiet. 
Aber eben deshalb können sich die hohen Preise nicht halten, 
mag immer die Vermehrung des Bankgeldes den Abbau hinaus- 
schieben. Der Zwischengewinn, der aus den beiden im Diskont- 
satz entspringenden Quellen fließt, muß versiegen. Denn schließ- 
lich muß sich der Geldzinsfuß dem Realzinsfuß wieder anpassen. 
Das geschieht in der Weise, daß der vom neuen Gelde genährte 
Konkurrenzkampf die Preise der Produktionsmittel so lange 
emportreibt, bis alle Betriebe ihre Kreditansprüche so erhöht 
haben, daß die Plethora in den Banken absorbiert ist. Endlich 
wird dabei die Rentabilität älterer Betriebe vernichtet und von 
ihrem Versagen geht eine Veränderung der Daten aus, mit denen 
auch die neuen gerechnet haben. Und durch krisenhafte Er- 
schütterungen vollzieht sich dann ein Uebergang zu einem neuen 
Gleichgewicht, in dem der »Geldschleier« wieder die Körper- 
formen der Wirklichkeit wiedergibt 55). 

Die historischen Fälle der Emission staatlichen Papiergelds 
unterscheiden sich natürlich sehr von den Fällen der Goldgeld- 
vermehrung. Schon der Umstand, daß Papiergeldemissionen in 
die Willkür staatlicher Politik gestellt und daß sie fast ausnahms- 
los Produkte einer Notlage sind, würde dazu ausreichen. Dazu 
kommt, daß Papiergeld nicht über die ganze Erde strömen kann, 
was die Wirkung seiner Kreation für das betreffende Staatsgebiet 
erhöht. Wenn und solange daneben noch vollwertiges Metallgeld 


5) Noch andere Momente ermutigen den Unternehmer in solchem Fall, 
z.'B. steigt der Geldwert der Unterlagen, die er für seinen Bankkredit zu bieten 
hat. 

ss) Fisher, Sombart u. a. haben darin den Grundvorgang dessen gesehen, 
was man als Krisen bezeichnet. Auch Marshall (5. Auflage der Principles, 
S. 594) steht dieser Auffassung nicht fern. Doch verankert das die Krisen- 
erklärung in einem falschen Grunde; vgl. darüber meinen Aufsatz: »Die Wellen- 
“ bewegung des Wirtschaftslebens«, dieses Archiv 1914. 


2 


694 Joseph Schumpeter, 


zirkuliert, ersetzt allerdings dessen Abströmen das unmögliche 
Abströmen des Papiergelds, und es kommt ebenso zu temporärem 
Ueberwiegen des Imports wie im Fall einer Goldgeldvermehrung. 
Ist aber das Goldgeld vertrieben, so stellen sich selbst bei »gün- 
stiger« Handelsbilanz ungünstige Wechselkurse ein, was bei reiner 
Goldgeldzirkulation auf die Dauer unmöglich wäre. Der Anlaß 
fast aller Papiergeldemissionen bringt es ferner mit sich, daß sie 
sich in der Regel zu »Schrauben ohne Ende« entwickeln, weil 
sie durch ihre Wirkung auf die Preise das Staatserfordernis er- 
höhen und so sfortzeugend« immer größere, weitere Emissionen 
nötig machen, eine Tatsache, die viele Autoren der Gegenwart 
zu dem vortrefflichen Schluß führt, daß die Notenemission nicht 
Ursache, sondern Folge der hohen Preise sei und nur dem »Ver- 
kehrsbedürfnis« nach neuen Noten folge. 

Aber alle diese und andere bekannte Momente berühren das 
Wesen der Sache nicht, so wichtig sieim einzelnen Fallsein mögen. 
Ihrem Wesen nach sind die »Wirkungen des Papiergelds« keine 
andern als die »Wirkungen des Metallgelds«.. Wir wissen bereits, 
. daß, wenn die Papierzettel einfach an die Stelle von Goldstücken 
träten, das weiter keine besonderen Erscheinungen auslösen würde. 
Ebenso wirkt eine Vermehrung der Papierzettel im Wesen 
nicht anders als eine Vermehrung des Goldgelde. In 
beiden Fällen wird eine neue Nachfrage in Geld geschaffen, die 
zur bisherigen Nachfrage hinzutritt und so lange die Preise empor- 
treiben muß, bis die neue Geldmenge absorbiert ist. Im übrigen 
wirkt das Papiergeld vor allem wie konsumtiv verwendetes neues 
Goldgeld: Es wird die Kaufkraft der schon vorher vorhandenen 
Geldeinheiten und damit das Realeinkommen jener Wirtschafts- 
subjekte, die nichts oder keinen entsprechenden Anteil am neuen 
Papiergeld erhalten, »komprimiert«, und die dadurch freiwerden- 
den Genußgüter bzw. Produktivkräfte werden in den Dienst des 
Staates oder jener Leute gestellt, an die der Staat die Papiergeld- 
summen gibt. Eine kompensatorische Wirkung tritt nirgends 
ein, ebensowenig ein Rückströmen, das Preisniveau wird dauernd 
erhöht. Dabei äußern Papiergeldemissionen in Kriegen oder 
Revolutionszeiten noch nicht einmal ihre volle Wirkung, weil in 
solchen Momenten die Bankgeldzirkulation abnimmt und auch 
viele Leute große Barreserven halten. Die Inflation in ganzer 
Intensität ist vielmehr erst dann zu erwarten, wenn im übrigen 
normale Zustände zurückkehren. Das Wesen der Sache liegt 


Das Sozialprodukt und die Rechenpfennige. 695 


hier in einem volkswirtschäftlichen KonsumtionsexzeßB und einer 
ihn ermöglichenden Verschiebung der Kaufkraft der Wirtschafts- 


subjekte. Nicht einmal der schlechte Devisenkurs begründet 


einen wesentlichen Unterschied. Denn auch eine Goldgeld- 
- vermehrung müßte schlechte Devisenkurse zur Folge haben, 
wenn das Gold nicht abströmen könnte: Die wahre Parität ist 
das Verhältnis der Kaufkraft der Geldeinheiten verschiedener 
Staaten, das Verhältnis der Feingehalte ist nur ein zwar prakti- 
sches, aber nicht wesentliches Mittel, um den Geschäftsmann 
jenes Kaufkraftverhältnis auf einen Blick erkennen zu lassen. 
Von dieser wahren Parität müßten auch in einem Goldwährungs- 
land die Wechselkurse abweichen, wenn die Menge der zirkulre- 
renden Goldmünzen stiege. Daß sie das à la longue nicht über 
den Goldpunkt hinaus tun können, liegt an jener akzessorischen 
Stütze, die der Weltmarkt dem Goldgeld gewährt und deren eine 
gesunde Papierwährung entraten könnte °%). Würde der Staat 
das Papiergeld zu produktiven Zwecken verwenden, was nie, oder 
würden das die Leute tun, in deren Händen es zunächst kommt, 
was in viel geringerem Maße geschieht als im Fall einer Vermeh- 
rung des Goldgeldes, so würde dasselbe gelten wie für die Wir- 
kungen produktiv verwendeter Goldgeldzuwächse. 

Es ist nicht ohne Interesse, sich die Frage zu stellen, wodurch 
sich die Wirkung einer Papiergeldemission von der Wirkung 
einer Steuer und einer Anleihe unterscheidet, die dem Staate 
dieselben Gütermengen zuführen scllen, wie die Papieremission. 
Dabei ist vorauszusetzen, daß die Steuer oder Anleihe aus dem 
Einkommen der Staatsbürger aufgebracht würde: Wenn sie sich 
zu diesem Zweck verschulden und die nötigen Beiräge die Form 
von ad hoc geschaffenem Bankgeld annehmen, so liegt natürlich 
— von gewissen technischen Unterschieden abgesehen — ganz 
derselbe Fall und ganz dieselbe Geldvermehrung vor wie bei der 
Papiergeldemission.e Auch muß für die Anleihe angenommen 
werden, daß der Staat den Zinsendienst aus Einnahmen be- 
streitet, die nicht irgendwie auf Geldkreationen zurückgehen, 
sonst gilt bezüglich der Kuponzahlungen dasselbe. 

Der Grundvorgang — der KonsumtionsexzeB — ist bei einer 
solchen Steuer oder Anleihe ganz derselbe. Die Volkswirtschaft 

56) Das ergänzt unsere Ausführungen über den Unterschied zwischen einem 


Disagio des Geldes gegenüber dem Gold und einem Disagio des Geldes gegen- 
über den Waren unter Nr. 2. 
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wird auch hier ärmer und zwar um dieselbe Gütermenge. Des- 
halb müßten auch da die Preise steigen, selbst wenn die Pro- 
duktion ungestört fortarbeitete und nicht etwa, wie das in Zeiten 
wo Papiergeld emitiert wird meist der Fall ist, gelähmt wäre. 
Allerdings würden sie viel weniger steigen als wenn außerdem 
noch neues Papiergeld hinzukäme. Denn die Geldeinkommen 
dar Individuen würden im Fall der Steuer um den Steuerbetrag 
gekürzt und der Staat resp. seine Lieferanten, Soldaten, Be- 
amten würden die Ansprüche auf das Güterreservoir der Volks- 
wirtschaft ausüben, die die Kontribuenten sonst ausgeübt hätten 
— wenn auch z. T. in anderer Richtung 57). Im Fall der Papier- 
geldemission wird die Einkommensumme vermehrt und den 
früher vorhandenen Geldeinkommen ein Teil ihres realen Inhalts 
konfisziert. Im ersteren Fall haben die Leute nichts von den 
niedrigern Preisen, weil sie dann geringere Geldeinkommen haben. 
Im letzteren Fall haben sie nichts von den ungeschmälerten 
Geldeinkommen, weil die Preise um so höher sind. Der Unter- 
schied zwischen beiden Fällen ist nur der, daß eine Steuer die 
Opfer rationell verteilen kann, während die Papiergeldemission 
ganz unrationell wirkt und dem jedenfalls eintretenden Uebel 
der Gütervernichtung noch die weiteren moralischen, sozialen 
und ökonomischen Uebel hinzufügt, welche jede Störung des 
\ Geldwesens begleiten. 

Auch unter unseren besonderen Voraussetzungen hat eine 
Anleihe die Folge, die Preise über das Niveau zu erhöhen, das 
sie bei einer Steuer haben würden, weil durch sie eine Menge 
Reserven usw. hervorgelockt werden, die sonst der Zirkulation 
ferngeblieben wären. Aber sie erhöht das Preisniveau um sehr 
viel weniger als eine Papiergeldemission. Auch die Anleihe führt 
Geldsummen den Ausgaben des Staates zu, die sonst von Privaten 
ausgegeben worden wären, und sie läßt insoweit die Produkten- 
summe und die Preise unberührt. Freilich bringt sie Betriebs- 
kapitalien unmittelbar auf den Genußgütermarkt, schafft sie 
eine Rentnerklasse, greift sie überhaupt mannigfach störend in 
den Lebensprozeß der Volkswirtschaft ein. Aber sie bleibt darin 
weit zurück hinter all den Kalamitäten einer Papiergeldwirt- 
schaft, 


57) Aber die Verschiebung der Nachfrage erzeugt noch keine Steigerung 
‘des Preisniveaus, wenn es ein. mit zu den Gütermengen proportionalen In- 
dices gewogener Durchschnitt der Notierungen ist. 
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8. Dritter Satz über die Grundgleichung.\ 
Obgleich Veränderungen der Preise und Mengen einzelner oder 
auch aller Waren, wie schon gezeigt, unsere Produktensumme 
nicht direk beeinflussen und mithin auch nicht auf dem Wege 
einer Veränderung derselben auf M x U wirken können, so 
können sie doch eine Wirkung auf die Geldmenge ausüben, deren 
Veränderung dann ihrerseits auf die Produktensumme wirkt. 
Aber diese Wirkung der Veränderungen der einzelnen Waren- 
mengen und Warenpreise auf die Geldmenge tritt nur in manchen 
Fällen notwendig und automatisch ein; in anderen Fällen handelt 
es sich nur um einen der Geldschöpfung gegebenen Anstoß; und 
weder in den einen noch in den andern Fällen kann man sagen, 
daß sich die Geldmenge dem Spiel nichtmonetärer Ursachen 
nur passiv anpaßt in dem Sinn, daß die wahren Bestimmungs- 
gründe von M x U in der Warenwelt lägen und die Geldmenge 
keine selbständige Ursache der Bewegungen des Preisniveaus 
und der Produktensumme sei. 

Daß die Menge jedes Geldes aus vollwertigem, frei präg- und 
demonetisierbarem ‚Stoff ihrerseits vom Stande der Warenpreise 
bestimmt werden muß, ist eigentlich selbstveıständlich. Der 
Stand der Warenpreise entscheidet über die Rentabilität der 
Produktion des Geldstoffes und damit ebenso über die produ- 
zierte Menge desselben, für die wie für alle anderen Warenmengen 
ein Grenzgesetz gilt, wie darüber, was davon ausgemünrt wird 
und wieviel jeweils aus der Warenverwendung in die Gəldver- 
wendung übertritt oder umgekehrt. Daß im Falle des Goldes 
der jeweils vorhandene Vorrat gegenüber der möglichen Ver- 
mehrung oder Verminderung eine überragende Rolle spielt, ist 
prinzipiell irrelevant, außerdem seit 1895 und der zunehmenden 
Bedeutung der Fortschritte in der Produktionsmethode gegen- 
über dem Moment der bloßen »Goldentdeckungen« lange nicht 
mehr so gewichtig wie früher. Es wäre auf alle Fälle eine Laien- 
vorstellung, daß die auf den Markt kommende Goldmenge 
gleichsam gar nicht ökonomisch verursacht, sondern lediglich 
naturgegeben sei — alle „natürlichen Daten‘ wirken nur durch den 
ökonomischen Mechanismus hindurch, ebenso wie der ökonomische 
Mechanismus stets, bei allen Gütern, mit natürlichen Daten 
arbeitet. 

Deshalb müßte man auch vom Standpunkt striktester 


Quantitätstheorie sagen, daß nicht nur die Goldgeldmengen die | 
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Preise, sondern prinzipiell ebenso die Preise die Goldgeldmengen 
bestimmen, daß die Kaufkraft des Geldes oder der Geldwert 
von der Goldmenge, zugleich aber die Goldmenge von der Kauf- 
kraft des Geldes »abhänge« oder, noch anders, daß der Geld- 
wert durch Vermittlung der Goldgeldmenge wieder auf den 
Geldwert wirke ë$), was kein Zirkel, wohl aber die Statuierung 
einer prinzipiell paritätischen Wechselwirkung ist, wie das auf 
dem Gebiet der ökonomischen Beziehungen die Regel ist. Dieser 
Tatbestand wurde schon von den Klassikern erkannt und vom 
jüngeren Mill ex professo beschrieben. Und zwar tritt er not- 
wendig und automatisch auf. Er beweist nichts gegen die Quan- 
titätstheorie, wie gleichfalls schon Mill gesehen hat, und nichts 
für eine passive Anpassung der Geldmenge an das Preisniveau. 
Denn die Sache liegt nicht so, daß jedes Preisniveau jene Ver- 
änderungen der Metallgeldmenge hervorruft, die gerade nötig 
sind, um bei diesem Preisniveau den Warenverkehr zu bewältigen. 
Sondern jedes Preisniveau kann selbst nur entstehen, wenn gerade 
die dafür ausreichende Geldmenge mal Effizienz schon vorher 
da ist. Wenn ein gegebenes Preisniveau eine Veränderung der 
Goldgeldmenge hervorruft, so wird es durch dieselbe nicht etwa 
erhalten, sondern seinerseits verändert. Und diese Wirkung der 
Veränderung der Goldgeldmenge ist rein monetär zu erklären, 
beruht lediglich auf dem Mechanismus der Geldwirtschaft und 
nicht direkt auf jenen ökonomischen Ursachen, die die vermehrte 
Goldproduktion und Ausmünzung herbeigeführt haben: Die Gold- 
geldmenge paßt sich nicht einfach dem Preisniveau, sondern sie 
paßt zugleich das Preisniveau sich an. Uebrigens wird ja neues 
Goldgeld nicht durch ein steigendes, sondern nur durch ein sin- 
kendes Preisniveau in Zirkulation gebracht. 


” Es bleibt noch die Behauptung zu prüfen, daß der Verkehr 


neu auftretendes Goldgeld nicht ohne weiteres aufnimmt, sondern 


- vielmehr abstößt, wenn es »überflüssig« ist. Solches Goldgeld 


würde also solange ruhen, bis der Verkehr es »braucht«. Wenn 
das so wäre, so hätte die. Goldzirkulation etwas von der Elasti- 
zität, die dem Bankgeld zugeschrieben wird. Daß dem nicht so 
ist, ergibt sich aus der Ueberlegung, daß die Momente, die das 
Goldgeld überhaupt zur Existenz bringen, es auch in die Zirku- 


' lation treiben müssen. Ein Teil davon wird allerdings die Re- 


serven aller Art verstärken, besonders dann, wenn das Auftreten 
se) Von Del Vecchio op. cit. ohne Grund geleugnet. 
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neuen Goldes temporär den Diskontsatz gedrückt hat und das 
Reservehalten daher billiger geworden ist. Rechtsunsicherheit, 
Krisen usw. können ferner bewirken, daß die Leute das neue Gold 
lieber in der Tasche behalten. Es können weitersauch aus außer- 
wirtschaftlichen Gründen die Zentralbanken das neue Gold auf- 


nehmen, ohne deshalb ihre Kreditgewährung auszudehnen. Aber 


das sind Nebendinge. Sie ändern nichts daran, daß, soweit das 
neue Gold in Konsumentenhände gerät, es auch wirklich aus- 
gegeben wird: Es wird nicht etwa zurückbehalten, wenn die 
Waren billiger werden, um für die Zeit einer Preissteigerung zur 
Verfügung zu stehen! Was aber ganz absurd klingt für den 
Konsumenten ist nicht weniger absurd im Fall der produktiven 
Verwendung, für den es behauptet worden ist. Auch wer neues 
Goldgeld auszuleihen hat, denkt nicht daran, es für einen Auf- 
schwung zurückzubehalten und unterdessen die Zinsen zu ver- 
lieren. Lieber unterbietet er den herrschenden Zinsfuß solange, 
bis seine Goldstücke untergebracht sind, was, von ganz abnor- 
malen Zuständen abgesehen, immer möglich ist. Ist der Dar- 
leiher Bankier, so läßt er das Gold nicht etwa an Stelle, 
sondern er läßt es.n e ben das Bankgeld treten, das er emittieren 
kann, wenn er es nicht als Grundlage für weitere Bankgeld- 
emissionen in höheremBetrag verwendet, so daß die preissteigernde 
Wirkung auf jeden Fall eintritt. Auch in diesem Sinn kann also 
keine Rede von der Anpassung des Metallgeldumlaufs an die 
Verkehrsbedürfnisse sein. Der gegenteilige Anschein wird nur 
dadurch hervorgerufen, daß das Kreditbedürfnis der einzelnen 
Unternehmer mit der Konjunktur wechselt: Mitunter mag der 
Einzelne ein Aktivsaldo bei seiner Bank haben, zu andern Zeiten 
sein Passivum ausdehnen so weit er kann. Das heißt aber nicht, 
daß im ersteren Fall irgendwo unbeschäftigtes Metallgeld liegt, 
das weder Reserve ist noch momentan durch Transaktionen auf 
dem Kapitalmarkt freigemachtes Vermögen, sondern auf Ver- 
wendung bei lebhafterem Geschäftsgang wartet. Das heißt viel- 
mehr nur, daß die Geldbedürfnisse der einzelnen Wirtschafts- 
subjekte zeitlich nicht zusammenfallen und oft dem Plus der 
einen ein Minus der andern entspricht und ferner, daß die vor- 
handenen Mengen von zur Kreditgewährung verfügbarem Metall- 
geld zu verschiedenen Zeiten eben zu sehr verschiedenen Be- 
dingungen an den Mann gebracht werden. 


Beim »Warengeld« liegt also weder Anpassung an die Preise‘ 


45* 
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noch Anpassung an die Warenmengen vor. Für staatliches 
Papiergeld entfällt die Frage. Für das Bankgeld soll sie nun 
beantwortet werden zusammen mit der andern Frage, die im 

„vorhergehenden Abschnitt offengelassen wurde. 


9. Bankgeld und Preisniveau. Beim Bankgeld 
fehlt zunächst jene durch das Medium der Produktionskosten 
des Geldstoffs vermittelte Beziehung zwischen Menge und Preis- 
stand. Da ferner der größte Teil des Bankgeldes erst im Momente, 
wo man seiner in der Zirkulation bedarf, oder kurz vorher kreiert 
wird, so verliert der Unterschied zwischen vorhandener und zirku- 
lierender Geldmenge für das Bankgeld an Bedeutung. Er ist zwar 
vorhanden. Auch schon kreiertes Bankgeld — Banknoten oder 
Bankguthaben — wird je nach der Lage in sehr verschiedener 
Weise ausgenützt; die Grenzüberschreitungen zwischen Kapital- 
sphäre und Zirkulationssphäre spielen sogar hier noch eine größere 
Rolle als beim Warengeld. Aber diese Dinge sind erledigt, sowie 
man sie genannt hat. 

/ Einer der bekanntesten Sätze der ganzen Geldtheorie be- 
trifft nun die vielgerühmte Elastizität des Bankgeldes, die es vor 
‚andern 'Geldarten auszeichne. Kaum irgendwer bestreitet das, 
und in der Tat ist ein sehr großer Unterschied in dieser Beziehung 
zugunsten des Bankgeldes nicht zu leugnen, wenngleich in dieser 
zur populären Phrase gewordenen Behauptung, die wir den 
Banking -Theoretikern verdanken, oft eine Uebertreibung steckt. 
Elastizität bedeutet hier Anpassungsfähigkeit an die produzierten 
Warenmengen — nicht an die Warenpreise —, wie schon 
daraus hervorgeht, daß meist gleichzeitig die Eigenschaft ge- 
rühmt wird, daß das Bankgeld nur auftritt, wo Ware auftritt 
— der entstehenden »Anweisung« an das Güterrestrvoir also, £ 
anders als bei andern Geldarten, immer auch ein Zuwachs dieses 
Reservoirs entspricht — und mit ihr nach dem Fullartonschen 
“ Prinzip verschwindet, durch schließliche Rückzahlung des Kredits 
auf Grund der Leistung des Konsumenten 5). Eben darauf 
Per auch die Behauptung, daß das Bankgeld keine preis- 


5) Dieses »Rückströmen« ist natürlich von jenem andern Rückströmen 
zu unterscheiden, bzi dem eine Einlösung in einer andern Geldart gefordert wird, 
sei es, daß diese dem Berechtigten für bestimmte Zwecke brauchbarer; sei es, 
daß sie ihm momentan »sicherer« erscheint als Bankgeld. Aber diese zweite 
Art des Rückströmens begründet keinen höhern Grad von Elastizität des Bank- 
geldes gegenüber dem Goldgeld. 
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steigernden Wirkungen habe: Es wirkt auf die Preise — das 
wird nicht nur zugegeben, sondern sogar dabei impliziert, so daß 
hier nie eine Einwendung gegen die Quantitätstheorie erwachsen 
kann — und diese sind dabei das passive Element, aber es wirkt 
eben nur so, daß seine Vermehmng eine ohne sie infolge der 
gleichzeitigen Produktionsausdehnung unvermeidliche Preis- 
senkung und seine »Kontraktion« eine ohne sie infolge der gleich- 
zeitigen Produktionsverminderung unvermeidliche Preissteigerung 
verhindert: Der Warenstrom »induziert« den Geldstrom. Der 
Anstoß zu den Veränderungen der Bankgeldmenge geht von der 
Kreditnachfrage aus, weshalb nicht mehr davon kreiert werden 
könne als von der Geschäftswelt verlangt würde — dem Verkehr 
durch die Banken nicht beliebig Geldsummen aufgenötigt werden 
können — mithin von der Menge des Bankgeldes nie selbständige 
Wirkungen ausgehen, sondern sozusagen nur Wirkungen, die not- 
wendig schon vorher kompensiert seien. 

Daß dem nicht so ist, darf man nicht ohne weiteres aus 
widersprechenden Tatsachen schließen: D48 z. B. die Bankgeld- 
menge verschiedener Länder nicht im gleichen Verhältnis steht 
wie ihre Produktionsmengen erklärt sich einfach aus der ver- 
schiedenen Entwicklung ihres Bankensystems — nur auf gleicher 
Entwicklungsstufe wäre eine solche Proportionalität zu erwarten. 
Daß kein voller Parallelismus zwischen Produktionsentwicklung 
und Bankgeldvermehrung eines und desselben Landes besteht, 
ist auch keine instantia contraria — aus einem analogen Grunde. 
Aber es gibt andere Tatsachen, deren Analyse zu einer wesent- 
lichen Modifikation dieser Theorie führt. Eine solche Tatsache 
ist, daß jede Aufschwungsperiode von einer Steigerung, jede 
Depression von einer Senkung aller Preise begleitet ist mit solcher 
Regelmäßigkeit, daß wir darin ein wesentliches Charakteristikon 
der 5—gjährigen Zyken der Kreditwirtschaft vermuten können. 

Ehe wir die Tragweite dieser Tatsache untersuchen, sei 
betont, daß bei einer prinzipiellen Untersuchung natürlich nur 
prinzipiell relevante Momente in Betracht kommen und akziden- 
telle Abweichungen der Bankgeldwirtschaft vom Ideal des 
»klassischen« Geldes nie Einwendungen stützen können. Wenn 
z. B. momentan nicht oder nur schlecht verkäufliche Waren 
lombardiert werden, so kommt Bankgeld ohne die korrespondie- 
rende Ware in Umlauf. Das ist eine Methode der Krisentherapie, 
die natürlich preissteigernd zu wirken tendiert, aber eben nichts 


nel 
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mit dem Normalfall zu tun hat. Wenn konsumtiver Bankkredit 
gegeben wird, so gilt dasselbe, gleichgültig ob die Bank irrtümlich 
z. B. einen Wech®l diskontiert, der sich als aus dem Waren- 
geschäft hervorgegangen ausgibt, ohne daß das der Fall ist, 
oder daß sie Bankgeld absichtlich dem Konsumtivkredit z. B. 
des Staates dienstbar macht. Hier wirkt das Bankgeld »inflatio- 
nistisch« und zwar — wie nicht genug betont werden kann — 
auch dann, wenn es noch so gut mit Vermögenswerten gedeckt, 
also in diesem Sinn das Geschäft noch so »solide« ist. Und 
kein Hinweis auf die Deckung vermag da etwas gegen das 
Vorhandensein einer Geldentwertung zu beweisen. Aber wenn 
auch ein Bankwesen dureh solche Vorgänge völlig desorganisiert 
werden und die selbständige preiserhöhende Wirkung der Bank- 
geldemission noch so klar am Tage liegen würde, wie wenn poli- 
tisch mächtige Interessentengruppen die Bankwelt zu de facto 
konsumtiver Kreditgewährung zwingen oder ein Krieg mit Bank- 
geld finanziert wird 8°), so bliebe noch immer der hier erörterte 
Gedankengang aufrecht. Die Frage, auf die es ankommt, ist, 
ob auch bei strikte korrekter und lediglich produktiven Zwecken 
dienender Kreditgewährung das Bankgeld statt sich »anzupassen« 
selbständige Ursache werden, d. h. preissteigernd wirken kann. 
Man sieht leicht, welche Punkte des oben angedeuteten Gedanken- 
gangs zweifelhaft sein können. Erstens die Behauptung, daß eine 
nur geschäftlicher — und zwar auf gesunden Kalkulationen be- 
ruhender — Nachfrage folgende Bankgeldschaffung sich bloß an 
die Veränderungen der Warenmenge anpaßt, und zweitens die 
Behauptung, daß die Banken nicht anders können, als eben 
dieser Nachfrage folgen. Die Erörterung beider führt auf wesent- 
liche Elemente des Mechanismus der modernen Kreditwirtschaft. 
Dabei sehen wir zunächst von der möglichen, aber nicht wesent- 
lichen Verknüpfung des Bankgeldes mit dem Metallgeld ab — 
betrachten wir also »uneinlösliches« Bankgeld ohne gesetzliche 
Emissionsbeschränkungen. 

Für den ersten Punkt gehen wir am besten von den all- 
gemeinen Preiswellen der Aufschwungs- und Depressionsperioden 
aus. Da die Preissteigerung der Aufschwungsperioden charakte- 


€) Direkt oder auf dem Wege der Lombardierung von Kriegsanleihen. 


Es ist gedankenlos, bei solchen Vorgängen, wie es heute geschieht, auf jene 


banktheoretischen Sätze hinzuweisen und daraus abzuleiten, daß es bei uns 
keine Inflation gibt. Das haben Tooke und Fullarton natürlich nicht gemeint. 
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ristisch allgemein ist, wenngleich sie immer — in ebenfalls charak- 
teristischer Weise — von einzelnen Branchen ausgeht, und 
weil doch keinesfalls eine Verminderung der Warenmengen statt- 
findet — wenngleich auch eine Vermehrung nicht sofort, sondern 
erst später auftritt —, so kann das im Sinne schon bewiesener 
Sätze nur von einer Geldvermehrung kommen. Und wenn nicht 
zufällig zugleich neue Warengeldmengen auftreten, so kann 
es sich nur um eine Vermehrung des Bankgeldes handeln, was sich 
auch aus dem Kausalnexus von selbst ergibt und aus den Daten 
der Bankbilanzen verifiziert werden kann. Es ist sehr klar, was“ 
da vorliegt, nämlich eine Bankgeldvermehrung, die normaler- 
weise eine Produktionsausdehnung vorbereitet — eine der Waren- 
vermehrung vorhergehende Bankgeldvermehrung: Der Auf; 
schwung besteht darin, daß zahlreiche neue Unternehmungen 
gegründet, die alten modernisiert und ausgebaut und alle produk- 
tiven Anlagen voll ausgenützt werden. Dazu gehören Produktions- 
mittel und, um diese zu erlangen, vermehrte oder überhaupt neue 
Bankkredite. Diese ihrerseits treten Produktionsmittelmengen 
gegenüber, die aber in keiner größeren Menga vorhanden sind 
als vorher, so daß das Auftreten der ersteren nur einen schärferen 
Kampf der Unternehmungen um die letztern, daher steigende 
Preise derselben und steigende Einkommen ihrer Besitzer, endlich 
in weitererFolge erhöhte Ausgaben dieser Besitzer und steigende 
Genußgüterpreise bedeutet.. 

Die Vermehrung des Bankgeldes geht hier von der Kredit-\ 
nachfrage aus, was aus der Analyse des Kausalzusammenhanges 
hervorgeht und durch die Tatsache bestätigt wird, daß die Bank- 
geldvermehrung nicht — wie es geschieht, wenn der Anstoß von 
steigenden disponiblen Mitteln der Banken infolge von zunehmen- 
den Geldreserven ausgeht — von sinkendem, sondern von steigen- 
dem Diskont begleitet ist: Die Unternehmer treten an ihre Banken; 
mit erhöhten Ansprüchen heran — das ist der erste Schritt zur 
Durchführung ihrer Pläne, der Voraussetzung aller weiteren‘ 
Schritte ist. Aber trotzdem steigen die Güterpreise infolge der\ 
Bankgeldschaffung, weil eben zunächst nicht mehr Waren vor- 
handen, die neuen Ansprüche, obgleich produktiver Natur, 
nicht schon durch neue Waren gestützt sind. Der Kern der 
Sache liegt darin, daß dieses Bankgeld wohl auch, wie alles’ 
andere Geld, Anweisung auf Güter ist, daß es aber ebenso-| 
wenig wie anderes neu auftretendes Geld — Warengeld oder Papier- 
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[Er — eine Bescheinigung geschehener produktiver Leistungen 
darstellt. . 
Wenn es sich dabei um Betriebskredite handelt, so wird es 
normalerweise allerdings nicht lange dauern, bis die entsprechen- 
den Waren auf dem Markte erscheinen und der gerühmte Paral- 
lelismus zwischen Bankgeld- und Warenstrom wieder hergestellt 
ist. An der »Ungleichzeitigkeit« der Bewegung beider und damit 
an der selbständigen Wirkung des Bankgelds auf die Preise ändert 
das aber nichts. Sie wird noch verstärkt durch die oft — schon von 
Thornton 1802 — bemerkte Tatsache, daß sehr häufig mehrere 
Bankkredite in bezug auf ein und dieselbe, wenn auch schon 
‚vorhandene, Warenmenge zirkulieren. Diese Tatsache rückt erst 
in das richtige Licht, wenn man überlegt, daß darin nicht etwa 
eine Anomalie liegt, sondern daß sie die Regel bilden muß: Was 
nämlich eventuell als bloße Anomalie bezeichnet werden könnte, 
wäre das Zirkulieren mehrerer Wechsel in bezug auf eine Waren- 
menge auf einer bestimmten Stufe der Produktionsreife; daß 
aber dieselbe Produktionsmittelmenge auf ihrem langen Wege 
bis zur völligen Genußreife mindestens auf jeder Stufe zur 
i Schaffung von Bankgeld Anlaß gibt und alle diese. Bankgeld- 
mengen zugleich zirkulieren, kann keine Anomalie, sondern muß 
fast immer so sein. Es wäre ganz verfehlt, wollte man darin oder 
in der Gewährung von Bankkredit ohne schon vorhandene Ware 
eine Abweichung von korrekten Grundsätzen des Bankbetriebes 
sehen, die das Wesen der Sache nicht berühren. Eine der 
wichtigsten Funktionen desselben liegt vielmehr darin. 
= Wenn es sich um Anlagekredit handelt, so können die dem 
Bankgeld entsprechenden Warenmengen meist erst nach und 
nach, vollständig oft erst nach Jahren auftreten, weshalb die 
preisbeeinflußende Wirkung solchen Bankgeldes natürlich viel 
‚schärfer hervortreten muß. Bekanntlich rechnet man die Ge- 
währung von Anlagekredit mit kurzfristigen Mitteln auch nicht 
gern zu den »regulären« Bankgeschäften. Man erwähnt ihrer 
meist in einem Ton der Mißbilligung. Erwägt man aber, daß 
ohne diese Methode die moderne industrielle Entwicklung, be- 
sonders in Deutschland, nicht in diesem Tempo möglich gewesen 
und manches Talent ohne sie aus Mangel an Kredit brachgelegen 
wäre, so wird man über die schulmäßige Definition des regulären 
Bankgeschäfts ebenso zur Tagesordnung übergehen wie über die 
schulmäßige Verurteilung der Finanzwechsel, die zum Teile be- 
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kanntlich diesen Zwecken dienen ®). Die Kurzfristigkeit des Bank- 
kredits ist ja überhaupt eine der Lebenslügen der Banktheorie 
und beruht auf dem Vorurteile, daß die Banken wesentlich 
Kundengelder ®2) ausleihen, während doch das Wesentliche ihrer 
Funktion in ihrer Geldproduktion, nicht in der Vermitt- 
lung zwischen Aktiv- und Passivkunden liegt. »Kurzfristig« in 
anderem als juristischem Sinn ist auch der regulärste Betriebs- 
kredit nicht: Tatsächlich ist er gerade so dauernd, wie wenn er, 
statt stets erneuert zu werden, ein für alemal gewährt würde. 
Die reale Bedeutung der juristischen Kurzfristigkeit liegt auch 
bei ihm nur in der Möglichkeit fortlaufender Kontrolle und be- 
liebigen Eingreifens der Bank und in der größeren Anpassungs- 
fähigkeit an die Bedürfnisse der Kunden und die allgemeine 
Lage der Bank und der Volkswirtschaft. 


Umgekehrt liegen die Dinge, wenn der Impuls des Aufstiegs\ 


erschöpft ist. Dann finden keine Neugründungen und Betriebs- 
ausdehnungen mehr statt, aber die Resultate der bis dahin durch- 
geführten sind nun in der Gestalt von neuen Warenmengen vor- 
handen. Aus dem Erlös derselben können normalerweise die 


gewährten Bankkredite zum Teil zurückgezahlt werden. Deshalb 


würde — auch ohne alle Krediteinschränkungen infolge von Miß- 
trauen in den Bestand des Neuen — gerade dann die zirkulierende 
Geldmenge reduziert werden, wenn die Warenmenge nun ihıer- 
seits vermehrt worden ist. Das geschieht auch und dieser Prozeß 
ist die Grundlage des Preisfalls der Depressionsperioden und 
jener Erscheinungen, denen die Depressionsperioden ihren Namen 
verdanken. Daß weiter noch andere Störungen auftreten, die 
auch wieder zu Produktionseinschränkungen führen können, 
ändert nichts an diesem Resultate, denn diesen Produktions- 
einschränkungen entsprechen dann noch weitere Krediteinschrän- 
kungen, eben jene aus Mißtrauen in die Lage: Das Grundphäno- 
men, das ja die meisten dieser weiteren Störungen, eventuell 
eine Krise, auslöst, ist der Preisfall, der auf dieser neuer- 
lichen »Ungleichzeitigkeit« des Geld- und des Warenstromes 


61) Der Unterschied zwischen dieser Art von Geldschaffung und der Wechsel- 
reiterei liegt in den Zwecken und den Personen, denen beide dienen: In einem Fall 
der Produktion und verläßlichen Geschäftsleuten, im andern der Konsumtion 
und verkommenden Existenzen. Aber das ist auch alles. Häufig läßt sich erst 
aus dem Erfolg ersehen, was vorlag. 

63) Noch immer übersieht die lehrbuchmäßige Theorie die Tatsache, daß 
die Depositen zu einem großen Teil nicht auf Deposition von Geld beruhen, 
sondern einfach unabgehobene Kreditgutschriften sind. 
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beruht. Auch hier liegt — nur in umgekehrter Richtung — eine 
selbständige Einwirkung der Veränderung der Bankgeldmenge 
auf die Preise vor. 
” In unserem Fall erfolgt also die Geldvermehrung, wenn 
noch keine Warenvermehrung vorliegt, und gerade dann die 
„Geldverringerung, wenn der Warenstrom breiter geworden ist. 
Und die Tatsachen bestätigen schlagend die theoretische Konse- 
quenz, daß das auf die Preise wirken muß. Man kann natürlich 
auch nicht etwa sagen, daß es hier der Bankgeldschaffung bloß 
nicht völlig gelingt, die Fluktuationen auszugleichen. Denn die 
Fluktuationen wären, wenn es diesen ganzen Mechanismus des 
Bankgeldes nicht gäbe, in unserem Fall nicht etwa größer, 
sondern sie wären dann überhaupt nicht vorhanden, vielmehr 
statt ihrer eine langsame regelmäßige Abwärtsbewegung des 
Preisniveaus — sie werden von der Bewegung der Bankgeld- 
menge hervorgerufen. Man kann auch nicht sagen, daß die Bank- 
geldsummen eben auf künftige Warenmengen hin emittiert 
werden und deshalb die wesentliche Beziehung des Bankgeldes 
zum Umfang der Warenwelt immerhin erhalten bleibt. Denn 
für die Wirkung auf die Preise ist nicht die künftige Warenmenge 
entscheidend, sondern die gegenwärtige und der Umstand, daß 
die Anweisung in unserem Fall auf die letztere lautet, während 
eime »Bescheinigung« nur für die erstere konstruierbar wäre. 
Und das muß so sein, wenn das Bankgeld die zeitliche Kluft 
zwischen Aufwendung und Erfolg überbrücken und den Beginn 
oder Wiederbeginn des Produktionprozesses ermöglichen soll, ehe 
der konsumtive Zweck früherer Produktionsprozesse realisiert 
ist. Man kann’ endlich nicht sagen, daß die Wirkung temporär, 
daher nebensächlich sei. Denn, ob temporär oder nicht, sie ist 
jedenfalls sehr wichtig. 
Die preissteigernde Wirkung des Bankgelds löst das Phäno- 
\ men des »erzwungenen Sparens« aus. Ohne daß die Leute sparen 
wollen, werden sie durch Einschränkung ihrer Realeinkommen 
durch die Preissteigerung dazu gezwungen. Dadurch werden 
Produktionsmittel freigemacht und die für produktive Zwecke 
der Volkswirtschaft zur Verfügung stehenden Gütervorräte ver- 
mehrt, ihr Fonds unmittelbarer Konsumtion vermindert. Diese Er- 
 kenntnis korrigiert das so oft wiederholte Wort Ricardos, daß das 
Kapital durch »Bankoperationen« nicht vermehrt werden könnte. 
Es ist freilich richtig; aber »banking operations« können eine 


pan 
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Bereicherung des produktiven Apparats der Volkswirtschaft e r- 
möglichen. Sie bewirken eine Kaufkraftverschiebung unter“ 
den Individuen und, wenn dieselbe unter dem Gesichtspunkt der 
Produktionsausdehnung erfolgt, eine Ueberweisung von Pro- 
duktionsmitteln in die Hände dieser Individuen, denen’ sie mittelst 
neugeschaffenen Geldes Kredit gewähren. Das — und nicht 
Einlösbarkeit oder das »Rückströmen« — macht den Unterschied 
zwischen Bankgeld und Staatspapiergeld aus. Neue Männer, 
neue Pläne kommen so zur Geltung, die sonst immer im Hinter- 
grund geblieben wären. Die Hindernisse, die das Privateigentum 
demjenigen entgegenstellt, der nicht bereits über Produktions- 
mittel verfügt, werden so beseitigt. Ein Zentralbureau der Volks- 
wirtschaft wird so in der Bankwelt geschaffen, dessen Weisung 
Neuerern im produktiven Organismus die nötigen Produktions- 
mittel zur Verfügung stellt. Ein monetärer Vorgang, die Kreation 
von Geld, das nur »Anweisung«und nicht auch » Bescheinigung«ist, 
und die Preissteigerung, die er zur Folge hat, wird so zu einem 
gewaltigen Hebel der wirtschaftlichen Entwicklung. In der Krea- 
tion solchen Geldes liegt das Wesen des modernen Kredits. Sie 
ist die spezifisch kapitalistische Methode der Durchsetzung des 
ökonomischen Fortschritts. In ihr wirkt sich, im Gegensatz zur 
bloßen verkehrswirtschaftlichen, die kapitalistische 
Funktion des Geldes aus®). (Vgl. Nr. r.) 

Beim eben vorgetragenen Gedankengang war durchwegs 
angenommen, daß die Banken lediglich einer bestimmten — der 
verlangten Kreditsumme nach bestimmten — Nachfrage ent- 
sprechen und aufderen Größe keinerlei Einfluß üben. Natürlich 
ist das aber — und damit kommen wir zum zweiten Punkt, der 
Kritik an der Theorie der Anpassung der Bankgeld- an die 
Warenmenge herausfordert — nicht der Fall. Der flüchtigste 
Blick auf die Vorgänge der Geldmärkte lehrt, daß sowohl die 
Spekulation auf dem Eiffektenmarkt wie der Pulsschlag des 
industriellen und kommerziellen Lebens von den Banken regu- 
liert, bald gebremst, bald angeregt wird. An sich sagt man 
freilich noch nichts besonderes, wenn man betont, daß die Größe 
der effektiven Kreditnachfrage abhängt von den Bedingungen, 
zu denen Kredit gewährt wird, oder daß das Maß, in dem die 
vorhandene Nachfrage befriedigt wird, vom Angebot abhängt. 


3) Näheres darüber in meiner »Theorie der wirtschaftlichen Entwicklungse, 
III. Kapitel. 
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Denn das gilt für alle Nachfrage in der Volkswirtschaft. Während 
aber jedes Angebot einer Ware für den Augenblick von deren 
vorhandener Menge abhängt und auf die Dauer von Produktions- 
kosten und andern, dem Belieben des Produzenten entzogenen 
Momenten, so ist die Stellung der Banken beim Angebot von 
Kredit viel freier. Und während in der Warenwelt jede Nach- 
frage, durch die Gesetze des Bedarfs bestimmt und begrenzt ist, 
so hat die Kreditnachfrage keine solchen, gleichsam autonomen, 
Grenzen %). 

Man hat den Beweis des zweiten Satzes, wenn man erwägt, 
daß die Kreditnachfrage jedes einzelnen Unternehmers zwar von 
den Summen abhängt, die er bei den Preisen, auf die er rechnen 
kann, für das geplante Geschäft braucht und aus demselben zu 
lösen erwartet, daß aber diese Preise selbst wieder abhängen von 
der gesamten Summe, die alle Banken für alle Unternehmer 
zusammengenommen kreieren. Stellen wir uns vor, daß esnur 
Bankgeld gäbe, so könnten offenbar alle Unternehmer ihre Ge- 
schäfte ebensogut mit einer bestimmten Bankgeldsumme x wie 
mit der Bankgeldsumme 2 x machen, nur daß im zweiten Falle 
die Preise aller Produktionsmittel und aller Produkte doppelt 
so groß wären wie im ersten. Würde eine Vermehrung des Bank- 
geldes allen Unternehmern verhältnismäßig zukommen, so hätten 
sie allerdings kein Motiv, eine Vermehrung ihrer Kredite anzu- 
streben, da dadurch die produktiven Mittel der Volkswirtschaft 
ja — abgesehen vom Moment des erzwungenen Sparens — nicht 
vermehrt werden. Da aber jeder hoffen kann, mehr zu erhalten 
wie die andern, daher durch erhöhten Kredit seinen Anteil 
am Produktionsmittelvorrat zu erhöhen, so hat tatsächlich jeder 
ein solches Motiv — woraus sich ja auch die Tatsache erklärt, 
daß außer in Depressionsperioden, in denen Betriebseinschrän- 
kungen vorgenommen werden, immer, mag die zirkulierende 
Kreditsumme noch so groß sein, unbefriedigte und beim herrschen- 
den Zinsfuß dennoch zahlungsfähige Nachfrage nach Kredit 
vorhanden ist. Während also die produktive Nachfrage nach 
jeder Ware, z. B. Schafwolle, bei konstanter Geldmenge eine 
Grenze an der sinkenden Rentabilität der Verarbeitung immer 
weiterer Mengen findet, so schafft sich die Nachfrage nach Kredit 

4) Es sei betont, daß wir hier das Wesen der Sache, frei von dem akzessori- 


schen Momente des Bestehens einer Einlösungspflicht in Metall, betrachten. 
Zu letzterem kommen wir am Schluß des Abschnittes. 
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eben durch die Folgen ihrer Ausdehnung und immer weiteren 
Befriedigung immer weiter die Bedingungen ihrer ökonomischen 
Möglichkeit. Je mehr Bankgeld emittiert ist, umsomehr Kredit 
ist für den Ankauf ein und derselben Menge von Produktions- 
mitteln nötig, und umsomehr kann auch ökonomischerweise 
dafür angelegt werden. 

Damit ist auch schon die erste Behauptung bewiesen: Der 
praktischen Unbegrenztheit der Kreditnachfrage entspricht eine 
praktische Unbegrenztheit des Kreditangebots. DaB das gebots. Daß das immer 
wieder übersehen wird, kommt nur von dem Vorurteil, das die 
Mittel der Banken als durch objektive Verhältnisse, besonders 
die Spartätigkeit, determiniert ansieht und das Moment der 
Geldschöpfung ignoriert. Weder Kreditnachfrage noch Kredit- 
angebot sind unbegrenzt, wenn man sie in Gütern ausdrückt. 
Aber darum handelt es sich nicht, sondern um den Geldausdruck 
dieser Güter. Die Banken können immer noch weitere Darlehen 
gewähren, da den größeren ausgehenden Summen dann auch 
größere eingehende entsprechen. Die Kıeditnachfrage macht 
nicht nur sich selbst, sondern auch ein entsprechendes Ange- 
bot möglich und jedes Angebot macht eine entsprechende Nach- 
frage möglich, so daß sich Angebot und Nachfrage in diesem 
Fall überhaupt nicht als selbständige Mächte gegenüber- 
stehen. Soweit hängt es also von den Banken ab, nicht nur, 
wem sie Kredit gewähren, sondern auch, wieviel Kredit im 
ganzen sie gewähren und welche Nachfrage sie hervorrufen 
wollen. Dazu kommt, daß ihnen jedes Motiv fehlt, nur soviel 
Kreditgeld zu emittieren als mit dem bestehenden Preisstand 
kompatibel ist. Hingegen fehlt es ihnen nicht an einem Motiv, 
ihre Kreditgewährung immer weiter auszudehnen — schon ihre 
Konkurrenz treibt sie dazu und die Aussicht, ihre industrielle 
Gefolgschaft zu erweitern. Dem gegenüber fiele, zumal die 
Kıeditausdehnung fast nichts kostet, ein Sinken des Diskonts 
gar nicht ins Gewicht. Tatsächlich tritt es aber nur in ganz 
geringem Maß ein — nur soweit als nötig ist, der vorhandenen 
Disposition der Nachfragenden einen Anstoß zu geben — weil 
das Steigen der Preise, das jeder Kreditausdehnung folgt, die 
Diskontrate wieder an den Realzinsfuß heranführen muß: Eben 
weil es sich hier um Geldausdrücke der Güter und nicht um 
diese Güter selbst handelt und die erstern durch die Dispo8itionen 
der Banken beeinflußt werden können, ist hier möglich, was 
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bei keiner Ware möglich wäre, nämlich immer weitere Ex- 
pansion des Angebots ohne erhebliche und ohne dauernde Senkung 
des Preises des Angebotenen — auf erhöhtem Niveau stellt sich 
jedesmal wieder dasselbe Verhältnis zwischen Erlös und Kosten 
der Produktion, also dieselbe Profitrate heraus, wie vorher ®). 
Woraus folgt, daß es eine Illusion ist zu glauben, daß die Banken 
bei ihrer Kreditgewährung einer von ihnen unabhängigen, jeweils 
zahlenmäßig bestimmten Nachfrage folgen müßten. 

Deshalb ist auch die Ueberzeugung des »Praktikers«, daß 
Lohnerhöhungen das Preisniveau emportreiben, nicht so falsch 
als man glauben möchte, wenn man ihre übliche Begründung 
hört. Bei konstantem M x U kann, wie schon gesagt, keine 
solche Wirkung eintreten, sondern nur die von Ricardo be- 
schriebene Preisverschiebung, außer im Fall einer nur bei mono- 
polistischer Organisation oder Kapitalauswanderung möglichen 
Produktionseinschränkung. Alle Unternehmer werden zwar ver- 
suchen, die Preise ihrer Produkte zu erhöhen, aber nur jenen 
könnte das gelingen, deren Kapital eine relativ niedrige »organi- 
sche Zusammensetzung« aufweist, den andern nicht. Wenn aber 
die Banken mit Hinblick auf den Entschluß irgendwelcher 
Unternehmer höhere Preise zu fordern ihnen entsprechend höhere 
Kredite gewähren, z. B. größere Wechsel diskontieren als bisher, 
so wird mehr Bankgeld in Umlauf kommen und die beabsichtigte 
Preiserhöhung zur Tatsache und auch dauernd möglich werden. 
Die Last der Lohnerhöhung wird dadurch abgewälzt, der Arbeiter 
der Frucht derselben zum Teil wieder beraubt. Die Preisver- 
schiebung geht trotzdem vor sich, aber auf einem höheren Preis- 
niveau. Hier geht also eine Wirkung auf die Geldmenge vom 
prospektiven Preisniveau — nicht von der Warenmenge — 
aus, aber nicht automatisch — der Entschluß, höhere Preise zu 
fordern, ist nur ein Motiv für die Banken und ihre Kunden, 
höhere Kredite zu gewähren bzw. in Anspruch zu nehmen, 
welche Kredite diese höheren Preise aber erst möglich machen. 
Die Banken gestatten hier gleichsam das Steigen des Preisniveaus. 

Auch in den allernormalsten Fällen, auf die der Banking- 
Theoretiker hinweisen kann — und damit berühren wir die 


65) Nur soweit der »Sparzwang« wirkt, tritt eine Vermehrung des »Real- 
kapitalse und damit eine Reduktion des »Realzinsfußes« ein, ganz so wie bei 
freiwilligem Sparen. Aber abgesehen davon ist der unausrottbare Glaube des 
Praktikers, daß Geldvermehrung niedrigem Zinsfuß — à la longue — bedeute, 
eines jener Vorurteile, die schon Adam Smith völlig befriedigend widerlegte- 
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letzte Position, hinter der er sich zu verschanzen vermag — 
haben die Banken noch immer entscheidenden Einfluß auf die 
zirkulierende Bankgeldmenge. Auch wenn wir bloß das Grund- 
geschäft reiner Depositen- oder Notenbanken betrachten, die 
Diskontierung des Warenwechsels, dem ein abgeschlossener Ver- 
kauf zugrunde liegt und der allen Anforderungen an prima 
Kommerzpapier genügt, also: den Fall eines der Produktion 
nachfolgenden, von der Warenwelt induzierten Kredits, der nicht 
bloß »Anweisung«sondern auch »Bescheinigung«ist, so stoßen wir 
auf die Tatsache, daß je nach der Höhe des Diskontsatzes 
die Menge des Bankgeldes und mit ihr das Preisniveau variiert 
und die Höhe des Diskontsatzes selbst prinzipiell — d. h., wenn 
nicht besonderer rechtlicher Zwang ihn bestimmten Bedingungen 
unterwirft — in das Belieben der Banken gestellt ist, mithin das 
Bankgeld selbständige Ursache von nicht in den Verhält- 
nissen der Warenwelt begründeten Bewegungen des Preisniveaus 
und unserer Produktensumme sein kann. 

Gehen wir aus von einem Zustand, in welchem der Diskont- 
satz im Gleichgewicht ist. Dazu gehört erstens, daß er gleich 
sei dem Realzinsfuß, dem tatsächlichen Kapitalgewinn, wie er 
sich an der Produktionsgrenze herausstellt. Zweitens, daß dieser 
Realzinsfuß selbst im Gleichgewicht sei, also gerade so hoch, 
daß die effektive Nachfrage nach Produktionsmitteln gleich dem 
effektiven Angebot sei — daß die jährlich durch Sparen frei- 
gemachte Menge gerade aufgenommen werde. Würden die 
Banken an diesem Diskontsatz festhalten, so könnte keine bei 
ihm mögliche Kreditgewährung und Kaufkraftschaffung 
das Preisniveau alterieren. Wenn sie aber davon abweichen, 
z. B. ihn heruntersetzen, so muß aus dem Zwischengewinn, den 
das für den Unternehmer zur Folge hat, eine künstliche Renta- 
bilität der Unternehmungen und ein Versuch zur Produktions- 
ausdehnung emporwachsen und die Höhe der eingereichten 
Wechsel, damit die zirkulierende Geldmenge, damit das Preis- 
niveau steigen. Umgekehrt muß bei einer, z. B. von der Zentral- 
bank erzwungenen, Erhöhung des Diskontsatzes über den Gleich- 
gewichtsstand die Rentabilität der Unternehmungen sinken und 
der umgekehrte Kausalnexus ablaufen %). Abgesehen davon geht 
 ) Oft wird behauptet, die Diskontvariationen könnten angesichts der 


tatsächlichen Marge der Industrie keinen Einfluß auf die Entschlüsse der 
Unternehmer haben. Warum kämpft dann die Industrie so sehr gegen Raten- 
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der Unternehmer im ersteren Fall mit einer größeren, im letzteren 
Fall mit einer kleineren Summe als bisher an neue Produktion, 
was in denselben Richtungen wirken muß. In beiden Fällen 
wäre die Veränderung des Preisniveaus dauernd. Denn wenn 
sich das neue Preisniveau hergestellt hat, so müssen Kosten und 
Erlös aller Unternehmer wieder im gleichen Verhältnis stehen 
wie früher und es kann, ohne daß sich im’Produktionsprozeß 
irgend etwas ändert, der Diskontsatz wieder auf die Gleich- 
gewichtshöhe zurückkehren und dennoch die zirkulierende Bank- 
geldmenge dieselbe bleiben resp. alljährlich im gleichen Betrag 
erneuert werden. Würde aber die veränderte Rate beibehalten, 
so müßte sich der gleiche Prozeß wiederholen und das Preisniveau 
ohne jede angebbare Grenze steigen oder fallen, worauf zuerst 
Wicksell aufmerksam gemacht hat. l 
7 Das sollte genügen, um den Aberglauben zu zerstören, daß 
Bankgeld, wenn es im Wege des Produktionskredits in Verkehr 
kommt, keine selbständige Wirkung auf das Preisniveau üben 
und, nach gesunden bankmäßigen Grundsätzen emittiert, keine 
N Inflation hervorrufen kann; daß die Rolle der Banken nur die 
eines Konduktors und eines Organs passiver Anpassung an 
Warenvorgänge ist und daß sich mit ihrer Hilfe der Warenstrom 
lediglich sein monetäres Komplement schafft; daß Bankgeld- 
vermehrung Produktionsausdehnung voraussetzt und nur deren 
Wirkung auf die Preise neutralisiert. Auch durch jene Korrekt- 
heit der Gebahrung, die normalerweise schon durch die Rück- 
sicht der Banken auf ihre Solvenz erzwungen wird, kann an sich 
noch kein Geld von idealer Kaufkraftkonstanz — kein »klassisches 
Geld« — garantiert werden. Nur wenn man unter Solvenz 
Bereitschaft zur Einlösung des Bankgeldes in einem »Warengeld« 
versteht, wenn also das Bankgeld durch die Rechtsordnung an 
einen wertvollen Stoff geknüpft wird, wird die entgegengesetzte 
Behauptung haltbar. Dann wird aber die Kaufkraft des Bank- 
geldes durch eine außerhalb seines Wesens liegende Bremse vor 
dem Abgleiten bewahrt. Nur der Wirkung dieser Bremse — und 
seiner durch sie erzwungenen Diskontpolitik — verdankt das 
Land völlig ungehemmter Goldwährung, England J den Zustand 


erhöhungen ? In'solchen Fällen darf man sich nie von großen »intramargi- 
nalen« Gewinnen über die Tatsache täuschen lassen, daß an der Produktions- 
grenze — und diese entscheidet — die Sache anders steht. Auch gilt das Gesagte 
für einen Zustand wesentlich freier Konkurrenz. 


Das Sozialprodukt und die Rechenpfennige. 713 


seiner Valuta, so wenig auch diese Methode der Sicherung des 
Geldwertes, die ihn allen Zufällen der Goldproduktion ausliefert, 
an sich ideal ist. Insoweit hat die Currencytheorie recht. Un- 
recht hat sie nur darin, daß sie über diese Verknüpfung mit dem 
Warengeld hinaus, die in der unbeschränkten Einlöslichkeit | 
liegt, noch besondere Beschränkungen gerade der Banknoten- 
ausgabe für die Stabilität des Geldwerts für erforderlich hält. 
Nicht nur der von ihr empfohlene Modus, sondern überhaupt: 
jede bestimmte gesetzlich festgelegte Reserwenhaltung oder . 
Emissionsbeschränkung ist an sich überflüssig und nur möglicher- 
weise aus praktischen Gründen heute noch nicht zu entbehren 67). 
Auch die verschiedenen Reservepaniken, die seit Bagehots Zeit 
in England auftraten, sind ziemlich grundlos gewesen: Das 
Halten einer größeren Reserve in der Bank von England oder die 
Aufnahme selbständiger Reservehaltung durch die übrigen Banken 
ist solange überflüssig, als nichts unternommen wird, um die 
Einlösung des Bankgeldes in Gold und den Export des letziern 
zu erschweren. 

Aber alle andern Staaten haben das getan. Und zugleich 
haben sie — das eben drängte sie dazu — auf ihre Bankwelt im 
Sinn tunlichst billigen Kredits eingewirkt. Die Folgen sind nicht 
ausgeblieben. Schon vor dem Krieg hat z. B. Deutschland eine 
Inflation gehabt, in noch höherem Maße Oesterreich, dessen Preis- 
niveau sich wesentlich aus dem zu niedrigen Zinsfuß seiner Zentral- 
bank erklärte. Beide Staaten haben das Disagio nur künstlich 
gebannt, wobei es durchaus nicht sicher ist, ob das auf die Dauer 
gelungen wäre. In beiden Staaten, in Oesterreich sicher viel mehr 
als in Deutschland, hat es weitgehenden Kreditmißbrauch gegeben 
und infolge dieses Kreditmißbrauchs »zuviel« Bargeld, d. h. mehr, 
als mit einem der Goldparität entsprechenden Preisniveau verein- 
bar war. Dieser Kreditmißbrauch wurde noch dadurch verschärft, 
daß die politischen Machtverhältnisse die Bankwelt vielfach zu 
unwirtschaftlichem Entgegenkommen gegenüber konsumtiven 


©) Streng genommen kann man der Currencytheorie noch um einen Schritt 
weiter folgen. Betrachten wir entweder ein isoliertes Land oder die Gesamt- 
heit aller Länder, so sieht man ohne weiteres, daß auch bei Einlösungspflicht 
die Banken ihren Kredit über das mit dem ursprünglichen Preisniveau kompa- 
tible Maß ausdehnen können. Aber nur bis zu dem Punkt, an dem alles Gold 
in die industriellen Verwendungen verschwunden ist. Dann, also an einer ganz 
bestimmten Grenze, müßten sie haltmachen, wenn nicht ein Disagio auftreten 
soll, das sie auch ohne srun« infolge marsenhafter Präsentationen insolvent 
machen würde. 
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oder sehr wenig produktiven landwirtschaftlichen Kreditan- 
sprüchen zwangen, so daß in diesem Fall der Sparzwang die 
wirtschaftliche Entwicklung .nicht förderte, sondern hinderte. 
Kein Nominalismus in der Theorie und keine Devisenpolitik in 
der Praxis hilft über diese Tatsachen hinweg. Und alle prin- 
zipiellen Mängel des Metallismus und der Quantitätstheorie, die 
ich, wie der Leser sah, gewiß nicht verteidigt habe, ändern nichts 
daran, daß in den unter diesen Titeln so oft verurteilten Theorien 
sehr viel gesunde Einsicht, sehr viel praktische Weisheit steckt 
— die auch heute ein verläßlicherer Führer ist als Manches, was 
die Schriftstellerei des Tages bietet. Vor allem aber steckt Ernst 
und Aufrichtigkeit darin, deren wir dringend bedürfen. 


10. Die Messung der Geldwertbewegungen 
und die Einkommensstatistik. Es erübrigt noch, 
der Kette, auf die ich aufgereiht habe, was ich zu sagen wünschte, 
das letzte Glied anzufügen. Wir haben gesehen, daß unsere 
Produktensumme gegen andere als monetäre Ursachen unemp- 
findlich ist, daß sie aber auch auf alle monetären Ursachen rea- 
giert. Wir haben ferner gesehen, daß und in welchem Sinn 
monetäre Vorgänge, also Veränderungen der Menge und Effizienz. 
des Geldes, immer selbständige Ursachen der Gestaltung des- 
Preisniveaus, also der Veränderungen des Geldwerts sind, auch 
im Falle des Bankgeldes, der sich von dem des Papiergeldes nicht. 
bezüglich der unmittelbaren Wirkung auf die Kaufkraft, sondern 
nur dadurch unterscheidet, daß die Preissteigerung, die das 
Bankgeld herbeiführt, einen Sparzwang auslöst, dessen Resultate 
der Produktion, und die Preissteigerung, die das Papiergeld 
herbeiführt, einen Sparzwang auslöst, dessen Resultate der Kon- 
sumtion dienen. Deshalb ergibt sich die Aufgabe, den Effekt 
der monetären Ursachen des Preisniveaus statistisch ebenso vom 
Effekt der »Warenursachen« des Preisniveaus zu trennen wie das 
begrifflich möglich ist. Dazu bietet sich ein Weg und zwar durch 
einen entsprechenden Ausbau der Einkommensstatistik. 

Die Einkommensumme ist gleich der Produktensumme. 
Ihre Höhe ist lediglich monetär verursacht. Blieben Mengen 
und Arten der Waren stets gleich, so würden die Veränderungen 
der Einkommensumme das Maß der Veränderungen der Kauf- 
kraft der Geldeinheit sein. Nun bleiben Mengen und Arten der 
Waren nicht dieselben, und die Einkommensumme kann deshalb. 
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die Veränderungen des Geldwerts nicht messen. Sie mißt nur 
jene Veränderungen der Kaufkraft, die eintreten würden, wenn 
jene Bedingung erfüllt wäre, und nur deshalb nicht eintreten, 
weil sie von Veränderungen der Mengen und Arten der Waren 
paralysiert werden. Aber sie mißt außerdem diejenigen Einflüsse, 
die von der Geldseite aus auf die Kaufkraft wirken und das 
an den tatsächlichen Veränderungen des Geldwerts, was 
davon monetär verursacht ist. Und es müßte möglich sein, aus 
einem Index der Kaufkraftveränderungen vermittelst dieses 
Instruments auch ein Maß des Wareneinflusses herauszulösen. 

Schließlich ist das nicht mehr als selbstverständlich. Geld- 
einkommen sind Anteile am Sozialprodukt. Wenn ihre Summe 
z. B. zunimmt, muß nicht die Einheit, mit deren Hilfe sie aus- 
gedrückt werden, an relativer Bedeutung, d. h. an Bedeutung in 
ihrer Eigenschaft als Anteilschein an einem Fonds, in genau 
demselben Verhältnis sinken? Daraus folgt, wie wenig Sinn es 
hat, die Zunahme der Einkommensumme eines Landes ohne 
weiteres als Symptom seiner Reichtumsentwicklung zu betrachten. 
Und ferner, daß wenn dieEinkommensumme konstant gehalten 
würde, das Preisniveau sich zwar noch immer im Laufe der Zeit 
verändern müßte, aber nur aus Warenursachen — die monetären 
und weitaus wichtigeren wären ausgeschieden. Es ist mehr als 
zweifelhaft, ob das durchaus wünschenswert wäre von allen 
den Standpunkten, von denen die Sache betrachtet werden 
kann. Aber darum handelt es sich hier nicht. 
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Urgemeinde und Urfeudalität. 


Eine soziologische Betrachtung. 


Von 


RUDOLF LEONHARD. 


Unsere von drängenden Problemen umrungene Zeit weist 
die staatswirtschaftliche Forschung mit um so größerer Kraft 
auf die Zukunft hin, je unsicherer diese letztere ist. Das Studium 
der Vergangenheit hat gegenwärtig, soweit es nicht Analogie- 
schlüsse auf die Zukunft gestattet, fast jede Anziehungskraft 
verloren. Nicht jeder Forscher aber ist imstande und gewillt, 
seinen Arbeiten eine Richtung auf das Aktuelle, das unmittel- 
bar Nützliche und zukünftig Erforderliche zu geben. Unbeirrt 
von solchen zeitgemäßen Bestrebungen gräbt der rückwärts 
gewandte Sinn des Wirtschaftshistorikers nach den Wurzeln und 
letzten Verästelungen der heutigen, vielleicht schon gestrigen 
Staats- und Gesellschaftsordnung, bestrebt, das Komplizierte und 
Mannigfaltige der Erscheinungen in den einzelnen Territorien 
und vergangenen Epochen auf möglichst wenige, einfache und 
allgemeingültige Prinzipien zurückzuführen. Vor allem sucht er 
dabei, — hier sind besonders die grundlegenden Arbeiten Max 
Webers zu erwähnen — während frühere wirtschaftshistorische 
Forschungen mehr die vorbereitende Arbeit der beschreibenden 
Anatomie und Morphologie der Wirtschaftsverfassung vergange- 
ner Zeiten geleistet haben, nunmehr den bewegenden und auf- 
bauenden Kräften des Wirtschaftslebens, seiner Biologie und 
Physiologie, auf den Grund zukommen. Dabei bewirkt es oft ge- 
nug die Vereinzelung, in der sich die wirtschaftshistorische For- 
schung, die von den praktischen Vorteilen der Arbeitsteilung und 
‚Arbeitsvereinigung noch wenig Gebrauch macht, auch in normalen 
Zeiten befindet, daß Wirtschaftshistoriker und Soziologen ver- 
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schiedener Länder oder auch des gleichen Landes nicht selten 
zu den gleichen, in ihren Folgerungen und Endresultaten über- 
einstimmenden oder sich ergänzenden Ergebnissen gelangen, ohne 
voneinander zu wissen; ein Beweis, wie sehr gewisse Ideen wie 
reife Früchte am Baume der Erkenntnis hängen und gleichzeitig 
von verschiedenen Seiten gepflückt werden, so daß der gerade 
auf wirtschaftshistorischem, Gebiet des öfteren gepflogene Streit 
um Priorität und Entdeckerverdienst selten zu einem positiven 
Ergebnis führen wird. 

Mehr noch als durch mangelhaftes Zusammenarbeiten der 
Wirtschaftshistoriker selbst ist eine Zersplitterung der Forschung 
durch die Tatsache bewirkt worden, daß das Gebiet ältester Wirt- 
schafts- und Kulturentwicklung auch von den Rechtshistorikern, 
welche die erste Entstehung der Rechtsbegriffe interessiert, und 
ebenso von den Kulturhistorikern angebaut wird. Namentlich die 
letzteren haben sich um jenes etwas nebelhafte, aber darum um 
so interessantere Gebiet, diesen Spielplatz problematischer An- 
sichten, Theorien und Hypothesen Verdienste erworben, die erst 
an der Hand neuerer, von wirtschaftshistorischer Seite ausgehen- 
der Monographien gewürdigt werden können. Der Kulturhisto- 
riker, der durch die Fülle zusammengetragener Einzeltatsachen 
aus dem Kulturkreis aller Völker, Himmelsstriche und Zeiten 
oft mehr bedrängt als bereichert wird, unterliegt zwar ständig 
der Gefahr voreiliger Verallgemeinerung, hat aber dafür, vor 
dem wirtschaftshistorischen Spezialisten den ungeheueren Vorteil 
weiter, ganze Kontinente umfassender und vergleichender Ueber- 
blicke voraus und ist auf Grund dieser breiten Grundlage mit- >- 
unter imstande gewesen, intuitiv Zusammenhänge zu konstruie- 
ren, zu denen die Wirtschaftsgeschichte erst neuerdings auf 
Grund einzelner Monographien tastend vordringt. 

Nun hat die wirtschaftshistorische Forschung früher und zum 
Teil mit Recht vor allem eine Seite der Verfassung der soge- 
nannten Urgesellschaft hervorgehoben: die demokratische Gleich- 
berechtigung, die unter den erwachsenen Mitgliedern der gleichen 
Horde oder Stammesgemeinschaft herrscht, die Gemeinsamkeit 
oder gemeinsame Nutzung jener Art des Eigentums oder Besitzes, 
die man auf so primitiver Kulturstufe kennt, die Regelung der 
gemeinsamen Angelegenheiten durch öffentliche Beratung, an der 
jedes erwachsene Mitglied der Horde teilnehmen darf und muß. 
Namentlich Laveleye und Krapotkin haben diese mit dem »Ur- 
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eigentum« parallel gehende »Urdemokratie« gebührend hervor- 
gehoben, um sie in einen Rousseauähnlichen, aber besser als bei 
diesem fundierten Bild den heutigen Zuständen in gewisser Be- 
ziehung als Muster gegenüberzustellen. Was an diesen Dar- 
stellungen berechtigt ist, ist heute in das Gemeingut der Wirt- 
schaftsgeschichte übergegangen; aber es ist doch nur die eine 
Seite der Sache, diejenige, welche, wie es scheint, dem Forscher, 
der selbst in stärker differenzierten Zuständen steht, in erster 
Linie ins Auge fällt. Aehnlich wie dem Europäer in China an- 
fangs alle Chinesen äußerlich gleich zu sein scheinen, so fällt dem 
Kulturhistoriker vor allem das Undifferenzierte und daher gewis- 
sermaßen Demokratische primitiver Zustände auf; und doch er- 
geben sich bei näherem Hinsehen oder Nachdenken bereits in 
den ersten Anfängen der Menschheitsgeschichte Unterschiede 
der sozialen Geltung, aus denen alle spätere politische und 
wirtschaftliche Ungleichheit zu immer stärkerer Differenzierung 
sich entfalten kann, so wieim Samen und Keim bereits die ganze 
Pflanze im Wesentlichen, wenn auch vielleicht nicht in allen 
Einzelheiten, vorgebildet ist. Eine ganze Reihe von Momenten 
bewirken, daß Ungleichheit von Rang und Vermögen bereits in 
für unsere Begriffe primitiven, jedenfalls vorstaatlichen Verhält- 
nissen der Sippe oder des Volksstammes sich geltend machen. 
e Schon Tacitus, der von der höherstehenden römischen Kultur 
herkommt, hebt in erster Linie die einfache demokratische Ver- 
fassung der Germanen seiner Zeit hervor, welche vermutlich erst 
durch die Festlegung der römischen Grenzen vor noch nicht allzu 
langer Zeit zu Ansiedelungen in dauernden Wohnsitzen gelangt 
waren; er schildert sie als freie, rechtlich gleichstehende und 
sich durch selbst gewählte Behörden regierende Bauern auf 
periodisch neuverteiltem Lande, das sie eigenhändig bebauen, 
um uns dann später an anderer Stelle zu verraten, daß die 
Germanen einen Stammesadel hatten, daß sie Sklaven und 
Leibeigene hielten und vorwiegend von ihnen mit Beihilfe von 
Weibern, Greisen und Kindern den Ackerbau besorgen ließen, 
eine Gesellschaftsverfassung, die geeignet ist, unsere landläufi- 
gen Vorstellungen von dem Ackerbau und der Wirtschaftsver- 
fassung germanischer Vorzeit wesentlich zu modifizieren. 
Die Frage, wie in dem Moment, den vermutlich jedes jetzt 
in Europa seßhafte Volk einmal durchgemacht hat, wo es von 
der Herdenwanderung zum seßhaften Ackerbau sich bequemte, 
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— in Amerika scheinen, soweit die dortigen Einwohner über- 
haupt vor Ankunft der Europäer zum Ackerbau übergegangen 
sind, die Jägervölker direkt unter Auslassung der Zwischenstufe 
der Herdenviehhaltung sich dem Pflanzenbau zugewandt zu 
haben, — die Eigentumsverhältnisse am okkupierten Lande 
sich gestalten, nach welchem Gesichtspunkt das Land oder seine 
Nutzung und Ertrag wird verteilt werden, kann für die traditions- 
lose Vergangenheit im allgemeinen nur apriorisch oder nach der 
Analogie jetzt lebender Nomadenstämme behandelt werden. Vor 
allem ist es hier wichtig, von vornherein zu unterscheiden, ob die 
ursprüngliche Großfamilie und Sippe sich bereits vor der Land- 
nahme während ihres Hirtenlebens in Einzelfamilien aufgeteilt 
hat, oder ob sie sich noch als geschlossene, vom Patriarchen be- 
herrschte Großfamilie seßhaft niederläßt. In ersterem Falle, in 
welchem der Viehbesitz, wenn er auch gemeinsam weidet, bereits 
an die Einzelfamilien, die in getrennten Zelten um das Hauptzelt 
des Stammeshäuptlings herumwohnen, aufgeteilt ist, werden sich 
schnell große Verschiedenheiten des Besitzes ausbilden. Feind- 
liche Ueberfälle, deren man stets gewärtig sein muß, Raubtiere 
oder Epidemien werden den Viehbesitz des einen dezimieren, den 
des anderen verschonen. Der armgewordene Stammesgenosse 
muß dann das Vieh des Reichen hüten, bei ihm dienen, oder sich 
von ihm Vieh borgen und dafür Zins zahlen!). Sind doch Name 
und Begriff des Kapitalismus geradezu vom Viehbesitz, der mit 
seiner fast mühelosen Vermehrung das Urbild des Geldzins her- 


1) Meitzen hebt Bd. I S. 188 bervor, daß die sozialen Unterschiede z. B. der 
altirischen Clansverfassung, die allerdings bereits auf fester Siedelung, aber doch 
ganz vorwiegend und einseitig auf Viehnutzung beruht, snicht auf Geburt, son- 
‘dern auf Reichtum begründet« sind, daß die »Brehon laws« die Iren einfach 
in Reiche und »Armes einteilen, daß (S. 190) der »Senchus Mor« geradezu sagt, 
»Zwei Personen sind vom gleichen Stande, falls sie beide das gleiche Vermögen 
haben«, und, »wer sein Vermögen verliert, verliert seinen Range. Zu erinnern 
ist auch in diesem Zusammenhang an die noch aus der Nomadenzeit übernommene 
Einrichtung des Wehrgelds bei Kelten und Germanen, nach der jedes Unrecht 
mit Viehgeld gesühnt werden kann; eine durchaus plutokratische Einrichtung, 
da, wer nicht zahlen kann, mit seinem Körper haftet. Es scheint manchmal, 
als ob die Volks-Mentalität in einfachen Verhältnissen nur die Unterschiede von 
reich und arm kennt. Der Mann aus dem Volke hat in Spanien für die Anti- 
thesen stark und schwach, gut und schlecht, nobel und schäbig nur die Univer- 
salausdrücke »’ico« und »pobre«, um die sich sein ganzes Denken sehr stark 
konzentriert. Das Universalwort rico hat auch die Bedeutung von bieder, nerr- 
lich, prächtig, köstlich, wohlschmeckend. Das Mädchen aus dem Volke redet 
ibren Freund mit »rico« an. 
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vorbringenden Kapitals darstellt, hergeleitet ). Zudem führtein 
solcher Nomadenstamm meistens zu Sklaven gemachte stamm- 
fremde Kriegsgefangene mit sich, welche dienende Funktionen 
erfüllen müssen. 

An sozialen Unterschieden fehlt es also unter den Nomaden 
nicht, dieselben sind aber, entsprechend dem unsicheren Charakter 
ihres Viehbesitzes, nur vorübergehend oder fließend. Stärker als 
die Vermögensunterschiede wird sich doch der auf seiner kulti- 
schen Sonderstellung beruhende Einfluß des »charismatischens 
Stammeshäuptlings zeigen, und das in dem kleinen Stamm noch 
äußerst lebhafte Gefühl der Blutsverwandtschaft und Sippen- 
zusammengehörigkeit wird es verhindern, daß der Wohlhabende 
seinen verarmten Stammesgenossen etwa gar zu sehr von oben 
herab behandle; kann er doch nicht wissen, ob er nicht in kurzem 
selbst arm sein und dann die Hilfe seiner Stammesgenossen brau- 
chen wird). Eine dauernde Abschichtung besser gestellter Stam- 
mesgenossen ist auf so schwankender Grundlage wie der des Vieh- 
besitzes nicht möglich, sondern wird sich erst bei fester Siedlung 
herausbilden, die dem Inhaber einen einigermaßen gleichbleiben- 
den Ertrag garantiert. Solche Nomaden mit bereits aufgeteiltem 
Viehbesitz werden bei der Landnahme, besonders wenn sie be- 
reits von Ackerbauern kultiviertes Land okkupieren, wahrschein- 
lich auf deren Rücken eine ihrer Familienanzahl entsprechende 
Reihe von kleinen Grundherrschaften errichten, die durch den 
Stammeshäuptling zu einer größeren Einheit zusammengefaßt 
werden. | 

Anders werden die Voraussetzungen in dem in der Vergangen- 
heit wahrscheinlich häufigeren Falle liegen, in welchem eine No- 
madenhorde sich in Form der noch ungeteilten Großfamilie unter 
Leitung des Patriarchen seßhaft niederläßt. Hier wird scheinbar 
unter den Mitgliedern der Sippe völlige Gleichheit herrschen, da 
sie ja alle zusammen die Familie des Patriarchen bilden, die diesem 
ebenso gehört wie der Viehbesitz. Indessen werden auch hier von 
innen heraus soziale Unterschiede der Abstammung und recht- 


2) Wenigstens gilt das für primitive, geldlose Zustände. Nach der Ent- 
stehung zentralistischer Großstaaten macht der Kapitalsbegriff eine Wandlung 
durch, zufolge deren man fast versucht ist, ihn nunmehr von Caput, der 
Reichshauptstadt abzuleiten, welche durch ihr politisches Uebergewicht die 
Provinzen ausraubt und ihren Ueberschuß in sich aufhäuft und konsumiert. 
So im kaiserlich. Rom, so gegenwärtig im Gefolge des Krieges in London 
und Berlin. 

3) Musil: Arabia Petraea III S. 307. 
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lichen Stellung sich sehr bald geltend machen und die Einheit der 
Sippe zerspreneen. Es sei in dieser Beziehung auf einen späteren 
Passus dieser Abhandlung verwiesen (S. 737). _ 

Vieles spricht nun dafür, daß der Prozeß der Seßhaftwerdung 
eines Nomadenstammes überhaupt nicht auf einmal vor sich gehen 
wird. Es sei hier nicht der Tatsache gedacht, daß fast jeder No- 
madenstamm bei seinem langsamen Umherwandern noch Zeit 
findet, nebenbei etwas Pflanzenbau durch Weiber und Sklaven 
betreiben zu lassen, und daß zwischen Nomadentum und Acker- 
bau in der Regel die Zwischenstufe des Halbnomadismus selten 
fehlt. Diese interessante wirtschaftsgeographische Erscheinung, 
die an anderer Stelle bereits behandelt worden ist?), gehört deshalb 
nicht in diesen Zusammenhang, weil sie den ganzen Stamm als 
solchen betrifft und keinen sozialen Unterschied innerhalb des- 
selben involviert. Aber auch innerhalb des Stammes selbst wird 
der Prozeß der Gerinnung der bisher labilen Horde zur Boden- 
ständigkeit vermutlich nicht auf einmal vor sich gehen. Kein 
Nomade verläßt gern die bequeme, altgewohnte Lebensweise, 
wenn nicht Not und Mangel an Land ihn zu stärkerer Nutzung 
des Bodens zwingt, als Jagd und Viehzucht sie ermöglichen. Einen 
derartig unangenehmen, mit Zuwachs an Arbeit verbundenen 
Wechsel der Erwerbsweise wird man zunächst nur den schlech- 
ter gestellten Stammiesgenossen zumuten. Namentlich in den 
Fällen also, wo innerhalb der Nomadenhorde der Viehbesitz be- 
reits an die Familien aufgeteilt ist und einzelne derselben durch 
ihren größeren Viehbesitz am vorläufigen Fortbestand der Weide- 
wirtschaft interessiert sind, hat die Meinung von Hildebrand 
trotz starker Anzweiflung Rachfahls 5) eine gewisse Wahrschein- 
lichkeit für sich, daß ein zur Seßhaftigkeit übergehender No- 
madenstamm zunächst nur die Aermeren und die Sklaven zur 
festen Ansiedlung gewissermaßen verurteilt, damit jene in einer 
Art von Arbeitsteilung den reicheren und mächtigeren Stammes- 
genossen das für ihren Viehbesitz und den persönlichen Konsum 
unbedingt erforderliche Getreide liefern müssen®). Erst später 


*) Leonhard: Die Transhumanz im Mittelmeergebieti. d. Festschr. f. Brentano. 

8, Daß die Zupane in den ehemals slavischen Gebieten von Wettin und der 
Steiermark Verwaltungsbeamte, nicht ursprünglicher Hirtenadel waren, der über 
ärmere, stammverwandte Ackerbauer herrschte, ist ebensowenig nachzuweisen 
wie die umgekehrte Ansicht. i 

¢) Eine solche sozusagen intranationale Arbeitsteilung innerhalb des gleichen 
Stammes ist gar nichts so Seltenes; haben doch manche nordamerikanischen In- 
dianerstämme in regelrechter Arbeitsteilung sich in einen Wehrstand und Nähr- 
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bei zunehmendem Mangel an Land mag dann endlich auch der 
reichere, herdenbesitzende Stammesteil sich zur Seßhaftigkeit 
inmitten der von ihm abhängenden Genossen entschlossen haben. 
So schildert z. B. Alois Musil (Arabia Petraea, III. Bd. ethnolo- 
gischer Reisebericht, Wien 1908), daß die Pferde- und Kamel- 
züchtenden Wüstenbeduinen vom Sinai und Südpalästina die 
stammesverwandten, an den Wasserstellen seßhaft gewordenen 
Araber, die ackerbautreibenden Fellahs, beherrschen und perio- 
disch brandschatzen, indem sie sich zur Zeit der Ernte bei der 
Dreschtenne einfinden und einen höheren oder geringeren Anteil 
des Rohertrages wegnehmen. Andererseits schützen sie natürlich 
die Fellahs, die sie sich zur Tributzahlung vorbehalten, vor der 
Plünderung durch fremde Nomadenstämme. Es ist klar, daß 
jene Beduinen, wenn sie sich, wie das häufig vorkommt, infolge 
zunehmenden Landmangels endlich seßhaft niederlassen. werden, 
eine typische Grundherrschaft über die von ihnen abhängigen, 
stammverwandten Ackerbauer begründen werden. 

Die Vorgänge bei der Landnahme dürften überall ähnliche 


stand differenziert; im Mittelmeergebiet ist vielleicht als ein Rest intranationaler 
Arbeitsteilung zwischen viehzüchtendem und ackerbautreibendem Volksteil das 
heute noch weit verbreitete Wanderherdentum aufzufassen, das früher eine viel 
größere Ausdehnung hatte, wobei die Besitzer der Wanderherden eine lästige 
Herrschaft über die Bauern ausübten und von ihnen eine Art von Tribut er- 
hoben, dessen Berechtigung sich auf unvordenklicheObservanz gründete Ebenso- 
oft wird allerdings jene Arbeitsteilung zwischen Nomaden und Ackerbauern eine 
internationale sein (siehe darüber neuerdings: J. Peisker: Das Wanderherdentum 
der Walachen auf dem Balkan, Zeitschr. d. hist. Ver. f. Steiermark), ebenso 
Max Weber in seiner »Wirtschaftsethik der Weltreligionene über Transhumanz 
bei den Juden als Ackerbauvolk in Palästina. Ueberall sieht der Nomade 
mit Verachtung auf den seßhaften Bauern herab. Mohammed wird der 
Ausspruch zugeschrieben: »Der Engel Gottes tritt in kein Haus, in dem 
sich ein Pflug befindet«. Im alten Testament ist das Opfer des Hirten Abel Gott 
wohlgefälliger als das des Ackerbauers Kain; die Ackerbauer werden meist von 
den Nomaden als die Stinkenden bezeichnet; so die unterworfenen Russen von 
den mohammedanischen Tartaren der goldenen Horde; ebenso sind in Nord- und 
Mittelafrika die Beduinenvölker gewohnt, von den seßhaften Oasenbewohnern 
in einer Art von unfriedlichen Symbiose regelmäßigen Tribut zu erheben. Erst 
wenn eine starke Staatsgewalt ruhige Zustände schafft, kehrt sich das Verhältnis 
um, und die Nomaden solcher Gegenden werden wie im südlichen Tunis zu Vieh- 
hütern und Knechten der Ackerbauer herabgedrückt. Aus diesem tiefgehenden 
Gegensatze des Ackerbauers zum schweifenden Nomadentum will Oppenheimer 
restlos den Staat herleiten, der auf der zwangsweissn Amalgamierung eines er- 
obernden kriegerischen Nomadenstammes mit dem seßhaften Bauerntum be- 
ruhe. Wichtiger aber ist, wie mir scheint, das Prinzip der patriarchalen Herr- 
schaft, das sowohl dem Hirten- wie Bauernvolk zugrunde liegt und dessen quan- 
titative Ausweitung den Staat ergibt. 
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gewesen sein. Für eine uns näherliegende Gegend hat Franz 
Gutmann (die soziale Gliederung der Bayern zur Zeit des Volk- 
rechtes, Straßburg 1906) jenes Problem, wie sich die sozialen 
Verhältnisse eines zum Volk ausgewachsenen Stammes im Moment 
der Seßhaftwerdung gestalten werden, in concreto zu lösen und 
nachzuweisen versucht, daß bei den Bajuwaren zur Zeit ihrer 
Seßhaftwerdung bereits namhafte Unterschiede der pojJitischen 
Berechtigung bestanden (allerdings weiß man nicht, ob sie 
nicht bereits eine keltische Bevölkerung vorfanden und zum 
Piedestal ihrer Bodenverfassung machten, und ob nicht infolge- 
dessen ihre soziale Gliederung nicht eine intranationale, sondern 
anfänglich internationale, auf der Volksverschiedenheit be- 
ruhende war). Aber jedenfalls, Gutmann meint, daß eine ge- 
wisse Art von primitiver Grundherrschaft, wie sie neben tech- 
nisch überwiegender Gemeinwirtschaft im übrigen durchaus 
gleichzeitig bestehen kann, diejenige Form der Siedelung ist, 
welche die Verhältnisse, wie sie im nomadischen Zustand des 
Stammes bestanden, am besten wiedergibt. »Der freie Nomade 
(S. 70) wird in Anspruch genommen durch Krieg und Jagd, Recht 
und Gericht. Die wirtschaftliche Arbeit ist ihm etwas Unge- 
wohntes. Die durch das Haften an der Scholle veränderte wirt- 
schaftliche Tätigkeit wird also das natürliche Bestreben haben, 
im Gleise der einmal wirksamen Arbeitsteilung ?) zu verharren. 
Diejenige soziale Gliederung, die bei bleibender Gestaltung der 
Wirtschaft sich der früher geübten Beschäftigungsweise der 
einzelnen Rechtsstände am innigsten anpaßt, entspringt der 
grundherrschaftlichen Organisation. In ihr vereinigt sich recht- 
liche Abhängigkeit mit der Verrichtung wirtschaftlicher Arbeit 
zugunsten des der Produktion persönlich fernstehenden, politisch 
tätigen Volksgenossen. Im Verhältnis zu der Vergangenheit 
des Stammes verlangt also die Grundherrschaft im Grunde 
‘ weder eine rechtliche noch gesellschaftliche Neuschöpfung.« Das 
ist nun vielleicht insofern etwas übertrieben, als bei einem Noma- 
denstamme nicht soviel rechtlose Unfreie vorhanden zu sein pfle- 
gen, um den Freien alle und jede Arbeit abzunehmen, denn das 
Viehhüten wird kaum eine große Menge von Sklaven beschäftigen 
können. Infolgedessen haben wir uns auch den seßhaft gewordenen 
Nomaden, selbst wenn wir ihn als primitiven Grundherrn auf- 


1) Allerdings einer Arbeitsteilung, wobei die Herrschenden so gut wie keine, 
die Beherrschten fast alle Arbeit zugeteilt bekommen. 
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fassen wollen, nicht als Grandseigneur vorzustellen, der über- 
haupt und prinzipiell nicht selbst Hand in seiner Wirtschaft 
anlegt, sondern nur als Wirtschaftsleiter, der wohl die schwerste 
Arbeit seinen unfreien Leuten überläßt, aber doch nicht gänz- 
lich außerhalb seines doch immerhin kleinen Betriebes steht. 
So, wie Dahn es in seiner Urgeschichte der Germanen darstellt, 
daß der freie Germane zur Zeit des Tacitus als Edeling auf einem 
prachtvollen Herrenhofe ein breites Dasein geführt habe, war 
es wohl nicht, und jene dichterischen Ausschmückungen haben 
seine Anschauungen etwas diskreditiert; aber jedenfalls hatte 
er doch das richtige Gefühl dafür, daß der germanische Voll- 
freie nicht Bauer im heutigen ‘Sinne war; weist doch Gutmann 
an der Hanu der ältesten bayerischen Schenkungsurkunden nach, 
daß in der Regel mit der Landvergabung an die Kirche die 
reichlichste Schenkung persönlich unfreieı Leute verbunden war, 
und daß im Durchschaitt in den Urkunden auf jeden Donator 


acht unfreie verschenkte Leute kommen, wobei gewiß noch 


viele zurückbehalten wurden. 

In gleicher Weise hat Wittich für den deutschen Nordwesten, 
das heutige Westfalen und Hannover, also diejenigen Gegenden, 
die vermutlich den altgermanischen Siedelungstypus am reinsten 
zeigen, (daß der Einzelhof den keltischen Typus verrate, ist un- 
bewiesen) den nahezu schlüssigen Beweis dafür erbracht ®) und 
auch neuerdings wieder in seinem Beitrag zum »Grundriß der 
Sozialökonomik«, VII. Abteilung, diese seine Auffassung be- 
tont, daß jene Bodenverfassung der Grundherrschaft, wie sie 
die Franken in Sachsen einführten und die er die »große« Grund- 
herrschaft nennt, bereits eine bodenstäöndige »kleine« Grundherr- 
schaft vorfand. Die in geringer Anzahl befindlichen sächsischen 
Vollfreien saßen danach längst vor der fränkischen Eroberung 
auf einer grundherrlichen Ackerhufe und gaben das übrige 
Land als dienende Hufe an abhängige stammesgleiche Hinter- 
sassen, Kolonen und stammfremde Sklaven, von denen sie fixierte 
Abgaben und Dienste erhielten; also bereits eine Fronhofs- 
wirtschaft im Kleinen, nur daß der Vollfreie dieser frühen Epoche 
kein reiner Rentenbezieher wie der spätere Fronhofsherr, aber 
auch kein reiner Bauer war, sondern beides gleichzeitig. 

Nun ist der deutsche Nordwesten ein für Untersuchungen über 


®) Werner Wittich, Die Grundherrschaft in Nordwestdeutschland, Leipzig 
1896. 
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die ältesten Zustände germanischer Volks- und Bodenverfassung 
deshalb vorzüglich geeignetes Gebiet, weil seine Entwicklung 
als eine außerordentlich stetige, nur durch die fränkische Er- 
oberung etwas gestörte, sich weit zurückverfolgen läßt. Ein 
in dieser Beziehung ganz entsprechendes Territorium haben wir 
im deutschen Süden vor uns in dem heutigen Württemberg, 
dem alten Herzogtum Schwaben, das noch am Ende des 18. Jahr- 
- hunderts das Reich schlechthin genannt wurde. Auf die bei allem 
Gegensätzlichen starken Aehnlichkeiten geographischer, ethni- 
scher und historischer Art zwischen diesen beiden Territorien 
hat u.a. Varnhagen von der Ense hingewiesen. Dieses Herzog- 
tum Schwaben ist nun der Ausgangspunkt und das Stammland 
eines besonders zahlreichen niederen Adels, über dessen Ursprung 
und Herkunft viel gestritten worden ist. Die rechtliche Stellung 
des niederen schwäbischen Adels als eines ministerialen Adels 
läßt wohl seine Einspannung in das vom Frank£nreiche ausgehende 
Feudalsystem erkennen, das als Ausstrahlung einer Zentralgewalt, 
die sich mangels in Geld bezahlter Beamter und Krieger der Ver- 
mittlung feudaler Zwischeninstanzen bedient, eine naturalwirt- 
schaftlich bedingte Modifikation und Abwandlung der reinen 
Staatsidee ist; aber damit ist noch nichts über die wirkliche 
Herkunft jenes niederen Adels in Schwaben verraten, des- 
sen Familiennamen mit den von ihnen bewohnten und be- 
herrschten Orten meist identisch sind. Der letzte Bearbeiter 
dieses Gebietes, Ernst), hat nun die glückliche Idee ge- 
habt, von den schwäbischen Siedlungen selbst, ihren Namen 
und sogar den Namen der einzelnen Grundstücke in den ver- 
schiedenen Gemeinden, auszugehen, und in einer Art von 
geologischer Forschungsmethode diese selbst sagen zu lassen, 
was sie uns über die vergangenen Rechtszustände verraten können. 
Dabei legt Ernst seinen Untersuchungen im allgemeinen einen 
Querschnitt durch das 16. Jahrhundert zugrunde, weil wir von 
dieser Wasserscheide des ausgehenden Mittelalters und der be- 
ginnenden Neuzeit aus bequem in beide Zeiten hineinblicken 
können. Wie in Westfalen gestattet dabei die kontinuierliche, 
durch keine fremde Eroberung gestörte Entwicklung weite Rück- 
schlüsse. Die detaillierten Zustandsschilderungen Ernsts von 
einer großen Anzahl schwäbischer Gemeinden decken sich in 
der Hauptsache mit den Grundzügen, die uns Theodor Knapp 
®) Viktor Ernst: Die Entstehung des niederen Adels. Stuttgart 1916. 
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(Beiträge zur Rechts- und Wirtschaftspolitik des deutschen 
Bauernstandes, Tübingen 1902) von der gleichen Gegend gibt, 
und bringen, wo sie über ihn hinausgehen, nur neues überein- 
stimmendes Material in der gleichen Richtung. Jedenfalls sehen 
wir die in fast keiner größeren Ortschaft fehlende Grundherrschaft 
in der mannigfaltigsten Form in das Leben der schwäbischen 
Gemeinde, die einen stark ausgebildeten Organismus darstellt, 
verwickelt. Durchweg ist das Eigenland des Grundherrn klein; 
Hauptsache ist der Burgsitz, an welchen der ganze Komplex 
der Berechtigungen, die in ihrer Gesamtheit den Inbegriff der 
, schwäbischen Grundherrschaft darstellen, sich anknüpft°). Diese 
grundherrlichen Berechtigungen können aber nur innerhalb der 
Gemeindeverfassung und nur soweit sie nicht deren stark ent- 
wickeltes Leben stören, ausgeübt werden; steht doch der Grund- 
herr mit allen seinen wirtschaftlichen Interessen mitten in dem 
.Gemeindebetrieb darin. Vor allem ist er, und zwar namentlich 
noch im 16. Jahrhundert, bevorzugter Teilnehmer an den Ge- 
meindenutzungen, bei denen er an den Orten, wo jene Nutzungen 
in der Regel in Teilen verlost werden, sein Teil auswählen darf; 
er bestätigt die zahlreichen Gemeindebeamten, die über die 
Gemeinde- und Feldordnung der schwäbischen Gemeinde zu 
wachen haben; gewählt werden sie in der Regel von der 
Kommune. Die Anordnungen, die vom Schulzen und seinen 
Dorfbeamten zur Aufrechterhaltung der Feldordnung getroffen 
werden, sind auch für den schwäbischen Grundherm als Teil- 
nehmer der gemeinsamen Nutzungen bindend; erst seit dem 
16. Jahrhundert scheinen die auf Uebertretung jener Ordnungen 
gesetzten Bußen in seine Tasche zu fließen. Bekannt ist ja auch 
aus den Forschungen von Theodor Knapp, wie geschlossert sich 
die schwäbische Gemeinde im allgemeinen fremdem Zuzug 
widersetzt, im Gegensatz zur Herrschaft, die ein Interesse daran 
hat, die Zahl der abhängigen Bauern zu vermehren!!). Die Teilung 

10) Hier wäre daran zu erinnern, daß in ganz ähnlicher Weise von Below 
für Cleve am Niederrhein das Rittergut, das sich östlich der Elbe zum selbstwirt- 
schaftenden Gutsbesitz ausgeweitet hat, in seinem Anfangsstadium der Entwick- 
lung als bloßen Burgsitz mit den ihm adhärierenden Berechtigungen schildert. 

11) Leider können wir Ausdehnung und Umfang der Gemeindeverfassung 
im Mittelalter nur aus grundherrlichen Archiven erschließen und rekonstruieren, 
die jener traditionellen, nie aufgezeichneten Volks- und Gewohnheitsrechte 
nur soweit Erwähnung tun, soweit sie mit den Rechten der Grundherrschaft 


sich berühren. Durch diese Einseitigkeit der Quellen muß mit Notwendigkeit 
jede Wirtschaftsgeschichte des deutschen Mittelalters zu einer einseitigen Dar- 
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der administrativen Ortsgewalten zwischen Grundherm und 
Gemeinde manifestiert sich sehr charakteristisch in jenen Fällen, 
wo der Zuzug dennoch genehmigt wird und der Zuziehende dann 
sowohl der Herrschaft wie der Gemeinde je zwei Gulden als 
Einstandsgeld zu entrichten hat 2) 13). 

Die Ausdehnung der grundherrlichen Berechtigungen na- 
mentlich nach dem Bauernkrieg beruht lediglich auf Usurpation 
von Gemeinderechten oder Gemeindeländereien, und der Raub 
trägt oft ganz naiv und deutlich die Marke der Herkunft; so 
heißen am Ende des 16. Jahrhunderts manche Grundstücke in 
herrschaftlichem Besitz noch Almende. Selbst beim Jagdrecht, 
das wir als altes und typisches Herrschaftsrecht zu betrachten 
geneigt sind, weist Ernst Reste des Gemeinrechts aller Vollfreien 
auf freie Jagd nach. 

Indessen kommen in Schwaben die Abgaben aus der Grund- 
herrschaft, aus der Gerichtshoheit und auch aus den bevorzugten 
örtlichen Nutzungsrechten quantitativ viel weniger in Betracht 
als diejenigen, die der Grundherrschaft aus dem Zwing und 
Bann zustehen, ihrem ausschließlichen Recht, Wein auszu- 
schenken oder zu keltern, Mühlen und Backstuben zu betreiben. 
Aber auch die Schmiede, die Metzgerei, kurz alle Erfordernisse 
des ländlichen Lebens, unterliegen in der Regel diesem einträg- 
lichen Zwange. Auch hier ist leicht nachzuweisen, daß jene 
ausschließlichen Berechtigungen ursprünglich der Gemeinde ge- 
hörten und erst später vom Grundherrn als monopolistische 
Rentenquellen usurpiert wurden. Ursprünglich handelt es sich 
stellung aus der Vogelperspektive sich gestalten. Auf das Fehlen genauerer 
Nachrichten über die mittelalterlichen Gemeinderechte hat bereits Krapotkin 
an zahlreichen Stellen hingewiesen. Neuerdings bemerkt Karl Brinkmann (Heft ı 
der historischen Vierteljahrschrift 1917) in der Besprechung eines russischen 
Werkes des Moskauer Professors Bogoslovskij über »Die ländliche Selbstverwal- 
tung des russischen Mir im 17. Jahrhunderte: »Die Geschichtsschreibung der 
westeuropäischen Gesellschaften kommt immer mehr zu der Erkenntnis der 
besonderen Schwierigkeiten, die ihr aus dem Verlust oder doch der Einseitigkeit, 
nämlich des überwiegend fürstlichen, mindestens aber berrschaftlichen Charak- 
ters der meisten Ueberreste örtlichen und landschaftlichen Wirtschafts- und 
besonders Veriassungslebens während des ganzen frühen Mittelalters erwachsen. + 

12) Den gleichen Kampf gegen die Altgemeinde führt im 18. Jahrhundert 
auch die bayerische Regierung bei ihren Bestrebungen innerer Kolonisation. 
Der Ring der Nutzungsberechtigten erweist sich als schwer zu durchbrechen. 

139) Man vergleiche damit die konstitutionelle Stellung des englischen Grund- 
herrn, des Lord of the Manor, der seine Grundherrschaft nur gemeinsam mit den 


im Hofgericht vertretenen Hintersassen regiert. Georg Brodnitz: Englische Wirt- 
schaftsgeschichte. Jena 1918, Bd. I, S. 26, Anm. 3, 
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nach Ernst um eine »im Auftrag der Landwirtschaft ausge- 
übte Funktion«. Denn selbst dort, wo Zwing und Bann völlie 
in den Besitz der Herrschaft übergegangen sind, heißt jenes 
Recht bezeichnenderweise noch »jus universitatis« 1$). Wir 
werden am Schlusse unserer Abhandlung allerdings sehen, daß 
es eine Auffassung gibt, welche die Anschauung von der ursprüng- 
lichen Eigenschaft der Bannrechte als von Gemeinderechten 
mit derjenigen, die sie als feudalisierte staatliche Rechte bezeich- 
net, in plausibler Weise vereinigt: nämlich, um es vorwegzu- 
nehmen, die Auffassung, daß die Gemeinderechte meistens in der 
Person des Sippenältesten sich verkörperten und an seinem an- 
gestammten Sitz, dem Mittelpunkt der Dorfverwaltung, und nur 
dort, ausgeübt wurden. 


16) Damit steht es in keinem Wiederspruch, ‘wenn Vuitry: (Etudes“ur le 
régime financier de la France avant la révolution de 1789, Paris 1878) die Bann- 
rechte besonders in Südfrankreich auf öffentlichrechtliche, nur im frühen Mittel- 
alter refeudalisierte Konsumsteuern der Antike zurückführt. Jene Latifundien 
und Saltus senatorischen Besitzes, auf denen im späten Imperium jene staat- 
lichen Abgaben liegen, sind nach Salvioli (der Kapitalismus im Altertum, Stutt- 
gart 1912) S. 75, vermutlich älter als die römische Herrschaft und als feudalisierte 
keltische Gemeindebezirke aufzufassen. Man achte auch aut den ursprünglichen 
Sinn des Begriffs der banalites, die zwar vom Standpunkt des allein Berechtigten 
aus ein exklusives Herrenrecht waren, für die Verpflichteten ihrerseits aber 
solange ein demokratisches Prinzip bedeuteten, als der Ertrag der Bannrechte 
der Gemeinde, also eben den Verpflichteten selbst, zugute kam. So auch sind 
jene Zwangsgelage zu erklären, die im normannischen England und viel spä- 
ter in Polen zugunsten der grundherrlichen Brauerei oder Brennerei abge- 
halten werden mußten. Feudalisierte Gemeindefeste! 

Zahlreiche Belege für den ursprünglich öffentlich-rechtlichen, d. h. gemeinde- 
rechtlichen Charakter der wichtigeren handwerklichen Funktionen, die vom 
einzelnen Bauern nicht wohl konnten selbst ausgeübt werden, während des deut- 
schen Mittelalters — im indischen Dorfe sind die Handwerker heute noch Ge- 
meindebeamte — bei A. Tille: Die bäuerlichen Wirtschafts- und Verfassungs- 
zustände des Vintschgaus, Innsbruck 1894 namentlich im 6. Kapitel. In den 
abgelegeneren Orten dieses Bergtals mit stark ausgebildeter Gemeindeverfassung 
ist noch im 16. Jahrhundert der Schmied nicht nur konzessionierter Lohnwerker 
der Gemeinden zu festen Taxen, sondern, was uns hier speziell interessiert, die 
Schmiede wird deutlich als Gemeindeeigentum bezeichnet; desgleichen scheint 
der Wagenmacher Gemeindebeamter zu sein. Der Gastwirt bekommt für die 
Aufnahme Fremder dort, wo das Gewerbe sich nicht rentiert, einen Zuschuß 
aus der Ortskasse. (Beginnende Abwälzung der Verpflichtung zum Gastrecht!) 
Schlachthaus und Backofen gehören selbstverständlich zu den Gemeindeein- 
richtungen; ihre Benützung durch die Gemeindeinsassen wird bezeichnender- 
weise noch nicht als Pflicht, sondern als wertvolles Recht aufgefaßt, da der 
Ertrag wieder der Allgemeinheit zufließt und zur Bestreitung der Unkosten der 
Gemeindeverwaltung dient. Außerdem bäckt es sich billiger und besser im 
Gemeindeofen, wo jeder die Feuerung des Vorgängers benützen kann. Siehe 
auch die Anm. 25. 
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Jedenfalls also verraten die Attribute der schwäbischen 
Grundherrschaft durch ihre Nomenklaturen deutlich ihre ge- 
meinwirtschaftliche Herkunft. Auf ähnliche Art aber kann 
man die Entstehung und das Aufsteigen der Grundherrschaft in 
Schwaben als einer politischen Institution überhaupt genetisch 
verfolgen, wenn man, wie das Ernst tut, gewisse Zwischenstadien 
privilegierter Höfe zu einer Stufenleiter zusammenstellt und als 
stehengebliebene Halbbildungen auffaßt, die sich nicht völlig 
‚zur Grundherrschaft durchgerungen haben. 

In den meisten schwäbischen Orten nämlich, die Ernst 
unter diesem Gesichtspunkt untersucht, findet sich neben dem 
Herrenhof ein Meierhof, der Meierhof schlechthin, an welchem, 
wie E. vermutet, die Hoheitsrechte des Grundherrn ursprüng- 
lich hafteten; denn auch wo der Sitz der Grundherrschaft sich 
an einem andern Ort befindet, übt sie ihre Rechte durch den fast 
nie im Orte fehlenden Meierhof aus, an den sich sämtliche Be- 
rechtigungen anheften. Auf dem Meierhof sehen wir Zwing und 
Bann, ebenso gewisse militärische Verpflichtungen, unter Um- 
ständen selbst das Kirchenpatronat, radiziertt. Man könnte sich 
nun die Entwicklung so denken und hat sie auch vielfach so 
aufgefaßt, daß der Grundherr oder Ritter diese Meierhöfe in die 
einzelnen ihm gehörigen Orte erst nachträglich ausgelegt hätte, 
um durch sie seine herrschaftlichen Rechte in der Gemeinde 
besser wahrzunehmen. Diese Erklärung ist aber genetisch ganz 
unwahrscheinlich, denn auch in den Fällen, wo Meierhof und 
Burgsitz in der gleichen Gemeinde liegen, behauptet der Meier 
gegen den Grundherrn eine einigermaßen selbständige Stellung. 
Hieraus schließt Ernst, wo im gleichen Ort Burg und Meierhof 
nebeneinander beständen, sei der Meierhof älter als der Herren- 
hof und der letztere in der Regel aus dem Meierhof hervorge- - 
gangen; wo es nur den Herrenhof gebe, sei dieser ein gehobener 
Meierhof, wo nur den Meierhof, sei dieser eben nicht zur vollen . 
Grundherrschaft durchgedrungen. Auf die ursprüngliche Funk- 
tion und rechtliche Stellung des Meierhofs weisen charakteristi- 
sche Bezeichnungen hin, denn wie die dem Meierhof zustehenden 
Zwing- und Bannrechte, auch wenn sie nur noch zum Nutzen 
des Grundherrn ausgeübt werden, bezeichnenderweise »jus uni- 
versitatis« heißen, so der Meierhof selbst vielfach »curtis publica«, 
also der Hof, an denen die gemeindlichen Rechte sich anknüpfen. 


Gewiß wäre esnun denkbar und mag auch häufig vorgekommen 
Archiv für Sosialwissenschaft und Sozialpolitik. 44. 3. 47 
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sein, daß ein auswärtiger Grundherr des durch seine Rechte ihm 
wertvollen Meierhof sich bemächtigte. Häufiger aber wird es, 
da in Schwaben die Entwicklung in ungebrochener Linie sich 
von innen heraus vollzieht, der Fall gewesen sein, daß der durch 
seine erbliche Stellung als Hüter der Ortsbräuche bevorzugte 
Inhaber des Meierhofs sich selbst zam Grundherrn erhoben hat, 
dem dann die Landesherrschaft zu seinen gemeindlichen auch 
öffentlich-rechtliche Funktionen übertrug und ihn so in das 
große, feudale System einspannte. Mit einiger Sicherheit kann 
man eine derartige Entwicklung in allen schwäbischen Gemeinden 
annehmen, in welchen das Herrenhaus mitten im Dorf liegt. 
In diesen Fällen dürfte unbedingt der Herrensitz mit dem 
früheren Meierhof identisch sein. 

Ernst entwickelt diese Meinung lediglich auf Grund der 
zahlreichen schwäbischen Beispiele, auf welche seine Untersu- 
chung sich streng beschränkt. Daß er das Richtige trifft, dafür 
sprechen die Formen, in denen der deutsche Osten im 13. Jahr- 
hundert besiedelt wurde, zu einer Zeit also, als jene Rechtsordnung 
der Gemeindeverfassung, die Ernst nur aus den grundherrlichen 
Urkunden des 16. Jahrhunderts rückschließend konstruiert, 
in den alten deutschen Territorien noch in voller Kraft bestand. 
Denn es ist anzunehmen, daß jene Kolonisation zwischen Elbe 
und Oder und bis zur unteren Weichsel in den Formen erfolgte, 
die man zu Hause gewohnt war, also die heimatlichen Zustände 
möglichst unverändert in die Fremde übertrug 15). Nun war, 
wie bekannt, die Anlage eines deutschen Dorfes auf slavischem 
Boden in der Regel die Unternehmung eines Konduktors, wel- 
cher dem zu gründenden Ort meist auch seinen Namen lieh. 
Für seine Mühe erhielt der vom Grundherrn beauftragte Ko- 
lonisator eine doppelte Hufe, zugleich aber die niedere Gerichts- 
barkeit und die Leitung der Dorfverwaltung, die er gemeinsam - 
mit der Versammlung aller Vollbauern ausübte. Sein Gut, an 
das sich jenes Vorrecht für alle Zeiten anheftet, ist das Erbschul- 
zengut, als dessen Inhaber der Erbschulze eine eigentümliche 
Doppelstellung, einerseits als Vertreter der Gemeinderechte 
gegen den Grundherrn, andererseits als verantwortlicher Garant 


15) Habe ich doch die Kolonisation an anderem Ort (Schmollers Jahrbuch : ' 
»Flurgemeinschaft und Feudalität«) als sozialwirtschaftliche Phylogenese bezeichnet, ` 
insofern wirtschaftliche Zustände, die in der Heimat bereits absterben, durch sie 
in die Fremde übertragen werden und in fremder Umgebung eingekapselt fortleben, 
während sie am Ursprungsort längst verdrängt worden sind, 
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der gemeindlichen Leistungen an den Grundherrn, einnimmt. 
Dieses ostelbische Erbschulzengut dürfte genau dem schwäbi- 
schen Meierhof entsprechen. Es ist bekannt, daß namentlich im 
Königreich Polen die vermittelnde Stellung des Erbschulzen zu 
häufigen Konflikten mit den Grundherrn führte, der seine Macht 
ausdehnen und seinen Anteil an den Einkünften der Gemeinde 
erhöhen wollte. Die Unterdrückung der deutschen Kolonisten 
in Polen beginnt infolgedessen allemal damit, daß der Grundherr 
den Schulzenhof, dieses Merkmal bäuerlicher Selbstverwaltung, 
einzieht und den Schulzen vertreibt. Den Hof selbst, an den 
die wertvollen gemeindlichen Berechtigungen sich anknüpfen, 
läßt er aber meist bestehen und verwaltet ihn entweder selbst 
oder besetzt ihn mit einem der von ihm abhängigen »armen 
Ritter. Dadurch kann er leicht die einträgliche Dorfverwal- 
tung an sich bringen und desorganisieren. Im Meer der slavi- 
schen ‚Unfreiheit sind die deutschen auf Selbstverwaltung ba- 
sierten Siedlungen Polens nach und nach wieder verschwunden. 

Nicht überall aber hat sich dieserProzeß so radikal vollzogen. 
In Schlesien z. B. ist die deutsche Besiedelung auf so breiter 
Basis erfolgt, daß die mit ihr verknüpfte Veränderung der Boden- 
verfassung sich als dauernd erwies. Infolgedessen können wir 
in Schlesien, in dessen deutschem Landesteil die Mehrzahl der 
Dörfer von dem Konduktor hergeleitete Familiennamen wie 
Kunzendorf, Seifertsdorf, Petersdorf, Hermsdorf usw. führen, 
heute noch das sogenannte Erbscholtiseigut als Uebergang und 
Zwischenstufe vom Bauernhof zum Rittergut in allen Spielarten 
beobachten. Daß in Schlesien nicht wenige Rittergüter un- 
mittelbar aus dem Erbscholtiseigut hervorgegangen sind, darauf 
läßt die Häufigkeit der Lage des Gutshofs in der Dorfstraße 
schließen, während das Gutshaus fast in gleicher Front mit 
den Dorfhäusern liegt und sich von ihnen oft nur durch ein 
aufgesetztes Stockwerk unterscheidet 1%). Zu beachten ist auch 
in rein deutschen Gegenden Schlesiens, z.B. Liegnitz und Jauer, 
die geringe Größe der Rittergüter, die mitunter bis unter 400 
Morgen herabsinken, während umgekehrt daselbst Erbscholtisei- 
güter von 4—600 Morgen nicht selten sind. Der rechtlich nicht 


16) Für Sachsen berichtet Haun: Bauer und Gutsherr in Kursachsen 
Straßburg 1891, ebenfalls, daß nicht wenige Rittergüter aus vergrößerten Bauern- 
gütern und gehobenen Schulzenhöfen, welche die Gerichtsbarkeit kauften, 
hervorgegangen seien, 
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ganz geklärten Zwischenstellung des schlesischen Erbscholtisei- 
gutes zwischen Bauernhof und Rittergut entspricht ganz genau 
die gesellschaftliche des jeweiligen Besitzers, der sich nicht zu 
den Bauern hält, aber auch von den Rittergutsbesitzern, auch 
wenn sie lange nicht so viel Boden haben wie er, nicht ganz für 
voll angesehen wird. Eine solche zwiespältige Existenz, die ganz 
dem Leben abgelauscht ist, hat Gerhart Hauptmann in dem Erb- 
scholtiseibesitzer seines außerordentlich bodenständigen Milieu- 
stücks »Rose Bernd« gezeichnet. 

Jedenfalls aber läßt die Ansicht Ernsts, deren Wahrschein- 
lichkeit wir durch die Parallelen der ostdeutschen Siedlung ver- 
stärken können, weitere wichtige Rückschlüsse auf Entstehung 
und Aufkommen der niederen Feudalität als einer bodenstän- 
digen, lokalen Institution zu, der erst nachträglich staatliche 
Funktionen delegiert wurden. Natürlich verliert sich die Unter- 
suchung Ernsts, je tiefer sie in die Vergangenheit vorzudringen 
sucht, desto mehr ins Ungewisse. Für Schwaben ist das II. Jahr- 
hundert die große Wende, an welcher der Adel sich nach Her- 
kunft und Besitz zu bezeichnen anfängt, während vorher der 
bloße Vorname als ausreichende Bezeichnung gilt. Im ıo. Jahr- 
hundert ist (S. 71) in den vorhandenen Urkunden in der Regel 
nur von Optimates, Primates, Proceres, also Lokalgrößen, die 
Rede, von einer Oberschicht, welche aus der breiten Masse der 
Vollfreien sich herauszuheben und auf sie zu drücken beginnt. 
Aber bereits im 9. Jahrhundert ist die demokratische Gerichts- 
‚versammlung der Hundertschaft ein »Conventus principum« ge- 
worden, was nicht »Fürsten«, sondern wörtlich die »Ersten« be- 
deutet, also eine Versammlung der erstklassigen, der sendbaren 
Leute, die sich Ernst eben schon. damals als die Inhaber der 
Meierhöfe und sohin als im erblichen Besitz von Zwing und 
Bann ihrer Ortschaften vorstellt. Diese Ansicht ist natürlich bei 
der Unklarheit, die im mittelalterlichen Nomenklaturwesen 
herrscht, nicht exakt beweisbar, hat aber viel Wahrscheinliches 
für sich. Da nun zufolge den Lokalforschungen Ernsts der Meier- 
hof mit seinem Zwing- und Bannrecht besonders häufig in den 
schwäbischen Orten mit der Endung -ingen, Orten alse, die nach 
ihrem Gründer benannt sind, vorkommt, so gelangt Ernst zu dem 
Schluß, eben der Ortsgründer, das Sippenhaupt oder der Clans- 
häuptling, habe bei der Ortsgründung und Landnahme den besten 
Hof sich vorbehalten und an ihn für alle Zeiten die einträglichen 
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Gemeinderechte geknüpft, und so sei in Schwaben die Feudalität 
aus rein örtlichem Ursprung, dem Sippenzusammenhang und der 
patriarchalen Herrschaft des Geschlechtshaupts, durchaus or- 
ganisch und bodenständig emporgewachsen. Obwohl nun der 
Ort seinen Namen auch von einem stammfremden Grundherrn 
als Eigentümer und Herrscher aufgeprägt erhalten kann, wie 
etwa der Pagus in Gallien von seinem senatorischen Besitzer, 
so kommt diese Möglichkeit für Schwaben, das keinen fremden 
Erobererfeudalismus kennt, nicht in Betracht, so daß ein familiä- 
rer Zusammenhang des Grundherrn mit der Siedelung, die seinen 
Namen trägt, nahezu außer Zweifel steht. 

Ernst beschränkt sich mit diesen seinen bedeutsamen 
Schlußfolgerungen, wie gesagt, streng auf das von ihm allein unter- 
suchte Schwaben; sein Endresultat der Rückführung der niederen 
Feudalität . auf Sippenzusammenhang, Geschlechterherrschaft 
und Gemeindeautonomie ergibt sich lediglich als Resultat seiner 
eigenen Untersuchungen. Gerade das macht seine Ansicht beson- 
ders bedeutsam; hätte er bei der Abfassung seiner Arbeit bereits 
meine in Schmollers Jahrbuch 1916 erschienene Abhandlung über 
»Flurgemeinschaft und Feudalität«in der Hand gehabt, die er erst 
am Ende seiner Abhandlung als ihm nachträglich zu Gesicht 
gekommen zitiert, so könnte man ihn vielleicht insofern als be- 
fangen betrachten, als er bereits unter der Herrschaft einer Auf- 
fassung gestanden hätte, die er aus seinem Stoffe nachzuweisen 
bemüht gewesen wäre; das ist aber eben nicht der Fall, und um so 
wertvoller ist uns deshalb seine zwar nur auf Schwaben sich be- 
ziehende, aber von Kulturhistorikern längst vorweggenommene 
Schlußfolgerung, daß bei ungestörter historischer Entwicklung 
der niedere Feudaladel überall aus der Institution des bevor- 
rechtigten Sippenhauptes emporgewachsen sei. 

Um nur einige Quellen dieser Art zu zitieren, so wird die 
Meinung, daß der Meierhof, die curtis publica, die Keimzelle 
des Adelshofs ist, z.B. bei Schurtz »Urgeschichte der Kulture 
S. 315 erwähnt, von Wundt in manchen Fällen für wahrschein- 
lich gehalten 17), von Meitzen (Siedlung und Agrarwesen der West- 


17) Wundt: »Die Gesellschaft« Bd. I, S. 343; »In einzelnen Fällen geht 
schließlich das Männerhaus in die Wohnung des Stammeshäuptling über, indem 
bei der Ablösung der Männer- durch die Familienverbände das Oberhaupt der 
Ersteren, der Häuptling, zum Besitzer wird, womit sich dann noch teils seine 
Eigenschaft, den Fremden und den Verbrecher gegen Verfolgung zu schützen, 
verbindet.« 
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und Ostgermanen) unterstützt !8), vor allem aber von Lippert !°) 
in gewissem Sinne geradezu zum Angelpunkt seiner Darstellung 
der Entwicklung des Feudalrechts aus dem Patriarchalrecht 
gemacht, und zwar in dem Sinne, daß der spätere Meier- oder 
Herrenhof ursprünglich das Wohnhaus der ganzen Sippe über- 
haupt gewesen sei. Wenn in dem ausgedehnten melanesischen 
Kulturkreis Australasiens die Stammesgenossen unter strenger 
Aufsicht des Aeltesten in großen Gemeinschaftshäusern zu- 
sammenwohnen, in denen jede Familie nur einen besonderen 
Verschlag hat, während in Europa die spätere Entwicklung 
zu getrennten Siedlungen jeder Familie in Einzelhäusern ge- 
führt hat, so scheinen doch die beiden divergierenden Rich- 
tungen an ihrer Wurzel einmal zusammengehangen zu haben. 
Bei den irischen Kelten, bei denen sich archaische und patri- 
archalische Zustände am längsten erhalten haben, erwähnen die 
kodifizierten Volksbräuche noch das Gemeinschaftshaus 2°), aus 
dem erst, nachdem die Sippengenossen sich selbständig gemacht 
haben, das Häuptlingshaus wird, an das in Erinnerung an seine 
frühere allgemeine und kultische Funktion sich vielfach noch 
das Asylrecht anknüpft ?!). Lippert geht in seiner generellen 
Darstellung der Entwicklung des Staates aus Horde, Sippe, 
Großfamilie und Stamm geradezu von der Grundlage eines ur- 
sprünglich überall stattgehabten Zusgmmenhausens der Sippe 


18) Nach Meitzen haben auch die Iren (Bd. I, S. 188) ursprünglich in solchen 
großen Gemeinschaftshäusern gehaust. Später verließen die einzelnen Familien 
das große Gemeinschaftshaus und siedelten sich in kleinen Einzelhäusern um 
dasselbe herum an. Im Gemeinschaftshaus blieb nur das zum Stammesober.- 
haupt transformierte Sippenhaupt, der Patriarch, zurück. Abgesehen von seiner 
Größe zeichnete sich sein Haus dadurch aus, daß von den es stützenden Baum- 
pfosten die Rinde abgeschält war. Es war das sweiße Hause. Daß gerade bei den 
Iren Geschlechtszusammenhang und Abstammung eine überragende Rolle spielte, 
erfahren wir von Alexander Bugge (Die Wikinger, Halle 1906), welcher S. 123 
mitteilt, daß erst nach neun Generationen der Fremdling von den Nachbarn als 
echter Kymrer und vollwertiger Stammesgenosse anerkannt wurde. 

19) Lippert: Kulturgeschichte der Menschheit in ihrem organischen Aufbau, 
Stuttgart 1877, II. Buch, S. 505 ff. ý 

20) In diesem Zusammenhang ist die ālteste, zwischen Irland und der Bre- 
tagne spielende, primitivste Zustände wiedergebende Form der Tristansage 
von Interesse, wo König Marke mit seinem ganzen Gefolge von Rittern und 
Mannen in einem einzigen großen Saale zusammenschläft und Nachts Asche auf 
den Boden streut, um zu konstatieren, aus wessen Bette Spuren zum Bette 
seiner Gattin Isolde führen. 

21) Helbig: Beiträge zur Universalgeschichte des Asylrechts, Berlin 1903, 
und in der »Zeitschrift für vergleichende Rechtswissenschaft« 1906, Bd. ı9, 
S. 41. 
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unter dem gleichen Dach unter der Herrschaft des Patriarchen 
aus; dieses primäre Gesamthaus glaubt er als ursprüngliche 
Siedelungsweise der Menschheit sowohl im vorderasiatischen wie 
im Mittelmeer- und dem nordeuropäischen Kulturkreis als das 
Megaron, das »große Haus« schlechtweg, Atrium, Saalhaus, Halle 
nachweisen zu können; das Salland der Fronhofsverfassung leitet 
er (wie mir ein Sprachforscher bestätigt, mit Recht) von dem 
ehemaligen Gesamthaus der Sippe, dem Saale, ab, dessen Pertinenz 
jener Acker gewesen sei, weshalb er auch, als der Saal, die Halle, 
nach Zersetzung der Sippe und Großfamilie dem Clanshäupt- 
ling, dem Chef allein verblieb, dessen persönliches Eigentum 
wurde und nach wie vor durch die gemeinsame Arbeit aller Sippen- 
genossen bestellt wurde, aber nun nicht mehr zugunsten der All- 
gemeinheit, sondern eben zugunsten des Häuptlings und seiner 
engeren Familie, der sich auf diese Art ganz organisch vom Vater 
zum Beherrscher seines Stammes entwickelt und sich Frondienste 
leisten läßt, deren öffentlich-rechtlicher Ursprung, wenn wir das 
Salland als das einzige ursprüngliche gemeinsam bestellte Acker- 
land überhäupt betrachten wollen 2) (die Iren hatten ja noch 


32) Excurs: So kommt in gewissem Sinne der landwirtschaftliche Großgrund- 
besitz immer wieder auf die gleichen Wirtschaftsformen zurück, und die Entwick- 
lung schraubt sich gewissermaßen wie auf einer Wendeltreppe auf einer senkrecht 
aufsteigenden Spirale in die Höhe, nach jeder Drehung wieder auf den gleichen 
Punkt zurückkehrend, der nunmehr allerdings senkrecht über dem vorigen liegt. 
Diese vertikale Emporentwicklung ist eine Wirkung des inzwischen eingetrete- 
nen technischen Fortschritts; die äußeren Organisationsformen des Großgrund- 
besitzes aber sind, soweit derselbe nicht durch rechtlich völlig dezentralisierten, 
gewissermaßen republikanischen Kleinbetrieb abgelöst wird, an sich nicht ent- 
wicklungsfähig und können immer nur zwischen den beiden Möglichkeiten einer 
Zusammenfassung aller Produktionsmittel und Arbeitskräfte in einem großen 
Zentralhof, von dem aus die Bewirtschaftung über weite Flächen hin erfolgt, 
oder der einer Dezentralisation in äußerlich selbständigen Einzelhöfen und Vor- 
werken, deren Ueberschüsse und zentrale Leitung aber nach wie vor an einem 
Herrensitz, mag derselbe nun Palatium oder Fronhof heißen, zusammengefaßt 
werden, hin und herpendeln. Der äußere Verlauf der Wirtschaftsgeschichte 
zeigt uns in der Tat einen regelmäßigen Wechsel zwischen diesen beiden Orga- 
nisationsformen des Großbetriebes. Fassen wir als älteste uns bekannte Form 
der Wirtschaft das Zusammenhausen aller eben seßhaft gewordenen Sippenge- 
nossen im Großhause des Patriarchen auf, so hätten wir als wirtschaftshistori- 
schen Ausgangspunkt gewissermaßen ungeteilten Großbetrieb; die Emanzi- 
pation der Einzelfamilien, die sich aber nicht völlig vom Sippenältesten los- 
lösen, sondern sich rund um das zum Häuptlingshaus gewordene ehemalige Vater- 
haus des Patriarchen ansiedeln und dessen Pertinenz, das Salland, nach wie 
vor in gemeinsamer Arbeit bebauen, auch dem Häuptling sonstige seiner öffent- 
lich-rechtlichen Stellung entsprechende Abgaben geben, würde bereits einen 
Uebergang zum mehr dezentralisierten Fronhofsystem darstellen. In der späteren 
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nachgewiesenermaßen gemeinsame Bestellung) völlig klar ist ®). 
So ist für Lippert die Patriarchalfamilie alten Stils, zu der auch 
die erwachsenen verheirateten Nachkommen und die Sklaven 
gehören — die Angehörigen der Familie sind, ob dem Chef 
blutsverwandt oder nicht, sämtlich seine famuli —, der Ur- 
quell der sozialen und ökonomischen Abhängigkeit schlecht- 
weg %). Während in der noch unzersetzten und unentwickelten 
Patriarchalfamilie das Obereigentum des Patriarchen an dem 
gesamten Sippenbesitz mehr nur ein solches der Verwaltung ist 
und vor allem in der kultischen Sonderstellung des Chefs, des 
berufenen Vermittlers zwischen der Sippe und den höheren 
Mächten, wurzelt, wird es bei dem Zerfall der Großfamilie, der 
sich zum Teil von innen heraus durch die rechtlich verschiedene 
Stellung der Frauen des Patriarchen und die von deren Nach- 
kommenschaft (man denke an die Nebenfrauen der Patriarchen 
des alten Testaments, deren Sprößlinge entweder als unrein ver- 
stoßen oder als Knechtsstamm unterdrückt werden) vollzieht, 
zum Öökonomisch-politischen Machtfaktor eines aus den patri- 


antiken Wirtschaftsgeschichte sehen wir den, vom Zentralhof mit seinem Sklaven- 
zwinger, dem Ergastulum, aus einheitlich verwalteten Großbetrieb durch die 
Kolonatswirtschaft in das Palatium und den frühmittelalterlichen Fronhof über- 
gehen. Im hohen Mittelalter lockert sich zwar in Gegenden stärkeren Verkehrs 
die wirtschaftliche Verbindung der zum Fronhof gehörigen Bauernhöfe noch 
weiter, der soziale Connex mit dem Herrtensitz bleibt aber bestehen, und in Bay- 
ern, dem Lande der »versteinerten Fronhofverfassung«, hält sich im Hofmarchs- 
system der frühmittelalterliche Fronhof bis in die neueste Zeit hinein. Eine 
technisch modernisierte Auferstehung feiert der zentralisierte Großbetrieb 
in den ostelbischen Rittergütern, die dann vielleicht neuestens durch die innere 
Kolonisation wieder in eine Anzahl Kolonatswirtschaften zerlegt werden, die 
aber, zumal wenn der Rittergutsbesitzer selbst kolonisiert, in einer abhängigen, 
Rente und Kontraktsarbeit schuldenden Stellung zum Zentralhof verbleiben. 

So scheint es in der Tat, als ob es für den ländlichen Großgrundbesitz nur 
zwei Möglichkeiten der Betriebsform geben könnte. Eine dritte Möglichkeit 
ist angedeutet und vorgezeichnet im landwirtschaftlichen Genossenschafts- 
wesen, welches berufen zu sein scheint, dezentralisierte, gewissermaßen repu- 
blikanische landwirtschaftliche Einzelbetriebe von unten her in monarchischer 
Leitung und Verwaltungseinheit zusammenzufassen. Dieses hier näher zu be- 
gründen würde aber zu weit führen. 

=) Die letzten Exponenten dieser Entwicklung sind jene schottischenLairds, 
die nach der Schlacht von Culloden aus Geschlechtsvorstehern ihres Clans auf 
Kosten ihrer blutsverwandten Clansmitglieder englische Lords und Großgrund- 
besitzer werden, und auf welche die Stelle bei Lippert Bd. II, S. 545, zutrifft, 
daß die ehemaligen Familiengenossen des adeligen Herrn nun als dessen Leib- 
eigene erscheinen. 

24) Lippert, Bd. II, S. 535: »So ist die Patriarchalfamilie der alten Welt die 
eigentliche Wiege des Sklaventums,.... Weib und Kind, sie sind die ersten Ob- 
jekte der Knechtschaft gewesen.« 
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archalen sich herausdestillierenden Stammesadels. So wird sich 
uns die Entwicklung zur sozialen Ungleichheit wenigstens in al- 
len jenen Fällen darstellen, in welchen sich die noch unzerteilte 
Großfamilie unter der Leitung des Patriarchen seßhaft nieder- 
läßt. Nebenbei bemerkt sind diese Gedankengänge Lipperts vom 
Jahre 1877 völlig identisch mit den in dem Buche von La- 
combe: »L’appropriation du sol« dargestellten, die ich in meinem 
in Schmollers Jahrbuch erschienenen Aufsatz: »Flurgemeinschaft 
und Feudalität« für originell hielt. Habent sua fata ideae. Je- 
denfalls ein Beleg für meine Behauptung, daß es in den Fragen 
der Entstehung unserer Gesellschafts- und Wirtschaftsverfassung 
am erforderlichen Zusammenarbeiten der einzelnen Disziplinen, 
das erst eine nutzbringende Synthese ermöglicht, noch recht 
mangelt 2). | | 

Eine derartige zusammenfassende Betrachtung wird, wenn 
wir aus den obigen Darlegungen ein Facit ziehen wollen, zu dem 
Ergebnis kommen, daß jene konstitutiven Kräfte, welche zum 
vertikalen Aufbau des heutigen hochaufgetürmten Gesellschafts- 
gebäudes geführt haben, in der Hauptsache doch vor allem 
Ausweitungen und allenfalls durch die ökonomische Entwicklung, 
die Verschiedenheit des Besitzes, bewirkte Modifikationen der 
ursprünglich kultisch gefärbten Vateridee darstellen. Der Pa- 
triarch, der Vorsteher der Großfamilie oder Sippe, der berufene 
Träger des Familienkults, wird zum Häuptling des Dorfes, er- 
hebt .sich unter größeren Verhältnissen zum Clanschef eines 
ganzen Stammes und wird schließlich, wie Lippert das mit 
mannigfaltigen Beispielen belegt, zum Volksoberhaupt, dem 
König, dessen Herkunft aus der Geschlechterverfassung nahezu 
außer Zweifel steht ®). Die Feudalität, das Hineintragen der 
2) Als Beweis für das hartnäckige Fortbestehen, der Erinnerung daran, 
daß das Herrenhaus ursprünglich das Vaterhaus im engsten Sinne des Wortes 
gewesen sei, führt Lippert an, daß im mittelalterlichen Skandinavien die Kirche, 
das kultische Vaterhaus, die auch räumlich ungetrennte Pertinenz und reichliche 
Einnahmequelle des Herrenhofs geblieben sei. Aehnlich heute noch ın einem 
Teil von Holstein. In dem gleichen- Zusammenhang wäre auch daran zu 
erinnern, daß im deutschen Mittelalter in sonst sehr selbständigen Landge- 
meinden doch das Kirchenpatronat in der Regel unbestrittenermaßen dem 
Grundherrn zukcmmt; vermutlich als ein Rest der ehemaligen kultischen Vor- 
machtsstellung des Ortspatriarchen. Ebenso leitet Lippert die Bannrechte vom 
früheren gemeinsamen Wohnen und Leben im Großhaus, dem späteren Herren- 
hause her, das die einzige Küche, Backstube und Schlachthauseinrichtung enthielt. 


26) Das Wort König leitet sicb geradezu vom urgermanischen Kuningas 
(gotisch kuni, das Geschlecht) Geschlechtsherr her. 
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Staatsidee in die primitiven Stammesverhältnisse, ist nur ver- 
staatlichter oder in den Zwangsdienst der Staatsidee gestellter, 
in seinem inneren Wesen kaum transformierter Patriarchalis- 
mus. Das internationale Moment der Staatengründung, Ueber- 
rennung und dauernde Beherrschung eines seßhaften Stammes 
durch einen kleinen Wanderstamm, scheint insofern nur 
von sekundärer Bedeutung, als ja der erobernde Wander- 
stamm seinerseits ebenfalls patriarchal gegliedert ist und daher 
nur eine patriarchale Feudalität auf die andere überträgt. Wo 
die Vateridee wegen der großen Ausdehnung des Stammes sich 
nicht mehr in ihrer vollen Reinheit erhalten kann, weil der Nach- 
weis unmittelbarer Deszendenz und Verwandtschaft des Stammes- 
mitglieds und Untertanen zum Volkskönig nicht mehr zu er- 
bringen ist und weil bei dem komplizierter werdenden sozialen 
Gefüge neue vermittelnde Zwischeninstanzen sich einschieben, 
da tritt surrogierend die Idee der Schutzverwandtschaft ein — 
der Patron ist fiktiv mit dem Klienten blutsverwandt — oder 
schließlich die Idee des bloßen Aelterseins, die Fiktion also, der 
Vorgesetzte könne der Vater des Untergebenen sein, eine Vor- 
stellung, von der sich im Sprachgebrauch aller Völker Reste 
nachweisen lassen. Der major, Meier, von dem so viele soziale 
Würden sich herleiten, ist nicht der Größere, sondern der Aeltere 
(majores die Vorfahren, major frater der ältere Bruder); ebenso 
ist der Seigneur der Senior, der Aeltere). Im alten Königreich 
Polen entsprach der Starost (Stary der Alte) etwa dem preußischen 
Landrat; von ihm leitet sich vermutlich das schlesische Amt des 
»Landesältesten« ab, dessen Träger ein noch relativ junger Mann 
sein kann. Die ursprüngliche Altersbezeichnung als soziale Würde 
verleihende Eigenschaft macht eben eine begriffliche Transtfor- 
mation in den sozial Höherstehenden durch, welche die Grund- 
bedeutung der WVateridee schließlich völlig in Vergessenheit 
geraten läßt; wird doch im bürokratischen Leben und Geschäfts- 
betrieb der Chef, dessen ursprüngliche Bedeutung als Stammes- 
ältester ja nicht mehr gegenwärtig ist, eo ipso mit dem unwissent- 
lichen Synonym des »Alten« bedacht, auch wenn er jünger 
ist wie seine Umgebung, während umgekehrt im Geschäftsjargon 
der Untergebene, der Angestellte, als der »junge Mann« be- 
zeichnet wird, um seine abhängige Stellung zu kennzeichnen, auch 
wenn dieser junge Mann bereits ein recht ehrwürdiges Alter 
erreicht hat. 
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Derartige scherzhafte Widersprüche beweisen nur, wie stark 
unser komplizierter Gesellschaftsaufbau die ursprüngliche, allen 
Aemtern und Würden zugrundeliegende Idee des Aelterseins 
verdeckt hat. Andere, einfachere oder ruhiger entwickelte 
Kulturen, die nicht wie eine Krystalldruse aus dem gleichen 
Urgrund zahlreiche größere und kleinere Einzelgebilde entwickelt 
oder bei denen sich verschiedene Systeme durchwachsen haben, 
sondern die wie in einem einzigen großen Krystall dieselbe 
Struktur auch im kleinsten Teilchen wiederholen, zeigen in ihrem 
Aufbau noch viel deutlicher diesen patriarchalen Untergrund. 

Im Rußland alten Stiles, das durch die Umwälzung der 
Regierungsform wohl nicht so bald völlig in seinen Grundlagen 
umgeändert werden wird, »— der Bolschewikimus bedeutet viel- 
leicht nur einen Rückfall in das noch nicht lange überwundene 
Ureigentum —« wo im Dorf die Demokratie der autono- 
men Gemeindeverwaltung der Aeltesten, der Ortsväter, mit 
weitgehenden administrativen, bis zur Verschickung mißliebiger 
Nachbarn nach Sibirien sich erstreckenden Rechten herrschte, 
wurde die jene autochthone Ordnung überschattende Bureau- 
kratie stets als eine fremde aus dem Westen importierte Zwangs- 
jacke empfunden. Um so lebendiger war im Volk‘ die Vor- 
stellung, daß der Zar, das Väterchen schlechtweg, als der 
Vater aller die Krönung des patriarchalen Systems sei, zwi- 
schen das sich die verhaßte Bureaukratie nur als Fremdkörper 
eingeschoben habe; und gerade die gewaltätigsten Zaren waren 
in der russischen Geschichte beim niederen Volk beliebt, weil 
sie die gleichmachende Demokratie vor der Knute auch den 
Bojaren und Tschinowniks gegenüber energisch durchführten. 

Und noch stärker prägte sich auch rein äußerlich dieser ein- 
fache patriarchalische Aufbau des Gesellschafts- und Staats- 
gebäudes aus der Vateridee heraus im chinesischen Kaiserreich 
aus, wo ebenfalls die Gemeinden im weitgehendsten Maße 
durch ihre alten Leute sich selbst verwalteten, und wo das 
stark entwickelte Beamtentum zwar unter sich eine geschlossene 
Gelehrtenkaste mit esoterischer Standesideologie bildete, nach 
außen hin aber im Namen des Kaisers, des Vaters aller, an den 
Untertanen ausdrücklich Vaterstelle vertrat. War doch das Man- 
darinat dem Kaiser für die Sitten der von ihm verwalteten Pro- 
vinz persönlich verantwortlich und wurde bestraft, wenn ein 
Verbrechen in der Bevölkerung, vor allem ein Respektsvergehen 
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des Sohnes gegen den Vater, der Regierung bewiesen zu haben 
schien, daß das lokale Beamtentum die Untertanen nicht im 
richtigen Geiste zur Folgsamkeit und guten Sitten erzogen habe. 
So wurde die Fiktion, daß der Kaiser der unmittelbare Vater 
jedes, auch des letzten Untertanen in der fernsten Provinz, 
sei, durch den staatlichen Regierungsapparat energisch aufrecht- 
erhalten. Als Vater aller hatte der chinesische Kaiser zwischen 
dem Volk, seinen Kindern, und der himmlischen Weltordnung 
zu vermitteln. Dafür war er aber auch für den mangelnden Erfolg 
verantwortlich und setzte sich, falls große Kalamitäten unter 
seiner Regierung sich ereigneten, dem begründeten Verdacht aus, 
daß er nicht der rechte Vermittler und Vater sei ?7). 

In unseren westeuropäischen Kulturen ist uns die ursprüng- 
liche sakrale und buchstäbliche Bedeutung des Wortes »Landes- 
vater« längst ins Bildliche, in Kleinstaaten womöglich ins Lächer- 
liche zergangen, aber wir dürfen nicht vergessen, daß in primi- 
tiveren, durchsichtigeren Zuständen alles heute nur Symbolische 
einmal seine ganz konkrete Bedeutung hatte und daß z. B. noch 
im späten Mittelalter der Berührung des Königs von Frankreich 
heilkräftige Wirkung zugeschrieben wurde, daß sich also die Er- 
innerung an seine kultische Vermittlerstelle zwischen dem Volk, 
an dem er Vaterstelle vertrat, und den himmlischen Mächten 
erhalten hatte. 

Wir können also zusammenfassend sagen, daß die in ihren 
Wirkungen sich kreuzenden oder summierenden Gegensätze 
von Reichtum und Armut an Viehbesitz innerhalb des Nomaden- 
stammes, der Gegensatz von Nomaden und Ackerbauern inner- 
halb des gleichen Stammes oder zweier verschiedener, miteinander 
verschmelzender Stämme, und endlich und vor allem der Standes- 
unterschied von Patriarch und einfachem jüngeren Sippschafts- 
mitglied, das zum Stammesoberhaupt in einem Verhältnis kul- 
tischer Abhängigkeit steht, bereits in primitiv-vorstaatlichen 
Verhältnissen differenzierend im aristokratischen Sinne der Ent- 
wicklung bevorzugter Personen und Klassen wirken mußten; 
demokratisch wirkte nur die nach erfolgter Seßhaftwerdung 

=) Eine wahre Fundgrube zur Erforschung chinesischer Gesellschaftsstruk- 
tur, von innen heraus gesehen, ist das Buch »La cité chinoise« des fast zum 
Chinesen gewordenen französischen Konsuls Eugene Simon (Paris 1884), nach 
Ku-Hung-Ming (von dem verschiedene interessante Abbandlungen bei Diede- 


richs verlegt sind) des einzigen Europäers, der die chinesische Kultur wirklich 
verstanden hat. " 
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und besonders nach eingetretener Löslosung‘ der Einzelfamilien 
vom Gemeinschaftshaus des Patriarchen durchgeführte recht- 
lich gleiche Stellung der selbständigen Sippschaftsmitglieder, 
eine Gleichheit, die sich aber mehr als technisches Prinzip ge- 
meinsamer Flurbestellung, wie hinsichtlich der Teilung der Er- 
träge zeigte, die in der Regel »secundum dignationem« erfolgte. 

Mit jener Erkenntnis, daß alle staatlichen und sozialen Ge- 
bilde und vertikalen Gliederungen des Standes und Ranges 
sich auf dieselben einfachen Grundideen als deren Modifikationen 
und Erweiterungen zurückführen lassen, nähert sich die An- 
schauung, die wir von der inneren Struktur und Funktion des 
sozialen Körpers gewinnen, derjenigen der Physiologen und Che- 
miker. Wie in der Physiologie bereits die Zelle mit ihrem über- 
raschend komplizierten Aufbau die mit Eigenleben begabte selb- 
ständige Trägerin aller biologischen Funktionen ist und nur durch 
ihı Zusammentreten mit anderen Zellen unter differenzierender 
Arbeitsteilung Organismen höheren Grades hervorbringt, und wie 
in der Chemie die scheinbar kleinste, die Elemente aufbauende 
Einheit, das Atom, seinen Namen zu Unrecht führt, da es selbst 
bereits ein Mikrokosmus ist, in dem verschiedene Kräfte kreisen 
und der sich aus mehreren Teilen mit unterschiedlichen Funk- 
tionen und Qualitäten zusammensetzt, so trägt bereits die seßhaft 
gewordene Urgemeinde, die Sippe, von der jede wirtschafts- 
historisch-soziologische Betrachtung auszugehen hat, in einer 
deutlichen Polarität gleichzeitig die Merkmale von Demokratie 
und patriarchalischem, primitiven Feudalismus in sich, aus 
deren Gegeneinanderwirken dann später alle gegensätzlichen 
Bildungen entstehen. Wie die demokratische Flurgemeinschaft, 
zu deren Aufrechterhaltung alle männlichen Wirtschaftsinhaber 
zusammenwirken, das technische Grundprinzip der Urgemeinde 
ist, so ist die Vormachtsstellung des Patriarchen ihr politisches 
und soziales Konstitutionselement. Die Geschichte ist dann nur 
eine Entfaltung dieser Gegensätze, und so kommt die vielbestrittene 
Sentenz Schopenhauers einigermaßen zu ihrem Recht, daß die 
Geschichte des kleinsten Dorfes ebenso die des größten Reiches 
sei, wie die mathematischen Eigenschaften des Kreises mit dem 
kleinsten Durchmesser dieselben sind wie die des Kreises mit dem 
größten. Freilich will es uns fast vermessen erscheinen, angesichts 
der ungeheuren Energien, welche die großen Staatsgebilde gegen- 
wärtig entfalten, Herkunft und Entstehung dieser Kräfte auf 
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so kleine Anfänge und Einzelbestandteile zurückzuführen. Aber 
das Quantitative jener ungeheuren Kraftentfaltung darf uns nicht 
verblüffen; es ist nur die Ansammlung kleiner und kleinster 
Einzelwirkungen, die gleichgeriehtet jene immense Summation 
ergibt. »Zerlege den Donner in seine Bestandteile«, heißt es im 
Fiesko, »und du kannst ein Kind mit ihm einlullen«. 

Daß allerdings durch bloße addierende Aneinanderreihung 
von Einzelgemeinden ein wirklicher. Staat im engeren Begriff 
nicht entsteht, sondern nur lockere Volksverbände, das hat 
Oppenheimer richtig gesehen, und es ist sein großes Verdienst, 
in seiner Schrift vom Staat scharf hervorgehoben zu haben, 
daß erst die gewaltsame, gewissermaßen multiplizierende Zusam- 
menschweißung zahlreicher derartiger Einzelgemeinden durch 
einen fremden Erobererstamm zur Bildung eines straff organi- 
sierten wirklichen Staates führt, der dann seinerseits auf terri- 
toriale Eroberungen ausgeht. Aber der erobernde Stamm, der den 
Zement dieses Staatswesens abgibt, ist ja, wie bereits ausgeführt, 
selbst patriarchal gegliedert und wird diese Gliederung auch 
innerhalb des von ihm gegründeten und beherrschten Staates 
zum Ausdruck bringen; und wenn er auswärtige Eroberungen 
macht, so wird er zwar in die leitenden Stellen der besetzten 
Gemeinden vielfach stammfremde Herren bringen und so die 
ursprünglich patriarchale, auf wirklicher Blutsverwandtschaft 
beruhende Feudalität jener Gemeinden in eine Fremdfeudalität 
verwandeln, deren Fremdheit sich aber ziemlich schnell verliert; 
ebenso oft wird er indes auch sich damit begüngen, die vorge- 
fundenen Clanschefs einfach zu Staatsministerialen zu machen 
und so seinem System einzubauen. Die Erfindungsgabe der 
Menschheit hinsichtlich der Organisationsformen, die sie sich 
gibt, ist sehr gering; auch jene großen Ueberorganisationen, die 
als Staat über den Gemeinden sich erheben, arbeiten mit der 
Vater- und Verwandtschaftsidee, und so können wir in dem heute 
wieder einmal als absoluten, sozusagen außerweltlichen Prinzip 
vergötterten Staate, jenem Leviathan des Thomas Hobbes, 
der den Einzelmenschen mit Haut und Haaren, mit allen seinen 
ideellen und materiellen Strebungen zu verschlingen droht, nur 
eine zusammenfassende Ausweitung oder Nachbildung jener Ver- 
hältnisse erblicken, wie sie lange vor seiner Entstehung bereits 
in den autonomen Einzelgemeinden und Sippen existiert haben. 
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Von 
BRUNO RAUECKER. 


Die Frage des Arbeitsnachweiswesens ist eine Frage der Men- 
schenökonomie, von der vor dem Kriege viel und an allen Orten 
geredet wurde, zu deren Lösung aber so gut wie nichts geschah. Sie 
gliedert sich ein in den ungelösten Kreis der Probleme, die um die 
Vorbereitung unserer Volkswirtschaft für die Krisenverhältnisse 
des Krieges gelagert sind und die in dem Rufe nach einem »wirt- 
schaftlichen Generalstab« Schlagwort und Programm zugleich gefun- 
den haben. 


An keiner Erscheinung des öffentlichen Lebens erweist sich das 
Fehlen eines solchen Stabes derart bedenklich, erscheint das Heimat- 
leben für die Bedürfnisse der Mobilmachung so wenig vorbereitet, 
wie in dem brennenden Bedürfnis: den rechten Menschen rechtzeitig 
an die rechte Stelle zu setzen, Nachfrage und Angebot zu übersehen 
und in geordnete Uebereinstimmung zu bringen. 


Wir alle erinnern uns der Zeit der ersten Mobilmachungstage, _ 
sehen die Bekümmernisse der Behörden, der Organisation, der sozialen 
Vereine, der öffentlichen Armenpflege vor uns: Wohin mit den Arbeits- 
losen, wohin mit ihrer drohenden Not? Die Einstellung und Ein- 
schränkung der Betriebe wuchs von Tag zu Tag. Die tägliche Roh- 
eisenerzeugung im Reiche sank von 50 000 Tonnen im Juli 1914 auf 
18 925 im August, die Kohlenproduktion von 328 000 Tonnen auf 
177800 Tonnen. Die Arbeitslosigkeit in den deutschen Fachver- 
bänden aber stieg im gleichen Zeitraum von 2,7% im Juli auf 22,7% 
im August. Hätten damals nicht die Gewerkschaften rasche Maß- 
nahmen getroffen, dem Arbeitslosenelend zuvorzukommen —, die 
Angstbeschlüsse der Gemeinden, der Staatsministerien des Innern 
und anderer Behörden, die in wohlmeinender Weise jeder etwas 
Anderes wollten, hätten die Katastrophe nicht beschworen. Die. 
Gewerkschaften aber beschlossen, die gesamten verfügbaren Gelder 
in den Dienst der Notstandsfürsorge zu stellen und fast ausnahmslos 
ihre Unterstützungseinrichtungen zugundten der Arbeitslosenunter- 
stützung aufzuheben. Sie stellten ihre Kämpfe um die Verbesserung . 
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der Arbeitsverhältnisse ein und legten den Gewerkschaftsangestellten 
den Verzicht auf ein Viertel ihres Gehaltes nahe. Die Gewerkschaften, 
die mit der Mobilmachung als angebliche »politische« Vereine ihre 
Auflösung kommen sahen und alle Maßnahmen auf diese Gefahr hin - 
getroffen hatten, sie handelten so! !) 

Indessen mehr als selbst ihre Maßnahmen, mehr als die Bereit- 
stellung größerer Bahn-, Wasserbau- und landwirtschaftlicher Arbeiten 
als Notstandsarbeiten in fast allen größeren Bundesstaaten, wirkten 
die mit der Zahl der Kriegserklärungen gehäuften Einziehungen zum 
Heeresdienst und die sich mehrenden Aufträge für Kriegslieferungen 
und Liebesgaben. Die Arbeitslosenziffer von 24,4% im August 1914 
ging auf 16,0% im September, 10,9% im Oktober, 8,2% im November 
und 7,2% im Dezember zurück. Sie überragte diejenige des an sich 
schon ungünstigen Vorjahres, in dem sich der Monatsstand an Arbeits- 
losen auf 4,8% erhoben hatte, nur um ein weniges. Inzwischen aber 
waren von den Gewerkschaften allein vom 3. August bis 31. Oktober 
1914 bereits ungefähr 12,8 Millionen für Arbeitslosenunterstützung 
aufgewendet worden und noch immer standen Reich und Einzelstaaten 
in der Lösung der Erwerbslosenfrage beiseite. Die zweite Kriegs- 
tagung des Reichstages erst brachte von der Reichsregierung die 
Zusage, daß 200 Millionen Mark von den bewilligten Kriegskrediten 
für Wöchnerinnen- und Erwerbslosenunterstützung Verwendung 
finden sollten und gewährte diese Reichshilfe vom ı. Januar IgI5 ab. 

Der Stand der Arbeitslosigkeit im neuen Jahre verbesserte sich 
dauernd. Um die Mitte 1915 hielten Angebot und Nachfrage sich die 
Wage und das Problem der Arbeitslosigkeit konnte als beseitigt 
gelten. 

Wie nun aber benutzte man die Beruhigung des Arbeitsmarktes? 
Anstatt in weitblickender Ausschau die Entwicklung auch für die 
längste Kriegsdauer zu bedenken und alle Vorbereitungen auf den 
Gebieten des Nachweiswesens vorsorgend zu treffen, blieben Reich 
und Einzelstaaten in ihrer zuwartenden Praxis. Die ersten Regie- 
rungsmaßnahmen für die Arbeitslosen trugen ausschließlich strate- 
gischen Charakter und um die Ernte einzubringen und Arbeitskräfte 
für Befestigungsarbeiten — sog. Armierungsarbeiten — zu gewinnen 
wurde eine Reichszentrale der Arbeitsnachweise eingerichtet und ein 
»Arbeitsmarkt-Anzeiger« herausgegeben, der zweimal wöchentlich 
erschien. Von einer Zentralisierung des Arbeitsnachweises, einer 
Durcharbeitung zweckmäßigster Verteilung der im Reiche noch vor- 
handenen Kräfte, war nicht die Rede. 

Der Bedarf aber an Arbeitskräften wuchs von Tag zu Tag. Nicht 
allein die Rüstungsbetriebe, auch die Landwirtschaft gerieten durch 
die sich steigernden Einberufungen des ungedienten Landsturms und 
der älteren Jahresklassen in die Enge und griffen zu dem einzigen 
Mittel der »Reklamationen«. Die Zahl der namentlich bei den stellv. 
Generalkommandos Angeforderten wuchs und wurde zum Kriterium 

1) Vgl. für das folgende auch »Die Arbeiterschaft im neuen Deutschland« 
S. 17. Paul Umbreit: Die Arbeitslosenfürsorge und der Krieg. 
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für den Arbeitermangel, zum unfehlbaren Zeiger über den Stand der 
Arbeitslosigkeit überhaupt. Zwar hatte das Preußische Kriegsmini- 
sterium (Allgemeines Kriegsdepartement) im November 1915 den 
Bescheid erteilt, daß »das Erliegen selbst ganzer Industriezweige 
nur dann ein öffentliches Interesse bedänge, wenn es den Arbeitern 
nach Lage des Arbeitsmarktes in absehbarer Zeit nicht möglich sein 
sollte, durch Uebernahme von Kriegsarbeit die nötigen Mittel zum 
Lebensunterhalt zu gewinnen« und in einem besonderen, durch die 
Tagespresse wie durch weitgreifende Verteilung veröffentlichten Merk- 
blatte hatte es zur Frage der Beschaffung militärfreier Kräfte in einem 
entschieden reklamations-unfreundlichen Sinne Stellung genommen. 
Was nützte das angesichts des immer leerer werdenden Arbeitsmarktes, 
angesichts der Unmöglichkeiten den rechten Mann auf die rechte 
Stelle setzen zu können? Das Kriegsministerium hatte zur Beschaf- 
fung militärischer Arbeitskräfte empfohlen: I. Arbeitslose, auch die 
Heranziehung solcher aus anderen, gegenwärtig schwach beschäftigten 
oder stilliegenden Berufszweigen und deren Verwendung nach Anler- 
nung. 2. Kriegsbeschädigte, die als dienstuntauglich bereits ent- 
lassen wären. 3. Kriegsbeschädigte, die nicht mehr kriegsverwen- 
dungsfähig seien, sich aber noch beim Truppenteil oder im Lazarett 
befänden. 4. Frauen und Jugendliche. 5. Heimarbeiter und Heim- 
arbeiterinnen. 6. Kriegsgefangene und internierte feindliche Aus- 
länder. 7. Arbeiter aus den besetzten Landesteilen: Belgien, Polen, 
Baltische Provinzen. 8. Arbeiter aus den mit dem Deutschen Reiche 
verbündeten Ländern und aus dem neutralen Ausland. Es hatte 
wörtlich bemerkt: »Wenn alle (diese) Mittel zur Beschaffung militär- 
freier Leute nicht zum Ziele geführt haben sollten, erst dann, aber 
auch nur dann kann die Reklamation Wehrpflichtiger in Betracht 
kommen.« Der mangelnde Ueberblick über die wirklich’ vorhandenen 
Arbeitskräfte erschwerte diese Ersatzeinstellung, ja machte sie in 
den meisten Fällen unmöglich. 

Es ist hier nicht der Ort, des näheren darauf einzugehen, ob und 
in welchem Umfange der Arbeiterbedarf durch Beachtung der vom 
Kriegsministerium gewiesenen Wege hätte gedeckt werden können. — 
Die Frage der Heranziehung belgischer Arbeitsloser ist eine heikle 

Frage, die An- und Umschulung weiblicher und jugendlicher Arbeits- 
kräfte ist noch im Gange, die Gefangenen- und Interniertenlager 
stehen seit langem leer, — so viel ist sicher: das Reklamationsbedürf- 
nis würde sich nicht vermindert, die Zahl der vom Heeresdienst 
Zurückgestellten sich nicht verringert haben. , 

Die Frage der Organisation des bürgerlichen Arbeitsnachweis- 

ewesens, der Ersetzung Heerespflichtiger durch Arbeitslose gewann 
für die Heeresverwaltung fortschreitend an Bedeutung, ja sie wurde 
zur Grundlage, auf der einzig die Freigabe der Militärpersonen, die 
Zusammenarbeit von Heeres- und bürgerlicher Volkswirtschaft mit 
Sinn erfolgen konnte. 

Nichts war in dieser Richtung vorbereitet, auf dem Gebiete 
der Arbeitsvermittlung vor dem Kriege von Reichs wegen nichts 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 44. 3. 48 
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geschehen und auch die Einzelstaaten hatten einer Zentralisation 
des Nachweiswesens auf öffentlich-paritätischer Grundlage so gut 
wie nicht gefördert. Nur von Zeit zu Zeit waren aus den Etats zur 
Unterstützung oder Neueinrichtung gemeindlicher Arbeitsnach weise 
oder Nachweisverbände kleinere Summen zögernd bewilligt worden. 
Erst das Stellenvermittlergesetz vom Jahre Igr0 machte die gewerb- 
liche Stellenvermittlung konzessionspflichtig und unterwarf ‚ihren 
Geschäftsbetrieb gewissen Vorschriften, weniger im Interesse der 
Arbeitsvermittlung als zum Schutze der Arbeitsuchenden gegen 
Ausbeutung überhaupt. Von da ab ruhte die Reichstätigkeit ganz 
allgemein. Nur hier und da wurden die Gemeinden durch Rund- 
schreiben der Staatsregierungen zur Errichtung öffentlicher, gemein- 
nütziger Arbeitsnachweise aufgefordert, ohne daß indessen der plato- 
nischen Ermahnung der entsprechende Nachdruck verliehen wurde. 


So blieb es bis in den Juni 1915. Nach fast einjähriger Kriegs- 
dauer und deren Erfahrungen erfolgten wenigstens zu statisti- 
schen Zwecken bestimmtere Anordnungen in der Richtung 
durchgreifender Zentralisation. Auf Grund des $ ı5 des Stellenver- 
mittlergesetzes vom 2. Juni IgIo bestimmte der Bundesrat, daß 
alle nichtgewerbsmäßigen Arbeitsnachweise zur Anzeige- und Melde- 
pflicht an das kaiserlich statistische Amt auf dem Umweg über die 
zuständige gemeindliche Vermittlungsstelle anzuhalten seien. Mit 
Ausnahme der Arbeitsnachweise für kaufmännische, technische und 
Büroangestellte war an zwei Stichtagen der Woche die Zahl der- 
jenigen Arbeitsgesuche und offenen Stellen zu berichten, die bis zum 
Zeitpunkt der Meldung nicht erledigt werden konnten, unter genauer 
Angabe der Spezialberufe. Die Frage der Vermittlungsregelung blieb 
auch jetzt nach offen. ö 


Auch jetzt noch blieb es den vier großen Gewerkschaftsverbän- 
den, der Generalkommission der Gewerkschaften Deutschlands, 
dem Gesamtverband der christlichen Gewerkschaften, dem Verband 
der deutschen Gewerkvereine, der polnischen Berufsvereinigung im 
Zusammenwirken mit dem Büro für Sozialpolitik in Berlin und der 
Gesellschaft für Soziale Reform vorbehalten in die zähe Angelegen- 
heit den gehörigen Fluß zu bringen. In einer Eingabe, die Mitte 
April 1916 allen zuständigen behördlichen und parlamentarischen 
Stellen im Reich und in den Bundesstaaten zuging, forderten sie 
dringend die reichsgesetzliche Regelung des Arbeitsnach- 
weiswesens überhaupt. Zur beschleunigten und sofortigen Durch- 
führung aber empfahlen sie die Errichtung gemeindlicher Arbeits- 
nachweise für alle gewerbereichen Orte, mindestens in den Gemeinden 
über Io000 Einwohner unter Anschluß an einen Landesverband 
und Zusammenschluß in einer Landeszentrale. Die Landeszentralen 
sollten der Reichszentrale der Arbeitsnachweise berichten und diese 
in den Stand setzen, durch Hinweise und Vorschläge ein einheitliches 
und wirksames Arbeiten der Arbeitsnachweise im ganzen Reich 
herbeizuführen. 
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In wieweit es dieser Eingabe zu danken ist, daß in den Bundes- 
staaten nach ihrer Veröffentlichung ein neues Leben in der Nach- 
weisfrage zu spüren war, ist hier nicht zu entscheiden. Wahrschein- 
lich hat sie im Zusammenwirken mit der immer deutlicher. wer- 
denden Arbeiternot das Tempo der Erledigung beschleunigen helfen. 
Denn Tatsache bleibt, daß der Bundesrat am 14. Juni IQI6 eine 
Verordnung ergehen ließ, kraft derer die Landesbehörden die unter- 
stellten Gemeinden und Gemeindeverbände verpflichten konnten, 
öffentliche, unparteiische Arbeitsnachweise zu errichten und aus- 
zubauen, und daß weiterhin auf Grund dieser Verordnung ein 
von den Ministern für Handel und Gewerbe sowie für Inneres 
in Preußen unterm 15. Juli 1916 gegebener Erlaß die Ausgestaltung 
des öffentlichen Arbeitsnachweiswesens dauernd zu ordnen unter- 
nahm. Es wurden die Regierungspräsidenten ermächtigt, Gemein- 
den oder Kreise zu Errichtung eines gemeindlichen Arbeitsnachweises 
dann anzuhalten, wenn ein Bedürfnis vorläge, dem zu genügen 
die Gemeinden oder Kreise sich weigern sollten und die Frage des 
Bedürfnisses im Zusammenwirken mit den bestehenden Arbeits- 
nachweisverbänden wurde eingehend geprüft. Gleichzeitig aber ist 
den stellv. Gerieralkommandos Gelegenheit zur Aeußerung von 
Wünschen und Vorschlägen gegeben worden. 

Zu weitergehenden Bestimmungen entschloß man sich in Bayern. 
Hier, wo der Verband bayerischer Arbeitsnachweise das gesamte 
Landesgebiet schon im Frieden in vorbildlicher Weise mit einem 
Netz gemeindlicher Arbeitsämter überzogen hatte, war es ein Leichtes, 
die gewonnenen Erfahrungen zu verwerten und weiter auszubauen. 
Durch Bekanntmachung vom 14. September IgI6 wurden die Gemein- 
den mit über 10 000 Einwohnern verpflichtet: öffentliche, unparteiische 
Arbeitsnachweise (gemeindliche Arbeitsämter) einzurichten und zu 
unterhalten und den kgl. Regierungen, Kammern des Innern 
blieb es anheimgestellt, auch andere Gemeinden, sowie Distrikte 
zur Errichtung und Unterhaltung solcher Arbeitsnachweise oder 
von Meldestellen solcher Arbeitsämter anzuhalten. Die Kreisgemein- 
den hatten den hierbei beteiligten Gemeinden und Distrikten zur 
Einrichtung und zum Betrieb der Arbeitsämter Zuschüsse zu gewähren. 
Zu 15 hauptamtlichen Nachweisen, die schon bestanden, sollten weitere 
I6 oder 17 hauptamtliche Stellen hinzutreten, zu denen 3I oder 32 
nebenamtliche kommen werden. 

Auch in Sachsen brach eine Regierungsverordnung den gemeind- 
lichen Arbeitsämtern Bahn. In einem Ministerialerlaß vom 16. Juni 
IgI5 heißt es: »Es erscheint dringlich, einen weiteren Ausbau der 
öffentlichen Arbeitsvermittlung im Königreich Sachsen ins Auge 
zu fassen und zu einem solchen Abschlusse zu bringen, daß die öffent- 
liche Arbeitsvermittlung die ihrer sozialen Bedeutung und den beson- 
deren Aufgaben der Gegenwart entsprechende nützliche Wirksamkeit 
enthalten kann. Zu diesem Zwecke (aber) kommt es nicht nur darauf 
an, daß in einer größeren Anzahl verschiedener einzelner Orte Arbeits- 
nachweise vorhanden sind, sondern auch darauf, daß diese Arbeits- 
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nachweise nach einheitlichen Gesichtspunkten im Lande richtig ver- 
teilt werden und die ihrer Bedeutung im System der Arbeitsvermitt- 
lung entsprechende Ausgestaltung erfahren.« Im Verfolge dieser 
Anregung, die von einer zwangsweisen Errichtung gemeinnütziger Nach- 
weise absah, wurden während des Krieges in Sachsen 30 gemein- 
nützige Arbeitsnachweise neu errichtet, zu denen 15 städtische, 
II Bezirksarbeitsnachweisstellen und 4 sog. »gemeinnützige« Nach- 
weisstellen kamen. Vor dem Kriege hatte Sachsen im ganzen nur 
15 Nachweise eben dieser Kategorien. 

In wieweit aber, so fragt es sich nun weiter, gelang es mit diesen 
bereits errichteten Nachweisstellen die Ansprüche der Heeresver- 
waltung an den bürgerlichen Arbeitsmarkt zu befriedigen? War 
mit ihrer Errichtung zugleich die Möglichkeit des Ueberblickes über 
den Stand des Arbeitsmarktes in dem jeweiligen Korpsbezirk gewähr- 
leistet und konnte eine Rückfrage bei den gemeindlichen Aemtern und 
ihren Zentralen eine wahrhafte Unterlage für die Handlungen der Mili- 
tärbehörden bieten? Solange neben den öffentlichen Arbeitsnach- 
weisen die nichtgewerbsmäßigen Vermittlungsstellen unverbunden be- 
standen, war dies nicht der Fall. Von Arbeitgebern und Arbeitnehmern, 
von kirchlichen und sozialen Verbänden unterhalten, von der öffent- 
lichen und privaten Armenpflege im Nebenamte betrieben, dienten diese 
Nachweise teils einseitiger Machtpolitik, teils charitativen Erwägungen 
und für Zuweisung der Arbeitskräfte zu Öffentlich-rechtlichen Bedin- 
gungen kamen sie nicht in Frage. Diesen Bedingungen aber mußten 
die stellv. Gen.-Kommandos in ihren Nachweisaufgaben nachdrücklich 
gerecht werden können. In wiederholten Anweisungen waren sie von 
ihren Kriegsministerien gemahnt worden, bei der Freigabe dienst- 
pflichtiger Leute nicht nur die Frage des Bedürfnisses für die ange- 
forderte Arbeitskraft zu prüfen und prüfen zu lassen, sondern sorg- 
fältig auf die bei den gemeindlichen Arbeitsämtern gemeldeten Arbeits- 
losen zurückzugreifen, keinen Mann freizugeben, so lange noch aus 
dem Stande der bürgerlichen Arbeitslosen ein anderer annähernd ihn 
ersetzen konnte. Die Arbeitsämter, wie die übrigen zu Nach- 
weisverbänden zusammengeschlossenen Arbeitsnachweise konnten 
diesen Zwecken dienen. Bei den nichtgewerbsmäßigen Nach- 
weisstellen war dies in keiner Weise der Fall. Sie zu einer zentralen 
Berichterstattung anzuhalten, hätte nur dann Erfolg versprochen, 
wenn ihre Tätigkeit sich auf den Nachweis und auf nichts anderes 
beschränken würde. Daß dem nicht’so war, wußten die stellv. "Gen.- 
Kommandos aus der Praxis zur Genüge. 

So schritt man zu einer zwangsweisen Berichterstattung dieser 
Stellen an die gemeindlichen Arbeitsämter. Von diesen, so hoffte 
man, würden Unstimmigkeiten im Meldewesen entdeckt, die Technik 
der Berichterstattung bereinigt und den nichtgewerbsmäßigen Nach- 
weisstellen die Möglichkeit genommen werden, das Bild des Arbeits- 
marktes einseitig zu verdunkeln. Den stellv. Gen.-Kommandos, 
denen die Sorge der Oeffentlichkeit oblag, war die Rücken- 
stärkung der öffentlichen Aemter nur willkommen. 
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Als erster verordnete der Oberbefehlshaber in den Marken für 
Berlin und die Provinz Brandenburg, wie folgt: 

»Dem von einer Gemeinde, einem weiteren Kommunalverbande 
oder von einem Bundesstaate errichteten oder unmittelbar unter- 
stützten Arbeitsnachweise haben die übrigen an dem Geschäftssitze 
oder in dem wirtschaftlichen Bezirk des gemeindlichen usw. Nach- 
weises tätigen, nichtgewerbsmäßig betriebenen Arbeitsnachweise zwei- 
mal wöchentlich an den Tagen, an denen dem kaiserlichen Statisti- 
schen Amte Meldung erstattet wird, schriftlich (unter Benützung 
des Vordrucks) oder telefonisch die Zahl der Arbeitsgesuche und 
offenen Stellen mitzuteilen, die sie bis zum Zeitpunkt der Mitteilung 
nicht erledigen konnten und voraussichtlich binnen weiteren zwei 
Tagen nicht erledigen können. .. . Die nichtgewerbsmäßig betrie- 
benen Arbeitsnachweise sind außerdem verpflichtet, auf Ansuchen 
der gemeindlichen usw. Arbeitsnachweise ... weitere Auf- 
schlüsse zu erteilen, soweit diese verlangt werden, um einen 
genauen Ueberblick über die Lage des Arbeits- 
marktes zu erlangä&n.. . Zuwiderhandlungen werden mit 
Gefängnis bis zu einem Jahre, bei Vorliegen mildernder Umstände 
mit Haft oder Geldstrafe bis zu 1500 Mk. bestraft. 

Es erhellt, daß bei diesem Ueberblicke über die Lage des Arbeits- 
marktes die Inanspruchnahme der gemeindlichen Nachweise durch 
die Heeresstellen Aussicht auf Erfolg und Klarheit gewähren konnte. 
Ueber statistische Erhebungen kam auch dieses Verfahren 
nicht hinaus. Nur die Zahl der Arbeitsgesuche war von den nicht- 
gewerbsmäßigen Stellen zu berichten, weitere Aufschlüsse erst auf 
Verlangen mitzuteilen. Sollten die öffentlichen Stellen zu gemein- 
nütziger Tätigkeit entfaltet werden, so mußte ihnen die Nachweis- 
praxis selbst gelingen, die nicht-gewerbsmäßigen Vermittlungsstellen 
mußten zur Zusammenarbeit mit ihnen angehalten werden. 

In diesem Sinne handelte man in Bayern. Die 3 stellv. Gen.- 
Kommandos erließen am 26. Juni IgI6 eine Bekanntmachung, deren 
Ziffer ı Absatz ı dem Erlaß des Oberkommandierenden in den Marken 
nahezu gleichlautend ist, dessen Absatz 2 indessen tiefgreifende 
Neuerungen enthält. Alle nicht-gewerbsmäßigen Arbeitsnachweise, 
die sich mit der Vermittlung männlicher Arbeitskräfte befassen, sind 
unter Benützung eines bestimmten Formblattes gehalten, Name, 
Anschrift (Wohnung und Arbeitsstätte des Arbeitgebers), Berufsart 
des gesuchten Arbeiters und etwaige besondere Wünsche des Arbeit- 
gebers anzufügen, »xdamit das gemeindliche Arbeits- 
amt (bzw. die Hauptarbeitsvermittlungsstelle 
des Regierungsbezirks) gegebenenfalls die Zu- 
weisung der gewünschten Arbeitskräfte aus 
den bei ihm gemeldeten Arbeitsuchenden be- 
tätigen kann.« 

Daß diese Verordnung, in vollem Umfang zur Geltung gebracht 
und von den unteren Verwaltungsorganen in ihrem Vollzug über- 
prüft, den Widerstand derjenigen finden mußte, die im Verbands- 
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arbeitsnachweis politischen Halt und wirtschaftliche Macht erblickten, 
ist klar. Dieselben Verbände, die auch sonst jede Zusammenarbeit 
mit den Arbeitnehmern in paritätischem Sinne öffentlichen Nach- 
weiswesens ablehnen, stemmten sich gegen ihren Vollzug. Es darf 
als ein Verdienst der Heeresstellen angesprochen werden, daß sie 
jenen Einwirkungen keinen Einfluß zugestanden, bei den einmal ge- 
faßten Beschlüssen verblieben. 

Denn wie notwendig diese Beschlüsse waren, zeigte sich erst jetzt. 

War es bisher gelungen, den Bedürfnissen der Volkswirtschaft 
einigermaßen durch die Erledigung namentlicher Reklamations- 
gesuche zu entsprechen, konnte, nach vorheriger Prüfung durch 
Zivil- und Militärvorsitzende der zuständigen Ersatzkommissionen 
die Freigabe Heerespflichtiger für den einzelnen Fall und also 
nach qualitativen Gesichtspunkten bisher genügen, jetzt 
begann die drohender gewordene Arbeiternot die Freigabe zahlen- 
mäßig Reklamierter immer eindringlicher zu fordern. Sollten 
Volkswirtschaft und Heeresverwaltung im Einklang bleiben, so 
mußte mit der Einrichtung militärischer Arbeitsnach weise im eigent- 
lichen, gemeinhin auch verstandenem Sinne begonnen werden. Damit 
aber war die Frage der Eröffnung eines Organismus aufgerollt, der, 
noch nirgends eingespielt, von ungeschulten Kräften in die Wege 
geleitet, der besonderen Lage militärisch-bürgerlichen Gebarens sich 
gegenüber fand. Aufgabe, Entstehung und Ablauf dieses Organis- 
mus ist nunmehr zu verfolgen. 

Bevor dies aber geschieht, soll einzelner Verordnungen gedacht 
werden, die im Zusammenhang mit den erwähnten Bestrebungen, 
das bürgerliche Nachweiswesen zum Zwecke militärischer Inanspruch- 
nahme zu zentralisieren, von einzelnen stellv. Gen.-Kommandos im 
Reiche erlassen wurden. & 

War der Freigabe Heeresdiensttuender der klare Ueberblick des 
Arbeitsmarktes zugrunde zu legen, so mußten auch die Umwege, 
auf denen die Anwerbung der Arbeitslosen erfolgen konnte, nach 
Möglichkeit beseitigt werden. Am ı. Februar 1917 haben deshalb die 
stellv. kommandierenden Generale des 12. und 19. Armeekorps (der 
beiden Korpsbezirke im Königreich Sachsen) wesentliche Beschrän- 
kungen der ‚Arbeitsmarktanzeigen in sächsischen Zeitungen erlassen. 
Sie verboten: Anzeigen unter Buchstaben oder Deckaufschrift, die 
der Anwerbung gewerblicher Arbeitskräfte dienen, sowie derartige 
Stellengesuche, ohne Rücksicht auf die Art der Betriebe (für Kriegs- 
und privatwirtschaftliche Betriebe) und auf das Geschlecht der Arbei- 
ter. Ausgenommen sind nur Anzeigen für Angestellte, Hauspersonal, 
landwirtschaftliche Arbeiter sowie neueintretende Lehrlinge. Gewerbs- 
mäßige Stellenvermittler dürfen mit ihrem Namen Arbeitsmarkt- 
anzeigen nur unterzeichnen, wenn die zuständige Polizeibehörde dies 
genehmigt. Verboten sind ferner Anzeigen jeder Art, in denen auf 
hohe Löhne oder besondere Vergünstigungen hingewiesen, Befreiung 
oder Zurückstellung vom Heeresdienst (bzw. Stellung eines entspre- 
chenden Antrags) zugesichert oder vom Arbeitsuchenden angestrebt 
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wird, sowie Arbeitsgesuche oder Angebote für das feindliche oder 
neutrale Ausland. Die Strafbestimmungen sehen Gefängnis bis zu 
einem Jahre, bei mildernden Umständen Haft oder Geldstrafe bis zu 
1500 Mk. vor. 

Im Bereiche des stellv. Gen.-Kommandos I. bayr. Armeekorps 
enthalten die am 24. April 1917 herausgegebenen Richtlinien für die 
Aufnahme von Anzeigen in der Presse ähnliche Bestimmungen. Die 
Anwerbung gewerblicher Arbeiter mit Ausnahme der vorerwähnten 
Kategorien wird grundsätzlich untersagt, der Hinweis auf gute Löhne, 
hohe Löhne, gute Verpflegung, besonders angenehme Stellung ist 
‘verboten. Zusagen auf Befreiung oder Zurückstellung vom Heeres- 
dienst oder auf Stellung eines entsprechenden Antrags des Arbeit- 
gebers, Anzeigen, welche die Anwerbung von im rechtsrheinischen 
Bayern befindlichen Arbeitern jeder Art, einschließlich der Vorar- 
beiter und Werkmeister, zum Zweck ihrer Beschäftigung außerhalb 
des rechtsrheinischen Bayern betreffen, sind nicht erlaubt. Den 
Anzeigen gleichzuachten sind Plakate, Flugblätter sowie verviel- 
fältigte Werbeschriften jeder Art. 

Dem gleichen Zwecke genauester Uebersicht über den bürger- 
lichen Arbeitsmarkt dienen auch die Anordnungen, die von einzelnen 
stellv. Gen.-Kommandos über die Beschränkung der Arbeiteran- 
werbungen in ihrem Koerpsbezirk ergangen sind. Hierzu zählt die 
Verfügung des stellv. kommandierenden Generals des 6. preußischen 
Korps, der die Anwerbung von Arbeitern und Arbeiterinnen zur 
Beschäftigung außerhalb der Provinz Schlesien grundsätzlich ver- 
bietet. Da diese Anordnung von Agenten, Vorarbeitern und Stellen- 
vermittlern in den letzten Monaten des Jahres IgI6, den Monaten 
dringlichster Arbeiternot wiederholt übertreten wurden, droht er 
im Februar 1917 mit einer erneuten Verfügung rücksichtslose Schärfe 
der Ahndung und sofortige Festnahme an. 

In diesem Zusammenhange ist des Gesetzes über den vaterlän- 
dischen Hilfsdienst kurz zu gedenken. Nahezu alle Bestrebungen, 
die in der erwähnten Eingabe der 4 Gewerkschaftsbünde und der 
gleichgestimmten sozialpolitischen Stellen angeregt wurden, kamen 
hier zur Erledigung. Nach kurzem Widerstande hat die Kriegsamts- 
zentrale in Berlin sich auf den Standpunkt der öffentlich-gemein- 
nützigen Nachweisverbände gestellt und will sich ihrer bei der Zuwei- 
sung notwendiger Arbeitskräfte mit Vorzug bedienen. Im Gefolge 
davon konnten die städtischen Nachweise sich vergrößern. So hat 
z. B. der städtische Arbeitsnachweis in Frankfurt a. M. je eine beson- 
dere Abteilung für männliche und weibliche Arbeiter zum Zwecke 
der Arbeitsvermittlung für die Munitionsindustrie seit dem Erlaß 
des Hilfsdienstgesetzes neu geschaffen. Im Korpsbereich des stellv. 
Gen.-Kommando 15. preußischen Armeekorps wurde mit Wirkung 
vom 28. Dezember 1916 bestimmt, daß die bereits vor dem Erlaß 
des Hilfsdienstgesetzes von der Stadtverwaltung Straßburg, bezie- 
hungsweise der Landeszentrale für Arbeitsnachweise getroffenen 
Vereinbarungen über Arbeitsvermittlung bestehen bleiben, und daß 
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auch weiterhin der Ausbau dieser Tätigkeit der öffentlichen Arbeits- 
nachweise durchaus erwünscht sein sollte. Eine Vereinbarung zwischen 
der Landeszentrale für Arbeitsnachweis in Elsaß-Lothringen und der 
Kriegsamtsstelle beim stellv. Gen.-Kommando 15. preußischen Armee- 
korps vom 4. Januar 1917 bestimmt, daß die Landeszentrale 
für Arbeitsnachweis als einzige und einheit- 
liche Vermittlung aller männlichen und weib- 
lichen, zivildienstpflichtigen und freien Ar- 
beitskräfte zu gelten habe. Bei Anforderung von Arbeits- 
kräften in der elsaß-lothringischen Kriegsamtsstelle erfolgt telefonische 
Weitergabe an die Landeszentrale. 

In Bayern regelt die Bekanntmachung vom 6. März 1917, 
gemeinsam ergangen von den Ministerien des Aeußern, des Innern 
und dem Kriegsministerium betreffend die "Arbeitsvermittlung für 
den vaterländischen Hilfsdienst, die Einrichtung des Meldewesens 
und der Arbeitsvermittlung in engster Anlehnung an die bestehende 
Organisation der Bayr. Arbeitsämter, bzw. des Verbandes bayr. 
Arbeitsnachweise. Darmnach sind Hilfsdienstmeldestellen die gemeind- 
lichen Arbeitsämter: in Gemeinden in denen ein gemeindliches Arbeits- 
amt nicht besteht, die Gemeindebehörden. Die Kriegsamtsstellen 
München, Würzburg und Nürnberg, bzw. die Kriegsamtsnebenstelle 
Ludwigshafen können nicht-gewerbsmäßige Stellen- und Arbeits- 
nachweise von entsprechender Bedeutung nach Anhörung 
des zuständigen Hauptarbeitsamtes als Hilfs- 
dienstmeldestellen für örtlich abgegrenzte Bezirke und für einzelne 
Zweige des Hilfsdienstes zulassen. Den Ausgleich der Stellenangebote 
und Stellengesuche vollziehen innerhalb des Regierungsbezirkes das 
zuständige Hauptarbeitsamt, innerhalb des Bezirks einer Kriegs- 
amtsstelle oder der Kriegsamtsnebenstelle Ludwigshafen das am 
Sitz der Stelle befindliche Arbeitsamt, innerhalb des Königreichs 
die Landesstelle für öffentlichen Arbeitsnachweis. In Gemeinden, 
in denen irgend ein gemeindliches Arbeitsamt nicht besteht, geben 
die Gemeindebehörden die Anmeldungen unverzüglich jenach Wunsch 
der Beteiligten an das nächstgelegene Arbeitsamt oder an das Haupt- 
arbeitsamt ab. Zu ähnlichem Verfahren sind die zugelassenen nicht- 
gewerbsmäßigen Nachweise gehalten. 

Es scheint, als sei es die Absicht des Kriegsamts in Berlin, auch 
diese Neuordnung noch nicht beruhen zu lassen. In einer Sitzung des 
Fünfzehnerausschusses des Reichstags zur Mitwirkung bei der Aus- 
führung des Gesetzes über den vaterländischen Hilfsdienst vom 
23. April dieses Jahres erklärte es Oberst Marquardt als die Absicht 
des Kriegsamts, alle Organisationen der Arbeitsvermittlung zu- 
sammenzufassen und sie einer Zentralstelle organisch anzuschließen. 
Den Kriegsamtsstellen sind entsprechende Verfügungen zugegangen. 

Wenn demnach die Schwierigkeiten, die der Inanspruchnahme 
des bürgerlichen Arbeitsmarkts durch die Heeresverwaltung (in 
Gestalt der völligen Desorganisation dieses Markts) entgegenstanden, 
durch das Zugreifen militärischer Kommandogewalt nach Möglichkeit 
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behoben wurden, wenn die Freigabe diensttuender Heeresangehöriger 
in der Tat erst nach eingehender Kenntnisnahme vorhandener Arbeits- 
losigkeit zu erfolgen braucht, — die Nachweistätigkeit der militä- 
rischen Stellen ist damit noch nicht beendet. Selbst bei der besten, 
in Ausbau und Durchführung der Nachweispraxis einwandfreiesten 
Fluktuation freistehender Kräfte war Angebot und Nachfrage in 
diesen Kriegsmonaten nicht in Einklang zu bringen. Es mußte, 
sollten empfindliche Schädigungen der Kriegswirtschaft vermieden 
werden, an die Anlage militärischer Nachweisstellen herangetreten, 
zahlenmäßig aus dem Stande der Ersatztruppenteile, gege- 
benenfalls (wie bei den Eisenfacharbeitern) aus dem Stande der Trup- 
pen an der Front die benötigten vordringlichen Arbeitskräfte freige- 
macht, die Versorgung unserer Volkswirtschaft auf diese Weise ein- 
dringlich gefördert werden. 

Aus dem Leeren war ein brauchbarer Apparat zu schaffen. Was 
bei den bürgerlichen Nachweisstellen ein Stand an geschulten Beamten 
auf Grund eingehender Anordnungen sicher und unschwer durch- 
führen' konnte, das mußte hier aus dem Nichts heraus neu entstehen. 
Denn der Mobilmachungsplan hatte in keiner Weise vorgearbeitet. 
Unabhängig und ohne Rücksicht auf Einzelinteressen blieb der Ge- 
danke der Nachweiszentralisation Ziel und Wege weisend. Es darf als 
ein Erfolg des Heeresorganismus angesehen werden, daß es gelang, im 
Frühjahr und Sommer 1916 diesen Gedanken über ganz Deutschland 
hin eindeutig zur Geltung zu bringen. Mag der Gang des militärischen 
Nachweises selbst im einen Korpsbezirk von dem des anderen nach 
Form und Inhalt abweichen, mag namentlich die grundsätzliche 
Frage der Zusammenfassung der am meisten begehrten gewerblichen 
Arbeitskräfte zu sog. Arbeiterbataillonen in norddeutschen Korps- 
bezirken von dem in Bayern geübten Verfahren wesentlich sich unter- 
scheiden —, im Grunde bleibt das Bild der strengsten Einheitlichkeit 
dennoch bestehen. 

Denn nur auf diese Weise war die Prüfung einkommender Gesuche 
im Heeres- wie im bürgerlichen Interesse möglich, nur auf diesem 
Wege gelang es, den rechten Mann an die rechte Stelle zu setzen. 
War es vordem üblich, die Prüfung einlaufender. Reklamationsgesuche 
durch den Zivil- bzw. Militärvorsitzenden der zuständigen Ersatz- 
kommissionen vornehmen zu lassen, die Bedürfnisfrage in das Er- 
messen von Persönlichkeiten zu stellen, deren Fähigkeiten nur nach 
der Not- und Wirtschaftslage des Betriebs, nicht aber nach seiner 
volkswirtschaftlichen Bedeutung urteilen konnten — jetzt mußten 
technische Gesichtspunkte geltend gemacht werden, insonderheit 
das ausschließliche Heeresinteresse. Die Nachweiszentralen bei den 
stellv. Gen.-Kommandos oder wie immer sie heißen mögen, er- 
halten durch die zugeteilten Offiziere oder deren Sachverständige 
Einblick in den Betrieb, für dessen Zwecke sie dem Heimatheere die 
benötigten Arbeitskräfte entnehmen. Ihrem Ermessen bleibt es 
vorbehalten, die Anforderung in Vormerkung zu nehmen oder den 
Gesuchsteller an die Öffentlichen Arbeitsämter zu verweisen. Nur 
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beim Kleingewerbe und der Landwirtschaft erfolgt die Prüfung 
durch die Ersatzkommissionen nach wie vor. 

Wird aber die Bearbeitung zahlenmäßiger Anforderungen 
aufgenommen, sa ergeht an die Gesuchsteller unmittelbar ein Angebot 
der vorhandenen, für den einschlägigen Fall geeigneten Arbeitskräfte, 
die zu ermitteln eine ins einzelne ausgebaute Kartei der Nachweis- 
zentralen dient. In ihr sind, an der Hand des vom reichsstatistischen 
Amt herausgegebenen Berufsverzeichnisses die in Betracht kommen- 
den Berufe nach Gewerbegruppen und Gewerbearten gesondert. Die 
Evidenz der vorhandenen Leute muß zum Zwecke sofortiger Abstellung 
in jedem Augenblick verdeutlicht sein. Das Material hiefür liefern im 
fortwährenden Zufluß die Nachweisstellen der einzelnen Ersatz- 
truppenteile, die unter der Leitung eines Offiziers oder Offizierstell- 
vertreters stehen und denen seitens der Kompagnien, Batterien, 
Eskadrons und anderer Teilgebilde genauester Bericht über Zu- und 
Abgang der einschlägigen Leute erstattet wird. Sie haben auch die 
‚Regelung der Arbeitsverhältnisse im einzelnen zu betreiben. Denn. 
die Nachweiszentralen der stellv. Gen.-Kommandos können und 
dürfen die Freiheit des Arbeitsvertrages ‘nicht unterbinden. Die 
Gesuchsteller, von der Zentrale an die Nachweisstellen verwiesen, 
haben die Pflicht, vor der Gestellung ihres Abstellungsantrages an 
das stellv. Gen.-Kommando sich mit den von ihnen Reklamierten 
unter Beihilfe der Nachweisstellen zu verständigen, Lohn- und Arbeits- 
verhältnisse bindend zu vereinbaren. Aufgabe der Nachweisstellen 
ist es, taktvoll und zweckentsprechend, unter Wahrung freier Ent- 
schließung der den Vertrag eingehenden Parteien, indessen mit dem 
nötigen Hinweis auf das Angemessene dieser oder jener Bedingungen, 
gütlich zu vermitteln. 

Daß im Verhältnis zur beschleunigten Förderung des Nach- 
ersatzes ins Feld, in die Etappe oder in ein vordringliches Kommando 
des Besatzungsheeres die Sicherheit, die von der Nachweiszentrale 
Angebotenen auch wirklich zu erhalten, stufenweise sinkt, ist klar- 
Fälle, in denen ein zwei-, dreimaliges Angebot durch die Nachweis. 
‚zentrale erfolglos bleibt, sind nicht selten. Zeiträume von 8—ı4 Tagen, 
die zwischen Angebot und Rückfrage des Gesuchstellers bei den 
zuständigen Nachweisstellen verfließen, genügen meist, um die Wahr- 
scheinlichkeit der Präsenz des Angebotenen auf die Hälfte zu ver- 
mindern. Die Angebotenen werden in der Kartei der Zentrale nur 
auf kurze Dauer vorgemerkt, um, sobald der Gesuchsteller sein Ge- 
such verzögert, dem Arbeitsmarkt von neuem zugeführt zu werden. 
Leute, die mittlerweile kriegsverwendungsfähig wurden, können gleich- 
falls nur in Ausnahmefällen für gewerbliche Betriebe freigegeben 
werden und das Verhältnis der Nachgefragten steigt selten über 3: I 
zu dem der Vermittelten. 

Im Mittelpunkt der Vermittlungsschwierigkeiten aber stehen 
die Lohnverhältnisse. Die völlige Umschichtung, die der Krieg hierin 
auch den tarifierten Gewerben gebracht hat, ist bekannt. »Orts- 
übliche Löhne« sind der dehnbare Begriff, zu dem heute wahre 
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»Gehälter«, aber auch ein Entgelt bezahlt wird, das als »Existenz- 
minimum« nur eben richtig angesprochen wird. Es schwanken z. B. 
in der Rilstungsindustrie, die in dem Bereiche des stellv. Gen.-Kom- 
mandos I. bayr. Armeekorps vertreten ist, die Stundenlöhne der 
Dreher zwischen 55 und 100 Pfg., für Gießer und Former zwischen 
55—100 Pig., für Gußputzer zwischen 44—60 Pfg., für Feuerschmiede 
zwischen 47—ı30 Pfg., für Kesselschmiede zwischen 50—90 Pfg., 
für Kupferschmiede zwischen 42—ıIo2 Pfg., für Maschinenschlosser 
zwischen 65—ı100 Pfg., für Maschinenarbeiter zwischen 42—ıI1o Pfg., 
für Schlosser zwischen 55 —I07 Pfg., für Maurer zwischen 50—75 Pfg., 
für Schreiner zwischen 50—80 Pfg., für Monteure zwischen 81 —105 Pig., 
für Taglöhner zwischen 42—55 Pfg. Das sind Beispiele. Aber sie 
verdeutlichen, wie selbst im Rüstungsgewerbe, das für die Dauer des 
Krieges zum mindesten mit den stabilsten Wirtschafts- und Arbeits- 
verhältnissen zu rechnen hat, Höchstlohn und Mindestlohn von 
einander abstehen. Verständlich wird es, daß in diesem Zusammen- 
hange die stellv. Gen.-Kommandos bei Anfangs noch so zurück- 
haltenden Verfahren im weiteren Ablauf des Krieges nicht mehr 
gleichgültig bleiben konnten. Aus dem sich Hinaufsteigern der Lohn- 
angebote innerhalb der konkurrierenden Firmen, aus der hiermit 
entfesselten Binnenwanderung der Arbeitskräfte waren ernste Ge- 
fahren für die rechtzeitige Fertigstellung der Heereslieferungen erwach- 
sen, Anlaß unter Mitwirkung der Feldzeugmeistereien hier entschie- 
dene Hemmungen des Arbeitsortswechsels vorzubereiten und durch- 
zuführen, gegeben. In kurzer Aufeinanderfolge haben die sächsische 
Feldzeugmeisterei und die bayerische Feldzeugmeisterei im vergan- 
genen Jahre die Errichtung eines »Abkehrverfahrens« betrieben, 
dessen Grundlage in dem Vorgehen des Groß-Berliner Metallgewerbes 
erprobt worden war. Einem vom Heeresdienste Zurückgestellten, sog. 
»Reklamierten« war nur dann gestattet, seine Arbeitsstelle zu 
wechseln, wenn er einen »Abkehrschein« seines Arbeitgebers in Hän- 
den und nach Abmeldung bei dem zuständigen Bezirkskommando 
die Erlaubnis zur Arbeitsaufnahme in einem neuen Betrieb erhalten 
hatte. Verweigerte ein Arbeitgeber diesen Abkehrschein, so konnte der 
Arbeiter beim Schlichtungsausschuß des zuständigen Korpsbezirks 
die Entsch@dung anhängig machen. Der Ausschuß selbst, der sich 
gleichseitig aus Vertretern der Arbeitgeber wie der Arbeitnehmer 
unter einem militärischen Vorgesetzten zusammensetzte, wurde vom 
Hilfsdienstgesetz ziemlich gleichgeartet übernommen. Da es nun 
aber dem Reklamierten in bestimmten, vom H.D.G. festgelegten 
Grenzen, freigestellt wird, seine Arbeitsstelle zu wechseln, sofern er 
sich in Lohn- und Lebenslage angemessen verbessern kann, da ihm, 
wenn er den Schlichtungsausschuß diesetwegen anruft, der Abkehr- 
schein nicht verweigert werden darf, so bleibt auch in diesem Zusam- 
menhange die Entlöhnungsfrage von besonderer Bedeutung. Den 
Schlichtungsstellen wird es in ihrer großen Mehrzahl kaum gelingen, 
sich über den wirklichen Lohnstand in den einzelnen Fach- 
arbeitergruppen zureichend zu unterrichten und bei den ungelernten 
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Arbeitergruppen werden sie die praktisch noch erheblichere Frage, 
was in den einzelnen Gewerbszweigen als vangemessener 
Lohn zu gelten hat, schwerlich beantworten können. Die Frage der 
Errichtung von Lohnausschüssen ist deshalb seitens einzelner stellv. 
Gen.-Kommandos wiederholt erwogen worden. So hat das stellv. 
Gen.-Kommando ıı. preußischen Armeekorps in Kassel z. B. bereits 
im August 1916 in einem Schreiben an das fürstlich Reußische Staats- 
ministerium in Greiz die Anlage solcher Ausschüsse unter dem Hin- 
weis, daß es selbst es nicht als seine Aufgabe betrachten könne, in 
Lohnstreitigkeiten zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern einzu- 
greifen, dringend empfohlen. »Nach den bisher gemachten Erfah- 
rungen«, so heißt es in diesem Schreiben, »setzen sich die Ausschüsse 
zweckmäßig wie folgt zusammen: Vorsitzender nach Möglichkeit 
der zuständige Gewerbeaufsichtsbeamte, sonst ein Mitglied des Magi- 
strats; Beisitzer wählen die Handelskammer, die Handwerkskammer 
je einen, die Arbeiterschaft zwei, einer davon als ständiger, der andere 
wechselnd je nach dem zur Verhandlung stehenden Falle als Ver- 
treter des betreffenden Gewerbes ... Der Beurteilung dieser Aus- 
schüsse würden nicht nur Lohnfragen der Heimarbeiter, sondern 
aller Arbeiter zu unterbreiten sein. Auf Grund dieser Anregungen 
sind dann im II. preuß. Korpsbezirke die entsprechenden Lohnaus- 
schüsse seitens der Regierungspräsidenten ins Leben gerufen worden. 
Indessen auch ohne die Errichtung besonderer Instanzen erscheint 
die Frage »ortsüblicher Tagelöhne« im Sinne des im Kriege zur Norm 
gewordenen ortsüblichen Entgelts für die Zwecke der Heeresverwal- 
tung nicht unlösbar. Nach unserer Ueberzeugung genügt es, die 
gemeindlichen Arbeitsnachweise auf dem Wege militärischen Ver- 
fügungsrechtes zu Sammel- und Auskunftsstellen aller Lohnbedin- 
gungen anzuhalten. Diese Stellen haben es zwar vielfach abgelehnt, 
sich mit den Lohnbedingungen zu befassen, aber unter dem Zwang 
des Hilfsdienstgesetzes sind sie namentlich in den Frauenabteilungen 
dazu übergegangen, die Lohnfrage als eine Vorfrage der Stellenver- 
mittlungen anzusehen. Den Heeresbehörden stehen aber auch die 
Tarifvertragsverwaltungen der einzelnen Gewerbe als bündige Aus- 
kunftstellen zur Verfügung, neben den Gauleitern unsrer Gewerk- 
schaften. Sie alle können über jeweils angemessene T&#iflöhne wie 
über Teuerungszuschläge gute Auskufft erteilen und im Falle von 
Arbeitsschwierigkeiten aus dem Lohnverhältnis glättend und ver- 
mittelnd wirken. Auch im Hinblick auf die Uebergangswirtschaft 
ist es von höchstem Belang, sich ihrer rechtzeitig zu bedienen. 
Endlich ist noch des Systems der Familienunterstützungen als 
eines Hemmnisses militärischen Nachweiswesens zu gedenken. Wie- 
derholt haben Heerespflichtige, die zur Arbeit in bestimmten Be- 
trieben entlassen werden sollten, die Arbeitsaufnahme unter der 
Begründung abgelehnt, daß der ihnen zugedachte Lohn weniger 
betragen würde, als Löhnung, freie Verpflegung und Kleidung zusam- 
men mit den ihren Familien gewährten Unterstützungen. Namentlich 
war dies der Fall, wenn der Heerespflichtige zu einer Arbeitsstelle 
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entlassen werden sollte, die mit der Wohnstelle seiner Familie nicht 
identisch ist und sonach zu den übrigen Schädigungen die Spesen 
doppelter Haushaltführung zu kommen drohten. Das Reich hat 
anfänglich versucht, durch Fortgewährung der Familienunterstützung 
für die Dauer von 14 Tagen, gerechnet vom Tage der Entlassung ab, 
die wirtschaftlichen Uebergangsverhältnisse der Entlassenen auszu- 
glätten. Durchgreifende Hilfe konnte diese Maßnahmen nicht ge- 
währen. In einem Rundschreiben an die einzelstaatlichen Bundes- 
Regierungen vom Januar dieses Jahres sah sich darum der Reichs- 
kanzler veranlaßt, neue Wege zu beschreiten. Die Bedenken der 
Heerespflichtigen gegen Uebernahme von Arbeit unter den geschil- 
derten Verhältnissen erkannte er als berechtigt an. Nach 2%, jährigem 
Kriege wurde die Fortzahlung einer Unterstützung angeordnet, die 
dem Unterschiede zwischen den militärischen Bezügen und den 
bisher gewährten Familienunterstützungen und dem Arbeitsverdienst 
andrerseits entsprechen soll. Die Unterstützung ist im Wege der 
Kriegswohlfahrtspflege zu gewähren. Als militärische Bezüge kommen 
hierbei Löhnung, freie Verpflegung und Kleidung in Betracht. Ver- 
pflegung und Kleidung sind mit einem Betrage von 1.50 Mk. für 
den Tag, halbmonatlich mit 22.50 Mk. einzusetzen, Steht die Füh- 
rung eines doppelten Haushalts in Frage, so werden weitere 2 Mk. 
für den Tag, 60 Mk. im Monat in Anschlag gebracht. Etwaige vom 
Arbeitgeber den Familien gewährte Unterstützungsbeträge sind in 
allen Fällen bei der Berechnung dem Arbeitslohne zuzurechnen. 
Als Arbeitsverdienst ist — worauf ausdrücklich hingewiesen 
wird — ein Betrag anzunehmen, der bei regelmäßiger Arbeits- 
zeitund normaler Arbeitsleistung auch wirklich verdient werden 
kann. Die Zahlung erfolgt zu Lasten des Lieferungsverbandes, der 
vorher für die Zahlung der Familienunterstützungen zuständig war. 
Die verauslagten Beträge werden ,den Lieferungsverbänden in woller 
Höhe vom Reiche zurückerstattet. 

Kein Zweifel, daß diese Regelung der berechtigten Arbeitsunlust 
vieler Heerespflichtiger die Spitze abgebrochen hat. Eingehende 
Ermahnungen zur Arbeitsaufnahme konnten jetzt erst den frucht- 
baren Boden gewinnen. Denn, so sehr wir dies auch von uns weisen 
möchten: — die Dauer des Krieges, die Gewöhnung des Einzelnen 
an seine stabilen Verhältnisse, in manchen Garnisonen die Annehm- 
lichkeit des zu leistenden Dienstes, vor allem aber die unvermeidliche 
Rentenhysterie der Kriegsverletzten haben eine Entwicklung vor- 
bereitet, die der verschuldeten Arbeitsunlust als Erscheinung 
nahe steht. Nimmt man die Starrheit mancher Arbeitgeber hinzu, 
deren Eigenwille auch berechtigten V.ertretern der Arbeitnehmer wie 
vor dem Kriege abweisend begegnet, so erkennt man den Kreis von 
Schwierigkeiten, in deren Mittelpunkt die Heeresverwaltung steht. 

Daß es ihr trotzdem gelingt, den an sie gestellten Aufgaben 
so weit wie möglich gerecht zu sein, darf an folgendem Beispiele ver- 
deutlicht werden. Im Bereiche des stellv. Gen.-Kommandos I. bayr. 
Armeekorps sind vermittelt worden: ı. im letzten Vierteljahre 1916 
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etwa 10 000 gewerbliche Facharbeiter. Das städtische Arbeitsamt 
München als Hauptarbeitsvermittlungsstelle des Regierungsbezirks 
Oberbayern hat in eben diesem Zeitraum insgesamt 15 490 Stellen 
nachgewiesen, worunter 8546 weibliche waren. Das städtische Arbeits- 
amt Augsburg, als Hauptarbeitsvermittlungsstelle des Regierungs- 
bezirks Schwaben-Neuburg vermittelte entsprechend 3154 Stellen, 
worunter 685 weibliche. 2. Im Januar ıgı7 betrug die auf Grund 
eingehender Zählungen festgestellte Summe der im gleichen Korps- 
bezirk Entlassenen mit Ausnahme der für landwirtschaftliche Zwecke 
Freigegebenen und als D. U. und D. A.V. Abgestoßenen, 2684. Das 
Arbeitsamt München wies im gleichen Zeitraum 4486 Stellen nach, 
darunter 2290 weibliche. Für den Februar lauten die entsprechen- 
den Ziffern: 3344, bzw. 4474, 2050; für März: 2742, bzw. 4940 und 
2742. Die Ziffern der Arbeitsämter Augsburg und Straubing sind 
entsprechend einzusetzen. 


Damit erschöpft sich das Problem der militärischen Nachweis- 
frage nahezu. i 

Wir stehen vor dem letzten Punkte unserer Betrachtung, vor 
der Frage der Mitwirkung der militärischen Nachweiszentralen an 
der Ueberleitung der Kriegs- zur Friedenswirtschaft. Daß hier die 
Gepflogenheiten der einzelnen Korpsbezirke nicht von einander 
abweichen dürfen, daß namentlich die Grundsätze der Ueberführung 
unseres Millionenheeres in den Friedenszustand einheitlich angeordnet 
sein muß, ist klar. 


Die Mitwirkung der öffentlichen Nachweisstellen wird im Reiche 
nach dieser Richtung hin zusammenfassend zu verpflichten sein. 
Weitere Anhaltspunkte haben wir noch nicht. 


Der Kommissar des preußischen Kriegsministeriums hat dem 
Reiohstagsausschuß für Handel und Gewerbe im April dieses Jahres 
vorläufige Ausführungen gemacht, die nur allgemeine Gesichts- 
punkte erkennen lassen. Die Ueberführung, führte er aus, werde 
so erfolgen, daß zunächst keine Arbeitslosigkeit entsteht und zweitens 
die für die Friedenswirtschaft wichtigen Betriebe so schnell wie mög- 
lich mit neuen Kräften versorgt werden könnten. Die Entlassung 
würde dem Dringlichkeitsbedürfnis angepaßt erscheinen. Die Leute, 
die keine Stelle bekommen könnten, sollten bis zu 4 Monaten im 
Heere Unterkommen und Verpflegung finden, die ältesten Jahres- 
klassen zuerst entlassen, die Familienväter vorzugsweise berück- 
sichtigt werden. Kein versorgungsberechtigter Mann werde entlassen, 
bevor seine Versorgungsansprüche endgültig geregelt seien. Bei der 
Auswahl der zu Entlassenden sollten folgende Berufsgruppen zunächst 
Berücksichtigung finden: 

A. Führende Persönlichkeiten aus dem Bereich des Handels. 
der Industrie, der Schiffahrt und des sonstigen Wirtschaftslebens, 

B. Leiter von Handels-, Industrie- und landwirtschaftlichen 
Betrieben und deren Angestellte, z. B. Ingenieure, Werkmeister, 
Inspektoren. 
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C. Selbständige Gewerbetreibende, Landwirte usw., 

D. Staats-, Provinzial- und Kommunalbeamte, Geistliche, Lehrer, 
Bedienstete der Staats- und Privatbahnen, einschließlich Klein- und 
Straßenbahnen, 

E. Seeleute und Fischer, 

F. Gelernte Arbeiter und Handwerker, soweit sie sogleich in 
ein festes Arbeitsverhältnis treten, 

G. Ungelernte Arbeiter solcher Berufe, in denen sogleich ein 
großer Bedarf an Arbeitskräften vorliegen wird, z. B. Bergbau, Land- , 
wirtschaft, Ueberseeverkehr, Hafenverkehr, 

H. Studierende und solche Personen, die sich bei Ausbruch des 
Krieges bereits in einer Ausbildung für einen Lebensberuf befanden. 

I. Auslandsdeutsche, die vor ihrer Einberufung ihren Wohnsitz 
im Auslande hatten und dorthin zurückkehren wollen. 

Als zweite Klasse kämen die von den Arbeitgebern persönlich 
angeforderten Leute in Betracht. Die dritte Klasse umfasse die 
zahlenmäßig Reklamierten, die durch die Zentralauskunftsstellen 
in Sammelanforderungen zusammengefaßt und über die stellv. Gen.- 
Kommandos den Truppenteilen zugeleitet würden. Der Rest käme 
für die Notstandsarbeiten in Stadt und Land, die namentlich von 
den Behörden für diese Zwecke aufgespart worden seien, in Frage. 

Es erhellt, daß in diesen Grundsätzen die Fragen der Rohstoff- 
beschaffung, der Valutaordnung, der Frachtraumverteilung unver- 
arbeitet sind. Ueber den Komplex all dieser Fragen kann zurzeit 
irgend wie verallgemeinernd kaum gesprochen werden. Dennoch 
wird die Frage der Heeresentlassung auf sie Beziehung nehmen müssen. 

Denn so viel läßt sich heute erkennen: der Schwerpunkt der 
Rohprodukte wie der Haltfabrikate wird aus Europa fortverschoben 
werden nach Uebersee. Für Deutschland, das schon vor dem Kriege 
ein Land der Fertigfabrikate war, wird daraus eine besondere Not 
erwachsen. Schon heute sehen wir den Nahrungsmittelmangel wie 
an unsere, so auch an der Feinde Türen pochen und der Begriff »Welt- 
hungersnot« ist schon geprägt. Das aber bedeutet Billigkeit der Arbeits- 
kräfte für diejenigen Gebiete, die unter ihrem Schrecken noch nicht 
und weiterhin nicht zu leiden haben, bedeutet Billigkeit der Massen- 
güter, die unter diesen Vorbedingungen entstehen. Geld für gut- 
genährte Arbeitskräfte ist in Uebersee varhanden. Schon heute 
sind aus Europa weit über 20 Milliarden Mark den Vereinigten 
Staaten zugeflossen. Weitere Milliarden an Zinsendienst und Auf- 
traggebung sind ihnen sicher. Die Rohstoffe aber, die die Uebersee 
mit ihren neugebauten, mit allen Kräften im Krieg verstärkten Han- 
delsflotten sich mühelos verschaffen kann, werden von Europa nur 
zu Preisen der Höchstkonjunktur bezogen werden können. Wird 
diesen Preisen von unserer wohlkartellierten Rohstoffindustrie der 
nötige Nachdruck gegeben, sa liegt die Fertigfabrikation als vor- 
dringlichste Wirtschaftsweise im Schoße deutscher Zukunft. 

Ihr müssen die Kanäle der Heeresen#assungen geöffnet werden, wo 
immer dies nur möglich ist. Denn die Ereignisse drängen zum Frieden. 
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Aufgabe, Methode und Leistungsfähigkeit der 
Kriegswirtschaftslehre. 


Von 


OTTO NEURATH. 


Es ist meist eine mißliche Sache über Aufgabe und Methode 
einer werdenden Disziplin sich ausführlicher zu äußern, da der 
Ertrag solcher Erörterungen, selbst wenn wohl ausgebaute Wis- 
senschaften in Frage stehen, gewöhnlich nicht übermäßig groß ist. 
Es können aber solche Auseinandersetzungen zuweilen zu wesent- 
lichen Fragen führen, welche auch die Einzelforschung unmittel- 
bar angehen. 

Eulenburg hat über die Kriegswirtschaftslehre und die 
Kriegswirtschaft eine Reihe von Leitgedanken ausgesprochen. 
Die klare und übersichtliche Art seiner Formulierung erleichtert 
es ungemein festzustellen, wie weit man seine Anschauungen 
teilen kann, wie weit man ihnen Einwände gegenüberstellen muß. 
Durch einige seiner Leitgedanken werden bestimmte Methoden, 
welche für den weiteren Ausbau der Kriegswirtschaftslehre und 
der Wirtschaftswissenschaften überhaupt von Wert sein dürften, 
von vornherein abgewiesen !). Seine Anschauungsweise läßt 
sich etwa folgendermaßen kurz wiedergeben: 

»Der Gedanke der Kriegswirtschaftslehre als einer Sonder- 
disziplin ist von vornherein abzulehnen. 

Die Kriegswirtschaft ist eine Modifikation der allgemeinen 
Volkswirtschaft, die durch den Krieg Störungen erleidet; im 
Prinzip aber bleibt letztere unberührt. 

Es versteht sich von selbst, daß die theoretische Behandlung 
von dem gegenwärtigen Wirtschaftssystem ausgehen muß, um 


1) Franz Eulenburg, Zur Theorie der Kriegswirtschaft. Archiv f. So- 
zialwissenschaft und Sozialpolitik. Bd. 43. S. 349 ff. 
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zu einem allgemeinen Ergebnis zu gelangen. Es ist nicht gut mög- 
lich, nach Art der antiquarischen Methode Erfahrungen aus ver- 
schiedenen Zeiten, die einem anderen Wirtschaftssystem ange- 
hören, zu verwenden. 

Man muß den normalen Ablauf ins Auge fassen und die Er- 
scheinungen der Kriegswirtschaft als spezifische Abweichungen 
behandeln. 

Kriegswirtschaft an sich ist immer nur für eine gewisse Zeit 
möglich und droht aus eigener Erschöpfung aufzuhören.« 

Da sich die Einwände nicht so sehr gegen Eulenburgs Einzel- 
behauptungen wenden, die wohl auch in manchem anfechtbar 
sind, sondern gegen die ganze Anlage der Darlegung, welche 
dem Wesen der Kriegswirtschaft nicht ganz gerecht zu werden 
scheint, so muß etwas weiter ausgeholt werden. 

Durch die Abgrenzung der »Kriegswirtschafte«als 
einer besonderen Wesenheit, durch die Schaffung der»Kriegs- 
wirtschaftslehreg als einer Sonderdisziplin und die 
Einführung eigener Namen ?) sollte die Tatsache zum Ausdruck 
kommen, daß die Kriegswirtschaft als ein Ganzes betrachtet 
werden und mehr sein könne, als ein bloßer Inbegriff von Stö- 
rungen der Volkswirtschaft im Kriegsfall. 

Die Wirtschaftswissenschaften beschäftigen sich mit der 
Frage, wie der Reichtum (Konsumgenuß, Arbeitsmühsal usw. 
als Ganzes betrachtet) von bestimmten Organisations- 
formen abhängt und wie diese selbst beschaffen sind. Eine 
allgemeine Theorie der Wirtschaftswissenschaften müßte ein 
System von Wirtschaftsformen behandeln kön- 
nen, welche sich auf Grund ihres verschiedenen Verhaltens dem 
Reichtum gegenüber klassifizieren lassen müßten. Unter diesen 
möglichen Wirtschaftsformen müßten sich, wenn das System 
brauchbar sein soll, mindestens alle wirklichen befinden. Die 
bisherige Behandlung der Wirtschaftsformen ist keineswegs 
&oweit gediehen. Da die Verkehrswirtschaft als abstrak- 
tes Schema eine besonders ausgebildete Theorie ermöglicht 
und überdies der Gegenwart angehört, wurde die Theorie der 
~ 1) Otto Neurath, Uneinlösliches Girogeld im Kriegsfall. Jahrb. f. Ge- 
setzgeb., Verwalt. u. Volksw. 1909. S. 118. Otto Neurath, Die Kriegswirt- 
schaftslehre als Sonderdisziplin. Weltwirtschaftliches Archiv. 1913. S. 242 ff. 

Inzwischen konnte ich feststellen, daß diese Namen bereits einmal vor hundert 
Jahren verwendet wurden, um die Heeresökonomie zu bezeichnen, dann aber 


wieder völlig in Vergessenbeit geraten waren. 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 44. 3. 49 
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Verkehrswirtschaft, vor allem die Preislehre, nicht nur ausführ- 
licher behandelt, sondern auch begrifflich bevorzugt. 
Vielfach wurde die Anschauung vertreten, ebenso wieesnur eine 
Theorie der Gravitation geben könne, könne es auch nur eine 
Theorie der Wirtschaft geben. Man hätte aber auch eine andere 
maturwissenschaftliche Parallele ziehen können. So wie der Herz- 
mechanismus verschiedener Tiergattungen verschieden funktio- 
niert und man gewissermaßen verschiedene Herztheorien unter- 
scheiden muß, ebenso hätte man auch von vornherein verschie- 
dene Wirtschaftstheorien annehmen können. Man hätte eine 
Theorie der Naturalwirtschaft, eine Theorie des Merkantilismus, 
eine Theorie des Liberalismus usw., nebeneinander zu stellen, 
während man vielfach die Theorie der Verkehrswirtschaft, als 
die Theorie ansah ?). 

Geht man von der Anschauungsweise aus, daß es für jede 
Wirtschaftsform ein anderes theoretisches Schema geben müsse, 
so liegt es nahe, Friedenswirtschaften und Kriegswirtschaften 
zu untersuchen und solche die genügend Aehnlichkeiten unter- 
einander aufweisen, in eine Gruppe zu stellen. Es kann dabei 
vorkommen, daß irgend eine Friedenswirtschaft mit irgend einer 
Kriegswirtschaft in eine Gruppe kommt, welche zeitlich von ihr 
weit entfernt ist, es kann eine Friedenswirtschaft mit einer Kriegs- 
wirtschaft in eine Gruppe kommen, die ihr benachbart ist, 
es können auch Kriegswirtschaften in die gleiche Gruppe gehören, 
deren benachbarte Friedenswirtschaften nicht in die gleiche Grup- 
pe aufgenommen werden. Geht man aber gar daran, nicht nur 
die Wirtschaften als Ganze, sondern Einzelerscheinungen zu ord- 
nen, dann kann es erst recht vorkommen, daß eine kriegswirt- 
schaftliche Erscheinung eines Zeitalters ihr Analogon in irgend 
einer friedenswirtschaftlichen Erscheinung eines anderen Wirt- 
= schaftssystems findet. 

Hätten wir eine vollständige Theorie der Wirtschaftswissen- 
schaften mit einer entsprechenden Klassifikation, so würdemr wir 
überhaupt nicht von »Friedenswirtschaften« und »Kriegswirt- 
schaften« sondern von jenen Typen sprechen, welche auf Grund 
wirtschaftlicher Merkmale gebildet werden, z. B. von Typen mit 
voller Produktionsentwicklungsmöglichkeit, Typen, ohne solche 
usw., denn »Krieg« und »Frieden« sind ja keine wirtschaftlichen 


3) Vgl. Otto Neurath, Nationalökonomie und Wertlehre. Ztschr. 
f. Volksw., Sozialpol. und Verwaltg. XX. Bd. S. 68. 
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Kategorien. Solange aber eine solche allgemeine Theorie fehlt, 
ist es naheliegend, Kriegswirtschaften, die unter sich mancherlei 
Gemeinsames aufweisen, wissenschaftlich zusammenzufassen, zu 
untersuchen und mit einer selbständigen Theorie zu versehen, 
welche Fragen behandeln kann, mit denen sich die bisherige all- 
gemeine Theorie nur unzulänglich oder gar nicht beschäftigt hat. 
Auf diese Weise kann die Kriegswirtschaftstheorie geradezu an- 
regend auf die allgemeine Wirtschaftstheorie wirken. Wenn ein- 
mal die Wirtschaftswissenschaften genügend ausgestaltet sind, 
werden alle jene Theorien deren die Kriegswirtschaftslehre be- 
darf von ihr beigestellt werden und die Kriegswirtschaftslehre 
wäre dann nur noch eine Anwendung der allgemeinen Theorie 
auf die Kriegswirtschaften. 

Zunächst empfiehlt es sich die Kriegswirtschaften als be- 
sondere Wirtschaftsformen anzusehen. Von den be- 
nachbarten Friedenswirtschaften heben sie sich, wenn die Kriege 
länger dauern und ein größeres Gebiet betreffen, im allgemeinen 
genügend deutlich ab, oft in einem weit stärkeren Maße, als die 
Friedenswirtschaft einer Epoche von der angrenzenden Friedens- 
wirtschaft der nächsten. Weitere Nachforschungen hätten dann 
zu zeigen, ob in manchen Fällen die Kriegswirtschaften mit den 
benachbarten Friedenswirtschaften in eine Gruppe gehören und 
als Inbegriffe von Störungen aufzufassen wären 4) Aber 
es ist wohl methodisch unzulässig dies von 
vornherein zu tun. 

Es wäre z.B. nicht leicht die Kriegswirtschaft als Stö- 
rungsinbegriff zu betrachten, wenn wir etwa jene Periode 
der römischen Wirtschaftsentwicklung herausgreifen, in wel- 
cher die Kriegseinnahmen »n or male« Einnahmen waren 
und jahrzehntelange Kriegsepochen nur durch wenige Friedens- 
jahre unterbrochen wurden 5). In Piratenstaaten kann man 
aber überhaupt nicht von einer Friedenswirtschaft sprechen. 
Die Theorie muß aber doch wohl so allgemein sein, daß sie alle 
solche Erscheinungen mit umfaßt und auch allen möglichen An- 
schauungsweisen gerecht werde, etwa jener des Aristoteles, 
welcher die Kriegskunst als einen Teil der Erwerbskunst ansah 
und zu den natürlichen Erwerbsarten rechnete. Man kann freilich 
den Begriff der »Störung« so unbestimmt fasssen, daß etwa die 








% Eulenburg a.a.0. S. 353. 
5) Otto Neurath, Antike Wirtschaftsgeschichte. Leipzig S. 98. 
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liberale Wirtschaftsordnung als »Störung« der merkantilistischen 
oder umgekehrt erschiene, damit wäre aber der Begriff bedeu- 
tungslos und theoretisch unbrauchbar geworden. 

Eulenburg beschränkt sich aber nicht darauf, die Kriegs- 
wirtschaft als Störungsinbegriff aufzufassen, er erklärt noch 
überdies ganz allgemein, daß die Aenderungen der Kriegs- 
wirtschaft nie prinzipieller Natur seien. Man müßte ‚igentlich 
zuvor definieren, was unter »prinzipiell« verstanden wird, aber auch 
ohne eine solche Definition kann man wohl grundsätzlich ein- 
wenden, daß nicht einzusehen ist, weshalb zwischen zwei ein- 
ander benachbarten Friedenswirtschaften Unterschiede prinzi- 
pieller Natur vorkommen sollten — denn irgendeinmal muß es 
doch so etwas wie einen »prinzipiellen« Unterschied geben, damit 


dieser Begriff einen Sinn hat — niemals aber zwischen ‘einer 


Friedenswirtschaft und einer benachbarten Kriegswirtschaft. 
Es müßte doch denkbar sein, daß der Krieg gerade in eine Zeit 
fällt, in welcher ohnehin schon die Aenderung im Gange ist, 
welche durch den Kriegszustand noch verschärft wird, ganz ab- 
gesehen von sonstigen Veränderungsmöglichkeiten. 

Eulenburg deutet an, weshalb er von einer prinzipiellen 
Gleichartigkeit der Kriegswirtschaft von 1916 und der Friedens- 
wirtschaft von 1913 spreche. Folgende Merkmale seien überein- 
stimmend: »die auf Arbeitsteilung beruhende Produktion, der 
Großbetrieb in der Industrie, die individualistische Landwirt- 
schaft, das Vorwiegen des Kapitals in privaten Händen, das An- 
gewiesensein auf fremde Zufuhrgebiete, dazu ferner das Vermö- 
gens- und Erbrecht und endlich die auf Erwerb gerichtete Wirt- 
schaftsgesinnung«. Wenn wir die Wirtschaft des Merkantilismus 
und des Liberalismus in Hinblick auf diese Punkte miteinander 
vergleichen, so sind sie auch nicht wesentlich verschieden. Es 
würde das darauf hindeuten, daß die Abgrenzung des »prinzipiell« 
nicht zweckmäßig getroffen ist, weil zu wenige voneinander unter- 
schiedene Wirtschaftsformen durch diese Abgrenzung theoretisch 
möglich werden. Aus Eulenburgs Ausführungen erhellt, daß er 
eigentlich nur in einer »sozialistischen« Ordnung etwas prinzi- 
piell Neues erblicken würde, deren Realisierung er gegenwärtig 
vermißt. | 

Man kann aber auch darauf hinweisen, daß zwischen der 
Friedenswirtschaft von 1913 und der Kriegswirtschaft von 1916 
Unterschiede bestehen, welche man wohl in Uebereinstimmung mit 


x 
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dem üblichen Sprachgebrauch als »prinzipielle« bezeichnen kann, 
es wären das u. a. folgende: Einführung des Arbeitszwanges 
auf weiten Gebieten der Militär- und Zivilwirtschaft; Einführung 
von Produktionsbestimmungen in bezug auf Art und Menge der 
Produktion; Einführung von Verbrauchsbestimmungen in bezug 
auf Menge und Art des verbrauchten Gegenstandes; Schaffung 
von Zentralen, welche Güter aller Art beschlagnahmen und die 
Güterbewegung in den verschiedensten Stadien unmittelbar auf 
Grund zentraler Verfügungen bestimmen; steigende Ausschaltung 
des Kleinhandels als Preisbildner; allgemeinere Herrschaft der 
Naturalrechnung ®) auch dort, wo die Form der Geldwirtschaft 
gewahrt erscheint; es wird bei wirtschaftlicher Tätigkeit, welche 
großen Reingewinn abwirft, seitens des Staates häufiger als sonst 
grundsätzlich erwogen, ob sie der Gesamtheit nützlich ist; allge- 
meinere Anwendung von sozialpolitisch, nicht marktmäßig be- 
dingten Preisen, insbesondere der Höchstpreise und der Preis- 
staffelung nach dem Einkommen; weitgehende Einfuhrverbote, 
‚usw. Anwachsen naturalwirtschaftlicher Erscheinungen, in Form 
von Naturallohn, Tauschhandel usw., mengenmäßig festgelegte 
Ausfuhr- und Einfuhrkontingenten usw., Einschränkung der 
Sphäre, in welcher der Entschluß des Einzelnen ausschlaggebend 
ist. Jedenfalls wird das Verständnis der meisten dieser Erschei- 
nungen nicht dadurch gefördert, daß man die friedenswirtschaft- 
lichen Verhältnisse von 1913 gut kennt, wohl aber dadurch, daß 
man jene der Friedenswirtschaften des 14.—ı8. Jahrhunderts 
oder der Kriegswirtschaft der Napoleonischen Zeit heranzieht. 
Damit berühren wir bereits einen neuen Leitgedanken 
Eulenburgs, welcher die Erscheinungen jeder Kriegswirtschaft 
mit jenen der benachbarten Friedenswirtschaft, nicht aber mit 
Erscheinungen anderer Kriegswirtschaften und anderer Friedens- 
wirtschaften in Verbindung bringen. will. Er verwirft ja diese so 
anregende und fruchtbare Forschungsweise als »antiquarische 
Methode«. Es läßt sich an Hand mannigfacher Beispiele zeigen, 
daß in der Kriegswirtschaft von 1916 Maßnahmen vorkommen, 
welche wir zwar in verschiedenen Wirtschaftssystemen, in ver- 
schiedenen Kriegs- und Friedenswirtschaften, nur nicht in 
der Friedenswirtschaft von 1913 antreffen. 


6) Vgl. Otto Neurath, Die Naturalwirtschaftslehre und der Natural- 
kalkul in ihren Beziehungen zur Kriegswirtschaftslehre. Weltwirtschaftliches 
Archiv. 1916. S. 245 ff. 
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Die Anwendung der vergleichenden Methode hätte uns bei den 
Verbereitungen für den Weltkrieg manche schwere kriegswirt- 
schaftliche Erfahrung erspart. Diese Methode, welche empirisch 
gegebene oder theoretisch konstruierte Wirtschaftsformen ver- 
wendet, kann sowohl dazu dienen ganze Wirtschaften miteinander 
zu vergleichen, aber auch dazu Einzelmaßnahmen einer Wirt- 
schaft mit den Einzelmaßnahmen einer anderen, wenn die Ge- 
samtwirtschaften zu einem Vergleich ungeeignet sein sollten. 
Dies ist gerade beim Untersuchen kriegswirtschaftlicher Mög- 
lichkeiten besonders am Platze, weil die Maßnahmen der Kriegs- 
wirtschaft weit freier von Tradition sind, als jene der Friedens- 
wirtschaft. Die Notwendigkeit, ein ganz bestimmtes Ziel möglichst 
rasch zu erreichen, drängt den Menschen dazu Experimente 
aller Art zu machen. Während eines Krieges können Veränderun- 
gen in kurzer Zeit durchgeführt werden, zu denen sonst ein Jahr- 
hundert nötig war 7). Diktatur, Absolutismus, Zentralismus und 
Rationalismus lassen allerlei Versuche entstehen, welche frühere 
Zeiten zu anderen Zwecken auch gemacht hatten. Vieles, was 
man als unerhörte Neuheit einzuführen beschlossen hat, erwies 
sich bei genauerm Zusehen, als irgend eine Bestimmung mittel- 
alterlicher Städteordnungen, z. B. die Einschränkung des Vor- 
kaufs, und manches andere. Dies alles drängt dazu die Kriegs- 
wirtschaftslehre auf verschiedene Wirtschaftssysteme gleichzeitig 
zu basieren, es dürfte sich nicht »von selbst verstehen, daß die 
theoretische Behandlung von dem gegenwärtigen Wirtschafts- 
system ausgehen muß«®); vielleicht ist gerade ein anderes dazu 
geeigneter, wenn man überhaupt ein bestimmtes zum Ausgangs- 
punkt wählen zu müssen glaubt. Die Zufälligkeit, daß wir in der 
Gegenwart leben, kann doch nicht gut für die Grundlagen einer 
Theorie maßgebend sein. 

Aus Eulenburgs Begriff der »Störung« folgt, daß er sich srogi: 
sätzlich nur eine begrenzte Kriegszeit vorstellen kann. Wenn man 
auch ohne weiteres zugeben mag, daß die augenblickliche Art 
der Kriegführung von den Reserven zehrt, so kann man doch 
andererseits diese Erfahrung nicht verallgemeinern. Man kann 
sich doch eine Kriegswirtschaft denken, auch die jetzige könnte 
sich so umformen, in welcher der jährliche Verbrauch an 


1) Vgl. Otto Neurath. Kriegswirtschaft (Literatur). Archiv f. Sozial- 
wissenschaft und Sozialpol. Bd. 39. S. 215. 
$) Eulenburg a.a.0. S. 352, 
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Menschen und Material gerade der Leistungsfähigkeit der 
Wirtschaft angepaßt ist. Alle Kriegs- oder Piratenstaaten 
waren z. B. so gebaut. Eulenburg hätte seine Annahme wohl 
nie gemacht, wenn er ganz allgemein die verschiedenartigsten 
Wirtschaftsformen ins Auge gefaßt hätte, statt immer nur vom 
Störungsbegriff auszugehen. Freilich, wenn ich etwas als Stö- 
rung auffasse, fühle ich mich unwillkürlich dazu gedrängt, das 
Ende eines solchen Zustandes zu bestimmen, weil es ja eigentlich 
im Wesen der »Störung« liegt, daß sie nicht ewig dauert. 

Die Eulenburgschen Leitgedanken wird man daher in der 
Schroffheit, mit welcher sie gegenteilige Anschauungsweisen 
und Methoden ablehnen, nicht ohne weiteres annehmen können. 
Es dürfte bis auf weiteres doch auch jener Anschauungsweise 
eine Daseinsberechtigung zukommen, welche sich in folgenden 
Leitgedanken ausdrücken läßt: 

Esempfiehltsich die Kriegswirtschafts- 
lehre, solange keine umfassende Theorie 
der Wirtschafts-Wissenschaften vorliegt, 
als Sonderdisziplin zu behandeln und die 
Kriegswirtschaften in ihrem Einfluß auf 
den Reichtum — d.h. auf das Realeinkommen 
die Arbeitsmühsal usw. im weitesten Sinne, und 
dessen Sicherung durch Kriegsaufwendungen — 
zu untersuchen. 

Kriegswirtschaften können als Ganze 
betrachtet sich von den benachbarten Frie- 
denswirtschaften mindestens in gleichem 
Maße unterscheiden, wie sich benachbarte 
Friedenswirtschaften von einander unter- 
scheiden können. 

Die theoretische Behandlung der Kriegs- 
wirtschaftslehre geht wohlam zweckmäßig- 
sten von möglichst vielen Wirtschafts- 
systemen aus, zumal die Kriegswirtschaften 
aller Zeiten untereinander — teils im Gan- 
zen teils in Einzelheiten — auch mit Frie- 
denswirtschaften anderer Wirtschaftssy- 
steme Verwandtschaften aufweisen. 

Kriegswirtschaften sind nichtan sich Stö- 
rungsinbegriffe, sondern können unter Um- 
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ständen ebenso wie Friedenswirtschaften 
grundsätzlich unbeschränkte Zeit andauern. 

Da solche allgemeine Sätze methodologischer Art-nur durch 
Bewährung ihre Bedeutung erlangen, soll im folgenden ge- 
zeigt werden, wie mit Hilfe derselben und: insbesondere unter 
Heranziehung der vergleichenden (santiquarischen«) Methode sich 
über die wirtschaftlichen Eigentümlichkeiten des Weltkrieges 
eine Reihe von Vorhersagen machen ließ. Ein Beweis für 
die Richtigkeit der Grundlagen ist damit freilich nicht erbracht, 
weil ja auch aus falschen Voraussetzungen richtige Sätze abge- 
leitet werden können; doch könnte eine solche Bewährung jeden- 
falls zu genaueren Erwägungen über die Brauchbarkeit der ange- 
wandten Methoden und Grundgedanken Veranlassung geben. 

Diejenigen, welche auf Grund rein verkehrswirtschaft- 
licher Anschauungen urteilten, waren teils der Ansicht, 
daß der Wirtschaftsapparat durch einen Weltkrieg rasch 
zusammenbrechen müsse, was mit dem Kriegsende gleichbedeu- 
tend wäre. Man nahm auch vielfach an, daß finanzielle Momente 
einen langen Weltkrieg unmöglich machen würden. Teils aber 
erörterte man vorwiegend die durch einen Weltkrieg bedingten 
kleineren einzelnen Störungen, Veränderungen der Noten- 
deckung usw., oder die Frage der Rohstoff- und Lebensmittel- 
beschaffung. Nur ausnahmsweise wurde von der Kriegswirtschaft 
eines Weltkrieges als einem besonderenGanzen gesprochen, welche 
eine an die Kriegsverhältnisse angepaßte Wirtschaft darstelle 
und sein eigenes Leben zu führen befähigt sei. 

Wenn man daran geht, sich von der wirtschaftlichen Zu- 
kunft ein Bild zu machen, gelangt man notgedrungen zu verschie- 
denen Möglichkeiten, weil man ja die Gegenwart viel 
zu wenig kennt, um eindeutige Schlüsse ziehen zu können. Man 
wird sich im allgemeinen darauf einschränken müssen, zu sagen, 
daß die Einrichtung A eine bestimmte Wirkung haben werde, 
die Einrichtung B eine andere, ob aber A oder B eintreten werde, 
läßt sich weit schwerer mit einiger Wahrscheinlichkeit voraus- 
sagen. | 

Es war jedoch weit leichter vor dem Weltkrieg, dessen kriegs- 
wirtschaftliche Erscheinungen vorauszuahnen, als gegenwärtig 
sich die Gestaltung der zukünftigenFriedenswirtschaft vorzustellen. 
Das rührt vor allem daher, daß der Krieg weit eindeutiger in 
‚seinen Zielen bestimmt erscheint, als der Frieden. Absperrung 
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von Außen, Zusammenfassung aller Kräfte für den Sieg und 
vieles andere ergibt sich ganz von selbst, ebenso ist die Möglich- 
keit vorhanden, das was man für einen Mißgriff hält wieder zu ver- 
bessern, so daß gewisse näher liegende Typen von Einrichtungen 
mindestens wenn der Krieg längere Zeit dauert mit ziemlicher 
Wahrscheinlichkeit verwirklicht werden. Anders im Frieden, 
wo einmal gemachte Mißgriffe langsamer verbessert werden 
und die Tradition sich stärker geltend macht, Die Kriegszeit war 
als wesentlich rationalistisch und grundsätzlich unindividualis- 
tisch vorauszusehen. Die kommende Friedenszeit dagegen wird 
einerseits kollektivistische, andererseits individualistische Ten- 
denzen aufweisen, und es ist nicht ohne weiters klar, welche 
siegen werden. 

Diese Umstände konnten vor dem Weltkriege, wenn man die 
bekannte Wirklichkeit in breitestem Maße heranzog, zum Prophe- 
zeien ermutigen. Als bedeutsamste Analogie kam der Napoleoni- 
sche Weltkrieg in Frage. Gewiß waren damals die Wirtschafts- 
verhältnisse wesentlich andere °), aber auch die Generalstäbe 
studieren immer wieder die napoleonischen Kriege, weil bei allen 
militärischen Veränderungen doch noch genügend viel an grund- 
legenden Ideen und Kräften annähernd gleich geblieben ist. 

Auf Grund solcher Analogien ließ sich nun über den Weltkrieg 
ungefähr folgendes als recht wahrscheinlich voraus- 
sagen: Daß nicht die Aufrechterhaltung der überkommenen Ord- 
nung, sondern die Sicherstellung von Kriegsmitteln und Ernährung 
für die Kämpfer und Nichtkämpfer im Mittelpunkt des Interesses 
stehen werde ; ebenso werde der Staat genötigt sein, das System der 
individualistischen Ordnung zeitweilig zurückzudrängen, um der 
Verwaltungswirtschaft Raum zu gewähren. Um Produktion und 
Konsum sicherzustellen, werde auch vor dem Arbeitszwang in Land- 
wirtschaft und Industrie wohl kaum zurückgeschreckt werden !°). 
Derartige Maßnahmen sind 'in einer Reihe früherer Kriege vorge- 
kommen, aber auch in schwierigen Zeiten der Friedenswirtschaft, 
wenn auch nicht in der dem Weltkriege vorangegangenen Frie- 
denszeit. Es war klar, daß man bereit sein würde, alle möglichen 
Einrichtungen zu schaffen, um die Bedarfsdeckung zu ermög- 
lichen. Die großen Organisationen würden zu besonderer Bedeu- 








®%) Otto Neuratb, Kriegswirtschaft (Literatur) a.a. O. S. 199. 
10) Otto Neurath, Kriegswirtschatt (Literatur). Archiv für Sozialwiss. 
und Verwaltung. 1914. S. 199. 
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tung gelangen, insbesondere das Getreidemonopol leicht eine 
entscheidende ‚Rolle spielen !). Preistaxen waren zu erwarten, 
ebenso aber auch, daß sie in mancher Hinsicht versagen würden!?). 
Daß den Zentralorganisationen im Kriege eine wichtige Rolle 
zufallen werde, war um so wahrscheinlicher, als dieselben be- 
reits als zukünftige Friedenstypen in der Form von Staatskartellen 
und Staatstrusts sich anbahnten;; je mehr Momente aber die Schaf- 
fung einer Organisation bedingen, um so wahrscheinlicher tritt sie 
ins Leben 13). Außerdem war anzunehmen, daß selbst dort, wo die 
überkommene Wirtschaftsordnung nicht wesentlich verändert 
würde, während des Krieges vor allem die benötigte Gütermenge 
für die Durchführung der Produktion entscheidend sein werde. 

Die angedeutete Schaffung von Zentralstellen, welche die 
Bedarfsdeckung zum Teil durch unmittelbare Eingriffe zu regeln 
hätten, ließ es als wahrscheinlich erscheinen, daß im Falle eines 
längerdauernden Weltkrieges sich immer mehr natural- 
wirtschaftliche Ideengänge und auf der Naturalrechnung 
basierte Verwaltungsmaßnahmen durchsetzen würden. Vor 
allem schon deshalb, weil die Armee einen großen naturalwirt- 
schaftlichen Verwaltungskörper darstellt, und sie nicht nur für 
ihre Arbeiter, sondern auch für jene der Betriebe vorsorgen würde, 
welche der Armee Kriegsmittel liefern. Um sich mit dem Gedan- 
ken der naturalen Verwaltungsmaßnahmen besser vertraut machen 
zu können, empfahl es sich aus verschiedensten wirtschaftlichen 
Epochen naturalwirtschaftliche Einrichtungen zusammmenzu- 
stellen, insbesondere solche, welche auch bei hoher Kultur möglich 
waren. In welchem Stadium eines länger dauernden Weltkrieges 
die Menge der naturalwirtschaftlichen Elemente überwiegen, in 
welchem Ausmaß eine Großnaturalwirtschaft verwirklicht würde, 
ließ sich freilich nicht voraussagen 14). Die Verwaltungswirt- 








11) Otto Neuratb, Kriegswirtschaft. Jahresbericht der neuen Wiener 
Handelsakademie 1910. S. ı8 ff. 

123) Otto Neuratfh, Einführung in die Kriegswirtschaftslehre. Wien. 
Mitteilungen aus dem Intendanzwesen. 1914. 2. Fortsetzung. 

13) Otto Neurath, Staatskartell und Staatstrust als Organisations- 
formen der Zukunft. Deutsche Wirtschaftsztg. 1910. Sp. 792 ff. 

14) Otto Neurath, Die finanziellen und wirtschaftlichen Rückwirkungen 
des modernen Krieges. Bericht über die 60. Monatsversammlung des industriellen 
Klubs. 1912. Nr. 244. S. 41. Otto Neurath, Kriegswirtschaft. Jahres- 
bericht der neuen Wiener Handelsakademie. 1910. S. 28. Otto Neurath. 
Probleme der Kriegswirtschaftslebre. Ztschr. f. d. gesamten Staatswissen- 
schaften. 1913. S. 489. 
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schaft und damit die Naturalwirtschaft mußte auch die im Kriege 
zu erwartende Ausdehnung des bargeldlosen Zahlungsverkehrs 
begünstigen. | 

Daß es zu recht einschneidender Veränderung auf dem Ge- 
biete der Wirtschaftsorganisation im angedeuteten Sinne kommen 
würde, war um so wahrscheinlicher, als man mit einem mehr- 
jährigen Weltkrieg rechnen mußte 15). Ein solcher erschien 
nicht unmöglich, da ja nur die Beschaffung der Kriegsmittel und 
der Verpflegung in Frage kam, wenn man einmal der Anschauung 
war, daß die organisatorischen Schwierigkeiten sich lösen lassen 
würden. Denn, wenn auch die napoleonischen Kriege weit zurück- 
lagen, so bewiesen sie doch, welche gewaltige Umwandlungen 
denkbar waren, wie neue Industrien entstehen, neue Erfindungem 
gemacht werden konnten. 

Dabei mußte man von vornherein mit der Möglichkeit rechnen, 
daß Deutschland und Oesterreich-Ungarn von der übrigen Welt 
abgesperrt würden; es war aber anzunehmen, daß sie diese Ab- 
sperrung zur Not aushalten könnten 1%). Daß die Handelsrechte 
der Neutralen mißachtet werden würden, wurde auf Grund hi- 
storischer Erfahrungen als ungemein wahrscheinlich angenom- 
men 17), ebenso daß man ihnen wohl nur Importkontingente für 
den eigenen Gebrauch zur Verfügung stellen würde 1%). Daß 
man Warenlager, die feindliches Privateigentum sind, nicht 
respektieren werde, wurde vorausgesetzt, auch, daß man das 
Völkerrecht während eines kommenden Weltkrieges ebenso 
wenig achten würde, wie während der napoleonischen Kriege. 

Aber auch weitere Einzelheiten ließen sich aus vielen histori- 
schen und sonstigen Erwägungen als sehr wahrscheinlich ableiten. 
Dahin gehörte z. B. die Heranziehung feindlicher ziviler Arbeits- 
kräfte in größerem Ausmaße und die damit verbundene Umwäl- 
zung der Anschauungen über den Arbeitszwang überhaupt ?°). 


18) Otto Neurath, Kriegswirtschaft (Literatur). Archiv für Sozialwiss. 
und Sozialpolitik. 1914 Bd.39. S.200. OttoNeura th, Einführung in die Kriegs- 
wirtschaftslehre. Mitteilungen aus dem Intendanzwesen. Wien 1914. 2. Fort- 
setzung. 

16, Otto Neurath, Einführung in die Kriegswirtschaftslehre. Mittei- 
lungen aus dem Intendanzwesen. Wien 1914. 2. Fortsetzung.. 

17) Otto Neurath, Probleme der Kriegswirtschaftslehre. Ztschr. f. d. 
gesamten Staatswiss. S. 462. 

18) Otto Neurath, Kriegswirtschaft. Jahresbericht d. neuen Wiener 
Handelsakademie ıgıo. S. 22 ff. 

19) Otto Neurath, Einführung in die Kriegswirtschaftsiehre, Mittei- 
lungen aus dem Intendanzwesen. Wien 1914. 2. Fortsetzung. 
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Ebenso mußte mit Boykottmöglichkeiten gerechnet werden, sowie 
mit ähnlichen Maßnahmen 2°). 

Während große organisatorische Umwälzungen in zen- 
tralistischem und unindividualistischem Sinne wahrscheinlich 
schienen, mußte auf der anderen Seite angenommen werden, 
"daß die gesamte Bedarfsbefriedigung und der Geschäftsgang 
nicht so große Veränderungen erfahren würde, als man vielfach 
annahm. Dies wurde daraus geschlossen, daß in Friedenszeiten 
die vorhandenen produktiven Kräfte nicht voll ausgenützt wür- 
den, während ein Weltkrieg alle Kräfte heranziehen könne. Die 
Reserven einer ungenügend ausnützenden Wirtschaftsform wür- 
den die Kriegswirtschaft erträglicher gestalten ?1). Diese Annahme 
wurde überdies historisch belegt, und darauf hingewiesen, daß 
es gelegentlich während des Krieges geradezu zu einem wirtschaft- 
lichen Aufschwung gekommen sei, während der Frieden die Krise 
brachte. Wenn man auch nicht gerade mit einem Aufschwung 
während des Weltkrieges rechnen konnte, so war doch mindestens 
eine erhebliche Kompensation für die Verschlechterung der Be- 
darfsdeckung vorauszusetzen. 

Die Absperrungen, die Einberufungen, die Papiergeld- 
emissionen würden überdies dahin wirken können, daß die In- 
dustrialisierung während des Krieges zunehmen könnte. 
Es würde die Konkurrenz fehlen, im Interesse der Kriegsmittel- 
produktion würde die maschinelle Ausstattung der Fabriken er- 
weitert werden 22) und reicher Gewinn winken. Diese maschinelle 
Erweiterung würde dann auch der Friedenswirtschaft ebenso 
zugute kommen wie der Neubau von Straßen und Eisenbahnen. 

Als Kompensationserscheinung wäre auch auf die voraus- 
zusehende Entschuldung des Bauernstandes hinzuweisen 2°), die 
wohl als Vorteil des Krieges gebucht werden muß, und dazu bei- 
trägt viele Erschütterungen zu beheben. s 

Daß man von vornherein mit keinen grundsätzlichen finan- 
ziellen Schwierigkeiten zu rechnen haben werde, war wohl klar, 








20) Otto Neurath, Probleme der Kriegswirtschaftslehre. Ztschr. f. d. 
ges. Staatswiss. 1913. S. 480: 

21) Otto Neurath, Kriegswirtschaft. Jahresbericht der neuen Wiener 
Handelsakademie. 1910. S. 14. 

223) Anderer Meinung Eulenburg a.a.O. 

33) Otto Neurath, Einführung in die Kriegswirtschaftslehre. Mittei- 
lungen aus dem Intendanzwesen. Wien 1912. 2. Fortsetzung. 
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da durch aufeinanderfolgende Anleihenemissionen immer wieder 
dieselben Geldmengen in die Hand des Staates gelangen könnten. 
Das sind aber Einzelheiten, welche nicht mehr mit der 
Kriegswirtschaft als einer besonderen Wirtschaftsform zu tun 
haben %). i 


Die vorstehenden Darlegungen zeigen, daß sich recht viele 
Elemente der Kriegswirtschaft des gegenwärtigen Weltkrieges 
mit einiger Wahrscheinlichkeit vorhersagen ließen. Manches 
andere freilich ist nicht in dem vorher angenommenen. 
Ausmaße eingetroffen. Wohl aber erwies sich die mit Hilfe ver- 
gleichender Betrachtungen entworfene Gesamtschilde- 
rung der Kriegswirtschaft in ihren Hauptzügen 
als zutreffend, so daß die Kriegswirtschaftslehre sowohl theo- 
retischh als auch historisch und praktisch gerechtfertigt 
erscheint. 


Für die Wissenschaft wäre es von größter Wichtigkeit, die 
Besonderheiten der Weltkriegswirtschaft zu erfassen. Es ist an- 
zunehmen, daß die Erfahrungen dieses Weltkrieges nicht mehr 
so vergessen werden, wie die kriegswirtschaftlichen Erfahrungen 
der napoleonischen und anderer Kriege und, daß neben die 
Kriegsgeschichte auch die Kriegswirtschaftsgeschichte tritt. Vor 
dem Kriege hätte freilich die Pflege der Kriegswirtschaftslehre 
mehr genützt 25). 

Die Eulenburgschen Leitgedanken scheinen nicht allen 
theoretischen und historischen Ansprüchen genügen zu können, 


2) Otto Neurath, Einführung in die Kriegswirtschaftslehre. Wien 1912. 

25) Otto Neurath, Die finanziellen und wirtschaftlichen Rückwirkungen 
des modernen Krieges. Bericht über die 60. Monatsversammlung des industriellen 
Klubs. 1912. Nr. 244. S. 47. »Solange die Kriegswirtschaftslebre keine geschlos- 
sene Disziplin bildet, wird diesen Fragen immer erst dann erhebliche Aufmerksam- 
keit geschenkt werden, bis sie aktuell sind und es daher für viele Maßnahmen 
bereits zu spät ist... ... Während die Organisation des Heeres dem einzelnen 
einen Halt gibt, der so kräftig sein kann, daß ein Truppenkörper, in dem sogar 
die Mehrzahl der Soldaten Feiglinge sind, Wunder an Tapferkeit verrichten kann, 
ermangelt unsere Wirtschaft derartiger Institutionen, und bewirkt, daß vielfach 
die Feigen, Kopflosen, die Unsozialen tonangebend werden ..... wir bedürfen 
einer Reihe typischer Institutionen, die zusammen ein geschlossenes System 
bilden müssen und nicht das Ergebnis zufälliger Einfälle, zerstreuter Konfe- 
renzen und vereinzelter administrativer Maßnahmen sein dürfen. Wir bedürfen 
aber nicht nur einer solchen Organisation, wir bedürfen auch einer kriegswirt- 
schaftlichen Strategie größten Stils... .. «wir müssen mit aller Macht für 
eine alles umfassende wirtschaftliche Kriegsbereitschaft Vorsorge treifen. Gar 
rasch kann der Moment da sein, in dem es dann heißt: zu spät!« 
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insbesondere aber dürften sie auch der zukünftigen Praxis kaum 
gerecht werden. 

In gewissem Sinne war die Schaffung der Kriegswirt- 
schaftslehre ein Programm für die weitere 
Entwicklung der Wirtschaftstheorie, welche sich 
von überkommener Beschränkung auf eine Wirtschaftsform 
endlich frei machen sollte. 
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I. Damit Erörterungen über Möglichkeit und Zielsetzung einer 
wissenschaftlichen Disziplin fruchtbar werden, muß ein gemeinsamer 
Ausgangspunkt, muß Klarheit über die Grundbegriffe vorhanden 
sein. Es ist immer einigermaßen mißlich, dies zu erreichen, wenn 
man mit der Darstellung eines Nebenzweiges, so wie es Herr Neurath be- 
absichtigt, zugleich noch eine allgemeine Methodologie und Grundlegung 
verbinden will. Doch möge es immerhin versucht werden, um zu 
einer Verständigung zu gelangen. Herrn Neurath kommt zweifellos 
das Verdienst zu, in einer Zeit auf die Kriegswirtschaft hingewiesen 
zu haben, als man sich mit diesem Fragenkomplex noch nicht beschäf- 
tigte. Sein historisches Verdienst wird auch dann nicht verkleinert 
wenn sich der Weg, den er selbst einschlägt, als nicht gangbar erwei- 
sen sollte. Zunächst handelte es sich bei dem Versuche, der unmittel- 
bar Anlaß zu diesen Erörterungen gibt, um Theorie der Kriegs- 
wirtschaft. Wirtschaftstheorie ist aber stets von Wirtschafts- 
politik und Wirtschaftsgeschichte nach Aufgaben und Methode 
zu trennen. Jene hat es mit einem abstrakten, vereinfachten 
Schema der wirtschaftlichen Elementarscheinungen, diese mit Dar- 
legung der konkreten historischen Gegebenheiten zu tun. Bei- 
des durcheinanderzuwerfen scheint mir weder für die Theorie noch 
für die Geschichte und Politik zweckmäßig. 

Hat nun eine Kriegswirtschaftslehre überhaupt die Möglichkeit, 
eine eigene Theorie der Kriegswirtschaft gleichsam von sich aus 
zu geben, losgelöst von den Vorgängen des normalen Wirtschafts- 
verlaufes? Es scheint mir darum schwer vorstellbar, weil die Kriegs- 
wirtschaft kein Dauerzustand sein kann, der, sagen wir ein Menschen- 
alter besteht. Neurath meint allerdings, daß es Piratenstaaten gegeben 
habe, daß auch das römische Weltreich in einem dauernden Kriegs- 
zustand sich befunden habe. Von ersteren wissen wir nichts. Aber 
selbst wenn schweifende Beduinenhorden oder die Hottentotten 
sich in dieser Lage befinden, so scheint es mir nicht wichtig, daß eine 
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Theorie sich mit diesen Zufallserscheinungen abgebe. Denn was jene 
Verhältnisse mit der unseren verbindet, ist schließlich ein bloßes W ort, 
aber keine sachliche Identität. Rom andererseits Scheint mir noch 
weniger heranzuziehen. Der Krieg berührte die Stadt unmittelbar 
nur die kurze Zeit der Punischen Kriege und wurde sonst außerhalb 
an der Peripherie geführt. Es waren Kolonialkriege, die auf einem 
durchaus anderen Blatte stehen. Ich finde also nicht, daß die Ein- 
beziehung solcher Fälle die Möglichkeit einer abstrakten Theorie, die 
den Krieg als eine vorübergehende Erscheinung betrachtet, irgendwie 
berührt. Jene stehen auf anderem Boden und gehen von anderen 
Ausgangspunkten aus. Sie mit Erscheinungen moderner Kultur zu- 
sammenzuwerfen bringt darum weder für jenen Zustand selbst noch 
auch für das moderne Wirtschaftssystem eine innere Aufklärung. 
Sollte man wirklich versuchen, die gemeinsamen Wirtschaftsvorgänge 
der Perser- und der Punischen Kriege, der Kreuzzüge, der Bauern- 
unruhen wie der Hottentottenfeldzüge heranzuziehen und dann mit 
den gegenwärtigen Kriegen in Vergleich zu setzen, so käme man über 
gewisse Trivialitäten nicht hinaus. Je größer der Umfang der Er- 
scheinungen, um so kleiner ihr Inhalt! Es ist eben nichts gemeinsam 
zwischen der Ernährungsfrage zur Zeit der Kreuzzüge und dem mo- 
dernen Rationierungssystem oder zwischen der Beschaffung der Be- 
kleidung zur Zeit der mittelalterlichen Römerzüge und dem modernen 
Kriege. Der innere Grund ist, daß die Wirtschaft des Krieges jedes- 
mal gänzlich von dem Wirtschaftssystem abhängt, zu dem sie gehört. 

Es gibt verschiedene aufeinanderfolgende Wirtschaftssysteme, 
die in sich gleichwertig und gleichartig sind. Ihr Wesen besteht jedes- 
maldarin,daßein Quasigleichgewicht der Unterhaltsfürsorge vorhanden 
ist, das in sich zu beruhen vermag. Die Kriegswirtschaft ist ein solch 
koordiniertes System nicht. Sie ist nur als eine modifizierte Neben- 
form eines sonst vorhandenen Wirtschaftssystems zu verstehen. 
Schon darum ist es so, weil immer nur ein Teil der Bevölkerung vom 
Kriege direkt ergriffen wird. Dabei gebe ich zu, daß an sich eine Theo- 
rie der Kriegswirtschaft auch ganz anders dargestellt werden kann, 
als es von mir versucht wird (s. w.u.). Nur das ist festzuhalten, Kriegs- 
wirtschaft als Theorie ist nur zu verstehen als Teilerscheinung eines 
Wirtschaftssystemes überhaupt. Sie hat aber keine eigenen neuen 
Grundbegriffe sui generis, sondern entlehnt sie der normalen Wirt- 
schaft. Die Lehre von der Produktion erleidet z. B. dadurch keine 
Aenderung, daß mehrere Arbeiten jetzt von einem Menschen über- 
nommen werden, oder daß die Arbeitsteilung umgestellt wird. Die 
Lehren von der Grundrente und dem Kapitalzins bleiben auch für 
die Kriegswirtschaft bestehen, selbst wenn die praktische Gestal- 
tung des Gewinnes über alle sonstigen Gepflogenheiten hinausgeht. 
Selbst die Gültigkeit der Preisgesetze bleibt dieselbe, auch wenn 
für gewisse Zeiten die Bedingung ihrer Gültigkeit, nämlich der 
freie Markt, beseitigt ist: an sich gehört zur Kriegswirtschaft eine 
solche Beseitigung noch nicht, obwohl Deutschland in der Gegen- 
wart dem ausgesetzt ist. So scheint mir das Verständnis der 
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kriegswirtschaftlichen Vorgänge immer auf genauer Kenntnis des 
Wirtschaftssystems zu beruhen, zu dem jene gehören. Auch alle 
Maßnahmen der Wirtschaftspolitik bauen stillschweigend auf jene 
theoretischen Voraussetzungen auf. Es müßte sonst gezeigt werden, 
daß die Kriegswirtschaft eigene Gesetze, eigene Begriffe, ein eigenes 
System als solches schafft, das losgelöst von der Friedenswirtschaft 
für sich bestünde. Neurath macht einen solchen Versuch auf theo- 
retischen Gebiete bisher nicht: es kann eben die Kriegswirtschaft 
nicht als ein in sich geschlossenes Dauersystem gedacht werden, 
selbst wenn einzelne afrikanische Volksstämme dauernd Krieg führ- 
ten. Soweit die Frage der Theorie. Sie abstrakt zu behandeln wird 
aber darum notwendig sein, weil nur so die ursächlichen Zu- 
sammenhänge der wirtschaftlichen Elementarvorgänge èr- 
kannt werden können. Auf sie kommt es für die Wissenschaft 
in erster Linie an, um allgemeine Erkenntnisse zu gewinnen. Mit 
einer vergleichend historischen Darstellung kommt man dem in 
keiner Weise bei. Ä 

II. Anders steht es mit den Maßnahmen der wirtschaft- 
lichen Verwaltung. Sie bilden ein Teil der formellen Wirt- 
- schaftspolitik und ihr Einfluß auf den Inhalt des Wirtschaftslebens 
soll nicht unterschätzt werden. Wenn Preistaxen festgesetzt sind, 
so ist es eben etwas anders, als wenn ein freier Markt vorhanden ist. 
Wenn ein Produktionszwang besteht, so verläuft die Güterherstel- 
lung anders als bei Gewerbefreiheit. Es ist durchaus eine Aufgabe 
der Wissenschaft, diese verschiedenen Maßnahmen der Kriegswirt- 
schaft zu ordnen, zusammenzustellen und systematisch vorzutragen. 
Ich möchte das die »Verwaltungslehre der Wirtschaft im Krieges 
nennen. Die Mehrzahl der bisherigen Darstellungen der Kriegswirtschaft 
gehört ganz zu einer solchen Verwaltungslehre. Gibt es nun eine 
eigene »Kriegswirtschaftsverwaltungslehre« als solche? Ich finde 
nicht ! Denn alle sinnvollen Maßnahmen der Verwaltung im Kriege 
knüpfen an einen bestehenden Zustand an, der immer die Voraus- 
setzung jener ist. Sonst verlieren überhaupt diese Maßnahmen der 
Verwaltung ihre Bedeutung. Die Frage der Kranken- und Unfall- 
versicherung der Eingezogenen hat nur dann einen Sinn, kann nur 
dann verständlich werden, wenn die Sozialversicherung selbst besteht 
und bekanntist. Und soallenthalben. Nun sind aber die Bedingungen, 
aus denen die Maßnahmen erwachsen und auf die sie sich zurück- 
beziehen, zeitlich ganz verschieden : zur Zeit des 7 jährigen Krieges 
in Preußen andere als im gegenwärtigen Weltkrieg in England. Wenn 
ich aber dieMaßnahmen aus dem Zusammenhange herausreiße, und rein 
äußerlich vergleichend darstelle, weil sie aus Anlaß des Kriegs im 
12. Jahrhundert im Heiligen Lande, im 16. bei den Bauerunruhen 
und dann im Ig. Jahrhundert hier und dort befolgt werden, so scheint 
mir aus einer solchen Vergleichung keine besondere Förderung der 
Erkenntnis zu erwachsen. Es ist die alte Roschersche Methode der 
»Parallelismen der Wirtschaftsgeschichtes, die Neurath von neuem 
zur Geltung bringen will. Sie findet sich in allen Werken Roschers. 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 44. 3. l 5o 


778 Franz Eulenburg, 


Aber sie hat heute keine Anhänger mehr, weil sie über eine äußere 
Klassifikation heterogener Erscheinungen nicht hinauskommt: nicht 
anders wie das Linnesche System, das den natürlichen Zusammen- 
hang der Pflanzen auseinanderreißt und sie nach äußerlichen Merk- 
malen zusammenstellt. 

Diese sogenannte sVergleichunge, die ich als antiquarische 
Methode bezeichnete, weil sie verschiedene Erscheinungsformen der- 
selben Gattung rein sammelnd und nur äußerlich zusammenbringt, ist 
danach für eine fruchtbare Darstellung der Verwaltung wie der 
Wirtschaftspolitik nicht geeignet. R 

Anders wiederum steht es mit einer Kriegswirtschafts- 
geschichte. Sie scheint mir durchaus möglich unter der Vor- 
aussetzung einer genetischen entwickelnden Darstellung und bei 
Zusammenfassung nach historischen Perioden. Also Kriegswirtschaft 
im Zeitalter der Stadtwirtschaft, zu Beginn der Neuzeit, in der Gegen- 
wart. Warum soll man solche interessante Studien künftig nicht 
energischer betreiben ? Es ist immer die Gegenwart, die die neuen 
Aufgaben für die Geschichtsforschung stellt. Aber auch diese 
Kriegswirtschaftsgeschichte wird nur verständlich auf dem Hinter- 
grund der allgemeinen Wirtschaftsgeschichte ihrer Zeit. Man kann 
gewiß Längsschnitte durch den historischen Verlauf machen und 
Agrar-, Handels-und Gewerbegeschichte einzeln darstellen. Aber immer 
bildet dann den notwendigen Hintergrund der allgemeine 
zeitliche Zusammenhang, in dem die einzelnen Teile 
mit dem Ganzen stehen. Das gilt von der Kriegswirtschaft in ver- 
doppeltem Maße. Denn der Krieg ist nun einmal nur eine Ausnahme- 
erscheinung, selbst wenn er mehrere Jahre dauert. Es macht z. B. 
für die Wirtschaft des Krieges historisch betrachtet einen elemen- 
taren Unterschied, ob er mit Söldnern geführt wird oder ob er ein 
Volkskrieg ist. Schon darum erscheint die Zusammenwerfung 
verschiedener Perioden gerade für die Wirtschaftsgeschichte des 
Kriegs ziemlich wertlos, wenn dieser elementare Umstand übersehen 
wird. Ein Krieg wie der 7 jährige, der mit Söldnern gekämpft wurde, 
nimmt in der konkreten Rückwirkung auf das Wirtschaftsleben eine 
ganz andere Stellung ein, als wenn er auf Grund der allgemeinen 
Wehrpflicht geschieht. 

Die Darstellung der Kriegswirtschaftsgeschichte verlangt darum 
erst recht eine Hervorhebung gerade des Zusammenhanges mit dem 
übrigen Wirtschaftsleben, um überhaupt verständlich zu werden. 
Die mittelalterlichen Städtekriege sind z. B. in ihren wirtschaftlichen 
Maßnahmen nur zu verstehen durch die eigentümliche Heeresver- 
fassung, die zwar den Bürgern den Dienst auf der Mauer und die 
Stellung von Waffen vorschrieb, eine Kriegsführung aber außerhalb. 
eines bestimmten Umkreises der Stadt unmöglich machte. Oder die 
finanziellen Maßnahmen Friedrich des Großen erklären sich aus der 
ganzen Geldverfassung des damaligen preußischen Staates. Siemußten 
aber zur Zeit der napoleonischen Kriege wegen der Armut der Kon- 
tinentalstaaten andere werden als in der Gegenwart. Eine solche 
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entwickelnde Darstellung der »wirtschaftlichen Maßnahmen 
im Kriegsfalle« hat durchaus ihren Wert und wird von niemanden 
bestritten werden. Nur erweist sich auch hier die Losreißung einzel- 
ner Verordnungen der Wirtschaftspolitik zu einer äußerlich verglei- 
chenden Zusammenstellung nicht als fruchtbar. Eine Isolierung 
bloßer Kriegswirtschaftsgeschichte im historischen Sinne würde auf 
ein ganz farbloses Nebeneinanderstehen einzelner Maßnahmen hin- 
auslaufen. Es würde den Zusammenhang nach Ursachen und Wir- 
kungen zerreißen und eine bloß klassifizierende Tätigkeit bedeuten. 
Sombart hat in seinem »Krieg und Kapitalismuse ein Beispiel ge- 
geben, wie man solche Probleme für eine bestimmte Zeitepoche unter 
entwicklungsgeschichtlichen Gesichtspunkten begreifen und fruchtbar 
machen kann. Aehnliche Darstellungen müßten weiter geleistet 
werden, ohne daß diese Teilarbeiten nur schon eine eigene histori- 
sche Disziplin begründen könnten. 

III. Das Ideal Neurathsist aber überhaupt ein anderes, nämlich die 
Darstellung der verschiedenen Wirtschaftsformen. Es 
sollen in dem künftigen Ausbau der Wirtschaftswissenschaften alle 
möglichen »Wirtschaftsformene beschrieben und nebeneinander- 
gestellt werden. Dann würden künftig von selbst die verschiedenen 
Kriegswirtschaften solche Formen darstellen. Was bedeutet eigent- 
lich eine Wirtschaftsform ? Es finden sich bei Neurath neben Natural- 
wirtschaft noch Merkantilismus und Liberalismus angegeben. Hier 
fehlt offenbar ein Einteilungsgrund: entweder die Art der Produktion 
(List) oder des Verkehrsmittels (Hildebrand) oder der Organisation 
(Schönberg) oder der politischen Einheit (Schmoller) sollte dafür 
maßgebend sein. Aber nicht promiscue das eine oder andere Merk- 
mal wie bei Neurath. Vielmehr müssen es wesentliche Merk- 
male sein, die eine Form von der anderen unterscheiden und ihre 
Ganzheit erfüllen: wir nennen sie darum Wirtschaftssystem. 
Für das heutige System der Verkehrswirtschaft ist nun eine Reihe 
von Merkmalen wesentlich, die anderwärts nicht vorhanden waren. 
Dazu gehört vorherrschender Großbetrieb im Gewerbe, Privateigen- 
tum an Produktionsmitteln, Trennung von Arbeitern und Unter- 
nehmern, eigene Verantwortung für das Gelingen eines Unternehmens 
und entsprechend freie Einkommensbildung. Diese Merkmale treffen 
nicht auf die Antike, nicht auf die mittelalterliche und auf die Renais- 
sancewirtschaft zu, auch nicht auf eine kommunistische. Sie bilden 
die Eigenheit des modernen Wirtschaftssystemes, das die Klassiker 
von Anfang an im Auge hatten. Das Wesentliche der Darstellung 
bildet der Ablaufdes Wirtschaftsprozesses innerhalb dieses 
Systems: der Warenzirkulation im Gegensatz zum Selbstbewirtschaf- 
ten oder zur Kundenproduktion. Diesen Wirtschaftsprozeß der Ver- 
kehrswirtschaft deutlich zu machen ist Aufgabe der theoretischen 
Nationalökonomie. Ihn auch für die Kriegswirtschaft zu fassen stellt 
sich mithin als eine notwendige Aufgabe der Theorie dar. 

Aber Beschreibung von Wirtschaftsformen ? Ist denn die Kriegs- 
wirtschaft überhaupt eine selbständige Wirtschaftsform, die als typisch 
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gelten kann und bestimmte Eigentümlichkeiten aufzeigt ? Bei einigem 
Nachdenken werden wir, wie mir scheint, diese Frage verneinen 
müssen. Welches soll z. B. die Wirtschaftsform des Kriegs von 1890/71 
gewesen sein? Die deutsche Volkswirtschaft hatte nur sehr geringe 
Aenderungen erfahren, die kaum selbständige Bedeutung für sich 
in Anspruch nehmen können. Die massenhaften Kolonialkriege, die 
England im ganzen 19. Jahrhundert geführt hat, haben die Form des 
Wirtschaftslebens nur in sehr geringem Maße beeinflußt. Ebenso- 
wenig hat der russisch-japanische wie der spanisch-amerikanische 
Krieg irgendwie neue Wirtschaftsformen hervorgebracht. Dasselbe 
ist mit den Eroberungskriegen Ludwigs XIV. oder den spanischen 
Erfolgekriegen der Fall. Hier überall erleidet das Wirtschaftsleben 
bestimmte Abänderungen. Aber es ist kaum zulässig, von einer be- 
sonderen „Wirtschaftsform des Kriegs« im Gegensatz zu der des 
Friedens zu sprechen. Nicht einmal in dem gegenwärtigen Weltkrieg 
möchte ich eine solche Form als typisch gelten lassen. Vielmehr ist 
die konkrete Wirkung des Wirtschaftskrieges gänzlich verschieden 
auf England und Japan, auf Rußland und auf die Mittelmächte. Wir 
hätten auch jetzt kaum eine solche Sonderform größeren Stils gehabt, 
wenn etwa der Krieg im Frühjahr 1915 zu Ende gewesen wäre.. Jedes 
Land hat an sich eine andere Form des Wirtschaftens, hat darum 
auch andere Wirtschaftsmaßnahmen vorgenommen, die von den 
veränderten Bedingungen abhängen. Das System der Rationierung 
wie der Zwangsproduktion ist diesem Kriege durchaus nicht wesent- 
lich, sondern nur den besonderen Verhältnissen der belagerten Festung 
entsprungen, unter denen sich die Mittelmächte befinden. All das, 
was Neurath glaubt als charakteristisch für diesen Krieg heranziehen 
zu können, hat z. B. für England, wo noch der freie Markt besteht, 
gar keine Gültigkeit: weder was das Geldwesen noch die Finanzen, 
noch das Ernährungsproblem anbetrifft. Es gibt nr historische 
Wirtschaftsformen für die einzelnen Länder, aber keine allge- 
meine Kriegswirtschaftsform einer bestimmten Zeit. Oder aber, 
man muß eben den Versuch machen, ein abstraktes Schema 
eines bestimmten Wirtschaftssystemes unter dem Einfluß des Krieges 
gedanklich zu fassen. Das abstrakte Schema paßt dann auf alle Ver- 
hältnisse des gleichen Wirtschaftssystems. Es wird auf Allge- 
meingültigkeit Anspruch erheben können, ohne den einzelnen Volks- 
- wirtschaften im Konkreten gerecht werden zu wollen. Einen sol- 
chen Versuch stellt mein Aufsatz dar, den ich keineswegs als einen 
endgültigen ansehen möchte. Nur fand sich bisher kein besserer. 
Und die Neurathschen Wirtschaftsformen vermögen am allerwenig- 
sten dafür einen Ersatz zu bieten. 

Neben dieser abstrakten Theorie, die sich ihres Zusammenhanges 
mit dem Wirtschaftssystem bewußt bleibt, wird der Versuch geherf, 
die Wirtschaftsverfassung und die Wirtschaftspolitik der einzelnen 
Länder im Kriege zu beschreiben. Nicht anders wie es auch eine 
Krisengeschichte der einzelnen Länder gibt. Das gehört zu einer 
beschreibenden Wirtschaftsgeschichte, wie sie in Deutschland vom 
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Kriegsministerium vorbereitet wird, und jedenfalls auch in anderen 
Ländern erscheinen wird: Teile der Verwaltungslehre und der Wirt- 
schaftspolitik, die gewiß sehr interessant sind, jedoch kaum eine 
Sonderdisziplin der »Kriegswirtschaftslehre« rechtfertigen können. 

Wirtschaftsformen aber, die nur die verschiedenartige Wirt- 
schaftspolitik eines Landes als Unterschiede zulassen, also Merkan- 
tilismus und Liberalismus, scheinen mir überhaupt keine geeignete 
Klassifikation abzugeben, sondern bringen heterogene Dinge zusam- 
men. Es fragt sich zudem, woher denn die Kategorjen einer solchen 
Beschreibung der Kriegswirtschaft genommen werden. Was soll 
beschrieben werden? Es müßte dafür ein abstraktes Schema zu- 
grunde gelegt werden, wenn nicht rein zufällige Daten herausgegriffen 
und aufgereiht werden. Sollen aber die Verwaltungsmaßnahmen 
auf dem Gebiete des Agrarwesens, Gewerbes, Handels, Geldes und. 
Kredites geschildert werden? Dann vermag man nicht zu ersehen, 
wie weit überhaupt Krieg und Frieden unterschiedliche Wirtschafts- 
formen schaffen. Nach alldem scheint mir, so weit wenigstens bisher 
Neurath sich geäußert hat, die Lehre von den Wirtschaftsformen 
eine eigene Kriegswirtschaftslehre nicht begründen zu können. Sie 
vermag einen Ersatz für die Theorie nicht zu geben, und ist auch 
für eine Darstellung der Wirtschaftspolitik und Wirtschaftsgeschichte 
bisher wenigstens keine geeignete Grundlegung. 

IV. Aber der große Wert der Kriegswirtschaftslehre, die Neu- 
rath begründen will, soll in der Politik der Zukunft, d.h. 
in der richtigen Vorbereitung auf die zukünftige Kriegswirtschaft . 
liegen. Das scheint mir nun am allerfragwürdigsten. Wie hätte die 
Beschäftigung mit den napoleonischen Kriegen den geringsten Finger- 
zeig geben können, was wir wirtschaftlich in diesem Kriege anfangen 
sollen ? Schon technisch stehen wir vor einen Novum. Für Schützen- 
grabenkrieg, Aufklärungsdienst durch Flugwesen, Unterseeboot- 
krieg, fehlte jede Analogie. Die Heerführer der Gegenwart müssen 
die meisten Maßnahmen militärischer Art improvisieren, da die ge- 
schichtliche Erfahrung völlig versagt. Mit dem Wirtschaftsleben 
steht es aber noch weit schlimmer. Der agrarische Zuschnitt vor 
100 Jahren gestattet keine Parallele mit der industriellen Entwick- 
lung der Gegenwart, weder was Lebensmittelversorgung noch Roh- 
stoffbeschaffung, was Finanzmaßnahmen oder Umstellung der In- 
dustrie anbetrifft. Das eingehende Studium der Kontinentalsperre 
mit ihren wirtschaftlichen Folgen scheint mir weder für England 
noch für Deutschland unmittelbar nützlich gemacht werden zu können. 
Kaum ein Fehler, den man in der Gegenwart beging, würde durch 
solche kriegswirtschaftsgeschichtliche Studien vermieden worden 
sein. Denn selbst wenn Analoga mit der Gegenwart vorhanden waren, 
so würde doch in jedem Falle erst wieder zu untersuchen sein, wie weit 
der Zustand wirklich ähnlich ist und welche Aenderungen angebracht 
werden müssen. Die Entscheidung darüber würde ganz und gar aus 
dem unmittelbaren Erfassen der Gegenwart selbst zu geschehen ha- 
ben. Gewiß hat jede Beschäftigung mit der Geschichte eine Er- 
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weiterung des Horizontes zur Folge. Sie wirkt wie eine Reise in 
fremde Länder: vertieft nicht nur den Gesichtskreis, sondern vermag 
auch von Vorurteilen zu befreien. Insofern ist geschichtliches Studium 
notwendig. Nur der unmittelbare Nutzen scheint mir recht gering. 

Die Historiker sind zudem meist recht schlechte Politiker, wie 
der gegenwärtige Krieg von neuem deutlich zeigt. Der Wirtschafts- 
historiker vollends ist zum unmittelbaren Gesetzgeber seiner Zeit 
hervorragend schlecht geeignet: über das Studium der Vergangen- 
heit pflegt meist das der eigenen Zeit zu kurz zu kommen und deren 
Triebkräfte und Wesenheiten finden nicht hinreichend Würdigung. 
Im Gegenteil, die Beschäftigung mit der Vergangenheit hindert das 
unmittelbare Erleben, bindet uns an die Formen: der Vergangenheit, 
die für Gegenwart und Zukunft meist schon veraltet sind. Die eigene 
Zeit verlangt etwas Neues, etwas Unhistorisches. Es ist nicht Zufall, 
daß die Beschäftigung mit der Vergangenheit überwiegend konser- 
vativ macht und den Blick rückwärts richtet, während die Politik 
im Gegenteil vorwärts schauen das Nochnichtgewordene vorweg 
nehmen und in der Phantasie gestalten muß. So scheint mir die 
Beschäftigung mit der Vergangenheit für die Vorbereitung auf den 
Wirtschaftskrieg weit weniger erforderlich zu sein als ein intensives 
Einstellen auf die unmittelbare Gegenwart. Aus dieser fließen erst alle 
Maßnahmen, die man für die Zukunft wird aufstellen können. Kar- 
telle und Eisenbahn hat es auf den früheren Wirtschaftsstufen eben- 
sowenig gegeben, wie das moderne Bankwesen. Diese gestalten aber 
die Wirtschaftsführung im Kriege notwendig anders. -Das Verstehen 
der eigenen Zeit verlangt ein besonderes Organ, ein besonderes Ein- 
fühlen, das mit den Mitteln der historischen Methode, mag es 
die genetische des Werdens, oder die klassifizierende des Vergleichens 
sein, nicht erreichbar wird. Alle notwendigen Maßnahmen der 
zukünftigen Wirtschaftspolitik können nicht aus einem Studium 
der Vergangenheit geschöpft werden, sondern nur aus einer völligen 
Beherrschung der Gegenwart. 

Dazu kommt eine letzte Erwägung. Der größte Teil der Maß- 
nahmen, die man in der Gegenwart seitens der Mittelmächte trifft, 
haben ihre Analogie überhaupt nicht in der vergangenen Kriegs-' 
wirtschaft, sondern in der Friedenswirtschaft der mittelalterlichen 
Stadt, bezüglich des Zeitalters des Merkantilismus. Eine Kriegs- 
wirtschaftsgeschichte, die also vor allem die Maßnahmen des Krieges 
der Vergangenheit schildert, müßte gerade an dem vorbeigehen, was 
in der Gegenwart gebraucht wird. Georg von Below hat in einer sehr 
anregenden Studie die Aehnlichkeiten der mittelalterlichen Stadtwirt- 
schaft mit der modernen Kriegswirtschaft in den Vordergrund ge- 
stellt. Aber eben nicht eine besondere Kriegswirtschaftsgeschichte 
hat dazu die Hand geboten, sondern die Durchmusterung des ver- 
gangenen Wirtschaftslebens selbst. Am allerwenigsten ist aber das 
Studium der Vergangenheit nach Kriegs- und Friedenswirtschaft 
zu trennen, um wirklich unsere historische Erfahrung zu erweitern. 
Geschaffen werden jedenfalls alle kriegswirtschaftlichen Maßnahmen 
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unabhängig von der Vergangenheit aus dem unmittelbaren Bedürf- 
nis der Gegenwart selbst. Die zu kennen, macht zum Politiker weit 
tauglicher, als die beste Kenntnis früherer Zeiten. Die historische 
Methode führt eher davon ab, als daß sie es-fördert. Es ist das in 
keiner Weise ein Einwand gegen das geschichtliche Studium als 
solches. Jedoch um das für die Zukunft Geeignete auszuwählen, werden 
sich die maßgebenden Stellen weit mehr mit einem Verständnis der 
Gegenwart selbst erfüllen müssen. 

V. Aber allerdings möchte ich zugeben, daß man die Theorie 
der Kriegswirtschaft gedanklich ganz anders behandeln kann, als es 
in dem Versuch geschehen ist, der unmittelbar den Anlaß zu dieser 
Diskussion gibt. Etwa folgendermaßen. Wir stellen uns vor, daß 
eine Volkswirtschaft auf der Höhe des modernen Kapitalismus in 
allen ihren Teilen auf den Krieg und nur auf den Krieg eingestellt ist. 
Also: alle Produktionsmittel sind von vornherein, beschlagnahmt, 
der Außenhandel geschieht für Rechnung und unter Verantwortung 
des Staates bezüglich des Kriegsamtes. Die Zuteilung der Beschäf- 
tigung von Mann und Frau ist zivildienstlich nach einheitlichen Grund- 
sätzen geregelt. Es findet von Anfang an eine Verteilung der Rationen 
statt. Die ganze Produktion hat nicht mehr die Aufgabe, die private 
Unterhaltsfürsorge nach Maßgabe des Einkommens zu erfüllen, 
sondern geschieht ausschließlich nach Zweckmäßigkeiterwägungen. 
Arbeitszeiten und Arbeitslöhne sind einheitlich geregelt. Entsprechend 
arbeiten die Betriebe nur für die Aufgaben der Kriegsverwaltung, 
die dabei auch die nicht unmittelbar am Kriege beteiligten Schichten 
berücksichtigt. Die Preisfestsetzungen geschehen nach der Wäh- 
rungsmünze aber wiederum durch Taxen und nach Grundsätzen der Ob- 
rigkeit. Entsprechend bleiben die Ueberschüsse der Unternehmungen 
in Händen des Staates, der den bisherigen Besitzern eine Verzinsung 
des Anlagekapitals gewährt, im übrigen die Kriegsgewinne aber selbst 
einsteckt. Kurz, wir versuchen, einen wirklich isolierten Staat bei 
Ausschluß der Privatbetriebe unter einheitlicher militärischer Füh- 
rung uns vorzustellen. Wir untersuchen dies Idealbild nach Produk- 
tion und Konsumtion, nach Umlauf und Verteilung der Güter; wir 
nehmen eine Kriegsrechnung vor. Wir suchen gleichzeitig festzu- 
stellen, wie lange und unter welchen Bedingungen diese reine Kriegs- 
wirtschaft bestehen kann. Ich gebe zu, daß ein solcher theoretischer 
Versuch vor dem meinigen manchen Vorteil bietet. Es handelt sich 
hier nicht um eine zeitweilige Störung des normalen Verlaufes. Viel- 
mehr würde dadurch eine reine Kriegswirtschaft losgelöst von 
aller sonstigen Wirtschaft bestehen: d. h. das ganze Volk bildet mit 
Frau und Kindern, mit Nichtwirtschaftenden und Kriegsunfähigen 
ein einziges Heerlager, das, um bestehen zu können, natürlich wirt- 
schaften muß. Man kann an eine belagerte Festung denken und 
vielleicht von einer sFestungswirtschafte sprechen. Es ist ein 
reines Gedankending, das offenbar so niemals Wirklichkeit werden kann, 
dem aber in manchen Beziehungen die Wirklichkeit der -beiden Mittel- 
mächte ziemlich nahe kommt. 
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Gleichwohl bietet dieses Bild zwei innere Schwierigkeiten. Ein- 
mal muß es nämlich, wie bei Fichtes geschlossenem Handelsstaat, von 
einem beliebig angenommenen Zustande ausgehen: z. B. muß es vor- 
aussetzen, daß eine Nahrungsmittel nicht ganz aus sich geliefert wer- 
den, oder Rohstoffe teilweise von auswärts kommen. "Es muß ebenso 
eine bestimmte Verteilung der Betriebe als eine historische Gegebenheit 
zugrunde gelegt werden. Es würde also wiederum an ein bestehendes 
Wirtschaftssystem anzuknüpfen sein, und zwar vermutlich an das ge- 
genwärtige, das uns nun einmal unmittelbar vertraut ist. Hier besteht 
offenbar eine Willkürlichkeit in den Annahmen, die sich nicht be- 
seitigen läßt. Die zweite Schwierigkeit besteht darin, die Zeitdauer 
zu bestimmen, die dieses Gebilde funktionieren soll. Von der Zeitdauer 
hängt aber die Möglichkeit seines Bestehens wesentlich ab. Auch 
hier müßten also einige willkürliche Annahmen gemacht werden, 
d. h. es würden in diesem theoretischen Bilde zwei Faktoren auf- 
treten, die der jeweiligen Wirklichkeit nachgebildet werden, mithin 
zufällige sind. Aber unter dieser doppelten Voraussetzung würde 
eine solche Theorie recht lehrreich sein und manchen neuen Zusam- 
menhang aufdecken. Es .würde die Konstruktion eines reinen 
ıkriegssozialistischen Staates auf Zeite sein. 
Ihn könnte man als Idealfall einer reinen Kriegswirtschaft ansehen, 
und mit diesem Phantom dann die Wirklichkeit kontrastieren. Einst- 
weilen scheint mir aber der von mir gewälte Weg vorzuziehen: d.h.das 
vorhandene Verkehrssystem zugrunde zu legen und an ihm die mög- 
lichen Abweichungen aufzuzeigen, die jeder Krieg, mag er die 
Volkswirtschaft treffen unter welchen Voraussetzungen er will, her- 
vorrufen kann. Ein solches Bild ergibt ebenfalls für alle möglichen 
Kriegsfälle eine Allgemeinvorstellung über die Aenderungen, die der 
Krieg am Wirtschaftsprozeß selbst hervorruft. Das aber ist die theo- 
retische Aufgabe. Daneben bleibt die Darstellung der Verwaltungs- 
maßnahmen für die einzelnen Länder wie die ihres geschichtlichen 
Verlaufes als eine weitere wissenschaftliche Aufgabe bestehen. 

VI. Aus den vorangehenden Betrachtungen ergeben sich einige 
Konsequenzen, die wir noch einmal ausdrücklich feststellen wollen, 
um eine grundsätzliche Verständigung zu erzielen. 

I. Eine selbständige Kriegswirtschaftslehre mit einer einheit- 
lichen Methode kann es nicht geben. Sie müßte theoretisch wie prak- 
tisch den Zusammenhang zerreißen, auf den es gerade bei dieser Er- 
scheinung ankommt. Theoretisch insofern, als der Krieg auf dem 
Gebiet des Wirtschaftslebens keine eigenen Kategorien schafft, die 
für sich bestehen können ; praktisch insofern, als alle Maßnahmen 
der Wirtschaftspolitik unmittelbar an die vorangehende Friedens- 
wirtschaft anknüpfen und nur durch sie Sinn und Bedeutung erlangen., 

2. Es kann am allerwenigsten eine einheitliche Methode für die 
Erfassung der kriegswirtschaftlichen Erscheinungen geben. Die 
Methode, vergleichende Beispiele aus allen möglichen Zeiten heran- 
zuziehen (antiquarische Methode«), verwischt das Eigenartige des 
historischen Geschehens, das immer an Zeit und Umstände gebunden 
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ist. Aeußere Aehnlichkeiten der einen oder anderen Art lassen die 
ursächlichen Beziehungen nicht erkennen, auf die es für die Er- 
kenntnis der Wirtschaft ankommt. 

3. Ein unmittelbares Lernen aus der Vergangenheit für die Zu- 
kunft ist auf dem Gebiet der Kriegswirtschaft schwerlich zu erwar- 
ten; die Zukunft befindet sich unter besonderen, früher nicht da- 
gewesenen Bedingungen die ein eigenes unmittelbares Erleben und Er- 
fassen zur Voraussetzung haben. Dazu kommt, daß jeder Krieg als 
ein Ausnahmezustand auch unter Ausnahmeverhältnissen steht, und 
sich schon darum in derselben Form und unter derselben politischen 
Konstellation kaum wiederholen wird. 

4. Vielmehr wird eine Behandlung der Kriegswirtschaft immer 
nur im Rahmen der allgemeinen Volkswirtschaft möglich sein, zu 
der sie gehört. Die Theorie muß den Kriegsfall als eine bestimmte 
Umartung des jeweiligen Wirtschaftssystems betrachten. Um die 
moderne Kriegswirtschaft zu verstehen, ist das System des Tausch- 
verkehrs, der Kapitalismus, der unternehmungsweisen Produktion 
mit Privateigentum zugrunde zu legen ; daraus ergeben sich dann 
allgemeingültige Resultate. 

5. Die Maßnahmen der Wirtschaftspolitik im Kriege anderseits 
gehören in die Verwaltungslehre; sie sind immer im Zusammenhang 
mit dem übrigen wirtschaftlichen Vorgehen zu begreifen, von dem sie 
wiederum nur eine bestimmte Umartung darstellen. Eine lediglich 
klassifizierende Behandlung dieser Verwaltungsmaßnahmen ver- 
spricht keinen wesentlichen Aufschluß, weder nach der historischen 
noch nach der zukunftspolitischen Seite. 

6. Auch Kriegswirtschaftsgeschichte ist nicht für sich zu trennen, 
sondern nur .als Glied der allgemeinen Wirtschaftsgeschichte zu 
betrachten. Die Gründe sind die gleichen, warum auch eine isolierende 
Kriegswirtschaftspolitik wenig ertragreich erscheint. 

7. Es wird künftig nötig sein, in der theoretischen National- 
ökonomie das einzigartige Experiment des Krieges mehr zu berück- 
sichtigen als es bisher geschehen ist. Es lehrt, tatsächlich einen ganzen 
Teil der wirtschaftlichen Erscheinungen, wie Preise, Zirkulation, 
Verteilung, neu zu beleuchten. Ebenso wird es nötig sein, die prak- 
tischen Maßnahmen der Kriegswirtschaft bei den einzelnen Kapiteln 
der Wirtschaftspolitik gebührend zu berücksichtigen, da manches 
sich auch in die Friedenswirtschaft hinüberrettet. Insofern bereichert 
nach beiden Seiten der Krieg unsere Erfahrung in ungeahnter Weise. 

8. Es wird endlich auch nötig sein, die Vergangenheit mehr 
nach dieser Seite zu erforschen und dadurch der Wirtschaftsge- 
schichte neue Fragen abzugewinnen. Aber es ist durchaus festzuhalten, 
daß Wirtschaftstheorie, Wirtschaftspolitik und Wirtschaftsgeschichte 
drei verschiedene Seiten ausmachen, die nicht in einem zu behandeln 
sind, ohne die Erkenntnis des ganzen zu gefährden. Eine selbständige 
Disziplin vermag daraus in keiner Weise zu erwachsen, so sehr auch 
unsere Erfahrung durch diese neuen Erkenntnisse bereichert wird. 


786 


LITERATUR. 


Neuere Literatur zur Bevölkerungslehre und 
Bevölkerungsstatistik 


Besprochen von 


P. MOMBERT. 


. Schriften der Zentralstelle für Volkswonl- 


fahrt. H. 12 der neuen Folge. Die Erhaltung und 
Mehrung der deutschen Volkskraft. Verhand- 
lungen der 8. Konferenz vom 26.—28. Oktober IgI5. Berlin, 
Carl Heymanns Verlag. M. 7.—. 8°. VII, 291 S. 


. Frauenberufsfrage und Bevölkerungspoli- 


tik. Jahrbuch des Bundes Deutscher Frauenvereine. für 1917. 
Verlag B. G. Teubner, Leipzig 1917. M. 4.—. 8°. VI, 117 S. 


. Bericht des ersten deutschen Kongresses 


über Bevölkerungsfragen zu Darmstadt am 7., 8. 
und 9. November 1916. Herausgegeben von Oberbürgermeister 
Dr. Glässing. Falken-Verlag, Darmstadt 1917. 8°. 87 S. 


. Des deutschen Volkes Wille zum Leben. Be- 


völkerungspolitische und volkspädagogische Abhandlungen über 
Erhaltung und Förderung der deutschen Volkskraft. Herausgeg. 
von Martin Faßbender, Freiburg i. Br., Herdersche Verlagsbuch- 
handlung 1917. 8°1. X. 13.50. XVIII, 836 S. 


Ehe und Volksvermehrung. M.-Gladbach, Volksvereins- 


IO. 


Verlag. 8°. 1916. Drei Teile. 


.Mausbach, Ehe und Kindersegen vom Standpunkte der 


christlichen Sittenlehre. M. 1.20. 61 S 


. Sticker, Geschlechtsleben und Fortpflanzung vom Stand- 


punkte des Arztes. M. 1.20. 76 S. 


. Hitze, Geburtenrückgang und Sozialreform. M. 4.50. 244 S. 
. Kriegsschriften des Bundes für Mutterschutz. Helene Stöcker. 


Moderne Bevölkerungspolitik. Berlin 1916. Osterheld Verlag. 
8°. M. —.30. 12 S. 


. Ebenda. Stillich, Die Bevölkerungsfrage und der Krieg. - 


8°. M. —.30. 8 S. 
Seeberg, Volkserhaltung und Volksvermehrung. K. Curtius 
Verlag, Berlin 1916. 8°. M. —.60. 34 S. 


"Neuere Literatur zur Bevölkerungslehre und Bevölkerungsstatistik. 787 


II. 


I2. 


I3. 


I4. 


I5. 


I6. 


I7. 
18. 


IQ. 


20. 


2I. 


22. 


23. 


24. 


25. 


26. 


27. 


28. 


Harpf, Die Grundlehren der Kriegswirtschaft und der Gebur- 
tenausfall. Verlag Theod. Gerstenberg. Leipzig 1917. 8°. M. 2.50. 
136 S. 

Kreusch, Mehr Särge als Wiegen. Karlsruhe, Verlag der 
Maklotschen Buchhandlung 1916. 8°. M. —.60. 53 S. 
Haneld, Zur Frage der Geburtenbeschränkung und Lebens- 
haltung in Beamtenfamilien. Berlin 1916, Verlag von Franz 
Vahlen. 8° 1. M. 2.20. 44 S. 

Teuerungszulagen und Bevölkerungspolitik. 
Ein Wort für unsere darbenden Beamtenkinder. Von einem mitt- 
leren Beamten. III. verbess. Auflage. Preußische Verlags- 
anstalt. Berlin I9I7. 8°. M. —.75. 106 S. 

Kirstein, Der Geburtenrückgang. Die Zukunftsfrage Deutsch- 
lands. Marburg 1917. Elwertsche Verlagsbuchhandlung. 8°. 
M. —.50. 30 S. 

Lönne, Deutschlands Volksvermehrung und Bevölkerungs- 
politik vom nationalökonomisch-medizinischen Standpunkt. Wies- 
baden 1917, Verlag von J. F. Bergmann. 8°1. M. 2.80. 67 S. 
Stoffers, Wiewohnen kinderreiche Familien ? Herausgeg. von 
der Vereinigung für Familienwohl in Düsseldorf. 8%. 1917. 52 S. 
Rosenkranz, DBevölkerungsfrage und Schule. Halle 1917, 
Verlag von H. Schroedel. 8°. M. 1.50. 16 S. 

Bumm, Das deutsche Bevölkerungsproblem. Rektoratsrede. 
Berlin 1917, August Hirschwald Verlag. 8°. M. 2.—. 48 S. 
Muckermann, H. Der biologische Wert der mütterlichen 
Stillpflicht. Freiburg i. Br. 1917, Herdersche Verlagsbuchhand- 
lung. 16°. M. 1.20. 70 S. 

Hueppe, Deutschlands Volkskraft und Wehrfähigkeit. Berlin 
1916, Verlag A. Hirschfeld. 8°. 1. M. 2.40. 70 S. 

Mayet, Die Sicherung der Volksvermehrung. Bibl. für soziale 
Medizin. H. Io. Berlin 1914. Allg. mediz. Verlagsanstalt. 8°. 
M. —.80. 32 S. 

Rosentahl, Mutterschaft. Ein volkswirtschaftliches Problem 
der Gegenwart. Breslau 1917. Verlag von Preuss und Jünger. 
8°. M. —80 37 S. 

Zeiler, Gesetzliche Zulagen für jeden Haushalt. Plan und 
Begründung einer Beihilfenordnung. Stuttgart 1916, Verlag von 
J. Heß. 8°. M. 1.—. 88S. 
KuczynskiundMansfeld, Der Pflichtteil des Reiches. 
Ein Vorschlag zur praktischen Bevölkerungspolitik. Berlin 1917, 
Verlag von J. Springer. 8°. M. 1.40. 42S. 

M. Meyer, Das Zölibat der Lehrerin. Tatflugschriften 18. 
Jena 1917, E. Diederichs Verlag. 8°. M. 1.—. 47 S. 
Vaerting, Der Männermangel nach dem Kriege. Seine Ge- 
fahren und seine Bekämpfung. Verlag der ärztl. Rundschau. 
O. Gmelin, München 1917. 8°. M. 2.—. 84 S. 

Mataré, Ein Beitrag zur Kenntnis des Bevölkerungswesens im 


Kriege. München 1917, J. Lindauer Verlag. 8°. M. 1.50. 32 S. 


788 P. Mombert, 


29. Beusch, Wanderungen und Stadtkultur. Eine bevölkerungs- 
politische und sozial-ethische Studie. Volksvereinsverlag, M.- 
Gladbach 1916. 8°. M. 1.20. 112 S. 

30. Wachowiak, Die Polen in Rheinland-Westphalen (ohne Jahr) 
Borna-Leipzig, Verlag von R. Noske. 8%. M. 3.—. 108 S. 

3I. Hacke, Die Verschiedenheit der deutschen und der slavischen 
Volksvermehrung in Oesterreich. Stuttgart 1916, Verlag von 
F. Enke. 8°]. M. 3.—. 818. | | 

32. Statistik der Stadt Zürich H ıg. Die Zürcher 

` Heiraten. Statistische Untersuchungen nebst internationalen 
Vergleichen und geschichtlich-methodischen Rückblicken auf die 
Heiratsstatistik mit 15 graphischen Darstellungen. Bearb. von 
Dr. W. Feld. Zürich 1916, Komm.-Verlag, Rascher u. Co. 

8°. Fr. 2.—. 262 S. 

33. Burgdörfer, Das Bevölkerungsproblem und seine Erfas- 
sung durch Familienstatistik und Familienpolitik mit besonderer 
Berücksichtigung der deutschen Reformp!äne und der französi- 
schen Leistungen. München 1917, Verlag von A. Buchholz. 8°. 
M. 6.—. X, 254 S. 

34. Dyck, S., Bevölkerungsprobleme. Studien und Glossen zur 
Geburtenfrage Breslau 1917. Verlag von Preuss und Jünger. 
8°. M. 1.20. 47 S. 

35. Krafft, L., Bevölkerungsprobleme. Eine bevölkerungstheo- 
retische Abhandlung über den Begriff der Uebervölkerung und 
Untervölkerung. Tübingen 1917 Verlag von J.C.B. Mohr. 
8°. M. 3.—. I09 S. j 

36. Wolf, J., Nahrungsspielraum und Menschenzahl. Ein Blick 
in die Zukunft. Stuttgart 1917. Verlag von F. Enke. 8°]. M. 1.40. 
37 S. 

37. Maesser, Die Bevölkerung des Kreises Schleusingen, vornehm- 
lich im 17. Jahrh. Diss. Halle 1916. 8°. 102 S. 


Die in den letzten beiden Jahren erschienene Literatur aus dem 
Gebiete der Bevölkerungslehre trägt mit wenigen Ausnahmen einen aus- 
gesprochen bevölkerungspolitischen Charakter und zwar vor allem 
im Hinblick auf die Fragen und Probleme, wie sie hinsichtlich des 
deutschen Volkswachstums durch den Krieg und seine Folgen auf- 
geworfen worden sind. War die vorher erschienene Literatur im we- 
sentlichen durch die Tatsache des Geburtenrückganges allein beein- 
flußt worden, so kommt nun noch ein doppeltes hinzu, um die Gefahren, 
welche dieser mit sich bringt, doppelt bedrohlich erscheinen zu lassen. 
Das eine ist, als rein machtpolitisches Moment, der große Einfluß, 
den in diesem Kriege die gewaltige Ueberzahl unseres östlichen Nach- 
barn für den Gang der kriegerischen Ereignisse ausübte, das zweite 
ist der große Menschenverlust, den auch wir durch diesen Krieg er- 
litten haben und der auf lange Jahre hinaus Ehen- und Geburtenhäu- 
figkeit und damit auch das Volkswachstum Deutschlands ungünstig 
beeinflussen muß. Diese Momente kommen also noch hinzu um für 
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viele den bisherigen Geburtenrückgang in einem noch weit bedroh- 
licheren Lichte erscheinen zu lassen als bisher. In diesem Zeichen stehen 
die meisten der Schriften, die im folgenden besprochen, werden sollen. 
Ein tieferes Eingehen auf die wirtschaftlichen Zusammenhänge finden 
sich fast nirgends; die Frage, welche Grenzen denn unser Volkswachs- 
tum habe, wovon der Nahrungsspielraum der deutschen Volkswirt- 
schaft in seiner Größe abhänge und welche Aussichten für seine Er- 
weiterung vorhanden sind, wird fast nirgends aufgeworfen ; statt dessen 
wird immer nur die eine Frage erörtert, wie man dem Geburtenrück- 
gang auf gesetzgeberischem Wege entgegentreten kann. Es ist natürlich 
nicht ohne einen gewissen Wert, wenn heute schon diese verschiedenen 
Möglichkeiten in so eingehender und, was die technische Durchführung 
anlangt, gründlicher Weise besprochen werden. Da aber alle diese 
Vorschläge in viel zu geringem Maße darauf eingehen, wie diese auf 
den Nahrungsspielraum, im besonderen auf die Kapitalbildung ein- 
wirken, da sie einfach glauben, Geburtenhäufigkeit und Volkswachs- 
tum gleichsetzen zu können, so bedürfen sie doch einer mehr oder 
weniger durchgreifenden kritischen Prüfung. 

In sehr umfassender Weise hat sich bereits im Herbste ıgı5 die 
Zentralstelle für Volkswohlfahrt mit diesen Fragen 
beschäftigt. Unter dem Titel »Mehrung und Erhaltung 
der deutschen Volkskraft« wird nicht nur die eigentliche 
Mehrung des Nachwuchses behandelt, sondern auch seine Erhaltung 
und Kräftigung, der Schutz der Volksgesundheit und die Hebung der 
Rasse. Diesem großen Programm gegenüber wird in dem Vorwort 
mit Recht gesagt, daß eine solche Veranstaltung nicht in der Lage 
sei, eine Frage von solcher Bedeutung zu erledigen, daß es nur ihre 
Aufgabe sein könne, damit den Auftakt zu einer Arbeit zu geben, 
die später weitere Kreise zusammenführen müsse. 

Die Referate über die Mehrung des Nachwuchses wurden von 
Prof. Oldenberg und Stabsarzt Dr. Christians erstattet. Sachlich 
konnten beide natürlich nicht viel Neues bieten, nachdem diese Fragen 
in den letzten Jahren eine so ausgiebige Behandlung erfahren hatten. 
Oldenberg gegenüber muß ichwiederum, wie schon mehrmals, betonen, 
daß ihm der Zusammenhang zwischen Wohlstand und Geburten- 
häufigkeit, wie ihn die sog. Wohlstandstheorie behauptet, immer noch 
nicht klar geworden ist; er könnte sonst nicht, wie er es in seinem 
Referate tut, davon sprechen, daß zur Erklärung des Geburtenrück- 
ganges neben dieser Wohlstandstheorie u. a. auch noch die Rationali- 
sierungstheorie in Frage komme. Er sieht immer noch nicht, so nach- 
drücklich ich dies bereits in allen meinen diesbezüglichen Arbeiten 
hervorgehoben habe, daß es sich bei der Heranziehung des Wohlstandes 
zur Erklärung des Geburtenrückganges um gar nichts anderes gehan- 
delt hat, als damit auf den Faktor hinzuweisen, der meiner Ansicht 
nach mit die Hauptursache davon bildet, daß in neuerer Zeit das 
rationalistische Denken bei der Fortpflanzung eine so große Rolle 
spielt. Es ist mir niemals eingefallen, einen unmittelbaren Zusammen- 
hang zwischen Wohlstand und Geburtenrückgang zu behaupten, 
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wie es neuerdings so vielfach hingestellt wird. Es handelt sich viel- 
mehr um die drei Glieder einer Reihe, Wohlstand, Zunahme der 
rationalistischen Denkweise und Geburtenrückgang. Wer hier eben 
die Bedeutung des ersteren ableugnet, verzichtet auf ein wichtiges 
Moment, um die Zunahme des rationalistischen Denkens zu erklären. 
Noch in einer meiner letzten Arbeiten über diese Frage habe ich 
mit Nachdruck hervorgehoben: »Wohlstand und Kultur 
werden jedoch hier keineswegs als dieunmittel- 
bareren Ursachen hingestellt, welche diese 
künstliche Kleinhaltung der Familie bewir- 
ken; sie sind es vielmehr nur, welche das wirt- 
schaftlich-rationalistische Denken erzeugen, 
jenes steigende Verantwortungsgefühl für die 
Kinder, jenen sozialen Ehrgeiz, aber auch jene 
Bequemlichkeit, die dann erst ihrerseits die- 
sen geburtenmindernden Einfluß ausüben). 
Mit dieser Feststellung erledigen sich zahlreiche andere Bemerkungen, 
die von Oldenberg und anderen über diesen Zusammenhang gemacht 
worden sind; dahin gehört z. B. die Bemerkung des ersteren, daß auch 
wohl die Wohlstandtheorie nicht annehmen werde, daß bei zunehmen- 
dem wirtschaftlichem Druck die Geburtenzahl wieder ansteigen werde 
oder wenn Hainisch zu ihrer Widerlegung darauf hinweist, 
daß in Oesterreich zuerst die uneheliche, dann erst die eheliche Ge- 
burtenhäufigkeit gesunken sei. Wenn man eine Theorie bekämpft, 
muß man sich erst gewissenhaft in sie hineinvertiefen, man läuft sonst 
Gefahr nach berühmten Mustern einen Kampf gegen Windmühlen 
zu führen. 

Bei beiden Referaten tritt das so wichtige Problem des Nahrungs- 
spielraumes so gut wie ganz zurück. Wohl sagt Oldenberg durchaus 
zutreffend »was wir brauchen, ist das Gleichmaß von Bevölke- 
rungszunahme und Erwerbsspielraum und eine Abwägung beider 
gegeneinander«, ohne daß er aber den Versuch machte, eine solche, 
wenn auch nur andeutungsweise, durchzuführen. Auch die Ausfüh- 
rungen von Dr. Christians kranken an einem ähnlichen Fehler, wenn er 
z. B. davon spricht, daß eine Geburtenziffer von 35 noch als natürlich 
anzusprechen oder daß der neuzeitliche Rückgang der Geburtenziffer 
etwas unnatürliches sei. Für derartige Ausdrücke muß man doch be- 
stimmte Maßstäbe haben, von denen jedoch in seinen Ausführungen 
keinerlei Rede ist. Davon aber abgesehen, zeichnen sich Christians 
Ausführungen durch große Ruhe und Sachlichkeit aus und durch 
eine unbefangene Würdigung für die ganze moderne Entwicklung 
sowie für die TatfAche, daß wir deren Rad unmöglich wieder zurück- 
drehen können. Während für Oldenberg der Verstand die subalternste 
Kraft der menschlichen Seele ist, findet Christians, daß die Anschau- 
ungen, aus denen heraus der neuzeitliche Geburtenrückgang zu er- 
klären sei, bis zu einem gewissen Gr&le berechtigt und nicht ohne wei- 
teres zu verwerien seien. Dagegen läuft ihm dort ein Irrtum unter, 

1) Grundriß der Sozialökonomik. Abt. II, Bevölkerungslehre, S. 42. 
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wo er schreibt, daß es für das deutsche Volk nötig sei, daß der Geburten- 
überschuß nicht unter 800 000 im Jahre sinke, d. h., daß wir, wie er 
schreibt, eine Bevölkerungsvermehrung von 1,2 % im Jahre beibe- 
halten müssen. Er übersieht hierbei, daß die Volksvermehrung jedes 
Jahres auf einer um die Zunahme des Vorjahres breiteren Basis vor 
sich geht, daß also demgemäß bei einem absoluten Ueberschuß von 
800 000 die Zuwachsrate dauernd sinken oder bei deren Gleichbleiben 
jener dauernd steigen muß. Die Vorschläge, welche von beiden Re- 
ferenten zur Bekämpfung des Geburtenrückganges gemacht werden, 
halten sich in’dem üblichen Rahmen; bei ihrer Beurteilung handelt 
es sich eben in erster Linie um die Frage, ob damit wirklich der ge- 
wünschte Einfluß ausgeübt werden kann. Dr. Christians tritt warm 
für eine direkte wirtschaftliche Begünstigung der kinderreichen 
Familien ein; wenner dabei betont, daß eine solche nicht an der Geld- 
frage scheitern dürfe, so muß ich dabei auf das eingangs Gesagte ver- 
weisen. Es handelt sich hier keineswegs um das Geld; es kann keinem 
- Zweifel unterliegen, daß wir in Geldform die für solche Zwecke erfor- 
derlichen Mittel unschwer aufbringen können. Es kommt aber viel- 
mehr darauf an — an anderer Stelle habe ich diese Zusammenhänge 
eingehender besprochen —, wie ein solches Verfahren auf das Maß der 
Kapitalbildung und damit auf die wirtschaftlichen Voraussetzungen 
des Vo!kswachstums wirken würde. 

Die Verhandlungen über die Erhaltung und Kräftigung des Nach- 
wuchses wurden durch. drei Referate (I. Säuglings- und Kindesalter ; 
2. Schulpflichtiges Alter; 3. Schulentlassene Jugend) eingeleitet, die 
‘recht viel Beachtenswertes an eigenen Erfahrungen und Vorschlägen 
enthalten. Ich vermisse jedoch hier sowohl wie in den ersten Referaten 
über die Mehrung des Nachwuchses, Erörterungen über die so wich- 
tigen Beziehungen, welche zahlenmäßig zwischen der Häufigkeit 
und der Erhaltung desselben bestehen ; infolge dieses Fehlens erscheint 
die Frage des Geburtenproblems zu sehr losgelöst von demjenigen des 
Volkswachstums ganz allgemein. An dritter Stelle wird der Schutz 
:- der Volksgesundheit in fünf Referaten behandelt. x. Städtisches 
Wohnungs- und Siedelungswesen (Prof. Albrecht), 2. Ländliches 
Siedelungswesen (Prof. Sering), 3. Geschlechtskrankheiten (Prof. 
Blaschko), 4. Alkoholismus (Prof. Gonser), 5. Volksernährung (Prof. 
Rubner). Ein Referat Prof. Grubers über die Hebung der Rasse be- 
schließt die so reichhaltigen Verhandlungen. Es würde zu viel Raum 
beanspruchen, an dieser Stelle auch diesen Teil der Verhandlungen 
eingehender zu besprechen. Es kommt auch bei diesen Fragen nicht 
so sehr auf Meinungsverschiedenheiten im Einzelnen an; denn gerade 
nach dem Kriege wird es besonders bei dieser Art der Probleme not- 
wendig sein, das Gemeinsame und nicht das Trennende in den Anschau- 
ungen hervorzuheben. In je höheerem Maße das geschieht, um so leich- 
ter und schneller wird es auch möglich sein, diese Vorschläge aus dem 
Zustande der Ueberlegungen und Erwägungen in die Praxis zu über- 
führen. 

Das Jahrbuch des Bundes deutscher Frauen- 
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vereine für 1917 enthält unter dem Titel Frauenberu fs- 
frage und Bevölkerungspolitik vier Referate über 
diesen Gegenstand, von Anna Lindemann über die Stellung 
der Frau zur Bevölkerungsfrage, von G. Baümer über Staat und 
Familie, vonM. Bernays über den Zusammenhang von Frauen- 
erwerbsarbeit und Mutterschaft und ein letztes von M. Baum über 
Sozialhygienische Bevölkerungspolitik. Gemeinsam ist allen eine 
mit Recht ablehnende Haltung gegen die Fanatiker der reinen Zahl, 
wie sie doch auch bei den Verhandlungen der Zentralstelle für Volks- 
wohlfahrt hie und da hervorgetreten sind. Wir finden’auch bei dem 
Bunde deutscher Frauenvereine nachdrücklicher als es dort der Fall 
gewesen ist, die Frage nach den wirtschaftlichen Grenzen des Volks- 
wachstums und die Tatsache betont, daß es für unsere Zukunft, wie 
gerade dieser Krieg gezeigt hat, nicht allein auf die Zahl ankommt, 
daß auch die Qualität der Menschen eine ganz erhebliche Rolle dabei 
spielt. Vor allem in den beiden ersten Referaten begegnen wir einer 
ausgesprochen ablehnenden Haltung all dem gegenüber, was in 
bevölkerungspolitischer Hinsicht die Freiheit der Selbstbestimmung 
antasten könne; nicht darin bestehe die Aufgabe, die dazu zu zwingen, 
welche keine Kinder wünschen, sondern denen zu helfen, die gerne Kin- 
der aufziehen wollen. 

Gerade in dieser Hinsicht bilden viele dieser tief empfundenen 
Aeußerungen ein wertvolles Gegengewicht, gegenüber manchem, 
was auf diesem Gebiete an Forderungen erhoben wird und mit Recht 
beklagt sich G. Baümer, daß die Beratungen über die Bevölkerungs- 
frage sich bisher wesentlich unter Männern abgespielt haben. Es 
sind dabei sehr tiefe, schwere Fragen, die von ihr aufgeworfen werden. 
»Es scheint, daß bei den Bevölkerungspolitikern die feine Grenze, 
auf der hier ein unverbrüchliches sittliches Gebot das Recht des Staates 
von der unantastbaren Sphäre persönlicher Verantwortung scheidet, 
nicht immer deutlich empfunden wird. Um so stärker sollten in all 
diesen Erörterungen die Frauen den alten Kant’schen Grundsatz 
betonen, daß der Mensch Selbstzweck ist und nicht zum Mittel — 
auch nicht für den Staat — erniedrigt werden darf«. Aus dem Thema 
»Staat und Familie« will sie grundsätzlich den Gedanken von direkten 
wirtschaftlichen und sozialen Anreizen irgend welcher Art, Prämien 
u. dgl. ausscheiden »als einen Weg, der den Willen zur Elternschaft 
durch andere Motive zu verdrängen geeignet ist und gerade die mate- 
rialistische Gesinnung stärkt, die im letzten Grunde den Willen zur 
Elternschaft lähmt und schwächt«. Es ist zweifellos ein sehr wichtiger 
Gesichtspunkt, daß viele der neueren Vorschläge zur Hebung der 
Geburtenhäufigkeit letzten Endes noch zu einer stärkeren Rationali- 
sierung des Geschlechtslebens beitragen können, als es bis heute schon 
der Fall gewesen ist. Auch die Referate von M. Bernays und M. Baum 
erhalten sehr viel Anregendes und Beachtenswertes und man kann die 
Art und Weise, wie in diesen Referaten zu der Frage des Volkswachs- 
tums Stellung genommen worden ist, nur als eine wesentliche Berei- 
cherung der bisher darüber stattgefundenen Erörterungen bezeichnen. 
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Es handelt sich hier eben nicht allein um das materielle Problem 
der Geburtenzahl, als welches man es in durchaus rationalistischer 
Weise neuerdings so vielfach angesehen hat, sondern doch auch in 
sehr hohem Umfange um Fragen des geistig-persönlichen Lebens, 
zu dessen Beurteilung und Wertung die Frau doch anders geartete 
Qualitäten mitbringt als der Mann. Ich teile zwar die Anschauung 
von G. Bäumer nicht so ganz, daß der Mensch immer nur Selbstzweck 
sein darf, es handelt sich auch nicht um seine Ausnutzung als Mittel 
für den Staat, sondern, wie sie auch selbst etwas weiter unten betont, für 
die Nation. Diese ist doch aber letzten Endes nichts anderes, als 
wieder eine unter bestimmten Gesichtspunkten zusammengefaßte 
und von einem Willen beseelte Einheit von Menschen, so daß das 
Problem doch letzten Endes auf die Frage hinausläuft, welche Bezie- 
hungen zwischen Einzelnen und der Gesellschaft vorhanden sind. 
Es würde zu weit führen, diese nicht so ganz einfachen Fragen an dieser 
Stelle eingehender zu erörtern. 

Gegenüber den bisher besprochenen Verhandlungen fallen die- 
jenigen des ersten Kongresses über Bevölkerungs- 
fragen recht stark ab. Referate und Diskussion sind in dem Be- 
richt auch nur im Auszug wiedergegeben, wodurch die Beurteilung 
des dort Gesagten erheblich erschwert wird. Rs wurde über folgende 
fünf Gegenstände verhandelt: I. Der Neuaufbau nach seiner gesund- 
heitlichen Seite, 2. Der Neuaufbau nach seiner religiös-sittlichen 
Seite, 3. Der Neuaufbau nach Seite der Kinderzahl, Kinderpflege 
und Kindererziehung hin, 4. Derjenige des Wohnungswesens und 
5. Die deutsche Frau als Hausfrau und Mutter. Das Niveau der Ver- 
handlungen war kein sehr hohes und der Satz eines der Diskussions- 
redner »Mit Moralisieren und guten Lehren allein ist hier nicht gehol- 
fen« enthält eine treffende Kritik von sehr vielem, was aufdieser Ta- 
gung gesagt worden ist. Eine rühmliche Ausnahme davon machen 
in der Hauptsache lediglich die sachlichen und kenntnisreichen Aus- 
führungen Damaschkes und Wagners über das Wohnungswesen. 

Aehnlich umfassend, ja z. T. auf noch breiterer und tiefer 
angelegter Grundlage aufgebaut, als die Verhandlungen dieser Kon- 
gresse, ist das große von Martin Faßbender herausgegebene 
Sammelwerk »Des deutschen Volkes Wille zum 
Leben«. Es enthält sehr viel gutes und beachtenswertes. Ich be- 
gnüge mich hier mit diesem kurzen Hinweis, da ich an anderer Stelle 
(Weltwirtschaftliches Archiv) eingehender über: dieses Buch berichtet 
habe. 

Recht groß angelegt ist auch das im Volksvereinsverlag in M.- 
Gladbach erschienene Sammelwerk Ehe und Volksvermeh- 
rung. Inihren drei Teilen 1. Mausbach, Ehe und Kindersegen vom 
Standpunkte der christlichen Sittenlehre, 2. Sticker, Geschlechts- 
leben und Fortpflanzung vom Standpunkte des Arztes, 3. Hitze, 
Geburtenrückgang und Sozialreform, kommt, wie auch in dem eben 
genannten von Faßbender herausgegebenen Sammelwerk, eine streng 
christlich-theologische Weltanschauung zum Ausdruck, die wir als 
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gegeben hinnehmen. Denn jede Entscheidung über die Berechtigung 
oder Nichtberechtigung der einen oder anderen Anschauung von den 
Zielen und Zwecken unseres Lebens, von der sittlichen Beurteilung 
der Ehe und der Fortpflanzung, müßte selbst wieder, wie diese, von 
höchstpersönlichen Werturteilen ausgehen, also Bahnen betreten, 
die notwendigerweise außerhalb des Rahmens wissenschaftlicher 
Erörterung liegen. 

Man wird Mausbach ohne weiteres darin zustimmen, daß 
in überaus zahlreichen, vielleicht den meisten Fällen, die Motive zur 
Kleinhaltung der Kinderzahl sittlich recht tiefstehende sind, ganz 
gleichviel von welchem Standpunkt aus man auch die Dinge ansieht. 
Wie oft kommt aber doch auch gerade bei großem Kinderreichtum 
genau das gleiche vor, wie oft ist es nichts anderes als Leichtsinn und 
geringes sittliches Verantwortlichkeitsgefühl, das vielen Kindern in 
manchen Ehen zum Leben verhilft und wenn wir auf die inneren Be- 
weggründe zurückgehen müssen, auf die Motive des menschlichen 
Handelns, um sie nach ihrem sittlichen und moralischen Wert beur- 
teilen zu können, so wird man doch gerade von diesem Standpunkte 
aus den sittlichen Wert einer solchen Handlungsweise recht tief ein- 
schätzen müssen; genau umgekehrt mag es in manchen Fällen dort 
liegen, wo es sich um eine künstliche Kleinhaltung der Familie handelt. 
Ich würde mich nicht unterfangen, darüber ein sittliches Urteil fällen 
zu wollen, ehe ich nicht die Beweggründe einer solchen Handlungs- 
weise ganz genau kennen würde. 

Die kleine Schrift von Sticker über Geschlechtsleben und 
Fortpflanzung geht nur ganz nebenbei auf die ökonomisch-sozialen 
Seiten des Problems ein; dem Titel des Buches gemäß enthält es fast 
nur Ausführungen über die psychologische und physiologische Seite 
‚der Frage. Nach dieser Seite hin bildet sie eine wertvolle Ergänzung 
der Darlegungen von Mausbach und Hitze. Es finden sich bei Sticker 
eine Reihe von Bemerkungen, die im Widerspruch zu dem stehen, 
was heute vielfach von ärztlicher und naturwissenschaftlicher Seite 
diesen Fragen gegenüber als Forderung aufgestellt wird. Ich hebe 
Z. B. hervor, daß er sich gegen die Anschauung derer wendet, welche 
durch Ehebeschränkungen und Verbote, wie bei Tuberkulösen und an- 
deren mit erblichen Krankheiten Behafteten, eine Art künstlicher 
Zuchtwahl schaffen und damit diese Krankheiten möglichst ausrotten 
wollen. Es ist seiner Ansicht nach nicht möglich, die Grenzen für ein 
solches Vorgehen in einwandfreier und allgemein befriedigender Weise 
zu ziehen. 

Die Schrift von Hitze, Geburtenrückgang und Sozialreform 
der dritte Teil des Sammelwerkes, geht weniger auf die tiefer liegenden 
Gründe des Geburtenrückganges ein, auch nicht auf die wirtschaft- 
lichen Zusammenhänge die mit der Frage des Volkswachstums über- 
haupt in Beziehung stehen. Hitzes Ziel ist vielmehr, ein breit angelegtes 
Programm aufzustellen, um den Geburtenrückgang erfolgreich be- 
kämpfen zu können. In umfassender Weise werden hierbei alle die 
' Möglichkeiten besprochen, die dabei seiner Meinung nach mit Erfolg 
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angewandt werden können, Maßnahmen, die alle mehr oder weniger 
Teile einer großzügigen Sozialreform sind. Es kann auch kein Zweifel 
darüber sein, daß auf dem Wege einer solchen manches, wenn auch 
nicht vieles und alles, erreicht werden kann. Hitze übersieht jedoch, 
daß es sich dabei nicht allein um den Zusammenhang von Geburten- 
rückgang und Sozialreform handelt, daß auch bei jenem andere 
Momente als Ursachen mitspielen, die mit Sozialreform keineswegs 
zu beheben sind und daß demgemäß eine solche im besten Falle nur 
geringe Erfolge nach der fraglichen Seite hin haben kann. Das Buch 
Hitzes ist eines der wenigen, das mit Recht auch auf die bedrohliche 
Entwicklung unserer Eheschließungsverhältnisse in neuester Zeit 
hinweist. Gerade an diesem Punkte wird eine Bekämpfung des Ge- 
burtenrückganges am erfolgreichsten einsetzen können. Mögen noch 
so viele andere Ursachen an diesem Rückgange auch beteiligt sein, 
so kann es doch keinerlei Zweifel unterliegen, daß die so besonders 
starke Verminderung der Geburtenhäufigkeit in den allerletzten Jahren 
in hohem Maße mit dem etwa gleichzeitigen Rückgange der Heirats- 
häufigkeit bei uns zusammenhängt. Die Behauptung Hitzes, daß 
wir im Jahre 1gII doppelt so viel waffenfähige Männer als Frankreich 
besaßen, dürfte wohl auf einem Irrtum beruhen. Frankreich hatte 
in diesem Jahr etwa 40, das deutsche Reich 65,4 Millionen Einwohner 
während in Frankreich der Altersaufbau der Bevölkerung ein weit 
günstigerer war. Standen doch in den Jahren 1900 bzw. Igor von 
Io 000 Personen männlichen Geschlechts im Alter von 15—50 Jahren 
bei uns 4964, in Frankreich dagegen 5137. 

Bei der Wahl der Mittel zur Bekämpfung des Geburtenrückganges 
ist die größte- Vorsicht und Rücksicht auf die Faktoren am Platze, 
welche an ihm mehr oder weniger ursächlich beteiligt sind. So schlägt 
Hitze u. a. einen Sparzwang für gewisse Kategorien der Bevölkerung, 
der aus einer Reihe von Gründen sehr zu begrüßen wäre, vor. Ich 
frage mich nur, ob eine solche Maßnahme nicht die Motive zur Be- 
schränkung der Kinderzahl nicht in noch weitere Kreise tragen und 
verstärken würde. Liegen diese Beweggründe doch in hohem Maße 
in der Zunahme des wirtschaftlich-rationalistischen Denkens, in 
dem rechnungsmäßigen Ueberlegen, das die Bevölkerung immer mehr 
beherrscht und ein solcher Sparzwang wäre vielleicht nur allzu ge- 
eignet, diese Denkweise zustärken und zu verbreiten. Hitzes, an 
Untersuchungen Oldenbergs anknüpfende Ausführungen, daß der 
Geburtenrückgang und die Minderung der Sterblichkeit selbstständig 
nebeneinander hergehen, jedes aber seine besondere Ursache habe, 
kann ich nicht teilen. Zwischen dem Rückgange beider besteht viel- 
mehr ein enger Zusammenhang. 

Gewisse Berührungspunkte in den Grundanschauungen mit 
den oben besprochenen Referaten auf der Tagung des Bundes deut- 
scher Frauenvereine weist die kleine Schrift vonH. Stöcker über 
moderne Bevölkerungspolitik auf. Auch sie lehnt eine solche im Sinne 
einer Massenproduzierung zu Kriegszwecken ab und weist auf die Fol- 
gen einer zu hohen Geburtenziffer hin, die nur zu unfruchtbarer 
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Fruchtbarkeit, zu einer massenhaften Kinder- und Säńglingssterb- 
lichkeit führt und abgesehen von der körperlichen und seelischen 
Schädigung der Mutter, eineunnütze Ausgabe des Volksvermögens be- 
deutet; es ist ihr also vor allem um die Zusammenhänge zu tun, die 
ich an anderer Stelle als Oekonomie des Bevölkerungswechsels bezeich- 
net habe. Gleiches Wachstum vorausgesetzt, ist die Art der Volks- 
zunahme wirtschaftlich am vorteilhaftesten, welche dem betreffenden 
Volke in dieser und in sozialer Beziehung die geringsten Opfer auferlegt. 
Es gibt also einen verschwenderischen und sparsamen Typus der Volks- 
vermehrung; man kann in übertragenem Sinne auch hier von einem 
ökonomischen Prinzip sprechen, dem um so mehr entsprochen wird, 
je geringer bei gleichem Geburtenüberschuß Geburten- und Sterbe- 
ziffer sind. Die neueren Bestrebungen zur Hebung des Volkswachs- 
tums wenden diesem Zusammenhang eine viel zu geringe Beachtung zu. 

Die Schrift von Stillich »Die Bevölkerungsfrage und der 
Krieg« trägt bei ihren 8 Seiten Umfang mehr den Charakter eines 
»Essays«. Immerhin zeichnet sie sich vor marchen anderen Schriften 
über den gleichen Gegenstand dadurch aus, daß sie den Versuch macht, 
die. grundsätzlichen Gegensätze bei dem Streit der Meinungen 
über das Volkswachstum herauszuschälen und daß sie auch aut die 
wirtschaftlichen Momente hinweist, die für dasselbe bestimmend 
sind. 

Die kleine Schrift von Seeberg istim Jahre 1916 als Kaisers- 
geburtstagsrede gehalten worden und konnte demgemäß nur in sehr 
allgemeinen Zügen die Frage von Volkserhaltung und Volksvermehrung 
behandeln. Mit großer Wärme und Liebe geht der Verfasser an das 
Problem heran. Freilich reizt manches, was er sagt, doch zum Wider- 
spruch. Strömungen wie der Individualismus, Bewegungen, wie der 
Neumalthusianismus, können nur aus den Verhältnissen der Zeit 
heraus gewürdigt werden, in der sie entstanden sind. Für ihn handelt 
es sich auch zu sehr um die Frage der Geburtenzahl für das Volkswachs- 
tum, während in der Schrift die nicht minderwichtige Seite desselben, 
die Erhaltung der Geborenen, ganz zurücktritt. 

Die Schrift von Harpf »Die Grundlinien der Kriegswirtschaft 
und der Geburtenausfall«, soll an dieser Stelle nur soweit herangezogen 
werden, als darin das Bevölkerungsproblem berührt wird. Das Buch 
setzt sich aus einer Reihe von z. T. schon an anderen Stellen veröffent- 
lichten Aufsätzen zusammen. Ein besonderer Abschnitt ist der Frage 
»Geburtennot — Völkertod« gewidmet. Harpfs von großem Idealismus 
getragene Ansichten halten sich dabei von den Üebertreibungen, die 
bei Erörterung dieser Frage so häufig anzutreffen sind, ebenfalls nicht 
frei. Die wirtschaftlichen Faktoren, die mit der Volksvermehrung 
in Beziehung stehen, der Zusammenhang zwischen Volkswachstum 
und Geburtenhäufigkeit, werden von ihm vollkommen vernachlässigt. 

Nicht viel anders steht es mit der kleinen Schriftvon Kreusch 
»Mehr Särge als Wiegen«. Auch sie gehört zu den zahlreichen neueren 
Schriften, die ohne etwas neues zu sagen, ohne die tiefer liegenden 
Zusammenhänge zu kennen und zu berühren, lediglich den Zweck 
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verfolgen, weitere Kreise auf den Geburtenrückgang und seine Gefah- 
ren aufmerksam zu machen. Auch sie ist voller Uebertreibungen, 
mit welchen der Sache keineswegs gedient ist. Auf die Frage: Wird 
es in Deutschland bald jährlich mehr Särge als Wiegen geben? ant- 
wortet der Verfasser: »]Ja das Verhängnis naht, die Gefahr lauert 
vor der Türe, die Schande wohnt bereits in unserem Hause.« Er ver- 
tritt die Meinung, daß bei uns die Zahl der Eheschließungen die gleiche 
geblieben sei, daß also damit der Geburtenrückgang nicht zusammen- 
hänge. Hätte Kreusch freilich die Zusammenhänge zwischen wirt- 
schaftlicher Lage und Heiratshäufigkeit beachtet und in der im Jahre 
1916 erschienenen Schrift sich nicht damit begnügt, die Eheschlies- 
sungen lediglich der Jahre I901—IgIo zu betrachten, sondern auch 
noch die drei folgenden Jahre mit einbezogen, so wäre er wohl zu 
einer anderen Auffassung gekommen. 

Im Gegensatz zu diesen letztgenannten Arbeiten verdient die 
Schrift von Haneld »Zur Frage der Geburtenbeschränkung 
und Lebenshaltung in Beamtenfamilien« alle Beachtung. Seine Unter- 
suchung stützt sich auf die Familienverhältnisse von 328 großstädti- 
schen Beamtenfamjlien und von 250, die in Mittel- und Kleinstädten 
ihren Wohnsitz hatten. Ein erster Abschnitt behandelt unter dem 
Titel »Soziale Kapillarität« allgemein die Frage des Geburtenrück- 
ganges, ein zweiter Einkommen und standesgemäße Lebenshaltung 
bei verschiedener Kinderzahl, ein dritter den Einfluß der Unterrichts- 
kosten auf die Wohnverhältnisse, ein vierter die Symptomatik der 
Geburtenbeschränkung, zwei weitere die Ersatzgeburten und die Sterb- 
lichkeit der Geburten, ein siebenter den Einfluß des Heiratsalters 
auf Zahl, Geschlecht und Sterblichkeit der Geburten und ein letzter 
den Einfluß auf die Wohnverhältnisse. Schon diese Aufzählung zeigt, 
daß wir es hier mit einer Arbeit zu tun haben, die nach manchen Seiten 
hin Neues bringt. Zwar ist der Verfasser etwas zu leicht geneigt, die 
Ergebnisse seiner doch auf einer recht schmalen Basis aufgebauten 
Untersuchung etwas zu sehr zu verallgemeinern, aber trotzdem steht 
sie himmelhoch über dem Niveau der meisten neueren Schriften über 
das Geburtenproblem. Was er über den Zusammenhang zwischen 
Kinderzahl und Höhe der Ausgaben und ihre Verteilung sagt, vor allem 
unter dem Einfluß der Größe des Wohnortes, ist ebenso von größtem 
Interesse wie seine Ergebnisse über den Zusammenhang zwischen Zeit- 
punkt der Eheschließung und etatsmäßiger Anstellung, vor allem 
der Tatsache, daß im Gegensatz zu den älteren Ehen, die jüngeren 
erst nach der etatsmäßigen Anstellung geschlossen werden. Im übrigen 
muß auf die lesenswerte Schrift selbst verwiesen werden. Ein gewisser 
Mangel derselben liegt aber doch darin, daß so gar keine Angaben 
darüber gemacht werden, auf welche Weise die seiner Schrift zugrunde 
liegenden Erhebungen vor sich gegangen sind, so daß man nicht immer 
im klaren ist, wie einige wichtige Momente, wie z. B. das Einkommen, 
abgegrenzt worden sind. Ein Abdruck des benützten Fragebogens 
mit den dazu doch jedenfalls gegebenen Erläuterungen, wäre hierfür 
doch zweckmäßig gewesen. 


798 P. Mombert, 


Den Ausgangspunkt der Schrift über »Teuerungszulagen 
und Bevölkerungspolitik« bilden in erster Linie die 
Verhandlungen und Beschlüsse des preußischen Abgeordnetenhauses 
über die den Beamten zu gewährenden Teuerungszulagen. Dem 
meisten von dem, was der Verfasser hierzu kritisch bemerkt, wird 
man grundsätzlich zustimmen können. Es handelt sich dabei vor allem 
um die Tatsache, der Höhe dieser Teuerungszulagen und ihrer Ver- 
teilung nach dem Familienstande. Was den letzteren anlangt, so übt 
der Verfasser mit Recht daran Kritik, daß auch Ledigen eine solche 
Zulage zuteil geworden ist. Wenn er aber noch weiter geht, und kinder- 
lose Familien davon ausschließen will, so kann ich ihm gerade unter 
bevölkerungspolitischen Gesichtspunkten nicht folgen. Wie so viel- 
fach in der neueren Literatur über diese Frage, beachtet auch diese 
Schrift viel zu ausschließlich die Verringerung des Willens zum Kinde 
als Ursache des neuzeitlichen Geburtenrückganges, ohne auch die 
ungünstige Entwicklung der Eheschließungen in den letzten Jahren 
und die besonders ungünstigen diesbezüglichen Verhältnisse gerade 
auch im Beamtenstand genügend zu berücksichtigen. Gerade 
unter diesem Gesichtspunkt muß man auch Bevölkerungspolitik 
treiben und daran denken, daß die jetzigen Teuerungsverhältnisse 
manchen Beamten von der Gründung eines Hausstandes zurückschrek- 
ken, daß also in dieser Hinsicht Teuerungszulagen für kinderlose Fa- 
milien auch als Heiratsprämien wirken können. 

So sehr ich nun auch, wie schon betont, dem Verfasser in vielen 
seiner Wünsche grundsätzlich beistimmen kann, so sehr muß ich mich 
aber doch auch gegen manche der Uebertreibungen wenden, die doch 
in mehreren seiner Vorschläge liegen. Es ist seiner an sich guten 
Sache wirklich damit nicht gedient, wenn er von kinderarmen Familien 
als »bevölkerungspolitischen Drückebergern« spricht, oder, wenn er an 
einer anderen Stelle (S. 38) die Heiratslustigen den Weiberfeinden 
gegenüberstellt und in dem gleichen Zusammenhang von Kinder- 
feinden spricht. Mit so groben Mitteln, wie es der Verfasser tut, wird 
man weder dem komplizierten Ursachenkomplex des neuzeitlichen 
Geburtenrückganges, noch den schweren Aufgaben der Bevölkerungs- 
politik gerecht. Mit Recht hat Baumgarten in einer neuen sehr be- 
herzigenswerten Schrift »Erziehungsaufgaben des neuen Deutschland?) 
über den gleichen Zusammenhang gesagt: »Wer das alles ruhig er- 
wägt und nicht doktrinär bloß auf den einen Punkt stiert: Vermehrung 
der Bevölkerungszahl um jeden Preis, wer in dem Kinderzeugen etwas 
mehr sieht, alsein Geschäft, das mit Vernunft und Erwägung der Folgen 
für andere betrieben wird, vielmehr doch auch den innerlich wahren 
Ausdruck tiefer sittlicher Beziehungen von Persönlichkeiten, den muß 
der herrschende Betrieb der Bevölkerungspolitik anwidern«. 

An sich kann man dem Verfasser darin durchaus beipflichten, 
daß der Staat bei seinen Beamten, bei Besoldung, beim Wohnungs- 
geldzuschuß und bei Teuerungszulagen in viel weitergehendem Maße 
als es heute geschieht, auf die Größe der Familie Rücksicht nehmen 
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soll; man würde aber einen großen Fehler begehen, wenn man darin 
ein Allheilmittel sehen wollte. Wir dürfen doch niemals den tiefen 
psychologischen Zusammenhang vergessen, der zwischen Höhe des 
Einkommens und Lebenshaltung besteht, daß mit der Steigerung 
des Einkommens auch wieder die Lebensansprüche wachsen und damit, 
wenn auch auf einer höheren Basis, wieder die gleichen Motive ausge- 
löst werden müssen, die zu einer Beschränkung der Kinderzahl führen. 
Deshalb will der Verfasser auch Gehalt und Teuerungszulagen nach 
der Zahl der Kinder unmittelbar bemessen. Aber all dieses kann gerade 
aus bevölkerungspolitischen Gründen auch nur innerhalb gewisser 
Grenzen geschehen, deren sich jedoch der Verfasser doch nicht immer 
bewußt ist. | 

Man kann es meines Erachtens nach durchaus vertreten, z. B. 
bei der Gehaltsbemessung auf die Größe der Familie die entsprechende 
Rücksicht zu nehmen, indem man sich auf den Standpunkt stellt, 
der bei der Pensionsbemessung schon lange grundsätzlich anerkannt 
ist, daß ‘das Gehalt zu einer ausreichenden Lebenshaltung genügen 
soll, und daß eben deren Kosten mit steigender Größe des Haushaltes 
zunehmen. Damit ist es jedoch unvereinbar, diese Kinderzulagen zu 
Kinderprämien umzuwandeln, wie es die vorliegende Schrift vorschlägt, 
um auf diese Weise die Kinderzahl steigern zu helfen. So wird z.B. 
vorgeschlagen, an laufenden Kinderzulagen — bei einem Gehalt von 
unter 4500 M. — für die noch unversorgten Kinder zu gewähren: 
für das erste Kind jährlich 150 M., für das zweite 180 M., für das dritte 
240 M und für die folgenden je 300 M. jährlich. Mit zunehmender 
Kinderzahl pflegen die Kosten nicht progressiv zu steigen. Der Ver- 
fasser legt doch auch nicht genügendes Gewicht darauf, daß es doch 
nicht nur Beamte in unserem Staate gibt, sondern auch andere in 
recht engen und gedrückten Verhältnissen Lebende, die nicht nur 
keine solchen Zulagen erhalten, sondern auch noch durch erhöhte 
Steuern schließlich dazu beitragen müssen, die Kosten für die Beamten- 
zulagen aufzubringen. In diesem Sinne können also in diesen Kreisen 
solche bevölkerungspolitische Maßnahmen eine sehr wenig erfreu- 
liche negative Wirkung ausüben. Das gilt im Frieden, wie jetzt auch 
im Kriege. Die Mittel dazu müssen irgendwo herkommen und damit 
können Wirkungen ausgelöst werden, die gerade auch in entgegen- 
gesetzter Richtung dessen liegen, was der Verfasser erstrebt. Man 
muß einer solchen Schrift gegenüber wirklich sagen, daß weniger mehr 
gewesen wäre. S. 34 vergleicht sie auf Grund einer Untersuchung, 
die in einem preußischen Regierungsbezirk über die Familienverhält- 
nisse einer Reihe höherer Verwaltungsbeamten stattgefunden hat, 
deren Kinderzahl mit derjenigen ihrer Großväter- und Väterfamilien 
Während bei dem jetzigen Geschlecht 248 Familien weniger als zwei 
Kinder hatten, waren es bei diesen nur 71 bzw. 60. Diese Familien 
mit weniger als zwei Kindern werden einfach als »zum Aussterben 
bestimmt« bezeichnet. Mit solchen Methoden darf man wirklich 
nicht arbeiten, ohne nicht dem allerschärfsten Widerspruch zu be- 
gegnen. Es fehlt dabei jede Berücksichtigung des Altersaufbaues 
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und der Ehedauer bei den verschiedenen Generationen. Es ist doch 
noch keineswegs gesagt, daß bei der heutigen Generation mit der 
am Zeitpunkt der Erhebung vorhandenen Kinderzahl die Kinderzeu- 
gung abgeschlossen ist. Die Arbeit ist doch zu sehr lediglich Agi- 
tationsschrift, als daß sie wissenschaftlich befriedigen könnte. 

Auch die kleine Schrift Kirsteins »Der Geburtenrückgang. 
Die Zukunftsfrage Deutschlands« dient lediglich Propagandazwecken, 
im guten Sinne des Wortes. Sachlich bringt sie kaum etwas neues. 
Für den Verfasser ist die Frage des Geburtenrückganges in erster 
Linie ein sittlich-religiöses Problem. Freilich fehlt in ihr ein Eingehen 
auf den wirtschaftlich-sozialen Hintergrund, auf dem sich diese Aen- 
derungen in den Anschauungen vollzogen haben. Die Behauptung 
des Verfassers, daß das Wachstum unseres Volkes jetzt langsamer 
vonstatten gehe, als vor 20 Jahren, beruht wohl auf einem Versehen 
und auch der erste Satz der Schrift: »Die Tatsache, daß in unserem 
deutschen Vaterlande weniger Kinder geboren werden, als geboren 
werden könnten und müßten, nennen wir Geburtenrückgang«, böte 
zu kritischen Bemerkungen erheblichen Anlaß. Was Kirstein S. 7 
über die sog. Wohlstandstheorie sagt, ergibt, daß er sie nur aus zweiter 
Hand kennt. Wenn er meint, daß die Abnahme der Eheschließungen 
in den allerletzten Jahren für den Geburtenrückgang nichts zu bedeuten 
habe, so irrt er darin. An anderer Stelle (Hilfe Nr. 19. und 20. Jahrgang 
1917 »Eheschließungen und Volkswachstum« habe ich, um nur ein 
ganz grobes Beispiel für diesen Zusammenhang zu geben, darauf hin- 
gewiesen, daß wenn in dem Jahrfünft 1909—13 die Ehehäufigkeit 
die gleiche gewesen wäre, wie in dem vorangegangenen Jahrfünft, 
d. h. anstatt 7,78 %o, 8,08 %% In den Jahren 1909—13 96850 Ehen 
mehr geschlossen worden wären. Auch der Hinweis, daß im Jahre 
IQII mit 7,8 %, etwa so viele Ehen geschlossen worden seien, als re- 
lativ 25 Jahre zuvor, ist nicht stichhaltig, da es sich in beiden Jahren 
um Perioden mit ganz anders gearteten wirtschaftlichen Verhältnissen 
handelte. 

Auch die Schrift von Lönne über Deutschlands Volksver- 
mehrung und Bevölkerungspolitik bringt ebensowenig etwas neues 
in dieser Frage, wie zahlreiche andere darüber erschienenen Schriften. 
Jeder will auf engem Raum das Problem immer wieder in seiner Ge- 
samtheit behandeln, während doch gerade bei so verwickelten und 
weitverzweigten Fragen im Interesse der wissenschaftlichen Forschung 
eine weitgehende Arbeitsteilung am Platze wäre. Bei einer solchen 
Beschränkung auf einzelne wichtige Teilfragen könnte dann auch eine 
kleinere Schrift zu beachtenswerteren Ergebnissen kommen, als es 
heute der Fall ist. So erscheint eine große Zahl von Schriften, im 
wesentlichen immer wieder über den gleichen Gegenstand, in denen 
dann im wesentlichen doch immer wieder das Gleiche steht. Größeren 
wissenschaftlichen Wert können sie dann naturgemäß nicht beanspru- 
chen. Ihre Bedeutung und ihr Wert liegen dann eben wesentlich darin 
— das ist ja auch vielfach der alleirige Zweck mancher dieser Arbeiten 
— weitere Kreise auf die Gefahren des Geburtenrückganges hinzuweisen. 
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In manchen Punkten kann ich Lönne nicht folgen. Eine Schwäche 
seiner Schrift liegt, wie bei so vielen anderen ebenfalls, darin, daßer das 
große Volkswachstum Deutschlands im letzten Menschenalter nicht 
genügend in Rechnung zieht und auch den inneren Zusammenhang 
nicht genügend beachtet, der zwischen dieser Vermehrung, dem Rück- 
gange der Sterblichkeit und demjenigen der Geburtenhäufigkeit 
besteht. Einem Satze gegenüber wie dem folgenden: »Es ist aber 
von maßgebenden Nationalökonomen mit Deutlichkeit nachgewiesen 
worden, daß bei gleichmäßiger Industrieverteilung und bei voller Aus- 
nützung unseres Grund und Bodens, insbesondere in Ur- und Nutz- 
barmachung unserer 3,5 Millionen Hektar Moor- und Oedländereien 
und Zurückdrängung des Großgrundbesitzes, statt dessen sorgfältige 
Ansiedelung kleiner Bauern, wir sehr wohl in der Lage sind, nicht 
nur unsere heutige Bevölkerung, sondern sogar die doppelte zu ernähren 
und zu unterhalten«, wären doch nähere Quellenbelege am Platze 
gewesen. Lönne sei nur aüf die weiter unten zu besprechende Schrift 
von J. Wolf »Nahrungsspielraum und Menschenzahl« verwiesen, 
die auf eine ganze Reihe sehr ernster Hindernisse eines solch starken 
Volkswachstums aufmerksam macht. 

Einen ganz anderen Charakter, wie die bis jetzt besprochenen 
Schriften, trägt die kleine Arbeit von Stoffers »Wie wohnen kin- 
derreiche Familien ?« Es handelt sich dabei um einen Vortrag, der in 
der Vereinigung für Familienwohl in Düsseldorf stattgefunden hat, 
und dann um die Unterlagen dazu, die in einem besonderen Heft 
beigegeben sind, das die Angaben einer Reihe von kinderreichen Fa- 
milien über ihre Wohnungsverhältnisse enthält, vor allem über die 
an sie besonders gerichtete Frage »Haben sie sonst Schwierigkeiten 
gehabt, eine ordentliche Wohnung zu finden ?« Die zahlreich einge- 
gangenen Antworten zeigen, in welch schwerer Lage sich gerade in 
dieser Hinsicht kinderreiche Familien, vor allem in der Großstadt, 
befinden und daß man gerade an diesem Punkt am ehesten mit Er- 
folg einem weiteren Geburtenrückgang wird entgegentreten können. 
Man muß es dieser Vereinigung für Familienwohl als wesentliches 
Verdienst anrechnen, daß sie, wenn auch naturgemäß zunächst in 
engem Rahmen, doch um so nachdrücklicher auf diese schwierigen 
Verhältnisse der kinderreichen Familien hingewiesen hat. Sie geht 
dabei von dem durchaus richtigen Gesichtspunkt aus, daß Geburten- 
politik in erster Linie Familienpolitik sein muß. Wir werden weiter 
unten noch weitere Arbeiten kennen lernen, in denen dies mit Nach- 


druck hervorgehoben wird. Auch in dem oben genannten von Faß-., 


bender herausgegebenen Sammelwerk »Des deutschen Volkes Wille 
zum Leben« findet dieser Zusammenhang eine ganz eingehende Wür- 
digung. 

Die kleine Schrift von Rosenkranz »Bevölkerungs- 
frage und Schule« beginnt mit einigen Ausführungen über die Bevöl- 
kerungsfrage und den Geburtenrückgang. Da es sich dabei jedoch 
um mehr einleitende Bemerkungen handelt, so sei auf einige recht 
anfecntbare Dinge, welche der Verfasser dabei sagt, nicht näher ein- 
gegangen. 
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Das Schwergewicht der kleinen übrigens nebenbei bemerkt, 
überaus teuren Schrift, (16 Seiten M. 1.50 und dazu noch ein S.-A. 
aus einer Zeitschrift) liegt in Vorschlägen für einen Ausbildungskurs 
von Lehrerinnen und den Unterricht an Mädchenschulen über Säug- 
lingspflege und auch für Belehrungen, die den Zweck haben sollen, 
bereits in der Jugend und in der Schule auf Beseitigung der Scheu 
vor dem Kinde und auf Herbeiführung des Willens zum Kinde hinzu- 
arbeiten. An sich kann man mit einem solchen Vorgehen durchaus 
einverstanden sein; ich sehe nur den Grund nicht ein, warum solche 
Belehrungen auf Mädchen beschränkt und nicht auch auf Knaben 
ausgedehnt werden sollen. Man darf die Rolle, welche der Mann bei 
der Frage des Geburtenrückganges und bei der Säuglingspflege, hier 
besonders bei den unbemittelten Schichten, spielt, nicht unterschätzen. 
Freilich wird es dann aber auch notwendig sein, auch in irgend einer 
Form, z. B. in Fortbildungs- und Haushaltungsschulen, in späterem 
Alter diesen Unterricht fortzuführen ; sonst läge die Gefahr vor, daß 
zu viel von dem, was das Kind in der Schule über diese Dinge gehört 
hat, wieder in Vergessenheit geraten ist, wenn es das Alter erreicht hat, 
wo es diese Kenntnisse nun auch verwerten soll. 

Die Schrift Bumms über das deutsche Be- 
völkerungsproblem ist aus einer Rektoratsrede hervorge- 
gangen; damit hängt es zusammen, daß sie mehr einen Ueberblick 
über die ganze Frage gibt und daß das Neue, das sie bietet, sich vor- 
zugsweise in den Anmerkungen findet. Bemerkenswert an der Schrift 
selbst, ist das warme Verständnis für das Elend der unteren Volks- 
schichten, mit dem Bumm den Rückgang der Geburtenzahl in Zu- 
sammenhang bringt und das geringe Vertrauen, das er dabei auf die 
Wirksamkeit gesetzlicher Maßnahmen zur Bekämpfung dieses Rück- 
ganges setzt. Die Grundstimmung der Schrift ist eine etwas pessi- 
mistische. Vielleicht wäre der Verfasser zu einer etwas anderen An- 
schauung gekommen wenn er Geburtenzahl und Volksvermehrung 
etwas schärfer auseinander gehalten hätte, als es geschehen ist. In 
den Anmerkungen beschäftigt sich Bumm vorzugsweise mit den natür- 
lichen Hemmungen der Volksvermehrung, also mit den sterilen Ehen, 
den Fehl- und Totgeburten. Die Zahl der sterilen Ehen nimmt 
er mit etwa Io % an, die Verluste durch Fehlgeburten mit eben- 
‚falls 10 % und diejenige der Totgeburten mit 3 %. Faßt man all 
das zusammen, »das will in absoluten Zahlen ausgedrückt besagen, 
daß neben der Geburt von I 900 000 lebenden Kindern im Deutschen 
‚Reiche (1912) rund Igo 000 verunglückte, mit Totgeburt endende 
Schwangerschaften einhergehen, der natürliche Gesamt- 
verlust also etwa 247000 Kinder beträgt« Er be- 
schäftigt sich dann weiterhin noch eingehend mit der Frage der Kon- 
zeptionsverhinderung und Abtreibung. Sein Schlußergebnis lasse ich 
wieder mit seinen eigenen Worten folgen: »Bei der nicht wesentlich 
gehemmten Vermehrung, wie sie noch vor vierzig Jahren bestand, 
betrug die Zahl der Lebendgeborenen trotz 14%, natürlicher Verluste 
400 auf I0 000 Einwohner. Bei 68 Millionen Einwohnern müßten also 
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jetzt im Deutschen Reich jährlich 2 720 000 lebende Kinder geboren 
werden. Tatsächlich sind es 1914 nur I 818 596 gewesen. Es fehlen 
alsorund 000000. Von diesen sind 800000 überhaupt 
nicht erzeugt worden, weil die Konzeption 
durch künstliche Mittel verhindert wurde. 
Nahezu 100000 sind zwar erzeugt, aber während 
ihrer Entwicklung mit Willen wieder zerstört 
worden. Auf jede.zweite Lebendgeburt kommt eine künstlich 
verhinderte Schwangerschaft, auf jede achtzehnte eine Abtreibung«. 
Man wird jedenfalls solchen Versuchen, die verschiedenen Faktoren, 
die bei dem Rückgang der Geburten und bei der Geburtenhäufigkeit 
beteiligt sind, zahlenmäßig zu erfassen, einen ziemlichen Wert zu- 
erkennen müssen. Freilich hat dabei der Verfasser der Tatsache doch 
nicht genügend Rechnung getragen, daß in dem Zeitraum, in dem bei 
uns die Geburtenzahl so herabgegangen ist, die Volkszahl in einem 
bis dahin nie gekanntem Maße gestiegen ist. Wäre ein solcher Rück- 
gang der Sterblichkeit möglich gewesen, wenn die Geburtenziffer - 
noch auf dem alten Stande geblieben wäre und wenn ja, welches 
wären dann die wirtschaftlichen und sozialen Folgen gewesen, wenn 
wir so gewaltige Geburtenüberschüsse gehabt hätten, wie es dann hätte 
der Fall sein müssen ? Es ist hier nicht der Ort diese Fragen zu beant- 
worten, wohl aber derjenige sie zu stellen gegenüber so zahlreichen 
neueren Ausführungen, welche den Rückgang der Geburten doch zu 
sehr losgelöst aus dem wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhang 
und mit zu wenig Rücksicht auf die gewaltige Volksvermehrung 
Deutschlands betrachten. 

Die kleine, sehr warm empfundene Schrift vonMuckermann 
macht keinen Anspruch darauf den biologischen Wert der mütterlichen 
Stillpflicht in breiter wissenschaftlicher Form darzustellen; wenn ich 
sie Techt verstehe, will sie vielmehr die große Bedeutung derselben in 
breitere Kreise tragen, einen Zweck, zu dem sie in ganz besonders 
hohem Maße geeignet ist. Gerade unter dem Gesichtspunkt der 
doppelten Aufgabe jeder weitschauenden Bevölkerungspolitik — Sorge 
für den Nahrungsspielraum und für das Volkswachstum — ist die Er- 
nährung von seiten der eigenen Mutter ganz besonders wertvoll, da ` 
sie wie kein anderes Mittel geeignet ist, unserer heute noch beschä- 
mend hohen Säuglings- und Kindersterblichkeit entgegenzuwirken 
und somit das zu erreichen, was gerade unter dem Gesichtspunkte 
des Nahrungsspielraumes betrachtet, schlechthin wirtschaftliches 
Ideal alles Volkswachstums sein muß; denn diesem Ideal wird um so 
mehr entsprochen, je geringer bei gleichem Geburtenüberschuß, 
Geburten- und Sterbeziffer sind. Gerade bei der Zunahme der Er- 
näherung des Kindes an der Mutterbrust geht beides Hand in Hand, 
wie Muckermann mehrfach mit Nachdruck hervorhebt. Denn damit 
sinkt nicht nur die Säuglings- und Kindersterblichkeit, sondern es 
steigt auch je nach der Länge der, Stilldauer notwendigerweise der 
Zeitraum der zwischen zwei Geburten liegt. ° 

Die Schrift von Hue ppe Deutschlands Volkskraft und Wehr- 
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fähigkeit gibt in sehr eng gedrängter Form in gewissem Sinne einen 
kleinen Grundriß der Sozialhygiene und Bevölkerungspolitik; es wird 
auf zu kleinem Raume doch etwas zu vielerlei behandelt, als daß es 
für den Verfasser möglich gewesen wäre, sich den einzelnen Fragen 
so zu widmen, wie sie es ihrer Bedeutung nach verdienten. Wenn sich 
dieses als ein Mangel in gewissem Sinne herausstellt, so eignet sich 
die kleine Schrift gerade auch deshalb wieder, infolge ihrer zusammen- 
.fassenden Kürze dazu, in die zahlreichen Probleme einzuführen, die 
heute mit den Schlagworten Volkskraft und Wehrfähigkeit zusammen- 
gefaßt werden. Seine Behauptung, daß bis zum Jahr 1906 kein Ge- 
burtenrückgang erfolgt sei, ist nicht haltbar; man kann nicht auf 
Grund einer so ungenauen Messungsmethode, wie es die Anwendung 
der allgemeinen Geburtenziffer ist, solche Fragen. behandeln. Da- 
gegen hat er durchaus recht, wenn er zur Beurteilung der deutschen 
Bevölkerungsentwicklung nicht diejenige der Geburtenhäufigkeit 
allein heranzieht, sondern den Hauptwert auf diejenige des Geburten- 
überschusses legt, um auf dieser Grundlage sich gegen jene Schwarz- 
seher zu wenden, die berechnet haben, daß nach der Geburtenabnahme 
beurteilt, in 30 Jahren ein vollständiger Stillstand der Bevölke- 
rungszunahme in Deutschland zu erwarten sei. »Die Kinderzahl an 
sich ist eben nicht so entscheidend, wie die Zahl der aus den Kindern 
heranwachsenden arbeitsfähigen und arbeitstüchtigen Erwachsenen.« 
Die Schrift zeichnet sich durch eine ruhige und sachliche Beurteilung 
der Verhältnisse aus, die heute von anderen nach ihrer ungünstigen 
Seite hin oft maßlos übertrieben werden. 

Die vier folgenden Schriften von Mayet, Rosenthal, 
Zeiler und Kuczynski und Mansfeld sind im wesent- 
lichen rein bevölkerungspolitischer Natur, indem sie positive Vor- 
schläge bringen, wie einem weiteren Sinken der Geburtenzahl gesetz- 
geberisch entgegengetreten werden kann. Als gemeinsames Ziel 
schwebt ihnen allen vor, die kinderreichen Familien in irgend einer 
Weise wirtschaftlich zu entlasten. Die Wege, die dabei eingeschlagen 
werden sollen sind dabei recht verschiedene. 

Mayet geht zunächst allgemeiner auf die Frage des Geburten- 
rückganges ein und auf die verschiedenen Vorschläge, die bereits 
zu seiner Bekämpfung gemacht worden sind. Hier tritt er zunächst 
warm für eine groß angelegte Mutterschaftsversicherung ein, für eine 
bessere Ausgestaltung des Hebammewesens, für Maßnahmen zum 
Schutz der unehelichen Kinder und für solche zur »Ertüchtigung« 
der Jugend überhaupt, wofür er eine obligatorische Familienversicherung 
durch die Krankenkassen vorschlägt. Auch noch von anderen Maß- 
nahmen ist die Rede. Er selbst bringt als neu eine sog. Jugendfonds- 
steuer in Vorschlag, welche die Form einer Einkommensteuer haben 
soll und die nach den von ihm angenommenen Grundlagen jährlich 
128 Millionen Mark einbringen würde. Diese Mittel sollen auf dem 
verschiedensten Wegen dazu dienen, alles in die Wege zu leiten, was 
die »Ertüchtigung« der Jugend und damit unser Volkswachstum 
fördern kann. | 
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Die Schrift von Rosenthal beginnt ebenfalls mit allgemeiner 
gehaltenen Darlegüungen, die sich vor allem mit dem Problem und der 
Bilanz der Mutterschaft beschäftigen. Er betrachtet erst die Kosten 
der Mutterschaft, die baren Ausgaben und den entgangenen Arbeits- 
verdienst und frägt dann nach der Gegenleistung d. h. nach den Ein- 
nahmen, die sie bringt. Diese bestehen in der Hervorbringung von 
Menschen, die aber lediglich für die Gesamtheit als produktiv, aber 
für die Einzelwirtschaft nicht als rentabel zu werten ist. Die Mutter- 
schaftsleistung ist aber produktiv, also unrentabel, ein Gesichtspunkt, 
der mir bei der Gegenüberstellung von Eltern und Kindern doch nicht 
so recht zusagt. Dem soll entgegengetreten werden. Zunächst muß 
man die Mutterschaft finanziell sichern, damit sie gesund und unge- 
stört verlaufen kann und außerdem muß die Allgemeinheit im Inter- 
‘esse auch der Geburtenhäufigkeit den Eltern einen Teil der Kosten 
und Lasten abnehmen. Rosenthal schätzt bei 2 Millionen Geburten 
und bei Berechnung von 300 M. als Kosten für jeden Geburtenfall, 
die Höhe der erforderlichen Mittel auf 600 Millionen Mark. Unter der 
Annahme, daß die begüterten Klassen keinen Anspruch darauf er- 
heben, daß auch aus anderen Gründen noch der Bedarf geringer sein 
wird, würden sich die Kosten noch auf 450 Millionen Mark erniedrigen. 
Die Aufbringung der Mittel denkt er sich in der Weise, daß 14 durch 
Staatshilfe, % durch sog. Mutterschaftszuschläge auf die Steuern 
der Einkommen über 3000 Mark und das letzte Drittel durch Beitrags- 
leistung der Versicherten zu beschaffen sind. 

Ganz eingehend ist de Beihilfenordnung von Zeiler 
ausgearbeitet. Ihr Grundgedanke ist der folgende: Jedes Ehepaar 
soll eine jährliche Haushaltungsbeihilfe von 150 Tausendsteln des 
Gesamteinkommens der beiden Ehegatten erhalten ; dazu treten noch 
Kinderbeihilfen für die ersten 14 Lebensjahre der Kinder. Sie sind ab- 
gestuft nach dem Alter und sollen im ersten Lebensjahre mindestens 
50 und höchstens oo Mark betragen und mit steigendem Alter der 
Kinder auf mindestens 100 und höchstens 500 Mark anwachsen. Da- 
neben sollen noch 3 % des Einkommens als Kosten für Entbindung 
usw., aber mindestens 60 und höchstens 300 Mark gezahlt werden. 
Auch über das 14. Lebensjahr hinaus sollen sich diese Leistungen noch 
erstrecken. Kommt ein Kind in die Lehre, so soll ein nach dem Ein- 
kommen abgestufter, zwischen 150 und 400 Mark liegender einmaliger 
Beitrag zum Lehrgeld gezahlt werden; beim Besuch auswärtiger 
Mittelschulen und von Hochschulen soll das gleiche der Fall sein; der 
Unterricht an allen Öffentlichen Anstalten hat unentgeltlich statt- 
zufinden; für die Ableistung des Einjährigfreiwilligendienstes soll 
ein Zuschuß von I000—3000 Mark gewährt und bei der Verheiratung 
von Mädchen ein Ausstattungsgeld von 400—ı0 000 Mark gegeben 
werden. Die Aufbringung der Mittel ist in der folgenden Weise gedacht. 
Sie sollen auf alle in den betreffenden Bundesstaaten vorhandenen 
Einkommen nach deren Höhe anteilsmäßig umgelegt werden und zwar 
nur auf den Teil derselben, der das zweihundertfache des ortsüblichen 
Tagelohnes des erwachsenen Arbeiters übersteigt. Die geplante Ord- 
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nung soll nicht einen gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Aus- 
gleich zwischen den Angehörigen verschiedener Einkommensstufen 
schaffen, sondern innerhalb derselben Einkommensstufen einen Aus- 
gleich unter den Einkommensbeziehern ohne und denen mit Familien- 
lasten bewirken. Ich kann mir nicht vorstellen, wie auf einer solch 
engen Grundlage für eine Beihilfe mit solchem Umfange die erforder- 
lichen Mittel beschafft werden können. Das sind die wesentlichen 
Grundgedanken der Schrift, deren Inhalt damit’ keineswegs erschöpft 
ist, da noch eingehende Ausführungen über die Verwaltungseinrich- 
tung und sonstige Einzelheiten und auch Darstellungen verwandter 
Vorschläge folgen. 

Einen ganz anderen Weg wollen Kuczynski und Mafls- 
feld einschlagen Das Reich soll dort ein Pflichtteilsrecht, d.h. 
die erbrechtliche Stellung eines Kindes bekommen, wo ein Erblasser 
nicht wenigstens drei Kinder oder Abkömmlinge von wenigstens 
drei Kindern hinterläßt. Der Pflichtteil des Reiches besteht in der 
Hälfte des Wertes des gesetzlichen Erbteils eines Kindes. Der Mindest- 
ertrag wird für das Reich auf 720 Millionen berechnet. Nach ver- 
schiedenen Abzügen — das Reich hätte auch Erbschaftsteuer und 
Einkommenssteuer zu zahlen — würde die Mehreinnahme des Reiches 
aus dieser Quelle sich auf 662 Millionen Mark belaufen. Ein Viertel 
davon, also 165 Millionen Mark wäre den Gemeinden für bevölkerungs- 
politische Zwecke zu überweisen, für allgemeine Reichszwecke blieben 
also 500 Millionen Mark übrig. Will man zu diesen Vorschlägen Stel- 
lung nehmen, so kommt es natürlich nicht auf deren Einzelheiten, nicht 
darauf an, daß sich dabei mancherlei Unstimmigkeiten finden und 
daß man manches in Einzelnen vielleicht anders geregelt sehen möchte; 
es kommt vielmehr ganz allein auf die mehr grundsätzliche Seite der 
Frage an, wie ein solches Vorgehen ganz allgemein zu beurteilen ist. 
Sind die erwähnten ja auch nicht die einzigen Vorschläge dieser Art, 
die in jüngster Zeit gemacht worden sind. 

Ich möchte mich zunächst mit-alledem rückhaltslos einverstanden 
erklären, das darauf hinzielt durch den vollständigen Ausbau der 
Mutterschaftsversicherung, durch eine ganz andere Haus- und Säug- 
lingspflege, vor allem auch bei unehelichen Kindern, durch eine viel 
breiter ausgebaute Jugendfürsorge zu erreichen, daß ein möglichst 
geringer Teil der Geborenen nach so kurzer Zeit wieder durch den 
Tod dahingerafft wird, wie es heute der Fall ist. Hierbei handelt es 
sich also um die Erhaltung des Zuwachses. Daß hier noch unendlich - 
viel geschehen kann, zeigt die schon oben erwähnte Tatsache, daß 
von allen jährlich bei uns Gestorbenen mehr als ein Drittel auf Kinder 
im Alter von unter 5 Jahren entfällt. Mayet scheint mir hier auf dem 
richtigen Wege zu sein, wenn er zur Erreichung dieses Zieles einen 
großzügigen Ausbau der Krankenversicherung in Vorschlag bringt. 
Alle vier genannten Schriften zielen ja auch auf diese Seite des Problems 
hin, wenn es bei den einzelnen auch in verschiedenem Maße der Fall 


ist. Ueber die Frage der Aufbringung der Kosten wird weiter unten 
zu reden sein. 
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Vollkommen- zu trennen von diesem Streben, den Nachwuchs 
zu erhalten und zu sichern ist jenes, durch solche Beihilfen eine Ent- 
lastung der Familien mit der Wirkung herbeizuführen, daß dadurch 
die Beweggründe zu einer künstlichen Kleinhaltung der Kinderzahl 
mehr oder weniger beseitigt und damit der Geburtenrückgang be- 
kämpft werden. Ich habe über diese Vorschläge bereits eingehen- 
der an anderer Stelle gesprochen und kann hier darauf z. T. Bezug 
nehmen ?). Ich habe dort ausgeführt, daß dadurch die Gefahr entsteht, 
. daß durch die Art, wie die Mittel für solche Zwecke aufgebracht wer- 
den, die Kapitalneubildung notleidet und daß damit der Nahrungs- 
spielraum, also die wirtschaftliche “Voraussetzung weiteren Volks- 
wachstums, in seiner Größe und Sicherheit ungünstig beeinflußt 
wird. Wenn aber mit dem Rückgange der Kapitalneubildung sich die 
wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse eines Volkes verschlechtern, 
= wenn damit eine Tendenz entsteht, welche ungünstig auf die Neu- 
schaffung von Arbeitsgelegenheit und damit auf die Höhe des Lohnes 
wirkt, so werden damit Faktoren ausgelöst, die unmittelbar mindernd 
auf das Volkswachstum einwirken müssen, auf die Zahl der 
Heiraten, und damit der Geburten und dann erhöhend auf die Sterb- 
lichkeit und Auswanderung. So können Maßnahmen, die zur För- 
derung des Volkswachstums gedacht sind, letzten Endes gegenteilig 
wirken. Es ist deshalb sehr große Vorsicht am Platze, vor allem 
hinsichtlich der Art und Weise, wie die Mittel aufgebracht werden 
sollen ; es muß dies auf eine Weise geschehen, daß dadurch weder der 
Kapitalfonds der Volkswirtschaft angegriffen, noch der Verbrauch in 
derselben erhöht wird. 

Unter diesem Gesichtspunkte habe ich gegen eine Art der Rege- 
lung, wie sie Kuczynski und Mansfeld vorschlagen, die allergrößten 
Bedenken, da hier die Mittel unmittelbar aus dem Kapitalfonds der 
Volkswirtschaft genommen werden. Im Hinblick auf den Kapital- 
vorrat der Volkswirtschaft wäre dies nur dann unbedenklich, wenn die 
so gewonnenen Beträge z. B. zur Schuldentilgung verwandt, also 
so wieder der Volkswirtschaft zugeführt oder zu einem unmittelbar 
wirtschaftlich produktiven Zweck, wie z. B. zu dem Bau von Eisen- 
bahnen, verwandt würden. Günstiger in dieser Hinsicht ist die Auf- 
bringung der Mittel bei den übrigen Vorschlägen zu beurteilen, da 
hier die Mittel auf Wegen aufgebracht werden sollen, die immerhin 
in hohem Grade die Möglichkeit zulassen, daß die davon betroffenen 
ihren Verbrauch, wenigstens z. T. als Folge dieser Mehrausgabe ein- 
schränken werden. 

Was nun letztens den grundsätzlichen Gedanken des Lastenaus- 
gleichs anlangt, also den Plan, Alleinstehende und Kinderlose zur 
Deckung der Familienlasten kinderreicher Eltern mit heranzuziehen, 
so kommt es vor allem auch auf das Maß und die Gesichtspunkte an, 
unter denen dies geschehen soll. Es ist natürlich ein himmelweiter 


3) Bevölkerungspolitik nach dem Kriege. Nahrungsspielraum und Volks- 
wachstnm in Deutschland. Kriegswirtschaftliche Zeitfragen. Heft 2/3 1916, 
S. 96 ff. 
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Unterschied zwischen den Vorschlägen Mayets, die vor allem einen 
sozialhygienischen Charakter tragen und nur in dem Maße Alleinstehende 
und Kinderlose zu diesen Zwecken heranziehen wollen, als eben die 
Mittel dafür aufgebracht werden müssen und denjenigen Zeilers, dem 
es darum zu tun ist, die ganzen Aufzugskosten für Kinder unter alle 
Angehörigen derselben Einkommensstufe, ohne Rücksicht auf ihren 
Familienstand, aufzuteilen. Der Vorschlag Rosenthals hält sich etwa 
in der Mitte dieser beiden Extreme. Ob aber nicht G. Bäumer darin 
recht hat, daß man mit solchen Prämien und Beihilfen gerade noch 
die materialistisch-rationalistische Anschauung stärken hilft, auf die 
doch z. T. der neuzeitliche Geburtenrückgang zurückzuführen ist! 
Ich kann mir nicht allzuviel von der Wirkung derartiger Maßnahmen 
versprechen, die unmittelbar den Zweck verfolgen, den Fortpflanzungs- 
willen zu stärken. Dabei sind doch die Ursachen dieses Geburtenrück- 
gangs zu mannigfaltige. Ganz anders steht es dagegen meiner Anschau- 
ung nach mit all den Vorschlägen, welche, wie diejenigen Mayets für 
späterhin in ganz anderem Umfange als bisher, für die Erhaltung 
und die Ertüchtigung des Nachwuchses Sorge tragen und die Mittel 
dazu mehr oder weniger auch den Alleinstehenden und Kinderlosen 
auferlegen wollen. Hierbei fallen auch die oben geäußerten wirtschaft- 
lichen Bedenken hinsichtlich der Kapitalbildung zum Teil fort, da 
bekanntlich, wie vor allem auch Rosenthal ausführt, auch der Mensch 
in gewissem Sinne als Kapitalsanlage betrachtet werden kann und die 
für das Kind aufgewandten Mittel für die Volkswirtschaft einen 
Kapitalverlust bedeuten, wenn es nicht gelingt, es bis zu einem Alter 
zu erhalten, daß er selbst durch seine eigene Arbeit die Aufwendungen 
wieder ersetzen kann, die er bis dahin für die Allgemeinheit verursacht 
hat. Es würde sich hier also um Kapita'aufwendungen handeln, die 
den Zweck verfolgten, in gewissem SinneKapitalverluste zu vermeiden. 
Weit wichtiger als solche Familienbeihilfen in der oben genannten 
Form scheint es mir zu sein, bei der Frage der Eheschließungen ein- 
zusetzen, deren Entwicklung bereits vor dem Kriege eine recht un- 
günstige gewesen ist und die sich nach dem Kriege noch erheblich 
verschlechtern wird. 

Die sehr anziehend und auf Grund reichster persönlicher Erfah- 
rung abgefaßte Schrift von M. Meyer über das Zölibat der 
Lehrerin, schneidet heute eine sehr viel erörterte Frage an. 
Ein erster Abschnitt behandelt ganz allgemein die Frage von Krieg 
und Volkserneuerung, ein zweiter, in vielem sehr anfechtbarer, die 
Irrtümer des Malthusianismus. Der englische Schüler von Malthus 
heißt Chalmers und nicht Chalmas, die Behauptung, das Gesetz von 
den sinkenden Erträgen sei damit entwurzelt! ist ganz irrtümlich, 
der von ihm zitierte Statistiker heißt von Fircks, nicht von Firck; 
man merkt diesem Abschnitt doch an, daß er zu sehr nach zweiten 
Quellen gearbeitet worden ist. In den weiteren Ausführungen ist dann 
so ziemlich ausschließlich von dem Zölibat der Lehrerinnen die Rede. 
Der Verfasser kommt hierbei zu dem Ergebnis, daß diesem Zölibat 
keinerlei innere Berechtigung zukommen, daß seiner Aufhebung 
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weder pädagogische noch schultechnische Bedenken im Wegen stehen. 
Er ist im Gegenteil der Meinung, daß es pädagogisch nur ungemein 
günstig wirken müsse, wenn anstatt unverheirateter Frauen, Mütter 
in der Schule unterrichten würden. Was er darüber darlegt, ist unge- 
mein tief und warm empfunden. Unter der Ueberschrift »Sozial- 
Biologisches und Wirtschaftliches« wird dann hauptsächlich die Frage 
besprochen, welchen Einfluß eine Aufhebung des Zwangszölibats 
auf Ehen- und Geburtenhäufigkeit ausüben werden, und wie sich eine 
solche Ehe dann bei Weiterführung des Berufes durch die Frau gestal- 
ten wird. Ein umfassender Anhang, in dem in erster Linie, Auszüge 
aus der literarischen Kontroverse über die vorliegende Frage wieder- 
gegeben sind, beschließt das Ganze. 

Auch die Schrift von Vaerting über den Männermangel 
nach dem Kriege, behandelt, wie die eben besprochene von Meyer, 
eine Teilfrage aus dem großen Problem des Geburtenrückganges. 
In gewissem Sinne handelt es sich dabei um den Ausbau und die Fort- 
setzung von Gedanken, die er bereits in einer früheren Schrift ausge- 
sprochen hat. (Wie ersetzt Deutschland am schnellsten die Kriegs- 
verluste durch gesunden Nachwuchs? Vgl. meine Besprechung in 
dieser Zeitschrift B. 42, H. 2.) Zuerst wird von der gewaltigen Stei- 
gerung des Frauenüberschusses nach dem Kriege, sodann von den Ge- 
fahren des großen Männermangels für die Volksgesundheit und schließ- 
lich von der Bekämpfung dieses Uebels gesprochen. In dem Frauen- 
überschuß siehter mit vielen anderen eine erhebliche Gefahr, einmal 
weil damit die Geschlechtskrankheiten sich ausbreiten und weil in 
den Gebieten mit Frauenüberschuß die Sterblichkeit der Männer 
stets größer sei als die der Frauen. Die vorliegenden Untersuchungen 
scheinen mir jedoch noch nicht auszureichen und dies als unbedingt 
sicher hinzustellen. Sehr eingehend befaßt sich V. mit der Tatsache, 
daß immer mehr Knaben als Mädchen geboren werden; er will darin 
ein geheimnisvolles Streben der Natur erblicken. Trotz dessen, was 
er später noch weiter darüber sagt, scheint mir dies doch heute noch 
eine Erklärung des ignotum per ignotius zu sein. Ich weiß nicht ob 
V. die folgende Erklärung, die, wenn ich nicht irre, von Körosi her- 
rührt, kennt. Sie ist als solche nicht zu beweisen, aber verblüffend 
einfach. In jeder Familie, auf allen Stufen der Kultur, haben die Eltern 
lieber Knaben als Mädchen ; wo deshalb die ersten Kinder Mädchen 
sind, ist der Wunsch nach noch mehr Kindern vorhanden, in der Hoff- 
nung noch einen Knaben zu erhalten ; wo die ersten Kinder oder unter 
ihnen Knaben sind, besteht dieser Wunsch nicht mehr in dem gleichen 
Maße; hier hört die Zeugung früher auf. In dem Maße, in dem dieses 
der Fall ist, muß dies zu mehr Knaben- als Mädchengeburten führen. 
Wie die Dinge aber auch liegen, darin hat Vaerting recht, daß dieser 
Männermangel große Gefahren nach den verschiedensten Seiten hin 
in sich birgt und daß alles zu geschehen hat, um diesem nach Mög- À 
lichkeit vorzubeugen. Als Mittel dagegen kommen zunächst für ihn 
in Betracht, starke Beschränkung der Militärdienstzeit, event. Auf- 
hebung des geistlichen Zölibats, und möglichste Eindämmung der 
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Prostitution, die eine Unsumme männlicher Geschlechtskraft ver- 
schlingt. Das Hauptmittel sieht er jedoch in einer Abänderung des 
bestehenden ehelichen Altersverhältnisses in dem Sinne, daß Ehen 
mit einem Altersübergewicht des Mannes möglichst vermieden werden. 
Dadurch wird einmal in den Jahren, in denen diese Umkehrung 
des Altersverhältnisses stattfindet, die Zahl der männlichen Ehe- 
kandidaten vergrößert, gleichzeitig die der Frauen verkleinert und 
damit hinsichtlich der Heiratsmöglichkeit der letzteren ein Ausgleich 
dem nach dem Kriege vorhandenen Frauenüberschuß gegenüber 
geschaffen. Damit würde auch ein starker Faktor gegen die starke 
Ausbreitung der Geschlechtskrankheiten ausgelöst. In eingehenden 
Darlegungen sucht dann Vaerting den Nachweis zu führen, daß die 
höhere Sterblichkeit der Knaben gegenüber den Mädchen um so mehr 
zurücktritt, je besser die Zeugung ist. Zur Bekämpfung dieser höheren 
Knabensterblichkeit kommt also nicht so sehr die Säuglingspflege, 
die nach seinen Ausführungen mehr dem weiblichen als dem männlichen 
Geschlecht zugute kommt, in Betracht, als eine richtige Zeugungs- 
hygiene. Sie allein kann der kommenden männerarmen Zeit den so 
sehr notwendigen Knabenüberschuß erhalten. Auch in diesem Sinne 
ist eine Aenderung des männlichen Heiratsalters von tiefgreifender 
Bedeutung, da die Jugend für den Mann die beste und vollkommenste 
Zeugungszeit ist; damit müssen sich die Zeugungsprodukte verbessern 
und die Erhaltung des Knabenüberschusses würde so wesentlich ge- 
fördert werden. Seiner auf mannigfache Weise belegten Auffassung 
nach, wird auch durch die Erwerbsarbeit des Mannes seine Vaterschaft 
schwer geschädigt, so daß auch der »Vaterschutz« für die Zukunft 
zur biologischen Losung gemacht werden muß. Auf Grund mancher 
neuerer Forschungen kommt er dann zu dem Ergebnis, daß je jünger 
der Vater ist, um so größer seine Erzeugungskraft für Knaben sein 
wird. Die Knabenüberschüsse sind dort am stärksten, wo der Vater 
jünger, am schwächsten, wo er älter ist als die Mutter. Das ist in großen 
Zügen der Hauptgedankengang und das Ergebnis der überaus lesens- 
werten Schrift, die man nicht ohne nachhaltigen Eindruck aus der 
Hand legen wird, so sehr einem das darin Gesagte auch mitunter neu 
und befremdend vorkommt. Auf einem anderen Blatt steht freilich 
die Frage, welche wirtschaftlichen Gründe es dahin gebracht haben, 
daß heute im allgemeinen der Mann bei der Eheschließung älter ist 
als die Frau und welcher Umgestaltung unserer wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse es bedarf, um nicht nur eine Umkehrung dieses Altersverhält- 
nisses, sondern um nur eine Verjüngung des Heiratsalters herbeizu- 
führen. Das sind Fragen, auf die Vaerting nicht eingeht, deren Schwie- 
rigkeiten wir aber keineswegs unterschützen dürfen. 

Die Schrift von Mataré »Ein Beitrag zur Kenntnis des Be- 
völkerungswesens im Kriege« trägt einen etwas zu anspruchsvollen 
Titel; sie gibt nämlich lediglich eine kurze Uebersicht über die Bevöl- 
kerungsbewegung in der Stadt München für die Perioden Januar- 
Juli 1915 und 1916, mit denen dann die Verhältnisse in den entspre- 
chenden Zeitstrecken der Jahre 19T0—ı1914 verglichen werden. Es 
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ergeben sich dabei zwar macherlei innteressante und wichtige Er- 
gebnisse, vor allem hinsichtlich der Sterblichkeit, das Material ist aber 
doch ein zu dünnes, um daraus allgemeinere Schlüsse, was der Verfasser 
im übrigen auch nicht tut, ziehen zu können. Immerhin hat die Schrift 
das Verdienst die Aufmerksamkeit auf die Richtung hin zu lenken, 
in welcher sich im Kriege die Bevölkerungsbewegung einer Großstadt 
entwickelt hat. Ich hebe hier ganz besonders hervor, die noch stärkere 
Abnahme der unehelichen als der ehelichen Geburten, die der Verfasser 
als durch das Verbot der öffentlichen Vergnügungen, Einschränkung 
des Alkoholgenusses in der Hauptsache erklärt sieht, und dann vor 
allem die starke Zunahme der Sterblichkeit der Personen in den 
höheren Altersklassen, vor allem’ im Alter von über 70 Jahren. 

Die Schrift von Beusch »Wanderungen und Stadtkultur« 
stellt eine recht belehrende und brauchbare Einführung in die Fragen 
der deutschen Binnenwanderung dar. Das gilt vor allem von den ersten 
Abschnitten, in welchen die Tatsachen der Wanderbewegung dar- 
gestellt werden, nicht ganz in dem gleichen Maße jedoch von den 
Schlußausführungen, welche vornehmlich den Ursachen und der Be- 
deutung der Binnenwanderung gewidmet sind. So vieles und wichtige 
Zutreffende diese auch enthalten, so wenig scheinen sie mir doch 
das vorliegende Problem erschöpfend genug behandelt zu haben. 

Was die Schilderung der Tatsachen anlangt, so hat der Verfasser 
in erster Linie die Reichsstatistik benutzt, daneben aber auch in recht 
geschickter Weise die Ergebnisse der Kommunalstatistik mit heran- 
gezogen; auf diese Weise ist es ihm gelungen, auch nicht unwichtige 
Seitenfragen der Binnenwanderung, wie vor allem den jährlichen 
Zu- und Fortzug in einigen Großstädten, die Umzugshäufigkeit in 
den Städten und den Fremdenverkehr, in den Rahmen seiner Dar- 
stellung mit einzubeziehen. 

In einem kann ich dem Verfasser vor allem nicht ganz folgen. 
Er unterschätzt doch nach man£hen Richtungen die Wanderbewegung 
früherer Zeiten und früherer Jahrhunderte. Zweifellos hat sie heute 
einen zahlenmäßig ganz anderen Umfang angenommen, aber das 
Wandern ist auch dank der großen Fortschritte des Verkehrs- und Nach- 
richtenwesens ganz wesentlich gegenüber früher erleichtert. Wenn im 
Mittelalter jemand seinen Wohnsitz von z. B. Frankfurt a. M. nach 
Leipzig verlegte, so gehörte dazu viel mehr an Entschlußfähigkeit, 
ein viel stärkerer Wandertrieb, als wenn heute jemand nach Amerika 
auswandert. Die große Zahl deutscher Studenten auf italienischen 
Hochschulen, die deutschen Handwerkergilden in Italien, die deutschen 
Bergarbeiter in Spanien und manches andere mehr, zeigt doch, daß 
wir die Wanderbewegung früherer Zeiten nicht unterschätzen dürfen. 
Wenn Beusch schätzungsweise für Deutschland zu einer jährlichen 
Binnenwanderungsziffer von etwa 22. Millionen kommt, so ist das ja 
sicher eine ganz gewaltige Ziffer; ich persönlich halte sie auch für 
zu hoch gegriffen; aus des Verfassers Darlegungen ist auch nicht 
ersichtlich, auf welchen Wegen er zu dieser Zahl gekommen ist. Man 
wird doch auch nur in recht en Maße den jährlichen 
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Zu- und Fortzug in seiner Gesamtheit zum Maßstab dafür nehmen 
dürfen, in welchem Maße, um einen dabei von Beusch benutzten 
Ausdruck zu gebrauchen, das Volk durch die moderne Wirtschafts- 
entwicklung entwurzelt und in welchem Umfang in unser modernes 
Gremeinschaftsleben ein nomadenhafter Zug hineingekommen ist. 

Wenn man unter solchen Gesichtspunkten die neuere Wander- 
bewegung betrachten will, so muß man doch in höherem Maße als 
es der Verfasser tut, unterscheiden, daß diesem Fort- und Zuzug in 
dieser Hinsicht eine ganz verschiedene Bedeutung zukommen kann. 
Es ist etwas wesentlich anderes, ob ein Landarbeiter mit Frau und 
Kindern vom flachen Lande jn die Großstadt zieht oder ob der Be- 
wohner einer Stadt seinen Wohnsitz in eine dicht dabei liegende Ge- 
meinde verlegt (z. B. Gartenstadtbewegung, oder Berlin und seine 
Vorortgemeinden) oder ob aus dem benachbarten Dorfe jemand als 
Dienstmädchen in die Stadt geht, ob jährlich tausende von Studenten 
die Hochschule wechseln und bei hunderttausenden von Soldaten 
beim Eintritt und Fortgang vom Militär der Wohnsitz geändert wird. 
Diese Beispiele, die sich noch leicht vermehren ließen, sollen nur 
zeigen, daß dem jährlichen Fort- und Wegzug doch eine verschiedene 
Bedeutung zukommt, wenn man damit die Seßhaftigkeit einer Be- 
völkerung messen will. Das gleiche gilt auch von der Benutzung der 
Gebürtigkeitsstatistik. Es ist auf Grund des vorhandenen Materials 
natürlich nicht möglich eine solche Scheidung durchzuführen, nichts 
desto weniger muß man aber mit allem Nachdruck darauf hinweisen. 

Die letzten Abschnitte über Ursachen und Bedeutung der Binnen- 
wanderungen enthalten, wie schon oben hervorgehoben, recht viele 
gute und treffende Bemerkungen und Beobachtungen. In diesen 
Abschnitten kommt vor allem auch der schon im Titel hervorgehobene 
sozialethische Charakter der Studie und damit die bestimmte Welt- 
anschauung des Verfassers zum Ausdruck. Hierbei liegt in der Natur 
der Sache, daß sich Meinungsverschiedenheiten ergeben. Das ist, 
um nur eines hervorzuheben, dort der Fall, wo er den Geburtenrück- 
gang ohne weiteres alsein Zeichen starken Zerfalles in morali- 
scher Hinsicht ansieht; das kann, muß aber nicht der Fall sein. Zur 
Beurteilung des moralischen Inhaltes einer Handlungsweise kommt es 
meines Erachtens wie immer auf die Beweggründe an. Nun ist es 
sicher, daß diese in sehr vielen Fällen, vielleicht auch den meisten, 
wo es sich um künstliche Kleinhaltung der Familie handelt, rein ma- 
terielle und egoistische sein können, daß also hier Beuschs Urteil 
durchaus zutrifft. Es gibt aber auch andere Fälle, in denen der Beweg- 
grund doch ein ausgesprochenes Pflichtgefühl im Interesse der Kinder 
ist und dabei vermag ich dem Urteil des Verfassers doch nicht ohne 
weiteres zu folgen; ebenso wenig, wie im umgekehrten Falle, wo es 
sich um kinderreiche Familien handelt. Auch hier mögen die Beweg- 
gründe häufig genug solche sein — wie Leichtsinn und geringes Ver- 
antwortungsgefühl — daß man sie nicht als gerade moralisch hoch- 
stehend bezeichnen kann. 

Ob Beusch darin recht hat, wenn er in der Entwicklung unserer 
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modernen Städte den Hauptgrund für die moderne Teuerung sieht, 
möchte ich auch ganz erheblich in Zweifel ziehen. Recht lücken- 
haft sind die Ausführungen über die Ursachen der Binnenwanderung. 
Ich vermisse hier dienotwendigen Hinweise auf die Lage der ländlichen 
Arbeiter, auf die Verteilung des Grundbesitzes, auf die Erbrechtsver- 
hältnisse, alles Dinge, die dem strebsamen Landarbeiter das Aufsteigen 
und das Erringen einer gewissen Selbständigkeit und eines eigenen 
Heims auf dem Lande unmöglich machen und, wie schon oft hervor- 
gehoben, einen der Hauptbeweggründe der Abwanderung vom Lande 
darstellen. Wenn man die Lebensverhältnisse und die Lage der Land- 
arbeiter in vielen Gegenden Deutschlands betrachtet, dann wird man 
nur in sehr eingeschränktem Sinne davon sprechen können, daß hier 
"weite Kreise des Volkes in weitgehendem Maße entwurzelt werden. 
Ich verweise den Verfasser auf die ihm anscheinend unbekannte 
Literatur über den Zusammenhang zwischen Großgrundbesitz und 
Abwanderung (Langerstein, Die Entvölkerung des platten Landes 
in Pommern von 1890—ı1905. 1912. Henkes. Der Einfluß der Ver- 
teilung des Grundbesitzes auf die Wanderungsverluste in Ostpreußen 
Diss. Königsberg 1908. Sering. Verteilung des Grundbesitzes und 
die Abwanderung vom Lande Igro. Langenbeck. Die Verteilung des 
Grundbesitzes und die Abwanderung vom Lande. Mitt. d. deutschen 
Landwirtschaftsgesellschaft 1911). Die Mittel und Wege, die der Ver- 
fasser vorschlägt um den Hauptschäden dieser Abwanderung ent- 
gegenzutreten sind im wesentlichen zu billigen, sie beziehen sich aber 
in der Hauptsache nur auf das, was in der Stadt geschehen kann und 
muß um das Los und die Lage der Zuwandernden zu erleichtern, nicht 
auf das, was doch schließlich die Hauptsache ist, was auf dem Lande 
geschehen kann um die Abwanderung und Landflucht zu vermindern; 
es handelt sich hier um die großen Fragen der Verteilung des ländlichen 
Grundbesitzes und der inneren Kolonisation. Gerade im Interesse der 
Landwirtschaft wird diese Frage nach dem Kriege mit Energie in An- 
griff genommen werden müssen, wenn nicht der Landarbeitermangel 
noch schlimmere Formen annehmen soll, wie zuvor. Denn auf Jahre 
hinaus werden in weit geringerem Maße als bisher fremde Arbeits- 
kräfte zur Verfügung stehen. 

Die Schrift von Wachowiak »Die Polen in Rheinland- 
Westfalen« anscheinend eine Dissertation, enthält eine recht fleißige 
und brauchbare Zusammenstellung dieser Frage, die in den letzten 
Jahren die Oeffentlichkeit in so großem Umfange beschäftigt hat. In 
der Schrift kommt in erster Linie die Stellung und Eage der Polen 
als Arbeiter zur, Darstellung. Welche Bedeutung die Polen für das 
Wirtschaftsleben dieser beiden Provinzen erlangt haben, ergibt die 
Tatsache, daß ihre Zahl in ihnen in den zwanzig Jahren von 1890 
bis IgIO von 29 842 auf 254 202 gestiegen ist. In einzelnen Kreisen 
und Städten steigt ihr Anteil an der Einwohnerschaft bis auf nahezu 
30 vom Hundert, um dann als Arbeiter in manchen Zechen einen noch 
weit größeren Anteil an der Gesamtbelegschaft auszumachen. Das 
Hauptergebnis, zu dem der Verfasser kommt, ist die wirtschaftliche 
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Hebung, welche diese Zuwanderer in diesen Industriegebieten durch- 
gemacht haben, worauf dann auch weiterhin ihr kulturelles Ansteigen 
in der Hauptsache beruht. 

- Die Schrift von Hecke über die Verschiedenheit 
der deutschen und slavischen Volksvermeh- 
rung in Oesterreich hat bei den Problemen, wie sie dieser Krieg 
aufgeworfen hat, ebenfalls eine recht erhebliche Bedeutung. Wie viel 
hängt doch davon ab, in welchem Maße sich in Oesterreich die Volks- 
zahl und damit der politische Einfluß von Deutschen und Slaven 
zukünftig gestalten wird. Nach einer kurzen Einleitungüber die Volksver- 
mehrung in Oesterreich im allgemeinen unter den europäischen Staaten, 
die Verschiedenheiten des österreichischen Landes und die Sonderung 
der Völker nach der Umgangssprache, wird nacheinander die Bevölke- 
rungsentwicklung der einzelnen Nationalitäten behandelt. Die Haupt- 
ergebnisse seiner Untersuchung bestehen darin, daß nicht die slavische 
oder germanische Abstammung eines Volkes die Eigenart seiner na- 
türlichen Bevölkerungsbewegung erklärt, sondern daß es die wirt- 
schaftlichen Bedingungen sind, unter denen die Völker leben, ihr Kultur- 
zustand, Berufsverteilung und anderes mehr, wodurch jene bestimmt 
wird. Die Hauptunterschiede in den Bevölkerungsverhältnissen 
zeigen sich darin, daß die Deutschen die kleinsten Haushaltungen, 
die wenigsten Kinder und Familienmitglieder, dagegen die höchsten 
Anteilziffern an Dienstboten, Gesinde und familienfremden Haushal- 
tungsmitgliedern haben. Bei den Deutschen ist der Anteil der Kinder 
im Alter von unter I4 Jahren ein wesentlich geringerer, ihr Heirats- 
alter ist ein wesentlich höheres und demgemäß auch der Anteil der 
Verheirateten ein kleinerer als bei den slavischen Völkern. Nach der 
Umgangssprache betrachtet, ergibt sich für den Zeitraum von 1880 
bis IgIO eine leichte, aber doch fortdauernde Abnahme des deutschen 
Elements ; demgegenüber ist die Hauptzunahme bei den Polen erfolgt; 
man muß dabei in Rücksicht ziehen, daß in Oesterreich von I000 
Deutschen der Landwirtschaft nur 300, von 1000 Polen dagegen 601 
angehören. Der Altersaufbau der Deutschen und Slaven ist ein ziem- 
lich verschiedener. So standen z. B. von 1000 anwesenden Personen 
im Alter von 24—50 Jahren bei den Deutschen 356, bei den Polen 
dagegen nur 310. Die Unterschiede in dem Altersaufbau sind demnach 
so erhebliche, daß Hecke sich nicht mit der Anwendung der allgemeinen 
Geburtenziffer hätte begnügen dürfen, sondern feinere Messungs- 
methoden hätte anwenden müssen, um diese Verschiedenheiten im 
Altersaufbau auszuschalten. 

Der Zürcher Statistik verdanken wir schon manche 
wertvolle Arbeit auf dem Gebiete der Bevölkerungsstatistik. Auch 
die vorliegende von Dr. Feld ausgeführte Untersuchung über die 
Zürcher Heiraten stellt eine sehr verdienstvolle Leistung 
dar. Sie beschränkt sich nicht nur auf die eigentliche Darstellung 
der Zürcher Heiratsverhältnisse, sondern sie bringt auch darüber 
hinaus noch wertvolle Erörterungen, allgemeiner, methodischer 
und literarhistorischer Natur über das Heiratsproblem und die 
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Heiratshäufigkeit als solchen. Besonders der erste Abschnitt über die 
allgemeine Heiratshäufigkeit und die umfassenden Anmerkungen 
enthalten nach beiden Richtungen hin viel Wertvolles. 

Die eigentliche Darstellung untersucht die Heiratenden nach 
Geschlecht, Alter und Familienstand, sodann nach den gleichen Ge- 
sichtspunkten die Heiratshäufigkeit, sodann diese und das Heirats- 
alter nach Gebürtigkeit und Heimat, dann den Beruf der eheschließen- 
den Männer, sodann Wohn- und Trauungsort, Gebürtigkeit und Heimat 
und schließlich den gegenseitigen Familienstand und das gegenseitige 
Alter der Ehegatten. Am eingehendsten wird die so wichtige Frage 
des Berufes der eheschließenden Männer behandelt. Manches in der 
vorliegenden Untersuchung hat ja lediglich lokales Interesse; es ist 
aber doch sehr vieles darunter, was ganz allgemein die Frage der Ehe- 
schließungen klären hilft, so vor allem auch hinsichtlich der zeitlichen 
Entwicklung von Heiratshäufigkeit und Heiratsalter. Das scheint 
mir doch z. T. im Hinblick auf die allgemeinen Zusammenhänge von 
Wirtschaft und Bevölkerung die wichtigste Seite der Frage zu sein. 
Auch dafür bietet das vorliegende Buch wertvolle Aufstellungen, 
wenngleich dieser Punkt es doch verdient hätte, noch eingehender 
behandelt zu werden, als es von seiten ihres Bearbeiters geschehen ist. 

Auch das Buch von Burgdörfer »Das Bevölkerungsproblem, 
seine Erfassung durch Familienstatistik und Familienpolitik« hebt 
sich äußerst vorteilhaft von der großen Zahl der Schriften ab, welche 
in den letzten Jahren über die Bevölkerungsfrage u. dgl. erschienen 
sind. Das Buch gliedert sich in drei Teile Ir. Das moderne Bevölke- 
rungsproblem; 2. Die Familienstatistik das Ziel einer künftigen 
Reform der Bevölkerungsstatistik; 3. Familienstatistik und Familien- 
politik in Frankreich. Der Schwerpunkt und Hauptwert des Buches 
liegt im zweiten Teile. Auch des Verfassers Ausführungen über das 
moderne Bevölkerungsproblem als solches enthalten sehr viel beach- 
tenswertes. Im Mittelpunkt steht auch für ihn der neuzeitliche Ge- 
burtenrückgang. Entscheidend ist aber seiner Meinung nach nicht die 
Geburtenhäufigkeit als solche allein, sondern das Geburtenoptimum, 
der Geburtenertrag, unter dem er etwas ähnliches versteht, was ich 
an anderer Stelle als Oekonomie des Bevölkerungswechsels bezeichnet 
habe. Die Gesamtzahl der Geburten ist für ihn gewissermaßen der 
Rohertrag, die Kindersterblichkeit bedeutet die Spesen, der Auf-. 
wuchs, d.h. die Zahl der Kinder, welche das erwerbsfähige Alter 
erreichen, den Reinertrag. Das Optimum an Geburten ist für ihn also 
nicht gleichbedeutend mit dem Maximum an Geburten, noch auch mit 
dem Minimum an Kindersterblichkeit, sondern es liegt da, wo die Diffe-- 
renz beider Größen den höchsten Ertrag an Aufwuchs verspricht. 
Wo die Geburtenhäufigkeit über diesen optimalen Ertrag hinaus- 
steigt, spricht der Verfasser voneinem Gesetz vom abnehmenden 
Geburtenertrag. Eine Ueberschreitung dieser optimalen Geburten- 
häufigkeit liegt weder im Interesse des Staates noch der Volksgemein- 
schaft, dagegen soll dieses Geburtenoptimum voll ausgenutzt werden. 
Vom Standpunkt des reinen Volkswachstums aus ist dieser Auffas- 
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sung durchaus beizutreten. Es fehlt dagegen die Beziehung zur Größe 
des vorhandenen Nahrungsspielraumes; denn auch von diesem her 
müssen wir doch Maßstäbe holen um zu sehen, wie die Ausnützung 
dieses Geburtenoptimums vom Standpunkt der Gesamtheit aus sozial 
und wirtschaftlich zu werten ist. Für Burgdörfer ist mit Recht Ziel 
aller Bevölkerungspolitik in erster Linie Familienpolitik und unter 
diesem Gesichtspunkt bespricht er die verschiedenen Mittel, welche 
neuerdings für diese Zwecke vorgeschlagen worden sind. Dabei möchte 
ich die Grenzen der staatlichen Bevölkerungspolitik doch etwas enger 
gezogen sehen als er; eine Verleihung des Pluralwahlrechts an kinder- 
reiche Familienväter würde ich doch für recht bedenklich halten. 
Der zweite Teil des Buches, der die Familienstatistik behandelt, ist, 
wie schon betont, der wichtigste desselben. Es werden hier zunächst die 
Fragen der sozialbiologischen und sozialökonomischen Familienstati- 
stik besprochen. Beide Male ist der Grundgedanke der, daß die Bevölke- 
rungsstatistik, die bis heute durchaus atomistisch orientiert war, 
zu einer Familienstatistik ausgebaut werden muß. In sehr lesenswerten 
Ausführungen wird unter den beiden genannten Gesichtspunkten 
ein umfassendes Prögramm entwickelt, wie eine solche Familienstati- 
stik nach ihren verschiedensten Seiten hin beschaffen sein muß. 

Zwei weitere Abschnitte behandeln dann die Methoden der Frucht- 
barkeitsmessung und die statistische Messung der Kinderaufzucht 
der Familien. Das Ideal sieht er in einer sog. Fortpflanzungstafel, 
aus der zu ersehen sein muß, wie viele Angehörige einer Generation 
das gebärfähige und heiratsfähige Alter erreichen, wie viele dann einer- 
seits zur Eheschließung kommen, in welchem Alter sie sich verheiraten, 
wie lange sie verheiratet sind und wie viele Kinder sie bis zum Ende 
der Ehe oder Gebärfähigkeit hervorbringen, andererseits wie viele 
unverheiratet an der Fortpflanzung beteiligt sind und zwar, in welchem 
Alter und Maße. Mit Recht steckt B. das Ziel einer brauchbaren 
Fruchtbarkeitsstatistik so hoch. Auch die theoretische Forschung- 
über die Zusammenhänge von Bevölkerung und Wirtschaft würde durch 
derartige tief eindringende Feststellungen eine ganz erhebliche För- 
derung erfahren. 

Mit dem Abschnitte der statistischen Messung der Kinderaufzucht 
schneidet B. die meines Erachtens wichtigste Seite des Geburten- 
problems an. Die statistischen Aemter von Bayern und Sachsen haben 
das Verdienst, für diese Frage eine Reihe zahlenmäßiger Unterlagen 
beigebracht zu haben. Es zeigt sich hier doch, daß bis heute wenig- 
stens die Größe des Aufwuchses durch den Geburtenrückgang noch nicht 
ungünstig beeinflußt worden ist. Auch an diesem Punkte will B. in 
Zukunft Untersuchungen dafür haben, ob die Familien sich infolge des 
Geburtenrückganges verkleinern oder ob trotzdem ebenso viele Kinder, 
als zuvor großgezogen werden. Mit Recht hat nämlich Oldenberg 
hervorgehoben, daß dies aus der gleichbleibenden absoluten Auf- 
wuchszahl keineswegs hervorgehe, da ja die Zahl der Ehen in dauernder 
Zunahme begriffen sei. Freilich darf man dabei niemals außer Acht 
lassen, daß es sich hier wieder um dieso wichtige Frage des Nahrungs- 
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spielraumes handelt, um die wirtschaftlichen Möglichkeiten des Volks- 
wachstums. Ganz mit Recht hat B. eingangs seines Buches gesagt: 
»Das Problem ist die richtige Einstellung des menschlichen Fortpflan- 
zungswillens aufeine mit den Ernährungsmöglichkeiten Schritt hal- 
tende Bevölkerung.« Eine gleich bleibende Kinderzahl pro Ehe, würde 
nun aber, da deren Zahl absolut dauernd wächst, eine dementsprechende 
Progression des absoluten Wachstums der Bevölkerung bedeuten, 
so daß hier von einem gewissen Punkte ab das Problem der wirtschaft- 
lichen Grenzen des Volkswachstums auftauchen muß. 

Der letzte Teil behandelt die französische Familienstatistik und 
Familienpolitik und es ist sehr zu begrüßen, daß diese auch für uns 
so lehrreichen Maßnahmen, dadurch einem größeren Leserkreis zu- 
gänglich gemacht werden. In der bisherigen bevölkerungsstatisti- 
schen Literatur füllt das Buch Burgdörfers eine erhebliche Lücke aus; 
gegenüber der so großen Zahl neuerer Schriften auf diesem Gebiete, 
in denen so vielfach mehr guter Wille als Sachkenntnis anzutreffen 
ist, verdient die sachliche und kenntnisreiche Darstellung Burgdörfers 
besonders hervorgehoben zu werden. 

Das kleine Schriftchen von Dyck »Bevölkerungsproblems 
zeichnet sich dadurch aus, daß es den Versuch macht, einige neue 
Gesichtspunkte für die Frage des Geburtenrückganges beizubringen. 
Die Grundursache des Uebels liegt für ihn in der Unsicherheit der 
ökonomischen Lage der breiten Volksmassen, hinter der für ihn alle an- 
deren etwa sonst noch in Betracht kommenden Faktoren an Bedeutung 
wesentlich zurücktreten. Ich kann ihm darin doch nicht folgen ; denn 
es sind doch in der Gesamtbevölkerung und unter den Arbeitern die- 
jenigen Schichten, deren ökonomische Lage noch relativ die günstigste 
ist, bei denen sich der Geburtenrückgang in erster Linie zeigt. Auch 
was er über den Geburtenrückgang sagt, scheint mir nicht zuzutreffen, 
während er darin durchaus recht hat, daß dabei die Verteuerung 
der Lebensbaltung in den letzten Jahren eine große Rolle spielt. Auch 
seine Ausführungen über die religiöse Geschlechtsethik und ihren 
Einfluß auf die Volkszunahme enthalten eine Reihe treffender Be- 
merkungen. Recht scharfe Kritik übt er an manchen neueren Vor- 
schlägen zur Hebung der Geburtenhäufigkeit, die er z. T. als phan- 
tastische Pläne bezeichnet. Seinem Grundgedanken, daß bei dem 
Geburtenproblem das ökonomische Moment, die wirtschaftlichen Vor- 
aussetzungen des Volkwachstums die Hauptrolle spielen, ist durchaus 
beizupflichten, ebenso seiner Auffassung, daß alle Mittel zur Be- 
kämpfung des Geburtenrückganges im günstigsten Falle nur einen 
zeitweisen Erfolg haben können, da, wenn die Menschenzahl auf engem 
Raum sich stark vermehrt, der verschärfte Konkurrenzkampf und die 
Existenzfrage für das heranwachsende Geschlecht immer wieder 
zurückhaltend in dieser Hinsicht wirken müssen. 

Das Buch von Krafft »Bevölkerungsprobleme«s 
ist auf meine Anregung hin entstanden, ohne daß ich aber infolge 
des Kriegsausbruches in der Lage gewesen wäre, auf seine Abfassung 
irgend einen weitergehenden Einfluß auszuüben. Es ist mir deshalb 


818 P. Mombert, 


auch möglich zu dieser Arbeit kritisch Stellung zu nehmen. Sie stellt 
eine sehr erfreuliche und anerkennenswerte Leistung dar, beides vor 
allem deshalb, weil der Verfasser in durchaus neuer und auch selbstän- 
diger Weise zu den so wichtigen Fragen der Uebervölkerung und Unter- 
völkerung Stellung nimmt. Ich kann ihm dabei zwar nicht überall 
folgen, ich glaube, daß er mitunter mit zu großer Sorgfalt an die Ana- 
lyse der Frage herantritt, und daß dadurch doch mitunter der Wald 
vor lauter Bäumen verschwindet, das kann und soll aber an dem Ge- 
samturteil nichts ändern. 

Die Arbeit behandelt in sechs Kapiteln: Die Problemstellung, 
das Malthusproblem und die methodisch-theoretische Behandlung 
bevölkerungswissenschaftlicher Probleme, die systematischen Gesichts- 
punkte, welche der Bevölkerungstheorie von James Steuart und Robert 
Malthus zugrunde liegen, die Begriffselemente der sozialen Bevölkerung 
und schließlich den Begriff der Ueber- und Untervölkerung. 

Krafft unterscheidet 3 Kategorien von Bevölkerungen, natur- 
geeinte, ideell-geeinte und sozial-geeinte; allein letztere kommen 
für ihn für das vorliegende Problem in Frage. Er versteht darunter 
eine Vielheit von Menschen in ihren gesellschaftlichen sie einenden 
Beziehungen zur materiellen Umwelt und demgemäß unter Ueber- 
bzw. Untervölkerung eine Vielheit von Menschen, die für die Mög- 
lichkeit der Verwirklichung ihrer jeweiligen gesellschaftlichen, sie 
einenden Zielsetzungen an Zahl zu groß bzw. zu klein ist. Seine Ab- 
sicht, einen Beitrag zu einer Theorie der Bevölkerung zu geben, zeigt 
sich bereits in den noch mehr literarhistorisch angehauchten Kapiteln 
über Steuart und Malthus. Krafft hat das Verdienst in dem Abschnitt 
über Steuart gezeigt zu haben, einen wie tiefen Einblick dieser doch 
schon in die Bevölkerungsprobleme gehabt und, daß er in wichtigen 
Punkten wesentlich schärfer gesehen hat, als Malthus. Ich hebe-nur 
seine Betonung der Organisation des Berufslebens für die Volksver- 
mehrung hervor. Wie die meisten, die über Malthus geschrieben haben, 
so kommt auch Krafft zu einer wesentlich kritischen Stellungnahme 
nicht nur seinen Lehren, sondern überhaupt der so wenig klaren Art 
seiner Gedankengänge gegenüber. Die Kritik erstreckt sich vor allem 
darauf, daß Malthus im Gegensatz z. B. zu Steuart nur die materiellen 
Grenzen der Wirtschaftsführung kennt, ohne irgendwie eine genügende 
Rücksicht auf den sozialen Charakter und die soziale Organisation 
der menschlichen Bedarfsbefriedigung zu nehmen. 

Schon in diesen beiden Abschnitten über Steuart und Malthus 
ist deutlich erkennbar, worauf der Verfasser hinaus will. Sein Stand- 
punkt findet sich dann zusammengefaßt in den beiden letzten Abschnit- 
ten. Der Kern seiner Auffassung ist im wesentlichen der folgende: 
Er will zu einer sozialwissenschaftlichen Betrachtungsweise der Be- 
völkerungsprobleme gelangen. Was er unter einer sozialen Bevölke- 
rung versteht, ist oben bereits gesagt worden. Ihr gegenüber steht das- 
jenige, was er mit einem guten Ausdruck als sozialen Bedarfsspielraum 
bezeichnet; er versteht darunter einen solchen Komplex von Bedürf- 
nissen, der sich im Hinblick auf eine Organisation der Bedarfsbefrie- 
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digung ergibt, die durch das technische Moment der Bedarfsbeschaf- 
fung und durch das recht iche Moment der Abgrenzung der Handlungs- 
sphären begrenzt ist. Diesem Bedarfsspielraum tritt dann gleichwertig 
der sog. Arbeitsspielraum gegenüber, unter dem die Möglichkeit der 
Erzeugung bestimmter Arbeitsprodukte bei einer gegebenen Stoff- 
beschaffenheit im Hinblick auf eine bestimmte Arbeitsgestaltung ver- 
standen wird. Diese letztere ist dabei die Organisation der mensch- 
lichen Arbeit im Hinblick auf einen äußeren technischen Erfolg. Bei 
den materiellen Bedingungen der Existenz einer sozialen Bevölkerung 
handelt es sich um ein dynamisches und um ein statistisches Moment, 
dort um die Schaffung der materiellen Bedingungen um die soziale 
Erhaltung der Bevölkerung in zeitlicher Beziehung zu ermöglichen, 
hier die Beziehungen zwischen den Gliedern einer Bevölkerung und der 
außermenschlichen stofflichen Umwelt im Hinblick auf die Bedürfnisse 
des Menschen. Mit diesen verschiedenen Bezeichnungen will Krafft 
die Begriffselemente der sozialen Bevölkerung darlegen. In beiden 
Fällen kommen immer bestimmte Zielsetzungen in Frage, die entweder 
individual- oder sozialprinziplich und in beiden Fällen wieder entweder 
an Gegenwarts- oder Zukunftswerten orientiert sein können. 

Auf dieser Grundlage wird dann im letzten Abschnitt der Begriff 
der Ueber- und Untervölkerung entwickelt. Nach dem oben bereits 
darüber Gesagten ist eine solche nach der statischen wie nach der 
dynamischen Seite, also im Hinblick au’ das Generations- oder das 
Wirtschaftsleben der Bevölkerung, denkbar. Hier kommt nun Krafft 
auf gedanklichem Wege zu den verschiedenartigsten Möglichkeiten, 
welche darzulegen an dieser Stelle zu weit führen würde. Er unter- 
scheidet partielle und totale Ueber- und Untervölkerungen, ferner, 
je nachdem es sich nur um ein Anders-Gestalten der sozialen Existenz 
einer Vielheit von Menschen lediglich in ihren sachlichen Beziehungen 
zur Umwelt oder um die Existenz dieser Menschen selbst handelt, 
evolutionäre oder revolutionäre Ueber- und Untervölkerungen. 

In seinen ganzen Darlegungen lehnt Krafft mit Entschiedenheit 
die Berücksichtigung der naturwissenschaftlichen Kategorie, wie sie 
bisher bei dem Bevölkerungsproblem eine so große Rolle gespielt hatte, 
ab, und beschäftigt sich in Anknüpfung an neuere Richtungen in un- 
serer Wissenschaft lediglich mit der sozialen Kategorie. Nun kanm 
darüber gar kein Zweifel bestehen, daß im Lauf der geschichtlichen 
Entwicklung bei dem Zusammenhang zwischen Wirtschaft und Be- 
völkerung das gesellschaftlich-organisatorische Moment eine immer 
größere Bedeutung gewonnen hat. Seine Ausbildung ist nicht nur 
gerade auch mit in erster Linie auf das Volkswachstum selbst zurück- 
zuführen, ganz sicherlich spielt auch gerade das soziale Moment bei 
der Bedarfsbefriedigung und dem Volkswachstum eine zunehmend 
stärkere Rolle. Beide werden immer mehr durch den menschlichen 
Willen beeinflußt, und unter dem Einflusse bestimmter Zielsetzungen, 
die ihren Ausgangspunkt in einer planmäßigen Regelung der mensch- 
lichen Handlungen haben, nach bestimmten Richtungen hin gelenkt. 
Nach dieser Richtung haben die Ueberlegungen des Verfassers diese Seite 
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der Frage wesentlich gefördert. Trotzdem können wir die naturwissen- 
schaftliche Kategorie nicht in dem Maße bei Seite schieben, wie er es 
tun will. Das kommt auch an verschiedenen Stellen bei ihm selbst 
zum Ausdruck. Wir können doch die natürlichen Vorraussetzungen 
der Umwelt nicht in dem Maße bei den Erscheinungen von Ueber- 
und Untervölkerung entbehren, denn sie bedingen doch auch in hohem 
Maße die Zielstrebungen der Menschen und ihre soziale Organisation. 
Unter Ueber- und Untervölkerung versteht Krafft eine Vielheit von 
Menschen, die für die Möglichkeit der Verwirklichung ihrer jeweiligen 
gesellschaftlichen Zielsetzungen zu groß bzw. zu klein ist. Das ist eine 
Fassung, der sicherlich ein großer Erkenntniswert zukommt. Ich kann 
mir aber auch vorstellen, daß man von ganz anderen Gesichtspunkten aus 
an das Bevölkerungsproblem herantritt und daß man dann mit einer 
solchen Formulierung nicht viel anfangen kann. Um dafür ein Bei- 
spiel zu geben: Die historische Entwicklung hat dahingeführt, daß auf 
dem Wege des internationalen Warenhandels, die einem Volke in der 
eigenen Heimat fehlenden Nahrungsmittel und sonstigen Bodener- 
zeugnisse aus fremden Gebieten beschafft werden können. Infolge 
der gewaltig angestiegenen Nachfrage, die jedenfalls zum Teil mit 
der großen Volkszunahme des letzten Menschenalters in Zusammen- 
hang steht und infolge der Wirksamkeit des Gesetzes vom sinkenden 
Bodenertrag, haben wir seit der Jahrhundertwende eine starke Preis- 
steigerung erlebt, die zu einer solchen Erhöhung der Lebenskosten 
führte, daß wir darin vielleicht wieder eine wenigstens teilweise Er- 
klärung gewisser Seiten der neueren Bevölkerungsbewegung erblicken 
können, so des Rückgangs der Heiratshäufigkeit und des in den letzten 
Jahren so ganz besonders starken Sinkens der Geburtenziffer. Im 
Sinne von Krafft gesprochen, haben wir in den letztgenannten Erschei- 
nungen den Ausdruck des sozialen Geschlechtslebens zu sehen. Eine 
Aenderung in diesem Zusammenhang könnte aber vielleicht dadurch 
eintreten, daß in bestimmten Gebieten der Erde die Gaben der Natur 
besser ausgenutzt und so denjenigen mit dichter Besiedelung zuge- 
führt wurden. Die bessere Ausmutzung in Gebieten, in denen die Aus- 
nutzung des Bodens noch auf lange Zeit hinaus bei steigenden Ef- 
trägen möglich wäre, scheitert aber daran, daß sie zu dünne besiedelt 
sind, daß es an Arbeitskraft fehlt. Wir kommen hier zu einem ganz 
anders gearteten Begriff der Untervölkerung, indem wir an das Ver- 
hältnis der Volkszahl zu den Produktivkräften eines Landes und die 
Möglichkeit diese wirtschaftlich vollkommen auszunutzen denken, 
zu einem Begriff, der sicherlich ebenfalls einen bestimmten Erkennt- 
niswert besitzt, der aber ganz anders geartet wie derjenige Kraffts ist. 

Es sind eben bei der gleichen Erscheinung verschiedene Begriffe 
nebeneinander denkbar, je nach der Problemstellung, um die es sich 
handelt. Krafft hat eine sozial-geeinte Bevölkerung im Auge gehabt 
und dafür folgerichtig einen Begriff der Ueber- und Untervölkerung 
gebildet ; sobald wir dagegen über die Grenzen des sozial-geeinten Vol- 
kes hinausgehen und im Zeitalter von Welthandel und Weltverkehr 
müssen wir dies, wenn wir die Zusammenhänge zwischen Wirtschaft 
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und Bevölkerung möglichst bis zu Ende durchdenken wollen, dann 
müssen wir auch von anderen Gesichtspunkten aus an diese Probleme 
herantreten, als es Krafft getan hat. 

Die Schrift von J. Wolf über Nahrungsspielraum und Menschen- 
zahl geht von ganz allgemeinen Gesichtspunkten aus an das Bevölke- 
rungsproblem heran. Es handelt sich für ihn in erster Linie darum, 
das Bevölkerungsgesetz unserer Zeit vielleicht auch noch einer weiter 
hinaus liegenden Zukunft zu erörtern. In dieser Hinsicht kommt er 
zu keinen sehr aussichtsreichen Ergebnissen. Die Naturvorräte der 
Welt sind beschränkt, das Gesetz des sinkenden Bodenertrages, das 
W. in seiner Anwendung auf einen weiteren Bereich als Gesetz des 
Optimums bezeichnet, setzt weiteren Fortschritten nur schwer über- 
steigbare Schranken ; das Gleiche gilt von dem Gesetz der technisch- 
ökonomischen Entwicklungszgrenze, worunter W. die Tatsache ver- 
steht, daß der Fortschritt der Vergangenheit dem Fortschritt der 
Zukunft den Weg verspertre, d.h. daß für diesen unter Umständen 
ein Entwicklungsspielraum bleibt, der nur ein Bruchteil, ja vielleicht 
ein kleiner Bruchteil des Fortschrittes von früher ist. Ein weiteres 
Hemmnis desselben findet er in dem von ihm sog. Gesetz des Kapi- 
talentwertungswiderstandes, worunter er die Tatsache versteht, daß, 
wenn tür Befriedigung irgend eines Bedürfnisses auf einem bestimmten 
Wege bereits Anlagekapital investiert ist, der Wert dieses sachlichen 
Inventars der Befriedigung eines Bedürfnisses auf einem neuen Wege 
auch dann im Wege stehen kann, wenn dieser neue Weg sich als der 
erfolgreichere und billigere erweist. In der Gesamtheit also auf der 
Seite der Unterhaltsmitteleine im Rückgang begriffene Fortschrittsrate. 

Was demgegenüber die Seite der Menschenzahl anlangt, so meint 
er, daß wir hier im Hinblick auf den Geburtenrückgang von einer 
Ueberanpassung reden dürfen, davon, daß die Zahl der Menschen 
in steigendem Maße hinter der Unterhaltsmöglichkeit zurückbleibt; 
er glaubt nicht, daß es Deutschland jemals auf mehr wie 80—85 
Millionen Menschen bringen wird. In wichtigen Punkten, sowohl hin- 
sichtlich der Unterhaltsmittel, wie hinsichtlich der Menschenzahl 
kann ich ihm nicht ganz beipflichten. Es würde aber zu weit führen, 
an dieser Stelle meine abweichende Meinung darzulegen und zu be- 
gründen. Wir'haben es jedenfalls mit einer sehr lesenswerten, anregen- 
den Arbeit zu tun, deren Hauptwert vor allem auch darin liegt, daB 
gegenüber dem Problem des Geburtenrückganges auch die ökonomi- 
sche Seite der Frage zur Geltung kommt. 

Die Schrift von Maesser über die Bevölkerung des Kreises 
Schleusingen vornehmlich im 17. Jahrundert, eine Hallenser Diss. kann 
der Natur der Sache nach keinerlei irgendwie vollständiges Bild der 
älteren Bevölkerungsverhältnissegeben. Dazu ist das benutzte Material 
ein zu lückenhaftes. Die fleißige und gewissenhafte Schrift bildet da- 
gegen eine wertvolle Ergänzung zu mancherlei anderen bevölkerungs- 
historischen Studien über diese Zeit und stellt damit eine wertvolle 
Vorarbeit für eine zusammenfassende Darstellung der Bevölkerungs- 
verhältnisse jener Zeit dar, deren wir dringend bedürfen. 
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ı. Oskar Oberst, Zur Verschuldung und Entschul- 
dung des bäuerlichen Besitzes in den östlichen Pro- 
vinzen Preußens. Jena 1914, Gustav Fischer. M. 4.50. — 2. Ein- 
kaufsvereinigungen auf dem Lande. Mit Beiträgen von 
Grabein, Feldmann, Köhler, Gaebel. ı51. Bd. der »Schriften des Vereins für 
Sozialpolitik«. München und Leipzig 1916, Duncker u. Humblot. M. 3.—. — 
3. Burkhard Rabel, Landwirtschaftliche Besitzver- 
teilung und Besitzverschiebung in Altbayern. III. 
Folge, Heft ıı der volkswirtschaftlichen und volkswirtschaftsgeschichtlichen 
Abhandlungen. Herausgegeben von Wilhelm Stieda. Leipzig 1915, Veit u. Co. 
— 4. Ergebnisse einer Untersuchung über die Arbeits- 
und Lebensverhältnisse der Frauen in der Landwirt- 
schaft. I. Teil: Die Einwirkung der wirtschaftlich-sozialen Verhältnisse 
auf das Frauenleben. Jena 1916, Gustav Fischer. M.2.—. — 5. Landfrage 
und Kriegswitwe. (4. Heft der »Schriften des Arbeitsausschusses der 
Kriegerwitwen- und Waisenfürsorge.) Berlin 1917, Paul Heymann. M. 1.20. 
— 6. Prof. J. Hansen, Die. Landwirtschaft in Ost- 
preußen. Jena 1916, Gustav Fischer. 2. Teil der »Grundlagen des Wirt- 
schaftslebens von Ostpreußene. — 7. A. Hesse, Der Grundbesitz 
in Ostpreußen. I. Teil der »Grundlagen des Wirtschaftslebens von 
Ostpreußen». Jena 1916, Gustav Fischer. M. 3.—. — 8. A. Hesse, Die 
Bevölkerung von Ostpreußen. III. Teil der »Grundlagen des 
Wirtschaftslebens von Ostpreußen«. Jena 1916, Gustav Fischer. M. 2.50. — 
9. Eduard Wilhelm Mayer, Das Retablissement Ost- 
und Westpreußens unter der Mitwirkung und Leitung 
Theodors von Schön. I. Heft der »Schriften des Instituts für ost- 
deutsche Wirtschaft in Königsberge. Jena 1916, Gustav Fischer. M. 3.60. — 
10o. JdaSchneider, DieschweizerischeMilchwirtschaft, 
mit besonderer Berücksichtigung der Emmenthaler 
Käserei. (Züricher volkswirtschaftliche Studien.) Zürich nnd Leipzig 
1916. Rascher & Cc. 


Die agrarpolitische Literatur einer bestimmten engeren Zeit- 
periode ist in der Regel, was die Wahl ihrer bevorzugten Stoffe an- 
langt, mit einer gewissen Einseitigkeit behaftet. Diese Erscheinung 
liegt großenteils in der Aufgabe der Agrarpolitik überhaupt be- 
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gründet, insofern dieselbe im Auffinden von Richtlinien zur ge- 
setzgeberischen Behandlung praktischer Fragen der Landwirtschaft 
besteht. Infolgedessen werden dringende Tagesfragen, die einer mög- 
lichst sofortigen Inangriffnahme und Lösung bedürfen, den Haupt- 
inhalt der jeweiligen zeitgenössischen Agrarliteratur bilden, soweit 
dieselbe "nicht später retrospektiv und kontemplativ die Bestre- 
bungen einer längeren Epoche in einem historischen Gesamtbilde 
zusammenzufassen sucht. Dieser der Agrarliteratur notwendig an- 
haftende, eine gewisse Einseitigkeit bedingende Charakter — man 
denke nur etwa an die Hochflut bayerischer Agrarreformliteratur 
am Ende des 18. Jahrhunderts, aus welcher der Stoff zu Dutzen- 
den von Dissertationen geschnitten werden könnte — hat es 
bedingt, daß gegenwärtig Fragen, die mit dem Krieg und seinen 
Folgen zusammenhängen, das Feld beherrschen. Und zwar ist es 
vor allem das Problem der Grundbesitzverteilung und Siedlung im 
Sinne einer inneren Kolonisation, das alle Gemüter bewegt; einer- 
seits als Produktionsproblem, insofern eine stärkere nationalwirt- 
schaftliche Autarkie nicht zu umgehen sein wird und man von den 
künftigen intensiv wirtschaftenden Kleinbetrieben eine Erhöhung 
der Fleisch-, Gemüse-, Geflügel- und Eierproduktion erwartet; 
andererseits als sozialpolitisches und hygienisches Problem, da diese 
Kleinbetriebe nicht nur mehr zum Verkauf freiwerdende Nahrungs- 
mittel, sondern auch einen zahlreichen und gesunden menschlichen 
Nachwuchs produzieren sollen. 

Das andere, bisher im Vordergrund stehende große Problem der ° 
Agrarpolitik, die Verschuldungsfrage, dürfte, wenn es auch nie rest- 
los gelöst werden kann, so lange durch Erbteilungen, durch die Be- 
handlung des Bodens als Kapital bei An- und Verkäufen, durch die 
Steigerung seines Verkehrswerts und den Zwang zur Intensivierung 
neue Grund- und Betriebskreditschulden entstehen, doch für lange 
Zeit in einer für die augenblicklichen landwirtschaftlichen Interes- 
senten außerordentlich befriedigenden Weise erledigt sein. Die Ent: 
schuldung des ländlichen Grundbesitzes ist bereits im weitesten Maße 
durch die hohen, als ländliche Kriegsgewinne sich darstellenden Ge- 
treide- und Fleischpreise, die sofort Mindestpreise wurden, auf Kosten 
der Konsumenten eingetreten, und es ist zu erwarten, daß diese für 
die Landwirtschaft günstige Konjunktur auch nach dem Kriege 
längere Zeit anhält. 

Infolgedessen finden wir auch unter den zahlreichen uns zur 
Besprechung vorliegenden Publikationen nur einen Nachzügler der 
früher so häufigen Entschuldungsliteratur, nämlich das Buch von 
Oskar Oberst über Ver- und Entschuldung des ostelbischen bäuer- 
lichen Besitzes, das sich aber in seiner gut durchdachten und dar- 
gestellten Uebersicht der bisherigen Entschuldungsbestrebungen 
nicht lediglich auf den bäuerlichen Besitz beschränkt, sondern auch 
wertvolle Ausblicke auf den Großgrundbesitz enthält. Es wird ge- 
zeigt, wie der Weg zur Entschuldungsaktion, die man zusammen mit 
der inneren Kolonisation gewissermaßen als den dritten Akt der in 
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Preußen unvollendet gebliebenen Bauernbefreiung auffassen kann, 
von Rodbertus über Schäffle und Ruhland zu Kapp geht. 

Mit Recht wird einleitend betont, daß die Verschuldung an sich 
noch kein Uebel sei, wenn sie zu produktiven Zwecken eingegangen 
werde, daß die Ver- und Entschuldungsfrage vielmehr vor allem eine 
Erziehungsfrage des kleinen Landwirts zu kaufmännischem Rechnen 
wäre, eine Aufgabe, die vor allem den ländlichen Genossenschaften 
zufalle. Einen Widerspruch in der Darstellung von O. finde ich nur 
zwischen seinem S. 196 wohl besonders bezüglich des Großgrund- 
besitzes geäußerten Wunsch, den Ackerbau weniger als Renten- und 
Unternehmergewinnsquelle wie als nobile officium betrieben zu sehen 
(welche Anschauung vom Öffentlich-rechtlichen Charakter des land- 
wirtschaftlichen Gewerbes sich über Adam Müller bis in die Zeiten 
der Feudalität zurückverfolgen läßt, in denen ja alle öffentlich-recht- 
lichen Institute der Verwaltung und des Kultus auf den Erträgen 
der Landwirtschaft fundiert waren) und seiner, auf S. 198 ge- 
äußerten Hoffnung, daß nach Durchführung genauer Buchführung 
sich für den rechnenden Landwirt Ertrags- und Verkaufswert eines 
Gute3 immer mehr annähern würden, ein Wunsch, den ich bereits 
vor vier Jahren in meiner Schrift »Landwirtschaft — Land- 
industrie — Aktiengesellschafte namentlich für die extensiveren 
Großbetriebe ausgesprochen habe. Eben jener aus einer früheren 
juristisch abgeschafften Rechtsordnung erhalten gebliebenen An- 
schauung, daß der Ackerbau als ein nobile officium vornehmer sei 
wie andere Gewerbe, entspringt ja gerade das mangelnde Rechnen 
oder das freiwillige Sichbegnügen mit einer geringeren Gewinnquote 
wie in anderen Gewerben, (was zufällige Konjunkturgewinne wie 
den jetzigen aus dem kriegerischen Abschluß vom Ausland herrühren- 
den nicht ausschließt), also eben der vom Autor beklagte Unterschied 
zwischen Verkaufs- und Ertragswert. Indem ich meinerseits von 
einem Abbau der letzten politischen Bevorzugungen speziell des 
großen ländlichen 'Grundbesitzes ein Sinken des Verkaufswertes 
erhoffte, glaube ich in diesem Punkte konsequenter geblieben zu sein 
wie der Autor, dessen sonstigen Ausführungen ich durchaus zustimme. 
Ich bin seiner Ansicht, wenn ihm ein durch gesetzlichen Zwang völlig 
schuldenfreier Landwirtschaftsbetrieb gar nicht das Ideal scheint, 
weil dann die Möglichkeit fehlt, durch Aufnahme von Betriebs- 
kapital bei sich bietenden höheren Preisen intensivieren zu können. 
Erwünscht wäre nach O. nur eine allmähliche Tilgung oder Herab- 
konvertierung allzu hoch verzinslicher Nachhypotheken durch Ueber- 
nahme seitens einer speziellen Staatsbank. Es wäre dies eine Ver- 
einheitlichung der Belehnung, die man als eine Art von Flurbereini- 
gung und Zusammenlegung im Grundbuch bezeichnen könnte. Aller- 
dings müßte sich dann der zu entschuldende Besitzer die Eintragung 
einer Verschuldungsgrenze gefallen lassen, was ihm auch den Per- 
sonalkredit abschneiden würde. 

Alle diese schwierigen Probleme, die indessen, wie"gesagt, durch 
weitgehende private Schuldentilgung gegenwärtig an allgemeiner 
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Wichtigkeit bedeutend eingebüßt haben dürften, werden mit ihrem 
Für und Wider in anregender Form durchgesprochen. 

Gleichfalls zu den Publikationen, die in ihrer Grundlage bereits 
vor dem Krieg entstanden waren, gehört der 151. Band der »Schriften 
des Vereins für Sozialpolitik«, der sich mit der Stellung und Wirk- 
samkeit der ländlichen Bezugsgenossenschaften beschäftigt. Er 
leitet uns insofern zu den aktuellen Fragen der Schöpfung und 
Erhaltung ländlicher. Kleinbetriebe über, als das ländliche Genossen- 
schaftswesen ganz überwiegend eine Domäne des Kleinbetriebs ist 
und ihm die Mittel an die Hand gibt, sich durch genossenschaftlichen 
Zusammenschluß die Vorteile des Großbetriebes zu sichern, ohne 
deshalb die des Kleinbetriebs einzubüßen. 

Wollten wir das methodologische Steckenpferd reiten, das in 
der Genossenschaftsliteratur gerne und oft getummelt wird, so würden 
wir uns in Untersuchungen darüber vertiefen, wie weit jene ländlichen 
Einkaufsvereinigungen, die durch gemeinsamen Bezug von Bedarfs- 
artikeln ihren Betrieb intensivieren und verbilligen, aber auch Be- 
darfsartikel für den Haushalt beziehen, Konsumvereine, und wieweit 
sie Produktiv- oder Produzentengenossenschaften sind. Indessen 
lassen wir das dahingestellt und versuchen wir, dem reichen Inhalt 
der vorliegenden verdienstvollen Veröffentlichung das Wesentliche 
zu entnehmen. Wir sehen da die landwirtschafttreibenden Kreise 
im gemeinsamen Rohstoffbezug den städtischen der Handwerker 
und Kaufleute weit voraus, bei welch letzteren sich allerdings der 
gemeinsame Bezug infolge der größeren Differenziertheit des Bedarfs, 
der gegenseitigen Konkurrenz und Handelseifersucht viel schwieriger 
gestaltet, während auf dem Lande bei annähernd gleichen Produk- 
tionsbedingungen der Wettbewerb eine viel geringere Rolle spielt, 
die’bezogenen Produktionsmittel aber, Futter- und Düngemittel und 
Maschinen, von einer Ausgeglichenheit und Fungibilität sind, welche 
die Aufgaben des gemeinsamen Bezugs sehr erleichtert. 
~ Zunächst sucht uns Grabein vons den schwierigen Verbands- 
und Organisationsformen, den häufigen Kombinationen, Fusionen und 
Dissoziationen der großen ländlichen Genossenschaftssysteme, die 
auf der Basis des bäuerlichen Kredit- und Produktionsmittelbedarfs 
errichtet worden sind, ein Bild zu geben. Während Raiffeisen den 
Rohstoffbezug seinen Kassen angliederte, die er möglichst zentrali- 
sierte, hat der Reichsverband die Bezugsgenossenschaften, auf die 
größerer Wert gelegt wurde als bei Raiffeisen, gleich von vornherein 
dezentralisiert und verselbständigt. Aber auch Verbände, deren 
Ziele und Absichten zunächst keine rein wirtschaftlichen waren, 
haben sich zum gemeinsamen Bezug von Bedarfsartikeln entschlossen. 
So hat sieh die eigentlich nur die wissenschaftlich-technische För- 
derung ihrer Mitglieder bezweckende deutsche Landwirtschafts- 
gesellschaft ebenso wie der rein politische Bund der Landwirte eine 
Bezugsstelle für ihre Mitglieder angegliedert. Diese Zersplitterung 
des landwirtschaftlichen Bezugswesens hat nicht gehindert, daß 1897 
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händlern die einzelnen Genossenschaftssysteme sich in vorbildlicher 
Weise zur »Bezugsvereinigung deutscher Landwirtee zusammen- 
schlossen, die nun mit den Produzenten wie eine Macht mit der anderen, 
verhandelte; nur der direkte Anschluß an den Welthandel, den die 
deutschen städtischen Konsumgenossenschaften vor dem Kriege 
zum Teil, die englischen nahezu gänzlich bereits erreicht hatten, ist 
noch nicht gelungen. 

Interessant ist auch, was wir über Geschäftsführung und Tech- 
nik der gemeinsamen Bedarfsdeckung erfahren. Die den einzelnen 
großen Genossenschaftssystemen angegliederte Bezugsstelle stellt 
eine Art von Uebergenossenschaft, Genossenschaft der Genossen- 
schaften, dar, an der die angeschlossenen Genossenschaften sich mit 
Geschäftseinlagen beteiligen müssen. Bemerkenswert ist es nun, 
daß der überzeugte und begeisterte Genossenschaftler Grabein für 
diese Bezugsstellen die kapitalistische Form der Aktiengesellschaft 
empfiehlt, weil das genossenschaftliche Prinzip bei jenen Organen, 
deren Aufgabe es ist, in unmittelbare Berührung mit der kapitalisti- 
schen Umwelt zu treten, doch hinter dem reinen Geschäftsprinzip 
aus technischen Gründen zurücktreten müsse. Der Verlust etwa 
austretender Genossenschaften wird schwer empfunden und bringt 
ın den Geschäftsbetrieb der zentralen Bezugsstelle ein Moment der 
Unsicherheit; die Abstimmung. nicht nach Geschäftsanteilen, son- 
dern nach der Kopfzahl wird bei dieser Uebergenossenschaft direkt 
sinnlos. So sind die Bezugsvereinigungen von dem genossenschaft- 
lichen Ideal besonders Raiffeisens, das nur in einer bereits dem Kapi- 
talismus entrückten Welt könnte restlos verwirklicht werden, aus 
praktischen Gründen weit abgewichen, da S. 33 sder genossenschaft- 
liche Bezug keine isolierte Wirtschaftsform darstellt, sondern in leb- 
haftem Wettbewerb mit einem hoch entwickelten Privathandel stehte. 
Diesem letzteren hat aber die Konkurrenz der Genossenschaften, 
die eher als Hecht im Karpfenteich gewirkt und die Sitten im Dünger- 
nnd Futtermittelhandel verbessert hat, nichts geschadet, vielmehr 
hat sogar der Düngemittelhandel aus der aufklärenden Propaganda, 
welche die Genossenschaftler für den Bezug produktionsfördernder 
Düngersorten machte, direkt profitiert. Von der Gesamtsumme 
dessen, was durch die landwirtschaftlichen Genossenschaften bezogen 
wird, entfallen 42% auf Kunstdünger, 34% auf Futtermittel, deren 
Angebot weniger kartelliert und vereinheitlicht ist als das von Kunst- 
dünger, der Rest auf Maschinen und Kohle, deren genossenschaftlicher 
Bezug vorläufig noch weniger entwickelt ist; namentlich ist es bei 
der Kohle den Genossenschaftlern noch nicht gelungen, an das rhei- 
nisch-westfälische Kohlensyndikat direkt heranzukommen, während 
man in Oberschlesien und im Saarrevier mehr Entgegenkommen fand. 

Vom gemeinsamen Bezug direkter persönlicher Konsum- und 
Haushaltsartikel, nach welchem infolge der schlechten Detaillisten- 
versorgung auf dem Lande ziemlich starke Nachfrage besteht, wurde 
gleichwohl aus prinzipiellen mittelständerischen Gründen überall 
dort Abstand genommen, wo nicht ein direkter Notstand vorliegt; 
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doch scheint zufolge Fachzeitschriften der Detaillisten auch diese 
Art genossenschaftlicher Bedarfsdeckung nicht gerade selten zu sein, 

Hat sich so der gemeinsame Bezug von Bedarfsartikeln im allge- 
meinen auch im Kriege glänzend bewährt, so hat sich umgekehrt 
der gemeinsame Absatz, den die Bezugsgenossenschaften meist gleich- 


. zeitig betreiben, als noch in den Kinderschuhen steckend erwiesen. — 


Grabein schlägt deshalb in Uebereinstimmung mit dem früheren 
Lebensmitteldiktator Batocki Interessengemeinschaften zwischen 
ländlichen Produzenten- und städtischen Konsumentenverbänden vor, 
die in gegenseitiger Bindung feste Absatzverhältnisse garantieren 
sollen; ein Vorschlag, den ich bereits 1906 in meinem Buche »Korn- 
häuser und Getreidehandel« machte, für den aber die soziale Akustik 
damals noch fehlte. 

In der gleichen Publikation referiert N. Feldmann über sländ- 
liche Lebensmittelkonsumvereines, die manchem Laien vielleicht 
überflüssig erscheinen werden, da ja im Produktionsgebiet Milch 
und Honig fließe. In Wirklichkeit gestaltet die Dezentralisation der 
ländlichen Wohnsitze die Versorgung mit den primärsten Haushalts- 
artikeln weit schwieriger wie in der Stadt, wo alle Läden in der Nähe 
sind. Ja selbst die regelmäßigeVersorgung mit Fleisch ist recht schwierig, 
da man, um sich einen Rinderbraten zu verschaffen, nicht gleich 
einen ganzen Ochsen schlachten kann. F. schildert uns speziell drei 
ländliche Lebensmittelkonsumvereine und zeigt, daß sie erfolgreich 
gearbeitet haben. 

Zwei weitere Aufsätze von Ernst Köhler belehren uns über 
die Ein- und Verkaufsgenossenschaften speziell des Bundes der 
Landwirte. 

Endlich schildert uns der letzte und vielleicht interessanteste 
Aufsatz von Käte Gäbel »Die Konsum- und Spargenossenschaft in 
Schney und Umgegend« eine Entwicklung, die geradezu an die Ge- 
schichte der Pioniere von Rochedale erinnert. Streng genommen 
handelt es sich dabei weniger um eine Einkaufsvereinigung als eine 
Produktivgenossenschaft. Aber gerade deswegen ist uns dieses Beispiel 
besonders interessant, nämlich als Ausnahme von der Regel, daß 
Produktivgenossenschaften inmitten der kapitalistischen Welt ent- 
weder zugrunde gehen müssen oder dem Gesetz der Transformation 
unterliegen, welches sie im Falle des Gelingens zur reinen Erwerbs- 
gesellschaft macht, die jede Spur genossenschaftlichen Geistes ver- 
liert. Allerdings handelt es sich im vorliegenden Falle um Ausnahme- 
verhältnisse. In jener oberfränkischem Gegend litt die von der Korb- 
macherei lebende Arbeiterbevölkerung schwer unter dem Truck- 
system der Arbeitgeber und Kaufleute, das, wie wir bei jener Ge- 
legenheit erfahren, ungeachtet gesetzlichen Verbots durch vorge- 
schobene Agenten skrupellos ausgeübt wurde. Demgegenüber appel- 
lierten die Korbmacher, welche ihren Konsumverein zur Produktiv- 
genossenschaft erweiterten, mit Erfolg an das Solidaritätsgefühl 
anderer Arbeiterverbände und Konsumvereine, denen sie ihre Körbe 
nunmehr direkt zu festen, sicheren Preisen lieferten. Der Krieg hat 
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das’ Gewerbe nicht geschädigt sondern gehoben, denn der Staat deckt 
die große Nachfrage nach Geschoßkörben mit Vorliebe direkt bei 
den Arbeiterproduzenten, denen er auskömmliche Preise bewilligt. 
Infolgedessen hat die Arbeitergenossenschaft sich während des Kriegs 
konsolidieren und ihr Vermögen stark vermehren können; das sind 
Kriegsgewinne, die man den Gewinnern ausnahmsweise gönnen . 
kann. Gerade infolge dieser exzeptionellen Verhältnisse sind aller- 
dings verallgemeinernde Schlüsse über die Rentabilität von Produk- 
tivgenossensghaften nicht zulässig, und K. Gäbel resumiert sehr be- 
sonnen und vorsichtig : »Ohne große, feste und regelmäßige Liefe- 
rungen als Rückhalt, von welcher Stelle sie auch kommen mögen, 
dürfte eine Produktivgenossenschaft nur in den seltensten Fällen 
Erfolg haben.« Sollte allerdings eine veränderte innerpolitische 
Richtung der Regierung Produktivgenossenschaften vor der Privat- 
industrie mit ihren Bestellungen begünstigen, wie das in dem von den 
Sozialisten geleiteten Neuseeland heute bereits der Fall ist, so dürften _ 
jene Fälle gedeihender Produktivassoziationen nicht mehr gar so 
selten bleiben. Die Frage des Gedeihens der Produktivgenossen- 
schaften ist also fast mehr eine politische wie eine wirtschaftliche. 

Zum Problem der Schaffung und Erhaltung lebensfähiger 
bäuerlicher Siedelungen, die in ihrer Größe den jeweiligen örtlichen 
Verhältnissen angepaßt sein müssen, leitet uns die Schrift von 
Burkhard Rabel über die landwirtschaftliche Besitzverteilung in 
Alt-Bayern über, im negativen Sinne insofern, als sie sich mit Guts- 
teilungen beschäftigt; im positiven insofern, als ein öffentliches 
Interesse vorliegt, daß diese Teilungen, wenn nötig und unumgäng- 
lich, in zweckmäßiger Weise durchgeführt werden und so der inneren 
Kolonisation dienen. 

Im allgemeinen ist die vorliegende Schrift eine Zusammenar- 
beitung der bisher erschienenen, nicht sehr umfangreichen Literatur 
über bayerisches Erbrecht und Grundbesitzverteilung und wird dem 
Kenner der Materie insofern wenig neues bieten; doch gibt sie immer- 
hin eine gut zusammengefaßte Uebersicht, was man nicht von allen 
Dissertationen sagen kann. Vor allem wird die bayerische Güterzer- 
trümmerungsgesetzgebung unter besonderer Berücksichtigung des 
Buches von Pfleger durchgesprochen, dagegen auf die Besrhuldi- 
gungen, die Geißler gegen die »gemeinnützigene Genossenschaften 
Heimscher Observanz erhoben hat, nicht eingegangen, obwohl die 
interessante Broschüre im Literaturverzeichnis erwähnt wird. Ä 

Es sei zunächst als prinzipielle Bemerkung vorausgeschickt, daß 
ich im Interesse einer objektiven Diskussion, welche die Erschei- 
nungen des Wirtschaftslebens zunächst nur begründen und erklären 
will, den üblichen Ausdruck »Güterzertrümmerunge für ebenso 
unglücklich halte wie den der »Landfluchts. Wie der letztere mit 
einer usurpierten Antizipation die über ganz Europa verbreitete 
Massenerscheinung der Wanderung vom Lande in die Stadt, welche 
von der gesetzlich erlaubten Freizügigkeit Gebrauch macht, als ein 
unberechtigtes Verlassen eines anvertrauten Postens diffamiert, so 
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erweckt der Ausdruck »Güterzertrümmerunge Vorstellungen bezüglich 
der Folgen für den Landwirtschaftsbetrieb, welche durch die Auftei- 
lung eintreten können, aber nicht notwendig eintreten müssen. Wenn 
man ein Gefäß mutwillig zertrümmert, so sind die einzelnen Teile 
nichts mehr wert, weil keiner einzeln seinen Zweck erfüllen kann. 
Teilt man aber ein zu groß gewordenes oder verschuldetes Gut in 
wirklich zweckmäßiger Weise auf, so sind die einzelnen Teile durch- 
aus lebensfähig und produzieren oft in ihrer Gesamtheit später mehr 
als vorher das ganze Gut. 

Das gibt auch R. selbst zu, indem er die Zertrümmerungen nicht 
als Uebel an sich erklärt, sondern als die naturgemäße Anpassungs-. 
erscheinung der stabileren Besitz- und Betriebsverhältnisse an die 
schnell wachsende ländliche Bevölkerung, den wachsenden Boden- 
preis und die Dienstbotennot. Einerseits wächst die Nachfrage nach 
kleineren Gütern, die auch dem weniger Zahlungsfähigen zugänglich 
sind, andererseits werden die großen Güter stärker vom Leutemangel 
betroffen als die kleinbäuerlichen Besitzungen. Beide Faktoren 
wirken in der gleichen Richtung einer Verkleinerung der Besitzgrößen. 
Vom Uebel ist es nur, wenn durch unzweckmäßige Zerteilung nicht 
lebensfähige oder durch Uebervorteilung des Käufers von vornherein 
mit Schulden überlastete Teilgüter geschaffen werden. Was nun die 
Profite der gewerbsmäßigen Güterhändler bei der Zertrümmerung 
anlangt, so hat Pfleger in seinem bekannten Buch bewiesen, daß sie 
weit überschätzt werden und im Durchschnitt das nicht überschreiten, 
was bei gleicher Arbeit und gleichem Risiko ein Unternehmer auch 
in anderen Zweigen erzielen kann. Fällen von direkter Uebervor- 
teilung, die früher häufig vorkamen, beugt am besten eine Erziehung 
des Bauern zum sicheren Schätzen der Bodenwerte und zum kauf- 
männischen Rechnen vor; so allein wird es möglich sein, den gewerbs- 
mäßigen Zertrümmerer zu kontrollieren und schließlich vielleicht 
überflüssig zu machen. Vorläufig ist der Bauer von fremder Schätzung 
des Bodenwertes nur allzu abhängig, er kann noch nicht die Denk- 
operation der Umwandlung eines Grundstückes in Geld und dieses 
wieder in ein Grundstück vornehmen. 

Mit der Uebertragung des Vorkaufs- und Vorverkaufsrechts 
zertrümmerungsreifer Grundstücke an Genossenschaften hat man, 
wie es scheint, keine allzu günstigen Erfahrungen gemacht. Kein 
Wunder, denn erstens stellt die Uebertragung solcher Aufgaben an 
ländliche Genossenschaften zweifellos eine Ueberschreitung ihrer 
Kompetenzen dar, die sich in erster Linie auf den Personalkredit, 
nicht aber auf den Realkredit und Güterhandel erstrecken. Zweitens 
liegt eine Verführung zur Profitmacherei vor, welcher die Genossen- 
schaften echt menschlich oft unterliegen werden, statt sich beim Verkauf 
der Teilstücke mit einem mäßigen Preis zu begnügen. Wie die Privaten 
nehmen sie, was sie bekommen können. Die Frage, ob eine zum 
Zweck der Erleichterung von Aufteilungen speziell zu errichtende 
Landbank bei der Kredithergabe zwecks solcher Finanzoperationen 
nicht zu bürokratisch verfahren würde, ist auch nicht ganz von der 


830 RudolfLeonhard, 


Hand zu weisen; auch sie müßte natürlich die nicht unbedeutenden 
Kosten der Aufteilung, wenn sie nicht ganz umsonst, also auf Kosten 
aller anderen Steuerzahler, arbeiten sollte, den Neuerwerbern an- 
rechnen. Insofern ist Rabel nicht beizupflichten, wenn er Seite 50 
den Schaden privater Güterzerteilung für die Landwirtschaft darin 
sieht, daß, gleich ob der gewerbsmäßige Zertrümmerer zu viel oder 
nur ein seiner Mühe und seinem Risiko gerade entsprechendes Aequi- 
valent erziele, doch jedenfalls sein Gewinn der Landwirtschaft ent- 
zogen werde. Dann wären aus dem gleichen Grunde alle privaten 
Hypothekenbanken als Vampyre der Landwirtschaft, die ihr das 
Bargeld in Gestalt von Zinsen abzapfen, zu schließen und in profitlos, 
d. h. auf Kosten der anderen Erwerbsstände arbeitende Staatsbanken 
zu verwandeln ; es dürfte dann auch niemand sein Gut verkaufen, 
um sich zur Ruhe zu setzen und sich das Restkaufsgeld zum Schaden- 
des Nachfolgers in die Stadt verzinsen zu lassen ; jede Verkehrswirt- 
schaft müßte aufhören. 

Im übrigen mißt Rabel selber der privaten Initiative und dem 
jetzt so verpönten Privatinteresse günstige Wirkungen bei; die 
richtig betriebene Zertrümmerung, die sich mit angemessenem Ge- 
winn begnügt, führt zu große Güter in zweckmäßigere Betriebsgrößen 
über und begünstigt ihre Bewegung zum besten Wirt, ist also einer 
Melioration gleichzuachten, ähnlich wie die Flurbereinigung, die ja 
auch nicht kostenlos vor sich geht, aber sich bei zweckmäßiger Durch- 
führung schnell bezahlt macht. 

Wichtiger fast als die Schaffung und? Bereitstellung geeigneter 
Landstellen ist aber in der kleinen Landwirtschaft die Erhaltung des 
Menschen als Arbeitskraft, und zwar gewinnt, wie man im allgemeinen 
sagen kann, der weibliche Teil der Menschheit im landwirtschaft- 
lichen Betriebe um so mehr an Bedeutung, je kleiner dieser Betrieb 
ist und je mehr er infolgedessen eine aktive Mitarbeit der Bäuerin 
nicht nur im Hause, sondern auch im Stall und auf dem Felde erfordert. 
Deshalb sind Untersuchungen ganz besonders verdienstvoll, welche 
diesen Faktor der Stellung der weiblichen Landarbeit in der Land- 
wirtschaft klar beleuchten. R | 

Das geschieht im 7. Heft der »Schriften des ständigen Ausschusses 
zur Förderung der Arbeiterinnen-Interessene, welches die Summe 
aus den vorangegangenen 6 Heften der »Untersuchungen über die 
Arbeits- und Lebensverhältnisse der Frauen in der Landwirtschafte 
zieht. Vier Referentinnen haben mit großer Liebe und Sorgfalt die 
zahlreichen Mosaiksteinchen der Einzelbeobachtung zu einem ein- 
drucksvollen Gesamtbild zusammengesetzt, so daß man nicht nur von 
der Wirksamkeit der Frauenarbeit in der Landwirtschaft, sondern 
auch von derjenigen in der Sozialpolitik einen sehr günstigen Ein- 
druck gewinnt. Soweit im folgenden an die vorliegenden Ausfüh- 
rungen einige weitergehende Bemerkungen geknüpft werden, sollen 
dieselben weniger Korrektur oder Widerspruch bedeuten als den 
Beweis, wie anregend die vorstehenden Untersuchungen gewirkt haben. 

Das Referat von Gertrud Dyhrenfurth vertieft sich liebevoll in den 
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engen Vorstellungs- und Ideenkreis der Landmagd und in die Gründe, 
warum sie ebenso wie der Landarbeiter sich zum Stadtleben hin- 
gezogen fühlt. Als Frau eines Landarbeiters steht sie sich. freilich 
oft insofern besser wie die Industriearbeiterfrau, weil sie in der Ehe 
meistens matriarchalisch herrscht und die Kasse führt, aus der sie 
dem Manne nur ein Taschengeld bewilligt. Wenn der Mann soviel 
verdient, daß sie selbst nicht regelmäßig mit auf Arbeit zu gehen 
braucht, so ist ihre Lage viel besser, wie wenn sie als Frau eines In- 
dustriearbeiters diesem mit knapper Not am Wochenende ihr Wirt- 
schaftsgeld ablauern müßte. Viel schlechter haben es vergleichsweise 
die Frauen der Kleinbauern, die infolge Dienstbotenmangels frei- 
willig-unfreiwillig dreifache Arbeit verrichten. Bei ihnen ergibt sich 
yeine geradezu schreckliche Abnützung der Frauenkrafte besonders 
durch mangelnde Schonzeit vor und nach der Geburt, weshalb die 
Kinder kleinerer Bauern auch meistens nicht gesünder sind als Tag- 
löhnerkinder. Nichts geschieht, um der Bauernfrau ihre Arbeit zu 
erleichtern. (S. 54) »Auf den Arbeitsgebieten der Frau herrscht 
stumpf und dumpf die Empirie ; sie tut, was ihre Vorgängerin auf 
dem Hofe getan.« (S. 55) »Wasserleitung und elektrisches Licht legt 
der Bauer in die Ställe, aber beileibe nicht in das Haus.« So ist den 
Bauemtöchtern das schwere Leben ihrer Mutter kein beneidenswertes 
Vorbild mehr, sie ziehen oft sogar zur Ehe einen Landarbeiter einem 
Bauernsohn vor, weil so ihr Pflichtenkreis kleiner ist. Da aber die 
männliche Abwanderung in die Stadt ihre Heiratschancen verringert, 
so streben sie schon aus diesem Grunde ebenfalls vom Lande fort, 
ohne sich durch ihre Eltern zurückhalten zu lassen. (S. 33) »Die Eman- 
zıpation der Töchter ist ja noch stärker in den unteren als in den 
oberen Ständen« Daß die Töchter der Scharwerker, die der Vater 
laut Kontrakt zur Arbeit mitbringen soll, aus diesen engen Verhält- 
nissen herauswollen, ist kein Wunder; sie wollen nicht für ihren 
Vater und den Gutsherrn, sondern für sich selbst arbeiten; aber auch 
die Arbeit der Bauerntöchter in der Wirtschaft und auf dem Felde 
bleibt gänzlich ungelohnt und wird, obwohl sie einen Dienstboten 
erspart, kaum durch ein Taschengeld vergütet, so daß auch die Be- 
sitzerstöchter das Bestreben zeigen, ihre Arbeitskraft lieber in städti- 
schen Stellen angemessen zu verwerten. Dazu kommt beim weib- 
lichen Gesinde die Abneigung gegen die unsaubere Arbeit im Vieh- 
stall, die speziell dem weiblichen Wunsch, schmuck und sauber zu 
erscheinen, widerspricht. jenes Ideal glaubt man im städtischen 
Leben verwirklicht, wo die weibliche Welt selbst in ihren dürftigsten 
Exemplaren in billige Surrogate gekleidet ist, die von weitem ein 
damenähnliches Aussehen geben. 

Die ländliche Dienstmagd hat also S. 29 »ein höchst wunder- 
liches, wirklichkeitsfremdes Bild vom Stadtlebene.. Aber dürfen 
wir uns über die kindlichen Kleiderideale der ländlichen Dienstmagd 
gar so erhaben fühlen und uns mit den größtenteils Arbeitgeber- 
innenkreisen entstammenden weiblichen Gewährsleuten der Referen- 
tin (S. 27) über das Bestreben der Dienstboten entrüsten, an Stelle 
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des praktischen, aber den Dienstbotenstand verratenden Kopftuches 
den Hut treten zu lassen, der nur der Dame gebühre? Es liegt ja 
allerdings eine gewisse Komik darin, daß Kleidermoden wie soziale 
Anschauungen von den oberen Schichten nach unten durchsickern 
und unten angelangt sich oft sehr lange erhalten und noch aus- 
breiten, während oben schon ganz andere Ideale herrschen. Die 
städtische Dame geht mit dem Tuch um den Kopf ins Theater, während 
das Dienstmädchen mit dem stolzen Federhut sie abholt. So sind ja 
auch nachweislich die meisten Volkstrachten auf dem Lande ent- 
standen als verspätet dorthin gedrungene, vom Dorfschneider miß- 
verstandene und pietätvoll festgehaltene Stadtmoden, die größten- 
teils den Anforderungen des Landlebens gar nicht entsprechen, von 
den Bauern aber nach dem Wunsch guter Leute und schlechter Musi- 
kanten, welche das oft sehr unzweckmäßige »Bodenständige« schüt- 
zen wollen, beibehalten werden sollen. Indessen ist die Frage, ob der 
ländlichen Dienstmagd ein Hut gebühre oder nicht, gar nicht so 
lächerlich, wie es uns scheint; der Hut ist für sie, wie auch vor 1848 
für den Bauern, geradezu ein Symbol sozialer Erhebung über seinen 
niedrigen Stand. Ich erinnere nur an das schöne vormärzliche Volks- 
lied aus Oesterreich 
»Was braucht denn der Bauer, der Bauer an Huat? 
Für so an alten Krauter ist ane Zipfelhaubn guat«, 

wo also der Bürgersmann es noch als grenzenlose Ueberhebung emp- 
findet, daß der Bauer es ihm in der Kleidung gleich tun will. 

Jene Unzufriedenheit der arbeitenden weiblichen Bevölkerung 
auf dem Lande mit ihrer sozialen Stellung und ihrem Beruf glaubt 
nun Gertrud Dyhrenfurth vor allem durch bessere Berufsausbildung 
mit geregeltem Lehrgang und womöglich mit Prüfungen und durch 
die hieraus entspringende Schaffung einer Berufsgesinnung und spe- 
ziellen Berufsstolzes heilen zu können. Als ob in Deutschland nicht 
schon genug examiniert würde! 

Ueber das, was auf diesem Gebiete der weiblichen Berufsausbil- 
dung bereits existiert, vielversprechende, aber quantitativ noch dürftige 
Ansätze, berichtet Rose Kempf, gibt einen Ueberblick über interne 
Haushaltungsschulen, die allerdings in zu kurzer Zeit meistens zu viel 
geben wollen, über die sehr notwendigen Wanderkochkurse (denn 
die Bauernfrau kocht in vielen deutschen Gegenden so, daß das 
Gesinde davonläuft), und erwartet namentlich viel von der Wirk- 
nn obligatorischer weiblicher Fortbildungsschulen auf dem 

ande. 

Ein wahres Kabinettsstück kurzer, aber inhaltsreicher, erlebter 
ländlicher Soziologie ist die kleine Abhandlung von E. zù Putlitz: 
„Der Einfluß der Gebildeten auf dem Lande. Die Schwierigkeit 
der isolierten und exponierten Stellung des Höhergebildeten auf dem 
Lande, gleich ob er Arzt, Pfarrer, Beamter oder Gutsbesitzer ist, 
wird treffend geschildert. Jene rein unpersönlichen, lediglich ge- 
schäftlichen Beziehungen, wie sie im städtischen Erwerbsleben 
zwischen Arbeitgeber und -nehmer herrschen und herrschen können, 


Neuere agrarpolitische Literatur. 833 


sind bei den engen Berührungen auf dem Lande nicht möglich. Alles 
ist persönlich gefärbt, überall bestehen Reibungsflächen mit den 
Nachbarn und Untergebenen. Und die letzteren sind keineswegs 
leicht zu behandeln. Hier rächen sich die Sünden der Väter; von 
früher her gewohnt, unterdrückt und verachtet zu werden, sind die 
unteren Stände auf dem Lande krankhaft mißtrauisch und mimosen- 
haft empfindlich, setzen nicht nur stets voraus, daß man sie über- 
vorteilen und benachteiligen will, sondern wittern auch bei rein gesell- 
schaftlichem Verkehr überall absichtliche Kränkung und Zurück- 
setzung, z. B. wenn man ihren Gruß zufällig übersieht. Eben das 
macht es so schwer, ein Vereinsleben auf dem Lande hervorzurufen, 
welches die Stände miteinander in Berührung bringen und die Iso- 
lierung, in der sich der Einzelne gerade auf dem Lande oft befindet, 
überwinden soll. 

Von den Schwierigkeiten, ein solches Vereinsleben, das womög- 
lich auch die Bewohner von Kleinstädten und flachem Land einander 
persönlich und geschäftlich näher bringen soll, ins Leben zu rufen, 
gibt uns Elisabeth Boehm eine gute Vorstellung. Sie zeigt, wie schwer 
auch die unteren Schichten auf dem Lande, etwa Kleinbauern und 
Tagelöhner, unter einen Hut zu bringen sind, da gerade unter den 
Kleinbauern und zumal ihren Frauen Standesgefühl und die Ansichten 
über die soziale Distanz überaus stark entwickelt sind. Nur Leute, 
welche die glückliche, aber seltene Gabe besitzen, durch ihre ganze 
Persönlichkeit überzeugend zu wirken und das eingewurzelte, durch 
vererbte Erfahrungen nur zu begründete Mißtrauen des kleinen 
Mannes zu überwinden, werden hier Erfolge haben, und auch dann 
stehen und fallen solche Vereinsgründungen immer mit der Persön- 
lichkeit des Vorsitzenden. - 

Indessen vfel ist auf diesem Gebiet bereits in der Stille geschehen. 
Die erfolgreiche organisatorische Wirksamkeit von Thiel und Sohnrey, 
um nur wenige Namen zu nennen, hat einer ganzen neuen Generation 
ländlicher Arbeitgeber das Gefühl sozialer Verpflichtung eingeflößt 
und gibt uns die Hoffnung, daß in den Beziehungen von Arbeitgeber 
und -nehmer auf dem Lande eine tiefgehende Wandlung eintreten 
wird. j 

"Der Anteil der weiblichen Arbeit namentlich in den kleinen land- 
wirtschaftlichen Betrieben wird uns also durch die eben besprochene 
Publikation deutlich gemacht. Besonders hohe Anforderungen stellt 
der Krieg an diejenigen Bauernfrauen, deren Söhne und Männer im 
Felde stehen. Ihre Arbeitsleistung, durch welche sie ihren Betrieb 
wenigstens einigermaßen aufrecht erhalten, ist nicht hoch genug 
einzuschätzen. Wenn aber der Mann fällt oder als dauernd arbeits- 
unfähig zurückkehrt, dann ist doch die Gefahr vorhanden, daß der 
Betrieb in der bisherigen Weise nicht aufrechterhalten werden kann, 
sondern verkauft und zum Großgrundbesitz geschlagen wird. Hat 
sich doch bis jetzt jeder Krieg in seinen wirtschaftlichen Folgen als 
eine Konzentrationsbewegung namentlich des kleineren ländlichen 
Grundbesitzes erwiesen; man braucht nur an das Zugrundegehen 
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der italischen Bauernschaft durch die punischen Kriege, die Kommen- 
dierungen der fränkischen Bauer, die ihre Gemeinfreiheit einbüßen, 
unter Karl dem Großen, die Ausdehnung des großen Grundbesitzes 
auf Kosten der Bauernschaft im Dreißigjährigen Kriege zu erinnern. 
Immer werden die Kleinen besonders hart getroffen. Diese Kriegs- 
folgen laufen den Bestrebungen der inneren Kolonisation schnur- 
straks zuwider und machen beizeiten entgegengerichtete Maßnahmen 
nötig, die in dem Heft »Landfrage und Kriegswitwe«e sachkundig 
besprochen werden. Gelingt es den Bemühungen des »Arbeitsaus- 
schusses der Kriegerwitwen- und -Waisenfürsorge«, solche bäuer- 
liche Kriegerwitwen durch Unterstützungen auf dem Lande fest- 
zuhalten, so ist schon viel gewonnen. Auf ein stärkeres Heranzielsen . 
städtischer Kriegerswitwen zu ländlicher Ansiedelung, das ebenfalls 
erstrebt wird, wage ich nicht zu hoffen. 

Damit sind wir bereits bei der Besprechung agrarpolitischer 
Maßnahmen zur Abwehr ungünstiger Kriegsfolgen für die Landwirt- 
schaft angelangt, Maßnahmen, die nicht zeitig genug ergriffen werden 
können. Denn der hoffentlich nicht mehr in zu weiter Ferne stehende 
Friedensschluß wird vermutlich alle Teile in ihren Erwartungen ent- 
täuschen, und erst die ersten Jahre nach dem Kriege werden den- 
jenigen Staat als Sieger proklamieren, der mit der größten Schnellig- 
keit und Elastizität sich einerseits den veränderten Zeitverhältnissen 
anpaßt, andererseits die unmittelbaren Kriegsfolgen am schnellsten 
zu beseitigen versteht. 

In dieser Beziehung steht der deutschen Agrarpolitik namentlich 
in Ostpreußen eine unendliche Aufgabe bevor. Denn hier, speziell 
in Litauen, haben die Russen vielfach derartig gehaust, daß ein totaler 
Neuaufbau nicht nur der Gebäude im buchstäblichen Sinne, sondern 
auch des ganzen Wirtschaftslebens der Provinz nötig*sein wird, eine 
Aufgabe, die unserer Wirtschaftspolitik ein reizvolles Ziel stellt, die 
aber zur Voraussetzung eine genaue Kenntnis dessen hat, was früher 
war, also der wirtschaftlichen Grundlagen Ostpreußens. 

Vor allem zu solchem Forschungszweck nach den bisherigen 
wirtschaftlichen Grundlagen Ostpreußens, aus deren genauen Fest- 
stellung sich vielfach die Direktiven des zu Erstrebenden von selbst 
ergeben, ist in Königsberg das »Institut für ostdeutsche Wirtschafte 
geschaffen worden, das in rascher Folge eine Reihe von entsprechend 
dem Charakter der Provinz vorwiegend agrarpolitischen Publika- 
tionen herausgegeben hat, welche beweisen, daß das bekannte Reuter- 
wort, welches die Fixigkeit im Gegensatz zur Richtigkeit bringt, 
nicht immer zu Recht besteht. Das gilt vor allem von der Publika- 
tion von Professor Hansen über »Die Landwirtschaft in Ostpreußen«, 
einem ungeachtet der durch die Umstände veranlaßten Schnelligkeit 
der Entstehung ebenso gründlichen wie übersichtlichen Werk, dem 
sicher keine vom Autor in der Vorrede befürchtete s#Unebenheit der 
Darstellunge anhaftet, wenn es auch wegen seines konzentrierten In- 
halts nicht gerade wie ein Feuilleton durchgeblättert werden kann, 
sondern aufmerksame Lektüre erfordert. 
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Mit Recht wird zunächst darauf hingewiesen, daß 1914/15 Ost- 
preußen nicht zum erstenmal Kriegsereignissen zum Opfer fiel, son- 
dern daß es seit dem 17. Jahrhundert im Durchschnitt alle 50 Jahre 
von schweren Kalamitäten, Krieg, Hungersnot und Restilenz, be- 
troffen wurde. Von allen diesen Katastrophen hat sich die zähe deut- 
sche Kolonialbevölkerung trotz der Ungunst der Lage und des Klimas 
immer wieder schnell erholt und sich zu einem der agrarisch wichtig- 
sten Produktions- und Ueberschußgebiete des Deutschen Reiches 
emporgearbeitet. So lange diese Bevölkerung in der Hauptsache 
noch intakt ist, ist auch der materielle Schaden immer wieder ein- 
zubringen. | 

Sehr instruktiv werden nun die wirtschaftlichen Grundlagen 
des landwirtschaftlichen Betriebes in Ostpreußen, Bevölkerung, 
Besitz- und Betriebsverhältnisse, Verkehr und Absatz, in verschie- 
denen Kapiteln abgehandelt. Die Zahlenergebnisse werden zur Er- 
höhung der Anschaulichkeit stets in Beziehung zum Reichsdurch- 
schnitt gesetzt; ein ausgezeichnetes, reichhaltiges Kartenmaterial 
erleichtert die Uebersicht. 

Hervorgehoben sei vor allem, daß Ostpreußen durch die starke 
Abwanderung seiner ländlichen Bevölkerung nach dem industriellen 
Westen zu dessen Aufblühen einen wertvollen, wenn auch unfrei- 
willigen Beitrag lieferte. Muß es doch die Erziehungs- und Schul- 
kosten der aufwachsenden Jugend tragen, die ihm dann im erwerbs- 
fähigen Alter verloren geht. Trotz dieses Wanderungsverlustes im 
blühendsten Alter stehenden Jahrgänge steht Ostpreußen in seiner 
Militärtauglichkeit noch weit über dem Durchschnitt des Königreiches 
Preußen. Wenn wir also den Menschen selbst als Hauptfaktor der 
Wertökonomie betrachten, spielt die ostpreußische Landwirtschaft 
als Produzentin des wichtigsten Produktionsmittels, des Menschen, 
eine hervorragende Rolle. Natürlich ist die Abwanderung am stärk- 
sten aus dem Westen und der Mitte der Provinz, weil dort der Groß- 
grundbesitz überwiegt, schwächer im Süden und Osten mit seinen 
großen mittelbäuerlichen Gütern. Jenen Einteilungsbegriffen muß 
man allerdings höhere Zahlen zugrunde legen als in der Mitte und im 
Westen Deutschlands, denn erst 100—150 ha dürften in Ostpreußen 
als Groß-, 20—ı00 ha als klein- und mittelbäuerlicher Betrieb an- 
zusprechen sein. 

Den relativ nur geringen Wohlstand der ostpreußischen Land- 
wirte beweist das seltene Vorkommen von Pacht, andererseits wird 
das neuerliche Steigen der Grundrente angezeigt durch den ebenso wie 
in Westpreußen enorm entwickelten Güterhandel, der die Boden- 
ständigkeit des Großgrundbesitzes in Frage stellt. 

Ein generelles Verschwinden des letzteren zugunsten bäuerlichen 
Besitzes hält der Autor deshalb für unerwünscht, weil in Ostpreußen 
die bäuerliche Bevölkerung technisch und kulturell noch nicht die 
Leistungsfähigkeit der westlichen habe, für erwünscht dagegen eine 
Durchsetzung der Gegenden überwiegenden Großgrundbesitzes durch 
Mittel- und Kleinbetriebe und bloße Häuslerstellen. Was zu solchen 
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Zwecken der inneren Kolonisation in Ostpreußen geschieht und bereits 
geschehen ist, wird anschaulich zusammengestellt; ein Zurückdäm- 
men der weiteren Abwanderung durch Gewährung besserer Existenz- 
bedingungen scheint möglich, eine Rückwanderung bereits an die 
Städte verloren gegangener Elemente dagegen unwahrscheinlich, 
wenn wir (S. 47) hören, daß bis jetzt ganze 25 Rückwanderer aus 
dem Westen angesiedelt worden sind; infolgedessen scheint H. auch 
der Gründung von Kriegerheimstätten etwas skeptisch gegenüber- 
zustehen. Gerade in Ostpreußen mit seinen langen Wintern und 
kurzen Sommern, die den Saisoncharakter der Landwirtschaft be- 
sonders scharf hervortreten lassen, wird ja das schwierige Problem 
der Arbeitsbeschaffung trotz aller inneren Kolonisation nie völlig 
gelöst werden können; es fehlen aber wenigstens jene intensiven 
Rübenwirtschaften mit plötzlich verschärftem Arbeitsbedarf, die 
namentlich in der Provinz Sachsen zum Gebrauch von Wanderarbei- 
tern zwingen. 'Wenn H. den Schutzzöllen die Aufgabe zuweist, die 
Landwirtschaft in Stand zu setzen, mit der Lohnhöhe der Industrie 
erfolgreich zu konkurrieren, so sind in Wirklichkeit Zollerhöhungen 
stets zur Erhöhung der Grundrente und: des Verkehrswertes der 
Güter, nicht der Löhne, verwendet worden. 

Hauptkalamität der Provinz ist ihre exzentrische Lage, die den 
Absatz nach dem kaufkräftigen Westen erschwert. (Von dem durch 
das Ausfuhrscheinsystem ermöglichten Absatz preußischen Roggens 
nach Rußland ist bei H. nichts erwähnt.) Das Chaussee- und Bahn- 
netz Ostpreußens ist zwar, pro Kopf der dünnen Bevölkerung gerech- 
net, ziemlich dicht, auf die Fläche bezogen aber doch noch sehr lose. 
Speziell im Bahnbau wären hier Zuschüsse anderer, bevorzugter 
Gegenden nötig, die sich zwar nicht in unmittelbarer Rentabilität 
der betreffenden Linien, wohl aber im wirtschaftlichen Aufblühen 
und stärkerer Steuerfähigkeit der erschlossenen Gebiete ausdrücken 
würden. Vermissen wird mancher an dieser Stelle die Erörterung 
des Problems der bereits einmal in Kraft gewesenen Staffeltarife, 
die das westdeutsche Getreidefehlgebiet dem ostdeutschen Ueber- 
schußgebiet erschließen sollten, sowie der Frage einer Wasserstraßen- 
verbindung Ostpreußens mit Westdeutschland durch den Mittelland- 
kanal.. Daß infolge vorläufig schlechter Absatzverhältnisse die Pro- 
duktenpreise in Ostpreußen durchwegs niedriger, die der landwirt- 
schaftlichen Bedarfsartikel höher sind als im Westen, ist einleuchtend; 
dafür sind aber Grundrente und Bodenpreise vorläufig noch ent- 
sprechend niedriger. 

In einem zweiten Teil, der vielleicht zweckmäßiger dem ersten 
vorangeschickt worden wäre, werden die physikalischen Grundlagen 
der landwirtschaftlichen Verhältnisse Ostpreußens, vor allem Boden 
und Klima, behandelt. Es geht aus diesem Abschnitt hervor, daß 
der Boden durchaus nicht schlechter, im Durchschnitt sogar weniger 
sandig ist als in der Mark oder in Hinterpommern; nur das rauhe 
Klima, kontinentaler selbst als in Kurland, beeinflußt die Produk- 
tion ungünstig. 
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Ein dritter Abschnitt bespricht dann ausführlich die einzelnen 
landwirtschaftlichen Produktionen, konstatiert, daß Brache noch 
häufig, aber im Rückgang begriffen ist, was Intensivierung bedeutet, 
daß aber vorläufig trotz absoluter Zunahme der Ermteerträge der 
einzelnen Fruchtarten die Intensivierung an Schnelligkeit des Fort- 
schrittes hinter dem Durchschnitt von ganz Preußen zurückbleibt. 

Obst- und Gemüsebau liegen noch sehr im Argen, Landindustrie 
ist mit Ausnahme der landwirtschaftlichen Brennerei ganz unent- 
wickelt. Ein letzter Abschnitt, »Förderung der Landwirtschafte, 
zeigt indessen, daß ein entwickeltes Vereins- und Genossenschafts- 
wesen bereits lange vor dem Kriege die Beseitigung dieser Mängel 
mit Erfolg sich zur Aufgabe machte. 

Wir besitzen vorläufig kaum von einer anderen preußischen 
Provinz eine so instruktive Uebersicht ihrer landwirtschaftlichen 
Verhältnisse. 

Einen Einblick in den »Grundbesitz in Ostpreußen«, der Wiederho- 
lungen bereits von Hausen behandelten Stoffe nicht immer vermeiden 
kann, gibt uns in der gleichen Serie von Publikationen Hesse nicht 
nur für den ländlichen, sondern auch für den städtischen Grundbe- 
sitz, der allerdings bedeutend kürzer abgetan wird. H. betont in 
seiner Vorrede, daß es lediglich seine Aufgabe sei, »zu zeigen was 
isté, nicht »Forderungen aufzustellen und Ziele zu weisen«. Ob eine 
solche zielfreie Volkswirtschaftspolitik durchwegs möglich ist und 
sich die Zielstrebigkeit nicht häufig schon in der Anlage und Behand- 
lung des Stoffes geltend machen wird, bleibe hier unerörtert. Immer- 
hin ist anzuerkennen, daß die Darlegungen Hesses in der Tat gänz- 
lich farblos gehalten sind und sich von offenkundigen Werturteilen 
erfolgreich fern halten. 

Das Kapitel über Besitzverteilung zeigt im allgemeinen die 
peripherischen Teile von Ostpreußen mittel- und kleinbäuerlich, 
das Hinterland von Königsberg dagegen als die Gegend des Groß- 
grundbesitzes, der in den zentral gelegenen Kreisen Preußisch-Eylau, 
Preußisch-Holland und Mohrungen am stärksten fideikommissarisch 
gebunden ist. Interessant ist das Motiv (S. 42): »Die Grenzkreise.... 
sind anscheinend als nicht genügend sicher für die dauernde Errich- 
tung von Familiengütern angesehen worden.« Die militärisch ge- 
fährdeten Außenkreise hat man also vorsichtig den Bauern überlassen ; 
im Mittelalter war es gerade umgekehrt. Da lagen die unteilbar ver- 
erbten Marken zum Schutz an der Landesgrenze. 

Das zweite Kapitel über landwirtschaftlichen Besitzwechsel 
zeigt dessen Häufigkeit in Ostpreußen größer als im Durchschnitt 
des ganzen preußischen Staates. Kein Grundstück über 2 ha bleibt 
durchschnittlich länger als zehn Jahre in der gleichen Hand. Hesse 
läßt es (S. 55) zweifelhaft, ob die steigenden Güterpreise diesen Be- 
= sitzwechsel hervorriefen oder ob der letztere erst die Güterpreise 
steigen ließ. Um sich über diesen Kausalkonnex klar zu werden, 
hätte H. nur die Güterpreise und den Besitzwechsel zu den jeweiligen 
Zollerhöhungen in chronologische Beziehung zu setzen brauchen. 
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Auch die Käufe der Siedelungsgesellschaften stehen mit diesem starken 
Besitzwechsel im ursächlichen Zusammenhang (S. 57): »Der ost- 
preußischen Landgesellschaft sind in einzelnen Jahren mehr als 20- 
mal so viel Güter angeboten worden, als sie gekauft hat« Genau 
dasselbe berichtet Ruhnau von Westpreußen. Diese starke Mobili- 
sierung gilt speziell für den Großgrundbesitz, weniger für den mittel- 
und kleinbäuerlichen. Die bäuerlichen Erbsitten erhalten das Gut 
möglichst in der Familie, belasten aber den Uebernehmer stark durch 
den hohen Altenteil, den sich der Vater vom Sohne ausmacht, und 
durch die Auszahlungen, die an die weichenden Erben zu leisten sind; 
der Uebernehmer ist also wie in anderen Gegenden Deutschlands 
gezwungen reich zu heiraten. Anerbengesetzgebung gibt es in Ost- 
preußen, abgesehen von den Rentengütern, nicht, sie widerspricht 
dem Volksempfinden, das auf Verfügungsfreiheit über das Gut im 
Erbgang Wert legt. 

Das dritte Kapitel über Ver- und Entschuldung ergibt durchweg 
die höhere Belastung des Ritterguts gegenüber dem mittel- und klein- 


bäuerlichen Besitz; erklärlich, weil zur Erwerbung der sehr ausge- 


dehnten Rittergüter der Realkredit stark in Anspruch genommen 
wird, die Anzahlung sehr gering ist. Der lebhafte Besitzwechsel und 
die aus ihm folgende Preissteigerung der großen Güter haben die 
Realverschuldung sehr gesteigert. Eben deshalb, weil dieser Uebel- 
stand übermäßiger Realverschuldung in Ostpreußen sich besonders 
drückend geltend macht, ist auch gerade die dortige Landschafts- 
bank der Ausgangspunkt einer großzügigen, die Lebensversicherung 
zu Hilfe nehmenden Entschuldungsaktion geworden, welche hoffent- 
lich durch den unfreiwilligen Rücktritt des Landschaftsdirektors 
Kapp nicht ins Stocken geraten wird. Desgleichen suchen die oste 
preußische Landgesellschaften und die Genossenschaften den Bauern- 
stand, wo es nottut, zu entschulden. 

Das vierte Kapitel über innere Kolonisation in Ostpreußen zeigt 
uns, daß bereits vor dem Kriege verschiedene Organisationen er- 
folgreich an der Arbeit waren, neue Bauernstellen zu schaffen, daß 
aber die Versuche, reine Arbeitersiedlungen zugunsten der Arbeits- 
beschaffung des Großgrundbesitzes anzulegen, wenig Erfolg gehabt 
hatten; wie von vornherein zu erwarten war. 

Ein letzter Abschnitt endlich behandelt die Fragen des städti- 
schen Grundbesitzes ‘in Ostpreußen und zeigt ähnliche Probleme 
wie beim ländlichen Grundbesitz namentlich in der Frage der 
Beschaffung zweiter Hypotheken und der damit scheinbar im Wider- 
spruch stehenden Bestrebungen nach einer Entschuldung. Es wird 
interessant sein, wie in dieser Beziehung die neuen offiziellen Tax- 
ämter wirken werden, von denen die Hausbesitzervereine eine zu 
starke Unterschätzung ihrer Vermögenswerte befürchten. 

Der gleiche Autor gibt uns ferner eine instruktive Darstellung 
der »Bevölkerung von Ostpreußen. Wenn aus dem umfangreichen 
Zahlenmaterial, das uns nicht nur tabellarisch, sondern auch gra- 
phisch vorgeführt wird, die Quintessenz gezogen werden soll, so 
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ist es der Eindruck, daß in dieser Provinz, die noch vor kurzem 
am stärksten den Stempel reiner Agrarverfassung trug, der Ausgleich 
mit dem übrigen Deutschland sich in geradezu stürmischer Weise 
vollzieht. Darauf weist in der Pyramide des Altersaufbaus die starke 
Einschnürung in der Altersklasse vom 20. bis zum 25. Jahr hin, die 
sich durch die lebhafte Abwanderung erklärt, ebenso der plötzliche 
Rückgang der Geburtenziffer in der Periode IgoI—IgI0, dem eine 
Abnahme der Sterblichkeit gegenübersteht, welche die des Staats- 
durchschnitts von Preußen übertrifft. Der relativen und absoluten 
Abnahme der landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit steht keine 
entsprechende Zunahme der im Handel und Industrie Beschäftigten 
gegenüber; die vom Lande Abwandernden gehen also der Provinz 
verloren. Auffällig zugenommen hat die Zahl der Berufslosen auf 
dem Lande, während die Zahl der Almosenempfänger abgenommen 
hat. Hier machen sich bereits die Folgen unserer sozialen Versiche- 
rung geltend. Die Berufslosen sind vermutlich oder wahrscheinlich 
` jene Pfennigrentiers, welche auf dem Lande ihre Alters- und Invali- 
ditätsrente verzehren. 

Endlich hat das Institut, der Reihenfolge des Erscheinens nach, 
sogar an erster Stelle, und dies mit Recht, da es sich um einen wirt- 
schaftshistorischen Rückblick handelt, eine Arbeit veröffentlicht, 
welche sich mit einer Periode der ostpreußischen Geschichte beschäf- 
tigt, die mit der jetzigen frappante Aehnlichkeit hat. Die Wieder- 
holungen, in denen sich die bewegte ostpreußische Provinzgeschichte 
gefällt, sind kein Zufall, sie beruhen auf der exponierten geographischen 
Lage des Landes, die es zum Schlachtfeld zwischen dem europäischen 
Westen und dem slavischen Osten machte. Als sich der Sturm der 
napoleonischen Kriege ausgetobt hatte, da war Ostpreußen in fast 
noch schlimmerer Lage als heute, die Bauernschaft verelendet und 
dezimiert, die Rittergüter verwüstet und tief verschuldet. Gerade 
damals aber hatte Ostpreußen in der Person des Provinzialminjsters 
von Schön einen Präsidenten, der mit rücksichtsloser Energie an die 
Sanierung jener scheinbar hoffnungslosen nicht immer ganz unver- 
schuldeten Verhältnisse heranging. 

Die Arbeit von Eduard Wilhelm Mayer, die jener interessanten 
Periode gilt, beweist, daß auch bereits so stark angebaute Gebiete wie 
das der preußischen Agrarreform und ihrer Vorkämpfer immer noch 
neue Erträge und Einsichten geben können, wenn einem bevorzugten 
Forscher sich die staatlichen und privaten Archive öffnen. Wir er- 
halten durch die vorliegende quasi wirtschaftspsychologische Arbeit, 
die sich monographisch um die Person und Wirksamkeit Schöns 
gruppiert, einen interessanten Einblick in die Mentalität des alt- 
liberalen preußischen Beamten, der in sich so große Gegensätze wie 
das Prinzip schrankenloser wirtschaftlicher Freiheit, das er aus Eng- 
‚ land übernommen, mit dem der unbedingten Staatsautorität, einer 
Erbschaft des aufgeklärten Despotismus friderizianischen Andenkens, 
ohne innere Bruchlinie zu vereinigen weiß. Fand ich doch in den 
Schriften eines hohen Beamten, der bei der Verwaltung der bei der 
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dritten Teilung Polens an Preußen gefallenen Territorien tätig war, 
unter anderem den Wunsch und die Hoffnung, den unnötigen 
Religionsunterricht gänzlich aus den Volksschulen hinauszuwerfen, 
daneben aber natürlich die Ansicht, die neuen Gebiete müßten ganz 
energisch durch weitgehendste staatliche Eingriffe auf das Niveau 
der alten gehoben werden. Solche Widersprüche erklären sich eben 
durch die widerstreitenden Einflüsse der Zeit, in welcher ihre Träger 
aufgewachsen sind.- Auch ScHön ist keine ausgeglichene Natur, son- 
dern sin Mensch mit seinem Widerspruchs, aber er vereinigt diese 
Widersprüche in einer kraftvollen Persönlichkeit, die sich in der Ge- 
schichte der Provinz Ostpreußen ein dauerndes Andenken gesichert 
hat. Allerdings in manchen Kreisen kein gutes, weil Schön, nach 
Nietzsches Maxime, was fallen wolle, solle man auch noch stoßen, 
handelnd, die gänzlich verfahrenen Verhältnisse des adeligen Grund- 
besitzes und der mit ihm verknüpften allzuleicht zu hypothekarischem 
Kredit bereit gewesenen Landschaft etwas schmerzvoll und dra- 
stisch sanierte, indem er die überschuldeten, lange Zeit von der Land- 
schaft durchgehaltenen, aber nicht mehr haltbaren Rittergüter an 
den Meistbietenden versteigern ließ. Mayer weist aber nach, daß 
das nicht so radikal und brutal geschah, wie das Bismarck, der seine 
oft nicht ganz gründlichen Informationen um so geschickter an der 
richtigen Stelle zu verwerten verstand, gelegentlich einmal im Reichs- 
tag behauptet hat, daß nämlich an einem einzigen Tage hunderte 
von Rittergütern um ein Butterbrot an Inspektoren und Viehhändler 
verschleudert worden seien, die an Stelle des angestammten Adels 
getreten wären. Im Gegenteil kann M. aus den Archiven feststellen, 
daß durch die Regierung vielen adeligen Gutsbesitzern bei nicht zu 
vermeidenden Versteigerungen ihr Gut zu geringem Preis wieder in 
die Hand gespielt wurde, und daß auch direkte Zu- und Vorschüsse 
aus der königlichen Schatulle besonders an Witwen vorkamen, um 
ihnen die Erhaltung ihres Gutes zu ermöglichen. 

Sehr interessant ist es nun, bei M. nachzulesen (allerdings findet 
man es bereits in dem sehr lesenswerten, viel mehr als der Titel ver- 
spricht, enthaltendem Buch von Anna Neumann »Die Bewegung 
der Löhne der ländlichen freien Arbeiter« Berlin ıgıı und in einer 
am Anfang des ıg. Jahrhunderts zu Dresden erschienenen anonymen 
Schrift »Die verhängnisvollen Folgen der Güterspekulation«), wie ” 
jene verfahrenen Verhältnisse des ostpreußischen Großgrundbesitzes 
sich entwickelt haben; keineswegs erst durch den Krieg von 1807 
und die Heeresdurchzüge von 1812—13 (bei welchen allerdings die 
Russen als Verbündete bereits damals genau so bestialisch in Ost- 
preußen hausten, wie 1914 als Feinde), auch nicht einmal durch die 
Folgen der Kontinentalsperre, die ja allerdings das Getreide nach 
England exportierende Ostpreußen besonders hart traf; vielmehr 
war der Grund zur Krise bereits ein Menschenalter früher durch eine | 
maßlose, durch den Landschaftskredit ermöglichte preistreibende 
Güterspekulation gelegt worden. Bei dieser typischen Form früh- 
kapitalistischer Vermögensanlage und Spekulation wechselte oft 
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bei dem gleichen Diner dasselbe Gut wie ein Börsenpapier mehrfach 
zu steigenden Preisen den Besitzer; wobei von der Liebe zur ange- 
stammten Scholle wenig zu merken war. Diese große Fungibilität 
des ritterschaftlichen Grundbesitzes war durch die leichte und reich- 
liche Kreditgewährung seitens der Landschaft ermöglicht worden. 
Kein Wunder, daß die Landschaftsbank Schön, der nur noch die ver- 
hängnisvollen Folgen dieser Schuldnerorganisation, nicht mehr die be- 
rechtigte Ursache ihrer Gründung, vor Augen hatte, als ein solcher 
Schädling erschien, daß er an ihre völlige Aufhebung ‚dachte. Hatte 
man doch in jener Zeit wachsender Bevölkerung und Nachfrage nach 
. Getreide Güter fast ohne Anzahlung gekauft; an Schuldentilgung 
dachte niemand, und die Landschaft drängte nicht. Als nun die 
Krise kam — und auch die Wiederherstellung Preußens beendigte 
sie nicht, denn es folgte nunmehr eine schwere Absatzkrise — da 
war sozusagen der ganze ritterschaftliche Grundbesitz bankerott. 
Diese öffentliche Kalamität zu sanieren war Schön der rechte Mann, 
der doktrinären Eigensinn mit robuster Rücksichtslosigkeit verband. 
Mit zarten Rücksichten konnte man freilich nicht operieren, und 
mancher, der zugrunde ging, hätte vielleicht noch gehalten werden 
können, aber der Erfolg spricht doch sehr für Schön, denn nach einigen 
Jahren stand die Landschaft, die anfangs von der Regierung 
hatte gestützt werden müssen, um einen allgemeinen Zusammen- 
bruch zu vermeiden, wieder fest da, und die Besitzverhältnisse der 
Rittergüter waren auf gesunder Basis neu geregelt. Davon, daß neue 
bürgerliche Elemente in größerer Zahl damals in den ländlichen Groß- 
grundbesitz Ostpreußens eindrangen, merkt man heute nichts mehr, das 
Rittergut hat eine große assimiliatorische Kraft auf den Charakter 
und die soziale Position der Besitzer gleichviel welcher Herkunft. 
Schöns Bauernpolitik würde noch weniger den Beifall der heu- 
tigen Agrarpolitiker finden. War doch sein Ideal das rein chremati- 
stische der klassischen Nationalökonomie, die höchstmögliche Pro- 
duktion, die man, nach dem Stande der damaligen Technik nicht 
mit Unrecht, mit dem Großbetrieb unlöslich verbunden glaubte. 
Unter Bauernbefreiung verstand Schön also, genau so, wie das die 
autonomen ritterschaftlichen Verwaltungen der russischen Ostsee- 
provinzen in Praxis umsetzten, die Dissoziation von Bauer und Land, 
die Herabdrückung der ersteren zu Tagelöhnern und die Zusammen- 
fassung der Bauerngüter zu Großbetrieben. In diesem Sinne machte 
Schön wohl Versuche, Kapital ins Land zu ziehen, um die ländlichen 
Großbetriebe zu intensivieren, sah aber bäuerliche Einwanderung 
nach Ostpreußen, die mit der Errichtung neuer Stellen verbunden 
gewesen wäre, geradezu ungern. Wir müssen uns in die damaligen 
Verhältnisse versetzen und mit den Augen eines höheren Verwal- 
tungsbeamten jener Zeit sehen, um Schöns Stellungnahme in ihrer 
relativen Begründung zu begreifen. Für die Gegenwart ist von ihr 
freilich nichts zu lernen, aber jedenfalls haben wir in dem Buche 
Mayers eine wertvolle agrarhistorische Arbeit mehr, ein Seiten- und 
Gegenstück etwa zu dem Buch von Lenz über die Agrarromantiker. 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 44. 3. 54 
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Endlich mag uns an letzter Stelle ein kurzer Blick auf das Aus- 
land zeigen, daß auch neutrale, nicht direkt vom Kriege] betroffene 
Staaten in ihrer agrarischen Struktur größere Umbauten werden 
vornehmen müssen. Wir können dies an einer Arbeit von Ida Schnei- 
der über die schweizerische Milchwirtschaft und Käserei sehen, welche 
die Kriegsfolgen noch gar nicht erwähnt, aber uns zeigt, welche Ge- 
fahr bereits bei normalen Zuständen für die Landwirtschaft in einer 
zu starken Adoptierung der freien Wirtschaft liegt. Die Landwirt- 
schaft der Schweiz stellt ein Musterbeispiel weit getriebener Spezia- 
lisierung unter gleichzeitiger Anpassung an die natürlichen Ver- 
hältnisse von Boden und Klima dar. Nicht erst in den letzten zwei . 
Menschenaltern, sondern bereits im 18. Jahrhundert ging der Ge- 
treidebau, der wegen der zu großen Niederschlagsmenge der Schweizer 
Gebirgsgegenden wenig rentierte, zugunsten der Weidewirtschaft 
zurück. Der Prozeß nahm natürlich um so schnelleren Fortgang, je 
leichter die Verkehrswirtschaft die Versorgung mit fremdem Getreide 
machte; heut sind drei Viertel des Schweizer Kulturlandes Weide, 
und nur noch 20% ihres Getreidebedarfs kann die Schweiz selbst 
decken. Auch dieser Rest ist nicht oder nahezu nicht zollgeschützt, 
so daß der Gedanke eines staatlichen Getreidemonopols zugunsten 
des Fiskus, nicht inländischer Produzenten, in der Schweiz seinen 
Ursprung hat und sich bereits lange vor dem agrarischen Antrag 
Kanitz zu einem sozialistischen Antrag Greulich verdichtete. 

In spezialisierter Arbeitsteilung hat sich nun die Schweizer 
Landwirtschaft auf die Erzeugung von Qualitätskäse geworfen, von 
dessen Preis dann rückwirkend der der Milch und damit schließlich 
die Rentabilität der ganzen auf der Milchwirtschaft beruhenden 
Bauernwirtschaft überhaupt abhängt. Eben diese Einseitigkeit der 
Wirtschaftsrichtung birgt für die Schweizer Landwirtschaft schwere 
Gefahren in sich. Wird doch der Preis des Schweizerkäses als eines 
Exportartikels im Auslande bestimmt und ist daher ohne die Mög- 
lichkeit einer preispolitischen Beeinflussung durch die Schweiz selbst 
allen Schwankungen eines typischen Luxusartikels ausgesetzt, der, 
abgesehen von der Schwierigkeit, feindliche Schutzzollschranken 
zu überspringen, auch noch auf den fremden Märkten mit der Kon- 
kurrenz einheimischer, womöglich ähnlicher oder nachgemachter 
Käsesorten zu kämpfen hat. Der genossenschaftliche Zusammen- 
schluß zur Verbilligung der Produktion, zur alleinigen Zusammen- 
fassung des Absatzes und zur Hochhaltung der Preise durch Ver- 
hinderung übermäßigen Angebots, hat in der Schweiz noch nicht 
die gleichen Fortschritte gemacht wie in Dänemark, mit welchem 
Lande die Schweiz in der vorliegenden Abhandlung in die interes- 
santeste Parallele gesetzt wird. Die durchschnittlich etwas geringere 
Schulbildung und vor allem wohl die durch die gebirgige Konfiguration 
zersplitterte Lage der Interessenten hat den genossenschaftlichen 
Sinn in der Schweiz sich nicht derart entwickeln lassen, wie das in 
Dänemark namentlich durch die Volkshochschulen, wahre Hochschu- 
len des Genossenschaftsgedankens, geschehen ist. Zudem handelt 
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es sich bei der dänischen Milchverwertung vor allem um Produk- 
tion und Export von Butter, deren Herstellung als die einer typisch 
vertretbaren Ware leichter kartelliert werden kann wie die des 
Käses, der nach Ida Schneider als Qualitätsware@ zur Butter sich 
etwa verhält wie Wein zum Bier. 

Der Versuch einer auf Aktien gegründeten genossenschaftlichen 
Käseexportgesellschaft, welche die Auslandspreise nicht beherrschen, 
aber doch auf einer gewissen Stufe halten sollte, fiel unglücklicher- 
weise in eine Periode niedergehender Konjunktur. Zwar scheint 
dadurch wenigstens ein Monopol der privaten Käseexporteure gegen- 
über den bäuerlichen Produzenten verhindert worden zu sein, doch 
konnte andererseits natürlich die halb genossenschaftliche, halb 
kaufmännische Gründung der Produzenten nicht die gleichen wirt- 
schaftlichen Erfolge erzielen wie der private Käsehandel, der die 
Produzenten, wenn er kann, rücksichtslos im Preise drückt. 

Die Schneidersche Schrift sieht also die zukünftige Rentabilität 
der Schweizerkäseproduktion, zu dersich, obwohl sich den bäuerlichen 
Produzenten laut Feststellung des Schweizer Bauernsekretariats 
die Wirtschaft nur ganz niedrig rentiert, immer neue Landstriche 
drängen, in ziemlich trübem Licht. Sie empfiehlt zur Abhilfe größere 
Vielseitigkeit der Schweizer Landwirtschaft wenigstens innerhalb 
der Milch- und Viehverwertung, also vor allen Dingen verstärkte 
und verbesserte genossenschaftliche Butterproduktion, während man 
gegenwärtig Qualitätsbutter sogar in die Schweiz einführt, also Eulen 
nach Athen trägt. 

In den Ergebnissen der vorliegenden Arbeit liegt eine nicht zu 
übersehende Warnung davor, die internationale Arbeitsteilung in 
der Landwirtschaft bis zur einseitigen Monokultur zu treiben, welche 
für die Stabilität der einheimischen Wirtschaft genau die gleichen 
Gefahren in sich birgt wie die mittelalterliche Autarkie, nämlich 
jenes Risiko, welches dem Einsetzen aller Arbeitsaufwendungen auf 
eine Karte entspringt. Das bevorstehende Höherbauen der nationalen 
Grenzen wird die Arbeitsteilung innerhalb der Landwirtschaft voraus- 
sichtlich auf die eigene Nationalwirtschaft, mindestens aber auf das 
erweiterte Zollgebiet, innerhalb dessen eine Art von modifiziertem 
Freihandel möglich ist, beschränken. 


54* 


844 


Robert Liefmanns »Neue Geldtheorie«. 


Von 
ALFRED AMONN. 


Der Krieg hat für nationalökonomische Schriftsteller eine be- 
sondere Art Konjunktur gebracht. Diese entsprechend auszunützen, 
bemühen sich denn auch eifrig Berufene und Unberufene. Zu »letz- 
terene — ich benütze das unschöne Wort der in diesem Falle an- 
gebrachten Deutlichkeit wegen — gehört — das muß hier einmal 
offen ausgesprochen werden — auch Robert Liefmann. Unter 
dem auf Sensation gestimmten Titel »Geld und Gold« und dem für 
wissenschaftliche Interessenten berechneten Untertitel »Oekonomische 
Theorie des Geldes« hat er vor Jahresfrist ein Buch erscheinen lassen !), 
mit dem eine ernste Kritik sich kaum befassen würde, wenn nicht der 
anspruchsvolle Ton, mit dem es auftritt, in einem so schreienden 
Widerspruch zu der in ihm enthaltenen wissenschaftlichen »Leistung« 
stünde, und die theoretische Ungeschultheit des größten Teiles 
der deutschen Fachwelt und das infolgedessen ganz orientierungslose 
theoretische Interesse des deutschen Laienpublikums ihm eine Auf- 
nahme bereitet hätte, die eine solide theoretische Arbeit kaum er- 
warten darf. 

Nach Robert Liefmann ist bisher die Geldtheorie — wie 
überhaupt die ganze nationalökonomische Theorie — auf gänzlich 
falscher Fährte gewesen, und erst ihm war es beschieden, den Weg 
zu finden, der »aus dem Dunkeln ins Helle«führt. Irving Fischer 
z. B., einer der letzten der Geldtheoretiker vor Robert Liefmann hat 
— nach Ansicht Liefmanns natürlich — ein ganz unglaublich 
oberflächliches Buch’über diesen Gegenstand geschrieben, für das er 
snur die eine Entschuldigung hat«, daß die Art der Behandlung, wie 
er sie da übt, »eben bisher fast allgemein üblich war, die Irrtümer, die 
seiner Darstellung zugrunde liegen, noch von den meisten National- 
ökonomen geteilt werden und... wenn auch schon oft kritisiert wor- 
den... noch kaum (?) durch bessere positive Theorien ersetzt sind.« 
Ja selbst »der Vorwurf kann Fischer nicht erspart werden, daß die 

1) Liefmann, Robert, Geld und Gold. Oekonomische Theorie 
des Geldes. Deutsche Verlagsanstalt Stuttgart und Berlin 1916. 241 S. Geh. 
4 M., geb. 5 M. 
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Leichtherzigkeit, mit der er über die Grundfragen hinweggegangen 
ist, trotz aller Gelehrsamkeit und Gedankenarbeit, die das Buch 
auszeichnen, hier doch stark den Charakter der Unwissenschaftlichkeit 
trägt... In dieser Hinsicht ist Fischers Buch einem anderen Werk 
der nationalökonomischen Theorie an die Seite zu stellen, Böhm- 
Bawerks »Kapital und Kapitalzins«, das auch trotz größten Scharf- 
sinns und der eingehendsten Erörterung vieler Einzelheiten an leicht- 
sinnig angenommenen und nicht genügend durchdachten falschen 
Voraussetzungen gescheitert ist. Es sind in der Nationalökonomie 
schon die unglaublichsten Theorien behauptet und wissenschaftlich 
zu beweisen versucht worden. Aber wohl noch nie hat man auf Grund 
falscher theoretischer Voraussetzungen einer Behauptung, man könnte 
auch sagen, einer vorgefaßten fixen Idee durch ein großes statistisches 
Material den Anschein eines wissenschaftlich exakt geführten Beweises 
zu geben sich bemüht und sich dabei so weit wie hier von den Tat- 
sachen und der Beobachtung des wirtschaftlichen Lebens entfernt ?). 
Nicht zu reden von Friedrich Knapp, der auch eine Geld- 
theorie geschrieben und dabei die Nationalökonomie mit der Juris- 
prudenz verwechselt hat. Man will ihm »gewisse theoretische Ver- 
dienste« zuerkennen. Aber »gerade das bestreite ich. Die Knappschen 
Ideen sind keine ökonomische Theorien, sondern nichts 
weiter als falsch, d. h. nur juristisch begründete Behauptungen rich- 
tiger induktiver und historischer Beobachtungen«°®). Aehnlich ober- 
flächlich, unzulänglich, falsch und verkehrt verfahren — immer nach 
Ansicht Liefmanns — auch alle die anderen Geldtheoretiker 
wie Bendixen, Helfferich, v. Wieser, v. Mises usw. — Karl Menger 
scheint er nicht zu kennen — und zwar mit Notwendigkeit deshalb, 
weil sie alle in der üblichen »quantitativ-materialistischen« Betrach- 
tungsweise der wirtschaftlichen Tatsachen und Vorgänge befangen - 
sind, die sie das Wesentliche an ihnen verkennen und nur das äußer- 
liche Materielle — Quantitative, die »Mengen« ins Auge fassen, be- 
achten läßt. . 

Von der ganzen »bisherigen« Wirtschaftstheorie behauptet Lie f- 
mann nämlich allen Ernstes, daß sie allgemein das »Wirtschaften 
in der Sachgüterbeschaffung sieht... alle immateriellen 
Güter und Leistungen ignoriert . . . von jeder Beziehung zu den wirt- 
schaftlichen Erwägungen der Individuen abstrahiert« . . . »Wirt- 
schaften« als eine stechnische Tätigkeit« auffaßt, 

. »Wirtschaft und Produktion, Wirtschaft und Technik verwech- 
selt... nur die technische Tätigkeit der Menschen betrachtete 
... die technische Tätigkeit des Arbeiters an der Maschine 
oder auf dem Felde für Wirtschaft hielt« %);...... daß sie ganz sverkannte 
habe, daß »Erscheinungen des Tauschverkehrs zu erklären, ihre Ur-. 
sachen festzustellen die Aufgabe« sei 5), . . . daß sie »Wert und Preis 


2) a. a. O. S. 52 f., 62, 67 í. 

3) a. a. O. S. 19. 

4) a. a. O. S. 22, 24, 27, 47, 81, 89, 100, 127. 
5) a. a. O. S. 49. 
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verwechselt« ®)..... den Preis für den objektiven Ausdruck eines sub- 
jektiven Wertes« betrachtet”)... an seinen allgemeinen absoluten 
Wert der Güter« glaube ®)... »nicht einmal den Zusammenhang aller 
Preise durch das Geld kannte«, überhaupt »nicht die mindeste Ahnung 
davon hatte, daß Geld, Preise und Einkommen im engsten Zusammen- 
hang miteinander stehen«®) . . . daß sich im besonderen die bisherige 
Geldtheorie »nie klargemacht hat, wodurch denn eine Geldvermehrung 
die Preise steigert . . . mit der Frage, wodurch eine vermehrte 
Geldmenge zu Preissteigerungen führt, gar nicht beschäftigt . . . auf 
welche Weise diese Wirkung herbeigeführt werden kann, sich niemals 
bekümmert« habe 1) .. . und was dergleichen Unsinn mehr ist: Man 
greift sich unwillkürlich an den Kopf, wenn man dies liest, und frägt 
sich: handelt es sich hier um eine — selbst bei Anfängern und Dilet- 
tanten kaum für möglich zu haltende — Unkenntnis der bis- 
herigen wirtschaftstheoretischen Literatur oder um absichtliche En t- 
stellung, um eigene Unwissenheit oder um eine billige Speku- 
lation auf die Unwissenheit der Leser zu dem Zweck, um seine 
eigenen Gedanken auf diesem dunklen Hintergrund in um so hellerem 
Lichte erstrahlen zu lassen ? 

Und was sind diese eigenen Gedanken, die Liefmann 
als absolut neu, noch nie dagewesen und für allein geeignet ausgibt, 
Licht und Klarheit in die bisher so verworrenen Irrgänge der Geld- 
theorie zu bringen? Es ist eine meue allgemeine Wirt- 
schaftstheorie«!), die im Gegensatz zur bisherigen »quanti- 
tativ-materialistischen« Wirtschaftsbetrachtung auf einer eigenartigen 
»ppsychischen Wirtschaftsauffassung« fußen soll. Mit dieser 
seiner »neuen Wirtschaftstheorie« glaubt Liefmann nun »auch 
das Wesen des Geldes und seine Funktionen schärfer als bisher 
erkennen . . ., die allgemeinen wissenschaftlichen und theoretischen 
Grundlagen des Geldwesens klarer gestalten zu können« !?). 

Um dem Aufkommen einer etwaigen falschen Meinung, als seien 
ähnliche Gedanken, wie sie hier in diesem Buch vorgetragen werden, 
vielleicht schon einmal dagewesen, vorzubeugen, glaubt er ganz aus- 
drücklich und feierlich versichern zu müssen: »Ich darf mit unbesttreit- 
barem Rechte meine Geldtheorie, wie meine ganze Wirtschaftsauf- 
fassung als mein ausschließliches geistiges Eigentum betrachten. 
Wohl mag der eine oder andere diese oder jene Einzelheit schon be- 
hauptet haben, aber auf die geschlossene theoretische Begründung 
kommt es an. Wenn aber Leute, die nie selbst theoretisch gearbeitet 
haben, solche Behauptungen aufstellen, daß sie das auch alles schon 
erkannt hätten, so darf man fragen, warum sie ihre Kenntnisse nicht 


w 


¢) a. a. O. S. 24, 80, IIO, II2, 127, 133, 135. 


7) a. a. O. S. 34, 49, 70, I29. 
8) a. a. O. S. II2, 129, 133, 135, 139, 238. 
a 


°’) a. a. O. S. 104, 160, I6I, IJI. 
10) a. a. O. S. 57, 159, 2II. 

11) a. a. O. S. 12. 

12) a. a. O. S. 13, I7 
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schriftlich niedergelegt haben. Sie hätten sich doch damit vielleicht 
einen wissenschaftlichen Namen machen können« !?). Demgegenüber 
muß nun ebenso ausdrücklich festgestellt werden: Was diese Geld- 
theorie anbelangt, wie sie Liefmann hier vorträgt, so enthält 
sie auch nicht einen neuen, noch nie dagewesenen Gedanken, die 
meisten sind vielmehr beinahe so alt, wie die Wirtschaftstheorie über- 
haupt, und niemand sonst könnte es einfallen, sich mit derartigen 
Gedanken, wie sie hier als absolut neu und noch nie dagewesen 
ausgegeben werden, einen wissenschaftlichen Namen machen zu 
wollen. Es fragt sich hier wieder: handelt Liefmann dain dem 
naiven Glauben, daß niemand in der ganzen nationalökonomischen 
Fachwelt Deutschlands imstande sein würde, dies aufzuzeigen oder 
liegt hier ein wirklich noch nicht dagewesener Mangel an Kenntnis der 
älteren und neueren Literatur von J. St. Mill bssMenger und 
Wieser vor? Nicht anders steht es im wesentlichen mit seiner »all- 
gemeinen Wirtschaftstheorie«, auf die näher einzugehen hier nicht 
möglich ist, aber einer anderen Gelegenheit vorbehalten sein soll. 
Nur so viel sei hier gesagt: sie ist im wesentlichen nichts anderes 
als eine einseitige Uebertreibung und Verzerrung, die Banalisierung 
und Verballhornung des — schon längst nicht mehr neuen — Grund- 
gedankens der subjektiven Wertlehre oder Grenznutzentheorie, 
des Gedankens nämlich, daß die »tauschwirtschaftlichen Vorgänge 
aus den Bestrebungen und wirtschaftlichen Erwägungen der Einzelnen 
zu erklären sind... . eine Erklärung der tauschwirtschaftlichen Vor- 
gänge ohne Zurückgehen auf die individuellen Bedürfnisse überhaupt 
nicht möglich ist . . . Aufgabe der ökonomischen Theorie ist, die 
tauschwirtschaftlichen Erscheinungen auf die Bedarfsempfindungen 
der. einzelnen Wirtschaften zurückzuführen .. . man den tauschwirt- 
schaftlichen Mechanismus aus den subjektiven Erwägungen der ein- 
zelnen Wirtschaftspersonen ableiten... .. auch bei den Geldausdrücken 
konsequent auf die dahinter stehenden psychischen Erwägungen 
zurückgehen muß . . . die wirtschaftlichen Erscheinungen aus den 
Bedürfnissen zu erklären sind... . das ganze Problem der Wirtschafts- 
theorie ist, den Preis auf die individuellen wirtschaftlichen Erwägungen, 
also letzten Endes auf die Bedarfsempfindungen der einzelnen Men- 
schen zurückzuführen .. . die Wirtschaftstheorie, auch das Geld mit 
der letzten Grundlage aller Wirtschaft, mit den Bedürfnissen 
der Individuen in Verbindung bringen, von ihnen aus 
wie alle tauschwirtschaftlichen Erscheinungen systematisch erklären 
muß...auch das Geld an die subjektiven wirtschaftlichen Erwägungen 
und damit an die Bedürfnisse, aus denen alle tauschwirtschaftlichen 
Vorgänge zu erklären das letzte Ziel der ökonomischen Wissenschaft 
ist, angeknüpft werden muß« !*), — wie man sieht, eines Gedankens, 
der durch die wiederholte gleichmäßige Abwandlung an Neuheit oder 
Originalität nicht das geringste zu gewinnen vermag. 


13) a. a. O. S. 87. 
14) a.a. O. S. 34, 48, 69, 72, 74, 103, II2, 162. 
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Wie steht es nun mit der angeblich »schärferen« Erfassung des 
Wesens und der Funktionen des Geldes und der »klareren« Gestaltung 
der allgemeinen »wissenschaftlichen und (?) theoretischen« Grundlagen 
des Geldwesens bei Liefmann? Darüber nur ein paar Beispiele, 
die wohl jedermann — wie ich glaube — zur Bildung eines Urteils 
hierüber völlig genügen werden. Auf Seite 35 ff. sieht Liefmann 
das Wesen des Geldes darin, daß es allgemeines Tauschmittel ist 
und zwar in einem nicht mißzuverstehenden realen, körperlichen, 
sachlichen Sinn. v Allgemeines Tauschmittel zu sein ist 
die wesentlichste Funktion des Geldes. Das Wesen des Geldes 
besteht darin, daß jeder es nimmt . . . das Geld ist also allgemeines 
Tauschmittel. Tauschmittel istrein Gut, das nicht um seiner selbst 
willen, d. h. um des Nutzens willen, den es jemand leistet, begehrt 
wird, sondern nur zur Vermittlung des Tausches. Es steht damit auf 
der gleichen Stufe wie die Kostengüter, die Güter entfernterer 
Ordnung... Alle Sachgüter, die für den Tausch bestimmt sind, 
nennen wir Waren, und das Geld ist auch eine Ware, ja die 
Ware im höchsten Sinn...eine ewigeWare...esistdas meis t- 
begehrte aller Güter Seine Beliebtheit beruht 
darauf, weil mit seinem Besitz heute die gesamte Bedarfsbefrie- 
digung sichergestellt ist.« Liefmann spricht weiter davon, »daß 
gewisse Gegenstände vermöge ihrer besonderen Brauchbar- 
keit dafür schließlich allgemeines Tauschmittel werden«, von der 
sallgemeinen Benutzung gewisser Güter als Tauschmittele, 
daß das Geld »Gut entfernterer Ordnung wie alle anderen iste. 
Auf Seite 39 erklärt er dann plötzlich: »Das Geld läßt sich 
überhaupt nicht sachlich definieren.« Ein paar 
Zeilen weiter nennt er es jedoch gleich wieder ausdrücklich seine s a c h- 
liche Verkörperung einer abstrakten Rechnungseinheite, auf 
der nächsten Seite dann aber ist es im Handumdrehen zur sabstrakten 
Rechnungseinheit« selbst geworden. Auf Seite 42 ist im vollen Gegen- 
satze zur Seite 35 »die wesentlichste Funktion des Geldes, 
allgemeines Rechnungsmittel zu seine... die »a b- 
strakte Rechnungseinheit« dswigentliche Geld« 
Das hindert aber keineswegs, daß es auf Seite 71 f. wieder sebenso wie 
Produktionsmittelund Waren Kostengutist... als Kosten- 
gut geschätzt wird... und zwar genau nach dem, was wir über die 
Schätzung der Kostengüter, überhaupt gesagt haben«, in gleicher 
Weise auf Seite 75, 77, 85 und ı2ı f. als »Kostengut« und »Gut ent- 
fernterer Ordnung« bezeichnet wird. Auf Seite 86 f. wird »Geld« der 
»Geldeinheit« mehrmals ausdrücklich gegenübergestellt, ist von 
einer micht in Geld bestehenden abstrakten Rech- 
nungseinheit«die Rede. Auf Seite 8ọ f. wird es zunächst eben- 
falls der »allgemeinen Rechnungseinheit« gegenübergestellt, sauf 
die es nur lautet«, gleich darauf aber mit der »abstrakten 
Rechnungseinheit« selbst identifiziert. Im unmittelbar folgenden Ab- 
satz dann wird schon wieder ausdrücklich unterschieden zwischen 
Gelde und »Geldeinheit, Rechnungseinheite« Auf 
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Seite 92 ist wie auf Seite 43 das veigentliche« Geld die »Rechnungs- 
einheite. Gleich darauf auf Seite 93 heißt es aber: sdieses Rechnungs- 
mittel ist etwas ganz anderes alsdasGeldimeigentlichen 
Sinn«. Trotzdem ist bald darauf — auf Seite 98 f. — das Geld wieder 
»Rechnungseinheit«, »Generalnenner«, heißt es, daß »das Wesen 
des Geldes in der allgemeinen Rechnungseinheit 
enthalten iste. Ebenso ist auch auf Seite 107 ff. Geld, das veigentliche« 
Geld zunächst wieder die abstrakte »Rechnungseinheit«, gleich darauf 
ist dann aber von einer » Vermehrung der Geldmenge«die 
Rede und wird von einer »Einlösung der Rechnungs- 
einheit in Geld« gesprochen, also Geld und Rechnungseinheit 
wieder einander gegenübergestellt; und noch ein paar Zeilen weiter 
wird »Geld« wieder mit der »abstrakten allgemeinen Rechnungseinheit« 
identifiziert. Auf Seite 114 ist »das eigentliche Geld und das 
logisch Wesentliche am Gelde seine inner-wirtschaftliche und tausch- 
wirtschaftliche Funktion als Rechnungseinheit« Dabei wird 
davon gesprochen, daß diese »Sicherheit auf Beschaffung von 
Genußgütern im Tauschverkehr gewährt«, und sie mithin eine gewisse 
»Kaufkraft« habe. Auf Seite 115 wieder ist davon die Rede, daß das 
Geld »auf die Reehnungseinheit, den Nenner, nur lautet«, werden 
also »Geld« und »Rechnungseinheit« sofort wieder als zwei verschiedene 
Dinge einander gegenübergestellt. Auf Seite 150 wird »Geld« wieder 
mit »abstrakter Rechnungseinheit« identifiziert und dabei von einem 
»Preis der Rechnungseinheit« (?) gesprochen. Auf Seite 160 dagegen 
wird »Geld« der »abstrakten Rechnungseinheit« wieder gegenüber- 
gestellt... Auf Seite r61 wird Geld wieder mit der »allgemeinen 
Rechnungseinheit« identifiziert, auf Seite 178 »sind das eigent- 
liche Geld, durch welches die Umsätze herbeigeführt werden, die 
inderabstraktenRechnungseinheit ausgedrück- 
ten Erträge, die zirkulieren«!®) (??), also, wenn auch unklar 
was, jedenfalls nicht die abstrakte Rechnungseinheit selbst. Auf 
Seite 192 heißt es, »daß das Geld auf die abstrakte Rechnungseinheit 
nur ] aute t« usf. ' 
Nun ist es eine alte Sache, daß im realen Gelde, wie wir es aus der 
wirtschaftlichen Erfahrung kennen, beide Eigenschaften oder Funk- 
tionen, die des realen sachlichen Tauschmittels und die der »abstrakten 
Rechnungseinheit« in der Regel miteinander verbunden erscheinen, 
und man kann, wenn man will, die eine oder die andere für 
das »eigentliche«, innerste Wesen des Geldes ansehen und demnach 
den Geldbegriff so oder so fassen. Aber, daß man einen einmal so 
oder so gefaßten Begriff in einer theoretischen Arbeit konsequent 
festhält, ist eine der primitivsten Erfordernisse theoretischen Arbeitens 
überhaupt. So von Seite zu Seite, ja von Zeile zu Zeile die Begriffe 
zu wechseln, wie Liefmann estut, ist, wenn es unbewußt geschieht, 
im höchsten Grade dilettantisch und schülerhaft, wäre aber, 
wenn es bewußt geschähe und ohne Hinweis darauf, daß es sich hier um 








15) Wobei noch zu beachten ist, daß »Ertrag« im Sinne Liefmanns 
etwas »Psychisches« bedeutet! 
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zwei an und für sich gleich berechtigte Fassungen des Geldbegriffs 
handelt, ja in ausdrücklicher Verwendung in kontradiktori- 
schem Sinne, etwas noch Schlimmeres !®), 

Liefmann treibt es aber noch ärger. Er bringt es fertig, 
ein und dieselbe Behauptung auf ein und derselben Seite ausdrücklich 
zu bejahen und eben so ausdrücklich zu verneinen. Auf Seite 73 ist 
»die inner-wirtschaftliche Funktion des Geldes in der Konsumwirt- 
schaft allgemeine Kosteneinheit, Generalnenner der Nutzen und 
Kostenvergleichung zu sein«, auf Seite 75 »Vergleichsmittel für die 
Wertschätzungen der Güter« und »allgemeine Kosteneinheit in dem 
Sinne, daß der einzelne Wirtschafter alle seine erstrebten Nutzen 
daran vergleicht. Unmittelbar darauf aber heißt es dann: 
»Das Geld dient nicht dazu, Nutzen und Kosten 
miteinander zu vergleichen« und einige Zeilen später 
wieder »ist Aufgabe des Geldes, die Kosten zur Vergleichung mit den 
verschiedenen Nutzen auf eine Einheit zu bringen« Auf Seite 81 ff. 
nennt er es dann ganz ausdrücklich mehrmals »N utzen- und 
Kostenvergleichungsmittel« und sieht darin seine »inner- 
wirtschaftliche Funktion«,, auf Seite 84 ebenso »Generalnenner 
bei der Nutzen- und Kostenvergleichung der Konsumwirtschaften« 
und »allgemein gebrauchtes Kostenvergleichungsmittel«, ebenso auf 
Seite 102, 104, 107, 122, 161: »Nutzen und Kostenvergleichungsmittel, 
Kosteneinheit, Generalnenner der Nutzen und Kostenvergleichungen«. 
In ähnlicher Weise heißt es auf Seite 100 f. zunächst: »Es ist verkehrt 
zu behaupten, es bestehe gar kein Austauschverhältnis zwischen Geld 
und Gütern...dasWesen des Geldes besteht gerade 
darin, daß es als allgemeines Tauschmittel zu 
Austauschverhältnissen zwiscnensichund den 
Gütern führt« und einige Zeilen weiter heißt es, »daß die Vor- 
stellung eines Austauschverhältnisses zwischen dem Geld und den 
Gütern irrigist...es gibt kein Austauschverhältnis 
zwischen Geld und Gütern«(!!. Und dabei gibt es 
Fachmänner in Deutschland, die Liefmann ernst nehmen! 

Aehnlich wie mit dem Geldbegriff springt Liefmann mit 
dem Einkommensbegriff um, der der zweite wichtige Fundamental- 
begriff seiner Geldtheorie sein soll. Einkommen ist auf Seite 72 und 
77 »die in der Konsumwirtschaft verfügbare Geldmenge...die 
Geldmenge, über die eine Konsumwirtschaft verfügen kann«, 
auf Seite 73 »Kosteneinheit für die Konsumwirtschaft — also 
nicht eine »Menge«, sondern eine »Einheit«! —, zugleich der »Gene- 
ralnenner«, an dem alle zu befriedigenden Bedürfnisse verglichen 
werden«. Auf Seite 85 f. wird das Einkommen zunächst wieder als 
sdie verfügbare Menge Geldes« bezeichnet, gleich darauf aber 


16, Liefmann spricht nur einmal vom »Doppelbegriff des 
Geldes+ und da nur, um gleich daran die Bemerkung zu knüpfen, daß es sin dem 
häufigsten Sprachgebrauch und in dem, der das eigentliche Wesen 
der Erscheinung berührt ....nicht sachlich definiert 
werden kann« a. a. O. S. g4f. 
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dem Geld gegenüber gestellt als etwas, was »nur in 
Geld ausgedrückt... . verrechnet« ist und gesagt, daß vder größte Teil 
der Einkommen eine rein rechnungsmäßige Größe... 
nicht Geldsummen...nur Rechnungssummen in 
der Geldeinheit sind« Ebenso heißt es weiter auf Seite 87, 
daß die Einkommen »in einer nicht in Geld bestehenden 
abstrakten Rechnungseinheit ausgedrückt« sind. Auf der folgenden 
Seite (88) werden dann im Gegensatz dazu die Einkommen wieder 
als die »G e ld reinerträge der Erwerbswirtschaften« bezeichnet, im 
folgenden Absatz wieder unvermittelt gesagt, daß sie »kein Geld, 
sondern rein rechnungsmäßige Größen« sind, und auf Seite 89 heißt 
es dann in gleicher Weise, daß Einkommen »ganz abstrakte 
Größen sind, ausgedrückt in einer allgemeinen Rechnungseinheit, 
auf die auch das Geld nur lautet« Auf Seite 107 und 
148 ist das Einkommen wieder etwas ganz anderes — von »Geld« und 
»Rechnungseinheit« verschiedenes — nämlich etwas, »m i t- 
tels dessen derWirtschafter seine Bedürfnisse 
befriedigen kann« und das in der allgemeinen Rechnungs- 
einheit nur »verrechnet« wird. Analog heißt es auf Seite II5, daß es 
»bei der Bedarfsbefriedigung verbraucht wird« unmittelbar 
darauf ist aber dann wieder zu lesen: »Das Einkommen ist keine Geld- 
summe, sondern nur eine in der Rechnungseinheit, dem Nenner, auf 
die auch das Geld nur lautet, ausgedrückte Summe, die in jeder 
Einzelwirtschaft Grundlage der Nutzen- und Kostenvergleichung 
wird«. Auf Seite 128 und 152 wird Einkommen der Rechnungseinneit 
wieder ausdrücklich gegenübergestellt und gesagt, daß jene »in einer 
abstrakten allgemeinen Rechnungseinheit kalkuliert werden«. 
Auf Seite 140 sind Einkommen wieder »in einer abstrakten Rechnungs- 
einheit ausgedrückte Summen« — von was wird nie gesagt — 
auf Seite I60 wird in einem und demselben Absatz wieder Einkommen 
das eine Mal mit Geld gleichgesetzt und das andere Mal gesagt, daß 
nicht Geld die Güter kauft, sondern »die Einkommen, die nicht 
Geldmengen, sondern in der abstrakten Rech- 
nungseinheit ausgedrückte Größen sind« Auf 
Seite 163 heißt es, daß »Kaufkraft der Einkommen nicht Kaufkraft 
des Geldes sei«, auf Seite 176, daß »die Einkommen nicht Geld- 
mengen sondern in einer abstrakten Rechnungseinheit aus- 
gedrückte Summen sind«, aber diese allgemeine Rechnungseinheit* 
keine Kaufkraft habe. Ebenso wird auch auf Seite 184 Einkommen 
und Geldmenge einander gegenübergestellt. Wer will nun daraus 
klar werden, was Liefmann unter Einkommen versteht? Und 
wassollnundervon Liefmann alsso überaus wichtig und originell 
betonte — in Wirklichkeit steckt darin so wenig etwas Neues wie in 
irgend etwas, was Liefmann sonst behauptet — und immerfort 
wiederholte Satz heißen, daß »nicht Geld, sondern die Einkommen 
die Güter kaufen«? 

So verhält es sich aber auch mit allen anderen Begriffen und Be- 
hauptungen, die Liefmann verwendet bzw. aufstellt. »Kautf- 
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kraft« des Geldes z. B. ist bald das »swas man damit kaufen kann«!”), 
bald nur die »Schätzung der Rechnungseinheit«, bald identisch mit 
» Preisen« 1%), bald ist von »Kaufkraft« des Geldes oder der »Rechnungs- 
einheite (?) 1%) die Rede, dann heißt es wieder: ses gibt keine Kauf- 
kraft des Geldes . . . die allgemeine Rechnungseinheit hat keine 
Kautkrafte %) usf. 

Wenn nun Liefmann glaubt, »damit auch in der so wich- 
tigen Währungsfrage ganz neue Grundlagen für ihre Beurteilung und 
für unsere praktische Stellungnahme schaffen zu können«?!), so ergibt 
sich ein Urteil darüber nach Kenntnis dieser »Grundlagen« wohl von . 
selbst. Unsere Wissenschaft kann in den Augen des Praktikers wohl 
nicht ärger kompromittiert werden, als es durch ein solches leicht- 
sinniges Schließen aus ganz und gar konfusen und widersprechenden 
theoretischen Voraussetzungen auf praktische Zwecksetzungen hier 
geschieht. Was Liefmann vorschlägt, ist nichts anderes als das 
Losschlagen des Goldbestandes der Reichsbank, die Aufhebung der 
Goldwährung, die Beseitigung nicht nur des Goldumlaufes, sondern 
womöglich auch der Golddeckung, kurzum die völlige Loslösung des 
Geldwesens vom Golde, das, was man heute mit einem so ge- 
geläufigen und volltönenden Schlagworte die »Entthronung des Goldes« 
nennt. 

Nun, man braucht durchaus kein »Metallist« und nicht der Ansicht 
zu sein, daß es ein geordnetes Geldwesen ohne Gold unmöglich geben 
könne, und wird doch einzusehen vermögen, daß die Goldwährung 
immerhin, insbesondere vom Standpunkt des internationalen Wirt- 
schaftsverkehres aus einige nicht ganz unerhebliche Vorzüge vor einer 
anderen Ordnung hat, Vorzüge, die auch schon die alten Klassiker 
erkannt und aufgezählt haben, auf die Liefmann aber gar nicht 
eingeht, die er gar nicht zu kennen scheint und infolgedessen gar nicht 
zu bestreiten oder zu widerlegen versucht. Das Gold ist ja nicht 
zufällig zum »Geldgut« geworden, sondern aus einer ganzen Reihe 
von wirtschaftlichen Gründen, die man kennen soll, 
wenn man von der Währungsfrage redet, und nicht einfach außer 
Beachtung lassen darf. Das Gold ist auch nicht zufällig zum inter- 
nationalen Zahlungsmittel geworden — wie es freilich manchmal 
dargestellt wird — sondern ebenfalls aus sehr realen wirtschaftlichen 
Gründen, die fortdauern werden, auch nachdem man jetzt seinen 
"— wie aller Güter — bloß relativen Wert nun besser einzusehen 
gelernt hat. Der Staat, der sich seines Goldbestandes völlig entledigen 
wollte, wie Liefmann dies vorschlägt, würde sich nach dem 
Kriege, wenn er nicht außergewöhnlich günstige Wirtschaftsbedin- 
gungen in sich vereinigt, in wirtschaftlicher Beziehung vis à vis de 
rien gestellt sehen, und aus sich selbst heraus, durch eigene Kraft, 


17) a. a. O. S. 191. 

18) a. a. O. S. 148, 200. 

19) a, a. O. S. 90, I18, 198, 201, 208. 
20) a. a. O. S. 164, 176, IQI. 

21) a, a. O, S. 13. 
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völlig außerstande sein, die Retablierung seiner Volkswirtschaft in 
absehbarer Zeit durchzuführen, weilfes ihm sozusagen an dem einzigen 
Gute fehlt, das den wertzerstörenden Einflüssen des Krieges zu trotzen 
vermocht hat und als Austauschmittel im internationalen Wirtschafts- 
verkehr verwendet werden kann. Der Goldschatz ist ein wirklicher 
Schatz, d.h. ein Gut, dessen Wert der Zeiten Ungunst überdauert 
und dessen Besitz allein schon von, wenn auch unmeßbarem, in Zahlen 
unausdrückbarem Vorteil ist 22). Deshalb kann vor Liefmanns 
praktischen Vorschlägen nur ebenso gewarnt werden, wie seine 
theoretischen Ausführungen einmal ins rechte Licht gerückt werden 
mußten, damit man weiß, was man von»derartigen Erzeugnissen« 
zu halten hat. 


22) Den Wert eines großen Goldbestandes zu leugnen, weil er nicht »verwen- 
dete wird, ist ungefähr ebenso dilettantisch, wie den Wert einer starken Flotte zu 
bestreiten, weil sie nicht in Aktion tritt; als ob die Tatsache, daß wir vom über- 
seeischen Wirtschaftsverkehr seit vier Jahren vollständig abgeschnitten sind, während 
sich unsere Feinde bisher immer noch mit allem Notwendigen aus Uebersee ver- 
sehen konnten, nicht eben durch das Stärkeverhältnis der beiderseitigen Flotten 
bestimmt würde. 
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Schriften vom weiblichen Dienstjahr und 
Verwandtes. 


Von 


ROSA KEMPF. 


Schon einmal erlaubte ich mir darauf hinzuweisen, daß die De- 
batten über das weibliche Dienstjahr sich von Anfang an durch Ufer- 
losigkeit der Ziele auszeichneten: Diese Uferlosigkeit der Ziele zu- 
sammen mit einer großen Unbestimmtheit des Inhalts der Forde- 
rungen wächst immer mehr. Die weibliche Dienstpflicht ist »das« 
Gebiet geworden, auf welchem sich die wildeste pädagogisch oder 
sozialinteressierte Phantasie auslebt. Es ändert sich auch nichts 
an der Phantastik der Ausführungen, wenn durch Benutzung sta- 
tistischer Zahlen und andere Aeußerlichkeiten der Anschein wissen- 
schaftlicher Arbeitsweise erweckt wird. Ein sprechendes Beispiel 
dieser Art ist das Buch von Dr. phil. Fritz Giese: »Die Ideeeiner 
Frauendienstpflicht, Tatsachen und Möglich- 
keiten«!). Aus den im ganzen Buch immer wiederkehrenden Be- 
merkungen über Ueberfüllung des weiblichen Lehrberufs, über die 
Notwendigkeit, die Lehrerinnen im Kriege anders zu verwenden als 
auf dem Gebiet der Schule und aus der besonders ausgeprägten Furcht 
vor weiblicher Berufskonkurrenz schließe ich, daß der Verfasser 
selbst dem Schulfach angehört. 

Bewundernswürdiger Fleiß ist auf die Sammlung des Materials 
verwendet worden; der Verfasser hat nicht nur die Berufs- und Be- 
triebsstatistiken durchstöbert, er hat auch eine große Zahl einschlä- 
giger Schriften und Bücher, Berichte und Zeitungsnotizen zusammen- 
getragen und verarbeitet. Schade nur, daß keine einheitliche Grund- 
idee all dieses Material zusammenfaßt, trotzdem sehr oft von der 
»Idee der Frauendienstpflicht« und von der »Idee der Frau im Staate« 
die Redeist. Vielmehr zieht sich durch das ganze Buch der grund- 
legende Mangel, daß das Wesentliche an der Stellung der Frau in Welt 
und Leben nicht erfaßt wird, und daß der Verfasser daher achtlos 
vorübergeht an der wichtigsten Leistung des Frauengeschlechts für 
das Staatsganze oder Volksganze. 


1) Die Idee einer Frauendienstpflicht, Tatsachen und Möglichkeiten, Fritz 
Giese, Dr. pbil., Langensalza 1916, Druck und Verlag von Wendt und Klauwell. 
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Die Ausführungen des Verfassers fallen unter jene gottlob nicht 
allzu verbreitete Gedankenrichtung, auf welche der Vorwurf unserer 
Feinde über »Militarisiering des Lebens« am ersten zutreffen würde. 
Denn um der Tatsache des Krieges willen, dieser schrecklichen und 
furchtbaren Ausnahme des Lebens, möchte er ständig, also auch im 
Friecen, das Leben aller Menschen bis in die intimsten Einzelheiten 
hinein reglementieren ; in dieser Gefühls- und Gedankenrichtung geht 
er so weit, daß es ihm schon als ein Unrecht erscheint, wenn eine Frau 
zu irgendeiner Zeit oder in einem Tempo der Aufeinanderfolge Kindern 
das Leben schenkt, die seine Dispositionen für militärische Verwendung 
der Frauen während des Friedens stören. 

Wir stehen vor einem Versuch, die Bedeutung der Mutterschaft 
im Leben der Frau und die immanenten Konsequenzen, die aus dieser 
pfleglichen Mission der Frau innerhalb der Familie für die gesamte 
Lebensorientierung des Frauengeschlechts folgen, zu ersetzen durch 
Aeußerlichkeiten, durch zwangsweise Einfügung der Frauen in be- 
stimmte untergeordnete Gebiete der Produktion (sei es der Land- 
wirtschaft oder der Industrie und des Verkehrsgewerbes). Der Ver- 
fasser, der im Krieg und Frieden Dienstverpflichtung der Frauen bis 
an die Schwelle des Greisenalters vorsieht, berücksichtigt dabei 
selbst die physischen Tatsachen der Schwangerschaft erst nach dem 
6. Monat, die Stillperiode als Vollhemmnis nur während des ersten 
Vierteljahres nach der Entbindung, und stellt ein System von Ein- 
griffen in das persönliche Leben und das Erwerbs- und Berufsleben 
der Frauen aber auch der Ehemänner auf, welches vielleicht vorüber- 
gehend ertragen werden könnte unter der Last eines furchtbaren 
Krieges, während dessen sich ein Volk bewußt ist, daß es das Aeußerste 
an Opfern auf sich nehmen muß, um der Eroberung und Besetzung 
durch den Feind zu entgehen, das aber im Frieden einem Volk, das 
überhaupt noch die Ideale des sittlichen Selbstbestimmungsrechtes 
der Persönlichkeit und der Kultur des Familienlebens hochhält, gar 
nicht diskutabel erscheinen kann. 

Ich finde es aber wohltätig, daß ein derartig absurdes System 
der weiblichen Dienstpflicht mit strafweiser Verlängerung der Dienst- 
verpflichtung über das 45. Lebensjahr hinaus, wenn die betreffende 
Frau an den Terminen des Diensteinzugs in dienststörender Schwan- 
gerschaft sich befindet und ähnlichen Abgeschmacktheiten, in aus- 
führlicher Deutlichkeit einmal auf 168 Seiten ausgeführt wurde und 
einen Verleger fand. Vielleicht wird es jenen deutschen Frauen, die 
das Schlagwort von der weiblichen Dienstpflicht benützen, um schul- 
reformerische Wünsche unter diesem Deckmantel durchzusetzen, die 
Augen öffnen für die Gefahr, in welche sie das Frauengeschlecht brin- 
gen dadurch, daß sie nach außerweiblichen Maßstäben suchen, um 
das Recht der Frau als Bürgerin ihres Vaterlandes zu begründen. 

Somit wäre zu den Vorschlägen von Giese folgendes zu sagen: 

Die geregelte Ausübung all der von ihm erwähnten Funktionen 
auf dem Gebiete der Produktion kann in Krieg und Frieden im Rah- 
men unserer Volkswirtschaft ohne alle militärischen Eingriffe auf dem 
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Wege der Berufsbildung und der staatlichen Förderung unentbehr- 
licher oder nützlicher Berufsstände erreicht werden. Allerdings: Um 
diese Wege beschreiten zu können, muß man viel fortschrittlicher 
denken als der Verfasser, welcher die volle ungehemmte Verflechtung 
der Frauen in das Erwerbsleben gerne vermeiden und die Frauen auf Be- 
rufe beschränken möchte, wo sie dem Manne als Konkurrentinnen unbe- 
denklich erscheinen. Darum auch darf sie in Berufen, in welchen sie 
nicht gerne gesehen wird, innerhalb des militärischen Systems nur als 
untergeordnetes Hilfsorgan Verwendung finden und darf während 
ihrer militärischen Verwendung nicht in ihrem Zivilberuf arbeiten 
(ausgenommen teilweise in Hauswirtschaft und Landwirtschaft), 
damit nicht durch militärische Erziehung und Gewöhnung ihre Kon- 
kurrenzfähigkeit im Zivilleben gesteigert würde. 

Der Verfasser lehnt militärische Ausbildung zur Hausmutter- 
schaft ab. Alle weibliche Dienstpflicht soll ohne Friedensabsichten 
nur Vorbereitung für Kriegsleistungen sein. Dieser Gedanke wäre 
an und für sich gutzuheißen, da nur der Gesichtspunkt einer für den 
Bestand des Vaterlandes unentbehrlichen Leistung ein Opfer 
an Lebensjahren und an persönlicher Freiheit rechtfertigen kann, 
wie es der Mann im Kriegsdienst darbringt. Aber die Leistungen, 
welche die weibliche Dienstpflicht sichert, müssen dann auch auf 
anderem Wege nicht oder nur höchst unvollkommen erreicht 
werden können. 

Wer möchte solches behaupten von dem Gebiet der landwirt- 
schaftlichen Arbeit, der untergeordneten Hilfsarbeit bei Post, Tele- 
graphie und Telephonie, Eisenbahn und sonstigem Verkehrsgewerbe, 
nachdem wir die außerordentlich schnelle Anpassung der Frauen an 
diese Arbeitsgruppen erlebt haben! Es wäre natürlich anders, wenn 
der Verfasser gelernte Arbeit an wichtigen Stellen dieser Wirt- 
schaftsgebiete in Frage zöge. Er schließt aber solche Arbeit aus- 
drücklich aus und verwendet die Wehrfrauen absichtlich in einem 
anderen Beruf als jenem, den sie erlernt haben, um wie gesagt ihre 
Konkurrenzfähigkeit für den Ziviberuf nicht zu steigern. So sehr 
den Verfasser daher auch das Problem beschäftigt im Kriege Männer 
durch Frauen in möglichst vielen für die Militärverwaltung wichtigen 
bürgerlichen Berufen zu ersetzen, so kann er diese Frage nicht lösen, 
weil ihm die Furcht vor einem Aufschwung der weiblichen Berufs- 
ausübung die freudige Zustimmung zu wirklich durchgreifenden und 
fortschrittlichen Maßregeln unterbindet. Er begnügt sich mit unbe- 
wiesenen Ausfällen gegen einzelne Gruppen höher qualifizierter weib- 
licher Berufstätiger, behauptet z.B. vom Lehrerinnenstand, daß 
er nur Typusarbeit leiste, behauptet, daß die Akademikerinnen im 
Kriege versagt hätten, und steckt darum diese beiden Berufs- 
gruppen wie auch die kaufmännischen Angestellten kurzer Hand 
zwangsweise in einfachste landwirtschaftliche Arbeit. 

Auf dieser Gedankenbasis entwickelt der Verfasser mit einer be- 
neidenswert lebhaften Phantasie für Einzelheiten ein Programm, ' 
das alles Große und Kleine der künftigen Organisation bereits dar- 
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legt, angefangen von den Rangstufen der eingereihten Frauen, den 
Einberufungsterminen zum Dienst in ihrem Verhältnis zur Haupt- 
verkehrszeit der Eisenbahnen, dem Musterungstermin für die jungen 
Mädchen im Verhältnis zu jener Jahreszeit, in welche die Hauptzahl 
der Geburten zu fallen pflegt, der Farbe und dem Schnitt der Klei- 
dung, der Form des Grüßens, der Ausbildung der einzelnen Arbeits- 
gruppen in den einzelnen Monaten und Wochen inkl. der Tages- 
stundenpläne usw. Ich glaube, wenn ich von allen den langen Aus- 
führungen nur die Stelle über die Ausbildung der »Bewachungsgruppe« 
hierher setze, wird die Arbeits- und Denkweise des Verfassers allen 
Lesern klar werden: 

»Ich denke mir als höchste Jahresetatsstärke 2000 bewaffnete 
Wehrfrauen. Sie sind in kleinen Zirkeln zu 50 zu vereinigen. Im 
Maximum wären also noch 40 Sonderanstalten — Blockhäuser im 
Walde — vonnöten. Nach ausreichendem Schießunterricht kann der 
Jahreszeit wegen (Januar) mit dem Jagdunterricht begonnen werden. 
Frettieren von Kaninchen, das Fütterungsverfahren, Raubzeugfang 
und Raubzeugtilgung mit Schleppe, Aussetzen gefangenen Feder- 
wildes; diese eigentlichen Betätigungen der drei Jahresanfangsmonate 
lassen sich auch im April noch nachholen. Der April als Balzmonat 
bringt wesentlich günstigere Uebungsbedingungen: Baue werden ausge- 
macht und gegraben, Kastenfallen gerichtet, Horste der Raubvögel 
gesucht, Pfahleisen gelegt. Mit Hunden sollen Grünfutterschläge 
und Wiesen abgesucht werden — wodurch zugleich ein Hand-in-Hand- 
arbeiten mit der landwirtschaftlichen Gruppe möglich wird —, in 
deren Feldern auf diese Weise leichter die Hühner, Fasanen usw. 
Gelege einrichten. Eiersammeln, erste Schießversuche (z.B. auf 
die Alten in hochgerichteten Krähenkolonien), vervollständigen die 
Tätigkeit im April. In ähnlicher Weise soll der Mai verbracht wer- 
den, in dem noch auf das junge Federwild zu achten ist. Jagdunter- 
richt im eigentlichen Sinn ist — schon aus gesetzlichen Gründen — 
erst im Juni durch Rehbockabschuß vorzunehmen. Kastenfallen 
und Pfahleisen werden praktisch zur Raubzeugvertilgung angewendet, 
Nistgärtenbau üben die Wehrfrauen zur Aufzucht, dazu Kaninchen- 
jagd und das Aufnehmen ausgemähter Hühner und Fasanen (aber- 
mals im Verein mit landwirtschaftlichen Anstalten). 

»Die Kaninchenjagd soll, nebst der neu beginnenden Enten- 
und Bekassinenstreife im Juli fortgesetzt werden. Dazu Aussetzen 
der aufgezogenen Rebhühner und Fasanen. Im August ist die Reh- 
brunst zu Ende und gesetzlich auch die Rotwildjagd (männl. Tiere) 
zulässig, demgemäß ist auf Rotwild zu jagen. Im folgenden Monat 
soll die Hühnerjagd (mit Drachen) geübt werden und Fasanenfüt- 
terung. beginnen. Der Oktober bringt zugleich Hasenjagd, Wald- 
schnepfentreiben und den Abschuß weiblichen Rotwildes (von Mo- 
natsmitte ab). Niederwildtreiben ist Aufgabe des Novembers. Wild- 
fütterungen, Raubzeugspüren und Eisenlegen sollen dem Monat als 
Nebenaufgaben dienen. Der letzte Dienstmonat bringt den Kul- 
minationspunkt der Niederwildjagd. Das Schwarzwild ist einzu- 
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kreisen, das Raubzeug in Mengen zu fangen, der Dachsbau zu beachten, 
die Wildfütterung weiter zu entwickeln und Kaninchen zu frettieren. 
Damit schließt das Lehrjahr und läßt gewiß sehr viel übrig, zeigt aber 
doch so viel, wie es für die Zwecke der Jagdabteilung vonnöten ist.e 
Hoffentlich hat der Leser nun gesehen, daß derartige zwangsgesetz- 
liche Verwendung der weiblichen Jugend »vonnöten« ist!! 

Selbstverständlich beschäftigen den Verfasser die einzurichten- 
den Rangstufen und die Gehälter der leitenden Beamtinnen — Vor- 
steherinnen und Oberinnen — sehr lebhaft. Als Kuriosum mag er- 
wähnt werden, daß er konsequent den verheirateten Beamtinnen 
den Gehalt kürzt. Man sieht, der Mann als Haupt der Familie 
und als Ernährer derselben soll gewaltsam erhalten bleiben trotz der 
vollständigen Umwälzung des öffentlichen und Familienlebens, die der 
Verfasser sonst vomimmt. Außerdem ist ja Schwangerschaft und 
Mutterschaft im Rahmen dieses Dienstsystems überhaupt unbequem. 

Der Verfasser vergißt nicht der Vollständigkeit halber zu erwähnen, 
daß trotz der Selbständigkeit der ganzen Frauenwehrorganisation 
von männlicher Oberherrschaft doch die Wehrfrauen noch an die 
allgemeinen Staatsgesetze gebunden erscheinen, die eben bisher und 
noch jetzt von Männern allein erlassen und gehandhabt werden, 
und daß die Frauenorganisation auch nicht ganz frei gelassen werden 
kann von einer gewissen Abhängigkeit von den allgemeinen Staats- 
ministerien, die sich auch nur aus Männern zusammensetzen. Aber 
die oberste Spitze der Frauenwehr soll doch weiblich sein, und der 
Verfasser ist so freundlich, der deutschen Kaiserin das Recht der 
Mobilisierung und Demobilisierung der Reichswehrfrauen in die Hand 
zu legen. 

Damit genug von dieser Schrift, von welcher ich nur hoffen kann, 
daß sie keine Leser findet. | - 

Von anderen Voraussetzungen geht die Schrift: »Fraue n- 
dienstpflicht, Praktische Vorschläge für eine 
dem Heeresdienst der Männer entsprechende 
öffentliche Dienstpflicht der weiblichen Ju- 
gend« von Frau Oberin Marie Cauer?) aus. Diese Frau steht 
offenbar mitten im tätigen Leben und hat daher weniger Freude an 
fein ausgedachten, ins Einzelne spezialisierten Phantasiegebilden. 
Deshalb weist sie jeden Gedanken, in der Kriegszeit die Fam lie zwangs- 
weise zu zerreißen, von sich ab. Sie erblickt die Aufgabe der Frauen 
im Kriege vor allem in der Steigerung ihrer Friedensarbeit und in 
dem Ersatz der ihrer eigenen Familie angehörenden Männer auf dem 
Gebiete der Friedensarbeit; sie sieht auch ein, daß das Erwerbsleben, 
vor allem die Industrie, aber auch die Landwirtschaft, sich selbst all. 
mählich den Kriegsbedürfnissen anpassen. Jener Teil der weiblichen 
Bevölkerung, der bei Kriegsbeginn zu freier Verwendung des Staates 


3) Frauendienstpflicht, Praktische Vorschläge für eine dem Heeresdienst 
der Männer entsprechende öffentliche Dienstpflicht der weiblichen Jugend 
von Oberin Marie Cauer, Tübingen 1916, Verlag J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). 
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stünde, erscheint ihr daher prozentual zu gering, um zu einer allgemeinen 
gesetzlichen Regelung Anlaß zu geben, so wertvoll unter Umständen 
seine Arbeit qualitativ auch sein mag. In logischer Weiterverfolgung 
dieser Gedankengänge wird die Analogie mit der eigentlichen Dienst- 
leistung der Männer abgelehnt. Die weibliche Dienstpflicht wird 
beschränkt auf die Zeit, welche der Ausbildung der Männer 
im Frieden entspricht ohne Nachleistungen und spätere Einberufungen 
im Frieden und Krieg. Damit werden auch alle die schiefen Analogien 
zwischen Dienstpflichtt und Uebernahme von staatsbürgerlichen 
Ehrenämtern wie Vormundschaft und Jugendpflege usw., oder Ueber- 
nahme von persönlichen Liebeswerken, wie Betreuung eines blinden 
oder lahmen Volksgenossen, ausgeschieden. 

Was Frau Oberin Cauer mit der weiblichen Dienstpflicht errei- 
chen will, ist nichts anderes als die Lösung einer allgemeinen volks- 
erzieherischen Aufgabe; die Frauendienstpflicht ist ihr eine Schul- 
pflicht seine durch Reichsgesetz geforderte, unter staatlicher Aufsicht 
sich vollziehende Ausbildung der Frauen für ihre Aufgaben in Fa- 
milie und Staat«. Dadurch, daß sie anstrebt, den Frauen wäfrend 
des Lernens durch Arbeiten in sozialen Anstalten ihren Unterhalt er- 
arbeiten zu lassen, will sie die Durchführung der Dienstpflicht für 
die einzelne Frau wie auch für den Staat mit möglichst geringen Kosten 
ermöglichen. Es darf aber dabei nicht übersehen werden, daß der 
Geldbarlohn der Arbeitskräfte all der erwähnten Anstalten 
für Kranke, Sieche, Altersschwache, Krüppel, Taube, Blinde, Klein- 
kinder, Säuglinge, Wöchnerinnen, Schwachsinnige, Epileptiker, Volks- 
küchen, Kaffee- una Milchausschankstellen, Wärmehallen, Kinder- 
horte, Altersheime, Volksbäder, Waschhäuser, Flickstuben, der allein 
erspart werden kann, nur den geringsten Teil der Gesamtausgaben 
darstellt. Die Verfasserin muß selbst zugeben, daß eine berufs- 
tätige Arbeitskraft nicht durch eine dienstpflichtige ersetzt werden 
könnte, demnach müßte fast eine Verdoppelung der zu verköstigen- 
den Arbeitskräfte stattfinden, welche den ersparten Lohn reichlich 
aufzehren würde. j 

Die Verfasserin lebt dem glücklichen Optimismus, mittels der 
weiblichen Ausbildungspflicht die soziale Frage, soweit sie im Zu- 
sammenhang mit den erwähnten Anstalten gelöst werden kann, 
zu lösen, d.h. die schwersten sozialen Probleme sollen mittelst eines 
Heeres dienstpflichtiger junger Mädchen in Angriff genommen wer- 
den. Bei der Ausführung der von ihr vorgeschlagenen Dienstpflicht 
will sie sich mit dem zehnten Teil der dienstpflichtigen Altersklassen 
begnügen und deshalb sucht sie die Mädchen der vermögenden Volks- 
schichten heraus, die mit dem 18. Lebensjahr noch keine Berufs- 
bildung abgeschlossen haben oder eine solche überhaupt nicht beab- 
sichtigen. Sie erfaßt also nur die berufslosen Mädchen, wie auch die 
Mädchen, welche in Vorbereitung auf einen höheren Beruf stehen. 
Also haben wir das berühmte soziale Dienstjahr der Mädchen höherer 
Stände. Von diesem Anfang aus soll sich dann die Dienstpflicht all- 
mählich auf alle Mädchenschichten ausdehnen. Merkwürdig berührt 
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dabei die Forderung, daß nach Durchführung der Dienstpflicht für 
alle Stände auch jene Erstgebärenden, welche noch keine Dienstlei- 
stung nachweisen können, im Anschluß an die Geburt ein halbes Jahr 
mit ihrem Kinde in einem Dienstheim verbringen müssen, in welchem 
sie zur richtigen eigenhändigen Pflege des Kindes angeleitet werden 
und theoretische und praktische Ausbildung mit Dienstleistung ver- 
binden müssen. Also in zwangsweiser Loslösung von Mann und Heim 
sollen diese jungen Mütter für ihre Pflichten erzogen werden! Solche 
Ideen erscheinen doch wohl nicht nur mir weltfremd. 

Frau Oberin Cauer stellt nun ein Lehrsystem auf, das durch 
die Verbindung von theoretischem und praktischem Unterricht auf 
die Aufgaben der Frau in der Familie und im Staat vorbereiten soll. 
Der theoretische Unterricht ist mannigfaltig genug: 

»Gesundheitslehre in ihrer Anwendung auf den Einzelnen und 
»die Gesamtheit (Wohnungshygiene, körperliche Reinheit, Schutz 
»vor Infektion, Folgen von Alkohol und Unsittlichkeit), Behandlung 
» gesunder Säuglinge und Kinder, Erkennungszeichen von Erkrankungen, 
s Regkin für das Verhalten in Erkrankungsfällen bei Kindern und Er- 
»wachsenen, Ernährungs- und Nahrungsmittellehre, Haushaltungslehre 
»für den Einzelhaushalt, Regeln für Einkäufe, für die Einteilung der 
»Einnahmen bei kleiner und großer Familie, Anleitung zur Führung 
seinfacher Haushaltungsbücher, Bürger- und Rechtskunde mit be- 
»sonderer Berücksichtigung der für die Lernenden unter Umständen 
seinst praktisch in Betracht kommenden Gesetze und öffentlichen 
»Einrichtungen, z. B. Lehr- und Arbeitsverträge, Zeugniswesen, Miets- ` 
sund Kaufverträge, Eherecht, Vormundschaftswesen, Testaments- 
»formen, Versicherungsmöglichkeiten, Rechtsschutzwesen u. a. m. Es 
»kommt bei diesem Unterricht weniger auf die Summe von Kenntnissen 
»an, die erworben werden — diese sind doch in neun von zehn Fällen, 
sehe sie zur praktischen Anwendung gelangen, zu unsicher und lücken- 
»haft geworden, um sich darauf zu stützen —, als vielmehr darauf, 
»daß die Schülerin den unverlierbaren Eindruck ins Leben mitnehme, 
»ich stehe inmitten einer geregelten Gemeinschaft als deren Glied; 
»es herrscht um mich her nicht Chaos und nicht Willkür sondern Ord- 
»nung; eine Ordnung, die mich schützt, und die ich einmal verstanden 
»habe und zu verstehen fähig bin. Dies letztere ist, selbst wo es auf 
» Selbsttäuschung beruhen sollte, eine Hauptsache, nicht nur in seiner 
»moralischen, sondern auch in seiner praktischen Nachwirkung.s 

»Ein in amtlichem Auftrage herausgegebener Leitfaden für den 
»gesamten theoretischen Unterricht kann unter Umständen sein Gutes 
»haben, sollte aber nur in knappster Fassung den Stoff bringen, damit 
»die Lehrenden genötigt sind, die Form der Darbietung stets neu und 
»lebendig zu gestalten. Dies sollte, soweit irgend angängig, im An- 
»schluß an die praktischen Beschäftigungen der Dienstpflichtigen und 
»an die innerhalb der Anstalt, an Umgebung und ihrer Beziehungen 
»sich bietenden tatsächlichen “Verhältnisse geschehen. Vielleicht 
»empfiehlt sich mit Rücksicht auf den so sehr verschiedenen Bildungs- 
»grad der Schülerinnen ein Leitfaden von verschiedenen parallel lau- 
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»fenden Stufen, der in größerem Druck den für alle Dienstpflichtigen 
»vorgeschriebenen Stoff, in kleinerem Zusätze bringt, die der Lehrende 
»je nach den Vorkenntnissen und der Fassungsgabe der Schülerinnerf 
»benutzt.« 

Sobald e& an die pädagogischen Einzelheiten geht, wird uns 
Lesern schon wieder ängstlich zu Mute gegenüber solcher Mannig- 
faltigkeit und Fülle! Frau Oberin Cauer nimmt wohl an, daß durch 
das staatliche Zwangsgebot auch die Auffassung der Lehrstoffe 
gesichert werden wird, sonst hätte sie wohlnicht den Mut gehabt, 
sich so zu verbreiten. 

Die praktische Ausbildung besteht in den Haus- und Küchen- 
arbeiten, Näh- und Flickarbeiten all der früher erwähnten Anstalten. 
Zu eigentlicher Pflege kommen die Schülerinnen selten, am ersten 
noch in Säuglingsheimen. 

Die Verfasserin ist sich klar, daß trotz all ihrer aufgestellten 
, Versicherungen, die weibliche Dienstpflicht rentabel zu machen, sie 
dem Staat jährlich viele Millionen Geld entziehen wird. Dies erscheint 
ihr aber berechtigt, weil die allgemeine Ausbildung der Frauen unserer 
gesamten Volkswirtschaft so viel Nutzen bringen wird, daß in Kinder- 
erziehung und Hauswirtschaft sowie im sonstigen Wirtschaftsleben 
des Volkes dies® Ausgaben wieder hereinkämen. Die Verquickung 
dieser Gedankengänge mit der weiblichen Dienstpflicht ist natürlich 
falsch. Bei jeder Erziehung und Bildung gilt die gleiche Frage: Der 
Staat weiß, daß er seinen Wohlstand hebt mit der Bildung seiner 
einzelnen Glieder. Kann er deshalb in jedem Zeitpunkt Millionen 
und Milliarden auf Bildungszwecke verwenden ? Wird er deshalb, 

um gleich das wichtigste Gebiet zu berühren, zu einer zwangsweisen 
landwirtschaftlichen Berufsbildung übergehen ? 

Die Schrift enthält manche guten Gedanken, ist aber im ganzen 
abzulehnen, weilsiedie Frage der allgemeinen Hebung 
der Volksbildung für das weibliche Geschlecht 
allein lösen will, und weil sie anderenteils auch vollständig 
übersieht, daß Bildungswege, die für eine Volksschülerin, die mit dem 
14. Lebensjahr das Lernen mit dem Erwerb vertauscht, nützlich sein 
können, ganz nutzlose Zeitverschwendung darstellen für eine Frau, 
die mit dem 24. Lebensjahr ihr Studium als Aerztin oder ihre Aus- 
bildung als qualifizierte Gewerbetreibende beendet. 

»Kritische Betrachtungen über das Problem 
des Frauendienstjahres« vonDr. Julka Chlapec Gjorgjevic. 
Unter dem Wust von Aufsätzen, welche über das Dienstjahr jetzt 
erscheinen, unter der Masse unklarer Ausführungen, erfreut die kleine 
Schrift von Julka Chlapec Gjorgejevic durch ihre konzentrierte 
ruhige Logik. Freilich wird er tauben Ohren reden, so wie wir es 
ja leider jetzt auf allen Gebieten erleben. Der Krieg hat uns nur in 
dem unmittelbaren Gefühl zum Vaterlande geeint. Auf allen anderen 
Lebensgebieten hat er die Gegensätze eher verschärft als gemfldert, 
indem jeder behauptet, gerade die von ihm vertretenen Ansichten 
hätten sich im Kriege bewährt und hätten die Menschen zu den un- 
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geheuren Leistungen befähigt, die wir an unserem Volke bewundern. 
So wie darum die Gegner der Frauenbewegung aus der Kriegsarbeit 
der deutschen Frauen nichts lernten, so werden die Freunde des 
Frauendienstjahres auch von den klarsten Darlegungen und von den 
eindeutigsten Erlebnissen, die im Kriege gegen diese Einrichtungen 
sprechen, sich nicht beeinflussen lassen. Denn das weibliche Dienst- 
jahr oder das Lernjahr der Frauen wird in der Hauptsache gefühls- 
mäßig erstrebt. Die Ausführungen, die zu seiner Verteidigung 
geschrieben werden, sind meist nichts als ein Mantel, der um diese 
Gefühle geworfen wird, um ihnen die Form logisch diskutabler Ge- 
dankengänge zu geben. 

Dr. Julka Chlapec Gjorgjevic 3) schält den Gedanken der Wehr- 
pflicht des Mannes klar heraus und mißt daran alle Versuche, eine 
ähnliche Pflicht für das weibliche Geschlecht einzuführen. Schon 
ganz allein die Unmöglichkeit das weibliche Geschlecht in den kräf- 
tigsten Lebensaltern — 20 bis 40 — generell aus der Familie heraus- 
zunehmen, wie es die äußerste Not des Vaterlandes vom Mann er- ` 
fordert, verurteilt alle Pläne und Versuche, die nach dieser. Richtung 
hin unternommen werden, zu Unfruchtbarkeit und Spielerei. Darüber 
allerdings täuschen sich die Verteidiger des Dienstjahres hinweg, 
indem sie Dinge, die mit der Idee des Dienstjahres ni@his zu tun haben, 
wie z. B. irgendeine Schulreform für Mädchen besserer Stände unter 
dem Namen »Dienstjahr« verfechten, weil sie glauben, daß dieselben 
auf diese Weise größere Zugkraft erhalten. Ich enthalte mich aus 
dem kleinen Schriftchen Zitate anzuführen, kann aber nur auf das 
lebhafteste wünschen, daß alle sich für das Dienstjahr Interessieren - 
den das Schriftchen lesen. 

In anderer Weise wirkt auf der Leser: Mutter und Volk 
von Anna Schellenberg'). Schade, daß die Verfasserin so 
leidenschaftlich gegen alle Erfordernisse der Zeit Stellung nimmt. 
Denn die Grundidee ihrer Geaankengänge, die Heiligkeit der Mutter- 
schaft, die zentrale Bedeutung der Mutterschaft für die Lebensorien- 
tierung der gesamten Frauenwelt und die Vollwertigkeit des Frauen- 
geschlechts innerhalb des Staatsganzen auf Grund der Mutterschafts- 
leistung des gesamten Frauengeschlechts ist richtig. Nar findet 
Frau Schellenberg von hier aus nicht den Weg zum modernen Leben 
mit seinen Anforderungen, sondern stellt sich siegesbewußt auf den 
Standpunkt: Wenn das Leben sich mit den Anforderungen der 
Mutterschaft (wie sie sie versteht) nicht vereinigen läßt, muß 
eben das Leben umgestaltet werden. Das Rezept, wie man diese 
Forderung durchsetzen kann, verrät Frau Schellenberg allerdings 
nicht. Sie glaubt, die schwierige Aufgabe läßt sich dadurch lösen, daß 
sie die bösen Frauenrechtlerinnen und die entarteten Berufsfrauen 
nach aller Möglichkeit verunglimpft, und daß sie auen Rat erteilt, 


3) Kritische Betrachtungen über das Problem des Frauendienstjahres von 
Dr. Julka Chlapec Gjorgjevic. Wien 1916, Verlag von Josef Grünfeld, I. Bog- 
nergasse 7. 

4) Mutter und Volk von Anna Schellenberg, Stifungsverlag Pottsdam. 
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den berufstätigen Frauen das Leben möglichst sauer und häßlich 
zu machen. Gerade in diesen Ausführungen zeigt sich ein starker 
Mangel an Großzügigkeit und Großmut. Bei aller Hochschät’ ung 
der Kriegsleistung des Mannes ist es doch bisher dem Staate noch 
nicht eingefallen, die nicht diensttauglichen Männer öffentlich zu 
Staatsdienern zweiten Grades zu stempeln, denen nichts weiter im 
Leben und im Staate zu gönnen ist, als unbehelligt weiter zu existieren 
sinihrer kleinen engen Berufsecke«e. Vielmehr ist auch dem dienst- 
untauglichen Mann, wenn er sonst etwas Nützliches oder vielleicht 
sogar Großes für sein Vaterland zu leisten vermag, der Weg zu jeder 
Leistung und Wirkung offen. Solche Weitherzigkeit entspricht nicht 
dem Gedankengang von Frau Schellenberg. Sie will es den Frauen 
zwangsweise wehren irgena etwas anderes zu leisten und zu wirken 
als Mutterschaftsleistungen, und beläßt ihnen daher, wenn kein Mann 
sie zur Mutter machte, nur Broterwerb ganz untergeordneter Art. 

Bei dieser ethischen Enge der Ausführungen, die®nur in äußer- 
lichem Zwang das Ideal zu verwirklichen hofft, braucht man sich 
nicht wundern, daß cie Verfasserin es nicht verschmäht, die ober- 
flächlichsten vaterländischen Gefühle des Lesers zu ihrer Hilfe anzu- 
regen. Alles, was ihr im Freueuleben unserer Zeit nicht gut und schön, 
ihrem Ideal nicht entsprechend erscheint, ist »ausländische« Einführurg. 
Kein anderes Volk hat ein sittliches Familienideal, eine hochstehende 
Lebensauffassung als nur wir Deutschen. Die Verfasserin versteigt sich 
sogar zu der Behauptung, die Nichtigkeit «er Lebensauffassung unserer 
Feinde habe sich im Kriege bereits erwiesen! Wie kann man solche 
Behauptungen aufstellen angesichts der Tatsache, ¿aß z.B. das 
französische Volk in helden nütiger Gesinnung Opfer an Blut und Leben 
bringt und eine Ausdauer in Ertragen von Mißerfolgen an den Tag 
legt, die von uns bisher gottlob nicht gefordert zu werden brauchten. 
Frau Schellenberg gehört zu jenen Patrioten, die es als ein Glück 
ansehen, daß unser Volk die Not und Qual des Krieges durchleben 
muß. Darum kann sie auch schreiben: »Es ist möglich, daß bei star- 
kem, weiblichem politischem Einfluß der Weltkrieg nicht offen aus- 
gebrochen wäre. Statt eines Zerschlagens wäre es zu einem Zernagen 
gekommen. Alle Größe wäre am Ekel gestorben.« Woher Frau 
Schellenberg solche Sicherheit in der Diagnose geschichtlicher Vor- 
gänge sich zuschreiben kann, wird dem Leser alleraings nicht klar. 

Schief gesehen ist alles, was Frau Schellenberg über Frauen- 
organisationen sagt. Sie erscheinen ihr — kirchliche Organisationen 
und Konsumvereine ausgenommen — als der Gipfel der Schädlichkeit. 
Denn sie vertreten nur die Interessen von Frauen, z. B. Berufsor- 
ganisationen jene ihrer Mitglieder, und setzen sich dadurch in Gegen- 
satz zu anderen Teilen unseres Volkes, vor allem, wie sie meint, zu 
Männern. »Die Frauen, die Frauenorganisationen gründen, oder 
ihnen beitreten, haben Wünsche und Forderungen, die nicht der 
Familie gelten, sondern entweder gleichgültig sind gegen sie oder ihre 
Zerstörung bewirken.« Die weiteren Zusammenhänge des Lebens, die 
bewirken, daß der richtig geführte Kampf für die Interessen einer 
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Gruppe sehr wohl im Interesse der Gesamtheit liegen kann, entgehen 
Frau Schellenberg. Gerade unsere Arbeiterbewegung hat uns dafür 
den Beweis geliefert. Ohne die teilweise rücksichtslose Geltendmachung 
der Partei- und Standesinteressen der Arbeiterschaft hätten wir 
schwerlich die ungeheuren technischen Leistungen während des Krie.. 
ges in unserer Industrie erlebt und es wäre wohl auch schwerlich 
so viel dauernde Körperkraft in unserer Arbeiterschaft angesammelt 
worden, wenn nicht durch diesen *Kampf der Arbeiterschaft ihre 
allgemeine wirtschaftliche Lage sich gehoben hätte. Frau Schellen- 
bergs Grenzen sind dagegen enge und unverrückbare. Was den Frauen 
erlaubt ist, muß sich alles unmittelbar auf die Familie beziehen. 
Ich kann ihr nur zustimmen, wenn sie Frauen mit solchermaßen 
eingeengtem Gesichtskreis die Teilnahme am öffentlichen Leben ver- 
wehrt. Denn so eng orientierten Menschen wäre die Vertretung 
einer kulturell hochstehenden Familienpolitik, welche die letzten 
Schwierigkei@n des Wirtschaftslebens überwindet, nicht möglich. 


Der Enge des patriotischen Empfindens entspricht auch eine 
gleiche Enge des religiösen Empfindens: Nur die Protestanten er- 
scheinen ihr als wirkliche Deutsche. Es wird ihr allerdings schwer 
werden, zu beweisen, daß die deutschen katholischen Landesteile 
weniger gute Mütter hervorbringen wie die protestantischen, trotzdem 
der katholische Priester zur Ehelosigkeit verpflichtet ist. Aber da 
Ehelosigkeit hochstehender Menschen nicht in ihr Ideal paßt, muß 
diese Art des Priestertums als sundeutsch« verworfen werden. 


Nicht einmal die Kriegsarbeit der Frauen findet vor der Ver- 
fasserin Gnade. In dieser Hissicht paßt ihre Schrift ganz besonders 
schlecht in die Zeiten des Zivildienstgesetzes und der sich daran an- 
schließenden staatlichen Werbung um Frauenarbeit. 


Die leidenschaftliche Abneigung der Verfasserin gegen Berufs- 
arbeit der Frauen zeigt sich in diesen Kapiteln in aller Schroffheit. 
Jeder objektiv Denkende freut sich der vaterländischen Tapferkeit 
der deutschen Frauen, die im Kriege wahrlich mit vielfacher Zurück- 
stellung selbst berechtigter weiblicher Wünsche die Lücken ausfüllen, 
welche der Heeresdienst in die Reihen der erwerbstätigen Männer in 
der Heimat gerissen hat. In welche Schwierigkeiten müßte jetzt unser 
Vaterland kommen, wenn Frau Schellenbergs Abneigung gegen außer- 
häusliche Arbeit von den deutschen Frauen allgemein geteilt würde; 
wenn sie allgemein ihre Seele, ihr weibliches Sein als einen so leicht 
gefährdeten Besitz, als unter jedem äußeren Eindruck der Umformung 
und Auslöschung hingegeben, betrachten würden. 


»Was gewinnt unsere deutsche Nation während des Krieges, 
»durch die Frauenberufe? Gewiß Hilfe im täglichen Kleinleben, 
»gewiß Hilfe im Moment. Ohne Einstellung von Frauen in die männ- 
slichen Berufe würden die Straßenbahnen mit langsamerem Betrieb 
sfahren, der Postdienst schwieriger sich gestalten, der Unterricht 
sungeregelter sein. Ob wir aber diese Vorteile so hoch schätzen wollen, 
sdaB wir unsere Zukunft auf dieser Not des Augenblicks aufbauen 
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` wollen, das bedarf doch noch der Ueberlegung. Es gilt, die Kehrseite 
»anzusehen, der Schäden zu gedenken. ....... 

»Daß die Frau durch Einpressen in falsche Stellungen im in- 
»dustriellen Betrieb seelisch und körperlich verkrüppelt, braucht nicht 
verst nochmals gesagt zu werden. Wie steht es mit den nicht industriel- 
»len Berufen ? 

»Hinter der Berufsarbeit der Frau steht auch hier häufig die 
»Not. Hinter der Berufsarbeit der Frau steht aber auch häufig der 
»Eigennutz der einzelnen, der Wunsch nach Behagen, der Wunsch 
»nach Verantwortungslosigkeit, nach unbeschränktem Ausleben, fälsch- 
‚slich »Selbstbestimmung« genannt, der Wunsch nach Ehre, der Wunsch 
»nach Macht. Die Frau drängt sich in Mannesarbeit nicht nur aus 
»materieller Not, sondern »weil sie Neigung zu einem Beruf in sich 
»fühlte, weil sie einen sreicheren Lebensinhalt« wünscht, und wie 
»die schönen schillernden Schleier alle heißen mögen, die den nackten 
» Egoismus mit ihren Flimmern verdecken sollen. Wer-aber hat heute 
»das Recht auf Neigungen, wer das Recht auf einen reicheren Lebens- 
»inhalt? Hat der Soldat ein Recht darauf, der seine Knochen und sein 
‘»Leben zu Markte trägt? Heute spricht die Pflicht ihr stahlhartes 
»Gebot, das härter ist als Einzelnot, das erfüllungssüchtiger ist als 
» Einzelwunsch. | 

»Die neuen Frauen reden heute gern von ihrem nationalen Fühlen 
»und ihrer nationalen Leistung. Nun wohl, hier wäre Gelegenheit 
»zur nationalen Tat. Wenn jede Frau, die im Berufe steht, nach dem 
»Kriege freiwillig zurücktritt, falls ein Mann die Stelle ausfüllen und 
seine Familie daraufhin gründen kann, dann will ich an den Patriotis- 
»mus der Berufsdamen glauben. Da diese vaterländische Tat 
»aber nur in den allerseltensten Fällen zu erwarten sein hürfte, wird 
»der Staat sein Machtgebot sprechen müssen. 

»Vorher jedoch werden wir, wenn nicht Einhalt geschieht, noch 
»Zeuge sein müssen eines harten häßlichen Kampfes zwischen den 
» Geschlechtern. Der heimkehrende Krieger wird mit Schrecken sehen, 
»daB er Schmarotzerpflanzen mit hat schützen helfen.« 

Welch blinder Haß gegen anders denkende Frauen, welch .blin- 
der Neid gegen die Anerkennung, welche die arbeitende Frau sich 
allmählich errungen hat, spricht aus diesen Worten! Woher hat 
Frau Schellenberg den Mut, Frauen in redlicher Berufsarbeit als 
»Schmarotzerpflanzen« zu bezeichnen, bloß weil sie glaubt, daß sie 
nicht sofort freiwillig ihren Arbeitsplatz räumen, wenn ein Mann sich 
um denselben bewirbt! Wo werden sie einen Arbeitsplatz finden, 
um den sich kein Mann bewerben wird ? Sollen sie ruhelos von einem 
. Arbeitsplatz zum anderen wandern, immer wieder zurücktretend, 
wenn ein männlicher Bewerber auftaucht, bis — ja bis sie in der 
Gosse landen! Und was werden die Männer, welche gesetzlich zum 
Unterhalt der auf solche Weise erwerbslos gewordenen Frauen ver- 
pflichtet sind, zu solchen Grundsätzen sagen? Wird sie ihr Vater 
arbeitslos ernähren wollen, oder ihr Bruder oder ihr Schwager? Oder 
sollen sie der Armenpflege anheimfallen, bis sich die Welt nach dem 
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Schellenbergschen Ideal eingerichtet hat? Das wäre wohl nicht weit 
entfernt von Frau Schellenbergs Wunsch, die mit Bewußtsein die 
Pariastellung der unbemannten Frau erstrebt. 

Das Vaterland verlangt gerade jetzt auch von uns hinter der 
Front große tiefgehende Opfer, die zu erkennen uns Rechthaberei, 
Verunglimpfung anders Denkender nicht helfen kann, und die wir in 
solcher Seelenstimmung auch nicht darbringen können. Es verlanft 
die volle und freudige Anerkennung jeder Leistung, die dem Vater- 
lande in seiner gegenwärtigen Not nützt, auch wenn sie uns fremdartig 
erscheint, und zwar ohne daß wir die Seelen der Menschen, deren Lei- 
stungen das Vaterland gefordert hat, ihrer schönsten Kraft berauben, 
indem wir ihnen schlechte Motive für ihre Kriegsarbeit unterschieben. 
Dazu gehört allerdings ein viel stärkerer Glaube an das Gute im Men- 
schen, alsihn Frau Schellenberg aufbringt. Sie hält ethisch hoch-ste- 
hende Gesinnung absolut gebunden an eine bestimmte äußere Lebens- 
form, welche in der Vergangenheit allgemein war. Kann diese alte 
Form nicht erhalten oder wieder hergestellt werden, so wird nach 
ihrer Meinung das Leben der Menschen seines Sinns, seiner Zweck- 
erfüllung und seiner ethischen Begründung beraubt. Dagegen hat 
uns gerade der Krieg gezeigt, wie sich die bleibenden Lebensideale 
in wechselnden Lebensformen verwirklichen lassen und wie sie 
in diesem Wechsel verwirklicht werden müssen. Nicht Jener 
wird nach den Wirren dieses Krieges das neue deutsche Leben auf- 
bauen helfen, der rückwärts blickt, der neuen Wein in alte Schläuche 
gießen will. Er wird nur ein schleppendes Hemmnis für die Zukunfts- 
arbeit sein. Nur solche Menschen werden unser neues Leben gestalten 
können, die einen starken Glauben besitzen, der auch unter dem Zu- 
sammenbrechen alter Formen weiterleben kann, der zu hoffen wagt, 
daß neues Leben in neuen Formen die ewig gleichbleibenden geistigen 
Ziele der Menschheit verwirklichen wird, Menschen also, die sich 
nicht scheuen, ihre frohe und freudige Arbeit mit Beseitigung der 
Trümmer veralteter Lebensformen zu beginnen. 
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° I1. Enzyklopädien, Sammelwerke, Lehrbücher. 


Joerges, Dr. phil. et iur. Rudolf, Privatdozent an der Uni- 
versität Halle a.d. S.: Rechtsunterricht und Rechts- 
studium, Pädagogisches, Logisches, Psycho- 
logisches zur Reform. München und Leipzig, Duncker 
und Humblot 1916. — XLII. und 325 Seiten. 

Man muß dieses Buch, um ihm gerecht werden zu können, von 
hinten anfangen. Der letzte Abschnitt »Kritische Stellungnahme zum 
gegenwärtigen Rechtsunterrichte und Rechtsstudium auf der Uni- 
versität« enthält, wiewohl in unzulänglicher Durchführung — in 
solchen Dingen ist mit Skizzierungen nichts geholfen, man muß genau 
sagen, wie die Sache denn nun eigentlich gemacht werden soll —, eine 
ganze Anzahl bemerkenswerter Gedanken und Vorschläge. So ist 
es eine sehr erwägenswerte Idee, daß den Studierenden in den ersten 
Semestern ein kursorischer Ueberblick über die gesamte Rechtsordnung 
gegeben werden soll, damit dann die Vorlesungen und Uebungen der 
späteren Semester, welche die historische und dogmatische Vertiefung, 
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insbesondere die Schulung in kategorialem Denken und die rechts- 
philosophische und kritische Bildung vermitteln sollen,* auf diesem 
Grunde aufbauen können. Es läßt sich das allerdings nicht für alle 
Fächer durchführen, insbesondere nicht, wie ich glaube, für die Fächer 
des öffentlichen Rechts (im engeren Sinn, d. h. abgesehen vom Straf- 
und Prozeßrecht). Die Mehrzahl der Leser dieser Zeitschrift wird vor 
allem interessieren, daß Verf., wie ich mit Befriedigung festgestellt 
habe, von den angehenden Juristen das Studium des Wirtschafts- 
lebens, überhaupt der »gesellschaftlichen Tatsachen«, als unerläßlich 
fordert (vgl. S. 316, 321), ohne allerdings tiefer auf den Gegenstand 
einzugehen. Im übrigen ist hier nicht der Ort, die einzelnen Vorschläge 
und Anregungen des Verf. zu erörtern. Diese sind auch z. T. allzu 
. gestaltlos, um geradezu bekämpft oder gebilligt werden zu können. 
Die ersten 203 Seiten enthalten die eine oder andere treffende 
psychclogische oder pädagogische Bemerkung, indes eingebettet in 
die langweiligste »logische« Deduktion, die dem Leser kein noch so 
kleines und selbstverständliches Gedankenglied erläßt. Es ist etwas 
schönes um logisch-methodische »Gedankenbewegung«. Aber muß es 
durchaus die Bewegung der Schnecke sein ? (Thoma.) 


2. Sozial- und Rechtsphilosophie. 


Jordan,Hermann, Professor in Erlangen: Kulturgesin- 
nung und Staatsgesinnung. Gedanken zur Frage einer 
ethischen Politik. Berlin 1917, Vossische Buchhandlung. 

Klar und wohlgeordnet gibt diese ethisch-politische Studie ihre 
Antwort auf die große Frage als eine Auseinandersetzung über das 
Verhältnis der höchsten Lebenswerte und als eine Folgerung aus der 
reformatorischen Erkenntnis vom eigenen Wert und Recht der ver- 
schiedenen Lebenskreise. Danach bestimmt J. im Geist von Treitschke 
und andern, im scharfen Gegensatz gegen jede sentimentale Auf- 
fassung, wie sie zumal den Deutschen unfähig für äußere Politik 
macht, das Wesen des nationalen Staates als Macht, die aber, als 
etwas ganz anderes denn Gewalt, auch von den Kräften lebt, die ihm 
von dem Gebiet der Ethik, Kultur, Religion und des Rechtes zu- 
strömen. Darum besteht zwischen dem Macht- und dem Kulturstaat 
ebensowenig an sich ein Gegensatz wie zwischen einem kräftigen und 
einem gebildeten Menschen. In diesem Nationalstaat liegen nun als 
einem individuellen Gebilde der Geschichte bleibende hohe Werte, 
die durch den Menschheitsstaat gefährdet werden; ganz besonders 
aber wird Deutschland vermöge seiner Lage von pazifistischen Ge- 
danken am stärksten betroffen. Auch wenn dem Kulturstaat nur in 
der Form von Verträgen zwischen den Völkern Rechnung getragen 
werden soll, muß der Staat die Macht haben, auf ihrer Durchführung 
zu bestehen. Mit jenem Wesen des Staates steht weder das Recht 
noch die Ethik noch die Religion im Gegensatz; wird das erste nicht 
formal, sondern als höhere Gerechtigkeit gefaßt dann besagt es, daß je- 
dem Staat die Stellung zukommt, die ihm vermöge seiner Kraft gebührt, 
und das stellt sich in der Regel im Krieg heraus. Seine Sittlichkeit be- 
weist sich nicht in weichlicher Schwäche, sondern in der Herstellung 
einer sittlichen Ordnung allenthalben, die aber auch von den Notwen- 
digkeiten der einzelnen Lebensgebiete selbst herzuleiten ist; mehr als 
bloße Ehrlichkeit find Friedfertigkeit zeichnen dabei den Staatsmann 
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die Eigenschaften kluger, besonnener Entschlossenheit aus. Das 
Christentum endlich wird weder als Ersatz für politisches Können 
noch als weichliche humanitäre Stimmung auf die Politik Einfluß 
zu gewinnen haben, sondern als Gesinnungsmacht, die z. B. verzagte 
Seelen fest macht und das Gewissen schärft. So gehört Kultur und 
Nation zusammen, anstatt daß sich Kulturpolitik an die Stelle der 
staatlichen setzen dürfte; Kultur gibt dem Staat ihren Beitrag an 
Kraft, aber sie selbst ist letzten Endes nur möglich durch den natio- 
nalen Staat, da sie sonst durch Berührung mit dem internationalen 
Wesen ihre eigentliche Wurzel verliert. Darum gilt es Staatsgesinnung 
zu wecken und zu pflegen, deren erster Satz aber jener von dem Wesen 
des Staates als Macht sein muß. (F. Niebergall.) 


3. Soziologie, Sozialpsychologie, Rassenfrage. 

Georg v. Mayr: Moralstatistik. 3. Bd. der »Statistik 
und Gesellschaftslehre« (Sozialstatistik ı. Teil). Gr. 8°. VIII und 
1042 S. Tübingen 1917, Verlag J.C. B. Mohr. 

Ein vorbildliches Werk deutschen Gelehrtenfleißes, das jeder 
mit Achtung und Ehrfurcht vor einer unermüdlichen, aufopferungs- 
vollen Lebensarbeit zur Hand nehmen sollte. Seit die Moralstatistik 
von Oettingen (3. Aufl. 1882) veraltet ist, hat ein solches Werk sehr 
gefehlt. Das Warten hat aber seine Früchte getragen. Dieses Buch, 
das acht Jahre gebraucht hat, bis es ausgedruckt war (I909—I917), 
enthält auf 1000 enggedruckten Seiten eine Zusammenfassung, eine 
Summe der moralstatistischen Arbeit mehrerer Geschlechter von 
Statistikern, es bewältigt nicht nur das deutsche, sondern auch das 
fremdvölkische Schriftum von der ersten Zeit und dessen Quellen 
an und ist so weit mehr als ein Nachschlagebuch über moralstatistische 
Angaben. Es ist die strenge Unterlage, das Buch der induktiven 
Tatsachen einer Gesellschaftslehre der Sittlichkeit, eine Moralsozio- 
graphie. 

Wer die Bedeutung des M.schen Buches so auffaßt, wird es nicht 
nötig finden, daß der- Streit um die Berechtigung einer Moralstatistik 
als eigener Wissenschaft angesichts einer solchen Arbeit entschieden 
werde. Ob diese Art von Zählforschung in die Gesellschaftslehre selbst 
gehört oder ob sie ein selbständiges Fach sei, ist dann ganz gleich- 
gültig. Ist dies ja überhaupt eine Frage, die nicht für sich nur zu 
entscheiden ist, sondern nur mit der əllgemeinen Frage: ob Statistik 
überhaupt nur eine Methode oder eine eigene Wissenschaft sei. Genug, 
diese Arbeit liegt vor und dient jedermann. 

Ein solches Buch im Rahmen einer kleinen Anzeige zu verdeut- 
lichen ist unmöglich. Was im nachfolgenden darüber gesagt wird, 
greift nur einzelnes heraus und ebenso sollen die kritischen Bemer- 
kungen nicht mehr sein, als Hinweise und Ergänzungen, die auf 
Einzelheiten Bezug haben, die aber den Wert des Ganzen in keiner 
Weise berühren, die vielmehr, indem sie immer nur Feinheiten und 
Besonderheiten betreffen, zeigen werden, was M. in seinem Werke 
geleistet hat. 

M. bestimmt die Moralstatistik als die Statistik der Handlungen, 
der Ereignisse und der Folgewirkungen beider, sofern sie Rückschlüsse 
auf die Gestaltung des sittlichen Lebens der Menschen gestattet. 
Ihr letztes Forschungsziel ist »die zusammenfassende Erkenntnis jener 
Regelmäßigkeiten und Gesetzmäßigkeiten an den sittlich bedeutsamen 


870 Literatur-Anzeiger. 


Erscheinungen, die aus der Fülle der Massenerscheinungen des mensch- 
lichen Gesellschaftslebens sich darstellen« (S. 4 f.). M. ist also wie 
ersichtlich sehr zurückhaltend gegenüber »den Gesetzmäßigkeiten, die 
aus scheinbar willkürlichen Handlungen der Menschen« sich ergeben 
— wie frühere Moralstatistiker in der Zeit eines maßlosen und kritik- 
losen Empirismus der Moralstatistik glauben konnten bestimmen zu 
dürfen. M. unterscheidet einen »primär-moralstatistischen Stoffe, der 
jene statistischen Massen umfaßt, die »für die Erkenntnis des mensch- 
lichen Sittenlebens in erster Linie bedeutsam« sind und einen »sekun- 
där-moralstatistischen« Stoff, der jene Massen betrifft, die »erst im 
zweiter Linie« für die Erkenntnis des menschlichen Sittenlebens 
bedeutsam sind (S. 1x1 f.). Durch diese glückliche Unterscheidung 
vermeidet v. Mayr die Uferlosigkeit, die der Moralstatistik leicht droht, 
weil ja von gewissen Gesichtspunkten aus alle gesellschaftlichen 
Erscheinungen sittlich gefaßt werden können. Daß trotz dieser vor- 
sichtigen Abgrenzung die Scheidung von Bevölkerung und Moral- 
statistik nicht haarscharf gelingen kann, ist selbstverständlich. Doch 
leiden an dieser Schwierigkeit, aus der man der Moralstatistik einen 
Strick drehen wollte (z. B. Inama), auch viele andere Fächer. 

Als uneigentliche oder sekundär-moralstatistische Erscheinungen 

des Bevölkerungsstandes beh:i.ndelt M. solche des Rückganges und Hin- 
sterbens größerer Bevölkerungen (Irland, Indien); des allzu jähen Auf- 
schwunges größerer Bevölkerungsanhäufungen (Vergroßstadtlichung) 
in der ganzen Welt; des Männer- oder Frauenüberschusses, der Alters- 
gliederung (die für die Moralstatistik ebenso grundlegend ist wie für 
die Bevölkerungs-Wirtschaftsstatistik usw.) ; ferner der Unehelichkeit 
und Ehelichkeit, der Ebenbürtigkeit (des Kastenwesens) u. ä. Die 
Behandlung der Unehelichkeit (auf S. 54—59 und 811) ist meines 
Erachtens wesentlich zu knapp. Handelt essich doch hier um eine 
moralstatistisch grundwichtige Erscheinung, die eine Parallele zur 
Kriminalstatistik und Selbstmordstatistik, und wohl wichtiger ist 
als z. B. die Ehescheidungsstatistik, die M. als »primärmoralstati- 
stisch« planmäßig und nicht nebenher abhandelt. Daher hätte die 
Unehelichkeit ähnlich wie die Ehescheidung einen eigenen Abschnitt 
in der primär-moralstatistischen Abteilung des Buches erhalten 
sollen. Der Lebenslauf der Unehelichen, der sich aus der bis- 
herigen Forschung ergibt (zusammengefaßt in meiner Schrift 
»Die Erweiterung der Sozialpolitik durch die Berufsvormund- 
schaft, Tübingen 19124) umfaßt in der Stiefvaterfamilie, der bloßen 
Obhut der Mutter, der Waisen- und Anstalt-Erziehung, der eigenen 
Beruflichkeit, der Wehrfähigkeit, Verfehlichkeit u. s. f. Erscheinungen 
von größter Bedeutung für den sichtlichen Aufbau der Gesellschaft, 
die ähnliche Beachtung verdient, wie etwa die größere Sterblichkeit 
der Unehelichen, von der die ganze Bevölkerungsstatistik erfüllt ist. 
Auch di» Fürsorge-Erziehungsstatistik (S. 984) ist daraufhin zu knapp 
weggekommen, wie denn auch ihre kritische Beleuchtung (sie ist 
sehr reformbedürftig) fehlt. 
Die Zusammensetzung der Familie und der fremden Elemente 
in ihr, überhaupt die Struktur der Familien (S. 68—91) behandelt 
M. international, dieser Teil bildet ein gesellschaftskundlich besonders 
wertvolles Stück. Schade, daß die feingegliederten Untersuchungen 
Felds über Zürich (Zürich ıgıı und neuerdings 1917, Mitteilungen 
des statist. Amtes nicht mehr verwertet werden konnten. 
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Von den Erscheinungen der Bevölkerungsbewegung, die moral- 
statistisches Interesse bieten, sind es die Todgeburten, die »Geburten- 
fehlbeträge« (der Geburtenrückgang) und die unehelichen Geburten, 
ferner die Abweichungen in der Sterblichkeit, in den Todesursachen 
und Wanderungen, die M. behandelt. Bei der jahreszeitlichen Gestal- 
tung der Geburten wären zwischenstaatliche Vergleiche sehr erwünscht 
gewesen, bei dem Geburtenrückgang war leide ein Eingehen auf die 
neuesten Fehden, über seine Ursachen (Mombert, Julius Wolf, Olden- 
berg usw.) nicht möglich, da die erste Lieferung schon 1909 erschienen 
war; bei den unehelichen Geburten der Städte vermisse ich einen 
Hinweis auf die Altersgliederung der Städte, sowie auf die notwendige 
Berücksichtigung durch die verschiedene Stärke der Legitimation in 
Stadt und Land. (Der Federkrieg auf S. 132 f., Anmerkung, hätte 
entfallen können.) Meine Studien über uneheliche Geburten nach 
Stämmen und über Legitimation (Statistische Monatsschrift, Wien 
1909), sowie über die Berufe der unehelichen Väter (die unehelichen 

ündel des Vormundschaftsgerichtes in Frankfurt a. M., Dresden, 
1909, Verlag Böhmert S. 97) konnte leider nicht mehr verwertet 
werden, ebenso nicht mehr die Unterscheidung der Unehelichen von 
gleichen oder verschiedenen Vätern (ebenda S. 45 ff.). Für die Land- 
streicher -Wanderungen hätten statistische Daten aus dem Armen- 
und Unterstützungswesen herangezogen werden sollen, wie überhaupt 
die Armut nicht nur bei der Verfehlerstatistik hätte berücksichtigt wer- 
den dürfen. Alkcholismus und Syphilis (»kritische Erkrankungen«) 
hätten eine eingehendere Behandlung verdient. 

Den »primärmoralstatistischen« Teil gliedert M. in die Eheschei- 
dungsstatistik, Selbstmordstatistik und Kriminalstatistik. Auf diesen 
gewaltigen, achthundert Seiten füllenden Stoff an dieser Stelle näher 
einzugehen ist ausgeschlossen. M. geht hier überall in die Breite und 
Tiefe. In der Ehescheidungsstatistik wird sogar Japan ein .eigener 
Anhang gewidmet, in der Selbstmordstatistik, in der M. besonders 
gut zuhause ist, werden die gesellschaftlichen, räumlichen, raßlichen 
bevölkerungsstatistischen u. ä. Bedingungen mit scharfer Methodik 
untersucht. (Eine Einzelheit: was »Ungarn, Mutterland« auf S. 368 
bedeuten soll. ist selbst mir als Oesterreicher unklar.) ` 

Die ausführlighste Behandlung erfährt die Kriminalstatistik 
(600 Seiten!). Auf diesem Gebiete, auf dem M. schon von f.üher 
Jugend an gearbeitet hat, wird in dem Werke eher zu viel als zu wenig 
geboten. M. unterscheidet einen theoretischen und einen praktischen 
Teil. Die theoretische gliedert sich wieder in die allgemeine und die 
besondere Kriminalstatistik; letztere ist die Polizeistatistik, Statistik 
der Stratrechtspflege, der Strafregister, des Strafvollzugs und der 
Begnadigung. In der praktischen Kriminalstatistik werden abermals 
unterschieden: die polizeilichen Feststellungen, und die gerichtlichen 
Feststellungen und endlich die Kriminalstatistik im engeren Sinne, 
die als Verfehlungsstatistik und Verfehlerstatistik nach jeder möglichen 
zeitlichen, räumlichen, gesellschaftlichen, bevölkerungsstatistischen, 
raßlichen usw. Bedingtheit hin eine gründliche Behandlung erfährt. 
Es versteht sich, daß dieser Teil des Werkes nicht mehr bloß eine 
Gesellschaftskunde der Sittlichkeit, sondern zugleich auch, und noch 
mehr, eine Gesellschaftskunde des Rechtes (Rechtssoziographie) be- 
deutet. Den Rahmen, den M. seinem Stoffe gespannt hat, wird man 
kaum wesentlich anfechten können. Einzig, daß vielleicht das Minder- 
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wertige in dieser Sitten- und Rechtsstatistik allzu ausschließlich ins 
Auge gefaßt ist. Mich dünkt, es wäre auch das Förderliche und Aus- 
zeichnende einer statistischen Erfassung zugänglich. Statistiken von 
Auszeichnungen, Orden und Würden, auch von anderen Arten der 
Belohnungen und Prämierungen (Dienstalter u. dgl.) wären ja wohl 
möglich. Daß ihnen ein großer Wert nicht zukommt, ist allerdings 
von vornherein sicher” Wichtig erschien mir, daß neben dem Sach- 
verzeichnis, das M. mit anerkennenswerter Ausführlichkeit aus- 
gearbeitet hat, auch ein Namenverzeichnis hätte gegeben werden 
sollen, denn ein solches bedeutet mittelbar doch eine Art von Schriften- 
verzeichnis. — In formeller Hinsicht hätte ich es für zweckmäßig 
gehalten, die Ergebnisse, sofern sie die Form von Regeln oder gesetz- 
ähnlichen Formulierungen haben, jeweils durch Sperrdruck hervor- 
zuheben. Ein solches Verfahren würde die Benutzung des Handbuches, 
namentlich durch den Nichtstatistiker, wesentlich erleichtert haben. 
Auch wäre ein kühnerer Zugriff bei diesen Ergebnissen, eine unbeküm- 
mertere, eine frischere, bestimmtere Formulierung der jeweiligen 
Ergebnisse sehr zu wünschen gewesen, als sie M. meistens gewagt hat: 
die Vorbehalte und Einschränkungen brauchen ja hinterher nicht zu 
fehlen, aber der Leser soll zunächst einmal wissen, woran er ist. 

Sehr erfreulich ist, daß sich der Verfasser bemüht, deutsch zu 
sprechen, und mit größtem Erfolg. Wenn z. B. das Wort »Natalität«, 
das doch einigermaßen halsbrecherisch ist, nicht zu schlecht befunden 
wird, warum dann »Geburtlichkeit«e? — und siehe da, solche Bezeich- 
nungen haben sich durchgesetzt. Genau so werden auch die jetzt von 
M. gebrauchten Bezeichnungen: »Verfehlichkeit«, »Selbstmordlich- 
keit« u. v. a. durchdringen. 

Dieser kleine Rundgang durch M.s Buch mag dem Leser eine 
Vorstellung geben, welcher Schatz ihm-hier geboten wird. Möge er 
dankbar in Empfang genommen, möge fleißig davon Gebrauch gemacht 
werden. (Othmar Spann.) 


4. Sozialismus. 


5. Sozialökonomische Theorie und Dogmengeschichte. 


6. Sozial- und Wirtschaftsgeschichte, Biographien. 


Ernst,Viktor: DieEntstehungdesniederenAdels. 
Stuttgart I9I6, Kohlhammer. 

Obwohl der Titel, wenn man lediglich den Gang der historischen 
UntersuÄhung ins Auge faßt, die sich auf das alte Herzogtum Schwaben 
beschränkt, etwas zu weit gefaßt scheint, so sind die Ergebnisse der 
Forschungen des Autors doch durchaus verallgemeinerungsfähig und 
der größten Beachtung wert. Ich bin bereits an anderer Stelle dieser 
Zeitschrift auf die Gedankengänge Ernsts ausführlich eingegangen 
und will hier nur kurz wiederholen, daß seine Ansicht, der niedere 
Adel sei aus ursprünglich patriarchalen Verhältnissen der Ortsgemeinde. 
durch Erblichwerdung der Stellung des jeweiligen Sippenhauptes, 
organisch herausgewachsen, nach zahlreichen Analogien anderer 
Gegenden und Kulturkreise viel Wahrscheinliches für sich hat. 

(R. Leonhard.) 
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Brüning, Ehrenberg und Rehm: Geburienrückgang 
und Volkskraft. Drei öffentl. Vorträge. Leipzig 1917, Ver- 
lag von J.A. Barth. M. 1.20. 8°. 57 S. 

Der Vortrag von Brüning behandelt Geburtenrückgang und 
Volksgesundheit, derjenige von Ehrenberg Geburtenrückgang und 
Volkswirtschaft, derjenige von Rehm Geburtenrückgang und Sittlich- 
keit. Insbesondere möchte ich hier auf die Darlegungen Rehms verwei- 
sen, der es verstanden hat im Gegensatz zuso manchen anderen neu- 
eren Ausführungen über diesen Gegenstand. nicht nur anzuklagen und 
zu verurteilen, sondern auch allgemeiner die Zusammenhänge zu be- 
handeln, die zwischen der Entwicklung der Kultur und derjenigen 
der Sexualsitten bestehen. . (P. Mombert.) 


Marcuse: Dereheliche Präventivverkehr, seine 
Verbreitung, Verursachung und Methodik. Dar- 
gestellt und beleuchtet an 300 Ehen. Stuttgart 1917, Verlag von 
Ferd. Enke. 8° IV. 199 S. M.6.—. 

Marcuse, dem wir schon manche wertvolle Arbeit über die Frage 
des Geburtenrückgangs zu verdanken haben, will an der Quelle, am 
Menschen selbst, das Problem erforschen, indem er die diesbezüglichen 
Verhältnisse in 300 Ehen, über die ihm durch Befragen der Ehemänner, 
vor allem innerhalb der Lazarette, Einzelheiten mitgeteilt worden 
sind, zugrunde legt. Es kann sich dabei naturgemäß immer nur um 
eine Enquete handeln, daran muß man Marcuse gegenüber festhalten ; 
denn es wird doch immerhin nur ein sehr kleiner Ausschnitt der in 
Betracht kommenden Fälle behandelt, womit natürlich noch gar nichts 
über den Wert oder den Unwert dieser Untersuchungen gesagt sein soll. 

Nach kurzen Darlegungen über die Art und Weise, in welcher die 
Erhebungen vor sich gegangen sind, wird deren Ergebnis selbst dar- 
gestellt ; darnach folgt unter der Ueberschrift »Kritisches«in Zusammen- 
hang mit der bisher darüber erschienenen Literatur ein Abschnitt, 
in dem gewisse Schlußfolgerungen dieser Erhebung gezogen und 
verwertet werden. Im einzelnen wird durch das von Marcuse bei- 
gebrachte Material manches wertvolle Schlaglicht auf bisher eifrig 
umstrittene Fragen geworfen, wenngleich das den Erhebungen zu- 
grunde liegende Material doch zu dünn ist, um auf seiner Grundlage 
über vieles, das dabei berührt wird, ein abschließendes Urteil zu fällen. 
Es werden dabei zuerst behandelt: Der Zusammenhang der Fruchtbar- 
keit mit Religion und Konfession, dann der Einfluß der politischen 
Gesinnung auf die Sexualsitten, sodann die Verschiedenheiten in 
Stadt und Land. 

Sehr beachtenswert ist das, was über die Scheidung sozialer und 
wirtschaftlicher Ursachen für die Erklärung des Geburtenrückganges 
gesagt wird, recht wichtig auch das, was er auf Grund seiner Er- 
hebungen über den Anteil von Mann und Frau an der geistigen Ur- 
heberschaft des Prävention beibringt. Marcuses Anschauungen, daß 
unsere heutigen Wohnungsverhältnisse keine oder doch nur eine recht 
untergeordnete Rolle bei dem Streben nach einer künstlichen Klein- 
haltung der Familie spielen, vermag ich nicht zu teilen. Ich verweise 
demgegenüber nur auf die eingehenden Erhebungen der Vereinigung 

für Familienwohl in Düsseldorf. (P. Mombert.) 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 44. 3. 56 
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Stratz: Volkszunahme und Wehrmacht im Deut- 
schen Reich. Eine naturwissenschaftliche Betrachtung. Stutt- 
gart 1917, Verlag von Ferd. Enke. 8°. 52 S. M. 2.—. 

Die Schrift von Stratz zerfällt in die beiden Abschnitte: Volks- 
zahl und Wehrkraft und Arzt und Volksvermehrung. Vor allem der 
erste Abschnitt enthält mancherlei, das nicht unwidersprochen bleiben 
kann. Es sei nur auf folgenden Satz (S. 7) verwiesen: »Im Jahre IgIo 
war die Volkszahl auf 68 Millionen gestiegen; bei 22 °/„, Geburten 
stellte sich dann die jährliche Zunahme auf beinahe ı4, Millionen. 
Tatsächlich betrug sie aber beinahe 2 Millionen, weil in der gleichen 
Zeit auch die Sterblichkeit stark gesunken ist.« I. betrug im Jahr 
1910 die Volkszahl 64,925 Millionen, 2. in diesem Jahr die Geburten- 
ziffer 30,7 O/o, 3. der Geburtenüberschuß 879 113 Köpfe. 

Die Wirkungen des Krieges auf unser terneres Volkswachstum 
scheint Stratz doch erheblich zu unterschätzen. Wenn er meint, daß 
durch den Krieg die Zahl und Wehrkraft der Männer eine gesetzmäßige 
Steigerung erfährt und daß die blutigen Verluste in 2—3 Jahren durch 
die Zunahme der Geburten und den stärkeren Knabenüberschuß 
nicht nur ausgeglichen, sondern sogar überholt werden, so scheint 
mir dieser Optimismus etwas reichlich und ungerechtfertigt zu sein. 
Er übersieht doch in zu hohem Grade den Einfluß, welchen die Kriegs- 
verluste auf die weitere Entwicklung der Eheschließungen haben 
müssen. Darin hat er natürlich recht, daß natürliche Möglich- 
keiten genügend bestehen, um die Geburtenzahl und die Volkszunahme 
in beliebiger Weise zu steigern; aber es handelt sich doch auch um 
die sozialen und wirtschaftlichen Hemmungen, die dem entgegen- 
stehen werden. Im einzelnen finden sich auch mancherlei wertvolle 
Bemerkungen in der kleinen Schrift, vor allem in deren zweitem Ab- 
schnitt, in dem vor allem die heute so viel erörterte Frage der Unter- 
brechung der Schwangerschaft durch den Arzt eingehend besprochen 
wird. (P. Mombert.) 


Weber, H.S.: Deutsch-russische Rücksiedelung. 
Dresden und Leipzig 1917, Globus -Verlag. M. 1.80. Heft 32 der 
Bibliothek für Volks- und Weltwirtschaft». 

Die Arbeit handelt von der Möglichkeit, die in Rußland ihres 
Landes beraubten deutschen Kolonisten in den dem Deutschen Reiche 
anzugliedernden Ostseeprovinzen, speziell in Kurland, auf Kosten der 
auszukaufenden Letten anzusiedeln. Die Behandlung des Problems 
vom politischen Gesichtspunkte aus würde hier zu weit führen. Hin- 
sichtlich der rein wirtschaftlichen Tatsachen wird derjenige, der sich 
gründlicher informieren will, sich lieber an die ungleich sachlicheren 
Berichte Serings über diese Frage halten. 

Besser zur Information geeignet ist die auf eigener Anschauung 
beruhende, daher ungemein plastische Schrift von C. Schmid +Die 
deutschen Bauern in Südrußland«, Berlin 1917 (Deutsche Landbuch- 
handlung), in welcher alles Wissenswerte über die deutschen Kolonisten 
in Rußland, ihre bisherigen Schicksale und ihre jetzige Lage, zu- 
sammengetragen ist. (R. Leonhard.) 


8. Statistik. 


9. Soziale Zustandsschilderungen. 
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Binz,LepplaundSchwappach: Waldbestand und 
Wasserkräfte. Braunschweig 1917, Vieweg. M. 3.—. 
Offenbar um die Durchführbarkeit einer möglichst selbstgenügen- 
den mitteleuropäischen Zollunion festzustellen, wird hier eine Art von 
Bestandaufnahme der Holzvorräte Mitteleuropas und der größtenteils 
noch ungenutzten Wasserkräfte versucht. Bei letzteren können und 
werden uns zweifellos neue wertvolle Kraftquellen erschlossen werden; 
für unseren steigenden Holzbedarf dagegen dürften auf die Dauer die 
vereinigten Bestände von Mitteleuropa kaum ausreichen, da wir im 
Frieden mehr als die Hälfte unseres Bedarfs aus Rußland bezogen. 
Dieser Import dürfte uns allerdings demnächst wieder zur Verfügung 
stehen. (R. Leonhard.) 


Engelbrecht, Th. H.: Landwirtschaft des russi- 
schen Reiches in Europa und Asien. Berlin 1916. 
Dietrich Reimer. M. 15.—. 

Der Autor, dem wir bereits ausgezeichnete wirtschaftsgeographi- 
sche Kartenwerke verdanken, gibt uns hier die Zonen des Landbaues 
und der landwirtschaftlichen Viehzucht im europäischen und asia- 
tischen Rußland. Deutlich tritt auf den Karten die Selektion hervor, 
welche die klimatischen Verhältnisse auf die Produkte der Landwirt- 
schaft ausüben, indem von Nordosten nach Südwesten erst eine aus- 
gesprochene Gersten-, dann eine Roggen-, Hafer- und schließlich eine 
Weizenzone folgt. Das nördlichste Rußland kommt für die Landwirt- 
schaft nur als holz- und heuproduzierend in Betracht. Mais wird in 
halbsubtropischen Gegenden, zu denen Bessarabien und das west- 
‘ liche Ziskaukasien zu rechnen sind, angebaut; Lein, diese typisch 
russische Kulturpflanze, für die Rußland eine Art von Monopol hats 
seit der schlesische Leinenbau nahezu aufgehört hat, zieht sich in einem 
nördlichen Gürtel etwa von Livland bis Kasan hin. Im asiatischen 
Rußland reicht eine relativ schmale Anbauzone der Getreidearten, 
die sich nordwärts nicht über den 60. Breitegrad hinaus erstreckt, ihn 
meistens aber nicht erreicht, vom Ural bis zum stillen Ozean. Die Vieh- 
zucht ist zwar nicht ganz so abhängig von klimatischen Bedingungen 
wie der Pflanzenbau, zeigt aber doch einen deutlichen Zusammenhang 
mit den vorherrschenden Anbaupflanzen. 

Mit am interessantesten unter den dreißig Karten des Atlas ist 
die Uebersichtskarte der Schätzungswerte des russischen Landes 
nach Maßgabe der Beleihung durch die öffentlichen Kreditanstalten. 
Da sehen wir, wie die fortschreitende politische Dezentralisation des 
slavischen Ostens dem russischen Reich gerade seine wertvollsten 
Bestandteile zu entziehen droht; denn gerade die von Fremdvölkern 
bewohnten Außenländer repräsentieren landwirtschaftlich im all- 
gemeinen die höchsten Werte. Das gilt von Kurland, das gilt noch 
mehr für Polen, und es gilt vor allen Dingen für die Ukraine, in deren 
Territorium sich größtenteils der fruchtbare Gürtel der Schwarzerde 
hinzieht. Verloren zu gehen scheint auch das landwirtschaftlich 
besonders wertvolle Ziskaukasien mit seinem im Westen regenfeuchten 
und deshalb außerordentlich ergiebigen Boden. 

Hoffentlich ist das vorliegende vorzüglich ausgestattete Karten- 
werk über die landwirtschaftlichen Verhältnisse Rußlands nicht das 
letzte des Autors und Verlages über dieses Thema. Auch die Mittel- 
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meerländer, Mittel- und Westeuropa wären ein durchaus geeignetes 
Objekt für eine kartographische Darstellung der landwirtschaftlichen 
Produktion. (R. Leonhard.) 


Ereky, Karl: Nahrungsmittelproduktion und 
Landwirtschaft. Budapest 1917, Universitätsbuchhandlung. 
Dieser in einer Sitzung der ungarischen volkswirtschaftlichen 
Gesellschaft gehaltene Vortrag ist in mehrfacher Hinsicht von In- 
teresse. Der Autor, Ingenieur seines Fachs, jetzt Direktor der ungari- 
schen Schweinemast- und Fleischindustrie A.-G. in Budapest, sieht 
in den rückständigen Methoden der ungarischen Landwirtschaft nur 
die Folge der Zersplitterung des Grundbesitzes seiner Heimat in bäuer- 
liche Kleinbetriebe, während seiner Ansicht nach nur der landwirtschaft- 
liche Großbetrieb durch Heranziehung moderner Betriebsmittel und ka- 
italistischer Methoden technischen Fortschritt und die höchstmög- 
lichste Nahrungsmittelproduktion garantiere. Historische Bedenken 
liegen E. fern, er denkt ganz amerikanisch ; das Ideal der selbständigen 
Bauern wird als romantischer Schwindel abgefertigt. Den wirklich mo- 
dernen landwirtschaftlichen Großbetrieb denkt sich E. auf zwei Arten 
möglich: Entweder durch rein kapitalistische Großunternehmung von 
oben her oder durch Zusammenfassung einer gewissen Anzahl bäuer- 
licher Einzelbetriebe zu einheitlich geleiteten Produktionsgesellschaf- 
ten. Als Beispiel für letztere führt er die dänischen Molkerei- nnd 
Viehzuchtgenossenschaften an; irrtümlicherweise, denn diese Organi- 
sationen sind keineswegs im eigentlichen Sinne Produktivgenossen- 
schaften, in welche das einzelne Mitglied mit seinem ganzen Besitz 
und seiner ganzen Persönlichkeit eintritt, sondern nur Produzenten- 
genossenschaften, als welche sie nur einen Teil der Fertigproduktion 
der angeschlossenen Mitglieder in zentralisiertem Betrieb weiterver- 
arbeiten und verkaufen, während sich im übrigen die angeschlossenen 
Mitglieder vollständig selbständig halten. 

Enthalten so die Meinungen des Autors manches Uebertriebene 
und Schiefe, so sind sie doch ungemein charakteristisch und symp- 
tomatisch für jene Uebergangsperiode, in welcher gegenwärtig die 
ungarische Landwirtschaft steht und welche etwa der deutschen 
Uebergangszeit von 1848 entsprechen würde. Die durchweg in den 
einzelnen Ländern mit verschieden eingestellter Entwicklungsuhr sich 
wiederholenden wirtschaftlichen Vorgänge und sie wiederspiegelnden 
Anschauungen müssen zu der Meinung führen, daß das nationale 
Moment jene Entwicklungsvorgänge nur färbt, aber nicht wesentlich be- 
einflußt, so daß also die Psychologie einer bestimmtenVolksschicht eines 
bestimmten Landes zu einer gewissen Zeit weniger Rassenpsychologie als 
Klassen- und Stufenpsychologie wäre. E. erklärt es mitgroßem Nach- 
druck für ganz ausgeschlossen, daß der typische ungarische Bauer, 
unwirtschaftlich, mißtrauisch und ganz unbelehrbar wie er sei, jemals 
sich wirtschaftlichem Fortschritt und rechenhaftem Denken erschließen 
und fähig werden sollte, Mitglied einer Genossenschaft zu werden. 
Haben aber nicht ganz ähnlich früher die Engländer von den Iren 
behauptet, sie seien trunksüchtig, schmutzig, verkommen und ab- 
solut unfähig, andauernd zu arbeiten und wirtschaftlich zu denken ? 
Und jetzt hat nach Besserung ihres Besitzstandes das irische Ge- 
nossenschaftswesen das englische weit überflügelt. Die Nutzanwen- 
dung für Ungarn liegt auf der Hand. (R. Leonhard.) 


10. Argrarwesen, Landarbeiterwesen. 877 


Landwirtschaftliche Statistik des Kantons Bern 
1914/15. Mitteilungen des statistischen Bureaus Bern 1917. 

Erst infolge der Verpflichtungen, welche die Schweiz gegenüber 
dem landwirtschaftlichen Institut in Rom übernommen hat, und 
angeregt durch das rührige Schweizer Bauernsekretariat hat die 
Schweiz die bisher vernachlässigte Agrarstatistik ausgebaut, deren 
Ergebnisse für den Kanton Bern in der vorliegenden Publikation 
enthalten sind. Wir erhalten hier auf alle Fragen, welche die Wissen- 
schaft und Praxis interessieren können, die natürlichen Vorausset- 
zungen des Ackerbaues, Witterungsverhältnisse, Anbaufläche, Durch- 
schnittsertrag usw., Antwort. Handelspolitisch besonders interessant 
ist die Gegenüberstellung agrarischer Ein- und Ausfuhr, in den Jahren 
‚ 1914 und 1915. In dem zweiten: vollen Kriegsjahr zeigt sich ein jähes 
"_ Sinken sowohl der Ein- wie Ausfuhr. In den folgenden Jahren dürfte 
die rückläufige Bewegung wohl noch stark zugenommen haben. 

| (R. Leonhard.) - 


von Mammen und Riedel: Die Kriegsnuizung 
des Waldes. Diessen bei München 1917, Huber. 

Das kleine, ministeriell empfohlene Heft von 31 Seiten enthält 
eine instruktive Zusammenstellung der überraschend hohen, nament- 
lich in der letzten Zeit stark angewachsenen Werte, die der Wald in 
seiner Holznutzung, der Jagd und den Nebennutzungen enthält; 
zugleich eine Anleitung, wie man in den jetzigen Notstandszeiten 
diese Nebennutzungen der Oeffentlichkeit zugängig machen kann, 
ohne dem Wald zu schaden. 

Durch den Rohstoffmangel hervorgerufen ist auch die in Form 
eines Vortrags "gehaltene Abhandlung von Prof. Walther Roth 
(Greifswald) »Bodenschätze als biologische und poli- 
tische Faktoren« Berlin 1917, Springer, M. 1.—, in welcher 
neben den vorwiegend geologischen Vorkommnissen Mitteleuropas, 
namentlich auch die neuen Methoden dec Stickstoffgewinnung, 
welche hoffentlich das Gesetz des abnehmendenden - Bodenertrags 
für eine Zeitlang suspendieren werden, geschildert werden. 

` (R. Leonhard.) 


Stocker,Gustav: Der gewerbsmäßige Güterhandel 
in zwei typischen Amtsbezirken Badens. Heft 36 
der Neuen Folge der »Volkswirtschaftliche Abhandlungen der Badi- 
schen Hochschulen«.‘ Karlsruhe 1917, Braun. M. 3.—. | 
Während in Bayern und Württemberg bereits eine wenn auch 
spärliche, Literatur über die sogenannten Güterzertrümmerungen, 
ihre Ausdehnung und ihre Wirkungen, existiert, ist das vorliegende 
Buch von St., das sich im ganzen auf die oberbadischen Amtsbezirke 
Pfullendorf und Ueberlingen beschränkt, der erste Versuch dieser 
Art aus dem Großherzogtum. St. weiß in dieser Bodenseegegend, 
die in ihrer geographischen Konfiguration und ihrem sozialen Aufbau 
ın vielem bereits an die Schweiz erinnert, offenbar gut Bescheid und 
gibt uns infolgedessen ein anschauliches Bild der Voraussetzungen 
der Güterzertrümmerungen. Während in Preußen die innere Koloni- 
sation, die in der Hauptsache nicht in Urbarmachung neuen Lan- 
des, sondern im Zerkleinern unwirtschaftlicher Großbetriebe besteht, 
Sache des Staates, der Provinz, der Kommunalverbände und öffent- 
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lich-rechtlicher Zweckvereine ist, hat man in Süddeutschland die 
Neuformierung landwirtschaftlicher Betriebe, die sich inder Regel 
in Form des Zerfalls großer Bauerngüter in kleinere Höfe oder Häuser 
vollzieht, der privaten Initiative überlassen; und da die Bauern selten 
rechnerisch genug veranlagt sind, um ihren Boden richtig in Geld 
zu schätzen und direkt voneinander zu kaufen, so scheint vorläufig 
die Zwischeninstanz des Händlers, des Güterschlächters, kaum zu 
umgehen. Auch Stocker fast ihn als ein bisher notwendiges Uebel 
auf, indem er vorurteilslos die volkswirtschaftlich günstige Seite der 
Tätigkeit des Güterhändlers hervorhebt, der durch sein Wirken die 
Bewegung des Bodens zum besten Wirt hin begünstigt und die 
volkswirtschaftlich ungünstigen Folgeerscheinungen eines übertriebe- 
nen Anerbenrechts mit seiner schwerfälligen Unteilbarkeit der Güter 
beseitigt. Aber die Schäden scheinen ihm doch so zu überwiegen, 
daß sie ihm eine Ausschaltung des gewerbsmäßigen Güterhandels 
erwünscht erscheinen lassen. Er denkt sich diese Ausschaltung weniger 
durch positive Maßnahmen, als durch die bessere Erziehung der 
Bauern zur Rechenhaftigkeit und durch stärkere Erweckung ihrer 
eigenen Initiative in lokalen Bezirksvereinen oder Genossenschaften, 
welche bei notwendig werdenden Gutsteilungen den Güterhändler er- 
setzen sollen. Schade, daß Stocker nicht auf die Erfahrungen exemplifi- 
ziert, die man in Bayern in dieser Frage mit den Raiffeisengenossen- 
schaften gemacht hat, denen man das Vorkaufsrecht aufzuteilender 
Bauerngüter und damit eine Aufgabe übertragen hat, die völlig außer- 
halb des bisherigen Wirkungskreises des landwirtschaftlichen Genossen- 
schaftswesens liegt; die Genossenschaften sollen Grundkredit statt 
Betriebskredit geben. Die Wirkungen des bayerischen Güterzer- 
trümmerungsgesetzes scheinen nicht immer günstig gewesen zu sein, 
da die Genossenschaften häufig in der Hoffnung auf Gewinn genau in 
der gleichen Art verfuhren wie die privaten Güterhändler. Stand 
doch unlängst der Darlehenskassenverein Hambach vor Gericht wegen 
eines typischen Güterzertrümmerungsdelikts, nämlich wegen un- 
erlaubter Abholzung eines bei einer Güterzertrümmerung erworbenen 
Waldgrundstücks, wobei sich die Genossenschaft bescheinigen lassen 
mußte, daß sie gewerbsmäßigen Güterhandel treibe, da dieses bereits 
der vierte Fall in fünf Jahren sei (Münchner Neueste Nachrichten, 27. 
XI. 1917) Desgleichen wurde in einer Versammlung des niederbayri- 
schen Kreisverbandes landwirtschaftlicher Genossenschaften dringend 
vor zu großer Beteiligung der Genossenschaften am Güterhandel ge- 
warnt, da derselbe bereits mehrdre Vereine in finanzielle Schwierig- 
keiten gebracht, auch sonstige Mißbräucher herbeigeführt habe; sei 
es doch sogar vorgekommen, daß eine Genossenschaft das ihr ge- 
setzlich verliehene Vorkaufsrecht an einen früheren Güterhändler 
nen habe! (Münchener Neueste Nachrichten, 13. XII. 
1916. 

ind die Schäden privater Güterzertrümmerung wirklich un- 
erträglich und handelt es sich nicht lediglich um eine Uebergangs- 
erscheinung, bedingt durch das noch nicht vollständig erfolgte Hinein- 
wachsen der Bauern in die Geldwirtschaft, so wäre nach solchen Er- 
fahrungen die Schaffung einer speziellen staatlichen Behörde, die 
ähnlich wie die preußischen Generalkommissionen und Rentenbanken 
derartige Transaktionen im Sinne der inneren Kolonisation leiten 
und finanzieren würde, vorzuziehen. (R. Leonhard.) 
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Wygodzinski, Prof: Die Landarbeiterfrage in 
Deutschland. Tübingen 1917, J.C. B. Mohr (Paul Siebeck). 


. 2.40. 

Prof. Adolf Weber hat unlängst in einer Besprechung der aus- 
gezeichneten Betriebslehre von Aereboe die geringe Produktion an 
wertvoller agrarpolitischer Literatur bedauert. Diese Aeußerung be- 
weist nur die Unmöglichkeit für den Nichtspezialisten, die Fülle von 
Monographien der einzelnen volkswirtschaftlichen Sparten, in welchen 
die praktische Volkswirtschaftslehre leider immer mehr auseinander- 
strebt, zu bewältigen. Der unglückliche Volkswirtschaftler, welcher 
noch dem Ehrgeiz fröhnt, alle Gebiete seines Fachs ns zu 
beherrschen, wird zur Strafe für seine vielseitigen Interessen pro- 
krustesartig zerrissen. Der Versuch Wygodzinskis, nur ganz sum- 
marisch aus der in den letzten Jahren über einen allerdings wich- 
tigen Teil der Agrarpolitik, die Landarbeiterfrage, erschienenen be- 
achtenswerten Literatur, ein Fazit zu ziehen, umfaßt in prägnantester 
Zusammenfassung dennoch 85 Seiten. Verdienstvoll und neu ist die 
sozusagen binokulare Betrachtungsweise der Landarbeiterfrage ein- 
mal vom Standpunkt des landwirtschaftlichen Betriebes, also vom 
Unternehmerstandpunkt aus, das anderemal von dem der Sozial- 

litik, d. h. der: Allgemeinheit und des öffentlichen Interesses aus. 

icht' wenige frühere Spezialarbeiten über dieses Thema und auch 
die meisten mehr oder weniger exakten Enqueten behandelten die 
Frage lediglich vom Standpunkt des Arbeitgebers, von dem auch im 
allgemeinen einseitig die Informationen bezogen wurden. Die vor- 
liegende Monographie von W. läßt uns wünschen, von seiner Feder 
eine in ähnlichem Maßstab umfassende Behandlung der gesamten 
Agrarfrage zu besitzen; ein wichtiges Kapitel derselben liegt in der 
vorliegenden Arbeit bereits fertig vor uns. (R. Leonhard.) 


II. Gewerbliähe Technik und Gewerbepolitik. 


ı2. Kartellwesen, Üsteinehmerorganläatien. 
13. Gewerbl. Arbeiterfrage, Arbeitsmarkt. 
14. Arbeiterschutz, 
15. Versicherungswesen (bes. Arbeiterversicherung). 
16. Gewerkvereine und Tarifwesen., 
17. Allg. Sozialpolitik und Mittelstandsfrage. 


ı8. Privatbeamten- und Gehilfenfrage. 
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19. Handel und Verkehr. 


Kirchhoff, Hermann; Die Reichsbahn. Ein offenes 
‘Wort über die Eisenbahn-, Staats- und Reichsfinanzen. Stuttgart 
1917. Greiner u. Pfeiffer. M. 1.50. 

it jener Eindringlichkeit, die der inneren Ueberzeugung ent- 
springt, verficht Kirchhoff hier neuerdings sein schon so vielfach 
propagiertes Projekt einer Zusammenlegung der Eisenbahnen aller 
deutschen Territorien zu einer einheitlichen Reichsunternehmung. 

Die zahlreichen bisher laut gewordenen Einwendungen suchte er durch 

Widerlegung oder Entgegenkommen zu entkräften. Die rein tech- 

nischen Rentabilitätsfragen können nur von Fachleuten und Prak- 

tikern entschieden werden ; durch keine Argumentation aus dem Wege 
zu räumen sind aber die materiell nicht wägbaren, darum aber nicht 
weniger wirksamen Bedenken, welche in der Eisenbahnfrage die 

Bundesstaaten für ihre Selbständigkeit hegen. Bereits ist ihre Finanz- 

hoheit durch die hohen zu erwartenden direkten Reichssteuern und 

Monopole aufs Aeußerste bedroht; mit einer Mediatisierung ihrer 

Bahnen würden sie sich vermutlich auf keinen Fall befreunden. Die 

brauchbaren und praktischen Ideen Kirchhoffs, z. B. Einführung des 

übersichtlichen englischen Zweiklassensystems in den deutschen Bah- 
nen statt unseres echt deutschen, das alte Ständewesen wiedergebenden 

Vierklassenwesens, könnten durch freiwillige Uebereinkunft auch ohne 

Schaffung einer zentralen Instanz eingeführt werden; (allerdings führt 

Bayern gerade jetzt die vierte Wagenklasse nach preussischem 

Muster ein). Von einer Zentralisierung wäre für die verkehrsär- 

meren Gegenden, die K. zugunsten der rentableren Verkehrsgegen- 

den vernachlässigen möchte — die bayerische Eisenbahnpolitik ver- 
folgt eher entgegengesetzte Tendenzen — nichts Gutes zu erwarten. 
Gänzlich entgegengesetzter Ansicht ist Edwards, dessen ganze 

187 Seiten lange Publikation (Die Reichseisenbahnfrage, Jena 1917 

(Fischer) M. 5.) dem gegen Kirchhoff gesichteten Nachweis ge- 

widmet ist, daß eine Vereinheitlichung des Eisenbahnwesens der 

deutschen Einzelstaaten nicht nötig sei. Ohne weiter auf verkehrs- 
technische Einzelheiten seiner Beweisführung eingehen zu können, 
seien wörtlich die en abgedruckt, in denen seine 

Untersuchung auf der letzten Seite gipfelt, daß nämlich 

I. »die wirtschaftlichen und technischen Ergebnisse der vorhande- 

nen deutschen Netze eine Vereinheitlichung nicht erforderlich er- 

: scheinen lassen, 

2. die Berechnung der kapitalistischen und betriebswirtschaftlichen 

Bedingungen eines einheitlichen Netzes unter Beibehaltung der be- 

währten tarifpolitischen Grundsätze keine erheblichen wirtschaft- 

lichen Vorzüge für die deutsche Volkwirtschaft und die Finanzen des 

Reiches erwarten läßt.« 

Angesichts aller zu erwartenden finanziellen staatsrechtlichen 
und handelspflitischen Schwierigkeiten müsse zs also heißen: Quieta 
non movere. (R. Leonhard.) 


Wygodzinski,W.:DieNationalisierungderVolks- 
wırtschaft. Tübingen 1917, Verlag J.C. B. Mohr. M. 1.60. 
Heft 8 der von Franz Eulenburg herausgegebenen »Kriegswirtschaft- 
lichen Zeitfragen«. 

Es werden hier jene wirtschaftlichen Erscheinungen erörtert, die in 
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Konsequenz des für eine Weile erfolgten zwangsweisen Ausscheidens 
Deutschlands aus der Weltwirtschaft eingetreten sind, und Gewinn 
und Verlust dieser unfreiwilligen Autarkie gegeneinander aufgerech- 
net. An nicht wenigen Stellen gewinnt man den Eindruck. als ob der 
Autor aus Patriotismus manches auf die Gewinnseite buche, was er 
unter anderen Umständen wohl rein rechnerisch auf die Verlustseite 
setzen würde. W. weiß natürlich ganz gut, daß die Nationalisierung 
der Volkswirtschaft in gewissem Grade zu ihrer Rationalisierung einen 
dialektischen Gegensatz bildet, wie These und Antithese, während 
die Synthese noch nicht gefunden ist. Man muß sich nach den Er- 
fahrungen der letzten Jahre darüber klar sein, daß rein wirtschaft- 
liches und Staatsinteresse in vielen Fällen divergieren. Das Export- 
interesse unserer Industrie erfordert einen entsprechenden Import 
fremder Produkte, denn es ist auch im günstigsten Falle nicht als 
wahrscheinlich anzunehmen, daß wir am Ende des Krieges imstande 
sein werden, unseren Gegnern ein einseitig gegen sie gerichtetes 
Merkantilsystem aufzuzwingen, nach welchem wir zwar, um die in- 
zwischen im Inland aufgekommenen Notstandsindustrien zu schützen, 
weniger als vorher vom Ausland kaufen, dagegen ihm ebensoviel 
als vor dem Kriege verkaufen würden; auf jeden Fall steht eine ledig- 
lich auf der politischen Macht der hinter ihr stehenden Regierung 
basierte nationale Exportindustrie auf unsicherem Boden, weil jede 
politische Umwälzung sofort die Voraussetzungen ihres Exports ver- 
nichtet. Ä 

Spricht diese Erwägung zugunsten stärkerer Wiederaufnahme 
der Auslandsbeziehungen nicht nur im Verkauf, sondern auch im 
Kauf, so ist andererseits allerdings die merkwürdige Senkung der 
agrarischen Produktivität auch in den überseeischen Ländern, ein 
Nachlassen, das wohl nicht lediglich auf Leute- und Düngermangel 
zurückgeführt werden kann, geeignet, nachdenklich zu stimmen. 
Sollte durch den Krieg die von Hildebrand in seinem »Untergang des 
Industriesozialismus« vertretene Meinung bestätigt und jene Ent- 
wicklung beschleunigt worden sein, zufolge der das Gesetz des ab- 
nehmenden Bodenertrags sich auch in der Uebersee bereits kräftig 
geltend mache und durch dauernde Hinaufsetzung der Getreidepreise 
die auf Agrarimport angewiesenen Industriestaaten immer un- 
günstiger stelle, weil sie künftig für immer weniger Getreide immer 
mehr Industriearbeit leisten müßten, so könnten wir gar nichts besseres 
tun, als uns beizeiten auf die möglichste Autarkie, etwa innerhalb 
der Grenzen von Mitteleuropa, zurückzuziehen; hoffentlich widerlegt 
dıe Entwicklung diesen Pessimismus. (R. Leonhard.) 








20. Privatwirtschaftslehre (Handelswissenschaft). 


21. Handels- und Kolonialpolitik. 


Schäfer,C.A.: Die Entwicklung der Bagdadbahn- 
politik. )Heft 17 der Deutschen Orientbücherei.) Weimar 1916, 
Gustav Kiepenheuer. 

Schäfer gibt uns eine aktenmäßig. Uebersicht der beiden einander 
durchkreuzenden Projekte einer deutsch-türkischen Bagdadbahn und 
einer ägyptisch-indischen Monsunbahn, die von Suez über Basra 
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und Südpersien Indien erreichend die englischen Besitzungen Nord- 
afrikas und Südasiens zu einem großen Gürtel zusammenschließen 
würde. Welches der beiden Projekte zum Siege gelangt, wird nicht 
in Palästina und Mesopotamien, sondern in Flandern entschieden. 
Der Diskussion der deutsch-türkischen Wirtschaftsbeziehungen 
dient die reich mit Karten ausgestattete Vierteljahrsschrift »Archiv 
für Wirtschaftsforschung im ÖOrient«, des gleichen Verlages. Geo- 
graphen, Ethnographen und Volkswirtschaftler vereinigen sich hier zu 
einem Unternehmen, welches reichste Belehrung bietet. Aus dem 
Inhalt sei nur eine Abhandlung des bekannten Orientalisten Becker 
in Bonn, des jetzigen Referenten im preußischen Kultusministı rium, 
über die Wechselbeziehungen von Islam und Wirtschaft, sowie eine 
des Bonner Geographen Philippson über Wirtschaftliches aus dem 
westlichen Kleinasien hervorgehoben. (R. Leonhard.) 


Szabö,Dr. Erwin: Freihandelund Imperalismus. 
»Zeitfragen aus dem Gebiete der Soziologie « 1. Heft. Graz und 
Leipzig 1918, Verlag von Leuschner u. Lubenskys Universitäts- 
Buchhandlung. 27 S. Kr. 1.—. 


Wer der Schrift Szabös gerecht werden will, wird davon ausgehen 
müssen, daß es ein Ungar war, der sie schrieb. Denn nur aus dieser 
Tatsache erklärt sich die — mitunter recht einseitig anmutende — 
Vorliebe für den Freihandel, die an Haß grenzende Abneigung gegen 
das- Schutzzollsystem, die aus S.s stets anregenden .und fesselnden 
Ausführungen sprechen. In der Tat hat sich selten in einem Lande 
so deutlich wie gerade in Ungarn gezeigt, daß die Schutzzollbestre- 
bungen aufs innigste mit den wirtschaftlichen Interessen einzelner 
politisch einflußreicher Gruppen zusammenhängen und daß daraus 
der wirtschaftlichen Entwicklung des ganzen Landes, der physischen 
und geistigen Entwicklung des ganzen Volkes die schwersten Schäden 
erwachsen können. 


Haben doch gerade die Agrarzölle — die der hier noch heute 
allgewaltige grundbesitzende Adel dem Lande auferlegte — dank der 
Eigenart der dortigen Verhältnisse die Steigerung des Ertrages der 
Landwirtschaft, wie das Entstehen einer bodenständigen Industrie 
verhindert, Hunderttausende zur Auswanderung gezwungen und eine 
Besserung der Lebenshaltung weiter Kreise für lange Zeit unmöglich 
gemacht. So ist denn jeder Ungar, der dem Aufschwung des Landes 
und seinem engen Anschluß an die westliche Kultur die Wege zu be- 
reiten strebt, in Zollfragen unbedingt Partei und vermag die Vorteile 
nicht unbefangen zu würdigen, die Schutzzölle unter bestimmten 
Voraussetzungen sicherlich mit sich bringen können. 


Diese Vorteile sind oft geschildert worden und nicht zu leugnen. 
Hat doch — beispielsweise — auch England, als es noch Schutzzölle 
einhob, einen starken Aufschwung seiner Landwirtschaft erlebt und 
sich von der Einfuhr über See nahezu unabhängig gemacht, ganz 
ebenso wie später Deutschland unter der Herrschaft der Agrarzölle 
die Erträgnisse seiner Landwirtschaft gewaltig steigern und nun im 
Kriege selbst auf die russische Getreidezufuhr zur Not verzichten, 
ja gelegentlich auch Oesterreich noch aushelfen konnte. Das sind aber 
Vorteile, die nur der unterschätzen kann, der die Kriegsgefahr nicht 
in Rechnung ziehen zu müssen glaubt, weil er den Frieden oder doch 
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die ungestörte Nahrungszufuhr für alle Zeit und alle Möglichkeit für 
gesichert hält. 

Dazu kommt dann noch, daß durch die Schutzzölle auch in 
Friedenszeiten die Einfuhr an wichtigen (landwirtschaftlichen und 
gewerblichen) Erzeugnissen zugunsten der inländischen Erzeugung 
gehindert und dadurch einerseits stärkerer Verschuldung an das 
Ausland vorgebeugt, andererseits die Zahl de» steuerkräftigen Be- 
triebe im Inlande wesentlich. vermehrt wird. 

Und endlich läßt sich nicht verkennen, daß manchen — land- 
wirtschaftlichen wie großgewerblichen — Unternehmungen durch die 
(unter dem Schutze der Zölle ermöglichte) Sicherung des inländischen 
Absatzgebietes erst die Möglichkeit geboten wird, ihre Betriebs- 
einrichtungen zu vervollkommnen und so die Erzeugung zu ver- 
billigen und zu steigern. 

Andererseits ist aber gewiß auch S. vollkommen im Rechte, 
wenn er meint, daß in allen Ländern der Zoll beibehalten wird, auch 
wenn der einst angeblich schutzbedürftige Industriezweig den Wett- 
streit mit dem Auslande längst erfolgreich aufgenommen hat und 
daß dies immer wieder geschieht, weil »nicht wirtschaftliche, sondern 
Machtmotive, nicht die Interessen der Produktivität, sondern die 
der Rentabilität einzelner großer Unternehmungen auch diese Schutz- 
zollpolitik beherrschen«. Dadurch wird dann aber tatsächlich nur 
bewirkt, daß »die Ueberschüsse der durch natürliche und Standorts- 
vorteile blühenden Industrien ebenso wie die Lebensnotwendigkeiten 
der ungeschützten Klassen dazu verwendet werden, die Gewinne 
lebensunfähiger aber durch politische Einflüsse mächtiger Wirtschafts- 
zweige über die, durch die wirtschaftliche Durchschlagskraft gerecht- 
fertigten Grenzen zu erhöhen«. 

Ebenso mag es geschehen, daß Schutzzölle die Kartellbildung 
auch in Gewerbezweigen fördern, in denen die wirtschaftlichen wie 
die technischen Bedingungen für die Erzeugung im Großen noch gar 
nicht gegeben sind, daß durch sie den heimischen Industrien die Roh- 
stoffe verteuert werden, und daß ihnen damit die Möglichkeit des 
Wettbewerbes mit den Industrien des Auslandes genommen wird. 
Allein die üblen Folgen der Kartellbildungen zeigten sich doch — wie 
ja S. selbst zugeben muß — schließlich auch in Freihandelsländern. 
Auch hier ließe sich die Zusammenballung der Betriebe und Kapi- 
talien in wenigen Händen und in weiterer Folge das stete Wachsen 
der Ungleichheit der Einkommensverteilung nicht hindern und wenn 
— auf Grund der Zahlen Tyszkas — behauptet wird, daß sich doch 
wenigstens die Reallöhne in Freihandelsländern höher gehalten hätten 
als in Schutzzollstaaten, so darf dabei nicht unerwähnt bleiben, daß 
die Berechnungen, die Tyszka hierüber anstellt, von vielen Seiten 
heftig bestritten werden. i 

Keinesfalls aber darf man — wie dies S. zu tun scheint — 
die Schutzzollpolitik geradezu als die Mutter des Imperialismus 
schildern. Denn wenn man behaupten will, daß der Wunsch, den 
Staaten weite Absatzgebiete anzugliedern, ver allem aus dem Bestreben 
entstanden sei, die Grenzen des durch Schutzzölle abgesperrten, aber 
auch gesicherten Absatzgebietes zu erweitern, so muß man doch nach- 
drücklicher, als dies S. tut, darauf hinweisen, daß keines Landes 
Imperialismus der Welt gefährlicher wurde, als der des Freihandels- 
landes England. 
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Die volkswirtschaftliche Zweckdienlichkeit, ja Schädlichkeit des 
Imperialismus deckt dann S. freilich mit erquickender Schonungs- 
losigkeit auf. Er zeigt, daß weder die Kolonien Englands, noch die 
des Deutschen Reiches in irgendwie entscheidendem Maße die Ueber- 
schüsse der industriellen Erzeugung des Mutterstaates aufzunehmen 
oder dessen Rohstoffbedarf zu en vermochten, und daß sie auch 
für die Wahrung des Volkstums der Auswanderer kaum ernstlich in. 
Betracht kommen. Er weist darauf hin, daß all diese eingebildeten 
Vorteile in Wirklichkeit jedenfalls in keinem Verhältnisse zu den 
Kosten stehen, die den Staaten durch die zur Durchsetzung der 
imperialistischen Politik erforderlichen Rüs4ungen und durch die 
Verwaltung der Kolonien erwachsen. j 

Andererseits aber erkennt S. die »rätselhafte Macht, die die Völker 
trotz alledem zu der Politik des Imperialismus zu bewegen vermag« 
doch nicht völlig, wenn er annimmt, daß nur die Rentabilitätsinteressen 
Einzelner hinter den imperialistischen Bestrebungen stehen. Denn 
niemals war der politische Einfluß einzelner Gruppen in den Staaten 
groß genug, um den wirtschaftlichen Forderungen der Machthaber 
ohne weiteres zur Erfüllung zu verhelfen, stets mußten vielmehr 
a a Momente ihnen ihre Unterstützung leihen. 

= Um bei dem Vaterlande Szabós, bei Ungarn zu bleiben: Niemals 
hätte der magyarische Adel seine eigensüchtige Klassen- und Wirt- 
schaftspolitik dem Lande aufzwingen können, hätte er nicht zuerst 
das Schlagwort der Beseitigung der Fremdherrschaft, dann das 
Schlagwort der Religionsfreiheit und schließlich das Schlagwort der 
nationalen und wirtschaftlichen Unabhängigkeit geschickt zu benützen 
vermocht. So konnte denn auch der Imperialismus nur gedeihen, 
weil er nicht allein den Interessen des großen Finanz- und Industrie- 
kapitals diente, sondern weil er auch dem Sehnen der Völker nach 
Weltruhm und Weltherrschaft entsprach. 

Dieses Sehnen aber besteht auch heute noch und ist gewiß ebenso 
mächtig, gelegentlich vielleicht sogar mächtiger als das Sehnen nach 
Freiheit und sozialer Gerechtigkeit, das so vernehmlich aus S.s werbe- 
kräftigem Schriftchen klingt. Man kann diesen Machthunger bedauern, 
kann ihn aber bei unbefangener Betrachtung der Weltgeschehnisse 
schlechterdings nicht leugnen. Selbst die Bolschewiki Rußlands streben 
nach Macht und verschmähen auch die Freihandelspolitik, weil sie 
wohl wissen, daß der Freihandel an sich noch niemals und nirgendwo 
den Geist der Freiheit und des sozialen Liberalismus zu beschwören 
vermochte. Sie beweisen mit ihrer ablehnenden Haltung aber gleich- 
zeitig durch die Tat, daß selbst die schrankenloseste Freiheit nicht 
zu der von S. so klug und eifrig verfochtenen Freihandelspolitik zu 
führen braucht. Die geistige, die soziale und die wirtschaftliche Ent- 
wicklung beeinflussen einander, aber sie beherrschen einander nicht. 

Immerhin ist es stets anregend und lehrreich, den Wechselbezieh- 
ungen nachzuspüren, die hier zutage treten. Auch S.s geistvolle 
Schrift, die nach vielen Seiten hin willkommene Ausblicke eröffnet, 
wird daher bei Anhängern wie bei Gegnern seiner Gedankengänge 
aufmerksame und dankbare Leser finden. (Julius Bunzel.) 


22. Geld-, Bank- und Börsenwesen. 


Schwarz, Richard: Das Valutaproblem und die 
Rohstoffrage im Verhältnis zu »Mitieleuropdar. 
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Manzsche k. u. k. Hof-, Verlags- und Universitätsbuchhandlung, 
Wien 1917. 55 Seiten. Kr. 1.60. 

»Gustav Stolper verlangt in dem Vorwort seines Werkes Recht- 
fertigung von allen jenen, die die unübersehbare handels- und wirt- 
schaftspolitische Literatur während des Krieges um eine neue Schrift 
vermehrt haben. Wenn ich es wagte, im Gegensatz zu den meistens 
recht allgemein gehaltenen Erörterungen mit einem konkreten Vor- 
schlag vor einen Leserkreis zu treten, so war hiefür nicht in letzter 
Linie die Absicht bestimmend, die Diskussion der wirtschaftlichen 
Fragen auf dem Wege der Kritik und Stellungnahme zu meinen Dar- 
legungen in konkrete Bahnen zu lenken« sagt der Verf. (S. 55). Der 
hier gemeinte konkrete Vorschlag ist im wesentlichen, daß die Mittel- 
mächte, um den Wert ihrer Valuta wieder zu heben, den Bezug und 
die Verarbeitung ausländischer Rohstoffe und die Ausfuhr der daraus 
hergestellten Produkte systematisch fördern und einheitlich organi- 
sieren sollen. Der Vorwurf; mit seiner Abhandlung nicht viel neues 
gebracht zu haben — erklärt der Verf. — käme ihm natürlich nicht 
überraschend. Er habe sich aber von dem Bestreben leiten lassen, 
aus der ihm bekannten Diskussion der Valuta und Rohstoffrage ein 
einheitliches Problem zu formulieren und für dessen Lösung einen 
Weg zu suchen, der gangbar ist, unabhängig von jenen strittigen Prob- 
lemen, die in absehbarer Zeit keine Lösung finden werden (S. 53). 

Das Bestreben ist anerkennenswert, das Ergebnis leider wenig 
bedeutend. — Mit dem Leitsatz: Rohstoffe importieren und Fertig- 
fabrikate exportieren (S. 35 und 43) ist nicht nur »nicht viel neues, 
sondern überhaupt nicht viel gesagt. Die Frage, das Problem 
ist: wie macht man das?« Darauf aber weiß der Verf. nur eine 
sehr unzulängliche Antwort. 

Er erkennt z. B. zwar, daß »erstens Kapital vorhanden sein muß, 
um den Rohstoff bezahlen zu können«. Aber dessen Beschaffung 
stellt er sich sehr naiv vor. »Kapital dürfte in genügender Menge 
vorhanden sein« — meint er — »die Thesaurierung der Industrie- und 
Handelsunternehmen während des Krieges hat fraglos Kapitalüber- 
schüsse gebildet . . . für Operationen von solcher Dringlichkeit und 
allgemein nützlicher Konsequenz darf die Heranziehungsmöglichkeit 
auch privaten Kapitales nicht versagen. Sechsmal haben wir bisher 
Milliarden aufgebracht, um die Kosten der laufenden Kriegsausgaben 
zu decken... Istes da nicht mehr als einleuchtend, daß auf ähnlichem 
Wege Kapitalien aufgebracht werden könnten, die nur zum Zwecke 
der Valutaverbesserung verwendet würden ?« (S. 31). Das ist aller- 
dings einleuchtend, aber wie mit diesem »im Anleiheweg ge- 
schaffenen Kapital«, inländischem(!) Kapital der Rohstoff- 
einkauf im Auslande finanziert werden soll — worin das eigent- 
liche Problem liegt —, darüber erfährt man nichts. Der Vert. 
sagt einfach: »Mit dem im Anleiheweg geschaffenen Kapital eines oder 
mehrerer Verbandsstaaten tätigt die zu schaffende Rohstoffeinkauf- 
zentrale mit dem Auslande Abschlüsse in verschiedenen Rohstoffen« 
— das »Wie?« bleibt unerörtert — »verteilt dieselben usw.«. Wenn 
er meint, »einen ähnlichen Weg hat Deutschland bereits durch seine 
Valutaanleihe in der Schweiz beschritten« (S. 32), so unterläuft ihm 
hiebei eine arge Verwechslung. Zwischen der von ihm vorgeschlagenen 
(inländischen) und einer echten (ausländischen) »Valuta«anleihe be- 
steht denn doch ein ganz beträchtlicher Unterschied. 
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Was der Verf. sonst an »konkreten Vorschlägen« bringt, ist von 
der bekannten recht allgemeinen Natur: »Zusammenschluß der Roh- 
stoffverbraucher« der Mittelmächte zum Zweck des möglichst billigen 
Einkaufs (S. 39), »weitestgehende Verminderung der Produktionskosten 
und möglichste Ausschaltung des verteuernden Zwischenhandels«, um 
auf dem Weltmarkt Absatz zu finden (S. 44) u. dgl. 

Diesen Vorschlägen gehen einige theoretische Erörterungen voraus, 
die Ansätze von eigenen Gedanken enthalten. So der Versuch, 
die Probleme der Uebergangswirtschaft einheitlich als »Wertprebleme«, 
»Wertveränderungs«probleme zu erfassen (S. 16). Aber auch hier 
bleibt der Verf. ganz an der Oberfläche haften und weiß den Grund- 
gedanken in der Ausführung nicht richtig zur Geltung zu bringen. 
Auch wimmelt es von Unklarheiten und Dilettantismen. So die Be- 
zeichnung der »Valuta« als einen »Wertmesser« (S. 17), der »Wert- 
steigerung« als »zirkulatorische Geldfunktion« (S. 21) und ähnlichen. — 
Die eingangs geforderte, in der Schrift bzw. am Schluß versuchte 
Rechtfertigung kann durch ihren Inhalt nicht als erbracht gelten. 

Alfred Amonn.) 


Werner,F.Prof.: Der HandelunddieKrediibanken 
in Ostpreußen. (Die Grundlagen des Wirtschaftslebens in 
Ostpreußen, 4. Teil.) Jena 1917, Gustav Fischer. M. 3.—. 

In schneller Folge erscheinen die Monographien, welche die 
»Grundlagen des Wirtschaftslebens von Ostpreußen« schildern und 
damit die informierenden Voraussetzungen zum Wiederaufbau der 
teilweise stark verwüsteten Provinz geben wollen. Der vorliegende 
4. Teil unterrichtet ıns über die Organisation, Verteilung und Haupt- 
gegenstände des Handels in Ostpreußen, über das Bank-, Kredit- 
und Transportwesen der Provinz und versinnbildlicht das Vorgetragene 
durch gelegentlich eingestreute Kartenskizzen. (R. Leonhard.) 


23. Genossenschaftswesen. 
24. Finanz- und Steuerwesen. 


25. Städtewesen und Kommunalpolitik. 








26. Wohnungsfrage. 


27. Unterrichts- und Bildungswesen. 


28. Jugendtürsorge, Armenwesen und Wohlfahrtspflege. 








29. Kriminologie, Strafrecht. 
30. Soziale Hygiene. 


3ı. Frauenfrage, Sexualethik. 
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Triedel, Heinrich, Geh. Justizrat, o. ö. Prof. d. Rechte an 
der Universität Berlin. Die Freiheit der Meere und 
der künftige Friedensschluß. — Berlin, Verlag von 
Julius Springer 1917. 4I Seiten. 

van Calker, Wilhelm, Prof. d. Rechte an der Universität 
Kiel. Das Problem der Meeresf[reiheit und die 
deutsche Völkerrechtspolitik. Vortrag, gehalten am 
2. März 1917 in Kiel. — Jena, Verlag von Gustav Fischer 1917. 
34 Seiten. 


Stier-Somlo, Fritz, Prof. Dr. iur. Die Freiheit der 
Meere und das Völkerrecht. Leipzig, Verlag von Veit 
u. Comp. 1917. 170 Seiten. l 

Diese 3 Schriften sind im Hauptpunkte vom gleichen Geiste 
getragen. Sie untersuchen, was eigentlich das Schlagwort von der 

»Freiheit der Meere« bedeutet und zeigen, daß insofern, als damit 

die Abschaffung des Seebeuterechts gefordert werden soll, diese 

Forderung nicht oder doch nicht ohne weiteres im deutschen Interesse 

liegt. Es handelt sich also um höchst zeitgemäße Aufklärungen der 

öffentlichen Meinung, die Referent um so lebhafter begrüßt, als er 
ihren grundsätzlichen Standpunkt vollkommen teilt. Das gefährliche 

» Jonglieren mit einem Begriffe, dem man je nach dem besonderen 

Tagesinteresse oder nach politischen Sympathien die eine oder die 

andere Bedeutung beilegt« (Triepel), muß in der Tat ein Ende finden. 

Die zuletzt erschienene Abhandlung von Stier-Somlo ist die 
umfangreichste, weil sie nicht nur politisch und juristisch argumentiert, 
sondern zugleich den Leser belehrt, über geschichtliche Entwicklungen, 
über den Inhalt der Londoner Deklaration, über die neuen englischen 

Seekriegsverordnungen. Verfasser legt mit Recht besonderes Gewicht 

auf die Tatsache, daß die anerkannte Freiheit der Meere in Friedens- 

zeiten nicht allzuviel bedeutet, weil sie ja nicht hindert, daß die Ver- 
schließung der Häfen, daß Zölle, Ausfuhr- und Einfuhrverbote, Be- 
schränkungen der Küstenschiffahrt oder sonst allerlei rechtlich un- 

. verbotene Schikanen die Freiheit des Handels (auf die es sachlich 

natürlich ankommt) trotzdem unterbinden. Er drückt das termino- 

logisch so aus, daß er sagt, als Rechtssatz gelte der Satz von der Frei- 
heit der Meere nicht einmal in Friedenszeiten. Solche terminologischen 

Eigenwilligkeiten kann man immer nur bedauern. Sie haben keinen 

eigenen Erkenntniswert und stiften Verwirrung. In der Tat hat 

sich über den Punkt alsbald eine Kontroverse zwischen dem Verf. 

und v. Liszt entsponnen (Jur. Wochenschrift 1917 Nr. 13 und 1918 

Nr. 2), die z. T. auf einem Mißverständnis v. Liszts beruht, im übrigen 

allerdings sich auch auf wichtige sachliche Differenzen erstreckt. 

Wenn Verf., um die Geltung eines völkerrechtlichen Satzes za unter- 

suchen, in naturrechtlicher Weise »Gründes« für diese Geltung sucht, 

anstatt sich an der allgemeinen Rechtsüberzeugung und tatsächlichen 

Uebung genügen zu lassen, und wenn er die Geltung eines Rechts- 

satzes damit bestreitet, daß er einem der Rechtsgenossen (nämlich 

England) zutraut, es sei immer bereit gewesen, den Satz zu über- 

treten, falls er ihm einmal unbequem würde, so sind das Argumentatio- 

nen, die ein Jurist nur mit verwundertem Kopfschütteln lesen kann. 

Besonders lebhaft betont Verf., daßesin Kriegszeiten eine völkerrecht- 
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liche Freiheit der Meere nicht gibt. Es hat das aber auch wohl niemand 
behauptet. Alles Seekriegsrecht läuft im Kerne darauf hinaus, Schiff- 
fahrt und Handel zu beschränken und lediglich den Neutralen den 
freien Handel miteinander und wenigstens einen Rest des freien 
Handels mit den Kriegführenden soweit möglich zu sichern. Das 
wird, sagt Verf. mit Recht, so bleiben, solange es überhaupt Seekriege 
grbt. Was Deutschland erstreben kann und erstreben soll, ist eine 
rechtssatzmäßige Sicherung wahrer Freiheit der Meere, d. h. des 
Handels in Friedenszeiten. Im übrigen wird es (da die Hoffnung 
einer völligen Niederringung Englands eine Utopie sei: Seite 134) 
danach trachten müssen, ein neues Gleichgewichtssystem unter den 
Weltmächten zu erkämpfen. — Schlußsatz: »Die Zukunft der Welt 
ruht in dem festen Willen aller Völker und Staaten, sich gegenseitig 
Leben, Entwicklung Freiheit und Kultur zu verbürgen.« Man könnte 
sagen: Da siehts ja bös aus mit der Zukunft der Welt, aber wer nicht 
spotten will, versteht schon richtig, wie’s gemeint ist. — Im Ganzen ein 
verständiges, populär belehrendes Buch. Der »Waschzettel« des Ver- 
legers versichert uns allerdings, daß es die Irrlehren von mehr als 
drei Jahrhunderten stürze und zu neuen bisher unerhörten Forde- 
rungen gelange. Aber ich bin überzeugt, daß niemand dieses unwürdige 
E mit größerem Unwillen gelesen hat, als der Herr Verf. 
selbst. 

Van Calkers Vortrag hat seinen besonderen Wert darin, daß er 
mit großer Sorgfalt die Debatten, die alle paar Jahre im Reichstage 
über das Für und Wider der Abschaffung des Seebeuterechts statt- 

efunden haben (vgl. die Nachweisungen in n. 39) verwertet und 

merkenswerte Aussprüche Bismarcks, Caprivis und hervorragender 
Parlamentarier ans Licht zieht. Mit van Calkers Schlußfolgerungen 
kann ich mich nicht befreunden. Gewiß darf die deutsche Völker- 
rechtspolitik nur von deutschen Interessen beherrscht sein und soll 
die Regelung des Verhaltens Deutschlands in künftigen Seekriegen 
nicht ohne Mitwirkung des Reichstages stattfinden. Aber die vom 
Verf. (wenn ich ihn recht verstehe) aufgestellte Forderung, Deutsch- 
land solle sich jeder vertragsmäßigen Bindung in bezug auf das 
Seekriegsrecht enthalten, scheint mir durchaus nicht im nationalen 
Interesse zu liegen. Eine künftige wohlabgewogene und ratifizierte 
Konvention der Seestaaten (die vermutlich der Londoner Deklaration 
trotz allem recht ähnlich sehen wird) wird Deutschland, solange sich 
der Gegner daran hält, mehr Vorteil als Nachteil bringen. Wenn der 
Gegner sie bricht, hätten wir ja sofort, nach den Grundsätzen der 
Gegenseitigkeit und der Vergeltung, in gleichem Maße wieder freie 
Hand. Ueberdies wird die Zukunft aber doch auch wieder Kriege 
bringen, in denen Deutschland neutral ist. Wie soll dann das Interesse 
des deutschen Seehandels anders geschützt werden können, als auf 
der Grundlage einer internationalen Konvention ? Nach einer solchen 
muß die deutsche Politik streben und sehen, wie weit sie darin die 
althergebrachten und unvermeidlichen Geißeln des freien Seehandels: 
Beuterecht, Konterbandeunterdrückung, Blockade und Durchsuch- 
ungsrecht bändigen und umhegen kann. 

Auf diesem Standpunkt steht die Abhandlung Triepels. Sie ist 
in der Hauptsache ein mit zwingender Ueberzeugungskraft durch- 
geführter Nachweis, daß Seebeuterecht, Blockaderecht und Konter- 
banderecht eine sich derart ergänzende unheilige Dreieinigkeit bilden, 
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daß man sie nur im Ganzen dulden oder im Ganzen verwerfen kann, 
und daß es ein verhängnisvoller Irrtum wäre zu glauben, die Ab- 
schaffung des Ganzen oder gar eines dieser Rechte würde Deutschland 
zum Nutzen ausschlagen. »Freiheit der Meere« in diesem Sinne ist 
keine deutsche Forderung. Eine deutsche Forderung ist Sicherung 
der Meeres- und Handelsfreiheit im Frieden. Dagegen: »Die Be- 
seitigung des Seebeuterechts würde Deutschland mindestens keinen 
Nutzen, wahrscheinlich aber Schaden bringen. Es wäre ein verhängnis- 
voller politischer Fehler, schwererrungene Pfänder gegen das Ver- 
sprechen herzugeben, es solle das Privateigentum zur See unverletz- 
lich sein« (S. 38). Höchstes Ziel deutscher Kriegführung und deutscher 
Politik ist und bleibt »Befreiung der See von der Tyrannei Englands«. 
Darin gipfeln die aus voller Beherrschung des Materials mit scharfer 
Logik und in schöner Steigerung vorgetragenen Ausführungen, die 
übrigens neuestens durch einen gehaltvollen Artikel über die Neu- 
orientierung der amerikanischen Seerechtspolitik (im »Roten Tags 
vom 16. II. 1918) ergänzt werden. Dem Schlußabschnitt allerdings 
vermag ich nur mit starken Vorbehalten zuzustimmen. Zunächst 
ist es mir ganz unverständlich, wie Verf. dazu kommt, von W. 
v. Siemens den Satz »Deutschland hat mit dem Seerecht, an dessen 
Zustandekommen es stets vertrauensvoll mitarbeitete, von allen Be- 
teiligten das schlechteste Geschäft gemacht«, als ein »wahres Wort« 
anzuführen. Das Fatale für Deutschland war doch gerade umgekehrt, 
daß das Seerecht nicht zustandegekommen, nämlich die Londoner 
Deklaration nicht ratifiziert worden ist. Triepel selbst setzt auf S. 13 
papan auseinander, welchen Nutzen die Geltung der Londoner 
eklaration Deutschland gebracht hätte und künftig bringen könnte. 
Im übrigen mag wohl sein, daß es mit England auf Leben und Tod 
geht und für diesen Fall teile ich des Verf. trotzige Zuversicht: »Ein- > 
mal muß Karthago zerstört werden und einmal wird es zerstört werden. « 
Aber ich zweifle, ob die römischen Senatoren diesen Entschluß gefaßt 
oder gar verkündet haben, als es ihnen Zeit schien, den ersten punischen 
Krieg siegreich zu beenden und mit der karthagischen Friedenspartei 
zur »Verständigung« zu kommen. Auch Deutschland bedarf einmal 
der Atempause, während deren doch mindestens der ehrliche V er- 
such gewagt werden muß, ob nicht unter dem gemeinsam emp- 
fundenen Druck asiatischen und amerikanischen Aufstiegs eine 
dauernde Verständigung mit England gelingt. Deshalb fällt es 
mir auch aus dem Stil der fein abwägenden Abhandlung, daß Verf. 
am Ende ganz unvermittelt und unbedingt fordert: »daß wir 
die flandrische Küste und den sicheren Landweg zu ihr in die Hand 
bekommen« Angenommen, es eröffne sich durch neue Siege und 
fortdauernden Erfolg des U-Boot-Krieges die Möglichkeit, gegen 
Freigabe der flandrischen Küste eine ehrliche Verständigung mit 
England und Amerika und damit für eine voraussichtlich stattliche 
Reihe von Jahren die Wiederherstellung wirklicher Freiheit des Welt- - 
handels im friedlichen Wettbewerb einzutauschen, wie dürfte die 
deutsche Regierung zögern, zuzugreifen? Die militärische Grenz- 
bedrohung, welche die volle Unabhängigkeit Belgiens zweifellos in 
sich schließt, wiegt leichter als die Gefahr wirtschaftlicher Verkümme- 
rung innerhalb gepanzerter Grenzen, aber unter dem Druck eines 
Boykotts durch die beiden angelsächsischen Reiche und ihre Tra- 
banten. | (Thoma.) 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 44. 3- 57 
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33. Gewerbe-, Vereins- und Privatrecht. 








34. Politik. 


von Liszt, Prof. Dr. Franz: Vom Staatenverband 
zur Völkergemeinschafi,ein Beitrag zur Neu- 
orientierungderStaatenpolitikunddesVölker- 
rechts (Heft 2 der Schriftenfolge »Fehler und Forderungen .«). 
Gg. Müller, München und Berlin, ohne Jahreszahl. 79 Seiten. 
Die beiden ersten Kapitel enthalten einen sehr angenehm zu 
lesenden Ueberblick über die neueste Entwicklung der Völkerrechts- 
gemeinschaft, ihre inneren Gegensätze und die Ursachen des Welt- 
krieges. Der Schwerpunkt liegt im 3. Kapitel, in dem der berühmte 
Völkerrechtslehrer seine Gedanken über den Wiederaufbau des 
Staatenverbandes und des Völkerrechts entwickelt. Auf imperia- 
listische Politik werden die Weltmächte nicht verzichten. Aber an 
die Stelle einer Vielzahl von Faktoren der großen Politik werden 
wenige große Gruppen treten. Voraussichtlich drei: Der Vierbund, 
England und Amerika, Rußland und Japan. Dadurch würden die 
Gegensätze zwar eher verschärft, aber die Organisation der Staaten- 
gemeinschaft vereinfacht und erleichtert. Das allgemeine Friedens- 
völkerrecht werde sich weiter entwickeln, ob ein allgemeines Kriegs- 
völkerrecht zwischen den großen Gruppen wiederhergestellt und fort- 
gebildet werden könne, sei zweifelhaft. Große Aufgaben erwüchsen 
aber jedenfalls der Völkerrechtspolitik und -Wissenschaft beim Aus- 
bau der internationalen Beziehungen und Friedensgarantien innerhalb 
der großen Staatengruppen. l 
rstaunt hat mich, daß selbst ein so realpolitisch und scharf 
denkender Jurist und Politiker wie v. Liszt die Einführung einer 
Zwangsordnung und Exekution in das Völkerrecht als eine zwar 
nicht aussichtsreiche aber doch wünschenswerte Zukunftsaufgabe 
behandelt, obwohl sie doch praktisch immer eine Mediatisierung der 
freien Nationalstaaten bedeuten würde, mit der im Konfliktsfalle 
immer nur das Volk zufrieden sein könnte, dem — offen oder heim- 
lich — die Hegemonie zugefallen ist. So bringt die kantische Ueber- 
höhung des formalen Rechtszweckes über alle materiellen Ideale der 
Menschheitsentfaltung im freien Nebeneinander der wechselnden, 
gegenwärtig dem Nationalstaat, künftig vielleicht anderen Bildungen 
zustrebenden Gruppen, gelegentlich selbst die Häupter der Völker- 
rechtswissenschaft unter ihre Suggestion. ° 
Zum Schlusse fordert der Verfasser eine Demokratisierung der 
auswärtigen Politik und knüpft daran merkwürdig kühne Hoffnungen 
auf die Friedlichkeit, welche diese wahre »Völkergemeinschaft« im 
Gegensatz zur heutigen »Staatengemeinschaft« erfüllen werde. 
(Thoma.) 


Nach demWelikrieg, Schriften zur Neuorientierung der aus- 
wärtigen Politik. 
Heft ı: Völkerrechtsgeist von Dr. Hugo Sinzhesimer. 
37 Seiten. 
Heft 2: Der Weltfriedensbund und die Wiedergeburt des 
Völkerrechts von Walther Schücking. 34 Seiten. Verlag 
Naturwissenschaften G. m. b. H., Leipzig 1917. 
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Es handelt sich um programmatische Vorträge, die am 3. Dezember 
1916 gehalten worden sind bei der Gründung des Vereins »Zentral- 
stelle ‚Völkerrecht‘, deutsche Zentrale für dauernden Frieden und 
Völkerverständigung«.. Kundgebungen sozusagen des linken Flügels 
der Bestrebungen, die auf einen Wiederaufbau des Völkerrechts nach 
dem Kriege gerichtet sind und dabei besonders den Ausbau aller der 
Kriegsverhütung dienenden Einrichtungen betonen und — hierin vor 
allem abweichend vom rechten Flügel (wenn man so sagen darf), dem 
Ref. sich zurechnet — die Krönung der »Organisation der Welt« durch 
Zwangsmittel eines Weltbundes fordern. Es ist natürlich hier nicht 
möglich, in eine prinzipielle Auseinandersetzung mit den Verfassern 
einzutreten. Sie würde mich ziemlich weit von ihnen wegführen. 

Unter diesem Vorbehalt stehe ich nicht an, den Vortrag Sinz- 
heimers zu begrüßen als eine besonders feine, vertiefte und besonnene 
Darlegung eines gemäßigten Pazifismus, mit dessen praktischem 
Arbeitsprogramm auch anders denkende Freunde einer möglichsten 
Völkerversöhnung und Friedenssicherung eine gute Strecke Weges 
gemeinsam gehen können. Der Vortrag Schückings tritt in dieses 
Arbeitsprogramm mit genaueren Vorschlägen ein, die sich in der 
Richtung bewegen, welche schon die beiden Haager »Friedenskon- 
ferenzen« betreten hatten. (Thoma.) 


35. Kriegswirtschaft. 


Koch, Waldemar: Handelskrieg undWirtschafts- 
expansion. Ueberblick über die Maßnahmen und Bestrebungen 
des feindlichen Auslandes zur Bekämpfung des deutschen Handels 
und zur Förderung des eigenen Wirtschaftslebens. Jena 1917, 
Gustav Fischer. VIII und 283 Seiten. M«5.50. 

Die Darstellung von Vorgängen aus dem Gebiete der militärischen 
und wirtschaftlichen Kriegführung während des Weltkrieges muß 
vom wissenschaftlichen Standpunkt Bedenken erregen, weil wir, auch 
bei auf strenge Sachlichkeit gerichtetem Streben der Verfasser, den 
Ereignissen noch zu nahe stehen, um ihre letzten Auswirkungen auch 
nur in Umrissen erkennen zu können. Das gilt kaum von einem andern 
Gebiet so sehr wie von dem der weltwirtschaftlichen Beziehungen ; 
über ihre künftige Gestaltung können heute nur Mutmaßungen und 
Wünsche ausgesprochen werden. Für eine spätere Beurteilung der 
Maßnahmen und Folgen des Wirtschaftskrieges wird jedoch ein großer 
Teil des nicht nur in amtlichen Veröffentlichungen enthaltenen, 
sondern in der Presse der verschiedenen Länder, in Gerichtsurteilen, 
ın Prospekten und Satzungen von Gesellschaften und Vereinen zer- 
streuten Materials kaum noch greifbar sein. Das Institut für Seeverkehr 
und Weltwirtschaft in Kiel leistet daher eine wertvolle Vorarbeit, 
wenn es in einer Schriftenreihe »Der Wirtschaftskrieg« das von unsern 
Feinden eingeleitete Vorgehen auf dem wirtschaftlichen Kriegsgebiet 
übersichtlich angeordnet zur Darstellung bringt. Der vorliegende 
erste Band der Sammlung gibt einen -allgemein unterrichtenden 
Ueberblick über die in sämtlichen uns feindlichen Ländern ergriffe- 
nen wirtschaftlichen Kampfmaßnahmen, und zwar kommen bei jedem 
Land die auf die Schädigung der Interessen und die auf die Förde- 
rung des eigenen Wirtschaftslebens gerichteten Maßnahmen getrennt 
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zur Darstellung. Die Zurückhaltung, die der Verf. in bezug auf eine 
endgültige Beurteilung der dargestellten Vorgänge übt, erhöht die 
wissenschaftliche Brauchbarkeit des Buches, das auch dem Politiker 
und dem Interessenten von Wert sein wird. 

(Charlotte Leubuscher.) 


Nachimson,Dr. M.: Imperialismus und Handels- 
kriege. Eine volkswirtschaftliche Untersuchung über die Ent- 
wicklungstendenzen der modernen Wirtschaft und der Handelspoli- 
tik. Bern 1917, Verlag von Ferd. Wyss. 167 S. 

Hofrichter, Dr. Anton: Krieg und Handelsrivali- 
tät. Ein kritischer Beitrag zur deutsch-englischen Politik. Berlin 
1917, Verlags-Buchhandlung Vorwärts. 104 S. 

Die beiden Schriften ergänzen sich sehr gut, da N. die allgemeinen 
Tendenzen der Kolonialpolitik und der Handelspolitik populär und 
doch wissenschaftlich darzustellen unternimmt, während H: einen 
Spezialfall der Handelsbeziehungen untersucht und mit reichlicher 
Statistik eine eingehende Analyse der englischen Volkswirtschaft 
verbindet, soweit sich diese Untersuchung bei Betrachtung des briti- 
schen Handels führen läßt. 

Von N.s Buch wiederholt der ı. Abschnitt: Der Imperialismus 
zumeist Argumente und Gedankengänge, wie sie von marxistischer 
Seite schon oft zum Thema Kolonialpolitik beigebracht sind (Kautsky, 
O. Bauer, Parvus usw.) und in Hilferdings »Finanzkapital« ihre syste- 
matische Darstellung und theoretische Begründung fanden. Trotzdem 
sind besonders die Kapitel: Die Kolonien der europäischen Großmächte 
als Absatzmärkte und die Kolonien als Rohstofflieferanten wegen ihrer 
statistischen Daten dankenswert. 

Aktuell und gerade für die heutige Situation wichtig ist der 
2. Teil: Der drohende „Handelskrieg. In nüchterner Betrachtung der 
wirtschaftlichen Grundlagen von »Mitteleuropa« und ähnlicher Pläne 
des Zehnverbandes unterzieht N. diese Kriegsprojekte einer scharfen 
Kritik, wobei er sich vor allem auf die Untersuchungen des Vereins 
für Sozialpolitik zum Thema Mitteleuropa stützt. Er kommt zum 
Schlußergebnis: 

»So also liegen die Verhältnisse, wenn man sie vom Standpunkte 
der en Entwicklung betrachtet: Die Zentralmächte sind 
mit der Zeit nicht enger aneinander gewachsen, sondern vielmehr immer 
weiter auseinandergegangen und haben sich mit dem Weltmarkt 
verbunden. Denn die Industrie ist dem Rahmen des eigenen Staates 
schon längst entwachsen, sucht und findet überall Verbindungen, 
die jetzt allerdings zerrissen sind, die aber nach dem Krieg früher 
oder später wiederum hergestellt werden müssen.« (S. 106.) 

Im Schlußkapitel sucht N. die Entwicklung nach Kriegsschluß 
zu kennzeichnen. Er weist auf die zahlreichen wirtschaftlichen Motive 
hin, die dem Freihandel günstig sind und zu einem friedlichen Waren- 
austausch der Staaten drängen, verkennt aber nicht die pschologischen, 
zum Teil aus der Kriegszeit stammenden Kräfte, die zu handelspoliti- 
schen Gruppenbildungen tseiben mit Abschließungstendenzen gegen 
konkurrierende Schutzzollbündnisse. Sehr gut ist der Hinweis auf 
die Rolle der Neutralen, die solche Abschließungstendenzen der 
»Weltreiche« erschwert und auf die völlig geänderte Stellung der Roh- 
stoffländer, die sich auch: in einer politischen Emanzipierung der 
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Kolonien oder wenigstens in der Lockerung der Abhängigkeit von den 
europäischen Mutterländern äußern muß. Es sind aber so zahlreiche 
widerstreitende Tendenzen vorhanden, daß alles Vorhersagen heute 
unsicher ist, zumal wir die psychologische Einschätzung der Kriegs- 
ergebnisse durch die Menschen der Nachkriegszeit nicht vorhersehen 
können. Vor allem ist eine gründliche Durchforschung der Tatsachen, 
der Veränderungen der Kriegswirtschaft dann nötiger denn je, und 
eine energische Absage an bloße Schlagworte, wie sie die Kriegszeit 
massenhaft gezeitigt hat. Auch hebt N. immer wieder den Gegensatz 
zwischen dem Profitinteresse einer bestimmten Kapitalistengruppe 
und dem Interesse der Gesamtentwicklung der kapitalistischen Wirt- 
schaft hervor. Beides wird nur zu häufig, selbst in wissenschaftlichen 
Schriften, verwechselt. 

Dr. H. untersucht den deutsch-englischen Wirtschaftsgegensatz, 
der ja in der Kriegsliteratur eine so große Rolle spielt. Er weist unter 
Beibringung eines umfangreichen statistischen Materials, das er aber 
sehr kritisch verwendet und eingehend kommentiert, darauf hin, 
daß ein unüberbrückbarer Gegensatz zwischen der deutschen und 
englischen Volkswirtschaft gar nicht bestand. Zwar spielte die Handels- 
rıvalität auf gewissen Gebieten keine geringe Rolle, aber selbst hier 
A sich eine gewisse Arbeitsteilung, da Deutschland mehr Europa 
und den Osten versorgt, während England zumeist nach Uebersee 
und denKolonien exportiert. H. unterstreicht die Tatsache, daßEngland 
in den letzten Jahren zur Qualitätsindustrie übergegangen ist, was 
N. nicht genügend betont. Der rein koloniale Absatz verlor damit an 
Bedeutung, obgleich vor allem der Export nach Siedlungskolonien noch 
bedeutend ist und trotz der vielleicht prozentual oft höheren Zunahme 
des Exports anderer Länder nach diesen Kolonien doch absolut sehr 
bedeutend stieg. Mit Recht warnt H. vor der unkritischen Verwendung 
von Prozentzahlen bei der Bewertung der Entwicklung des Handels, 
da es dabei doch sehr auf die absoluten Zahlen und deren Verhältnis 
zur Produktion des Ausfuhrlandes ankommt. N. sündigt hier auch 
bei manchen statistischen Tabellen. 

H. kommt zu keinem scharf formulierten Schlußergebnis, sondern. 
u nur die verschiedenen Strömungen aut, welche der Krieg zeitigt 
und welche die englische Handelspolitik nach dem Kriege bestimmen 
werden. Er weist auf manche interessante Faktoren hin, die zum 
Schutzzoll drängen, z. B. die Versteifung des englischen Zinsfußes 
und Kapitalverschiebungen. Doch werden diese Tendenzen wohl 
untergeordnete Bedeutung haben im Vergleich zur Richtung der 
allgemeinen europäischen Handelspolitik, die nicht zuletzt von der 
Gestaltung der russischen Agrar- und Industrieverhältnisse maßgebend 
beeinflußt werden dürfte. Die russische Revolution eröffnet hier 
auch völlig neue Perspektiven. 

Beide Schriften hinterlassen aber bei aller Lückenhaftigkeit des 
Materials den Eindruck, daß angesichts der allgemeinen Erschöpfung 
der Wirtschaft Europas, des Erstarkens der Rohstoffländer Asiens 
und Afrikas, der Industrieländer Nordamerikas und Ostasiens eine 
Freihandelspolitik bei Uebergang zur Qualitätsindustrie der Gesamt- 
entwicklung Europas am förderlichsten ist. Einer solchen Entwicklung 
stehen wichtige Sonderinteressen starker Kapitalistengruppen ent- 
gegen und das Resultat wird von der politischen Macht der sich be- 
kämpfenden Parteien abhängen. Wissenschaftliche Untersuchungen 
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der handelspolitischen Verhältnisse vor dem Kriege und Darstellungen 
der Verhältnisse nach dem Kriege, sobald das Material dazu vorliegt, 
haben daher große praktische Bedeutung und können zur Klärung 
der Probleme viel beitragen. Es ist aber notwendig, daß die Statistik 
kritisch verwandt wird und daß man nicht von vornherein irgend 
etwas beweisen will. Gerade in dieser Hinsicht ist die vorsichtige 
Untersuchung H.s sehr zu begrüßen, die auch so mancher pseudo- 
marxistischen Konstruktion über den deutsch-englischen Gegensatz 
und die Rolle Englands im Weltkrieg den Boden entzieht. 
(O. Jenssen.) 


Der Nahrungsmittel- und Rohstoffbedarf Eng- 
lands« Bericht der Dominions Royal Commission. Dem Parla- 
ment vorgelegt im November 1915. Erschienen in London 1915. 
(Cd. 8133). Bearbeitet und ergänzt von Dr. Hermann Curth. 
(Kriegswirtschaftliche Untersuchungen aus dem Institut für See- 
verkehr und Weltwirtschaft an der Universität Kiel, 14. Heft.) 
Jena 1917, VIII und 142 Seiten. M. 3.—. 


Der vorliegende Bericht ist ein Ergebnis der im Jahre 1912 ein- 
gesetzten königlichen Kommission, deren Aufgabe die Untersuchung 
der wirtschaftlichen Wechselbeziehungen zwischen den einzelnen 
Teilen des britischen Weltreiches im Hinblick auf ihre Entwicklungs- 
fähigkeit war. Die Hauptarbeit zu seiner Abfassung wurde zweifellos 
schon vor Kriegsausbruch geleistet; doch fällt seine Beendigung be- 
reits in eine Zeit, in der England die Gefahr ins Auge fassen mußte, 
von einem großen Teil seiner überseeischen Zufuhr abgeschnitten zu 
werden, und es ist anzunehmen, daß diese Tatsache die Kommission 
bestimmt hat, der Frage, inwieweit das Vereinigte Königreich seinen 
Bedarf an Nahrungsmitteln und Rohstoffen selbst hervorbringt, be- 
sondere Aufmerksamkeit zu schenken. 

Mit der vorliegenden Bearbeitung glaubt der Herausgeber das 
zurzeit beste Material über diese Fragen darbieten zu können. Ferner 
will er in ihr die wachsende Bedeutung des Kolonialbesitzes für die 
Versorgung des englischen Mutterlandes mit lebenswichtigen Stoffen 
und damit eine der wesentlichen Grundlagen der imperialistischen 
Idee aufdecken. Durch die Hinzufügung vergleichender und ergänzen- 
der Tabellen, namentlich aus der englischen Produktions- und Ver- 
brauchsstatistik, durch eine übersichtlichere Anordnung der Tabellen 
und vor allem durch die Herausarbeitung von Gesamtübersichten 
für längere Zeiträume hat er die Brauchbarkeit und Uebersichtlichkeit 
des Materials für die wissenschaftliche Weiterbearbeitung erhöht 
und es auch für nichtfachmännische Kreise zugänglich gemacht. Vom 
Standpunkte der wissenschaftlichen Gründlichkeit wäre es wünschens- 
wert gewesen, wenn die methodischen Grundlagen des verarbeiteten 
Materials einer kritischen Prüfung unterzogen worden wären; doch 
ist dem Herausgeber zuzugeben, daß hierdurch der Rahmen der 
Arbeit und des gesteckten Zieles leicht überschritten worden wäre. 


Als positives Ergebnis wird man, auch wenn sich von zu weit- 
Ben Schlüssen fernhält, aus der Untersuchung eine wachsende 
edeutung des Kolonialbesitzes für die englische Volkswirtschaft 
entnehmen können, auf Grund deren man, namentlich im Hinblick 
auf die während des Krieges vollzogene politische Annäherung der 
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einzelnen Teile des britischen Weltreiches, in Zukunft mit einer 
weiteren Stärkung des imperialistischen Gedankens wird rechnen 
müssen. (Charlotte Leubuscher.) 


Druckfehler - Berichtigung. 


In der im ersten Hefte des XLIV. Bandes auf Seite 198—213 _ 
veröffentlichten Abhandlung von Dr. Ludwig von Mises soll der 
Titel statt »Zur Klassifikation der Geldtheorie« richtig heißen »Zur 
Klassifikation der Geldtheorien«. 
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Die Angestelltenbewegung und -Sozialpolitik in Oesterreich. 


—p. Die Angestelltenorganisationen in Oesterreich waren stets — 
wie schon aus allen früheren Darstellungen im Rahmen der Chronik 
hervorging — weniger extensiv. Es fehlen die großen alten Ge- 
hilfenverbände mit ihren stattlichen Kasseneinrichtungen. Der Pro- 
zentsatz der organisierten Handlungsgehilfen und Techniker ist sicher- 
lich viel kleiner als in Deutschland. Das schließt aber nicht aus, daß 
gerade die radikalen Verbände mehr Boden gewonnen haben. Im 
Gegenteil, da die Organisationstätigkeit in einem späteren Zeitpunkt 
einsetzt, so werden die Verbände schon auf modernerer Basis ge- 
gründet, und die Hemmnisse, welche in den alten Organisationen, 
in ihrer Tradition, in der konservativen Natur ihrer führenden Per- 
sönlichkeiten gegeben sind, kommen nicht in Betracht. 

Wir besitzen keine Daten, aus denen die soziale Lage der An- 
gestelltenschaft im Kriege, der Zustand und die Entwicklung des 
Arbeitsmarktes, mit ähnlicher Genauigkeit, wie es für Deutschland 
möglich ist, erschlossen werden könnte. Es können nur einige wich- 
tige Veränderungen in der sozialpolitischen Lage während des Krieges 
angedeutet und die Tätigkeit der einen oder anderen markanteren 
Organisation gestreift werden. 


Sozialpolitische Gesetzgebung. 


Die wichtigste Neuerung ist die Kriegsnovelle zum österreichi- 
schen Handlungsgehilfengesetz, welche die Rechtsverhältnisse der 
einberufenen Angestellten sicherstellen soll. 

Das österreichische Handlungsgehilfengesetz begründete schon 
in Friedenszeiten eine bedeutend bessere rechtliche Position der 
Handlungsgehilfen als in Deutschland. Die offenbar tiefgreifenden 
Kriegswirkungen auf die Angestellten versucht die österreichische 
Gesetzgebung (welche auch sonst während des Krieges wiederholt 
außerordentlich radikal vorging: z. B. im Mieterschutz) in der kaiser- 
lichen Verordnung vom 29. II. 1916 auszugleichen !): Alle diejenigen 
Handlungsgehilfen, welche am 25. VII. 1914 (Tag der Kriegserklärung 


*) Aus Raummangel bisher zurückgestellt. 
1) Der österreichische Bankbeamte, 9. III. 1916. 


Die Angestelltenbewegung und -Sozialpolitik in Oesterreich. 897 


gegen Serbien) einen Monat im Dienst standen und während des 
Dienstverhältnisses zur militärischen Dienstleistung einrückten, ver- 
bleiben im Besitz ihrer Stellung. Während der Dauer der militäri- 
schen Dienstleistung ist eine Kündigung nicht möglich. Der Hand- 
lungsgehilfe bezieht während dieser Zeit kein Entgelt. Hat jedoch 
das Dienstverhältnis bereits ein Jahr gedauert, so hat er Anrecht 
auf den Bezug seines Gehalts auf die Dauer von 4 Wochen. Bei Zeit- 
avancement ist die militärische Dienstzeit anzurechnen. War das 
Dienstverhältnis auf Zeit abgeschlossen, so rechnet die militärische 
Dienstleistung nicht mit; ist keine oder eine kürzere Kündigungs- 
frist als 6 Wochen vereinbart, so gilt mindestens 6wöchentliche Kün- 
digungsfrist nach der Rückkehr des Angestellten in seine Dienst- 
stelle. Besonders wichtig aber ist eine teilweise auf Kosten des Unter- 
nehmers gehende Invalidenabfindung: Ist der Handlungsgehilfe aus 
Gründen der militärischen Dienstleistung nicht in der Lage, nach 
Beendigung des Krieges seine Stelle auszufüllen, so gebühren ihm 
die Bezüge für die Dauer von 6 Wochen. — Kriegsleistung begründet 
dieselben Ansprüche wie militärische Dienstleistung. Die 
Vorschriften sind zwingenden Rechts. 

Da der Unternehmer für die während des Krieges eingestellten 
Handlungsgehilfen mindestens an die gesetzliche Kündigungsfrist ge- 
bunden ist, so bedeuten diese Vorschriften unter Umständen die 
Notwendigkeit für ihn, eine Zeitlang nach dem Kriege ein doppeltes 
Personal besolden zu müssen. Dadurch ist ein Teil des Risikos, das 
mit der Demobilisierung gegeben sein wird, auf den Unternehmer 
überwälzt. — 

Eine Sonderbestimmung des Gesetzes ist zugunsten derjenigen 
Angestellten eingefügt, welche eine automatische Zeitvorrückung 
(Zeitavancement) genießen. Dieses darf durch die Kriegszeit nicht 
unterbrochen werden. Die Angestellten rücken automatisch vor. 
Diese Bestimmung wurde gegen den Widerstand der Banken (in 
welchen in erster Linie Zeitavancement eingeführt ist) der Verordnung ' 
eingefügt und bedeutet einen wesentlichen Erfolg der Bankbeamten- 
organisation, auch prinzipiell, da dadurch der Beweis geliefert ist, 
daß auch bevorzugte Sonderkategorien eine Berücksichtigung ihrer 
Wünsche unter Umständen im. Rahmen allgemeiner Gesetze er- 
reichen können. 

Von weiteren ‚gesetzgeberischen Maßnahmen sei noch auf den 
Schutz des Ingenieurtitels hingewiesen. Auf Drängen 
der akademisch gebildeten Ingenieure ist nunmehr in Oesterreich be- 
stimmt worden ?), daß in Hinkunft nur Techniker mit Hochschul- 
bildung diesen Titel führen dürften. Hingegen dürfen absolvierte 
Gewerbeschüler, welche schon gegenwärtig den Ingenieürtitel 
führen, ihn weiter unter gewissen Voraussetzungen (6 Jahre Pra- 
xis usw.) behalten. Ebenso können ihn noch die derzeit an den Ge- 
werbeschulen studierenden künftigen Techniker unter bestimmten, 
erschwerenden Voraussetzungen erwerben. Diese »stolze Errungen- 

2) Zeitschrift des Verbandes deutscher Diplomingenieure, ı1./15. IV. 1917. 
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schaft« schafft eine alte Streitfrage aus der Welt und wird die deut- 
schen Ingenieure mit Hochschulbildung anregen, ihren Kampf um 
den Titel fortzusetzen. Sie bedeutet — von anderem abgesehen — 
einen Schritt weiter auf dem Wege, innerhalb der Angestelltenschaft 
eine privilegierte Oberschicht äußerlich abzuheben, welche den Unter- 
nehmern auch sozial näher steht. 

Das Bestreben der Angestelltenverbände geht nun — über die 
sehr begrenzte Sicherung der Kriegsteilnehmer hinaus — auf gesetz- 
liche Festlegung und Sicherung von Mindestlöhnen für die Privat- 
angestellten aller Kategorien. Diese Forderung, welche auch von 
den deutschen Angestelltenorganisationen vertreten wird, wird in 
Oesterreich von der »Ständigen Delegation der gewerkschaftlichen 
Angestelltenorganisationen« (siehe unten) erhoben ?). Die »Denk- 
schrift« geht davon aus, daß die Gesetzgebung vielfach im Interesse 
der Unternehmerschichten eingreife, auch dort, wo kapitalistische 
Erwerbsinteressen den sozialen Interessen der Arbeiter oder Ange- 
stellten gegenüberstehen. Selbst die Schutzgesetzgebung für die Ar- 
beiter werde von Profitinteressen beeinflußt. Alle bedeutsamen sozial- 
politischen Errungenschaften konnten nur durch die Kraft der Ar- 
beiterorganisationen durchgesetzt werden. Die Rücksicht auf die 
»Konkurrenzfähigkeit« gegenüber dem Ausland sei ein Schlagwort — 
noch nie sei der wiederholt angekündigte Ruin eingetreten. 

Zu den bisherigen: sozialpolitischen Gesetzen fehle aber völlig 
ein Lohnschutz. Höchstens die Art der Lohnzahlung, nicht 
aber die Lohnhöhe werde gesetzlich reguliert. Im Gegensatz dazu 
seien zZ. B. im Kriegsleistungsgesetz in Voraussicht der zu Kriegs- 
zeiten eintretenden Teuerung verhältnismäßig höhere Preise für alle 
im Kriegsfall anzusprechenden Waren festgesetzt worden. Hingegen 
sei nichts für eine Steigerung der Löhne und Gehälter gesetzlich vor- 
gesehen worden. In derselben Richtung liegt die Erhöhung der 
Höchstpreise parallel mit den steigenden Kosten. 

Dieses Prinzip sei nun durch die Kaiserliche Verordnung vom 
18. III. 19177 (Regelung von Lohn- und Arbeitsverhältnissen in den 
militärischen Zwecken dienenden Betrieben) auch auf Lohn- und 
Gehaltszahlungen ausgedehnt worden, und zwar in der Weise, 
daß allen Beschäftigten in Betrieben, die militärischen Zwecken 
dienen, ein Lohn gewährt werden solle, welcher ihren Leistungen ange- 
messen und den jeweiligen Lebens- und Arbeitsverhältnissen ange- 
paßt sei. Die Durchsetzung dieser Bestimmung (ähnlich im deutschen 
Hilfsdienstgesetz) ist durch Beschwerdekommissionen gewährleistet; 
Arbeiter und Angestellte (für welche das Gesetz gleichfalls gilt) können 
sich vor den Beschwerdekommissionen durch Berufsgenossen oder 
ihre Organisation vertreten lassen. — Die Beschwerdekommissionen 
entscheiden über Lohnhöhe, Entlohnung von Ueberstunden und Sonn- 
tagsarbeit, Teuerungszulagen, Arbeitszeit, Arbeitspausen, Sohn- und 








3) Vgl. hiezu die »Denkschrift« der »Ständigen Delegation der gewerk- 
schaftlichen Angestelltenorganisationen«. 
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Eeiertagsruhe usw. — also alle wichtigeren, sonst in einem Tarif- 
vertrag vereinbarten Bestimmungen des Arbeitsvertrags. 

Die Angestelltenorganisationen verlangen nunmehr in ihrer Denk- 
schrift, daß dieses Gesetz zur Sicherung einer angemessenen Lohn- 
höhe auch in den Frieden übernommen werde. Zu diesem Zwecke 
sollen für jeden politischen Bezirk Beschwerdestellen geschaffen wer- 
den; diese Beschwerdestellen sollen als Einigungs- und Lohnkom- 
missionen fungieren und in bestimmten Fristen sden Mindest- 
lohn festsetzen, unter welchen das Einkommen eines Angestellten 
nicht sinken darf, wenn nicht, wie durch die bisherige Lohnanarchie 
nach dem Kriege Verelendung von Familien und Massenauswanderung 
wieder eintreten sollen«.. Diesen Einigungs- und Lohnkommissionen 
soll auch der gesetzliche Schutz der Kollektivverträge obliegen. 

Im Gegensatz zu den ähnlichen Bestrebungen in Deutschland 
fällt auf, daß die Angestelltenorganisationen ganz parallel mit den 
Arbeitergewerkschaften vorgehen und kein spezielles Gesetz bzw. 
keine besondere Verwaltungsstelle für die Angestellten fordern. Der 
smittelständische« Charakter der Bewegung tritt in Oesterreich in 
den Hintergrund. 

Wie bei so vielen sozialpolitischen Forderungen, ist auch bei dieser 
charakteristisch, daß die Marktlage durch gesetzliche Vorschrift be- 
einflußt werden soll. In den Erwägungen der Verbände spielt die 
Ueberlegung keine Rolle, welches die Fernwirkungen von serzwungenen« 
Gehaltserhöhungen (im Sinne der Theorie serzwungen«) sein könnten. 
Letzten: Endes. zielt eine solche Gehaltsfestsetzung auf eine regulierte 
Wirtschaft, in welcher auch alle Preise und schließlich auch die Er- 
zeugungsmengen geregelt werden müßten. — 


Organisation. 


Die radikalgewerkschaftlichen Angestelltenorganisationen stehen 
— wie erwähnt — in Oesterreich im Vordergrund des Interesses. Sie 
haben auch den entscheidenden Einfluß auf die Oeffentlichkeit und 
gelten den gesetzgebenden Körperschaften und der Regierung gegen- 
über als die Vertretung der Angestellteninteressen, während die ana- 
logen Verbände in Deutschland eine der Zahl und dem Einfluß nach 
geringe Gruppe darstellen. Daher ist die Vorbereitung eines engeren 
Zusammenwirkens der Verbände nicht bedeutungslos. Während 
sich in Deutschland derartige Zusammenschlüsse wegen der Sonder- 
interessen jeder Organisation schwer vollziehen, ist das bei radikalen 
Organisationsgruppen in Oesterreich ohne weiteres möglich, weil es 
sich hierbei um Verbände handelt, die im Organisationsfeld mit- 
einander nicht konkurrieren. So wurde in der letzten Zeit von dieser 
Organisationsgruppe eine ständige Delegation der ge- 
werkschaftlichen Angestelltenorganisationen 
Oesterreichs« gebildet *). Dieser gehören an: der Zentralverein 
der kaufmännischen Angestellten Oesterreichs; der Reichsverband 


*) Organ der Versicherungsangestellten, März 1917. 
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der Bank- und Sparkassenbeamten Oesterreichs; der Verein der Ver- 
sicherungsangestellten Oesterreichs ; der Reichsverband der Advokaturs- 
und Notariatsbeamten Oesterreichs; der Reichsverein der Gehilfen- 
schaft des Buch-, Kunst- und Musikalienhandels Oesterreichs; der 
Verein der Handelsagenten für Privatkundenbesuch in Niederösterreich ; 
der Bund der technischen Beamten Oesterreichs; der Verein der 
Angestellten der sozialen Versicherungsinstitute Oesterreichs; der 
Verein der Zeitungsbeamten Oesterreichs. Wieviele Mitglieder diese 
Koalition umfaßt, wird nicht gesagt, es ist aber hierin jedenfalls die 
Möglichkeit einer universalen Organisation gegeben. 

Die offefibar bestgeleitete und erfolgreichste Angestelltenorgani- 
sation ist in Oesterreich der Reichsverein der Bank- und Spärkassen- 
beamten. Er ist eine radikale Gewerkschaft; Charakter und Tätig- 
keit wurden in früheren Chronikabschnitten eingehend geschildert, 
ebenso wie auch dort die Gründe angedeutet wurden, aus denen sich 
erklärt, daß die Bankbeamten in Deutschland die konservativste, 
in Oesterreich hingegen die radikalste Schicht bilden >). 

Der Krieg hat die Tätigkeit dieser Organisation nicht unter- 
brochen, im Gegenteil sie nach mancher Richtung hin gesteigert. 

Zunächst hat der Krieg Umfang und Finanzkraft des Reichs- 
vereins nicht zu erschüttern vermocht. Handelt es sich doch um 
eine sozial festgefügte Gruppe, deren einzelne Mitglieder die Zuge- 
hörigkeit zur Organisation und die Verbindung mit ihr aufrecht er- 
halten, auch wenn sie etwa in militärischer Verwendung stehen. Die 
Anzahl der militärisch eingezogenen Bankbeamten ist ziemlich er- 
heblich — ca. 50%, davon mehr als % in Offiziersrang (was gleichfalls ` 
für die Erfolge der Organisation in Kriegszeiten nicht gleichgültig ist ®). 

Die Mitgliederziffer der Organisation hat sich also nur unerheb- 
lich verändert; sie zählte am 30. III. 1914: I1 134, am 30. III. 1916: 
10 785 Mitglieder, also — 349°). 

Die Leistungen der Mitgliedschaft waren gerade im Kriege sehr 
erheblich. Namentlich die Einzahlungen zum Widerstandsfonds und 
zum Kriegsnotfonds beweisen das. Sie betrugen für den Notstands- 
fonds 336 000 K. im Berichtsjahr 1915/16. Der Widerstandsfonds, 
das materielle Rückgrat der Organisation, betrug im Frühjahr 1917: 
913 551 K. °), hat sich also noch im letzten Jahr, seit 30. IV. 1916, um 
ca. 120 000 K. vermehrt. Das Vermögen des Verbandes betrug im 
Frühjahr 1916: I 397000 K., wovon 793 000 K. Widerstandsfonds. 

Diese finanzielle Kraft ist es wohl in erster Linie, neben der 
geschickten Leitung des Verbandes, welche auch in Kriegszeiten 
sehr erhebliche Erfolge ermöglicht hat °). 

5) Vgl. die früheren entsprechenden Abschnitte der »Sozialpolitischen 
Chronik «. 

©) Der österreichische Bankbeamte, 7. VIII. 1916. 

7) Ebenda, 7. IX. 1916. 

8) Ebenda, 21. IV. 1917. 

9) Der Verband sucht auch sein Tätigkeitsgebiet auszudehnen, indem er 
nunmehr auch das nur für Kriegsdauer in die Banken eingestellte Personal zu 
organisieren begonnen hat. Der österreichische Bankbeamte, 7. VIII. 1916. 
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Das Hauptbestreben des Verbandes ging darauf, die Bezüge 
der Angestellten mit der wachsenden Teuerung in Einklang zu bringen. 
Das Organ des Verbandes ist daher gefüllt mit Nachrichten über 
Aktionen, welche eine Erhöhung der Teuerungszulagen bezwecken. 
Unter dem Druck der Teuerung — und man kann wohl auch an- 
nehmen der Organisation. — wurden tatsächlich sehr erhebliche Ge- 
haltsverbesserungen während des Krieges erzielt: Die Zulagen be- 
trugen zu Anfang des Jahres 1916 z. B. für verheiratete Beamte mit 
4 Kindern in einer großen Bank (Unionbank) ca. 150 K. monatlich, 
in der Oesterreich-Ungarischen Bank als einmalige Zuwendung 300 
bis 2000 K.; in einer dritten Bank, deren Gehaltspolitik von der 
Organisation als zufriedenstellend bezeichnet wird, für Verheiratete 
60 K., für jedes erwerbsunfähige Kind 1o K. monatlich. Die höchsten 
Teuerungszulagen betrugen also Anfang des Jahres 1916 1°): 
bis 125 K., außerdem noch Kinderzulagen von 12—15 K.; diese 
Sätze sind für Verheiratete üblich; die Zulagen für Ledige betrugen 
50—80 K.; 40—50 K. an Beamtinnen; 20—40 K. für die auf Kriegs- 
dauer Angestellten; alles monatlich berechnet. 

Um die Mitte des Jahres 1916 stiegen die Höchstzulagen für 
Verheiratete mit 4 Kindern schon auf 255 K. monatlich !!), und zu 
Beginn des Jahres 1917 waren in einer gutzahlenden Bank folgende 
Sätze erreicht ?3): 


a) Verheiratete Beamte mit wenigstens 5 Dienstjahren 250 K. + 28,33 K für 


w 


» » unter 5 » 225 K. `+ 28,33 K.g jedes 

> » währ. des Krieges eingetreten 125 K. + 28,33 K./ Kind 
b) Ledige Beamte und Beamtinnen 166.66 K. 
unter 5 Dienstjahren 83.— K. 


Dadurch wurden die Zulagen um durchschnittlich 50% erhöht. 
Diese Zulagen werden im Herbst I916 auf 10—15, in manchen 
Fällen sogar auf 20% vom Gehalt geschätzt; die Gehalte selbst sind 
durchschnittlich (im Vergleich zu den deutschen Bezügen) wahr- 
scheinlich höher. Allerdings stehen ihnen auch größere Preiserhöhungen 
gegenüber. Sie sind daher noch nicht zu einem Ruhezustand gelangt !3). 
Nur jetzt, während des Krieges, kann man annehmen, werden diese Zu- 
lagen als Teuerungszulagen akzeptiert. Nach dem Kriege dürfte eine 
starke Bewegung einsetzen, welche die Teuerungszulagen solange weiter 
behaupten will, als die Teuerung tatsächlich dauert oder nicht wesent- 


10) Diese Daten nach dem Oesterreichischen Bankbeamten, Io. I., 8. II. 
und 9. III. 1916. 

11) Ebenda. ı. VI. 1916. 

182) Ebenda, 21. IV. 1917. Die Erhöhungen in den gutzahlenden Banken 
sind wenige Monate später meist überholt und zur Norm für die weniger gut 
zahlenden geworden.- 

13) Vgl. einen sehr radikalen Aufsatz im Oesterreichischen Bankbeämten, 
ı2. XI. 1916. Es wird auf die Teuerung hingewiesen, welche 200 %, ausmache, 
dabei »türme sich eine Woge des Hasses gegen das Großkapital auf«e Die Be- 
amtenschaft »wird es nicht stumm hinnehmen, wenn sie als Lohn für alle ge- 
brachten Opfer Proletariat werden soll«. 
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lich abnimmt, und wahrscheinlich wird dann späterhin auch der 
Versuch einsetzen, diese Teuerungszulagen zu einem regulären Ge- 
haltsteil zu machen, was wegen der Bemessung des Ruhegehalts von 
außerordentlicher Bedeutung ist. 

Neben den Aktionen zur Erhöhung der Teuerungszulagen wurde 
die Fortbildung des Gehalts und die Weiterbildung zum automatischen 
(Zeit-) Avancement nicht unterbrochen. Die letzten beiden Groß- 
banken haben nunmehr auch das Zeitavancement akzeptiert. In 
der Anglo-Oesterreichischen Bank nach dem folgenden Schema +$): 


a) Beamte mit Freiwilligenrecht von 960 K. (1 Jahr) bis 7000 K. insges. (2r Jahre) 


b) » ohne > » 8o00 K. (I » ) » 5800 K. » (21 ») 
c) Beamtinnen mit Lyzeal- oder 

Handelsakademiematura g00 K. (1 > ) » 4140 K. » (20 ») 
d) Beamtinnen ohne diese 

Ausbildung » 720 K. (1 » ) » 3833 K. > (20 » } 


Ferner wurde in der Depositenbank, der Jletzten Großbank, das 
Zeitavancement eingeführt; die Gehalte steigen dort von 1480 K. 
als dem Ausgangspunkt bis auf 8970 K. in 27 Jahren +5). 

Auch Erhöhungen der Normalgehalte haben stattgefunden. So 
beträgt das Gehalt nunmehr in der Länderbank (die besonders gute 
Bezüge zahlt): 1800 K. (im ersten Jahr) bis 9350 K. (im 31. Jahr) 
für männliche Beamte; 1080—5220 K. für Beamtinnen. In diesên 
Ziffern sind die Weihnachtsremuneration (IO—15% des Gehalts) 
und die Kriegsteuerungszulage nicht inbegriffen. 

Endlich ist wichtig, daß — in derselben Bank — auch ein prin- 
zipieller Fortschritt in der letzten Zeit erzielt wurde !*). Die Direktion 
hat * aus eigenem Antrieb — eine größere allgemeine Remuneration 
bewilligt und verfügt, daß auch die zweite Hälfte des Quartiergeldes 
in die Pensionsgrundlage einbezogen werden soll, unter gleichzeitiger 
Uebernahme aller entstehenden Mehrbelastungen auf die Kassa 
der Bank. Damit ist eine Entwicklung angebahnt, welche verhütet, 
daß sich die pensionsfähigen Bezüge zu weit von den tatsächlich 
gezahlten Bezügen entfernen. 

Ferner ist in der Berichtsperiode auch eine günstige Entwick- 
lung des Anstellungsvertrags in einzelnen Instituten zu verzeichnen; 
so z. B. in der ersten österreichischen Sparkasse eine günstigere 
Regelung des Qualifikationswesens (die Crux der öffentlichen Be- 
amten) in eigenen Qualifikationskommissionen, in denen für ein 
sorgfältiges Verfahren Garantien gegeben sind '”). Allerdings sind auch 
Verschlechterungen nicht ausgeschlossen, wie die Tatsache einer 
wahrscheinlich zwischen den Wiener Großbanken bestehenden ge- 
heimen Konkurrenzklauselabrede zeigt !®). 


14) Ebenda, ı. VI. 1916. 
15). Ebenda, 12. X. 1917. 
16) Ebenda, 21. IV. 1917. 
17) Ebenda, 21r. IV. 1917. 
18) Ebenda, 31. III. 1917. 
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Dieselben Probleme beschäftigen naturgemäß auch die übrigen 
Angestellten von Großbetrieben, welche beamtenmäßigen Charakter 
erlangt haben oder anstreben. Das gilt in erster Linie von den Ver- 
sicherungsangestellten, bei denen sich die Unterschiede der Orien- 
tierung in Deutschland und Oesterreich-Ungarn gleichfalls deutlich 
zeigen. Die Organisation der Versicherungsangestellten ist ein Bei- 
spiel dafür, daß nicht bloß bei ökonomisch und sozial relativ hoch- 
stehenden Angestelltenschichten, wie es die Bankbeamten sind (bzw. 
durch die Organisation geworden sind), eine erfolgreiche, radikale 
Organisation möglich ist. Die Versicherungsbeamten gehören, wie 
ihre Gehaltsregelung zeigt, zu den schlechtbezahlten Schichten. Dem 
entspricht auch, daß die Teuerungszulagen weit hinter denen der 
Bankbeamten zurückbleiben. Sie betragen in den wichtigsten In- 
stituten im März 1917, auf den Monat berechnet !°): 


Für Ledige Für Verheiratete 
Gehalt: bis 1200 K. bis 2400K. bis 3600 K. bis 2400 K. bis 3600 K. bis 4800 K. 
Zulage: 16—44 K. 20—66 K. 30—ıooK. 30—100 K. 30—00 K. 30—120 K. 
Kinderzulage für jedes Kind 6—15 K. 9—15 K. 12—15 K. 


Die automatische Gehaltsvorrückung ist in den meisten Ver- 
sicherungsanstalten noch nicht erreicht, so daß hier die Avancements 
von Jahr zu Jahr neu geregelt werden müssen. Sie sollen sehr ge- 
ring sein und nur sehr unbeträchtliche Zulagen, meist als Teuerungs- 
oder Wohnungszulage bringen, um die Pensionsbemessungsgrundlage 
nicht zu erhöhen. 

Auch in dieser Organisation haben — ähnlich wie bei den Bank- 
beamten — trotz des Krieges Differenzen ernster Art nicht gefehlt. 

Das zeigt ein Vorfall in einer der größten österreich-ungarischen 
Versicherungsgesellschaften, der Riunione Adriatica di Sicurtä 2°). 
Den Ausgangspunkt des Konfliktes bildete eine relativ geringfügige 
Verminderung der Kriegsteuerungszulagen in einigen Gehaltsstufen, 
denen Erhöhungen in anderen Stufen gegenüberstanden. Die Be- 
amtenschaft, welche auch schon dadurch aggressiv gestimmt war, 
daß eine im Frühjahr 1914 gegebene Zusage auf Gehaltserhöhungen 
mit Hinblick auf die Kriegslage nicht eingehalten wurde, beantwortete 
diese Verminderung mit einem demonstrativen Schritt: sie wollte 
diese erste, verminderte Teuerungszulage nicht beheben. Nicht alle 
Ortsgruppen konnten für dieses Vorgehen gewonnen werden, doch _ 
gelang es, die Mehrzahl darauf wirksam zu verpflichten und auch 
die Oeffentlichkeit für die Gehaltsverhältnisse zu interessieren. Der 
Konflikt endigte mit einer Erhöhung aller Teuerungszulagen. Für 
ledige Beamte wurden anstatt 135/,: 18,52% des Gehalts gewährt, 
für verheiratete anstatt 20°/,: 27,77%, also im Durchschnitt um % 
mehr, bewilligt. Bemerkenswert ist an diesem Konflikt die Schnellig- - 
keit, mit welcher er durchgekämpft wurde, die erfolgreiche Ueber- 
windung der zum Teil erheblichen Schwierigkeiten und die Selbst-. 


19) Organ der Versicherungsangestellten, März 1917. 
2°) Ebenda, März 1917. 
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verständlichkeit, mit welcher die Organisation die Interessen ihrer 
Mitglieder vertreten konnte, ohne daß die Tatsache der Or- 
ganisation und ihrer Anerkennung irgend einem Zweifel unterliegen 
konnte. Das ist ein Symptom, daß der Organisationsgedanke bei 
selbst schwächeren Verbänden in Oesterreich größere Gewalt erlangt 
hat als in Deutschland. 

Das Gesagte muß zur Kennzeichnung der Organisationstätigkeit 
während des Krieges genügen. Man ist in Oesterreich also weit ent- 
fernt davon, den »mittelständischen« Charakter im Sinne der Har- 
monieorganisationen zu betonen, einen Burgfrieden anzuerkennen und 
von den »Ideen des Jahres 1914« eine Wendung in dem Verhältnis 
zwischen Prinzipalen und Angestellten zu erwarten. Dasselbe zeigt 
sich deutlich bei den technischen Organisationen. 

Der Bund der technischen Beamten Oester- 
reichs hatsich in den letzten Jahren ziemlich langsam entwickelt. 
Er ist die Parallelorganisation zum Bund der technisch-industriellen 
Beamten in Deutschland. Er zählte Ende 1915: 2826 Mitglieder ?!), 
wovon noch ca. 1500 vorhanden sind. Die übrigen stehen im Militär- 
dienst. Ungefähr % der eingelaufenen Mitgliederbeiträge müssen 
während des Krieges als Unterstützungen wieder bezahlt werden. 
Da durch das Kriegsleistungsgesetz die Freizügigkeit vermindert ist, 
so konnten mehrfache Verschlechterungen der Arbeitsverhältnisse 
nicht abgewehrt werden: so die Nötigung, Ueberstunden ohne be- 
sondere Bezahlung zu leisten, Streichung des Urlaubs (gegen Ent- 
schädigung) usw. Diese Verschlechterung des Dienstvertrags konnte — 
besonders in den Rüstungsbetrieben — nicht abgewehrt werden. So 
wird berichtet, daß die Vereinigten Maschinenfabriken A.-G. vorm. 
Skoda, Ruston, Bromowsky u. Ringhoffer mit Rückwirkung auf 
den 31. VI. 1915 eine neue Dienstordnung durchsetzten, nach welcher 
Ueberstunden »freiwillig« zu leisten sind, ohne Anspruch auf Ent- 
schädigung. Außerdem sollen sich die Angestellten im voraus ver- 
pflichten (wenn die Nachricht zutrifft), sich den ferneren, durch 
die Gesellschaft einseitig vorgenommenen Ergänzungen und Aende- 
rungen des Dienstvertrags zu unterwerfen ?*). Die Technikerorgani- 
sation ist — zumal in den Riesenbetrieben — offenbar zu schwach, 
um solche einseitige Veränderungen abzuwehren, und die einzige 
Hilfe in einem solchen Falle ist der Appell an die Militärbehörden, der 
aber in Oesterreich nicht so häufig oder nicht so erfolgreich zu sein 
pflegt. Auch der generell gefaßte Beschluß der Technikergewerk- 
schaft, in Hinkunft nicht nur mit Eingaben, sondern auch durch 
sdirekte Aktion« die Interessen ihrer Mitglieder zu vertreten, dürfte 
an der durch die Machtverhältnisse gegebenen Lage wenig ändern 23). 

Zum Schluß sei noch hervorgehoben, daß sich die radikalen 
Angestelltenverbände auch als Konsumenten zusammengeschlossen 


21) Deutsche Industriebeamtenzeitung, 28. IV. 1916. 
23) Ebenda, 16. II. 1916. 
23) Organ der Versicherungsangestellten, März 1917. 


Die Angestelltenbewegung und -Sozialpolitik in Oesterreich. 905 


haben im Reichswirtschaftsbund der Festbesoldeten. Dieser zählt 
ca. 150 000 Mitglieder ?*). Ob in ihm der Ausgangspunkt einer großen 
konsumgenossenschaftlichen Organisation erblickt werden kann, ist 
fraglich. Denn es bestehen ja auch in Oesterreich die Arbeiterkonsum- 
vereine, die an Mitgliederziffern weit überlegen sind, und daneben — 
namentlich in Wien — hochbürgerliche Konsumvereine, so daß die 
Bildung einer neuen @yganisation in ihrer Wirkungsmöglichkeit 
begrenzt ist. Sie trägt offenbar stärker ausgeprägten demokratischen 
Charakter und könnte die Ergänzung einer auf demokratischer Ver- 
fassung ruhenden wirtschaftlichen und politischen Organisation des 
Wiener Bürgertums und Mittelstands werden. 

Die Organisationsverhältnisse und die Möglichkeiten der Orien- 
tierung für die Angestellten sind also in Oesterreich in weit höherem 
Maße als in Deutschland noch im Fluß. Gerade deshalb ist viel- 
leicht die Entwicklung lebendiger und gerade deshalb auch kann 
man im ganzen eine Entwicklungsrichtung schon heute sehen, .wäh- 
rend in Deutschland die Widerstände des Gegebenen das Bild der 
Zukunft verschleiern. — l 


24) Der österreichische Bankbeamte, 7. VIII. 1910. 
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